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Bormwort, 


Indem ich diejes Lehrbuch des Sächſiſchen Privatrechts der Deffent- 
lichkeit übergebe, habe ich in dem Vorworte nur Weniges zu jagen. 

Mein Plan war vorzüglich darauf gerichtet, durch Jurüdführung 
der einzelnen VBorjchriften unjeres Rechts auf die höheren Brincipien 
der Nechtswilfenichaft dem Spiteme eine größere Abrundung und 
Berjtändlichkeit zu geben. Zu diefem Zwecke mußte ich nothwendig 
bei Lehren, welche auf rein pbilojophiicher Grundlage beruben, fort 
und fort auf das römische Recht, als das höchſte deal der prak— 
tiichen Rechtswillenjchaft, Bezug nehmen. Denn bat auch das rö— 
mijche Recht bei uns nicht mehr irgend eine gejeßliche Kraft, jo behält 
daffelbe doch in jo fern einen wiſſenſchaftlichen Werth, als der in ihm 
berrjchende Geift uns bei der praktiſchen Durchführung und Fort: 
bildung unferes Rechts als Xeitjtern dienen muß. Dagegen mußte 
ich die neuere juriftiche Literatur fait gänzlich unbeachtet laffen. Zwar 
verfenne ich nicht den hoben Werth, welchen vechtshiftorifche For: 
Ihungen und Meinungen der Rechtsiehrer haben können. Aber der 
neuen juriftiichen Yiteratur fehlt der innere Zufammenbang und das 
fie zu einem Ganzen verbindende einheitliche Ziel. Auch ift fie jo 
reichhaltig, daß es jehr oft jchwer fällt, bei dem Studium derjelben den 
zur Erfenntniß der wahren Rechtswiſſenſchaft erforderlichen freien Blick 
zu erhalten. Hätte ich midy nun darauf bejchräntt, das Material, 
welches die neuere Doctrin zu Tage gefördert hat, blos überfichtlich 
darzuftellen, jo würde damit Niemandem, am wenigſten dem praftifchen 
Juriſten, Etwas gedient geweſen jein, zumal ich nur Dasjenige hätte 
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wiederholen können, was man fait in jedem Gompendium findet. 
Hätte ich dagegen auf eine Verarbeitung des vorhandenen Stoffes 
eingeben wollen, jo würde das Lehrbuch an Ueberfichtlichkeit verloren 
und noch außerdem einen Umfang erreicht haben, welcher daſſelbe 
unnöthiger Weije vertheuert hätte. Am meijten babe ich geſchwankte 
ob es ziwedmäßig wäre, auf die umfaffenden Gejeßbücher Frankreichs, 
Preußens und Defterreichs, wenigjtens in der Richtung Rückſicht zu 
nehmen, daß auf die vorzüglichiten Unterjchiede derjelben von unjerem 
bürgerlichen Gejeßbuche aufmerkjam gemacht würde. Indeſſen bin id 
doch jchlieglich zu der Ueberzeugung gelangt, daß auch hierdurch ein 
wahrer Nugen nicht geichaffen werden könne. Denn etwas Vollſtän— 
diges hätte ich Doch nicht geben fönnen, und dem Beijpiele Anderer 
zu folgen, nämlich die inländifche Gejeßgebung durch Herabziehung 
der ausländijchen zu heben, halte ich nicht für würdig, Mir tft es 
um das wahre Necht, nicht um eine tendenziöjfe Vergleichung der einen 
Gejeßgebung mit der anderen zu thun; eine Gejeßgebung ijt nicht 
deshalb vollflommen, weil eine andere unvollkommen iſt. 


Dresden im Monat Mai 1872. 


Dr. Siebenhaar. 
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Cinleitung. 
Grfles Gapitel. 
Begriff und Muellen des Redts. 


8.1. 
I. Begriff des Rechts. 


Im weiteren Sinne ift Recht die Macht (Herrſchaft) der Perſon 
(des Rechtsſubjects) über die Sache (über das Rechtsobject). Im 
engeren Sinne iſt Recht die Macht der Perſon über die Sache, welche 
mit den, für das Zuſammenleben der Menſchen, als gleichberechtigter 
Perſonen, und für die dadurch bedingte Vertheilung der irdiſchen 
Güter unter dieſelben, gegebenen Vorſchriften in Uebereinſtimmung 
ſteht. Denkt man dieſe Vorſchriften als die Normen für die Macht 
der Perſon über die Sache, fo denkt man das Recht im objectiven 
inne. Denkt man die Macht der Perſon über die Sade in ihrer 
Uebereinftimmung mit jenen Vorjchriften, jo denft man das Necht im 
ubjectiven Sinne oder, mit anderen Worten, ein der Perſon zuftehendes 
Befugniß. » ° 

Anm. Das deutfche Wort „Recht“ ift nicht ganz gleichbedeutend mit dem 
lateiniſchen „jus“. Das lateiniſche Wort „jus“, welches von „jubere, jussus* ab: 
geleitet (nicht per metathesin aus „vis“ gebildet) ift, bedeutet eine ertheilte An- 
Ordnung und diefe Bedeutung liegt folgenden Redewendungen zu Grunde, „jus esse 
constitutum“, „jure quid fieri“, „juris et aequitatis rationem non pati“, „contra jus 
esse“ u. ſ. w. Außerdem hat das Wort „jus“ noch eine dreifache uneigent- 
liche Bedeutung. Erftens wird es gebraucht für die Kenntnif des Rechts (Rechts: 
wiſſenſchaft), 5.8. „jus est ars boni et aequi“, „juris peritus“, juris consultus“, „juri 
Operam dare“ (]. 1 pr. D. de just. et jure). Zweitens bezeichnet e8 das in den 
Rechtsvorſchriften begründete Befugniß der einzelnen Perſonen, z. B. wenn geſagt 
wird: „jus suum cuique tribuere?. (1.10, pr. D. de just. et jure, pr. J. de just. et 
jure), „nulli mortalium jus suum detrahi oportet“ (l.2 D. de his qui sui vel alien, 
jar.), „jura sanguinis“ (.8 D. de reg. jur.), „jus agnationis“ (l. 23 D. de adopt.), 
„Jus sui* (]. 1, 8.15 D, de agnosc, liberis). Drittens bedeutet „jus“ auch den 
Drt, wo Recht geſprochen wird, 3. B. „confessos in jure pro judicatis haberi* (I. unic. 


(od. de confessis), „si quis in jure interrogatus responderit aut non responderit“ 
Siebenhaar, Privatrecht, 1 
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(1.4, 8.1 D. de interrog. in jure faciend.), „in jus vocare, ducere, ambulare* ($. 3 
J. de poenis temere litigant.), Namentlih die zulegt angegebene Bedeutung bat 
das deutjche Wort „Recht“ nicht. 


8.2. 
Fortſetzung. 

Das „Recht“, wie es im vorigen 8. beſchrieben worden iſt, unter— 
fcheidet fich wejentlich von dem „NRechtsverhältniffe”. Unter dem „Rechts- 
verhältniffe” verjteht man nämlich die verfchiedene Geftalt, welche die 
Macht der Perſon über die Sade in den Verhältnifje zu anderen 
Perſonen annehmen fann. Das Nechtsverhältnig ſteht unter dem 
Rechte, diejes ift das bejtimmende, jenes das beftimmte. Ein Rechts— 
verhältnig, welches in concreter Gejtalt zur Erſcheinung fommt, ift ein 
„Rechtsfall“. Die Stufenleiter zwifchen Necht, Nechtsverhältnig und 
Rechtsfall ift nachſtehende: Das Recht beftimmt das Rechtsverhältniß, 
das für das Rechtsverhältnig beſtimmte Necht bejtimmt den Nechtsfall. 

Nechtsinftitut ift ein Nechtsverbältnig, welches anderen Rechts— 
verhältniffen gegenüber als ein befonderes gejegt und in den ihm 
eigenthümlichen Merkmalen unter das Recht gefaßt wird. 


Anm. Ich babe mit diefem S. dem verbreiteten Irrthume entgegenzutreten 
beabfichtigt, daß fih das Hecht nad dem Gange, welchen der Berfebr nimmt, zu 
richten habe und namentlich in gleichem Schritte mit dem Handel, welcher in unjerem 
Zeitalter einen großen Aufſchwung genommen bat, fortgebildet werde. Ein Kauf, 
welcher über eine Million Gentner Zuder oder Kaffee, zwiſchen Kaufleuten, mit 
Benutzung des Telegrapben, geichlofien wird, hat diejelbe rechtliche Natur, wie 
ein Kauf, welcher über eine einzelne Sache zwiſchen Nichtkaufleuten mündlich ge- 
ichloffen wird. Der Unterjchieb zmwifchen beiden Käufen kann nur darin bejteben, 
daß bei dem eriten zu der Beftimmung des Gegenstandes des KHaufes, des Zeit: 
punttes, mit welchem der Vertrag zu Stande gefommen tft, und der bedungenen 
Leiftung und Gegenleiftung Lebenserfahrungen und wohl auch technische Kenntnifje 
erforderlich fein können. Aber dies bat keinen Einfluß auf das Recht, fondern 
erjchwert nur böchftens die Subjumtion des einzelnen Falles unter das Recht. 
für die Gejeßgebung ift bier fein Feld. Denn nicht zu gedenken, dab es unmög- 
lich ift, den täglichen Verkehr in feiner Entwidelung zu firiren, jo müßte das 
Geſetz, welches bier eingriffe, unanwendbar werben, wenn ber Verkehr fich änderte 
oder Kunst und Wiſſenſchaft fortichritte. 

Ueberhaupt halte ih an dem Safe feit, daß das Recht die Normen giebt für 
das Leben und den menjchlichen Verkehr, nicht umgekehrt. Bei der Richtung, 
welche die heutige Jurisprudenz und Gejehgebung nimmt, fällt mir immer der 
Horayianiiche Ausſpruch ein: 

rusticus exspectat dum defluat amnis; at ille 
labitur, et labetur in omne volubilis aevum. 

Der Strom des Lebens und menjchlichen Verkehrs läßt ſich nicht dadurch 
erfaflen, dab man denfelben in dem Zuſtande des Stillftandes zu erforichen fucht. 
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II. Quellen des Rechts. 


Für das Recht eines Staates giebt es zwei Quellen, nämlich die 
Bernunft und die Gejeggebung des betreffenden Staates. Aus erfterer 
fließt das Vernunftrecht, aus letzterer das befondere (pofitive) Recht. 

Unter Vernunft verfteht man nämlich die Fähigkeit des Menfchen, 
aus den Gejegen, nach welchen ſich die Unendlichkeit in einer als Fort- 
ſchreiten zu immer größerer Vollkommenheit erfcheinenden Form entfaltet, 
den diejer Entfaltung des Weltalls zu Grunde liegenden Willen der Gott- 
beit zu entnehmen und ſich dieſen Willen als das für fein Denken und 
Handeln beftehende höchite Gebot zum Bewußtfein zu bringen. Um ein 
Bild zu gebrauden, die Gottheit redet in ihren Werken zu dem Menfchen 
durch die diefent gegebene Vernunft. Dies gilt namentlich auch von 
dem Rechte. Denn alle VBorausfegungen des Nechts, Perfon, als 
Rechtsjubject, Sache, als Nechtsobject, und Verhältniß mehrerer Ber- 
jonen zu demjelben Rechtsobjecte, find dadurch gegeben, daß mehrere 
gleichzeitig lebende Berjonen mit demfelben Nechte auf die zur Befriedig- 
ung ihrer Bebürfnifje dienenden Sachen vorhanden find. Das Recht, von 
welhem anzunehmen ift, daß es bei der durch die Coeriftenz der 
Menſchen begründeten Gollijion der Rechte in dem Rathſchluſſe der 
Gottheit gelegen habe, findet man, wenn man die in dem Begriffe der 
Berjon enthaltenen Rechte und die diefen Rechten entiprecdhenden natür- 
lihen Eigenſchaften der Sache analylirt und hiernach das Verhältniß 
beftimmt, in welchem die einzelne Perfon zu den mit ihr lebenden 
Perſonen in Beziehung auf die Saden ftehen fann. Die Mannid- 
faltigfeit der Rechte, zu deren Erkenntniß dieſe Betrachtung führt, wird 
noch vermehrt, wenn man das in der Perfönlichkeit begriffene Recht 
der Veräußerung in Berüdfichtigung zieht, indem fich daraus neben 
den Rechten, welche der Perfon über die Sache unmittelbar zufteben 
fünnen (abjolute Rechte), auch noch Rechte der Perſon über die 
Sache ergeben, für deren Berjchaffung eine andere Perſon haftet 
(Forderungen). 

Das Vernunftrecht, wie es vorjtehend den allgemeinjten Umriffen 
nach gefchildert worden ift, ſteht über der pojitiven Geſetzgebung des 
Staates; es iſt das Recht, von welchem der Apoftel Paulus in dem 
Briefe an die Nömer im 2. Gapitel, Vers 15 jagt: „daſſelbe jei dem 
Menſchen in das Herz’gejchrieben, jeder Menſch gebe davon Zeugniß, 
indem er, wenn er dagegen handle, ſich jelbjt antlage und wenn von 

1* 
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einem Anderen dagegen gehandelt werde, die Handlung verurtheile und 
ftrafbar finde.” Die pofitive Gefetgebung fann das Vernunftrecht 
ändern, die natürliche Freiheit des Menſchen aufheben oder bejchränfen, 
durch Bevorzugung gewiſſer Clafjen von Staatsbürgern die Rechts— 
gleichheit beugen und ſich den Geboten der Vernunft entziehen, aber 
fie foll dies nicht thun, ſondern das in die Bruft des Menſchen ge 
legte Recht zum Ausdrude bringen, einzelne Rechtsinftitute nad den 
praktiſchen Bedürfniffen ordnen, dem Nechte Geltung verichaffen und, 
ſoweit dies in dem ftaatlihen Leben möglih ift, Schuß angedeihen 
laffen, namentlich aber den Weg vorzeichnen, auf welchem erworbene 
Rechte, wenn fie verlegt werden, vor Gericht verfolgt und zum Aner- 
fenntniffe gebracht werden fünnen. 


Anm. Schon die römiſchen Juriften jegen das Vernunftrecht dem bejonderen 
Rechte des römijhen Staats gegenüber. So jagt Gajus in der 1.9 D. de just. 
et jur.: „ormnes populi, qui legibus moribusque reguntur. partim suo proprio, partim 
communi omnium hominum jure utuntur — — quod vero naturalis ratio inter omnes 
homines constituit, id apud omnes peraeque custoditur, vocaturque jus gentium, 
quasi quo jure omnes gentes utuntur.* Das jus gentium, welches die naturalis ratio 
zu feinem Grunde bat, ift das Vernunftrecht. Wenn aber gejagt wird, es jei 
diefes Recht allen Menſchen gemein und werde bei allen Völkern zur Richtſchnur 
genommen, fo ift dies nicht etwa jo zu verftehen, es fei ein Necht, welches jeinen 
Werth in feiner Anerkennung bei allen Völkern habe, fondern vielmehr fo, es fei 
ein Recht, welches bei allen Bölfern anerfannt werde, weil e8 auf der allen 
Menſchen gegebenen Vernunft berube. Während Gajus ın der angezogenen Stelle 
nur bon einem jus gentium und jus civile redet, theilt Ulpian in der 1. 1, SS. 2, 
3, 4 D. de just. et jure das Recht in drei Theile: „privatum jus tripartitum est, 
collectum etenim est, ex naturalibus praeceptis, aut gentium aut civilibus.“ Aber 
eine wirkliche Meinungsverfchiedenheit beſteht zwiſchen Gajus und Ulpian nidt. 
Denn Ulpian jtellt dem jus civile das Necht gegenüber, welches nicht das den 
Nömern eigenthümliche ift, unterjcheidet aber in dem jus gentium wieder das jus 
gentium im engeren Sinne und das jus naturale. Dieſe Eintheilung des jus gen- 
tium bat ihren Grund darin, daß es eine doppelte Art giebt, das Recht durch 
die Vernunft zu finden, nämlich die Erforihung des Zweckes, welchen die Gott: 
beit durch die allen lebenden Weſen eingepflanzten natürlichen Triebe, 5. B. Trieb 
zur Selbfterhaltung, zur Geſchlechtsverbindung, zur Fortpflanzung u. ſ. w. vor: 
gezeichnet hat, und die Erforſchung der Beftimmung des Menſchen aus anderen 
Erjbeinungen, melde nicht jo unmittelbar ihren Zweck in fi tragen, wie bie 
natürliden Triebe, denen jogar das Thier unbewußt und injtinktartig folgt. 
Denn, hätte Ulpian mit dem jus naturale lediglich auf die phyſiſche Nothivendig: 
keit hinweiſen wollen, welche den Thieren durch die Naturtriebe aufgelegt wird, 
jo hätte er nicht von einem jus naturale reden können, weil ein jus nur für bie 
mit Bernunft begabten Menſchen beiteben kann. 
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Zweites Capitel. 
Begriff des Privatredhts ?). 
8. 4. 


Unter Privatredt verfteht man den Inbegriff der Rechtsvorſchriften, 
welde die den Einzelnen unmittelbar zuftehenden Rechte zum Ge- 
genftande haben ?). Der Nahdrud liegt auf dem Worte „unmittelbar. 
Rechte fünnen nämlich den Einzelnen auch vermöge des öffentlichen Rech— 
tes zuftehben. Dies gefchieht aber nur mittelbar, nicht unmittel- 
bar. Denn das öffentliche Net ſteht zun ächſt dem Staate, als 
ſolchem, zu, erftredt jih aber mittelbar auch auf die Einzelnen, in 
fofern fie Glieder des Staates find und in diefer Eigenfchaft an den 
Rechten des Staates theilnehmen ). Man fann allerdings auch jagen, 
es babe der Staat ein mejentlihes Intereſſe an dem Privatrechte, 
weil er die Rechte der ‚Einzelnen zu ſchützen babe und fein eignes 
Wohl in Gefahr komme, wenn die Rechte der Einzelnen unſicher und 
ftreitig find. Aber diefes Intereſſe giebt dem Staate fein Recht, fon- 
dern begründet für denjelben nur die Verbindlichkeit, die Rechte der 
Einzelnen fiher zu ftellen und gegen fremde Eingriffe zu ſchützen. 

Iſt ein dem Einzelnen unmittelbar zuftehendes Recht nicht deß— 
halb ein öffentliches Recht, weil es unter dem Schuge des Staates 
fteht, fo ift auch ein öffentliches Necht nicht deßhalb ein Privatrecht, 
weil ein Einzelner fih nach der Staatsverfaffung in dem Gebraude 
defjelben befindet. Denn in dem legteren Falle leitet der Einzelne 
jein Recht immer nur aus dem öffentlichen Rechte ab, als der Quelle 
jeines Rechts, welches erhalten wird, jo lange die Duelle fließt, und 
aufhört, wenn die Quelle verficcht. 

1) Ih habe das Wort „Privatrecht“ beibehalten, weil es den Gegenſatz 
zu dem „öffentlichen Rechte” am beften angiebt und der mitunter in Vorichlag 
gebrachte Ausdrud „bürgerliches Recht“, follte er auch ſprachlich zu rechtfertigen 
fein, im gewöhnlichen Leben noch nicht recipirt iſt. 

2) 8.4 J. de just. et jure: hujus studii duae sunt positiones, publicum et pri- 
vatum. Publicum jus est, quod ad statum rei Romanae spectat, privatum, quod 
ad singulorum utilitatem pertinet, 

3) Diefe Theilnahme des Einzelnen an dem öffentlichen Rechte kann eine 
doppelte fein, je nachdem das öffentliche Recht ein der Geſammtheit der Staats: 
angehörigen gemeinichaftliches ift (jus commune oder jus utendi facultate publicum), 
oder dem Staate mit Ausichluß des Gebrauchs von Seiten der Staatdangehörigen, 


6 Einleitung. 


Die vom Rechte anerkannte Macht der Perfon über die Sache 
ift ein Privatrecht. Diefelbe kann die Sache felbft ergreifen, 3. B. 
Belig, Eigenthum, Recht an einer fremden Sade. Sie kann aber 
aud die vermittelmnde Thätigkeit einer anderen Perſon erfordern. 
Rehtsobject Fann aber immer nur eine Sade fein‘). Ein Recht der 
Perfon an einer anderen Perſon giebt es nicht ?). 


Drittes Gapitel. 
Quellen des Sächſiſchen Privatredhts. 


L Das bürgerliche Gefegbuch. 
8.5. 


Allgemeines. 


Die vorzüglichite Quelle des im Königreich Sachſen geltenden 
Privatrechts ift das bürgerliche Geſetzbuch, welches durch Verordnung, 
die Bublication des bürgerlichen Gejegbuchs betreffend, von 2. Januar 
1863, publicirt worden und zufolge der Verordnung, die Ein» und 
Ausführung des bürgerliden Geſetzbuchs für das Königreih Sachen 
betreffend, vom 9. Januar 1865, mit dem erjten März 1865 in 
Kraft getreten tft ?). Der bereits Ende des jahres 1860 den Stän- 
den vorgelegte Entwurf war in einer aus Deputirten des Königreichs 


als Einzelnen, zufteht. Bei der erfteren Art des öffentlichen Rechts befteht die 
Deffentlichleit darin, dak jeder Stantsangehörige (der einzelne nur foweit, als 
es ohne Berlekung der Rechte feiner Mitbürger geichehen fann) berechtigt ift, 
bei der letzteren darin, daf das Necht dem Staate im Gegenfate zu den in ihm 
verbundenen einzelnen Gliedern zuitcht, jollte auch ein einzelnes Glied nach der 
Berfafiung des Staates fih im Genuſſe des Rechts befinden. 

1) Die gangbare Anficht, das Recht habe Einfluß auf den menschlichen Willen, 
namentlich werde in den Obligationen der Wille des Schuldners dem Willen des 
Gläubigers untertvorfen, ift, ſofern man unter dem Willen eine innere Thätigfeit 
des Menſchen verfteht, unrichtig. Ein Recht ift nur denkbar an einer Sade und 
eine Obligation nur foweit denkbar, als es fih um das Recht an einer Sache 
handelt. 

2) Wie weiter unten gezeigt werden wird, maden von diefer Regel auch die 
Familienrecbte und das Erbrecht feine Ausnahme. 

3) Eine Handausgabe des Geſetzbuchs nebit Wort : und Sachregifter erfchien 
in der Roßberg'ſchen Berlagähandlung in Leipzig in erfter Auflage im Jahre 1863 
und in zweiter Auflage im Jahre 1865. 
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Sachſen und der Thüringifchen Staaten zufammengefegten Commiſſion!) 
berathen und verfaßt worden. Mit der Bublication ift jedoch nur 
das Königreih Sachen vorgegangen. Von den Thüringifchen Staaten 
bat, wenigftens zur Zeit, noch feiner das Gejetbuh angenommen ?). 

Die Sähfifhe Regierung hatte beabfichtigt, mit dem bürgerlichen 
Geſetzbuche zugleich eine bürgerliche Procefordnung in Kraft treten 
zu laffen und defhalb im Jahre 1864 dem Landtage einen Entwurf 
der bürgerlihen Proceßordnung vorgelegt. Aber der Yandtag hatte, 
namentlich mit Hinblid auf das baldige Zuftandefommen einer allge- 
mein deutichen bürgerlichen Proceßordnung, Bedenken getragen, den 
vorgelegten Entwurf zu genehmigen. Da es deſſen ungeachtet nicht 
für wünſchenswerth gehalten worden war, die Jnkrafttretung des be- 
reits publicirten bürgerlihen Geſetzbuchs noch weiter hinauszuſchieben, 
ſo hatte man die Regierung mittelſt ſtändiſcher Schrift vom 19. Juli 
1864 ermächtigt, diejenigen Beſtimmungen der im Entwurfe vorgelegten 
Gerichtsordnung über das Verfahren in nichtſtreitigen Rechtsſachen, 
welche zur Ausführung des bürgerlichen Geſetzbuchs nicht entbehrt 
werden könnten, vorbehältlich der Prüfung und definitiven Genehmi— 
gung derſelben durch die nächſte ordentliche Ständeverſammlung, pro— 
viſoriſch zur Publication zu bringen. In Deſſen Gemäßheit publicirte 
die Regierung die Vorſchriften, deren es zur Einführung und Aus— 
führung des bürgerlichen Geſetzbuchs bedurfte, ſoweit ſie materieller 
Natur waren, in der bereits oben erwähnten Ein- und Ausführungs— 
Verordnung vom 9. Januar 1865 und, ſoweit ſie eine formelle Natur 
hatten, in der Verordnung, das Verfahren in nichtſtreitigen Rechts— 
fachen betreffend, von demfelben Tage (f. g. proviforifchen Gerichts: 
ordnung). Später wurde dieſe proviſoriſche Gerichtsordnung von 
der Ständeverfammlung genehmigt, durch einige Zufäte vervoll- 
ftändigt und durch die Verordnung, die fernere Gültigkeit der Ber- 
ordnung vom 9. Yanuar 1865, jo wie einige andere Beltimmungen 
über das Verfahren in nichtftreitigen Nechtsjachen betreffend, vom 
3. Auguft 1868 definitiv zum Geſetze erhoben. 


1) Diefe Commiſſion wurde die Reviſions-Commiſſion genannt, weil fie die 
Aufgabe hatte, den von dem Geheimen Rath D. Held bearbeiteten, in Jahre 1853 
den Ständen vorgelegten, jedoch wieder zurücdgenommenen (erften) Entwurf zu revis 
diren. — Die Entſtehungsgeſchichte des bürgerlichen Geſetzbuchs findet man in den 
allgemeinen Motiven zu dem den Ständen vorgelegten (zweiten) Entwurfe. 

2) Der jehr verbreitete Glaube, daß ich der Berfafler des Geſetzbuchs ſei, 
findet darin feine Widerlegung, daß, wie bereits erwähnt, der Entwurf in einer 
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IL Syſtem des bürgerlichen Gefegbuchs. 
8. 6. 

Die pofitive Geſetzgebung fann einen doppelten Standpunft 
zu ihrem Ausgange nehmen. Sie kann rein logiſch verfahren, indem jie 
in einem fteten Yortjchreiten von dem Allgemeinen zu dem Bejondern 
die verfchiedenen denkbaren Nechtsgeftaltungen in ihrer juriftifchen 
Eigenthümtlichfeit zur Erkenntniß bringt. Cie fann aber aud in den 
verſchiedenen thatfählihen Berhältniffen, in denen die einzelnen Per: 
jonen in Beziehung auf das Nechtsobject zu einander ftehen, Das 
Recht aufjuhen, weldes darin concret geworden ift. Bon beiden 
Standpunften aus gelangt fie zu denfelben Nefultaten, weil die con» 
ereten Nechtsgeftaltungen nicht andere fein Fünnen, als die logiſch 
conſtruirten. Der Unterjchied ift nur der, daß, da die concreten Recht3- 
geftaltungen die logiſch conftruirten nie ganz erſchöpfen, eine Gejeß- 
gebung, welche die concreten Rechtsgeftaltungen zum Gegenftande ihrer 
Beftimmungen macht, in fofern jtetS unvollfommen fein wird, als das 
Recht in Nechtsgeftaltungen concret werden kann, auf welde die Ge- 
jeßgebung nicht Nücdjicht nehmen Eonnte‘, weil fie erjt fpäter mit den 
Fortichritten der Cultur und des Verkehrs in der ihnen eigenthüm- 
lihen Bejchaffenheit zur Erjcheinung gefommen waren, die logiſche 
Zergliederung der denkbaren Nechtsgeftaltungen dagegen ftetS auch die 
concreten Fälle, jo mannicfaltig fie auch in ihrer thatfähliden Er» 
ſcheinung fein mögen, in dem Nechtsbegriffe mit umfaßt. 

Der Standpunkt des bürgerlichen Geſetzbuchs tft der angegebene 
logifhe. Daſſelbe enthält nur Rechtsnormen, unter welche der con- 
crete Fall, nad) feiner Entkleidung von feinen factiſchen Bejonderheiten, 
zu fubjumiren ift, nicht Entſcheidungen für concrete Fälle in ihrer für 
das Recht unweſentlichen thatſächlichen Erfcheinung. Ein Auswendig- 
Commiffion berathen und verfaßt worden ift und ich erft, nachdem die Commij: 
fion bis zum $. 504 vorgefchritten war, an der Stelle des verftorbenen Geheimen 
Rath Dr. Held das Neferat übernommen habe. Aber auch in diejer Stellung 
bin ib durch die hervorragende Thätigkeit anderer Commiffionsmitglieder, na: 
mentlich des verftorbenen Oberappellationsgerichts-Präfident Dr. Ortloff in Jena, 
des verjtorbenen Appellationsgerichtö:Präfident dv. Criegern in Bauen, des ver: 
ftorbenen Geheimen Juftizrath Dr. Heeriwart in Eifenach, des gegenwärtigen Juftiz 
minifter® Dr. Schneider in Dresden, des Geheimenrath Dr. Marſchner ebendafelbit, 
des gegenwärtigen Oberappellationsgerichtö:Vicepräfidenten v. König ebenbajelbit, 
wejentlich unterftügt tworden. 
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lernen der einzelnen Paragraphen würde wenig nügen. Die Anwen- 
dung des Geſetzbuchs erfordert ein tieferes Studium des Ganzen in 
dem Geifte, welcher über den einzelnen Beftimmungen fteht und diefe 
einheitlich verbindet. Namentlich bleibt für den Nichter, welcher nad 
dem Geſetzbuche zu entjcheiden hat, Vieles zu denken übrig, weil die 
Subjumtion des concreten Falles nicht blos eine genaue Kenntniß der 
einſchlagenden gejeglihen Beftimmung, fondern aud Scharfiinn in der 
Scheidung des zufälligen IThatfächlichen von dem für die juriftiiche 
Beurtheilung Wefentlihen vorausſetzt. 

Dem bürgerlichen Geſetzbuche liegt nachftehendes Syftem zu Grunde: 

Erſter Theil: Allgemeine Bejtimmungen: 


1) von den Gefeten, 4) von den Rechtsgeſchäften, 
2) von den Perſonen, 5) von den Nechten, 
3) von den Sachen, 6) von der Sicherung, Verwahrung 


und Verfolgung der Rechte. 
Zweiter Theil: Sachenrecht. 
1) Beſitz, 
2) Eigenthum: 

a) Erwerb des Eigenthums an beweglichen, 

b) Erwerb des Eigenthbums an unbeweglichen Saden, insbe— 
fondere durch die Eintragung in das Grundbuh (ſ. 9. 
Ingroſſations- oder Grundbuchsſyſtem), 

c) Verluſt des Eigenthums, 

d) gerichtliche Verfolgung des Eigenthums, 

e) Miteigenthum, 

f) Verhältniß der benachbarten Grundſtücke. 

3) Pfandrecht, 
4) Reallaſten, 
5) Dienſtbarkeiten (Grunddienſtbarkeiten, perſönl. Dienſtbarkeiten), 
6) Baurecht und Kellerrecht. 
Dritter Theil: Das Recht der Forderungen: 

1) Allgemeiner Theil, 
2) Von den Verträgen und vertragsähnlichen Verhältniſſen, 
3) Forderungen aus unerlaubten Handlungen, 
4) Forderungen aus verſchiedenen Gründen. 

Bierter Theil: Familien» und Vormundſchaftsrecht: 
1) Eherecht, 
2) Verhältniß zwiſchen Eltern und Kindern, 
3) Vormundſchaftsrecht. 
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Fünfter Theil: Das Erbſchaftsrecht: 

1) Allgemeine Beftimmungen, 

2) Die geſetzliche Erbfolge, 

3) Die Erbfolge aus legten Willen, 

4) Erwerbung der Erbjdaft, 

5) Vermächtniſſe, 

6) Erbverträge und Erbverzichte, 

7) Pflichttheil, 

8) Recht auf erbloſe Verlaſſenſchaften. 

Die Faſſung des Geſetzbuchs iſt eine nur auf die Sache gerichtete 
und von dem Streben nach ſtyliſtiſchem Prunke freie. Fremdwörter 
ſind möglichſt vermieden. Nur ſolche Fremdwörter, welche ſich in der 
deutſchen Sprache eingebürgert haben oder deren Sinn nicht durch 
einen deutſchen Ausdruck vollſtändig wiedergegeben werden kann, z. B. 
Intereſſe, ideeller Theil (einer Sache), Analogie, Statut, Curs (des 
Geldes), Negatorienklage, Confeſſorienklage, Identität, ſind beibe— 
halten worden. Mitunter iſt dem deutſchen Ausdrucke der lateiniſche 
beigeſetzt, namentlich im Rechte der Forderungen, z. B. 88. 1173, 
1260, 1295. Dies iſt geſchehen, weil es die Stände, welche befürch— 
teten, es möchte ohnedem das Geſetzbuch nicht allgemein verſtändlich 
ſein, gewünſcht hatten. Dieſe Befürchtung hat ſich als unbegründet 
ergeben und läßt ſich nun auch nicht behaupten, daß die Zuſätze irgend 
einen Nutzen gehabt haben, ſo läßt ſich doch auch nicht ſagen, daß 
dadurch irgend ein Uebelſtand entſtanden ſei. 

Obſchon das Geſetzbuch von allen ſ. g. juriſtiſchen Kunſtausdrücken, 
die dem Nichtjuriſten unverſtändlich ſind, abgeſehen hat, ſo hat ſich 
doch bei deſſen Redaction nur im Erbrechte (man vergleiche 88. 2000, 
2001, 2002, 2004, 2005, 2006, 2061, 2564) die Nothwendigkeit er- 
geben, den Sinn, welder mit einem Ausdrude zu verbinden wäre, 
fejtzuftellen. 


II Gültigkeit des bürgerlichen Gefegbuche. 
8.7. 
Das bürgerlide Gejegbuh, weldes, wie bereits oben gedadıt, 
mit dem 1. März 1865 in Kraft getreten ift, hat in den Nechtstheilen, 


auf die ſich feine Beftimmungen beziehen, das bis dahin gültig gewe— 
jene Net, von dem angegebenen Zeitpunfte an, aufgehoben ). Da 


1) 8. 2 der Bublicationsverordnung: „Bon dem Zeitpunkte an, mit welchem 
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ſich das bürgerliche Geſetzbuch jedoch nicht, wie dies bei den deutfchen 
Bundesgejegen öfters gefchieht, rüdtwirfende Kraft beilegte, jo wurde 
fie feine Anwendbarkeit fein $. 2: 

Geſetze haben auf vorhergegangene Handlungen und vorher er- 

worbene Rechte feinen Einfluß, wenn nicht etwas Anderes be- 

ſtimmt oder nad dem Zwecke des Geſetzbuchs anzunehmen ift, 
von befonderer Bedeutung und um die Zweifel, welche die Frage der 
ſ. g. Retrotraction oder Nichtretrotraction der Geſetze hat, für das 
bürgerlihe Geſetzbuch abzufchneiden, fo wurden in den 88. 6 bis 27 
der Publicationsverordnung über die Anwendbarkeit des Geſetzbuchs 
auf vor dem 1. März 1865 liegende Fälle nachitehende Beſtimmungen 
getroffen: 

1) Die Handlungsfähigfeit der Perfon !) ift zu beurtheilen nad 
der Gejeßgebung, welche zu der Zeit gegolten, wo die Perſon gehan- 
delt hat ?). 

2) Ebenfo bejtimmt jih die Form der Nechtsgefchäfte nach der 
Gefeggebung, welche zu der Zeit gegolten hat, wo das Rechtsgeſchäft 
geichloffen worden tft ?). 

3) Bei den Rechten an Sachen (Eigenthum, Rechte an fremden 
Saden) ijt zu unterjcheiden zwifchen der Erwerbung und dem Ver: 
lufte und dem Imbalte und der Wirkung des Rechts an der Sache. 
das bürgerliche Geſetzbuch in Kraft tritt, werden alle biöher gültigen Beſtim— 
mungen des bürgerliden Rechts, welche in dem Geſetzbuche nicht aufgenommen 
oder im $. 3 nicht ausdrüdlich ausgenommen worden find, aufgehoben.“ 

1) Der Begriff der Handlungsfähigfeit wird im $. 81 des BGB.'s gegeben: 
„Handlungsfähig find nur Willensfähige. Handlungsunfähig find Diejenigen, welche 
im Kindesalter ftehen und Diejenigen, welche wegen Geifteögebrechen oder wegen 
eined anderen vorübergehenden Zuftandes des Vernunftgebrauchs beraubt find. 
Bei anderen Perſonen ift die Handlungsfähigfeit beſchränkt, wenn fie unter Bor: 
munbichaft ftehen o.er wenn ihnen bejondere Borfchriften gewiſſe Handlungen 
nicht geſtatten.“ , 

2) Man vergl. $. 6 der Rublicationsverordnung und dazu Commentar zu dem 
BGB. für das Königreih Sachſen, 2. Ausg., Bd. 1 ©. 10 fla. 

3) Man vergl. $. 6 der Publ.“V. und Commentar a.a.D. Nah dem BGB. 
wird ein Rechtögeichäft, bei welchem die zur Zeit der Schliekung deſſelben erfor: 
derliche gefegliche Form nicht beobachtet worben ift, nicht dadurch gültig, dab ein 
ipäteres Gefeh die Form ändert oder aufbebt. — Die Handlungsfähigkeit der Con: 
trabenten und die Form des Rechtögefhäfts ift auch dann nach den Gejeßen, 
welche zur Zeit der Schliekung bed Nechtögeichäfts gegolten haben, zu beur: 
teilen, wenn unter einer aufichiebenden Bedingung contrahirt worden if. Man 
vergl. Commentar Bd. 1 ©. 29 fig. 
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Für die Erwerbung und den Verluft des Rechts an der Sache tft die 
Gefepgebung maßgebend, unter deren Herrſchaft fih die Thatfache, 
aus welcher der Erwerb oder der Verluft des Rechts abgeleitet wird, 
ereignet hat. Dagegen find Inhalt und Wirfung des Rechts an der 
Sade nad der Gefeggebung zu beurtheilen, welche zu der Zeit gilt, 
wo 68 fih um eine Beftimmung derfelben handelt ?). 

4) Sp viel die Erfigung und Verjährung anlangt, jo bat das 
bürgerliche Geſetzbuch auf eine nad dem älteren Rechte vollendete Er— 
figung und Verjährung feinen Einfluß?). Iſt die Erfigung oder Ver- 
jährung noch nicht vollendet, fo ift in folgender Weiſe zu unterjcheiden: 

a) War die Erfitung oder Verjährung nad dem älteren Rechte 
ausgefchloffen, wurde fie aber in dem bürgerlihen Geſetzbuche 
zugelajjen, jo fann fie erft mit dem Zeitpunkte an beginnen, mit 
weldhem das bürgerliche Geſetzbuch in Kraft getreten ift ?). 

b) War die Erjigung oder Verjährung nad dem älteren Rechte zu— 
läffig, wurde fie aber in dem bürgerlichen Geſetzbuche ausge- 
Ihloffen, fo fann eine Erfigung oder Verjährung, welde nad 
dem älteren Rechte begonnen bat, von dem Zeitpunfte an, mit 
den das bürgerliche Geſetzbuch in Kraft getreten ift, nicht mehr 
vollendet werden *). 

c) Die Säge unter a und b gelten auch, wenn das bürgerliche Ge- 
jegbuh die Wirkungen einer (vollendeten) Erfigung oder Ver— 
jährung im VBerhältniffe zu dem älteren Rechte vermehrt oder 
vermindert hat’). 

d) Hat das bürgerliche Geſetzbuch die Erfordernifje der Erfigung 
oder Berjährung vermindert, jo kann eine Erfigung oder Ver: 

„ Jährung, welde nad dem älteren Nechte begonnen hat, auch nach 
dem bürgerlichen Geſetzbuche vollendet werden, wenn fie während 
ihres Laufes unter der Herrfchaft des älteren Nechts den ſtren— 
geren und während ihres Yaufes nach dem bürgerlichen Gefeß- 
buche den milderen Erfordernijjen entiproden hat ®). 

e) Hat das bürgerlihe Geſetzbuch die Erfordernijje der Erjigung 

oder Verjährung vermehrt, jo kann fie erjt mit dem Zeitpunfte 


1) Man vergl. 8. 7 der B.-B. und Commentar Bd. 1 ©. 11 fig. 

2) Dan vergl. $. 8 der B.-8. und Commentar Bd. 1 ©. 12 flg. 

3) Man vergl. 8. 9 der B.-B. und Commentar Bd. 1 ©. 12. 

4) Man vergl. $. 10 der B.-B. und Commentar Bd. 1 ©. 12 flg. 

5) Man vergl. SS. 11 und 12 der B.-B. und Commentar Bd. 1 ©. 14. 
6) Man vergl. 8. 13 der B.-B. und Commentar Bd. 1 ©. 15. 
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an beginnen, mit welchem das bürgerliche Geſetzbuch in Kraft 
getreten ijt, jollte auch eine nach dem älteren Rechte begonnene 
Erjigung oder Verjährung den Vorſchriften des bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs entſprochen haben '). 

f) Hat das bürgerlihe Gejegbuh neue Arten der Unterbrechung 
der Erjigung oder Verjährung eingeführt, oder nad) dem älteren 
Rechte ftatthafte Unterbredhungsarten aufgehoben, fo kann eine 
nah dem älteren Rechte begonnene Erſitzung und Berjährung 
auch unter der Herrichaft des bürgerlichen Geſetzbuchs vollendet 
werden, wenn fie weder in der Zeit ihres Laufes unter der 
Herrihaft des älteren Rechts auf eine von Ddiefem anerkannt 
gewefene Weife, noch in der Zeit ihres Laufes nad dem bür- 
gerlihen Geſetzbuche durch eine den Vorſchriften dieſes ent- 
iprechende Handlung unterbrochen worden ift ?). 

g) Hat das bürgerliche Geſetzbuch, ohne an den Erfordernifjen der 

Erfigung oder Verjährung Etwas zu ändern, die Erſitzungs— 

oder Berjährungszeit verlängert, jo kann eine Erfigung oder 

Verjährung, welche nad dem älteren Rechte begonnen hat, auch 

nah dem bürgerlihen Gejegbuche vollendet werden, wenn von 

ihrem Beginne an die verlängerte Erfigungs- oder Verjährungs- 
zeit abgelaufen ift ?). 

Hat das bürgerlihe Gefegbuh, ohne an den Erfordernifien der 

Erfigung oder Berjährung Etwas zu ändern, die Erfigungg - 

oder Berjährungszeit abgekürzt, jo kann die unter der Herrfchaft 

des älteren Rechts abgelaufene Erſitzungs- oder Verjährungszeit 
nur dann berüdfichtigt werden, wenn fie mit Hinzurechnung der 
nad dem bürgerlichen Gefepe liegenden Zeit die nach dem älteren 

Rechte erforderlich gewejene längere Erfigungs- oder Verjäh— 

rungsfrift erfüllt‘). 


h 


— 


1) Dan vergl. $. 14 der P.“V. und Commentar Bd. 1 ©. 14 flg. — Die 
SS. 262, 578, 581 enthalten nicht Erfordernifje der Erfigung oder Verjährung, 
fondern nur Beweisregeln und finden daher auch auf frühere Fälle Antvendung. 

2) Man vergl. 8. 15 der B.-B. und Gommentar Bd. 1 ©. 16. 

3) Man vergl. 8. 16 der P.V. und Commentar Bd. 1 ©. 16. 

4) Man vergl. S. 17 der B.-B. und Commentar Bd. 1 S. 17. — Bon felbft 
verftebt es ſich, daß der Erfigende oder Verjäbrende die Wahl hat, ob er in 
einem Falle, wo feine Erfigung oder Berjährung nach dem älteren Rechte begon— 
nen und nach dem jpäteren Gejege fortgejegt worden ift, die Zeit vor und 
nah dem fpäteren Gejege zuſammenrechnen will, um dadurch die nach dem 
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5) Sp viel die Forderungen anlangt, jo tft für die Frage, ob eine 
Forderung begründet, gültig und wirkſam ſei, für melde VBerfchul- 
dung der Schuldner bafte, welche Wirkungen die beigefügten Zeitbe- 
ftimmungen und Bedingungen haben, welche Folgen fih an den Ber- 
zug des Schuldners in der Erfüllung und an den Verzug des Gläu- 
bigers in der Annahme fnüpfen, unter welden VBorausfegungen ge- 
fündigt werden fünne, ohne Unterfchied des Entftehungsgrundes der 
Forderung das Necht maßgebend, welches zur Zeit ihrer Entftehung 
gegolten hat!). Insbeſondere wird eine Forderung, welde nach dem 
älteren Nechte nichtig oder anfechtbar gewefen ift, nicht dadurch gültig 
. oder unanfechtbar, daß das bürgerliche Geſetzbuch den Grund, aus 
welchem die Forderung nach älterem Nechte nichtig oder anfechtbar 
gewejen ift, nicht anerkannt bat). Hat jedoch das bürgerliche Ge- 
jegbuch neue Gründe der Erlöfhung der Forderungen eingeführt, jo 
findet daſſelbe aub auf nah dem älteren Rechte entjtandene Forde- 
rungen Anwendung, wenn der Erlöſchungsgrund nah dem 1. März 
1865, als dem Tage der „nkrafttretung des bürgerlichen Geſetzbuchs, 
entſtanden ift ®). 


älteren Rechte erforderlich gewvefene längere Erfitungs: und Berjährungsfrift zu 
erfüllen, oder ob er lediglich darauf Bezug nehmen will, daß feine Erfitung oder 
Verjährung nad dem bürgerlichen Geiegbuche durch Ablauf der von dieſem be: 
ftimmten fürzeren Erjigungs: oder Verjährungszeit vollendet worden fei. Im 
8. 17 der B.:3. wird ihm aber dieſes Wahlrecht, auf welches die 85. 699, 700 
des BGB.'s Anwendung finden, noch ausprüdlich gegeben. 

1) Man vergl. $. 18 der B.:3. und dazu Commentar Bd. 1 ©. 17 flg. — 
Da das bürgerlihe Geſetzbuch in dem Nechte der Forderungen an dem älteren 
Nechte wenig geändert hat, fo ift der $. 18 der B.:®., wenigſtens bis jet, nur 
felten zur Anwendung gelommen. Namentlich gilt died von dem Berzuge und es 
bat daher die Anficht, es feien die Folgen des Verzuges nad dem Rechte ber 
Zeit des Eintrittes deffelben zu beurtbeilen (man vergl. Förfter, Theorie und 
Praris des heutigen gemeinen PBreußiichen Privatrehts Bd. ı S.41), für Sadien 
feine praftifche Bedeutung. Indeſſen mag bier bemerkt werben, daß dieſe Anficht 
unzweifelhaft unrichtig ift. — Der $. 18 der P.-V. gilt auch bei der Prolonga: 
tion eines Pacht- oder Miethvertrages. 

2) Man vergl. 8. 20 der B.:B. und Gommentar Bd. 1 ©. 21. Die haupt: 
ſächlichſten Fülle, in welchen der $. 20 der P.:B. Anwendung findet, find vor 
dem bürgerlichen Gejegbuche entftandene Forderungen, melden die exceptio SC, 
Macedoniani und exceptio laesionis enormis entgegenfteht. 

3) Man vergl. $. 19 der B.:B. Bon dem bürgerlichen Geſetzbuche neu ein: 
geführte Erlöſchungsgründe der Korderungen find 3. B. die Verjährungsfälle in 
SS. 1069, 1174, 1261 ded BGB.s. 
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6) Die auf die Familienverhältnifje, 3. B. Ehe (deren Gültigkeit), 
väterlihe Gewalt, Vormundſchaft, Unterhaltspflicht der Eltern und 
Kinder, bezüglichen Borjehriften des BGB.’S finden Anwendung ohne 
Unterfchied, ob das Familienverhältnig vor oder nad dem Zeitpunfte 
der Inkrafttretung des Geſetzbuchs entitanden ift. Daffelbe gilt von 
den Alimentationsanjprühen der außerehelihen Kinder gegen ihren 
außerebelihen Vater, felbjt wenn die außerebeliche Geburt vor dem 
angegebenen Zeitpunfte liegt, vorausgejegt, day über die Ansprüche 
nicht bereits entjchieden oder ein Vergleich gejchlojjen worden ift!). 

7) Die gejegliche Erbfolge ift nach der Gejebgebung zu beur- 
theilen, welche zu der Zeit gilt, wo der Erblaſſer gejtorben ift?)., 4 

8) Sit ein legter Wille vor dem bürgerlichen Gejegbuche errichtet, 
der Erblafjer aber erit nach dem bürgerlichen Geſetzbuche geftorben, 
jo jind die Fähigkeit des Erblajjers zur Errichtung des legten Willens 
und die Form des legten Willens nah dem älteren Rechte, dagegen 
der Inhalt des legten Willens, insbefondere ob dadurch Pflichttheils— 
rechte verlegt worden find, und die Fähigkeit des Bedachten zur Er- 
werbung aus einem legten Willen nah dem bürgerlichen Geſetzbuche 
zu beurtbeilen °). 

9) Boritehende Grundfäge gelten auch, wenn ein Erbvertrag vor 
dem bürgerlihen Gefegbuche errichtet, der Vertragserblafjer aber erft 
nah dem bürgerlichen Gejegbuche geftorben ift*). 

10) Die Vorjcriften des bürgerlichen Gefegbuchs über das ehe— 
lihe Güterreht finden auch auf Ehen Anwendung, melde vor dem 
1. März 1865 geſchloſſen worden find). 

11) Die Beftimmungen des bürgerlichen Geſetzbuches über die 
Prliht zur Ausftattung in den 88. 1660 bis 1666 finden nur An- 
wendung auf Ehen, welche nad dem bürgerlichen Geſetzbuche geſchloſſen 
worden ſind ®). 

1) Man vergl. $. 21 der B.:B. und Commentar Bd. 1 ©. 21 flg. und ©. 25. 
Namentlich handelt es fich bei den Alimentationsanfprücen des außerehelichen 
Kindes um die Anwendbarkeit der das ältere Recht ändernden Paragrapben 1859, 
1862, 1872, 1874 des BGB.S3 (man vergl. Annalen N. 5. Bd. 1 ©. 395 flg., 
Bd. 3 S. 45 und ©. 137). 

2) Man vergl. $. 22 der B.:B. und Commentar Bd. 1 ©. 22 fig. 

3) Man vergl. $. 23 der B.:B., 88. 2073, 2008, 2565, 2594 des BGB.'s 
und Gommentar Bd. 1 ©. 23. 

4) Man vergl. $. 24 der B.:B. und Commentar Bd. 1 ©. 23 fla. 

5) Man vergl. $. 25 der B.-B. und Commentar Bd. 1 ©. 24. 


— 


6) Man vergl. 3. 26 der B.:B. und Commentar Bd. 1 ©. 25. 
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12) Die Vorſchriften des bürgerlichen Geſetzbuchs über die Schei- 
dung der Ehe gelten auch für Ehen, welche vor dem bürgerlichen Ge- 
ſetzbuche geſchloſſen worden find '). 


IV. SInterpretation des bürgerlichen Geſetzbuchs. 


8. 8. 


Zu den betrübenden Erjcheinungen unferer Zeit gehört auch die, 
daß, wenn ein etwas umfänglicheres Gefeß publicirt wird, das Heer 
der ſtets fertigen Schriftiteller über die Berathungsprotocolle, die Mo- 
tiven und Landtagsacten berfällt, und daraus Ertracte macht, um, 

"pie man wenigjtens glaubt, das Verſtändniß des Gefeges dadurch zu 
erleichtern. Diefem Beginnen liegt ein doppelter Irrthum zu Grunde, 
nämlih erſtens der, es begreife die Rublication des Gefeges eine 
Sanction der bei den Vorarbeiten aufgeftellten Anfichten, und zwei» 
tens der, es handle fih nicht um die Interpretation des Geſetzes, 
jondern um die Ermittelung der Gründe, melde für die legislato- 
riſchen Factoren bei der Abfaffung des Gefeges maßgebend geweſen 
find. Während es bei der Interpretation des Gejeges nur darauf 
anfommen kann, den Willen feitzuftellen, welchen der Gefeßgeber in 
dem Gejege ausgeſprochen hat, und die Vorarbeiten nur dazu dienen 
fönnen, in den Fällen, wo die interpretation des Gejetes zweifelhaft 
ift, den Willen, von dem es wahrſcheinlich ift, daß ihn der Geſetz— 
geber ausgeſprochen babe, zu ermitteln, kehrt man das Berhält- 
niß um, indem man die Vorarbeiten für das Weſentliche, dagegen 
das Geſetz jelbit für etwas Unweſentliches anfieht, welches nur in 
ſoweit zu berückſichtigen iſt, als es mit den Vorarbeiten übereinftimmt 
und deren Sinn wiedergiebt. Hiermit untergräbt man die Auctorität 
des Geſetzes, weil man nicht darauf fieht, was dieſes ausgeſprochen 
bat, fondern, unbefümmert um den Ausjprud des Gefetes, der An- 
fiht Gefetesfraft beilegt, welche bei der Berathung und Abfafjung 
des Geſetzes geäußert worden ift, follte fie auch in das Gejeg nicht 
übergegangen, oder wohl gar in demfelben das Gegentheil bejtimmt 
worden fein. Man fragt mit Necht, melden Zweck die Publi- 
cation des Gejetes haben foll, und warum nicht ftatt des Geſetzes 
die über deſſen Berathung und Abfaffung vorhandenen Protocolle ges 
drudt werden, wenn das Geſetz etwas Weiteres nicht ift, als eine 
Zufammenftellung der Anfichten Derjenigen, welche das Gejeg be 





1) Man vergl. $. 26 der P.:B. und Commentar Bd. 1 ©. 25 jlg. 
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rathen und abgefaßt haben, wenn das Geſetz nur gilt, ſoweit es mit 
diefen Anſichten übereinftimmt, dagegen diefe Anfichten felbft dann 
gelten, wenn fie in das Gejeg nicht aufgenommen worden find. 

Das bürgerlihe Geſetzbuch ift in einer Commiffion berathen und 
abgefaßt worden und hierüber erijtiren mehrere Bände Protocolle') ; 
dafjelbe ift mit Motiven) dem Xandtage vorgelegt und von dem 
Landtage mit einigen Aenderungen angenommen worden, und aud) 
hierüber eriftiren Acten. Läßt fich nun auch nicht gerade ganz in Abrebe 
ftellen, daß bei der interpretation des bürgerlichen Geſetzbuchs unter 
Umftänden auf die über deſſen Abfaffung vorhandenen urkundlichen 


1) Die Commiffionsprotocolle find in obngefähr 100 Exemplaren chalkogra⸗ 
pbirt worden. So viel mir befannt ift, find nur nod wenige Exemplare vor: 
handen. Giner größeren Verbreitung der Protocolle durh Drud kann irgend ein 
Bedenken nicht entgegenftehen. 

2) Die Motiven find von mir abgefaßt und ald Anhang des Entwurfs mit 
fortlaufender Seitenzahl unter bem Titel Specielle Motive und Bublicationd:Ber: 
ordnung zu dem Entwurfe u. ſ. w. im Jahre 1861 in der Meinhold'ſchen Hof: 
buchdruderei erjchienen. — In der Sammlung von Abhandlungen der Milglieder 
der Juriftenfacultät zu Leipzig Bd. ı ©. 151 jagt v. Wächter über biefelben: 
„es bat die kurze Zeit, melde für die Abfajjung der Motive eingeräumt worden 
ift, auf die Arbeit nadiheilig einwirken müſſen, fie tragen die Spuren ber Eile 
an fih und ftehen mitunter auch geradezu in Widerſpruch mit dem Inhalte des 
Entwurfs, ſehr ftreng urtheilen über diefelben Unger, ver revidirte Entwurf 
eined bürgerlichen Geſetzbuchs für das Königreih Sachſen, kritiſch beſprochen 
Zeipzig 1861 und Arndts in der allgemeinen Defterreichiihen Gerichtäzeitung, 
1861 Nr. 55 59.” Hieran ift nun ſoviel wahr, daß ich zu der Abfafjung der 
Motiven nicht ganz zwei Monate Zeit gehabt habe. Deſſen ungeachtet möchte ich 
bezweifeln, dab die Motiven die Spuren der Eile an fih tragen, weil ich im 
Weſentlichen nur die Berathungen und Beichlüfie der Commilfion zufammen ge: 
ftellt babe. Entjchieden muß ich aber den Vorwurf ablehnen, dab die Motiven 
mitunter geradezu in Widerſpruch fteben mit dem Inhalte des Entwurfs, Beweiſe 
bat v. Wächter, wie mir jcheint, nicht geliefert. Denn wenn er bei der Kritiſirung der 
Beitimmungen des BGB.3 über das j. g. Bau: und Kellerrecht wiederholt auf 
Irrthümer aufmerffam zu machen verjudt hat, deren ich mich in den Motiven 
ſchuldig gemacht haben joll, fo ift dieß bei den eigenthümlichen Anfichten, melde er 
fih über das Jnftitut des ſ. g. Bau: und Kellerrechtö gebildet hat, ganz na: 
türfich. Bon feinem Standpunkte aus mußte ihm das von mir Gefagte nothiwendig 
als ein Irrtum erjcheinen. Schmerzlich berührt hat mich endlich die Beziehung 
darauf, daß Unger und Arndts über die Motiven ftreng geurtbeilt haben. 
Sol damit gelagt fein, dab Unger und Arndts dajjelbe Urtheil, welches er, 
v. Wächter, in milder Form ausfpreche, in einem mich beleidigenden Tone 
abgegeben haben, jo wäre dieje Bemerkung wohl befjer meggeblieben. Soll damit 
gelagt jein, daß das Urtheil, mweldes er, v. Wächter, ausſpreche, in ben 

2 


Sieben haar, Privatrecht. 
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Nachrichten zurüchugehen fein Ffann!), fo hoffe ih doch, daß dies 
jelten nöthig fein werde, und wünſche mwenigitens, daß, wenn es ges 
ichieht, e8 zu dem Zwecke geſchehen möge, das Geſetzbuch auszulegen, 
nicht zu dem Zwecke, etwas demfelben Fremdartiges hineinzulegen. 

Das bürgerliche Geſetzbuch iſt nah den Negeln der Wiſſenſchaft 
aus fich jelbit zu interpretiren und zwar als ein Geſetz, mweldes in 
dem inneren Zufammenbange, nicht in der äußeren Zujammenjtellung 
feiner Beftimmungen fein Spitem bat. Die Schwierigfeit der Ab- 
faffung eines Geſetzbuches liegt nämlich nicht in dem Auffinden der 
einzelnen Säte (das logiſche Denken kann nie irre führen), ſondern 
in der Redaction des Gefeßes, wenn fie den Anſprüchen, melde an 
fie gemacht werden, entſprechen fol, dat ſchon aus der Faſſung der 
einzelnen Beitimmungen der innere Zufammenbang hervorgeht, in 
welchem diefelben zu einander ftehen. Unferer Sprache gebt aber die 
juriftiiche Bildung ab, wovon der Grund nicht ſowohl darin zu ſuchen 
ift, daß fie nach diefer Richtung nicht bildfam fei, al$ vielmehr darin, 
daß man jie nicht gebildet, fondern mit dem römischen Rechte auch die 
römische Diction aufgenommen bat. Ein in deutjcher Sprache abge— 
faßtes Geſetzbuch mird daher wegen des Mangels einer den materiellen 
Vorſchriften ganz entjprehenden Diction, menigftens fo lange, als 
fih der juriftiiche Spracgebraud in Deutſchland noch nicht feftgeftellt 
hat, immer an Unvolllommenbeiten leiden. Bei der Abfafjung des 
bürgerlichen Geſetzbuchs ift man ſich der Schwierigkeiten der Nedaction 
ganz Klar bewußt gewejen und man hat gerade auf deren Ueberwin— 
dung eine befondere Sorgfalt verwendet. "Deffenungeachtet läßt die 
Nedaction immer noch Manches zu wünſchen übrig und reift man 
die einzelne Beſtimmung aus ihrem Zufammenbange, fo wird es jehr 
oft nicht möglich fein, den Sinn fo vollftändig zu erfaflen, daß ein 
gegebener Fall in dem Geifte des Geſetzbuchs darnach entjchieden mer- 


gleihen Urtheilen Ungers und Arndts feine Beftätigung finde, jo wäre dies 
eine Beweisführung, melde hier faum am Drte fein dürfte, weil Unger und 
Arndts ungerecht gegen mich geweſen find. 


1) Ueber die Bedeutung der Motiven vergl. Poſchmann in den Annalen 
N. F. Bo. 1 ©. 1 lg. — Wenn dv. Wächter a. a. D, jagt, „die Motiven wur: 
den weder vom Königlichen Juftizminifterium noch von der Commiſſion berathen, 
geben aljo weder Motive der Königlichen Regierung, noch eine Arbeit der Com— 
miffton, jondern nur die Arbeit des Referenten“, jo ift dies nicht thatfächlich ber 
gründet. Cine Privatarbeit von mir würde der Landtag gar nicht angenommen 
haben. 
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den fann. Aber die Dumnfelbeiten und Zweifel, welche fich bei einer 
jolden einfeitigen interpretation des Geſetzbuchs ergeben, werden ger 
boben werden, wenn man das ganze Gefegbuch ftudirt und in deſſen 
Geift einzubringen fucht, ohne daß es nöthig fein wird, auf die An- 
fihten, die bei der Berathung aufgeftellt worden find, zurüdzugehen 
und unter diefen derjenigen einen Werth für die Interpretation beir 
zulegen, welde bei einer Abftimmung die Stimmenmehrzahl gehabt 
bat. Denn, wie bereit oben erwähnt worden iſt, das Geſetzbuch ijt 
publicirt worden, nicht Die Anficht Derjenigen, welche dafjelbe bear- 
beitet haben. 


8.9. 
Fortſetzung. 


Ein Geſetzbuch kann die Rechtsſätze nicht ſo ſpecialiſiren und die 
denkbaren Fälle, in welchen das Recht concret werden kann, nicht jo 
bi3 in die Einzelnheiten verfolgen, daß nie ein Nechtswerhältnik vor— 
fommen fünnte, zu deſſen Beurtheilung nicht eine noch jpeciellere Auf- 
löſung des Nechtsfages und eine noch feinere Unterjcheidung der juri- 
ftiihen Eigenthümtlichfetten der denfbaren concereten Fälle erforderlich 
fein könnte. Zwar wird es ſich in der Regel bei den Rechtsverhältniſſen, 
weldhe man für jo eigenthümliche hält, nur um die Subjumtion des 
Rechtsfalles unter das Geſetz handeln und dies gilt namentlich von 
den Rechtsverhältniffen, welche dadurch entitehen, Daß das jociale 
Leben fih ändert, in den Naturwifjenfchaften neue Entdedungen ge» 
macht werden, Künfte und Wiſſenſchaften fortichreiten und Handel 
und Berfehr einen größeren Auffhiwung nehmen. Dieje Fälle habe 
ih nicht im Sinne, weil ſich das Recht nit dadurch ändert, 
dab ih die thatfächlihen Nebenumftände ändern, unter welchen 
es in die Erſcheinung tritt. Wohl aber ift es denkbar, Daß 
das Geſetzbuch einen Nechtsbegriff nicht vollſtändig logiſch zerglie- 
dert oder dab es die denkbaren Nechtögeftaltungen nicht erjchöpft 
bat. Finden fich dergleihen Lüden, jo würde die logijhe Opera, 
tion, welche das bürgerlihe Geſetzbuch unterlafjen bat, nachzu— 
bolen fein. Ein Fehlgehen ift hierbei nicht möglid. Auch wäre 
es wohl mitunter rathſam, in Fällen diefer Art auf das römijche 
Recht zurüczugehen, fo fern es jih um Folgejäge aus einem höheren 
Principe handelt, weldes im römischen Rechte gegolten hat und von 


dem bürgerlichen Geſetzbuche ebenfalls anerkannt worden ift. 
9% 
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Da das bürgerlide Geſetzbuch mit dem biftorifhen Rechte ger 
broden bat, fo verfteht es ſich von felbit, daß für deſſen Interpre⸗ 
tation das ſ. g. gemeine Recht feinen unmittelbaren, fondern nur 
einen mittelbaren Werth injofern hat, als es in jeiner wiflenjchaft- 
lihen Ausbildung das deal für die pofitive Gejeßgebung if. Na— 
mentlih ift es ein völlig unzwedmäßiges Verfahren, wenn bei der 
Beiprehung der hergebrachten Gontroverjen die Vorſchriften des Ge- 
jegbuhs unter den Meinungen der Rechtslehrer angeführt werden, 
weil das bürgerlihe Gejegbuh, in den freilih nur engen Grenzen 
feiner Gültigfeit, die in dem j.g. gemeinen Nechte vorhandenen Con+ 
troverjen definitiv entjhieden, nicht blos den Meinungen der NRechts- 
lehrer eine neue beigefügt hat. Allerdings ift es nicht ausgefchloffen, 
daß fih auch bei der Anwendung des Geſetzbuchs Meinungsverfchieden- 
heiten ergeben werden, objchon dies in dem mehr als jehsjährigen Zeit- 
raume feiner Gültigkeit noch nicht der Fall geweſen ift. Aber die Con- 
troverfen des Geſetzbuchs werden ganz andere fein, als die Gontro- 
verjen des gemeinen Rechts. 


V. 2iteratur des bürgerlichen Gefegbuchs, 
8. 10. 
Kritifen des Entwurfs. 


Der den Ständen vorgelegte Entwurf des bürgerl. Geſetzbuchs fand 
Gegner auch unter den Theoretifern, welche zu fürchten fchienen, daß ihre 
Intereſſen duch das Zuftandefommen des Gefegbuchs auch felbit dann 
in Gefahr kommen könnten, wenn fich dafjelbe nur auf das König- 
reich Sachſen bezöge. Als Sprecher diefer mehr im Auslande, als 
in Sachſen verbreiteten Partei trat Unger auf, melder befanntlich 
der Defterreichifchen Jurisprudenz infofern einen üblen Dienft er- 
wiefen hat, als er in feinem Werfe über das Dejterreichifche Pri- 
vatrecht den gemeinrechtliden Gontroverfen einen Einfluß auf die 
Interpretation des über dem Gontroverjen » Streite ftehenden Oeſter— 
reihifhen Geſetzbuchs zu verfchaffen verfuht bat. Unger ließ 
Ihon zu Anfange des Jahres 1861 eine von ihm abgefafte 
Schrift ') unter den Ständen verbreiten, in welder er mit großem 





1) „Der revidirte Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das Königreich 
Sachſen, kritifch beiprochen von Joſeph Unger, Leipzig 1861". 
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Selbſtvertrauen und mit der nur ihm eigenthümlichen Leidenſchaft— 
lichkeit, Gehäffigfeit und Bitterfeit ausführte, daß der Entwurf des 
bürgerlihen Gejegbubs unannehmbar wäre. Seine Beweisführung 
zeichnete fih nicht durch logiſche Schärfe aus. Er ſagte im 
Wejentlihen, der vorgelegte (zweite) Entwurf fei vollfommener, als 
der erſte (Held'ſche) Entwurf, deſſen ungeachtet jei der (zweite) Ent- 
wurf nicht annehmbar, weil er nicht auf der Höhe der Wiſſenſchaft 
ftehe. Hierin lag ein arger Widerfpruc, weil Unger, welcher den Held’- 
fhen Entwurf für vollfonmen erklärt hatte, behauptete, daß der zweite 
Entwurf, obſchon er vollfommener wäre als der erfte, nicht auf der Höhe 
der Wiſſenſchaft ftände. Unter der Höhe der Wiffenfchaft verftand 
Unger unjtreitig die Kenntniß der gemeinrechtlichen Literatur. Da 
er jedenfalls nicht ſoweit hatte gehen wollen, zu behaupten, daf 
die Verfaffer des Entwurfs mit der gemeinrechtlihen Literatur 
unbefannt geweſen wären, jo fonnte in feinen Worten nur der Sinn 
liegen, es wäre der Eontroverjenreichthbum, melden er dem Defter- 
reihifjhen Geſetzbuche aus der gemeinrechtlihen Literatur zugeführt 
hätte, in den Entwurfe nicht aufgenommen worden, es ftände der Entwurf 
zu jehr auf eigenen Füßen, es wäre bei deſſen Bearbeitung nicht das von 
ihm, Unger, empfohlene Princip befolgt worden, daß aus der gemein- 
rechtlihen Controverjen-Literatur immer nur diejenige Meinung zu 
wählen wäre, welche zulegt einen DVertheidiger gefunden hätte. Seine 
Ausstellungen gegen den Entiwurf gingen auch ſämmtlich darauf hinaus, 
daß der Entwurf jich nicht durchgängig den in der Theorie aufgeftellten 
neuejten Meinungen angeſchloſſen und ftatt deren von den neueren 
Theoretifern als „veraltet“ bezeichnete aufgenommen hätte. Daß die 
gemeinrechtlichen Eontroverfen im Weſentlichen nur die Kampfpläge für 
die Theoretifer find, Dies aber auch ewig bleiben werden, und daß 
die Rechtswiſſenſchaft nicht identisch ift mit den Meinungen einiger dem 
praftifhen Leben fern ftehenden Schriftfteller, fchten Unger'n unbe» 
fannt zu fein. Nur der Umftand war auffällig, daß Unger neben den 
Ausstellungen, welde er von feinem unrichtigen Standpunkte aus 
machte, auch auf einige Ueberjehen und Drudfehler des Entwurfs hin- 
wies, welche ich jelbft bereit gefunden und den ftändijchen Depu— 
tationen angezeigt hatte. Sollte dies reiner Zufall gemwejen fein? 
Am meiften zu bedauern war, daß Arndts, melchen ich wegen 
feiner ausgezeichneten Werke beſonders hoch ſchätze, ſich beeilte, 
die Unger'ſche Kritik in der allgem. Oeſterreichiſchen Gerichtszeitung 
(1861 Nr. 55 — 59) anzuzeigen und, ohne den Entwurf auch 
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nur einer oberflächlichen Durchficht zu würdigen, in der Hauptjache feine Zu⸗ 
ftimmung zu derfelben zu erflären. Natürlich war hiermit in den Augen 
der Gegner des Entwurfs viel gewonnen. Unger und Arndts ftinmten 
darin überein, daß der Entwurf zu verwerfen wäre, hiermit war das er- 
wünſchte Ziel erreiht. Daß Unger fi) in feiner Schrift Blößen gegeben 
und Arndts, ganz gegen feine Gewohnheit, nur den Ausrufer gemacht 
hatte, kam nicht weiter in Betracht. 

Nah jahrelangen angeftrengten Arbeiten befand ich mich zu der 
Zeit, wo diefe Angriffe auf den Entwurf erfolgten, in einem folden Zu- 
ftande der geiftigen Abjpannung, daß ich eine jo aufregende Arbeit, 
wie die Abwehr folder Angriffe für mich haben mußte, nicht 
übernehmen konnte. Da es aber gleihwohl gerathen erfchien, 
dab Etwas geſchähe, jo entihloß ih Pöſchmann, obſchon 
er jelbft noch nicht die Zeit gehabt hatte, den Entwurf vollftändig zu 
ftudiren, lediglich im Intereſſe der Sache, die Angriffe Ungers und 
Arndts zurüdzumeifen. Wenn er in der Schrift, Die Gegner des re 
pidirten Entwurfs eines bürgerlichen Geſetzbuchs u. f. wm. Leipzig 1861, 
namentlich bei der Zurücdweifung des Unger'ſchen Machwerks nit 
überall die ihm bei Beſprechung wiſſenſchaftlicher Gegenftände eigene 
Ruhe behielt, fondern zuweilen gegen Unger etivas anzüglich wurde, 
jo erklärte fih dies aus feiner gerechten Imdignation über das unge: 
wöhnlihe Verfahren Ungers ). Wie es in den Wald fallt, ſchallt 
es wieder heraus, iſt ein altes Sprüdmort, deſſen Wahrheit nur 
Selbitgefälligkeit und Einbildung verfennen fünnen. Zu wünjchen wäre 
gewejen, wenn die Acten hiermit gejchloffen worden wären. Aber 
es folgte ein weiterer Schriftenwechjel zwifhen Unger, Arndts, 
Danz von der einen und Pöſchmann von der anderen Seite, 
welcher perſönlich wurde ?). 


1) Pöſchmann nahm in feiner Schrift auch auf eine academiſche Gelegen: 
heitsjchrift Danzs, Wirkung der Codificationsformen auf das materielle Recht, 
erläutert durch Beilpiele aus dem Entiwurfe eines BGB.S für das König: 
reich Sachſen, Leipzig 1861, Nüdfiht. Danz hatte nämlich einen nur ihm 
verftändlichen Unterſchied zwiſchen Incorporation und Codification gemacht und bie 
Borzüge der erfteren vor der legteren an einigen aus dem Enttvurfe genommenen Bei- 
jpielen nachzuweiſen verſucht. Man hatte ſich bemüht, in den Tagesblättern bie 
Schrift Danzs als eine abfällige Kritit des Entwurfs auszjupofaunen, und 
deshalb hatte fh Pöoſchmann veranlaßt gefunden, derſelben mit ein Paar 
Worten Erwähnung zu thun. 

2) Es erjchienen folgende Schriften: Arndts in der angeführten Gerichts: 
zeitung Nr. 66—68, Unger, der revidirte Sähftihe Entwurf und fein Ber: 
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Faft gleichzeitig mit der Vorlegung des Entwurfs des bürger- 
lien. Geſetzbuches an die Sächſiſchen Stände übergab die Bayerische 
Staatsregierung Theile des Entwurfs eines bürgerlichen Geſetzbuchs für 
das Königreich Bayern, nämlich Theil I. Hauptitüd, von den Rechts: 
geihäften und Theil II. Recht der Schuldverhältnifje, ſammt Motiven, 
wie in dem vorgedrudten Borworte des Königlih Baverifchen Staats» 
miniſteriums der Justiz vom 28. November 1860 gejagt wird, „der 
allgemeinen Beurtbheilung zu dem Zwecke, um die fich hierüber fund» 
gebenden Anfichten bei der nicht fern liegenden ſchließlichen Nedaction 
berüdjichtigen zu können.“ Den zahllofen Schriften, zu denen dieſe 
Aufforderung Veranlaſſung gab, fügte auch Lang!) eine bei, welche 
ih die Aufgabe geftellt hatte, den Sächſiſchen Entwurf mit dem 
Baperifchen zu vergleichen und durch dieſe Vergleihung die Vorzüge des 
legteren vor dem erjteren hervorzuheben. Die particulariftiihen Ten- 
denzen Langs lagen zu Klar zu Tage und die Schrift befundete eine 
ſolche Eindlihe, mitunter kindiſche, Auffaſſung der legislatorifchen 
Zwede, dab Niemand daran zweifeln Eonnte, es hätte der Verfaſſer 
eine Arbeit unternonmen, zu welcher ihm der Beruf und die erforder: 
lihen Borkenntnifje fehlten. Yang jtarb bald nad dem Erfcheinen 
feiner Schrift und fein Grab verichloß auch das Andenken an feine 
unbedeutenden ZLeiftungen in der Rechtswiſſenſchaft. 

Die Kritifen des Sächſ. Entwurfs leben nur noch in dem Gedädt- 
nijje einiger Theoretifer fort, welche nicht die Mühe übernehmen wollen, 
jich ſelbſt ein Urtheil zu bilden, jondern mechaniſch Das nachichreiben, 
was Andere gefagt haben. Das bürgerliche Gejegbuch ift publicirt worden 


theidiger C. M. Pöſchmann, eine Neplif, Wien 1861, Dany, die Vertheidis 
gung des rev. Entwurf u. ſ. w. dur Herrn E. M. Pöſchmann, Leipzig 
1861. Danz hatte fih in den Grenzen des Anftandes gehalten... Nidyt jo 
Arndt und Unger Namentlich hatte ich der LZebtere in maßloſen Schmäh- 
ungen gegen Poſchmann und mich ergangen. — Pöſchmann duplicirte, 
Poſchmann, Duplif in der Sächſiſchen Civilgeſetzbuchsfrage gegen die Neplifen 
der DD. Danz, Unger, Arndts, Leipzig 1861. Die Haltung diefer Duplik ift eine 
durhaus ruhige, ernite und mwürdige. — ch weiß gewiß, daß dv. Wächter bei 
diefem unerquicklichen Streite nicht betheiligt gewejen ift. Da er in feiner Ab: 
handlung über das Superficiars oder Platzrecht (Sammlung von Abhandluns 
gen der Mitglieder der Juriftenfacultät S. 150) feinen Artikel im Staats: 
Iericon, 3. Aufl., S. 502— 504, mit jenem GStreite in Verbindung bringt, fo 
fünnte dies leicht den Glauben des Gegentheild veranlafjen. 

1) Lang, D- J., Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs für Bayern 1. und 


2. Heft, München 1861, 1862. 
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und hat fih in dem fehsjährigen Zeitraume feiner Gültigkeit To be— 
währt, dab es in Sachſen wohl nur noch Wenige geben dürfte, welche 
eine Rüdfehr zum Alten wünſchen. Die öfters ausgefprodene Be- 
fürdtung, daß die Sächſiſchen Juriften durch das Gefegbuch dem miffen- 
ihaftlihen Studium fremd werden möchten, hat fih höchſtens in einem 
von dem damit verbundenen ganz verſchiedenen Sinne als begründet 
ergeben, nämlich dem, daß in Sachſen rechtshiftorifche Werke und 
Compendien des ſ. g. gemeinen Rechts geringen oder feinen Abſatz 
mehr finden. Mit dem Studium der ächten Rechtswiſſenſchaft, zu dem 
das Geſetzbuch anregt, ſchwindet immer mehr der Gefhmad an diejer 
Art der Literatur. 


8. 11. 
Literatur des bürgerliden Geſetzbuchs. 


E. F. F. Sintenis, Anleitung zum Studium des BGB.'s für 
das Königreich Sachſen, Leipzig 1864. 


Anın. Der Berfafjer giebt fich das Anſehen, ald ob er an der Berathung und 
Abfaffung des Geſetzbuchs jelbit mit thätigen Antheil genommen habe. Hiervon ift 
nur foviel wahr, dab Sintenis von der Deffau: Anhalter Staatöregierung zu ber 
Dresdner Commiſſion deputirt geweſen ift, au einige Monate lang den Sigungen 
beigewohnt hat. Aber feine Theilnahme an den Berathungen beſchränkte fich, felbft in 
diefer kurzen Zeit, nur auf feine perjönlidhe Gegenwart. Das Geſetzbuch wurde ohne 
fein Zuthun beratben und verfaßt. Es madt unter dieſen Umftänden einen 
peinlichen Eindrud, wenn Sintenis vorgiebt, es wären die Ausftellungen, melde 
er gegen das Geſetzbuch mact, ibm abgezwungene Wahrheiten Für ihn war 
das Gejehbuch ein ganz fremdes Werk und daß er daffelbe auch als ein folches 
betrachtete, ergiebt jih aus der wunderlichen Art, mit ivelcher er die gegen bad: 
jelbe mit großer Befliſſenheit hervorgeſuchten Bedenken zu bejeitigen ſucht. Wie 
wenig e8 Sintenid um die Sade zu thun gewejen fein kann, beweift nament⸗ 
lich auch die Eile in der Herausgabe feiner Anleitung. Denn er hat nicht einmal 
das Erjcheinen des Geſetzbuchs abgewartet, fondern den Entwurf, welcher in man: 
nichfacher Hinficht abgeändert worden var, commentirt. 

In der Sache ſelbſt ift die Sintenisſche Anleitung verfehlt. Denn fie 
ift nicht eine Anleitung zum Studium des Geſetzbuchs, fondern eine Anleitung 
zum Stubium bes ſ. g. gemeinen Rechts, insbejondere des Sintenis'ſchen prak— 
tifchen gemeinen Civilrechts. Ich bedauere, ausjprechen zu müflen, daß der nun 
mehr verftorbene Sintenis dem Geſetzbuche durch feine Anleitung ſehr geſchadet 
bat, und würde diefen Ausfpruch bier nicht niederlegen, wenn ich nicht fähe, daß 
die Irrthümer, welche Sintenis in das Gejegbuch hinein interpretirt hat, fort 
und fort wirkten. So bat nur erjt in ganz neuefter Zeit Yitting in jeinem 
voluminöfen Werfe, das Castrense Peculium in feiner geihichtlihen Entwidelung 
u. f. w. Halle 1871, ©. 625 flg., die Vorjchriften des Geſetzbuchs über die Rechte 
des Baterd an dem Vermögen des Kindes mit Beziehung auf Sintenid (An: 
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leitung S. 465) nicht blos ganz verkehrt dargeftellt, fondern auch in dem Glauben, 
dab Sintenis bad von ihm mit verfaßte Geſetzbuch richtig verſtanden haben 
müßte, noch einige unpaſſende Bemerkungen ex propriis beigefügt. Freilich dem 
Fittingſchen Werke ſchadet diefer Jrrthum nicht. Denn auffällig bleibt es auch 
obneden, daß Fitting bei feiner, mie er jelbjt befennt, mit Beihülfe Anderer 
zu Stande gebrachten compilatorijhen Arbeit fich hat einreden künnen, daß er 
ed mit einem noch praftifchen Gegenftande zu tbun babe und man fann nur be: 
dauern, daß ihn eine merfwürdige, und bei dem Herausgeber des Archivs 
für civiliftifhe Praxis ſchwer erflärliche Vorliebe für antiquariiches Willen 
ın dem Berftändnijje des BGB.'s irre geführt hat. 

Gommentar zum bürgerlichen Geſetzbuche für das Königreich 
Sachſen, 3 Bde., Leipzig 1864, 1865. Dieſer Commentar ift herausge- 
geben von Siegmann, Pöſchmann und mir. Ich habe bearbeitet 
den allgemeinen Theil und das Familienreht und Erbredt. Sieg- 
mann bat bearbeitet das Sadenreht und Poſchmann das Forde— 
rungsrecht. In zweiter umgearbeiteter Auflage ift der Gommentar im 
Jahre 1869 erfchienen. 

Schmidt, Borlefungen über das im Königreich Sachſen geltende 
Privatrecht, mit einem Vorworte v. Gerbers, Leipzig 1868, 2 Bde. 

Anm. Diefes Wert ift das Collegienheft meines verftorbenen Freundes, des Appel: 
lationsrath Profeſſor D. Schmidt in Leipzig. Die Schwierige Aufgabe, Vorlefungen 
über Sächſiſches Recht zu einer Zeit zu halten, wo neben dem Geſetzbuche noch 
das Recht, welches vor dem Gefetbuche gegolten hatte, fort und fort anmwenbbar 
war, bat der felige Schmidt, mie fih aus jeinem, erft nad) feinem Tode gedrudten 
Eollegienbefte ergiebt, glüdlich gelöft, und ich finde darin, daß er das Ältere Sächftfche 
Recht etwas umftändlich dargeftellt, dagegen das Necht des Geſetzbuchs nur im 
Abrifie gegeben bat, ein ganz ziwedentiprechendes Berfahren, weil das ältere 
Sächſiſche Reht als ein abgejchloffenes Ganze fich mehr zum Dictat, das Geſetz— 
buch dagegen als ein in ber praftiihen Anwendung noch nicht durchgebilvetes Ge: 
fe, fih mehr zum mündlichen Bortrage eignete. 

Bearbeitungen einzelner Lehren des bürgerlichen Geſetzbuchs find: 

Freiesleben, die Familienanwartichaft nach dem neuejten Säch— 
ſiſchen Rechte, Leipzig 1868. 

Siebenhaar, die Eorrealobligationen nad römischen, gemeinem 
und Sächſiſchem Rechte, Leipzig 1868. 

Uebrigens haben die Annalen des K. ©. Oberappellationsgerichts 
in der Neuen Folge und die Zeitjchrift für Rechtspflege und Verwal— 
tung zunächft für das Königreih Sachſen mehrere einzelne Abhand- 
lungen über das Geſetzbuch gebradt und die auf daſſelbe bezüglipen 
wichtigen Entſcheidungen mitgetheilt. 
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Sonftige Quellen. 
8. 12. 
Proceßrecht. 


Das Privatrecht umfaßt nicht blos das materielle Recht, ſondern 
auch den Proc‘). Erſteres entwickelt die Vorausſetzungen des 
Erwerbes und Verluſtes und den Inhalt des Privatrechts. Letz— 
terer bezeichnet den Weg, auf welchem das Privatrecht gegen Ver- 
legungen und Widerſprüche zum Anerkenntniffe gebracht werden kann. 
Beide Theile des Privatrehts hängen auf das Innigſte zufammen 
und ergänzen ſich gegenjeitig ?). 


1) Schon Gajus jagt in l. ı D. de stat, hominum: „omne jus ad personas 
pertinet, velad res, vel ad actiones.“ Nämlich jus, quod ad personas pertinet vel ad res, 
ift das materielle Recht, dagegen jus, quod ad actiones pertinet, das Procehredht. — 
In ähnlicher, wenn jchon nicht jo concinner Weile Ipricht fih Ulpian in der 1. 41 
D. de legib. aus: „Totum jus consistit aut in adquirendo, aut in conservando, aut 
in minuendo jure; aut enim hoc agitur, quemadmodum quid cujusque fiat, aut 
quemadmodum quis rem, vel jus suum conservet, aut quemadmodum alienet, aut 
amittat“, 

2) Wenn man gewöhnlih annimmt, man fünne dad Proceßrecht mit Form— 
vorfchriften für das gerichtliche Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten er: 
ihöpfen, jo ift dies ein für die Rechte der Parteien jehr gefährlicher Jrrthum. 
Der Proceß, welcher die Beitimmung bat, der in ihrem Rechte verlegten Partei 
zu ihrem Rechte zu verhelfen, erfüllt jene Beitimmung nicht, wenn er das ge— 
richtlihe Derfahren jchablonenartig ordnet. Man bat vielmehr den Procek in 
Uebereinftimmung mit dem materiellen Rechte zu bringen. Insbeſondere müſſen 
die Rechtsſachen nad folgenden Kategorieen aud proceſſualiſch auseinander ge— 
halten werden: 

a) Rechtsſachen, in welchen das Recht zweifelhaft ift und Rechtsſachen, in 
welden das Recht unzmweifelhaft ift und die Hülfe des Nichter® nur angerufen 
wird, um baffelbe durch Hilfspollitredung zu einer Wahrheit zu machen, 3. B. 
Forderungen, welche auf gerichtlichen Urkunden beruhen. 

b) Rechtsſachen, in welcen der Kläger ein j. g. documentum guarentigiatum, 
3. B. Schuldverfchreibung, Wechiel, für fib hat und Necdtsjachen, in welchen die 
Klage eines Beweiſes bedarf. 

c) Rechtöjachen, in welchen auf eine materielle Beurtbeilung des Rechts einzu: 
geben ift, und Rechtsſachen, in welchen es nur auf den augenblicklichen factiichen 
Zuſtand, 3. B. Saden: oder Nechtäbeftk, anfonmt. 

d) Rechtsſachen, in welchen der Richter eine Entjcheidung zu geben bat, unb 
Rechtsſachen, in welden von dem Nichter nur ein ſ. g. arbitrium zu ertheilen tft, 
z. B. bei dem judicium communi dividundo, bei der actio familiae erciscundae, 

Ein bauptfächlicher Fehler des deutfchen Proceſſes ift die Verfchiebung der f. g. 
Heftimation in das Erecutionsftadium. Die Neftimation muß in den Broce ver: 
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Da die Abſicht der Sächſiſchen Regierung, zugleich mit dem bür- 
gerlichen Gejegbud eine bürgerliche Procehordnung ins Leben treten 
zu lafjen, dadurch vereitelt worden ift, daß der Landtag die Annahme 
des Entwurfs der Procekordnung verweigert bat, jo gilt in Sachſen 
neben dem bürgerlichen Geſetzbuche, ſoweit nicht in der Verordnung, 
das Berfahren in nichtitreitigen Rechtsſachen betreffend vom 9. Januar 
1865 und in der Verordnung, die fernere Gültigkeit der Verordnung 
vom 9. Januar 1865, fo mie einige andere Beitimmungen über das 
Berfahren in nichtjtreitigen Restsfogen betreffend vom 3. Auguft 1868, 
etwas Anderes bejtimmt worden ift, die ältere Proceßgeſetzgebung, 
jedod mit der felbftverftändlicen Beichränfung, daß, joweit das bür- 
gerliche Gejegbud auf das materielle Proceßrecht bezügliche Vorjchriften 
enthält, entgegenftehende ältere proceßrechtliche Beſtimmungen in Weg- 
fall gefommen jind' ). 





legt und hierbei namentlich hervorgehoben werden, daß der Richter nur die Grundſätze 
für die Aeftimation feftzuftellen, die Aeftimation felbft aber Sachverſtändigen zu 
überlaflen bat. . 

Dem Zwecke des Procefjes gegenüber, den Weg zu bezeichnen, auf 
welchem Rechte geltend gemacht werden können, find bie Brincipe der Schrift: 
lichkeit und Mündlichkeit des gerichtlichen Berfahrens von jehr untergeorbneter 
Bedeutung. Namentlich liegt der Vorzug einer Procekordnung nicht darin, daß 
in berjelben das Princip der Schriftlichkeit oder der Mündlichkeit conjequent 
durchgeführt wird, ſondern darin, daß das borgeidhriebene Verfahren ein den 
Bebürfnifien entiprechendes und jchnell und ohne unnöthigen Koftenaufiwand zum 
Ziele führendes ift. Die Beichränfung auf mündliche Vorträge ift ebenjo unzweck— 
mäßig, als die Beſchränkung auf jchriftliche Eingaben. Ein Verfahren, welches 
unter allen Umftänden die Zuziehung eines Anwaltes erfordert, und welches dem 
Richter eine Stellung zutheilt, vermöge deren er von feinem Richterjtuhle herab 
einen Orakelſpruch geben kann, ift eine Berfündigung gegen die Parteien, weil 
Anwälte und Richter wegen der Parteien, nicht die Parteien wegen der Anwälte 
und Richter vorhanden find. 

1) Dergleihen materiellsprogehrechtliche Vorſchriften giebt es mehrere, 3. B. bie 
Vorſchriften über die Beweislaft in SS. 171 bis 175, 298 bis 302, 322, 328, 
397, 429, 538, 565, 599, 781, 732, 861 bis 863, 1435, 1439, 1533, 1539, 2294 
bis 2300, 2597, bie Vorſchriften über die j. g. exceptio non adimpleti und non 
rite adimpleti contractus in 88. 858 bis 860, über die Zuläſſigkeit der Eides— 
rüdgabe bei dem legatum praesente herede reliotum in 88. 2384 (eine Aenderung 
der |. ult. Cod. de fideicommiss, und der Dec. 11 vom Jahre 1746), über die 
Wirkungen der Rechtskraft in 588. 176, 177, über die Unterbrechung der Verjäh— 
tung und Erfigung duch Klage und Einrede in SS. 162 bis 167, 274 bis 275, 
586, über die Folgen der Slaganftellung rüstfichtlih des Verzugs in $. 738, 
Sa 2. Von vorzüglihem Einflufje auf den Proceß find aber die Vorſchriften 
über die auctoris nominatio in SS. 820, 324, 584 (man bergl. auch Annalen R. $., 
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Nah dem 1. März 1865 find mehrere wichtige Proceßgeſetze er- 
Schienen, 3.8. Verordnung, einige Abänderungen im bürgerlichen Bro» 
ceffe betreffend vom 13. März 1867, Verordnung, das Verfahren vor 
dem Handelsgerichte zu Leipzig über ganz geringe Givilanfprüche be- 
treffend vom 25. October 1867, Geſetz, einige Beftimmungen über 
den Goncurs der Gläubiger betreffend vom 8. Juli 1868, Geſetz, 
einige Beftimmungen über das Vollftredungsverfahren im Wedjel- 
procejje und in den beim Handelsgerichte zu Leipzig zu verhandelnden 
Rechtsſachen betreffend vom 14. März 1870. 


8. 13. 

Auf das Privatrecht bezüglihe Geſetze, welche nad der 

Verordnung, die Bublication n.f.w. vom 2. Januar 1863 
$. 2 neben dem bürgerliden Gejegbude gelten. 


Der $.3 der Publicationsverordnung von 2. Januar 1863 nimmt 
von der im $. 2 ausgejprodenen Regel, daß durch das Gejegbud) 
alle Bejtimmungen des bürgerlihen Rechts, melde bis zu dem Tage 
der Inkrafttretung Ddejjelben gegolten haben, von diefem Zeitpunkte 
an als aufgehoben zu betrachten find, nachitehende Gefege aus: 

1) alle in Verwaltungsgefegen zugleich über Gegenftände des bür- 
gerlihen Rechts mit enthaltenen Bejtinnmungen ?), 

2) die in Ablöfungsgefegen getroffenen Beſtimmungen?), 

3) die Beitimmungen über die befonderen NRechtsverhältniffe der 

Bannrechte, Erbpachts- und Erbzinsgüter, 

4) das Lehnredht, u 
5) die gejeglichen Beftimmungen über 

a) Jagd- und Fijchereirecht ?), 

b) das Handelsrecht, 

30.795.128 ff., Bd. 8 Heft 5) und über die litis denunciatio in 88. 933 bis 935. Enblich 
ift das possessorium ordinarium und das beneficium restitutionis in integrum ex persona 
und ex causa, auch ſoweit letteres im Procefle galt, von dem 1. März 1865 an 
in Wegfall gefommen. (Man vergl. Annalen N. F., Bd. 3 ©. 473 flg. und 
Gommentar Bd. 1 ©. 3 not. 1.) 

1) Ein Verzeichniß der wichtigeren neueren Verwaltungsgeſetze wird im Com⸗ 
mentar Bd. 1 ©. 3 flg. gegeben. 

2) Auch die Ablöjungsgeieke find im Gommentar Bd. 1 S. 4 aufgeführt. 

3) Hier einichlagende wichtige Geſetze find das Geſetz, das Jagdrecht auf 
fremden Grund und Boden betreffend vom 25. November 1858, das Gele, bie 
Ausübung der Jagd betreffend vom 1. December 1864, das Gefek über die Aus: 
übung der Filcherei in fließenden Gewäſſern, vom 15. October 1868. 
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c) das Wechfelreht mit Einfluß der Beitimmungen über die 

faufmänniihen Anweiſungen, 

d) das Wafjerrecht !), joweit nicht in 88. 281 bis 283 und 354 

bis 356 etwas Anderes beftimmt ift, 
„e) das Eigenthum an literariihen und künſtleriſchen Erzeugnifjen, 
6) die Berggejeßgebung ?), 
7) das Eoncursredt. 

Der Grund, warum das Wechſelrecht, Handelsrecht und Urheber- 
recht ausgenommen wurden, lag darin, daß man bei der: Bearbeitung 
des bürgerlichen Geſetzbuchs dieje Lehren, über welche allgemein deutjche 
Gejege entweder bereits erfchienen waren, oder doch wenigſtens in 
naher Ausficht ftanden, principiell ausgeſchloſſen hatte. Bereits im 
Jahre 1849 war die allgemein deutfche Wechfelordnung in Sachſen 
eingeführt worden’). Die Publication des allgem. deutfchen Handel3- 
geſetzbuchs erfolgte durch das Geſetz, die Einführung des allgem. deut- 
ſchen Handelsgefegbuchs betreffend vom 30. Dctober 1861), und die 
Publication der j. g. Nürnberger Wechjelnovellen durch das Gefeg, 
einige Erläuterungen der allgem. deutſchen Wechfelordnung betreffend 
vom 10. Mat 1864°). Auf das f. g. literarifhe Eigenthum bezogen 
fih mehrere Bundesbefchlüffe und Sächſiſche Particulargefege ©). 


1) Man vol. Geſetz, über die Berichtigung von Wafferläufen u. f. w. vom 
13. August 1855. Gejeß, die Errichtung einer Cultur-Rentenbank betreffend vom 
26. Nov. 1861. Geſetz, zu Abänderung und Erläuterung des Geſetzes über die 
Berihtigung der ꝛc. vom 9. Febr. 1864 und über dad Wafferreht überhaupt, 
Annalen R. F., Bd. 2 ©. 266, Br. 3 ©. 81, Bd. 5 S. 325, Bb.7 ©. 122, 324, 

2) Mittelft Verordnung, die Erlaffung eines allg. Berggeleges betreffend, vom 
16. Juni 1868, ift ein allgemeine Berggefet publicirt worden. 

3) Das Sächſiſche Einführungsgefeg bat das Datum, 25. Mai 1849. In Ber: 
bindung mit der allg. d. Wechjelordnung ſteht das Geſetz, die faufmännifchen 
Anmweifungen betreffend, vom 7. Juni 1849 und das Geje über den Schuldarreft 
und den Wechielprocek von demfelben Datum; letzteres ift zum Theil durch das 
S. 30 erwähnte Bundesgejeg vom 29. Mai 1868 aufgehoben worden. 

4) Durch die Verordnung, die Ausführung des allg. d. Handelsgeſetzbuchs be- 
treffend, vom 30. December 1861, wurden in Sachſen beſondere Handelsgerichte 
eingeführt. 

5) Ueber den Werth diejer Novellen vgl. Annalen Bd. 7 S. 481 und Archiv 
für deutſches Wechjelreht und Handelsrecht Bd. 16 ©. 113 flg., insbejondere 
S. 122, 129, 131 not. 17. 

6) Das Hauptgeies ift das Geſetz vom 2. Februar 1844. Ein vollftändiges 
Vergeichniß ber Sächſiſchen Geſetze über das j. g. literarifche Eigentum findet 
man in Haubolds Lehrbuch, ed. Häniel, $. 426. 
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Im ‚jahre 1867 ging die Gefeßgebung in den zum Norddeutſchen 
Bunde gehörigen Ländern zum Theil auf den Norddeutfhen Bund 
über. Der Art. 4 der Bundesverfaffung beftimmte unter dem Titel 
„Bundesgeſetzgebung“ Folgendes'): 

„Der Beauffichtigung feitens des Bundes und der Gefepgebung 
defjelben unterliegen die nadhjtehenden Angelegenheiten : 

1) die Beitimmungen über Freizügigkeit u. |. w., 
2) die Zoll» und Handelsgefeggebung und die fir Bundeszwecke 
zu verwendenden Steuern; 
u. ſ. w., 
6) der Schutz des geiſtigen Eigenthums; 
u. |. w., 
13) die gemeinfame Geſetzgebung über das Obligationenredt, Straf- 
recht, Handels- und Wechjelreht und das gerichtliche Verfahren ; 
u. ſ. m.” 

Der Norddeutihe Bund entwidelte in dem kaum vierjährigen 
Beitraume feines Beftehens eine fruchtbare legislatoriiche Thätigkeit 
fowohl im Allgemeinen, als auch in den in Rede ftehenden Theilen 
des Privatrechts. Durch das Geſetz vom 29. Mai 1868 wurde : die 
Wechſelhaft aufgeboben. Ein Gefep vom 5. Juni 1869 führte die 
allgem. deutjche Wechjelordnung und das allgem. deutfche Handelsge- 
ſetzbuch als Bundesgejege ein. Durch das Gefeg von 12. Juni 1869 
wurde ein oberjter Gerichtshof in Handelsjaden, mit dem Sige in 
Leipzig errichtet. Weiter erjchien das Bundesgejeß, betreffend das 
Urheberrecht an Schriftwerfen, Abbildungen, muſikaliſchen Eompofitionen 
und dramatifhen Werfen, vom 11. Juni 1870 und das Bundesgefeg, 
betreffend die Commanditgejellihaften auf Actien und die Actiengefell- 
Ihaften vom 11. Juni 1870, endlih das Bundesgefeg, Inſtruction 
über die Zufammenfegung und den Gejchäftsbetrieb der Sadveritän- 
digen-Vereine vom 12. December 1870. 

Dieje ſämmtlichen Gefege find, troß ihrer Geltung in einem weit 
größeren Yändergebiete, im VBerhältniffe zu dem bürgerlichen Geſetzbuche 
doch immer nur Specialgejege, welde, ſoweit nur möglich, mit dem 
allgemeinen Rechte des Geſetzbuchs in Einklang gebracht werden müſſen. 
Vanſchenswerih wäre allerdings, daß ein allgemein deutſches bürger— 


1) Der Art. 4 der Nordd. Bundesverfafiung ift, mit einigen Aenberungen, 
welche jedoch auf die nachſtehenden Beitimmungen feinen Bezug haben, in dem 
Geſetze, betreffend die Verfaſſung des beutichen — vom 16. April 1870, eben⸗ 
falls als Art. 4 wiederholt. 
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liches Geſetz zu Stande käme und dadurch der Rechtsunſicherheit, welche 
durch die nicht einmal nach einem Plane bearbeiteten gemeinſamen 
Einzelngeſetze entſtanden iſt und immer größere Dimenſionen nimmt, 
ein Ende gemacht würde. Aber die Hoffnungen auf ein allgemein 
deutſches Geſetzbuch ſchwinden immer mehr und mehr. Wenigſtens 
wird das gegenwärtige Zeitalter dieſe Hoffnungen nicht in Erfüll 

gehen ſehen. 


Viertes Capitel. 
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In dem gegenwärtigen Lehrbuche wird das Sächſiſche Privatrecht 

in fünf Büchern, nämlich 

Erſtes Buch: Allgemeiner Theil. 

Zmeites Buch: Berjonenredt. 

Drittes Buch: Sachenrecht. 

Viertes Buch: Recht der Forderungen. 

Fünftes Buch: Erbrecht, 
vorgetragen werden. Im Weſentlichen liegt dieſem Syſteme die 1. 1 
D. de stat. hominum; omne jus ad personas pertinet, vel ad res 
vel ad actiones, zu Grunde, nur mit folgenden Modificationen, daf 

1) ein allgemeiner Theil, mit Hinficht auf den Zwed, das Sächſiſche 
Privatrecht zu lehren, vorausgeſchickt wird, in welchem die allge» 
meinen Nectsbegriffe, ohne welche ein Verſtändniß der bejon» 
deren Theile nicht möglich ift, entwidelt werden, 

2) der Procek, jus, quod ad actiones pertinet, ſoweit er formeller 
Natur ift, ausgeſchloſſen und von den beiden Hauptlategorieen 
der actiones, nämlich der in rem und in personam, die legtere 
Kategorie, als Recht der Forderungen, in einen bejonderen Ab- 
ſchnitte dargeftellt wird, während die eritere Kategorie mit dem 
Sachenrechte verbunden ift. 

Das Erbrecht, welches den Eintritt einer. lebenden Perſon im 
das Bermögen einer verftorbenen zum Gegenjtande hat, kann erit zus 
legt Dargeftellt werden, meil der Begriff der Succefjion in ein Ver- 
mögen den Begriff des Vermögens, in welches juccedirt wind, voraus⸗ 
ſetzt und auf diejem beruht. Wenn es ein logifcher Fehler ift, den 
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Begriff des Vermögens einer Berfon jo zu zergliedern, dab das Ber- 
mögen der Perſon dem „nbegriffe der zu dem Vermögen derjelben 
Perfon gehörigen Sahen und Forderungen entgegengefegt wird, jo 
würde es bderjelbe logifche Fehler fein, wenn bei dem Erbrechte die 
Succeſſion in die Nechte des Erblafjers der Succefjion in die Ge- 
ſammtheit der zur Erbſchaft gehörigen Sahen und Forderungen ent- 
gegengejegt würde. Der Erbe fuccedirt in das Vermögen des Erb- 
lafjers und diefe Eucceffion läßt fih nicht in zwei Succeffionen auf- 
löfen, indem man die Perjon des Erblafiers, welder Vermögen bat 
und das Vermögen, welches der Erblafjer in feiner Perſon verbindet, 
begrifflih trennt. Allerdings kann man das Vermögen einer Perfon, 
alfo aud die Erbichaft in Theile zerlegen. Aber diefe Theilung be- 
zieht fi nicht auf den Begriff des Vermögens oder der Erbicaft, 
fondern auf den Inbegriff der Sachen und Forderungen, welche ſich 
zu einer bejtinmten Zeit in dem Bermögen einer Perſon oder zur 
Zeit des Ablebens des Erblafjers in der Erbichaft befinden. 

Sn den allgemeinen Theil habe ich weder die Lehre des 
Beſitzes noch die Lehre der Schenkung aufgenommen. Die Gründe, 
warum ich dies gethan habe, find bei den betreffenden Lehren kürz— 
lih angegeben. 

Man wird, das fehe ich voraus, das hier kürzlich angegebene 
Syſtem tadeln und namentlich behaupten, daß die mwiflenfchaftlichen 
Forihungen der neueren Doctrin an mir fpurlos vorübergegangen 
feien. Aber der. Standpunkt, melden ic in der Rechtswiſſenſchaft 
behaupte, ift num einmal der, daß ich die neuen Anfichten nicht deßhalb 
annehme, meil fie neu find, und die alten Anfichten nicht deßhalb 
vermwerfe, weil fie alt find. Das jetzt jo oft gebrauchte Wort „ver- 
altet”, womit man über die Anfichten den Stab bricht, welche in der 
neuejten Zeit Feine oder doch nur wenige Bertheidiger und Anbänger 
gefunden haben, fteht nicht in meinem Wörterbude. Ich laffe mich 
in meinem Glauben, daß es eine Nechtswifjfenichaft giebt, welche über 
der. Gefchichte fteht, weder durch die Orakelſprüche der Korpphäen 
der Jurisprudenz, noch durch des Beifallggefchrei der Nachbeter irre 
machen. Nichts iſt mir mehr fremd, als der Glaube an Unfehlbarkeit. 
Aber zu dem jet gewöhnlichen Göpendienfte verftehe ich mich nicht, 
ih höre die Gründe an, welde man für das Gegentheil anführt und 
prüfe fie; find fie richtig, fo halte ich gewiß nicht an einer Anficht 
wider befjeres Wiſſen feit. 





Erſtes Bud. 
Allgemeiner Theil, 


Erftes Capitel. 
Von den bürgerlichen Geſetzen. 


8. 14. 
Publication der Gefepe. 


Im Königreihe Sachen fteht die gefetgeberifche Gewalt dem Kö— 
nige und den Ständen zu); es kann ohne Zuftimmung der Stände 
ein Gefeg weder erlaffen, noch abgeändert,» noch authentiſch interpre- 
tirt werden ?); der König erläßt und promulgirt aber die Gefege mit 
Beziehung auf die erfolgte Zuftimmung der Stände ?). Nur in drin- 
genden Fällen +) fann der König ohne Zuftimmung der Stände Ver— 
ordnungen mit Gefegeskraft erlaſſen; es bedarf jedoch hierzu der Eon- 
trafignatur der fämmtlihen Minifter, melde dafür, daß das Staats— 
wohl die Eile geboten habe, verantwortlich find), auch müſſen die 
Berordnungen den Ständen bei der nächſten Zufammenfunft zur Ge- 


nehmigung vorgelegt werden. 


1) Berfaflungsurfunde vom 4. September 1831 $. 85. 

2) Berfaffungsurtunde $. 86. — Db das Geſetz als Geſetz oder als Verord⸗ 
nung publicirt wird, macht feinen Unterſchied. 

3) Berfafjungsurfunde $. 87. 

4) Dringende Fälle find nah dem 8. 88 der Verfaſſungsurkunde „ihrer 
Ratur nach der ſtändiſchen Zuftimmung bedürfende, aber durch das Staatswohl 
dringend gebotene Anordnungen, deren vorübergehender Zweck durch Verzögerung 
vereitelt werden würde, mit Ausnahme aller und jeder Abänderung in der Ver: 
faffung und dem Wahlgeſetze.“ 

5) Eine auf Grund des $. 88 der Verfafjungsurlunde von dem Könige er: 
laffene Verordnung ift nur gültig, wenn die ſämmtlichen Minifter diefelbe contra: 

ãgnirt und dadurch die Verantwortlichteit für die Dringlichteit übernommen haben. 


Siebenbaar, Privatrecht. — 
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Die Publication der Sächſiſchen Gefege erfolgt durh Aufnahme 
in das Gejeg- und Verordnungsblatt für das Königreih Sachſen. 
Jedem Stüde des Gejeh- und Verordnungsblattes wird der Tag, 
an welchem die legte Abjendung deſſelben Seiten der Redaction er- 
folgen fann, aufgedrudt und es foll mit Anfang des fünfzehnten 
Tages von dem folchergeftalt aufgedrudten Tage an, diejer Tag nicht 
mit eingerechnet, jedes in dem ausgegebenen Stüde enthaltene Gejek 
für im ganzen Lande publicirt erachtet werden !). Mit dem fünfzehnten 
Tage nad dem bemerften Tage der legten Abjendung tritt das Geſetz 
in Wirkſamkeit, wenn nicht ein fpäterer Zeitpunkt, mit welchem Die 
Wirkſamkeit eintreten foll (f. g. vacatio legis), beftimmt worden tft ?). 
Die vierzehntägige Frift, nach deren Ablauf ein im Geſetz- und Ber- 
ordnungsblatte befannt gemadtes Geſetz als im ganzen Lande publi- 
cirt gilt, kann in einen einzelnen Gefege nicht abgekürzt oder ausge: 
ichloffen werden. Bor dem Ablaufe der vierzehntägigen Frift kann 
der Nichter das Geſetz, jelbjt wenn er vorher Kenntniß davon erlangt 
bat, nicht einer Entfcheidung zu Grunde legen, und eben fo wenig ift 
in dem einzelnen Falle der Beweis zuläflig, daß das Gejeh vorher 
Jemandem befannt geworden jei?). it ein Gefeg in der vorgeſchrie— 
benen Weiſe publicirt worden, jo fteht dem Richter nicht das Recht 
zu, zu prüfen, ob dafjelbe verfalfungsmäßig zu Stande gefommen jet. 

Anm. Nach dem Art. 2 der Berfaffung des deutichen Bundes erhalten die Reichs— 
gelege ihre verbindliche Kraft durch ihre VBerfündung von Reichswegen, welche ver: 
mittelft eines Neichsgejegblattes geichieht; jo fern nicht in dem publicirten Ge: 
jege ein anderer Anfangstermin feiner verbindlichen Kraft beftimmt ift, beginnt 
die letere mit dem vierzehnten Tage nad dem Ablaufe desjenigen Tages, an 


welchem das betreffende Stüd des Reichsgeſetzblattes in Berlin auögegeben 
worden ift. 


8. 15. 
Beginn und Dauer der Wirkſamkeit der Geſetze. 


Ein Geſetz, weldes im Geſetz- und VBerordnungsblatte erfchienen 
it, tritt mit dem Ablaufe der vierzehntägigen Friſt nad dem Tage 
jeiner legten Abjendung, aljo mit dem fünfzchnten Tage nab der 
Abfendung, und wenn ein fpäterer Anfangstermin beftimmt ift, mit 


1) Gefeß, die Belanntmahung der Gejete und Verordnungen betrefiend, vom 
6. September 1834 SS. 1 und 5. 
2) Man vergl. den $. 4 des angegebenen Gejeges und $. 1 des BGB.'s. 


— 


3) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 28, 
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diefem Zeitpunfte in Wirkſamkeit. Das Geſetz wirkt aber nicht für 
die Bergangenbeit; es hat Einfluß weder auf die rechtlihe Beur- 
theilung vorbergegangener Handlungen, noch auf vorher entitan- 
dene Rechte, jollten fie auch von einer Bedingung oder Zeitbes 
timmung abhängig ſein)). In der Bublicationsverordnung zu dem 
bürgerlichen Geſetzbuche wird der Grundjag, daß Gejete feine rückwir— 
fende Kraft haben, im feinen Folgejägen für das ganze Rechtsgebiet 
entwidelt ?2), und es jind die dort gegebenen Borjchriften maßgebend 
für alle Gejege, welche nach der Inkrafttretung des bürgerlichen Ge- 
jegbuch8 in Sachſen publicirt werden. 

Ausnahmen von der Hegel, daß Gejegen feine rückwirkende Kraft 
zufommt, find 

1) die Geſetze, welchen der Gefeßgeber rückwirkende Kraft beilegt ?), 
2) die Gejege, melde frühere Gejege auslegen (ſ. g. authentifche 

Snterpretation) ?), 

3) die Gejete, nach deren Zwede anzunehmen ift, daß fie rüdwir- 
fende Kraft haben follen ®). 

Soviel die zu 1) angegebenen Gejege anlangt, fo fallen aud 
facta praeterita jo unter das mit rückwirkender Kraft verjehene Gejeg, 
als ob dafjelbe bereits zu jener Zeit gegolten hätte, vorausgefett, 
daß das Rechtsverhältniß, von deſſen Subjuntion unter das neue Geſetz 
e3 ſich handelt, nicht durch Bergleih, Erfüllung, Novation u. ſ. w. 
aufgehoben und darüber nicht, wenn auch nur erſt in unterfter In— 
ftanz, entjchieden worden it ®). 

So viel die zu 2) erwähnten Gejeße betrifft, jo hängt ihre Gül— 
tigkeit weder davon ab, ob fie ein früheres Geſetz mwirklih auslegen, 
noch davon, ob die Auslegung, welde fie geben, richtig ijt; es genügt, 
daß fie von dem Gefeggeber als authentiſche Interpretationen publi- 
cirt werden. Ihre rückwirkende Kraft ift jogar eine umfafjendere, als 
die der zu 1) bezeichneten Gejege, weil jie auch Anwendung finden 
auf Fälle, welche noch nicht rechtskräftig entſchieden worden find, 
folfte auch bereits in der unteren Inſtanz eine Entjcheidung ertheilt 
worden fein, fofern nur diefe noch nicht Nechtsfraft erlangt hat ?). 

5* Man vergl. $. 2 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 28 fle. 


2) Man vergl. oben $. 7. 

3) Man vergl. $. 2 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 3 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $ 2 des BGB.'s (Schluß). 

6) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 29. 

7) Man vergl. Eommentar Bd. 1 ©. 29. — Die eondictio indebifi kann nicht 
3* 
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So viel endlich die zu 3) aufgeführten Gefege betrifft, jo find 
dahin insbefondere die Gejege zu rechnen, welche ein Verbot enthalten, 
3. B. das Verbot eines ſ. g. Kuppelpeljes ($. 1259 des BGB.'s), 
das Berbot einer Conventionalftrafe beim Verlöbniſſe ($. 1580 des 
BGB.'s), der Vertrag über die Ableiftung eines außergerichtlichen 
Eides (8. 1427 des BGB.'s). Dergleihen verbietende Gejete haben 
in jofern rüdwirfende Kraft, als ein unter der Herrichaft des älteren 
Rechts gültig gefehloffener Vertrag ungeeignet ift, als Entjtehungsgrund 
für eine Forderung zu gelten, deren thatjächlide Vorausſetzungen erft 
nad dem verbietenden Gejege eingetreten find !). 

Ein Gejeg verliert feine Wirkjamkeit, wenn e8 nur auf Zeit ge- 
geben und dieje Zeit abgelaufen ift, wenn es durch ein Geſetz aufge- 
hoben, oder wenn in einem jpäteren Gejege das Gegentheil bejtimmt 
wird, wenn fein Gegenftand ganz weggefallen ift, oder, jofern es ledig- 
lih mit Rüdjiht auf gewiffe VBorausjegungen gegeben wurde, diefe Vor— 
ausfegungen oder Gründe weggefallen find ?). Hebt ein jpäteres Geſetz 
eine in einem früheren Gefege fanctionirte Regel auf, jo werden da- 
mit auch die Folgeſätze, nicht aber die Ausnahmen der Regel aufge- 
hoben, ausgenommen, wenn jih aus dem Zufammenhange auch die 
Aufhebung der Ausnahmen ergiebt?). Denn es liegt in der Natur 
der Sade, daß eine allgemeine gejegliche Vorſchrift durch die befon- 
dere, nicht umgekehrt diefe durch jene ausgejchloffen wird, und zwar 
ohne Unterfchied, ob dieje oder jene die ältere ift. Durch gegenthei- 
lige Gewohnheit kann ein Gejeß nicht aufgehoben oder abgeändert 
werden *). 

8. 16. 
Verfhiedenheit der Geſetzgebungen verfhiedener Staaten. 
Daß die Sächſiſchen Gefege nur in Sachſen, und ausländifche 


darauf gegründet werden, daß ein jpäteres auslegendes Gele die Verbindlichkeit, 
welche erfüllt worden jei, für unbegründet erflärt babe. — Die neueften aus: 
legenden Gejege find Gejeg, eine autbentijche Erklärung der Schlußſätze von 
SS. 2096, 2097 des BGB.'s betreffend, vom 26. Februar 1870 und Geſetz, eine 
Erläuterung der Beitimmungen in $. 1 u. |. w., vom 2. April 1870. 

1) Commentar Bd. 1 ©. 20. 

2) Man vergl. 8. 4 des BGB.'s und Commentar Bd, 1 ©. 32. — Förfter, 
a. a. D ©. 35, not. 7 nennt, mit Beziehung auf die Auctorität v. Wächters und 
Ungers, die Vorichrift des $. 4 des BGB.'s ſehr mit Unrecht eine bedenkliche. 

3) Man vergl. 8. 5 des BGB. und dazu Commentar Bd. 1 S. 33, in- 
gleichen 3. 27 des BGB.'s. 

4) Man vergl, $. 28 des BGB.'s. 
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Gejege nicht in Sachſen gelten, verfteht fih von felbft. Die Verfchie- 
denheit der Gejeggebungen verjchiedener Staaten fann nur auf die 
Rechtspflege von Einfluß fein, wenn im Inlande ein Recht gerichtlich 
geltend gemacht wird, weldes unter der Herricaft der Geſetzgebung 
des Auslandes fteht. Man fann in einem folchen Falle einen dop- 
pelten Gefichtspunkt für entfcheidend anſehen, nämlich einmal den 
taatsredhtlihen und fodann den privatredtliden Nah 
jenem wird das gegenjeitige Verhältniß der Staaten in Beziehung 
auf die Rechtspflege in den Geſichtskreis gezogen und die Gerichts- 
zuftändigfeit der Staaten im Allgemeinen, oder in der Bejonderheit, 
ob und in wie weit der eine Staat dem anderen Staate bei feiner 
Rechtspflege auf Erſuchen Rechtshülfe zu gewähren habe, ins Auge 
gefaßt. Auf diefem rein formellen Standpunkte ftehen die ſ. g. Ju— 
ftizconventionen '). Aber auch jelbit das Bundesgeſetz, betreffend die 
Gewährung der Nechtshülfe, vom 21. uni 1869, ift über die engen 
Grenzen, welche ſich die ſ. g. Juſtizconventionen geftedt haben, nicht 
binausgegangen. Bei dem oben angegebenen privatredtliden 
Gefihtspunfte handelt es jich dagegen um die für die Parteien viel 
wichtigere Frage, ob der inländiihe Richter bei feiner Entjcheidung 
die Geſetze des Auslandes, von welchen die ftreitigen Rechte beherricht 
werden oder mwenigitens zur Zeit ihrer Entjtehung beherrſcht worden 
find, oder die Gejege des Inlandes anzumenden habe. Dieje Frage 
fann aber nicht anders beantwortet werden, als daß der inländische 
Richter die ftreitigen Rechte nur jo, wie fie befchaffen find, für be— 
gründet anzujehen und zur Geltung zu bringen bat. Denn iollte 
man ihm geitatten, das Recht des Inlandes anzumenden, jo würde 
dies eine Ertenfion der Wirkſamkeit der inländifchen Geſetze enthalten, 
welche in ihrer Unzwedmäßigfeit der Zurücziehung eines Geſetzes auf 
frühere Fälle gleichftehen, ja dieſe noch übertreffen würde. Der Ein— 
wand, daß der inländifche Richter nicht unter den ausländiichen Ge— 
jegen ftehe, hat Etwas nicht für fich, weil es fich bei der Anmendung 
der ausländifchen Gejete auf privatrechtlihe Verhältniſſe nicht darum 
handelt, ob der Richter denfelben Gehorfam jchuldig ſei, ſondern 





1) Ein Berzeichnik der zwiſchen Sachſen und mehreren deutichen Bundes: 
ftaaten gefchlofjenen Juftizeonventionen findet man im Gommentar Bd. 1 ©. 35. 
Nachzutragen ift die mittelft Verordnung, zur Bekanntmachung einer mit der 
Großberzoglih Badiſchen Regierung in ber gegenfeitigen Zeiftung ber Nectd: 
bülfe getroffenen Uebereinkunft, vom 12. Juli 1870, befannt gemachte, mit dem 
Großherzogthume Baden geſchloſſene Juſtizconvention. 
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vielmehr darum, ob das Recht, über welches entjchieden wird, be> 
gründet ſei. Eben jo wenig fann ein Grund gegen diefe Anficht 
daraus abgeleitet werden, daß der inländijche Richter die ausländifchen 
Geſetze nicht zu Fennen brauche, mweil diefe in dem gedadten Falle zu 
den factifhen Vorausfegungen des geltend gemachten Rechtes gehören 
und wie dieſe zu beweifen find. Nur dann mirde der inländijche 
Nichter dem nach den ausländiihen Gejegen begründeten Rechte den 
gerichtliben Schu zu verfagen haben, wenn das Recht jelbft mit der 
inländifhen Gejeggebung in Widerſpruch ftände. 

Für die Lehre der Gollifion der Geſetze verfchiedener Staaten 
ergeben ſich hieraus nachitehende Folgeſätze: 

1) daß jeder Staat den Beruf hat, Privatrechte, ohne Unterfchted 
des Grundes und Ortes ihrer Entftehung, zu jhügen, 

2) daß, wenn über ein Privatrecht zu entjcheiden ift, welches in 
einem anderen Staate auf Grund der Gejeggebung deſſelben 
entjtanden ift, die Frage, ob es ein des rechtlichen Schußes theil- 
haftiges Recht fei, nur nad) den Gefepen des Staates zu beant- 
worten fein kann, unter deffen Herrichaft es entjtanden ift, 

3) daß fein Staat verbunden fein kann, den in einem anderen 
Staate entjtandenen Rechten gerichtlihen Schuß angedeihen zu 
lajjen, wenn feine eigenen Gejege denjelben den Schuß verfagen '). 
Das bürgerliche Geſetzbuch fpricht in $. 6 Die Regel aus, daß 

im Inlande, ohne Unterfchied zwifchen Inländer und Ausländer, die 
privatrechtlihen Beitimmungen des Inlandes für alle jih im Inlande 
aufhaltende Perjonen, für alle im Inlande befindliche Sachen und 
für alle im Inlande zu erfüllende Obligationen zur Anwendung fom- 
men, macht jedoch hiervon drei Ausnahmen, wenn erjtens nad dem 
Öffentlihen Rechte, zweitens nad den Staatsverträgen über die 
gegenjeitige Nechtshülfe, und drittens nad den SS. 7 bis 17, 19 
die ausländiſchen Geſetze auch im Inlande Anwendung finden. Wäh— 
rend die beiden erſten Ausnahmen nur im Allgemeinen mit dem Hin— 
weiſe auf das öffentliche Recht und auf die Staatsverträge über die 
gegenſeitige Rechtshülfe angeführt werden, wird die für das Privat— 
recht wichtige dritte Ausnahme, welche ihren Grund darin hat, daß 
unter der Herrſchaft ausländiſcher Geſetze erworbene Rechte, ſofern 
nicht verbietende inländiſche Geſetze entgegenſtehen, auch im Inlande 


1) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 34. 
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anzuerkennen find und gerichtlihen Schuß verdienen, auf nachſtehende 
Vorſchriften zurüdgeführt *): 

1) Die Rechts- und Handlungsfähigfeit einer Berjon ?) ift nad 
ven Gejegen des Staates zu beurtheilen, deſſen Unterthan diefelbe ift; 
doch wird die Handlumgsfähigteit eines Ausländers nad) den Gejegen 
des Inlandes beurtheilt, wenn eine Verbindlichkeit deijelben aus einer 
im Inlande vorgenommenen Handlung in Frage ift. 

2) Die bei den Rechtsgeſchäften zu beobadtende Form richtet 
fih nach den Gejegen des Ortes, wo diefelben vorgenommen werden ?); 
es genügt jedoch die Beobachtung der Geſetze des Ortes, an welchem 
das Geſchäft in Wirkſamkeit treten fol. 

3) Die Rechte an beweglichen und unbeweglihen Saden (Eigen- 
thbum und Rechte an der Sache), ingleihen der Bejit derjelben, wer: 
den nad) den Geſetzen des Ortes beurtheilt, wo diefelben Liegen. 

4) Forderungen werden nad den Gejegen des Drtes beurtheilt, 
wo diejelben zu erfüllen find. 

5) Die Vorſchriften der SS. 1551 bis 1553 und 1858 bis 1874 
finden Anwendung, jelbft wenn der außereheliche Beifchlaf in einem 
Staate erfolgt tft, deſſen Geſetze dieſe Nechte nicht anerkennen. 


1) Ich gebe bier nur die SS. 6 biß 17 und 19 de BGB.’ und verweife im 
Uebrigen auf den Commentar Bd. 1 ©. 37 bis 62, wo dieje 88. interpretirt und 
namentlih auch die Gründe angegeben werden, warum bei den Perjonen die 
Staatsangehörigkeit, bei den Sachen der Ort der gelegenen Sache, bei den Forde— 
rungen der Entitehungsort oder Erfüllungsort der Forderung und der Wohnfit der 
Forderungsintereffenten (wenigſtens als Regel) für enticheidend angefeben worden 
st. — Uebrigens bedarf es wohl faum der Bemerkung, das eine Entſcheidung, 
welche auf ausländiſches Recht bafirt worden it, nicht wegen Verftoßes contra 
jus in thesi (man vergl. die Bekanntmachung, einige Hechtsjäge in Beziehung auf 
die Nullitätöflage betreffend vom 4. März 1848) als nichtig angefochten werden 
fann. 

2) Die Rechtsfähigkeit der juriftiichen Perfonen ift nad den Geſetzen des 
Staates zu beurtbeilen, in welchem fie die ftaatliche Anerkennung erlangt haben. 

3) Eine hiermit in Uebereinftimmmng ſtehende Borjchrift tft die der allg. d. 
W. D. Art. 86 über den Wechfelproteft. Gegen den angegebenen Artikel verftößt, 
nad meiner Anficht, das in vielen Zeitichriften, unter anderen auch in der 
Wochenſchrift für deutiches Handels: und Wechfelrecht Nr. 7 mitgetheilte Erkennt: 
niß des Oberhandelsgerichts zu Leipzig vom 21. Februar 1871. Im Weſent— 
lichen halte ich die Bedenken für nicht unbegründet, welche Ercole Vidari, sorra 
un caso di decadenza dall'esercizio dell'azione di regresso in materia cambiaria, im 


— 


Serafini'ſchen Archiv Bd. 7 S. 263 flg. gegen das angegebene Erkenntniß auf: 
geſtellt hat. 
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6) Eingehung und Auflöfung der Ehe werden nad den Gejegen 
des Staates beurtheilt, dejfen Unterthban der Ehemann ift. 

7) Die ehelihen Bermögensrechte werden nad den Geſetzen be— 
urtbeilt, welche zur Zeit der Eingehung der Ehe an dem Wohnfige 
des Ehemannes gelten. Durch einen Wechjel des MWohnfiges werden 
die ehelichen Vermögensrechte nicht geändert. Schenkungen unter Ehe- 
gatten werden nach den am jedesmaligen Wohnfige des Ehemannes 
geltenden Gejegen beurtheilt. 

8) Die väterlihe Gewalt wird nach den Gefeten des Staates 
beurtheilt, deffen Unterthan der Vater ift, die Vormundſchaft nach 
den Gejeten des Staates, deſſen Untertban der zu Bepormundende tft. 

9) Anfall und Erwerbung einer Erbſchaft werden nad den Ge- 
jeßen des Staate3 beurteilt, in welchem der Erblafjer zulegt feinen 
Wohnfig gehabt hat. Hat er mehrere Wohnfige gehabt, jo gelten die 
Geſetze des Wohnfiges, an weldem er fich zulegt aufgehalten bat. 

10) Ausländiſche Gefege find nicht anzumenden, wenn deren An— 
wendung duch inländiiche Gefege nah der Vorſchrift und nah dem 
Zwede derfelben ausgeſchloſſen ift. 


8. 17. 
Compromiß auf ausländifhes Recht. Ermwiderungstedt. 


In Fällen, in welchen die Intereſſenten berechtigt find, ihre Rechts— 
verhältniffe nah Willkühr zu beftimmen, kann von denfelben verein- 
bart werden, daß jtatt der inländiſchen Gejege ausländiſche Geſetze 
zur Anwendung fommen jollen'). Die Anwendbarkeit gejeglider Vor— 
ſchriften aber, melde durd die Intereſſenten nicht geändert werden 
follen, Fann durch Compromiß auf ausländifhes Recht nicht ausge» 
ſchloſſen werden ?). 

Das Ermiderungsreht (Retorfionsredt) ift in Sachſen auf die 
Fälle befhräntt, in melden die Gejege eines fremden Staates eine 
Rechtsverſchiedenheit zwiſchen Inländern und Ausländern bejtimmen. 
Aber auch in diejen Fällen kann es nur ausgeübt werden, foweit dies 





1) Dan vergl. $. 18 des BGB.'s. — Natürlich haben die Parteien im 
Proceſſe das ausländifche Recht, welches fie zur Grundlage ihrer gegenjeitigen 
rechtlichen Beziehungen gemadt haben, zu beweilen. — Ein Compromiß auf das 
Recht, welches vor dem bürgerlichen Geſetzbuche gegolten hat, würde unter den 
jonftigen Vorausfegungen ebenfalls erlaubt fein, dürfte aber ſchwerlich vorkommen. 

2) 3. B. die Formvorſchriften in 88. 822, 1650, die Verbote in $. 1259, 
1580 bed BGB.'s. 
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nah den inländifhen Gefegen zuläflig if. Auch follen Untergerichte 
von dem Retorſionsrechte nur Gebrauch mahen, wenn fie zuvor bei 
dem Juftizminifterium angefragt haben und dieſes die Genehmigung 
dazu ertbeilt hat. Durch Ceſſion kann das Netorfionsrecht nicht um— 
gangen werden). 


ie 


8. 18. 
Auslegung der Geſetze. 


Die Auslegung (Interpretation) eines Gejetes hat den Zweck, 
den Gedanken fejtzuftellen und darzulegen, welchen der Geſetzgeber in 
dem Geſetze ausgeiproden hat. Denn das Geſetz befteht nicht in den 
Worten, melde in demſelben gejhrieben find, jondern in der Vor— 
ſchrift, welche der Gejetgeber gegeben hat. Hieraus geht hervor, daß, 
wenn die Worte des Gejeges einen angemejjenen Sinn geben, wenn 
ſchon die ſ. g. grammatifche Jnterpretation zum Ziele führt, der Aus- 
ſpruch als Geſetz gilt, welden die Worte des Gefeges ausdrüden ?), 
nicht weil die Worte als Gefeg gelten, fondern weil fie den Willen 
des Gejeggebers enthalten. Wenn aber die Wortauslegung (granma- 
tifhe Snterpretation) Zweifel über den Willen des Geſetzgebers übrig 
läßt, fo ift das Gefeg nicht blos aus den Worten defjelben, fondern 
auch nad der auf andere Weife fih Eundgebenden Abjiht des Gejep- 
gebers auszulegen?) (f. g. logiſche Interpretation). Die VBerjchieden- 
beit zwiſchen dem Ergebniſſe der bloßen Wortauslegung und dem 
Willen, welden der Gejeßgeber auszuſprechen beabfichtigt hat, kann eine 
doppelte jein, nämlid es kann die Faſſung des Gefeges eine zu enge, 
oder eine zu weite fein. Iſt fie eine zu enge, jo find die Worte aus- 
dehnend auszulegen (f. g. interpretatio extensiva). ft fie eine zu 
weite, fo find die Worte beſchränkend auszulegen (f. g. interpretatio 
restricta). In jenem Falle fann die meiter reichende Abficht des 
Gejeggebers zu entnehmen jein, aus anderen Theilen des Geſetzes, 
aus den Gegenfägen, aus den Folgefägen, aus dem Geifte des Ge- 
jeges. In diefem Falle fünnen ein Anhalten für die Interpretation 
geben, der Zuſammenhang und Grund des Gefeges, die allgemeinen 
Rechtsregeln *) und andere Geſetze. Das Weitere ift Beurtheilung 





1) Man vergl. 8. 20 des BGB.'s und Verordnung, die Ein: und Ausführung 
des BGB.'s betreffend, vom 9. Januar 1865, $. 3. 

2) Man vergl. $. 22 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 22 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 3. 23 des BGB.'s. 
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des einzelnen Falles, und nur die Regel läßt fich nod) aufftellen, daß 
gejepliche Beitimmungen, melde als Folgen ausdrüdlid angegebener 
Borausjegungen getroffen worden find, auf diefe bejchränft bleiben ’). 

Die ſ. g. autbentifche Interpretation der Gejege bildet nah Säch— 
ſiſchem Necte nicht eine befondere Interpretationsart, weil Gejege, 
welche ein anderes Geſetz auslegen, jowohl im Modus ihrer Erlaj- 
jung ?), als auch rüdjichtlich ihrer Gültigkeit und Wirkſamkeit den an- 
deren Geſetzen gleichiteben ?) und daher nicht die Bedeutung eines 
Interpretationsmittels haben, jondern wie andere Geſetze Gegenjtände 
der Interpretation find. 

Endlich hat die ſ. g. ufuelle Interpretation nad) dem bürgerlichen 
Geſetzbuche feinen Werth mehr ?). 


8. 19. 
Rehtsähnlihkeit. Anwendbarkeit des gemeinen Rechts. 


Die Rehtsähnlichkeit (Analogie) unterscheidet fih von der aus— 
dehnenden Auslegung der Gefege darin, daß fie die Aufgabe bat, 
das Recht in Fällen zu finden, für welche weder eine befondere, nod 
eine allgemeine geſetzliche Borfchrift vorhanden ift, während die aus 
dehnende Auslegung den Willen des Gefebgebers aus dem Gefete 
ſelbſt entwidelt®). Die Analogie ift die Fortbildung des Rechts in 
jeiner Anwendung, nad den höheren Principe, daß eine gefegliche 
Beitimmung, felbit wenn fie nur für einen einzelnen Fall gegeben 
worden ift, au auf Fälle Anwendung finden muß, melde diefelbe 
rechtlihe Natur haben, mie der gefeglich beftimmte. Wenn man ge 
wöhnlich zwei Arten der Analogie jtatuirt, nämlich die Gefetesana- 
logie und die Rechtsanalogie, je nachdem der Nechtsfag, um deſſen 
Anwendung auf einen ähnlichen Fall es fich handelt, aus einzelnen 
gefeglihen Norfchriften, oder aus dem Geifte und inneren Zuſammen— 
hangs des pofitiven Recht bervortritt, fo fann dies nur für eine Be- 
jchreibung der Analogie angejehen werden, weil der analoge Rechts— 
fat denfelben Werth hat, er mag auf dem Mege der URN 
oder der Rechtsanalogie gefunden worden fein. 

1) Man vergl. 8 . 24 des BGB.'s. 

2) Man vergl. Berfaffungsurfunde 8. 86. 

3) Man vergl. 8. 21 des BGB.'s und oben SS. 14 und 15. 

4) Man vergl. 8. 28 des BGB.'s. 

5) Ohne Grund behauptet Förfter a. a. O. S. 66 not. 3, daß das Bürger: 
liche Geſetzbuch die Analogie ald Auslegung des Geſetzes behandle. 
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Da die Analogie durch die Ausdehnung des Geſetzes auf rechts- 
ähnlibe Fälle, mit dem Grunde, Geifte und Zwecke des Gefeges in 
lebereinftimmung fteht, jo dient fie nur zur Aufrechthaltung und 
Durchführung des Gejeges. Ein Richter, welcher ein Geſetz analog 
anwendet, wendet das Gefet in feinem Geifte und Sinne an, meil, 
wie in der 1.27 D. de leg. gefagt wird: „semper quasi hoc legibus 
inesse credi oportet, ut ad eas quoque personas et ad cas res 
pertinerent, quae quandoque similes erunt.“ 

Das bürgerlihe Geſetzbuch erkennt die Analogie !) ald das Band 
an, welches Die pofitive Gejeßgebung mit dem Leben verbindet, indem 
es beftimmt, daß ein Rechtsfall, für den fich feine befondere oder 
allgemeine Vorſchrift in den Geſetzen findet, nach den Beitimmungen 
über ähnliche Fälle zu beurtheilen ift, daß ſich jedoch Geſetze, melde 
aus bejonderen, für einzelne Fälle beftehenden Gründen eine Ausnahme 
von allgemeinen Rechtsſätzen enthalten, nicht zur Ausdehnung auf 
ähnlihe Fälle eignen. 

Nah dem vorjtehend gegebenen Begriffe der Analogie kann es 
feinem Zweifel unterliegen, daß die Säte, welche durch diefelbe ge- 
funden werden, zu ihrer Gültigkeit nicht einer Beftätigung durch die 
Gejeggebung bedürfen. Wenn jedoch Meinungsverichiedenheiten dar- 
über entftehen, ob ein Fall ein analoger (rechtsähnlicher, ähnlicher) 
jei, jo fann die Gejeggebung den Beruf haben, belfend einzugreifen. 
Rur veriteht es ſich von jelbft, daß dahin nicht jede Meinungsver- 
Ihiedenheit, welche fih bei der Anwendung des bürgerlichen Gejeg- 
buchs ergiebt, zu rechnen ift, weil dies einen ganz anderen Grund 
haben kann, als den, daß es jowohl an einer bejonderen, als aud 
an einer allgemeinen Vorſchrift fehlt, welche analog anwendbar ift. 
Ramentlid muß vor dem Glauben gewarnt werden, daß, wenn fid 
die Berfehrsverhältniffe ändern und dadurch die Rechtsverhältniſſe 
thatjächlich verwidelter werden, dies einen Grund abgeben kann, in 
dem bürgerlichen Geſetzbuche Etwas zu ändern, weil die größere that- 
lählihe Verwickelung der Verfehrsverhältniffe die Nechtsanwendung 
erſchweren, nicht aber das Recht außer Kraft jegen kann. Man lafje 
fh namentlih durch das Drängen zu immer neuen Gejegen nicht 
itte mahen. Denn in der Negel verbirgt ſich dahinter Egoismus, 
die niedrigfte Hab» und Gewinnſucht und der Wunſch, fih den nad) 
Anfiht gewifjer Perfonen nur für dag Proletariat geltenden Geboten 





1) Dan vergl. 88. 25, 26 des BGB.'s. 
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der Moral und des Rechts zu entziehen, wenigſtens vor Anderen durch 
die Gejege einige Vorzugsrechte zu erhalten. 

Vor dem bürgerlichen Geſetzbuche galt in Sachſen das gemeine 
Recht, ſoweit nicht befondere Geſetze vorhanden waren, welche daſſelbe 
modificirten oder ausſchloſſen. Diefe Subfidiarität des gemeinen 
Rechts ift mit der Publication des bürgerlihen Geſetzbuchs wegge— 
fallen). Dagegen fonnte es nicht in der Abficht liegen, durch das 
bürgerlihe Eeſetzbuch auch die Rechtswiſſenſchaft zu firiren, und die 
Duelle, aus welcher dafjelbe gejchöpft hat, für die Zukunft zu ver- 
ſchließen. Als wiſſenſchaftliches Recht gilt das gemeine Recht, nament- 
lih das römische Recht, in Sachſen auch nach der Wublication des 
bürgerlihen Gefegbuhs fort und fort. Namentlih wird ein Zurüd- 
geben auf dafjelbe nicht blos zuläfiig, jondern fogar nothwendig fein, 
wenn entweder eine Vorſchrift, melde das bürgerlihe Geſetzbuch aus 
dem römifchen Rechte genommen bat, in der Faflung unvollkommen 
ift, oder wenn das bürgerliche Gejegbud einen höheren Sab des rö- 
miſchen Rechts ohne die Folgeſätze wiedergegeben hat. In jenem 
Falle ift das bürgerliche Gejegbuh aus dem römiſchen Rechte zu inter- 
pretiren, in diefem Falle kann es fein Bedenken haben, für das bür- 
gerlihe Gejegbudh auch die Folgerungen zu ziehen, weldhe in dem rö— 
mijchen Nechte aus dem höheren Sape gezogen werden. 


8. 20. 
Gewohnheitsrecht. 


Nah römiſchem Rechte?) wird die Gültigkeit des Gewohnheits— 
rechts auf den Grundſatz zurückgeführt, daß, wenn die legislatoriſche 
Gewalt in den Händen des Volkes liege, ein Grund nicht abzufehen 
fei, warum der Wille, welden das Volk lange Zeit hindurch in gleich— 
mäßigen Handlungen zu erfennen gegeben habe, nicht als Geſetz gelten 
follte. Die Bafis des Gemohnheitsreht3 war hiernad der Wille der 
gejepgebenden Gewalt, und es unterjchied fih daffelbe von dem Gejete 
nur in der form, indem fich bei ihm der Wille des legislatoriſchen 
Factor durch concludente Handlungen zu erkennen gab, mährend in 
dem Gejete derjelbe legislatoriſche Wille in einem Geſetze feinen 
Ausdrud erhielt. 

Diefe Begründung des Gewohnheitsrechts paßt nicht auf eine 


1) Man vergl. Commentar Bb. 1 ©. 67 flg. 
2) Man vergl. 1. 32, 1. 33 D. de leg. 
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Staatsverfaſſung, nad welcher die gefeßgeberifhe Gewalt nicht mehr 
dem Bolfe, jondern dem Monarchen oder diefem und Vertretern des 
Volks zufteht. 

Defjenungeadhtet hat man geglaubt, daß aud in Staaten, nad) 
deren Berfaffung das Volk nicht unmittelbaren Antheil an der Ge- 
jeßgebung nimmt, ein Gewohnheitsrecht denkbar jei, welches den Ge- 
jegen gleichftehe und mie diefe nicht blos neue Vorſchriften einführen, 
jondern aud Gejege ändern und aufheben fünne. Aber, wenn diejer 
Glaube jhon an fih auf einem unverfennbaren Irrthum beruht, jo 
it es auch ganz natürlih, daß alle Verſuche, ein Gewohnheitsrecht 
zu finden, welches dem Gejege in jeinem Anſehen gleichitehen könnte, 
vergeblich gemwefen find. Man hat das Gewohnbeitsrecht in den gleich- 
mäßigen Handlungen Einzelner, in den gleichmäßigen richterlichden Ur» 
tbeilen, in der Uebereinftimmung der Nechtslehrer finden zu können 
geglaubt. Aber die gleihmäßigen Handlungen Einzelner find immer 
nur Handlungen diefer und fünnen Andere nicht verbinden. Hieran 
fann auch die Länge der Zeit, in welcher Einzelne gleihmäßig gehan- 
delt haben, Etwas nicht ändern. Wenn man angenommen hat, daß 
aus den gleichmäßigen Handlungen Einzelner oder wenigftens aus 
der längeren Dauer eines gleichmäßigen Handelns auf die Heberzeug- 
ung der rechtlichen Nothwendigfeit der Handlungen geſchloſſen werden 
fönne, jo ift diefer Schluß ein völlig unbegründeter, es kommt jedoch 
auch noch hinzu, daß nicht abzujehen ift, wie dadurch, daß Einzelne in 
dem Glauben ftehen, es eriftire eine Rechtsvorjchrift, eine auch für 
Andere gültige Rechtsnorm gejchaffen werden könnte. Noch weniger 
läßt fich behaupten, daß durch gleichmäßige Richterfprüche ) oder dur 
Uebereinftimmung der Yuriften ein Recht begründet werden fünne, 
welches dieſelbe Gültigkeit habe, wie ein Geſetz. Wie es bei dem 
Mangel jeder Unterlage für das Gewohnheitsrecht nicht anders hat 


1) Der, nad meinem Dafürhalten, bedenkliche Grundſatz, daß die in ben 
Entfcheidungen des Oberappellationsgerichts ausgeſprochenen Sätze maßgebend 
find für die unteren Gerichte, hat in Sachſen nie beitanden. Zwar kann das 
DOberappellationögericht nad dem Geſetze vom 28. Januar 1835 unter B. $. 9 
mit Genehmigung des Juftizminifteriums Rechtsſätze in dem Geſetz- und Verorb: 
nungsblatte befannt, machen. Aber die Untergerichte find an dieſe Säge nicht 
gebunden. Auch hat das ÜDberappellationsgericht von diejem Rechte nur jehr 
ielten Gebrauch gemacht, weil es fich überzeugt hat, daß es fich durch dergleichen 
Säge in der Fortbildung des Rechts nur jelbit die Hände bindet. Seit dem 
bürgerlichen Gefegbude ift die Belanntmahung der Rechtsſätze ganz außer Ge: 
brauch gefommen. 


46 Erites Buch. 


geicheben fünnen, fo hat nicht einmal unter den Nechtslehrern über 
das Weſen und die Natur des Gewohnheitsrechts Einverftändniß ber- 
geftellt werden fünnen. So herrſchen unter den Rechtslehrern !) Mei- 
nungsverſchiedenheiten über die Hauptfragen, 3. B. ob die thatfächliche 
Uebung Entjtehungsgrund oder Entjtehungsform ift, ob das Gewohn- 
beitsrecht in dem Bolfe oder unter den Juriſten entjtehe, von melchen 
Vorausfegungen dafjelbe abhänge, wie e8 mit dem Beweiſe deſſelben 
zu balten jei u. ſ. w., und es wäre daher nothwendig, daß ein Gefeg 
vor allen Dingen bejtimmte, was das Gemohnheitsrecht wäre. 

Neben dem Streben, ein Gewohnheitsrecht zu conjtruiren, welches 
eine gleiche Wirkung hätte, wie das Geſetz, überfah man, daß im täg- 
lihen Leben, im Gejchäftsverfehre und namentlih unter den Kauf- 
leuten, Gebräuche vorfommen, welde in ihrer verbindlichen Kraft das 
Gejeg in jofern noch übertreffen, als fie nicht, wie Diefes, nothwendig 
auf einen beftimmten Staat befhränft find. Sehr oft nämlich bildet 
fih im Leben und Verkehre die Anjicht, daß bei Veräußerungen der 
veräußerte Gegenftand aud ohne bejondere Verabredung in einer 
bejonderen Bejchaffenbeit zu gewähren ift, bei den Verträgen ſich ge- 
wiſſe Modificationen der Leiſtung und Gegenleiftung von felbft ver- 
jtehen und mit bejtimmten Ausdrüden ein für den Geſchäftskundigen 
befannter Sinn verbunden ift. Dergleihen Gebräuche, fofern fie nicht 
mit der Vernunft, oder mit einem Gefege in Widerſtreit ftehen, 
machen allerdings Recht zwiſchen den Bertragfchließenden, aber nidt, 
weil fie die Kraft eines Geſetzes haben, jondern weil anzunehmen tft, 
daß Jeder, welcher contrahirt, fi dem Ueblichen unterwerfe, die für 
ihn daraus bervorgehenden Rechte zu erwerben beabfichtigt und Die 
damit verfnüpften Verbindlichkeiten übernommen habe. Bon objectiven 
Rechtsnormen kann hierbei feine Rede fein. Denn fo wenig Verträge 
objectives Recht begründen, fo mwenig laffen fich die im Handel und 
Wandel herrſchenden Gebräuche, melde entftehen, jih ändern und ver- 
ſchwinden, unter den Gefichtspunft eines Gejeges bringen. Sogar 
daran muß gezweifelt werden, ob der Richter über dergleichen Ge- 
bräude, wenn fie nicht notorifch ind, zu erkennen habe und ob es 
nicht vielmehr * Sache Geſchäftskundiger fei, ſich über deren Eriftenz 
auszusprechen und dem Richter die erforderlichen Materialien für Die 
Entſcheidung zu liefern. 

1) Man vergl. 3. B. Puchta, das Gewohnbeitäreht, 2 Bde, 1828 und 


1837, Beſeler, Volksrecht und Juriftenrecht, 1843, Savigny, Spitem Bd. 1 
©. 34, 76, 197, v. Wächter, mwürtembergifches Privatrecht Bd. 2 ©. 32. 
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Das bürgerliche Geſetzbuch!) beſtimmt, daß duch Gewohnheiten 
weder Gefege aufgehoben, oder abgeändert, noch neue Vorjchriften 
mit Geſetzeskraft eingeführt werden fünnen, aber, foweit Rechte durch 
die Willfür der mterejfenten begründet werden können, Gewohn- 
beiten zu berüdfichtigen find, wenn anzunehmen ift, daß die nteref- 
jenten das in gleichartigen Fällen Gemöhnlide haben beobachten 
wollen ?). Die zulegt angegebenen Gewohnheiten als „juppletorifche 
Gewohnheiten“ zu betrachten, ijt, weil dies leicht zu Mißverſtändniſſen 
rühren fann, nicht zwedmäßig. 

Wenn mehrere öffentlihe Gejete auf Herkommen Bezug nehmen, 
3. B. Städteordnung 8. 61, Yandgemeindeordnung 88. 64, 65, Armen» 
ordnung $. 13 Nr. 2, jo kann dieſes Herkommen nicht als ein Pri- 
vatrechtstitel, über welchen die Juftizbehörden zu erkennen haben, 
gelten. So viel dagegen das Straßenbaumandat vom 28. April 1781 
und das Mandat, die Elbjtrom-, Ufer und Dammordnung vom 7. Auguft 
1819 betrifft, von melden das erftere im $. 9 und das letztere im 
$. 2 auf das Herfommen verweift, jo wurde zwar an dem älteren 
Rechte, nach welchem jenes Herfommen als ein privatrechtliches ange: 
jehen wurde, auch durch das bürgerliche Geſetzbuch Etwas nicht ge- 
ändert. In neuefter Zeit hat aber das Geſetz über Wegebaupflicht 
vom 12. Januar 1870 88. 5 bis 9, audy das Herfommen, ala Grund 
zur privatrechtlihen Berbindlichkeit zum Straßenbaue, aufgehoben. 


8. 21. 
Statuten, Hausgejege, FJamilienverträge. 


Statuten, Hausgefege und Yamilienverträge, melde dem öffent- 
lihen Rechte gemäß errichtet worden find, gehen den allgemeinen bür— 
gerlihen Gefegen vor?), find aber feine Gefege, haben aud feine 
Gejegesfraft. 

Die Statuten können theil8 über Gegenftände, in welchen den 
im Staatsorganismus begründeten (öffentliden) Corporationen eine 
Selbftverwaltung (Autonomie) vorbehalten worden ift, unter Aufficht 
der Verwaltungsbehörden, 3. B. Statuten der Städte und Landge— 


1) Man vergl. $. 28 bes BGB.'s. 

2) Zn dem BGB. wird 4. B. auf jolde Gewohnheiten noch insbeiondere ver: 
wiefen in den 88. 1095, 1200, 1238, 1240. — Aus dem allg. d. Handelägefep- 
buche gehören hierher Art. 1 und die Art. 270, 339, 852, 370, 376, 397, 

3) Man vergl. 8. 20 des BGB.'s und dazu Eommentar Bd. ı ©. 73 flg. 
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meinden!), theils über die Verfaſſung privatrechtliher Anftalten und 
Genofjenfhaften errichtet werden. So viel jene betrifft, jo find die 
Grenzen, innerhalb deren die Statuten Gültigkeit haben, duch das 
Gejeg beſtimmt. So viel dieſe betrifft, fo fann durch die Statuten 
die Vertretung der Anftalt oder der Genofjenfhaft nah außen bin 
bejtimmt, der Anftalt oder der Genofjenfchaft zur Ausgabe von In— 
baberpapieren Eonceffion ertheilt, auch jonft das Verhältniß im In— 
neren mit voller Wirkung für die beitretenden Mitglieder (als lex 
contractus) regulirt werden. Dagegen würde e8 nicht ftatthaft fein, 
in den Statuten über wohlerworbene Rechte Dritter zu verfügen, 3. B. 
die Bindication auszufchliegen. Selbft der Ausschluß der Vindication 
wider Leihhäufer läßt fich nicht rechtfertigen. 

Daß vor dem bürgerlichen Geſetzbuche gültig errichtete Statuten 
auch nad demfelben Gültigkeit behalten haben, verfteht fih von felbft. 
Zu diefen Statuten gehört aber nicht das Miethrequlativ für die 
Stadt Dresden vom Jahre 1846/1847, fo weit es Beftimmungen ent- 
hält, von mwelden ſich nicht jagen läßt, daß fie auf einem in der 
Stadt Dresden in Ermangelung allgemeiner Gefege beftehenden be— 
fonderen Gebraude beruhen. Denn dieſes Miethregulativ, welches 
das bereits im Jahre 1796 erlaffene Regulativ über ftädtifhe Mieth- 
wohnungen in Dresden mit einigen Abänderungen wiedergiebt, ift 
nicht ein Statut, jondern ein auf der älteren Gefetgebung bafirtes 
Specialgejeg für die Stadt Dresden und hat, in foweit als das bür- 
gerlihe Gejegbuh die Beitimmungen defjelben mit einigen Modifica- 
tionen aufgenommen hat, jeine Iocale Eigenthümlichkeit verloren ?). 

Das Recht, Hausgefege und Familienverträge zu errichten, tft 
in Sachſen insbefondere dem Haufe Schönburg als ein Ueberbleibjel 
der den j. g. Mebdiatifirten durch die deutſche Bundesacte Art. 14 
vorbehaltenen ſ. g. Autonomie verblieben °). 





1) Man vergl. allgemeine Städteordnung vom Jahre 1832 88. 1 bis 6 und 
Verordnung, das Verfahren bei Einführung der allgemeinen Stäbteorbnung und 
die Errichtung der örtlichen Statuten betreffend vom 2, Februar 1832, 88. 10 
bis 15 der Yandgemeindeordnung vom 7. Novbr. 1838, $. 2 und Verordnung, die 
Ausführung der Landgemeindeorbnung u. |. m. vom 7. Nov. 1838, $. 26. 

2) Man vergl. Commentar Bd. 2 ©. 276, insbeſondere not. 1. 

3) Man vergl. Bundesbeihluß vom 7. August 1828, erläuterter Receß vom 
9. Dctober 1835 (G.: u. B.:Bl. vom Jahre 1835, S. 627), Primogeniturordnung 
des Fürften Dito Victor von Schönburg vom 25. September 1862 G.: u. B.:BI. 
vom Jahre 1862 S. 352 und vom Jahre 1865 S. 75, 197. 
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Zmeites Gapitel. 


Von den Perfonen. 


I. Phyſiſche Perſonen. 
8. 22. 
Rechtsfähigkeit. 


Das menſchliche Leben beſteht in dem Selbſtbewußtſein, vermöge 
deſſen ſich der Menſch, in ſeiner durch ſeinen Körperorganismus her— 
geſtellten Einheit (Individualität), Demjenigen gegenüberſetzt, was 
außer ihm iſt. In dieſes Selbſtbewußtſein nimmt der Menſch das 
außer ihm Seiende mittelſt der Sinnesorgane in der Geſtalt, wie es 
ihm nach den Eindrücken auf dieſelben namentlich nach Ort und Zeit, 
erſcheint, und in der Weiſe auf, daß er zwar immer daſſelbe Indivi— 
duum bleibt, aber in den Gegenſtänden ſeines Selbſtbewußtſeins ſein 
eigenes Selbſt erweitert und entfaltet. Das Selbſtbewußtſein, welches 
ſich äußerlich in dem menſchlichen Körper darſtellt, und in der Ver— 
bindung mit dieſem den Menſchen ausmacht, iſt endlich und deſſenun— 
geachtet untheilbar. Endlich iſt es, weil es von dem Körper abhängt, 
in dieſem ſeinen Träger hat und durch dieſen mit der Evolution des 
Weltalls in Beziehung gebracht wird. Untheilbar iſt es, weil es 
weder von dem menſchlichen Körper getrennt, noch ſelbſt getheilt, noch 
im Gegenſatze zu einem allgemeinen Selbſtbewußtſein als ein von 
diefem abgeleitetes bejonderes gedacht werden Fann. 

Der Menſch, welcher feine Eriftenz duch fich ſelbſt bemweift, hat, 
vermöge des in jeiner Schöpfung zu erfennen gegebenen göttlichen 
Willens, das Recht auf das Leben, auf Unverlegbarfeit (incolumitas) 
jeines Körpers!), auf Freiheit?) und auf Achtung feiner menſchlichen 





1) Der Menſch hat zwar aud das Recht, feine geiftigen Kräfte zu entwickeln. 
Aber dieſes Recht Tann nur durch Verlekungen des Körpers verlegt werden. Wenn 
im römifchen Rechte auch von einer corruptio animi die Rede ift, jo bezieht fich 
dies nur auf Sclaven, welde für Sachen angejehen wurden, und auf Hausföhne, 
ſoweit die patria potestas nab Analogie der dominica potestas aufgefaßt wurde. 

2) Im römiſchen Rechte wird die Freiheit (libertas) definirt als „naturalis 
facultas ejus, quod cuique facere libet, nisi si quid vi, aut jure prohibetur“ (. 4 
pr. de statu hominum, $. 1 J. de jure pers.). 

Siebenpaar, Privatredi. 4 


50 Erftes Bud. 


Würde’). Der Auffaflung diefer Rechte, als des rechtlichen Schuges 
theilhaftiger Rechte, fteht der Umſtand nicht entgegen, daß denſelben 
nicht eine einzelne Perſon als verpflichtet gegenüber fteht. Ste find 
eben Rechte, welche weder eines Beweifes, noch eines Anerkenntniſſes 
von Seiten des Staates oder von Seiten Einzelner bedürfen. Sie 
genießen aber auch den rechtlihen Schu, meil, wenn fie verlegt 
werden, nicht blos wider den Schuldigen eine Strafe erkannt, fondern 
auch, joweit darin eine Bejchädigung des Vermögens liegt, mittelft 
der ſ. g. Delictsflage, 3. B. durch die f. g. actio ex lege Aquilia, 
Schadenerfag gefordert werden fann. 

Die angegebenen, dem Menfchen angeborenen Rechte können 
jedoch in einem Staate durch die pofitive Geſetzgebung nad der Ver- 
jchiedenheit der Perjonen entweder anerkfannt werden, oder aufgehoben 
oder wenigſtens bejchränft fein. Die in dieſer Hinfiht denkbaren 
Unterfchiede der Menſchen in ihrer Rechtsfähigkeit, können fich beziehen 
auf die Rechte des Menfchen überhaupt (status libertatis), auf Die 
ftaatsbürgerlihen Rechte (status civitatis) und auf die Nechte der 
Familie (status familiae), und dieſen Unterfchieden entfprechen die 
Unterfchiede zwiſchen jrechtstähigen Menjchen (liberi) und Menſchen, 
melden die Nechtsfähigkeit im Staate abgeht, melde im Nechte als 
Sachen betrachtet werden (servi), zwifchen Inländern (cives) und Aus— 
ländern (peregrini) und zwijchen Perſonen, welche volle Rechts- und 
Handlungsfähigfeit haben (homines sui juris) und Perfonen, tmelche 
wegen eines Yamilienverhältniffes, in dem fie ftehen, in ihrer Rechts— 
und Handlungsfähigfeit bejchränft find (homines alieni juris). 

Nah Sächſiſchem Rechte ift jeder Menſch rechtsfähig oder eine 
PBerfon ?) und es befteht daher nad demfelben nicht ein Unterjchied 
der Perſonen nad dem status libertatis und civitatis im Privatredhte. 
Dagegen hat der status familiae in Sachſen noch eine praftiiche Be— 
deutung, aber nicht in dem Sinne, daß das Familienverhältnig einen 
Einfluß auf die Nechtsfähigfeit haben könnte, jondern in der Be- 
Ihränfung, daß damit eine vermögensrechtliche Unfelbjtändigfeit (Hand- 
lungsunfäbigfeit) verbunden ift. 

Eine Gewalt einer Berfon über eine andere Berjon, welde unter 

1) In der I. 5,8.1 D. de extraord. cognit. wird gejagt: existimatio est illaesae 
dignitatis status legibus et moribus comprobatus. 

2) Man vergl. F. 30 des BGB.'s. Nechtsfähigfeit ift die Fähigkeit, Nechte 
zu haben. ($. 52 Satz 2 des BGB.'s.) 
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den Begriff der Sclaverei oder Leibeigenjchaft!) fällt, kann in Sachſen 
nicht nur nicht erworben werden, fondern es ift auch ihre Ausübung, 
jelbft wenn fie im Auslande erworben worden ift, in Sachſen unftatt- 
baft *). Der ausländiiche Sclave oder Leibeigene gilt in Sachſen als 
freier rechtsfähiger Menſch. In der Gewalt über den Sclaven liegt 
auch das Recht des Herrn, durch den Sclaven zu erwerben, und es 
würde, wenn ein ausländifcher Sclave im Auslande Etwas erworben 
bätte, oder im Inlande Etwas erwürbe, 3. B. durh ein Teftament 
eines Inländers, der Hert in Sachſen fein Recht auf das vom Scla- 
ven Erworbene haben. 

Da der Menſch mit feinem Körper, als dem Träger jeines Selbft- 
bewußtjeing, identiſch ift, fo Fann die Frage, ob er ein Recht an fei- 
nem Körper oder an jeinen einzelnen Gliedern habe, gar nicht ent- 
ftehen. Die Unjtatthaftigfeit der Sclaverei und Leibeigenichaft umfaßt 
auch die Unftatthaftigfeit des Rechtes einer Perfon an dem Körper 
oder an einzelnen Theilen des Körpers einer anderen Perfon, ohne 
Unterjchied, ob die einzelnen Theile des Körpers menſchliche Glieder 
find, 3. B. Auge, Hand, Bein, oder in einer fonitigen Verbindung 
mit dem Körper fteben, 3. B. Haare. Iſt dagegen ein Theil des menſch— 
lihen Körpers bei Lebzeiten des Menfchen von dem Körper getrennt 
worden, 3. B. duch Amputation eines Armes oder Beines, durch Heraus⸗ 
nehmen eines Zahns, durch Abjchneiden der Haare, oder ift der Menſch 
geitorben, jo können auch Theile des menjclichen Körpers und jelbit 
der Leihnam und das Skelett Dbjecte des Privatrechts fein. 


g. 28. 
Bürgerlidhe Ehre. 


Die gemeinrechtlihe Lehre der Ehrenminderung (infamia) und 
Anrüchigkeit (turpitudo, levis notae macula) hat in Sachſen feine 


1) Das deutihe Recht kann fich das BVerdienft, die Leibeigenfchaft erfunden 
zu haben, nicht zufchreiben, weil dieſes Jnititut bereits im römiſchen Rechte be- 
ftand. (I. 7, 1. 19 Cod. de agricolis et censit., 1. 16 Cod. de episc. et clericis, 
Novella 123 cap. 17.) 

2) Man vergl. $. 31 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 41. — Db das 
franzöfifche Recht des bürgerlichen Todes gegen franzöfiiche Unterthanen in Sachſen 
geltend gemacht werden könne, vergl. Commentar a. a. D. — Wenn im römijchen 
Rehte die Sclaverei auf das jus gentium zurüdgeführt wird ($. 2 J. de jure 
natural.), jo beißt died nicht, es jei diejelbe in der Vernunft (in jure naturali) 
begründet, jondern man finde diejelbe bei allen Völkern und e& habe fich in jo: 

4* 





52 Erſtes Bud. 

praktiſche Gültigkeit. Allerdings kann eine Perſon unter gewiſſen 
VBorausjegungen zur Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte nicht be- 
rechtigt jein ); es kann nah dem deutjchen Strafgefegbuche?), neben 
der Zuchthausſtrafe, welde in jedem Falle die Unfähigkeit zur Be- 
fleidung öffentlicher Nemter für die Yebensdauer von Rechtswegen zur 
Folge bat, auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte zur Strafe er- 
fannt werden; es verjteht ſich endlih von jelbit, daß eine Perſon, 
welche einen verbrecherifchen oder unfittlihen Lebenswandel führt, in 
der Achtung Anderer verlieren und in dem gejellihaftlihen Leben und 
in dem Gefchäftsverkehre wenig Vertrauen genießen wird. Aber eine 
Ehrenminderung, welde auf das Privatrecht Einfluß bat, giebt es in 
Sadjen nit. Insbeſondere hat das bürgerliche Geſetzbuch die ge— 
meinrechtlihe Vorſchrift, daß vollbürtige Geſchwiſter und halbbürtige 
Geſchwiſter von der Vaterfeite einen Anſpruch auf den Pflichttheil 
haben, wenn eine anrüdige Perſon (turpis persona) zum Erben ein- 
gejegt worden ijt”), nicht aufgenommen. Die Eidesunfähigfeit des 
Meineidigen*) und die Unfähigkeit einer Perſon, melde wegen Mein— 
eides beftraft worden tft, bei der Errichtung eines außergerichtlicen 
legten Willens die Stelle eines Zeugen zu vertreten), fällt nicht unter 
den Begriff einer Ehrenminderung, welche auf das Privatrecht Einfluß hat. 


8. 24. 
Verſchiedenheit der Religion. 


Während fih aus der Vorjchrift des 8. 1588 des bürgerliden 
Geſetzbuchs „die Ehe wird eingegangen durd die gegenfeitige Erklär- 
ung der Einwilligung in die Ehe unter Beobachtung der Form, die 
den Grundfägen der Kirchen- und Neligionsgejellichaften entjpridt, 
welden die Ehegatten angehören,” und des $. 1617 des bürgerlichen 


weit ein allgemeines Gewohnheitsrecht gebildet, von welchem fich nicht nad: 
weiſen lafle, dab es der Vernunft oder der Beitimmung des Menſchen widerſtreite. 
Die Schlußfolgerung ift ganz diejelbe, wie bei dem ſ. g. jus belli und der Todes: 
ftrafe. Die Welt hat dabei bisher beitanden und wird dabei auch fernerbin be: 
ſtehen. Durch die chriftliche Religion werden wir freilich eines Beſſeren belehrt. 

1) Man vergl. 3. B. $. 74 der: Verfaſſungsurkunde, SS. 73, 74 der allg. 
Städteordnung, $. 29 der Xandgemeindeordnung. 

2) Man vergl. SS. 31 bis 37 des Bundesjtrafgejegbucds vom 31. Mai 1870. 

3) 1. 27 Cod. de inoffic. test, — Die an dieſe Stelle ſich anjcließenden zahl: 
lofen Streitfragen haben ſich ebenfalls für Sadjen erledigt. 

4) Man vergl. Annalen Bd. 3 ©. 110 und Bd. 6 ©. 170. 

5) Man vergl. $. 2102 des BGB.'s. 
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Geſetzbuchs: „Chriften fünnen mit Berfonen, welche fich nicht zur hrift- 
lihen Religion befennen, eine Ehe nicht eingehen,“ noch einige Ver— 
ihiedenheiten für das Privatreht aus der Verfchiedenheit der Religion 
ergeben !), ift Durch das Geſetz, die Einführung der Civilftandsregifter 
für Perſonen, melde feiner im Königreihe Sachſen anerkannten Re— 
ligionsgejellihaft angehören, und einige damit zufammenhängende Be- 
ftimmungen betreffend vom 20. Juni 1870, völlige Gleichheit der Re— 
ligionsparteien in Beziehung auf das Privatrecht bergeftellt worden. 
Dieſes Geſetz hat nämlich nicht blos im $. 19 den 8. 1617 des bür- 
gerlichen Geſetzbuchs, wie es fcheint, unbedingt aufgehoben, jondern 
auch die bürgerliche Beglaubigung von Geburten, Berehelihungen und 
Sterbefällen rüdfichtlih foldher Berfonen, die feiner vom Staate aner— 
fannten (aufgenommenen) Religionsgejellihaft angehören, durch Ein- 
tragung in ein von dem bürgerlichen Gerichte eriter Inſtanz zu führen» 
des Regifter (Civilftandsregifter) eingeführt. Das Geſetz bat fih noch 
nicht jo eingelebt, daß die Folgen, melde es für das Eherecht des 
bürgerlichen Geſetzbuchs haben wird, auch nur annäherungsweiſe an- 
gegeben werden fönnten. In Beziehung auf Diejenigen, welche einer 
vom Staate anerkannten oder, wie im $. 1 in Parentheſe gejagt wird, 
aufgenommenen, Religionsgejellichaft angehören, hängt die Frage, ob 
fie eine Ehe nach den im Geſetze angegebenen Form jchliegen fünnen 
oder müſſen, wefentlihd von der Frage ab, von melden Zeitpunfte 
an jie als aus der Religionsgejellichaft, der fie bis dahin angehört haben, 
ausgetreten gelten. Hierauf bezieht ſich der $. 20, in welchem gefagt wird, 
e3 jei der Austritt aus einer vom Staate anerkannten Religionsgejellichaft, 
auch wenn er ohne gleichzeitigen Uebertritt zu einer anderen ſolchen Reli— 
gionsgefellichaft erfolge, einen jeden Staatsangehörigen, welder dag 21. 
Lebensjahr überfchritten habe, geftattet, e8 werde jedoch der Nustre- 
tende jo lange als Mitglied feiner zeitherigen Gemeinde betrachtet, 
als er nicht jeinen Austritt feinem ordentlichen Nichter perfönli zu 
Protocol angezeigt, dabei aber glaubhaft nahgemwiejen, daß er dem 
Pfarrer feiner Parodie vier Wochen vorher die Abjicht auszutreten 
zu erkennen gegeben habe, und in Uebereinftimmung biermit fteht der 
8. 11 der Ausführungsverordnung vom 20. juni 1870, in welder 
die näheren Anweifungen über die Haltung der erforderlichen Difji- 
denten» und Givilftandsregifter gegeben werden. Aber ich vermag in 
dem Gefege Feine ganz unzweifelhafte Vorſchrift aufzufinden, melde 





1) Man vergl. Gommentar Bd. 1 ©, 90 fla. 
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dem Richter zur Pflicht machte, vor der Bollziehung des Chejchließungs- 
actes den Nachweis des bereits erfolgten Austrittes zu fordern, und 
es ſcheint daher eine gerichtlihe Eheſchließung zwifchen Perſonen, 
welche beide einer und derjelben vom Staate anerkannten Religions 
partei angehören, und zwar blos ad hoc, nicht ausgeſchloſſen. Nach 
den 88. 1, 6 und 20 fünnte man ſich zu der Annahme verfucdht fühlen, 
daß die gerichtliche Eheſchließung nur für die Fälle eingeführt worden 
jet, in melden das Brautpaar oder wenigjtens ein Theil dejjelben 
feiner in Sachſen anerfamnten Religionsgeſellſchaft, alfo auch 
nit dem Judenthume und dem Slam, angehöre, weil eg in Sachſen 
feine Staatsreligionen giebt. Aber dem jteben die SS. 16 bis 18 ent-» 
gegen, in welchen die Ehen zwiſchen einem Chriſten und einer Perſon, 
die ſich nicht zur chriftlichen Neligion bekennt, und die Ehen zwiſchen 
Perfonen, von denen eine jede einer anderen hriftlichen Religionsge- 
jellihaft angehört, zwar in fofern einander gleichgeftellt werden, als 
deren Eingehung unter denjelben Borausjegungen erlaubt fein jol, 
unter denen nach den Beitimmungen des bürgerlichen Geſetzbuchs eine 
Ehe zwijchen Mitgliedern der evangeliſch-lutheriſchen Religionsgefell- 
Ihaft eingegangen werden kann, dejjenungeachtet aber die gerichtliche 
Schließung der Ehe nur bei den erjteren Ehen unbedingt, bei den 
legteren dagegen nur unter der VBorausfegung erlaubt wird, daß die 
beiden zuftändigen Geiltlichen die Trauung verweigern. 

Indeſſen die praftiiche Anwendung des Gejeges wird lehren, ob 
und in wie weit diefe Zweifel Etwas für fih haben. In jedem Falle 
wird das Geſetz den Uebergang von der obligatorifhen Firchlichen Ehe 
zur obligatorifhen bürgerlichen Ehe und zwar in fürzerer Zeit ver- 
mitteln, als Einige fürchten, Andere erwarten. Wie man nämlid 
auch über die Berechtigung unjeres Zeitalters, das Chrijtenthum 
und den chriſtlichen Cultus !) dem gegenwärtigen, vorzüglich auf das 





1) Es kann nicht in meiner Abficht liegen, das Verhältniß des Staates zur 
chriſtlichen Kirche umftändlich auseinanderzufegen; aber mit einigen Worten muß 
ich daſſelbe berühren. 

Der Zweck der Kirche hat mit dem Zivede des Staates Etwas nicht ge: 
mein. Während der Staat nur innerhalb gewiſſer räumlicher Grenzen bie Ord— 
nung des gegenjeitigen Verbältnifles zwijchen feinen Unterthanen und den Schuß 
ertworbener Rechte zum Ziele bat, erjtredt fich der Zwed der Kirche auf das 
ganze Menichengeichlecht, indem fie den Meg bezeichnet, auf welchem der Menich 
feine Pilichten gegen Gott, als den Lenker und Herrfcher der Welt, zu erfüllen 
bat. Dieſe Pflichten beftehen in der Erfenntnis Gottes, in dem Bewußtjein der 
Abhängigkeit von demfelben und in der Verehrung deſſelben. Das Erfte ift die 
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materielle Wohlbefinden gerichteten Zeitbewußtfein anzupafjen, denken 
mag, joviel läßt ſich nicht verfennen, daß die kirchliche Form der Ehe— 
ſchließung, ungeachtet der hohen Bedeutung der Weihe, welche in dem 
Segen der Kirche liegt, doch immer nur eine von dem Stifter der 
hriftlihen Religion nicht eingefegte Form ift, melde aufgehoben und 
geändert werden kann, wenn ihre Beobachtung, namentlich wegen der 
in der chriſtlichen Kirche hervorgetretenen verjchiedenen Confeſſionsbe— 
fenntniffe, von Borausjegungen abhängt, deren Erfüllung mit dem 
Geiſte des Chriftenthbums in Widerfprud ſteht. Ob freilich dies der. 
Fall jei und ob namentlich die bürgerlide Form der Schließung der 
Ehe auf die Dauer geeignet fein werde, die firchliche Form zu erjegen, 
ift eine Frage, welche ich nicht zu beantworten wage. 

Durh das Dijjidventengejeß erledigt fi übrigens die von mir 
früher vertheidigte Meinung '), daß Eheleute, welche im Auslande in 
einer Givilehe gelebt haben und fpäter in Sachſen das Unterthanen- 
recht erwerben, nur dann in Sadfen als in gültiger Ehe ftehend 
betrachtet werden fünnen, wenn fie die kirchliche Form der Ehe nad): 
träglid vollziehen lafjen. 





Erkenntniß Gottes, weil ohne diefe eine Ergebung in die göttliche Vorjehung und 
ein Gottesdienit (Cultus) nicht möglih ift. Gott wird aber erfannt in jeinen 
Schöpfungen, in feinem darin ausgeſprochenen Willen, und vorzüglich in feinen 
Dffenbarungen durch unferen Erlöjer. (Man vergl. Evang. Johannis Gap. 17 
8. 3.) Die wahre Erfenntnik Gottes führt zum Bewußtjein der Abhängigkeit von 
Gott und in dem Bebürfnifie, diefem Bewußtſein durch die Verehrung des Schöpfers 
Ausdrud zu geben, zum Gottesdienfte (Eultus). (Man vergl. Evang. Matthäi 
Gap. 4 ®. 10.) Diejer Eultus befteht in der Anrufung des Namens Gottes, 
in Dantgebeten und in den Sacramenten (Taufe und Abendmahl), in melden 
nah dem Willen des Erlöjers unſer Glaube befiegelt werden jol. (Man vergl. 
Evang. Matthäi Cap. 28 B. 19, Evang. Lucae Cap. 22 B.19 und 20, Evang. Johannis 
Gap. 4 3.24.) Ergiebt fi aber hieraus, daß weder die Lehre der chriftlichen 
Religion noch der chriftliche Cultus irgend einen unmittelbaren Einfluß auf den 
Staat haben kann (man vergl. noch insbefondere Evang. Matthäi Cap. 22 
B. 21 und Apoftelgefhichte Cap. 4 V. 19 und Cap. 5 B. 29), jo verfteht eö 
fih auch von jelbit, daß die chriftliche Kirche nicht der Gejetgebung des Staates 
unterliegen fann und namentlich Religionslehre und Eultus nur in den Händen Der: 
jenigen jein fönnen, welche Gott zu Lehrern feines Wortes und zu Prieftern jeiner 
Kirche berufen bat. Nach meiner Anficht hat jelbft die Kirchengemeinde Feine 
entfheidende Stimme, Namentlih hat aber der Staat der Kirche gegenüber 
nicht Rechte, Jondern nur Verbindlichkeiten und zwar legtere in jofern, als er jelbit 
nur auf die Religion gegründet fein kann, die Religion aber durd die Kirche 
ihren ſichtbaren Ausdrud erhält. 
1) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 53. 
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8. 25. 
Verſchiedenheit des Geſchlechts. 


In dem Dualismus der männlichen und weiblichen Natur giebt 
die Schöpfung zu erkennen, daß der Menſch ſeine Beſtimmung nicht 
durchgängig in ſeiner Iſolirtheit erfüllen kann, ſondern zur Erfüllung 
ſeiner durch das Geſchlecht angezeigten Beſtimmung eines Individuums 
des anderen Geſchlechts bedarf. Soweit es möglich iſt, den Zweck zu 
erforſchen, welcher durch den Dualismus der männlichen und weib— 
lichen Natur erreicht werden ſoll, ſcheint es allerdings, als ob der— 
ſelbe nur in der Fortpflanzung des Menſchengeſchlechts beſtehe. Man 
würde aber irren, wenn man die Verſchiedenheit des Geſchlechts hier— 
auf allein beſchränken wollte. Denn daſſelbe erfaßt den Menſchen 
dergeſtalt, daß in den ausgedrückten Bedingungen der Fortpflanzung 
eine durchgreifende Verſchiedenheit des Mannes und Weibes liegt, 
und von dem höheren Standpunkte aus, beide jo lange als Menfchen 
gewiffermaßen unvollfommen find, bis fie durch ihre Verbindung mit 
einander dem Naturgejege folgen und fih dadurch zur vollftändigen 
Erfüllung ihrer Beſtimmung als Menjchen geeignet machen. 

Die Verfchiedenheit des Geſchlechts begründet aber feine Ver— 
jchiedenheit der Rechtsfähigkeit '). In der Natur liegt nicht, daß das 
eine Gejchlecht mehr Nechte haben müſſe als das andere. In fo meit 
nämlich beide Gejchledhter nad) dem oben Gefagten unvollkommen find, 
jteben fie ſich gleih, die Unvollfonmenheit des weiblichen Gefchlechts 
it die Vollkommenheit des männlichen und die Unvollkommenheit dieſes 
ift die Vollkommenheit jenes. Hieraus folgt jedoch nicht, daß ſich das 
männliche und weibliche Geſchlecht aucd in den Beziehungen rechtlich 
gleichjtehen müfje, in denen es eben darauf ankommt, den Einfluß 
zu beftimmen, welchen das Geſchlecht auf das Recht bat. In fo meit 
verfteht es jich von jelbit, daß das Necht nicht gleich fein Fann, und 
bierher gehört namentlih die Ehe, einjchließlich des ehelihen Güter- 
rechts. Aber auch in anderen Beziehungen fünnen, wenn es die An— 
fichten über Anftand und Sittlichfeit und die Nücfichten auf den 
Beruf erfordern, bejondere geſetzliche Vorſchriften für die Frauen 
nöthig fein, und dergleichen jura singularia enthält das bürgerliche 
Geſetzbuch mehrere ?). 

1) Man vergl. $. 46 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 1419, 1570. 1589, 16501654, 1885, 2102 des BGB.'s. 
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Eine Geſchlechts vormundſchaft, d. h. eine Vormundſchaft über 
Frauensperſonen, welche weder verheirathet find, noch fi in väter- 
liher Gewalt befinden, noch fonft aus einem befonderen Grunde 
unter Vormundſchaft ftehen, fennt das Sächſiſche Recht nicht '). 

Eine Berfon, deren Geflecht zweifelhaft ift, wird dem bei ihm 
porberrjhenden Geſchlechte beigezählt *). Sollte der Fall vorfommen, 
daß eine Perfon ganz gejchlehtslos wäre, fo würde fie der Nechte 
nicht theilbaftig fein, melde mit einem befonderen Geſchlechte ver- 
bunden find °). 


8. 26. 
Verſchiedenheit des Alters. 


Das bürgerlihe Geſetzbuch begrenzt das Kindesalter mit dem er- 
füllten fiebenten, die Minderjährigfeit mit dem erfüllten einundzwan— 
zigiten Lebensjahre *). Daſſelbe kennt weder Zmifchenftufen zwiſchen 
dem Kindesalter und dem Volljährigfeitstermine ’), noch Altersftufen 
über die Bolljährigfeit hinaus, namentlich nicht ein nah Jahren be- 
ftimmtes Greifenalter. Zwar fnüpft das bürgerlihe Geſetzbuch die 
Fähigkeit zu gewiſſen juriftifchen Handlungen auch an andere Alters- 
ftufen ®). Aber diefe Ausnahmen find zu unbedeutend, um zur Regel 
erhoben zu werden. 


1) Die Geſchlechtsvormundſchaft ift in Sachſen bereits durch das Gejek vom 
8. Januar 1838 SS. 1, 2, 4 aufgehoben worden. 

2) Man vergl. $. 46 des BGB.'s Schlußſatz. 

3) Eommentar Bb. 1 ©. 87. 

4) Man vergl. 8. 47 des BGB.'s. 

5) Namentlich kennt das BGB. nicht die Eintheilung in impuberes und puberes 
(pupilli), infantia majores und pubertati proximos. Schon vor dem Geſetzbuche 
wurde in Sachſen Mündigkeit und Volljährigkeit promiscue gebraudt. (Man 
vergl. Motive zu dem 8. 47 des BGB. im Commentar Bd. 1 ©. 87.) 

6) So können Berfonen, melde das fiebente Lebensjahr erfüllt haben, zu 
ihren Gunften gereichende Verſprechen annehmen ($. 787), Beſitz eriwerben (8. 193), 
eine Dbligation erfüllen ($. 689), auch Fönnen fie, unter den jonftigen Boraus: 
jegungen, aus einer Berfchuldung haftpflichtig fein (SS. 119, 776, 1914). Weiter 
fteht Minderjährigen, welche das vierzehnte Lebensjahr erfüllt haben, das Recht 
zu, einen legten Willen zu errichten (S. 2067), gegen die von ihren Eltern ges 
troffene Wahl ihres Lebensberufd Vorftellungen zu machen ($. 1804), zu ihrer 
Annahme an Kindesftatt und ihrer Ehelihiprehung ihre Einwilligung zu geben 
($$. 1785, 1794). Ferner ift die Fähigkeit, ein Verlöbniß zu jchließen, bei Ber: 
fonen männlichen Geſchlechts an das erfüllte achtzehnte, bei Perſonen weiblichen 
Geſchlechts an das erfüllte ſechszehnte Lebensjahr ($. 1570) und die Fähigkeit 
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8. 27. 
Körperlihe und geiftige Geſundheit. 


Körperliche Gebrechen und Krankheiten haben Einfluß auf das 
Recht bei der Ehe), bei der Vormundſchaft ?), bei der Errichtung 
eines legten Willens ?). 

Eoviel die geiftigen Krankheiten anlangt, jo unterjcheidet das 
bürgerlihe Geſetzbuch zwiſchen Perfonen, melde fih im Gebraude 
ihrer Vernunft (der Fähigkeit zur Selbftbeftimmung) befinden, und 
Perjonen, melde des Gebraudes ihrer Vernunft beraubt find, und 
jo viel legtere betrifft, zwifchen PBerjonen, melde dauernd des Ver- 
nunftgebraudhs beraubt find und Perſonen, bei welden dies nur vor— 
übergehend der Fall ift, oder welche f. g. lichte Zwifchenräume haben *). 
Geiftesihwähe (wenn die Fähigkeit zur Selbjtbeftimmung nicht auf- 
gehoben ift) kann im Privatrechte nur aus dem Gefichtspunfte des er- 
ror oder dolus in Betracht fommen; doch können geiſtesſchwachen Per—⸗ 
onen auf ihr Verlangen oder wenn das Vormundſchaftsgericht nad 
gerichtsärztliher Unterfuhung es für nöthig hält, im Allgemeinen oder 
für einzelne Angelegenheiten Vormünder beftellt werden >). 


8. 28. 
Verwandtſchaft. 


Verwandtſchaft iſt das Verhältniß zwiſchen Perſonen, von welchen 
die eine von der anderen abſtammt (Verwandtſchaft in aufſteigender 
oder abſteigender Linie), oder welche von demſelben Dritten abſtam— 
men (Seitenverwandtſchaft). Die Seitenverwandten ſind vollbürtige 
oder halbbürtige Verwandte, je nachdem ſie von demſelben Ehepaare 


eine Ehe einzugehen, bei Erſteren an die Volljährigkeit, bei Letzteren an das er— 
füllte ſechszehnte Lebensjahr (5. 1589) geknüpft. Endlich iſt das achtzehnte Lebens— 
jahr entſcheidend für die venia actatis ($. 1968) und für bie Fähigkeit, bei einem 
testamentum tempore pestis conditum al& Zeuge zugezogen zu werben (S. 2113). 
Uebrigenö vergl. man noch 88. 1885 Nr. 2, 1897 Nr. 2. 

1) Man vergl. $$. 1595, 1625, 1626, 1724 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1982 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $$. 2070, 2071, 2095, 2098, 2102 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $$. 81, 1981, 1984, 2060 bes BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1982 des BGB.'s. — Die cura prodigi ($$. 1987 bi 1989) 
jtelt den Verſchwender nicht den des Gebrauchs ihrer Vernunft Beraubten oder 
den Geiſtesſchwachen gleich. 
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abſtammen, oder nur einen gemeinſchaftlichen Stammvater oder nur 
eine gemeinjchaftlihe Stammmutter haben’). Eine mehrfache Ver- 
wandtichaft kann ſich ergeben, wenn bereits die Eltern verwandt ge- 
wejen find, oder wenn mehrere unter fich verwandte Perſonen ſich 
ſucceſſiv mit derjelben dritten Perſon verheirathen, oder wenn mehrere 
unter ſich verwandte Perjonen andere unter jih verwandte Perjonen 
beirathen. Die vollbürtige Seitenverwandtichaft ift der halbbürtigen 
gegenüber nicht als eine mehrfache Verwandtſchaft aufzufaſſen?). Die 
Berwandtichaft kann eine eheliche oder außereheliche fein. 

Schwägerſchaft ift das Verhältnig zwijchen einem Ehegatten und 
den Verwandten des anderen Ehegatten. Das Verhältnig der Ehe— 
gatten unter jich ift weder VBerwandtichaft, noch Schwägerſchaft ’). 

Die Grade der Verwandtichaft zwifchen zwei PBerfonen werden 
nad der Zahl der in der Mitte liegenden Zeugungen bejtimmt. In 
der geraden (auf> und abfteigenden) Linie zählt man jo viele Grade, 
als es Zeugungen giebt, mittelft welcher die eine Perſon von der 
anderen abjtammt. Sn der Geitenlinie zählt man die Grade nad) 
der Zahl der Zeugungen von einem Verwandten bis zum gemein- 
Ihaftlihen Vorfahren und von diefem bis zum anderen Verwandten 
(f. g. computatio civilis) *). 

Für die Berehnung der Grade der Schmägerfchaft ift der Grund- 
fat maßgebend, „in welder Linie und in welchem Grade Jemand mit 
einem Ehegatten verwandt ift, in eben der Linie und in eben dem 
Grade ift er mit dem anderen Ehegatten verſchwägert“).“ 

Da Schmwägerfhaft das Verhältniß ift zwifchen den Verwandten 
des einen Ehegatten und dem anderen Ehegatten, fo folgt, daß Ver— 
Ihmwägerte nicht unter ji verſchwägert find (affines inter se non 
sunt affines). 


1) Man vergl. 8. 48 des BGB.'s. 


2) Man vergl. Motive zum $. 48 des BGB. und Commentar Bd. 1 
©. 88 flo. 

3) Man vergl. $. 50 bed BGB. und Commentar Bd. 1 ©. 89 flg. — Tie 
Schwägerihaft endigt mit der fie begründenden Ehe, fie kann aber auch noch nady 
ihrer Endigung rechtlihe Wirkung haben. (Man vergl. Motive zu dem $. 50 des 
BGB.'s.) Außerehelicher Beiſchlaf begründet Feine Schwägerichaft, wohl aber 
unter gewiſſen Borausfegungen ein Ehehinberniß. (Man vergl. $. 1613 des BGB.'s.) 

4) 8. 49 bed BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 50 Sag 2 des BGB.'s. 


60 Erftes Bud. 


II Juriſtiſche Perfonen. 
8. 29. 
Begriff. 


Während nah den Gefegen der Natur die Nechtsfähigkeit nur 
phyſiſchen Perſonen, von ihrer Geburt an bis zu ihrem Tode, zufteht, 
fann im Rechte die Rechtsfähigkeit auch einer Mehrheit von phyſiſchen 
Perſonen (f. g. Perfonenvereinen) oder einer Vermögensmaſſe (ſ. g. 
Stiftung) zukommen ). In beiden Fällen wird eine rechtsfähige Perſon 
duch eine Fiction, d. h. durch die Annahme, daß Etwas vorhanden 
jei, was in der Wirklichkeit nicht vorhanden tft, geſchaffen, nämlich bei 
den Verfonenvereinen durch die Fiction, dab die Mehrheit der phyſiſchen 
Perfonen eine Perjon jei, welcher eine Nechtsfähigfeit zufomme, Die 
von der Nechtsfähigfeit der einzelnen phyſiſchen Perſonen getrennt jei, 
und neben diejer eine Selbjtändigfeit habe, bei den Stiftungen durch 
die Fiction, daß ein Nechtsobject, troß feiner Beftimmung, den menjch- 
liben Zweden zu dienen, die Fähigkeit haben fünne, diefe Zwede felbft 
zu erfüllen. Juriſtiſche Berjonen eriftiren nur im Rechte, und da durch 
das Recht nicht bewirkt werden kann, dab phyſiſche Perſonen erijtiren, 
welche nicht eriftiren, jo verſteht es ſich von ſelbſt, daß fie nicht jolcher 
Rechte theilhaftig jind, deren Ausübung leibliche Jndividualität der 
Perſon vorausſetzt, daß fie 3. B. nicht Familienrechte haben, nicht Ehen 
eingeben, nicht Bormundfchaften übernehmen, nicht tejtiren, nicht beerbt 
werden, auch nicht ohne Vertreter Verfügungen treffen können, zu 
welchen die Thätigfeit einer phyſiſchen Perſon erforderlich ift. 

Wenn man gewöhnlich behauptet, daß jede juriftiihe Perſon 
einen Zwed haben müſſe, jo ift dies nur in dem Sinne richtig, daß die 
juriſtiſche Perſon nicht, wie die phyſiſche Perſon, ihren Zwed in ihrer 
Griftenz erfüllen, alfo der Perfonenverein nicht feinen Zweck in der 
Rechtsfähigkeit und die Stiftung nicht ihren Zweck in der Erhaltung 
und Vermehrung ihrer Vermögensmafje haben kann. Dagegen kann 
der Zweck der juriftiichen Perſon auf Erfüllung der Gebote der Moral 
und Religion, auf Fortbildung der Künfte und Wifjenfchaften und auf 
Förderung der Staatszwede und des geiftigen und materiellen Wobles 
der Menſchheit gerichtet jein. 

Diefer Zweck muß bei der einzelnen juriftifhen Perſon ein be- 


1) Man vergl. $. 52 des BGB.'s. 
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ftimmter fein, weil es ohnedem an der 'erforderliden Unterlage für 
die Beurtheilung der Rechtsfähigkeit derfelben fehlen würde. Ginge 
nämlich der Zwed auf die Erfüllung aller Pflichten gegen Gott, gegen 
den Staat und gegen die Mitmenjchen, jo würde in der juriftifchen 
Perſon nicht eine einzelne Perſon, fondern eine “dee dargeftellt fein. 
Daß der Zmed der juriftiihen Perſon ein erlaubter fein müfje, 
namentlich nicht den Geboten der Moral und Religion und nicht den 
Geſetzen des Staates mwiderjtreiten dürfe, verfteht fih von felbft. Die 
Behauptung, bei der juriftiichen Perſon ſei der Zweck die juriftifche 
Perjon, ift ein in eine geiftreiche Form gefleideter logiſcher Wider- 
ſpruch. 

Andere juriſtiſche Perſonen, als der Staat, können nur durch 
einen Act der Staatsgewalt entſtehen. Würde nämlich ſelbſt durch ein 
Geſetz im Voraus beſtimmt, unter welchen Bedingungen Perſonen— 
vereine und Stiftungen Rechtsfähigkeit haben könnten, ſo würde doch 
immer ein einzelner Perſonenverein oder eine einzelne Stiftung, wenn 
die geſetzlichen Bedingungen vorhanden wären, die Rechtsfähigkeit nur 
dann haben, wenn ein Act der Staatsgewalt hinzuträte, durch welchen 
anerkannt würde, daß die juriſtiſche Perſon, als ſolche, in den Staat 
eingetreten wäre. Dieſer Act iſt der Act der Geburt der juriſtiſchen 
Perſon. Es liegt jedoch dieſer Act ſogar in dem eigenen Intereſſe 
Derjenigen, welde den Perfonenverein oder die Stiftung gründen, 
weil, fie mögen jich oder ihren Familiengliedern oder dritten Perfonen 
noch jo viele Rechte vorbehalten, in der Gründung eine Veräußerung 
liegt, und wenn nicht ein Act der Staatsgewalt binzutreten müßte, 
durch melden die Rechtsfähigfeit der juriſtiſchen Perſon anerfannt 
würde, ſchon der Entſchluß, einen Perfonenverein oder eine Stiftung 
zu gründen, als Veräußerung gelten müßte, fofern nur jonft die ge- 
jeglihen Borausfegungen vorhanden wären, unter welchen der Berjonen- 
verein oder die Stiftung Rechtsfähigfeit haben Fünnte. 

Die Lehre der juriftiichen Perfonen ift in neuerer Zeit dadurch 
verirrt worden, daß man nicht blos Perfonenvereine, welche fich zu 
einem Unternehmen, zu dem Betriebe eines Geſchäfts, zu der An- 
ſchaffung der zu ihrem Geſchäfte nöthigen Rohproducte, zu gegen- 
feitiger Verficherung und ſonſt, lediglih in ihren eigenen Intereſſe 
in der Form der Actiengeſellſchaften, Commanditgejellihaften, Com— 
manditgefellfchaften auf Actien, Genofjenfhaften mit beſchränkter oder 
unbefchränfter Haftpflicht, Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, 
vereinigen, fondern jogar die offenen Handelsgeſellſchaften als juriftifche 
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Perfonen behandeln zu Fönnen oder zu müſſen geglaubt hat. Dies 
ift ein Irrthum, melder auf die neuere Gejeggebung !) einen nad 
theiltgen Einfluß gehabt hat. Denn bei jenen Perfonenvereinen und 
Gefellfchaften kann es fih nur darum handeln, nad dem Princip der 
Deffentlichkeit, eine Form zu Schaffen, in welcher fie Dritten gegenüber 
activ und paffiv, vor und außerhalb des Gerichts, vertreten werden 
fünnen. Diefe Form, melde in ihrer Bafis mit der Ingroffation der 
Grundſtücke übereinjtinimt, hat mit dem materiellen Rechte Etwas nicht 
gemein; e3 wird dadurch weder der Perfonenverein oder die Gefell- 
Ichaft zu einer juriftiichen Perfon gemacht, noch an dem materiellen 
Rechte in dem Innern des Perfonenvereines oder der Geſellſchaft 
Etwas geändert’). Wenn die in der not. 1 angeführten Gefeße über 
ihren Zweck hinausgegangen find und namentlid auch VBorfchriften 
aufgenommen haben, welche auf der Auffafjung des Perjonenvereines 
oder der Gefellichaft als einer juriftiichen Verfon beruhen, fo ift dies, 
nach meiner Anficht, ein Fehler, gegen welchen ſich das Recht Geltung zu 
verjchaffen wiffen wird. Fährt man auf dem eingefchlagenen Wege 
fort, fo wird es jehr bald dahin fommen, daß die phyſiſchen Berfonen 
von den juriftifchen, wenn auch nicht in der Zahl, jo doch in der Be- 
deutung für das Leben und für den Verkehr übertroffen, wenigftens 


1) Die hierher gehörigen Geſetze find das allg. d. Handelsgeſetzbuch 88. 150 
bis 249, das Sächſiſche Gele, die juriſtiſchen Perſonen betreffend, vom 15. Juni 
1868, das Bundesgeſetz, betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs: und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, vom 4. Juli 1868, Sächfifche Ausführungsverorbnung 
vom 23. Juli 1868, Bundesgejeg, betreffend die Gommanbitgejellihaften auf 
Actien und Actiengejellihaften vom 11. Juli 1870, in welchem bie Art. 5, 173— 
176, 178, 198 199, 203, 206—212, 214, 215, 217, 222, 225, 239, 240, 242 und 
247 bis 249 aufgehoben und durch neue erjegt worden find. 

2) Hiermit foll keineswegs gefagt fein, daß die Geſetze überflüfftg feien, melche 
fih die Aufgabe ftellen, eine Form zu fchaffen, in der Perjonenvereine oder Ver: 
mögensmaffen, obſchon fie eine jelbftändige juriftiiche Perjönlichkeit weder haben 
follen, noch haben können, in ihrem gewerblichen Betriebe nach Außen hin, Dritten 
gegenüber, vor und außerhalb des Gerichts, vertreten werden. Aber die Form 
muß auch diefem Zivede entiprechen und dies ift der Fall, wenn fie fo beichaffen 
ift, daß die Contrahenten ohne Schwierigkeit zu beurtbeilen vermögen, mer ber 
Vertreter fei, und melde Perſonen vertreten werben, in letterer Beziehung na— 
mentlich, in welchem Umfange die Bertretenen haften, ob in solidum oder pro 
rata, ob in infinitum, oder blos nad) einer im Voraus ausgefchiedenen Maſſe. Was 
bierüber hinausgeht, ift nicht Sache der Form, jondern des materiellen Rechts, 
fo namentlich das Verhältniß zwiſchen den Vertretern und den Bertretenen und 
zwifchen den einzelnen sociis unter ſich. 
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Gewerbe, Induſtrie und Handel dem privilegirten Capital ſubordi— 
nirt werden. 

Nach meiner Anficht läßt fich felbft die Eintheilung in ächte und 
unächte jurijtiihe Perfonen nicht rechtfertigen, und nur foviel kann 
ih zugeben, daß diefe Eintheilung, wenn man den wichtigen Unter- 
ſchied zwijchen den juriftifchen Perſonen und den Erfindungen der Neu- 
zeit feithält, für die Sache ſelbſt unjchädlich if. 


8. 30. 
Arten der juriftifhen Perſonen. 


Das Recht der PVerfönlichkeit, oder die Fähigkeit, Bermögensrechte 
zu haben, jteht nach dem bürgerlichen Geſetzbuche dem Staate, fofern 
er in Verhältniſſe des bürgerlihen Rechts eintritt, und den Perſonen— 
vereinen, Anftalten und Vermögensmaffen zu, welde vom Staate als 
juriſtiſche Perſonen anerkannt find"). Das Recht der Perfönlichkeit 
des Staates, foweit er in Verhältniffe des bürgerlichen Rechts eintritt, 
liegt in dem Begriffe des Staates. Dagegen bedürfen Berjonenver- 
eine, Anftalten und Bermögensmaffen, wenn fie das Nedt der Ber- 
fönlichkeit haben jollen, der Anerkennung von Seiten des Staates. 
Diefes Anerkenntnig ift an feine Form gebunden; es kann ausdrüd- 
lich oder ſtillſchweigend, jchon bei der Gründung des Perfonenvereines, 
der Anftalt und Stiftung, oder aud nachträglich erfolgen ?), voraus- 
gejett, daß der Zweck, zu welchem das Recht der Berfönlichkeit gefucht 
wird, ein beſtimmter und erlaubter ift ?). Mit der Dreitheilung, Berfonen- 
vereine, Anjtalten und Vermögensmaſſen, wird angezeigt, es jei nicht 
unbedingt erforderlih, daß die juriftiiche Perjönlichkeit nur entweder 
einem Berjonenvereine oder einer Vermögensmaſſe (Stiftung) ertheilt 





1) Man vergl. 8. 52 des BGB.'s. 

2) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 95. — Inſoweit bei einer Entſcheidung 
über Brivatrehte auf die Zeit der Entjtehung einer juriftifhen Perfon Etwas 
antommt, bat ein von der Berwaltungsbehörde auf Grund bon Acten ausge: 
ftelltes Zeugniß, daß, und wenn die juriftiiche Perſon die ftaatliche Anerkennung 
erhalten habe, volle Beweiskraft. Der $. 6 deö Geſetzes vom 15. Juni 1868 beftimmt, 
da die ftaatliche Anerkennung der juriftiichen Perfonen bei dem betreffenden Minis 
fterium refjortirt. Der Unterſchied zwiichen der Genehmigung und dem aus: 
dbrüdliden Anerkenntniſſe, welcher bort gemacht mird, bezieht fich un: 
fireitig nur auf bie Form, in welcher die jtaatliche Genehmigung ertheilt zu 
werben pflegt. 

3) Man vergl. $. 3 des Gefehed vom 15. Juni 1868 und Commentar Bd. 1 
Seite 94. 
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werde, jondern das Subject fünne auch ein Zufanmengejegtes aus 
beiden, nämlich eine Anjtalt, jein. Für die ſyſtematiſche Behandlung 
bat aber nur die Zmeitheilung, Perjonenverein und Stiftung, einen 
Werth’). 

Eine juriftiiche Perfon kann nur durch verfafjungsmäßige Ver- 
treter bei Rechtsgefhäften handeln und Beſitz haben ?). Sie fann aus 
einem legten Willen erwerben, jelbjt wenn fie zur Zeit der Errichtung 
noch nicht beftanden bat, jofern fie vor oder nach dem Tode des Erb- 
lafjers vom Staate anerkannt worden ift ?). 


8. 31. 
Juriſtiſche Perſönlichkeit des Staates. 


Dem Staate ſteht die (privatrechtliche) juriftiihe PBerfönlichkeit 
in fo weit zu, als er in Verhältniſſe des bürgerlihen Rechtes eintritt. 
Was bierunter zu verftehen ſei, läßt jih aus den Beitimmungen über 
die Statthaftigkeit des Nechtsweges wider den Staat, als Fiscus, ab- 
nehmen *). Privilegien genießt der Staat in privatrechtlichen Verhält— 
niffen nicht. Namentlih fommt ihm bei der Erfigung und Verjährung 
fein Vorzug vor den Privatperjonen zu?), er bat nicht mehr das bene- 
ficium restitutionis in integrum ®), und feit dem Jahre 1867 hat er 


1) Die ſ. g. Altgemeinden haben aufgebört, juriftiihe Perſonen in der 
wahren Bedeutung des Wortes zu fein, es beſteht unter den Altgemeindemit- 
gliedern im Wejentlichen nur noch ein nach civilrechtlichen Grundfägen zu beur: 
theilendes Miteigentbum. (Annalen N. 5. Bd. 5 ©. 106 flg.) Zwar beftinmt 
der 8. 2 des Geſetzes vom 15. Juni 1868, daß die Veräußerung der Altgemeinde: 
grundftüde in Gemäßheit des 8. 55 bed BGB.'s (nah Stimmenmehrheit) erfolgen 
fünne. Aber diefe Beitimmung wird illuforifch durch den Zufag, daß jedem Mit: 
pliede das Recht, unter den gejeglihen Borausjegungen auf Theilung anzu: 
tragen, unbenommen bleibe, indem die biljentirende Minderzahl durch Pro: 
vocation auf Theilung die bon der Mehrzahl beichloffene Veräußerung bindern 
fann. 

2) Man vergl. 88. 53, 101, 189, 193 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 2074 des BGB.'s. 

4) Man vergl. Geje vom 28. Januar 1835 sub A. SS. 6 und 7. — Im 
8. 5 des Geſetzes sub C. vom 28. Januar 1835 ift beftimmt, welche Staatskaſſen 
fiscaliſch find. 

5) Man vergl. Motive zu $. 150 des BGB.'s. Commentar Bd. 1 ©. 182 fig. 
— Das Privilegium in 1. 2 und 3 Cod. de quadrien. praescript. und $. 13 J. 
de usucap. bat der Fiscus in Sachſen nie gehabt. 

6) Die Anficht, daß der Fiscus das beneficium restitationis in integram im 
Proceſſe noch habe, ift unbaltbar. Man vergl. oben $. 12 not. 1. 
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jelbft den privilegirten Gerichtsitand vor dem Appellationsgerichte zu 
Dresden verloren '). — Der Staat hat einen gejeglihen Rechtstitel 
zur Erwerbung einer Hypothek an den Grundftüden feiner bei der 
Bermögens- und Cafjenverwaltung angeftellten Diener und das privi- 
legium exigendi im Goncurfe ®). Demjelben fteht das Recht auf erb- 
Iofe Güter zu?). Die Aufrechnung einer Forderung an eine Staats- 
caffe mit der Forderung einer anderen Staatscafje hat nicht ftait t). 


8. 32. 
Rechtsfähigfeit der Perfonenvereine. 


Ein rechtsfähiger Perjonenverein, ohne Unterfchied, ob er ein 
Glied in dem Staatsorganismug?) und in der Kirchenverfaflung ®) 
bildet, oder nicht, ift ein von feinen einzelnen Mitgliedern getrenntes 
und von dem Wechſel feiner Mitglieder unabhängiges Rechtsſub— 
ject ”). Das Vermögen des Vereines fann fein theils joldhes, an 
welchem jedem Bereinsmitgliede, ſoweit es ohne eine Beeinträchtigung 
der Rechte der Uebrigen möglich ift, der Gebrauch zuiteht, theils jolches, 
welches dem Vereine, mit Ausschluß des Gebrauchs der einzelnen Mit- 
glieder, gehört ?). In beiden Fällen tft das Vermögen des Vereines ein 
von dem Bermögen der einzelnen Mitglieder geſondertes jelbftändiges; 
es läßt ſich namentlich das Recht der einzelnen Mitglieder nicht unter 
den Begriff des Miteigenthums oder eines Rechtes an der Sade 
bringen. Forderungen und Berbindlichfeiten des Bereines find nicht 


1) Man vergl. Verordnung, den Gerichtöftand des Staatsfidcus, der bon 
böheren Behörden verwalteten nichtfißcaliihen Gafjen und des Domcapiteld zu 
Meißen betreffend, vom 24. Juli 1867 $. 2: „Der Staatsfiscus hat den allge: 
meinen Gerichtsftand bei dem Gerichtsamte im Bezirfögerichte Dresden.“ 

2) Man vergl. 8. 393 des BGB.'s und 8. 14 des Mandates, die Aufhebung 
u. ſ. w. vom 4. Juli 1829. 

3) Man vergl. 88. 57, 294, 2618 bis 2620 des BGB.'s. 

4) Wan vergl. $. 994 Schlußſatz. 

5) 3. B. al$ Stadt: oder Dorfgemeinde, oder alö Collegium. 

6) 3. B. als Kirchen: und Schulgemeinde. 

7) Man vergl. $. 52 des BGB.'s. — Die Vorjchrift der 1. 85 D. de verb. 
signif., daß ein Collegium bei feiner Entjtehung wenigjtens drei Mitglieder haben 
müfje, bat das bürgerliche Gejegbud nicht aufgenommen und fie gilt daher nur, 
ſoweit fie in der Natur der Sache begründet ift. 

8) Der Begriff deö Vermögens des Bereines, als joldhen, wird dadurch nicht 
geändert, daß die Benupung deflelben nach der Verfaſſung des Vereines einem 
Einzelnen zulommt. 

Siebenhaar, Privatrecht. 5 
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Forderungen und Verbindlichfeiten der einzelnen Mitglieder. Eine 
dem Vereine gegenüber vorhandene Rechtskraft wirft nicht für und gegen 
die Mitglieder. Mohl aber können die einzelnen Mitglieder, wie fremde 
Perſonen, in ein NRechtsverhältniß zu dem Vereine, wie zu anderen 
Perſonen, treten. 

Rechtsfähige Perjonenvereine üben ihre Nechte, und zwar, wenn 
bei ihrer Begründung über den Umfang ihrer Rechtsfähigfeit befondere 
Beitimmungen getroffen worden find, innerhalb der ihnen dadurch ge- 
ſetzten Grenzen, duch ihre verfaflungsmäßigen Vertreter und foweit 
es, nach ihrer Verfaſſung oder in Ermangelung einer Berfaffung über- 
haupt, auf den Willen ihrer Mitglieder ankommt, duch Beſchlußfaſſung 
aus!). Die Sonderrechte der einzelnen Mitglieder können aber weder 
durch die Vertreter, nod durch die Beſchlüſſe des Vereines beeinträchtigt 
werden ?). 

Das Verhältniß des Vereines zu feinen Vertretern ift zwar im 
Allgemeinen nach den Vorfchriften über den Auftrag zu beurtbeilen, 
die Vertreter find aber Dritten gegenüber nicht Beauftragte des Ver— 
eines, fondern repräjentiven denjelben in der ihnen übertragenen 
Verwaltung und Gefchäftsführung, und es wird der Verein auch dur 
unerlaubte Handlungen derjelben civilrehtlih zum Schadenerjag ver- 


pflichtet ?). 
8. 53. 
Fortjegung. 


Die gemeinrechtlichen Streitfragen über die Modalität der Be- 
ſchlußfaſſung eines rechtsfähigen Perfonenvereines überhaupt und der 
Beftellung eines Vertreters für einen Nechtöftreit zwifchen den PVer- 


1) Man vergl. $. 53 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 54 des BGB.'s. 

3) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 97. — Der bei den Beauftragten gel: 
tende Grundjag, daß der Auftraggeber zu der unerlaubten Handlung nicht Auf: 
trag gegeben habe, kann nicht auf die Vertreter der juriftiichen Perfonen ange- 
wendet werden. So würde z. B. eine juriftiiche Perfon, welche ihr Grundſtück 
gegen Feuerögefabr verfichert bat, Keinen Anſpruch auf die Verficherungsfunme 
baben, wenn ihr zur Verwaltung des Grundftüds bejtellter Vertreter den Brand 
verjchuldet hätte, während der Auftraggeber, wenn jein Beauftragter den Brand 
verfchuldet hätte, wenigſtens in der Negel, feines Anſpruches auf die Berfiche- 
rungsfumme nicht verluftig werden mirde. — Auch muß ich der fehr verbreiteten 
Anficht, als ob Aetiengefellichaften für ihre Beamte nur dann zu haften haben, 
wenn fie bei deren Wahl Etwas verjehen haben, entichieben entgegentreten. Die 
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einsmitgliedern insbeſondere), find in dem bürgerlichen Geſetzbuche 
folgender Geſtalt entſchieden worden ?): 

1) Someit die Mitglieder eines rechtsfähigen Perjonenvereines 
über die Rechte des Vereines Bejchlüffe faffen Fünnen, wird zu der Be- 
Ihlußfaffung erfordert, daß alle jtimmberechtigten Mitglieder berufen 
worden jind, menigitens die Hälfte derjelben erjchienen ift, und die 
Mehrheit der Erjchienenen den Beſchluß gefaßt Hat. 

2) Handelt es fih um die Beitellung eines Bertreters (Syndicus) 
für einen Rechtsjtreit mit einzelnen Mitgliedern, fo jind legtere nicht 
jtimmberechtigt. 

3) Bei Rechtsitreiten des Vereines mit Mitgliedern deſſelben ver- 
treten die Mitglieder, welche für die Rechte des Vereines ftreiten, den 
Berein, felbit wenn fie im Berhältnifje zu den anderen Mitgliedern 
des Vereines die Minderzahl ausmachen. 

Eine befondere Form für die Beihlußfaffung iſt nicht vorge- 
fchrieben. Zwar wird die Wahl der Syndicen für Stadt- und Land- 
gemeinden in der Negel unter Leitung des Gerichts oder eines Notars 
vorgenommen. Aber auch infoweit läßt jich nicht von einem conftanten 
Gerihtsbraude reden, vielmehr reicht die Errichtung des Syndicats 
duch die Vollziehung einer gewöhnlichen Vollmacht hin, wenn Die 
Vollmacht von jämmtlihen ſtimmberechtigten Mitgliedern unter- 
ſchrieben ift?). 

Ein Beihluß, welder den vorftehenden Vorſchriften gemäß gültig 
gefaßt worden ift, wird durch den fpäteren Austritt oder Tod der 
Mitglieder, welche denſelben gefaßt haben, nicht ungültig *). 


Hctiengeielihaften haften im Privatrechte für die Handlungen ihrer Beamten 
Dritten gegenüber unbedingt, können aber ihren Regreß an den Beamten nehmen, 
welcher dur fein Verſehen Schaden verurſacht bat. 

1) Man vergl. Annalen N. 5. Bd. 2 ©. 76 flo. 

2) Man vergl. $. 55 des BGB.'s. 

3) Man vergl. Annalen a. a. D. 

4) Man vergl. Annalen a. a. D. — Das Geſetz, die Beſchlußfaſſung gewiffer 
juriftifcher Berjonen betreffend, vom 27. Januar 1865, beftimmt, daß bei Perſonen— 
vereinen, welche nicht dem öffentlichen Rechte angehören und bei dem Inkraft— 
treten des bürgerlichen Geſetzbuchs die Rechte einer juriftiihen Perſon haben, zur 
Faflung gültiger Beichlüfie das Ericheinen der Hälfte aller Mitglieder nicht er- 
forderlich, fondern, infofern nicht das Statut etwas Anderes beitimmt, jede ge: 
börig zufammenberufene Verjammlung aud bei geringerer Anzahl erjchienener 
Mitglieder zur Beihlukfafiung befähigt ift. 

5* 
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8. 34. 
Fortjegung. 
Das Recht der Perfönlichkeit eines Vereines hört auf): 
1) wenn ihm der Staat aus einem gejeglihen Grunde ?) das Recht 
der Perjönlichkeit entzieht, 
2) wenn er auf das Recht der Perfönlichfeit mit Einwilligung des 
Staates verzichtet, 
3) wenn jämmtliche Mitglieder ausgetreten oder geftorben find. 
Hört ein rechtsfähiger Perfonenverein auf, jo fällt das Vermögen 
defjelben, jofern nicht über die Bertheilung durch Statut oder Ber- 
einsbeſchluß, namentlih Theilungsbeſchluß, etwas Anderes verfügt 
worden ift, in Gemäßheit der SS. 2618 bis 2620 des BGB.'s dem 
Staate als erblojes Gut zu”), es kann jedoch, wenn der Zweck des 
Vereines ein öffentlicher geweſen ift, auch die Vorſchrift des $. 60 der 
Berfaffungsurfunde über die Erhaltung des Stiftungsvermögens An- 
wendung finden. 
8. 30. 
Stiftungen. 


Stiftungen können nah Sächſiſchem Rechte nur dadurch geichaffen 
werden, daß der Staat der zur Erfüllung eines bejtimmten Zweckes 
ausgejchiedenen Vermögensmaſſe die Rechtsfähigkeit ertheilt. Die unter 
Lebenden oder auf den Todesfall getroffene Privatverfügung, daß 
eine VBermögensmafje zu einem anerkannten Zwecke bejtimmt fein fol, 
fann nicht bewirken, daß eine ausgeſchiedene Vermögensmaſſe Die 
Rechte einer juriftifhen Perſon hat. Zwar läßt fich denfen, daß darin 
eine Zumendung an den Staat, die Kirche oder eine andere bereits 
eriftirende juriftifche Perſon liegt, welche nah den Vorſchriften über 
die Schenfungen unter Yebenden oder über den Erbichaftsantritt oder 
die Annahme der Vermächtniſſe erworben werden kann. Aber eine 
jelbftändige Perfönlichkeit erlangt die Vermögensmaſſe nur durch die 
gewöhnlich in der Form der Beftätigung ausgeſprochene ftaatliche Ge- 
nehmigung. Denn das bürgerlihe Gefegbuch hat den gemeinredt- 
lihen Begriff der milden Stiftung injofern aufgehoben, als es das 
beſondere Recht derſelben, z. B. das Recht, Eigenthum auch ohne 

2» Man vergl. 8. 56 des BGB.'s und 8. 29 des Geſetzes vom 15. Juni 1868. 


2) Man vergl. $. 78 des Gejetes vom 15. Juni 1868. 
3) Man vergl. $. 57 des BGB.'s und $. 81 des Geſetzes vom 15. Juni 1868. 
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Tradition zu erwerben '), das f. q. testamentum ad pias causas ?) und die 
ſonſtigen Vorzugsrechte bei der Erwerbung aus einem einfeitigen Ver— 
jprehen oder aus einem legten Willen, aufgehoben und die Entjtehung 
einer Stiftung, ohne Unterfchied, ob ihr Zmed auf Erfüllung der Ge» 
bote der Religion und Moral jo unmittelbar, wie bei den gewöhnlich 
als milde Stiftungen bezeichneten nftituten, gerichtet ift, oder nicht, 
an das Erfordernig des Anerkenntniffes von Seiten des Staates ge— 
früpft bat’). Nur injoweit beftehbt noch ein Unterfchied unter den 
Stiftungen, als gewiſſe Arten derjelben einen gejeglichen Nechtstitel 
zur Eintragung einer Hypothek auf das Grundftüd ihrer Verwalter 
und Gafjenbeanten und das privilegium exigendi im Concurfe haben *). 

Eine Stiftung kann nur durch eine phyſiſche Perſon vertreten 
werden. Soweit bei threr Errichtung Beftimmungen über ihre Ver— 
tretung getroffen worden find, tft diefen nachzugehen; fomweit die über 
ihre Vertretung vorhandenen befonderen Beftimmungen nicht aus: 
reichen, hat das Minifterium, welchen die Aufficht über die Stiftung 
zufteht, für die Vertretung Sorge zu tragen. 

Eine Stiftung kann nur mit dem ftiftungsmäßigen Zwecke auf- 
bören ®). 


Drittes Gapitel. 
Don den Sachen. 


8. 36. 
I. Begriff der Sade. 


Sade ift jeder in der phyſiſchen Natur vorhandene Gegenftand, 
welcher vermöge feiner natürlihen Bejchaffenheit den menſchlichen 
Bedürfniffen und Ziveden dienen kann. Die Perfon erweitert ihre 
Eriftenz in der Sade, es läßt jich darin weder eine Ausübung eines 


1) 1. 23, 1. 24, 1. 27 Cod. de sacrosanct. eccles. 

2) Cap. XIX. de testam. und Generale vom 16. September 1746. 

3) Man vergl. $. 52 des BGB.'s. — Die Borftellung, dab die ungeborene 
Leibesfrucht und die hereditas jacens juriftifche Perfönlichkeit haben, ift dem 
bürgerlichen Gejegbuche fremd. (Man vergl. Commentar Bd. ı S. 76 und Bb. 3 
&. 223 flg.) 

4) Man vergl. $. 393 des BGB. und $. 14 des Mandates, die Aufhebung 
u. ſ. w. vom 4. Juni 1829, 

5) Man vergl. $. 60 der Verfafſſungsurkunde. 
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Rechtes der Perſon der Sache gegenüber, noch eine Erfüllung einer 
Verpflichtung der Sache der Perſon gegenüber erbliden. Eine Sache 
kann weder einer anderen Sadıe, noch einer Perjon gegenüber Rechte 
oder Verpflichtungen haben’). 

Was ein in der Natur vorhandener Gegenftand jei, bedarf feiner 
weiteren Auseinanderjegung, weil Niemandem unbekannt ift, was mit 
den Sinmesorganen erfaßt werden kann. Man nennt diefe Gegenftände 
körperliche Saden; die vorzüglicften Beifpiele find Grundftüde ?), 
Kleider, Gold, Silber, Thiere u. ſ. w. 


Anm Wenn die Sadhen auf Grund ber I, 1 8. ı D, de divisione rerum 
und der SS. 2 und 3 J. de rebus corporalib. et incorporalib. in förperliche (res 
corporales) und unförperliche (res incorporales) eingetheilt werden, jo ift dies 
nicht eine Eintheilung der Saden, weil res incorporales feinen Gegenfag zu dem 
rebus corporalibus bilden. Man zählt z. B. zu den rebus incorporalibus die Erbs 
Ihaft, das Eigenthum, die Grundbienftbarleiten, den Nießbraud, den Gebrauch, 
die Forderungen. Aber die res incorporales find nicht Sachen, jondern Begriffe, 
welche lediglich im Rechte eine Bedeutung haben und jelbft bier nicht einmal ganz 
gleihartig find. Einige derjelben erfordern weder eine Perfon, noch eine Sache. 
Sp kann eine hereditas jacens fowohl nach römischen Rechte (I. 1 pr. D. de rer. 
divis., I. 31 $. 1 D. de hered. inst.), al® auch nad dem bürgerlichen Gelegbuche 
($. 2248) ohne eine Sache beftehen. Andere hängen mit der Sade zufammen 
und haben ohne dieſe feine Unterlage. Eigentbum und Forderung beziehen fich auf 
das Recht der Perſon an der Sade. Grunddienftbarkeiten find natürliche 
Eigenſchaften der Sade, welde auf jeden Eigenthümer übergehen. Wieder ein 
anderer Begriff knüpft fih an die perjönliden Dienftbarkeiten, nämlich Nieß— 
brauch, Gebrauch und Recht der Wohnung. 


8. 37. 


II. Arten der Saden. 
Dem Verkehre entzogene Sachen. 


Körperlide Sachen können fih in der Macht einzelner Perſonen 
befinden, foweit nicht Ausnahmen beftehen’). Man nennt die Saden, 
bei welchen die Regel eintritt, im Verkehre befindliche (res in commercio 
positae), die Saden, bei welchen eine Ausnahme gilt, dem Verkehre 
entgogene oder außer Verkehr ftehende (res extra commercium positae). 

1) Hiervon machen jelbft weder die Grunddienftbarkeiten, nody bie .. 
eine Ausnahme, wie fveiter unten gezeigt werden wird. 

2) Die Vorftellung, daß Grundftüde, wenn Rechte damit verbunden find, uns 
körperliche Gegenftände find, ift gegenwärtig allgemein ald Irrthum anerkannt. 

3) Man vergl. $. 58 des BGB.'s. — Diejer $. ift in dem Gommentar 
Bd. 1 ©. 100 flg. umftändlich ausgelegt. 
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Eine Sache ſteht im Verkehre, wenn Beſitz, Eigenthum, Rechte an 
Sachen an ihr ſtatthaft ſind und Verträge über ſie geſchloſſen werden 
lönnen. Eine Sache fteht außer Verkehr, wenn dies nicht der Fall 
it. Man belegt die legteren Saden auch mit dem Ausdrude res 
nullius, welcher durch den deutichen Ausdrud, herrenloje Sachen, nicht 
ganz vollftändig wiedergegeben wird. 

Dem Verkehre find entzogen: 

1) Die Gott geweihten und mit der Religionsübung in Beziehung 
ftehenden Sachen (res divini juris)!). Dahin gehören die zum Gottes- 
dienfte und zur Verrichtung der Sacramente, Taufe und Abendmahl, 
beftimmten Sachen, namentlich Kirchen ?), Taufbeden, Kelche, in welchen 
das Abendmahl gejpendet wird, wenn fie dem kirchlichen Herkommen 
gemäß geweiht worden find (res sacrae), ingleichen die Gottesäder 
(res religiosae)). Sachen, melde nad dem gemeinen Rechte unter 
den Begriff der res sanctae gebracht zu werden pflegen, fallen nad 
Sächſiſchem Nechte unter den allgemeinen Begriff der öffentlichen 
Saden (res publicae) *). 

2) Sachen, mit welden jchon vermöge ihrer Natur ein Verkehr 
nicht möglich ift, 3. B. Luft, Meer, Meeresufer, fließendes Wafjer?) 
(f. g. res jure naturali omnium communes). Dieje Saden ftehen 


1) Diefe Sachen find dem Verkehre entzogen, weil fie die Beitimmung haben, 
bei dem Gottesdienfte gebraucht zu werben. Sie ftehen in Riemandes Eigenthume, 
auch nicht in dem der Kirche. Wenn man behauptet bat, es fei bei ihnen ber 
Zweck das Eigenihum f. g. Zweckvermögen, fo liegt darin eine oflenbare Be: 
griffäperwirrung. 

2) Eine Kirche bleibt res sacra, jelbft wenn fie einftürzt, weil auch die arca 
res sacra ift. 

3) Wie res sacrae und religiosae dem Verkehre twieder gegeben werben können, 
beftimmt das canonijhe Recht oder das Kirchenrecht. — Wenn auf einer res 
sacra ober res religiosa gebaut oder gefäet wird, fo finden die Vorfchriften der 
88. 285 286 bed BGB.'3 Feine Anwendung, vielmehr kann nur Wegnahme ver: 
langt werben. 

4) Die ſ. g. res ecclesiasticae ftehben im Eigenthume der Kirche, welche, fo: 
weit fie in ein Verhältniß des bürgerlichen Rechts eintritt, die Nechte einer juri— 
ftiichen Perſon hat. Eine res ecclesiastica hört nicht auf eine ſolche zu fein, 
weil ihr Gebraud nad der Verfaſſung der Kirche einem Einzelnen zuſtehen kann. 

5) Die rechtliche Eigenichaft des fließenden Waflers theilt auch das Flußbett 
und mit getwiffen Beichränkungen das Flußufer. Da in Sachen fein allgemeines 
Geſetz bejteht, in welchem das Necht der fließenden Wäſſer geordnet ift, jo Tann 
bei der Entſcheidung von Wafferftreitigkeiten auf das römijche Recht, das fich 
auch in diefer Lehre naturgemäß gebildet hat, zurüdgegangen werden. — Unter 
den f. g. rebus communibus bat das fließende Waſſer die Eigenthümlichkeit, daß 
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auch nicht im Eigenthume des Staates, vielmehr hat diefer nur ein Auf» 
fihtsrecht darüber, daß durch den Gebrauch, welchen der Einzelne macht, 
nicht der Gebrauch der Uebrigen unmöglih gemadt wird. Die ſ. g. 
res communes ftehen nur im Ganzen außer Verkehr. Dagegen können 
fie im Einzelnen, 3. B. gefchöpftes, unter gewiſſen VBorausfegungen 
au geleitetes Waffer, Gas, Gegenftände des Verkehres fein, und 
nad den $. 218 des BGB.'s gehört ſogar die Luftfäule über einem 
Grundftüde zu dem legteren. 

3) Die öffentlichen Sachen (res publicae), deren Gebrauch jedem 
Staatsbürger, ſoweit e8 ohne Ausihliegung des Gebraudes Anderer 
möglich ift, zufteht, 3. B. Öffentliche Pläge, öffentliche Wege und Straßen. 
Dergleihen Sahen werden öffentlich durch den ausdrüdlichen oder in 
der Unterlafjung eines Widerſpruchs liegenden ftilihweigenden Willen 
des Staates. Nichtsdeftomweniger läßt fih nicht fagen, daß fie im 
Eigenthume des Staates ftehen‘)., Zu dem ſ. g. Staatsgute gehörige 
Saden find nicht öffentliche in dem oben angegebenen Sinne, auch 
jelbft dann nicht, wenn fie dem jedesmaligen Landesheren, als ſolchem, 
dem Gebraude nad gehören. 

4) Sachen, welde durch ein allgemeines Landesgejeß, oder ein 
allgemeines polizeilihes Verbot außer Verkehr gefegt worden find ®). 


8. 38. 
Herrenlofe Saden. 


Herrenlog find Saden, welche zwar im Verkehre ftehen können, 
jedoch entweder noch in Niemandes Eigenthume geweſen find (ſ. g. 


es territorialen Grenzen unterliegt. (Man vergl. Hugonis Donelli commentarii 
juris civilis ed. Koenig-Bucher t. 2 pag. 304 sequ. und unter ben Neueren 
Kappeler, der Rechtsbegriff des öffentlichen Waflerlaufs nach ben Quellen des 
römijchen Rechts, Zürich 1867, und das in der Beitjchrift für Nechtspflege und 
Verwaltung N. %. Bd. 36 ©. 46 flg. mitgetheilte Urthel des OAG.'s.) 

1) Wenn auf einem öffentliden Grundftüde von einer Privatperjon gebaut 
wird, jo findet der $. 285 des BGB.'s ebenfalld nicht Anwendung, jedoch kann 
der Staat entweder die Wegnahme verlangen, oder, wenn er das Gebaute nicht 
niederreißen laffen will, gegen Bezahlung eines ſ. g. solarium, fuperficiarijche 
Rechte ertheilen. — Wie Öffentlihe Sachen die Eigenſchaft der Deffentlichfeit ver— 
lieren, ift nach der Verfaſſung des Staates zu beurtheilen. — Saden, welche dem 
Staate dem Eigenthume nad) gehören, find feine öffentlichen Sachen. (Man vergl. 
oben 8. 31.) 

2) Durch Dismembrationögefege, polizeiliche Verbote des Feilhaltens mit ge: 
wiſſen Gegenftänden, richterliche Veräußerungsverbote werden Sachen nicht außer 
Verkehr geſetzt. 


Bon den Sadıen. 13 


res nullius), oder deren Eigenthum der bisherige Eigenthümer ohne 
Uebertragung auf einen Anderen aufgegeben hat (f. g. res derelictae) *), 
wilde Thiere, welche ſich in natürlicher Freiheit befinden *), jelbft wenn 
das ausschließliche Necht der Zueignung in Bezirken oder auf einzelnen 
Srundftüden einer beftimmten Perſon zuſteht ), endlich die aus fremden 
Stoffen fpecificirten Saden t). 


8. 39, 
Unbeweglide und beweglide Saden. 


Unbeweglihe Saden find Grundftüde; denfelben werden Berech— 
figungen, welche ein Foltum im Grundbuche erhalten haben, und 
Schiffmühlen gleichgeftellt; andere Sachen werden unter den beiveg- 
lihen begriffen). Windmühlen find unbeweglihe Sachen, wenn fie 
duch einen Unterbau dergeftalt mit dem Grunde und Boden verbunden 
iind, daß fie als Beftandtheile zu demfelben gehören, dagegen beiweg- 
lie, wenn Dies nicht der Fall iſt 9). 

Zu dent Grundftüde gehört. der Grund und Boden nebft deſſen 
Betandtheilen, namentlich den damit in Verbindung gebrachten Bauten 
und Allem, was dergeftalt damit natürlich oder künſtlich zufammen- 
hängt, daß es, ohne zerftört oder der Form nach verändert zu werden, 
nicht von der Stelle gebracht werden kann’). In Beziehung auf die 


1) Man vergl. $. 228 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 229 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 231 des BGB.'s. — Die vielbeſprochene Frage, ob, wenn 
ein Dritter widerrechtlich auf fremdem Jagdreviere jagt, das erlegte Wild in das 
Eigentbum des Jagbberechtigten oder des Dritten komme, hätte gar nicht auf: 
geworfen werben können, wenn man fich die einjchlagenden Nechtäbegriffe deutlich 
gemacht hätte. Das Wild ift herrenlos, ſelbſt wenn es fich in einem beftimmten 
Jagdbezirfe augenblidlich befindet. Nun ift es zwar verboten, in fremdem Jagd» 
Bezirke zu jagen. Aber auf fremdem Jagbbezirke jagen und Eigenthum an dem 
Wilde durch defien Erlegung erwerben, find ganz verjchiedene Dinge. Das Wild 
bleibt, obſchon es fih auf einem Jagdreviere augenblidlich befindet, herrenlos 
und Derjenige, welcher wiberrechtlich da8 fremde Jagdrevier betritt, handelt zwar 
durch dieſes Betreten widerrechtlich, erwirbt aber an dem erlegten Wilde das 
Eigentfum, welches dem Sagbberechtigten nicht zugeftanden hat. (Man vergl. 
Commentar Bd. 1 &. 242.) 

4) Man vergl. $. 246 des BGB.'s. — Die Ipecificirte Sache hat nämlich 
bis zu dem Zeitpuntte, wo fie durch die Umarbeitung und Umbildung gefchaffen 
worden ift, noch feinen Eigenthümer gehabt. 

5) Man vergl. $. 59 des BGB.'s. 

8) Man vergl. Motive zu dem 8. 59 des BGB.'s. Commentar Bd. 1 ©. 103. 

7) Man vergl. SS. 218, 411 des BGB.'s. 
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Verfiherung der Grundftüde bei der Jmmmobiliar-Berfiherungsanftalt 
werden unterfchieden Jmmobilien, welche beitrittspflichtig, beitrittsfähig 
und nicht beitrittsfähig find . Kure gehören zu den beweglichen Sachen 2). 

Der Ausdrud Bermögen umfaßt nicht blos körperliche Sachen, 
jondern aud Rechte an Sachen und Forderungen. Man jollte daher 
Vermögen nit in unbewegliches und bemwegliches eintheilen. Wenn 
es ſich deſſenungeachtet um eine Sonderung des Vermögens nad) 
diefer einem NRechtsgefhäfte zu Grunde gelegten Eintheilung handelt, 
jo ift von nachſtehenden Principien auszugehen: 

1) Rechte an unbeweglichen Sachen gehören zu der Kategorie der 
unbeweglichen Sachen, doch gelten hypothekariſch geficherte Forderungen 
als bewegliche Sachen. 

2) Rechte, welche mit unbeweglichen Sachen verbunden find, werden 
zu den unbeweglichen Sachen gerechnet. 

3) Gewerbsberedhtigungen, melde nicht mit einem Grundjtüde 
verbunden find, gehören nur dann zu den unbeweglichen Sachen, wen 
fie ein Folium im Grundbude erhalten haben. 

4) Alle anderen Saden, alfo auch Hypotheken, find zu den be— 
weglichen Saden zu rechnen 9. 


8. 40. 
Einfahe und zufammengefegte Saden. 


Einfach ift eine Sade, wenn fie äußerlich eine fefte Maſſe bildet, 
innerlich aber aus gleichartigen entweder organisch oder doch mecha- 
niſch cohärirenden Beftandtheilen zufammengefegt iſt). Ob es ein 
Naturproduct ift, oder ob dem Naturproducte durch Bearbeitung und 


1) Man vergl. Gefeh, das Immobiliarbrandverfiherungswefen betreffend, 
vom 23. Auguft 1862 SS. 2 bis 6. 

2) Man vergl. das mitteljt Verordnung vom 16. Juni 1868 publicirte allge: 
meine Berggeſetz 8. 13. 

3) Man vergl. 8. 60 in Verbindung mit SS. 2169, 2170 de BGB.'s. — 
Die Vorſchrift, daß Forderungen, ohne Unterichied, ob fie auf Zeiftung einer be: 
iweglihen ober unbeweglichen» Sache geben, zu den beweglichen Saden gehören, 
liegt dem $. 502 des BGB.'s, über die Verpfändung der Forderungen, zu Grunde. 
(Man vergl. Annalen N. 5. Bd. 5 ©. 394 flg.) 

4) In der I. 30 pr. D. de usurp. wird die einfache Sache genannt corpus 
quod continetur uno spiritu, et graece rozeror (unitum) vocatur. Beifpiele 
find Thier, Baumftamm, Stein. 
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Verarbeitung eine veredelnde und ihren Werth oder ihre Brauchbarfeit 
erhöhende Eigenfchaft verliehen wird, macht feinen Unterjchied '). 

Zujammengejegt ift eine Sade, wenn fie ein aus mehreren ein» 
fachen Sachen zujammengejegtes Ganze ausmacht?) oder wenn fie, 
obſchon verjchiedene einzelne Saden in ihr begriffen find, im Verkehre 
als Eine Sade betrachtet wird). Das bürgerliche Geſetzbuch nennt 
diefe legtere Art der zufammengefegten Sachen „Geſammtſachen“)“, 
dehnt aud den Begriff der Geſammtſache auf mehrere Grundftüde, 
welche auf Einem Folium des Grundbuchs eingetragen worden find, 
aus), bejtimmt jedoh, daß die Vereinigung mehrerer Saden zu 
einer Geſammtſache an fich feine Aenderung der Rechte und Verbind- 
lichfeiten bewirkt, welche in Anſehung der einzelnen Saden ftattfanden 
und, wenn von einer Geſammtſache nur eine einzelne übrig ift, das 
Recht fortdauert, weldes Jemand an jener hatte ©). 


8. 41. 
Bertretbare und verbraudbare Saden. 


Vertretbar find bewegliche Sachen, welde, wenn fie Gegenftand 
eines Nechtsverhältniffes find, durch Sachen derjelben Gattung und 


1) So ift 3. B. der gejchliffene Edelftein, die aus einem Marmorblode von 
Künftlerhand geformte Statue, der gezimmerte Ballen eine einfache Sade. 

2) Sn der 1. 30 pr. D. de usurp. wird eine ſolche Sache bezeichnet, corpus 
quod ex contingentibus h. e. pluribus inter se cohaerentibus (corporibus) constat, 
quod ovrnvonsvo» vocatur. Beifpiele find, Haus, Schiff, Wagen. Dieſe Claſſe 
von Sachen umfaßt alle unorganifchen Körper, welche aus mehreren einfachen, gleich: 
artigen oder ungleichartigen, Sachen durch menſchliche Arbeit für die Dauer zu einem 
beitimmten Zmwede verbunden find. Eine mechanijche Eohärenz ift zwar gewöhn— 
lich, aber nicht nothivendig. So ift 3. B. ein ungebundenes Bud eine ſolche Sache, 
obihon die einzelnen Bogen in keiner mechanischen Verbindung zu einander ftehen. 
— Bird eine zufammengefegte Sache nach und nach in ihren Theilen jo oft durch 
neue Theile erjeht, daß deren jümmtliche Theile neu find, fo bleibt die Sache 
defienungeachtet diejelbe. (Man vergl. I. 76 D. de re jud.) 

3) Sn der I. 30 pr. D. de usurp. wird eine ſolche Sache bezeichnet, corpus 
quod ex distantibus constat, ut corpora plura non soluta, sed uni nomini subjecta. 
Beripiele find, Heerde, Pferbegeipann, Gutsinventar, Bibliothel. — Ueber die 
Frage, ob die Vorſchrift des römischen Rechts, daß eine Heerde, ohne Angabe der 
einzelnen Stüde, unter gewiffen Vorausjegungen vindicirt werden könne, felbit 
wenn alle Stüde abgegangen und burch andere erjegt worden find (1.1 8.3, 1. 2, 
1. 3, 1.22 D. de rei vindic.), noch gegenwärtig gelte, ingleichen ob dieje Borichrift 
auf andere Gefammtiachen zu erftreden fei, vergl. Eommentar Bd. 1 ©. 106 flg. 

4) Man vergl. $. 62 des BGB.'s und Eommentar Bd. 1 ©. 166 jlg. 

5) Man vergl. 3. 64 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 8. 63 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 107 flg. 
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Güte geleiftet werden fünnen; in der Regel gehören dahin alle Sachen, 
welche im Verkehre nah Maß, Zahl oder Gewicht beftimmt werden '). 
Geld ift nicht blos in fofern eine vertretbare Sade, als, menn eine 
Geldfumme zu zahlen ift, in der Regel in jeder zur Zeit und am 
Drte der Zahlung gültigen inländifchen oder diefer durch Gefet gleich» 
geftellten ausländifhen Münzforte gezahlt werden Fan ?), jondern 
auch in fofern, als es den Werthmeſſer für alle anderen Sachen ab» 
giebt °). | 

Welche Sahen (außer dem Gelde) zu den vertretbaren gehören, 
ift nach den Anfichten des Verkehres zu beftimmen. Eine geſchloſſene 
Zahl derjelben giebt e8 nicht; eben fo wenig laffen fih Regeln dar- 
über aufftellen, ob, wenn es auf die Leiftung vertretbarer Sachen an- 
fonımt, das Duantum nad) dem Maße, nad der Zahl oder nad Dem 
Gewichte zu beftimmen ift; es können fogar zwei DuantitätSmeflungen 
combinirt werden, 3. B. bei dem Getreide Maß und Gewicht und bei 
dem Spiritus Hohlmaß und Maß des Spritgrades. Neben den An- 
fihten des DVerfehres find aber auch die Natur des Rechtsgeſchäfts 
und das Uebereinfommen der Intereſſenten entſcheidend. So kann 
3. B. ein Thier, welches in der Negel nicht eine vertretbare Sache ift, 
als foldhe gelten, wenn e8 bei der Lieferung einer Heerde vorkommt. 
Umgefehrt fann ein Einzelnftüd einer regelmäßig vertretbaren Sache 
als unvertretbar in Betracht fommen, wenn es fih um die Vindica- 
tion defjelben handelt ?). 

Bon den vertretbaren Sachen find die verbrauchbaren, d. h. dies 
jenigen verfchieden, deren Zweck darin befteht, daß fie verzehrt, ver- 
braucht oder veräußert werden. Die vorzüglichfte Art der verbraud) 
baren Saden find diejenigen, melde als Lebensmittel dienen, 3. B. 
Wein, Getreide, Hüljenfrüchte, Obftfrüchte u. f. wm. Außerdem rechnet 
man dahin Robhitoffe, welche nur in ihrer Verarbeitung einen Nuten 
geben, 3. B. Farbeftoffe, Droguen u. f. w., in gewifjem Sinne aud) 
die Wolle, melde fait nur im gefponnenen und gemwebten Zuftande 
einen Werth hat. Dagegen läßt fih das Geld nur in fofern zu den 


1) Man vergl. $. 61 des BGB.E. Siebenhaar, Correalobligationen 
©. 225 not. 2 und ©. 226 flg. — Commentar Bd. 1 ©. 105. 

2) Man vergl. $. 665 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 78, 687 Sat 3 des BGB.'s. 

4) Man vergl. Motive zu dem 8. 61 des BGB.'s. Gommentar Bd. 1 
S. 104 flg. — Db Inhaberpapiere vertretbare Sachen find, ift Tebiglich facti 
quaestio. (Man vergl. 88. 296, 1036—1047, 1067 des BGB.'3.) 
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verbraudbaren Sachen zählen, als die einzelnen Stüde von Demje- 
nigen, welcher fie ausgegeben hat, nicht mehr gebraucht werden können. 
Denn durch die Ausgabe gehen die Geldftüde jelbft nicht unter. Für 
verbrauchbare Sachen gelten namentlih beim Nießbrauche befondere 
Vorſchriften !). Kleidungsftüde rechnet das bürgerliche a. nicht 
zu den verbraudbaren Saden ?). 


$. 42. 
Theilbare und untheilbare Saden. 


Bei vertretbaren Saden fann von der Theilbarfeit oder Untheil- 
barkeit der Saden nur in ſoweit die Rede fein, als die Frage auf- 
geworfen werden kann, ob eine einzelne Sache, welde in der nad 
Map, Zahl und Gemicht bejtimmten Mehrheit begriffen ift, eine Theil- 
ung zuläßt oder nicht. Diefe Frage wird aber nicht leicht entftehen, 
weil der Grund, warum die einzelne Sache als vertretbare Sache be- 
handelt zu werden pflegt, eben darin liegt, daß fie feine fpecififchen 
Merkmale bat und, felbit wenn fie als einzelne Sache erkennbar ift, 
die menſchlichen Bedürfniſſe nicht vereinzelt befriedigen fan. Dagegen 
haben die Fragen, welche man hierher ziehen fünnte, ob eine an einem 
bejtimmten Orte lagernde oder ſonſt ausgejchiedene Quantität über- 
geben worden jei, ob nur die vertragsmäßig feitgejegte Quantität, 
weder eine größere oder geringere, geliefert werden fünne, ob, wenn 
mehrere Schuldner oder Gläubiger vorhanden find, melde nicht in 
einem Gejammtjchuldverhältniffe ftehen, das Quantum als getheilt 
gelte, oder eine Theilung der in dem Quantum begriffenen einzelnen 
Sachen nad ideellen Theilen ftatthbabe, mit der Frage der Theilbar- 
feit oder Untheilbarfeit der Sachen Etwas nicht gemein. 

Die unvertretbaren Sadıen, insbejondere aud) die Grundftücke, welche 
nur durch Ziehung beliebiger Grenzen aus dem Erdganzen ausgejchie- 
dene Theile bilden, find phyſiſch theilbar. Dieſe Theilbarkeit ift aber 
fein NRechtsbegriff und kommt daher, mwenigjtens der Negel nad, als 
rein factiſche Frage, nur bei dem Beſitze“), bei der Uebergabe zum 
Befige und zum Eigenthume*), und bei den ſ. g. Theilungsflagen ), 


1) Dan vergl. 8. 623 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 624 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $$. 191, 194, 196 ded BGB.'s. 

4) Man vergl. 88. 199 bis 204, 253, 254 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 88. 339 bis 344, 364, 365, 2343 des BGB.'s. 
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der actio communi dividundo, finium regundorum und familiae ereis- 
cundae, in Betradt. Wollte man einen allgemeinen Sat aus den 
verjchiedenen Geftalten, in melden die phyſiſche Theilbarfeit der 
Sachen Einfluß haben fann, abjtrahiren, jo würde er dahin zu faſſen 
fein, daß eine dem Stüde nad bejtimmte Sache (species) nicht in 
ihren phyſiſchen Theilen oder in Theilen verfchiedener Sachen geleiftet 
werden kann. 

Im Rechte hat nur die ideelle Theilung der körperlichen Sadıe, 
der beweglichen ſowohl, als der unbeweglichen, der unbelebten ſowohl, 
als der belebten (eines Tieres), eine Bedeutung. Die ideelle Theil- 
ung bezieht jih aber nicht auf die Sache, fondern auf die Nutungen, 
welche fie giebt. Sie zeigt ſich nicht äußerlich, Fondern nur im Rechte 
wirkſam, fie läßt die Sache ungetheilt und theilt das Recht an der 
Sache nah Teilen, welche nur in der Vorftellung beruben (f. g. 
ideelle Theile, oder partes pro indiviso). Ideell theilbar ift jede kör— 
perlibe Sade, und zwar in fo fern, als Mehrere eine und die— 
jelbe Sache nah ideellen Theilen befigen und im Eigenthume haben 
fünnen ?). 

Die unförperliden Saden, mit Ausnahme der Dienftbarkeiten, 
find ebenfalls theilbar, fo die Erbichaft?) und das Eigenthum?). 
Bon den perfönlichen Dienftbarkeiten ift der Nießbrauch theilbar, der 
Gebrauch untbeilbart). Die Grunddienftbarfeiten find ſämmtlich un- 
teilbar °). 

8. 48. 
II. Zuwachs. 

Unter Zuwachs verjteht man Alles, was zu einer Sache in der 
Weiſe hinzufommt, daß der Eigenthümer vermöge feines Eigenthums 
an diefer auch das Hinzugefommene erwirbt. Einzelne Arten des Zu- 
wachfes find die Anſchwemmung (alluvio), das verlaffene Flußbett 
(alveus derelietus), die in einem Fluſſe entjtandene Inſel (insula m 
Alumine nata)®), der zur Proprietät einer Sache zurüdfallende fremde 

1) Man vergl. SS. 193, 339 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2002 Sat 2 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 328 bis 338 des BGB.'s. — Ueber die Theilbarfeit des 
„Unterirdifchen” (nach phyſiſchen und idellen Theilen) vergl. Annalen N. F. 
Br. 5 ©. 339 flo. 

4) Man vergl. SS. 648, 658 des BGB.'s. 


5) Man vergl. SS. 538, 539 des BGB.'s. 
6) Man vergl. 88. 281, 282 des BGB.'s. 
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Niepbraud) !), das auf einem Grundftüde erbaute Gebäude ?), die 
Bäume und Pflanzen von der Beit an, wo fie Wurzel faſſen ’), end- 
lich die hängenden Früchte *).. Dagegen rechnet das Gefegbuh den 
thesaurus nicht zu dem Zumachs >). 


8. 44. 
IV. Zubebörungen. 


ALS Zubehörungen einer Sache find Sachen zu betrachten, welche, 
ohne Beſtandtheile derjelben zu fein, zu fortdauerndem Gebraude 
bei ihr beitimmt, und entweder Eörperlih mit ihr verbunden oder 
in das zu diefem Gebrauche erforderliche Verhältniß gebradt worden 
find ®). Die Eigenfhaft der Zubehörungen zeigt ſich darin, daß recht- 
liche Verfügungen, welche über die Hauptſache getroffen werden, auch 
auf die Zubehörungen zu beziehen find, und zwar nad dem bürger- 
lihen Geſetzbuche auch bei den Verfügungen unter Lebenden felbft 
auf die erft nach der Verfügung dazu gelummenen ’). Hiervon ab- 
gejehen, find die Zubehörungen als jelbftändige Sahen zu betrachten, 
es fann bei ihnen ein von der Hauptſache verjchiedenes Eigenthum 
beitehen, fie fünnen bei der Verfügung über vie legtere ausgenommen 
werden, es bat, wenn fie bewegliche Sachen jind und zu einem Grund- 
ftüde in der Eigenſchaft als Zubehörungen jtehen, eine Erjigung bei 
ihnen ftatt, eine Vindication der Hauptſache erftredft ſich nicht auf die 
Zubehörungen, welde der Befiger hinzugefügt hat?). Der Begriff der 
Zubehörigfeit ift biernach mit der in Käufen über Grundftüde häufig 
vorkommenden Clauſel „Alles, was erd-, wand», band-, wurzel- und 
nagelfeft iſt“ Feineswegs identisch. 

Durch das negative Merkmal, daß die Beitandtheile einer ein- 
fahen oder künſtlich zuſammengeſetzten Sache nicht Zubehörungen find, 
wird zwar der Begriff der Zubehörungen feftgeftellt, deſſen ungeachtet 
twird namentlich bei der Fünftlich zufammengefegten Sache, 3. B. einem 


1) Man vergl. 85. 649-656 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 286 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 285 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 88. 73, 74 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 236 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 8. 65 des BGB.'s und dazu Commentar Bd. 1 S. 108 fig. 

7) Man vergl. 8. 66 des BGB.E und Gommentar a. a. D. ©. 110, mo die 
Vorihrift wegen der nah der Verfügung binzugelommenen Zubehörimgen um— 
ftändlich gerechtfertigt wird. 

8) Man vergl. Commentar a. a. D. 
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Haufe, in dem einzelnen Falle immer die Frage zu Zweifeln Anlaß 
geben, ob eine Sache Beitandtheil oder Zubehörung jei, und es werden 
fih diefe Zweifel jehr oft erjt nad Gehör Sachverſtändiger entſcheiden 
laffen. Unter den allgemeinen Borausfegungen, welde die Eigenjchaft 
einer Zubehörung begründen, find insbefondere bei einem Grundftüde 
die darauf befindliden Anlagen, und die fi auf dafjelbe beziehenden 
Urkunden, Riffe und Karten, bei einem Teiche die Fifche in demfelben, 
bei einem Wohnhauſe die Winterfenfter, die Defen, die Löfchgeräth- 
ichaften, als Zubehörungen anzufehen !). 

Auch zu bewegliben Sachen fünnen beweglide Saden in dem 
Verhältniſſe der Zubehörigkeit ftehen, wenn die übrigen VBorausfegungen 
der Zubehörungen, Beitimmung zum fortdauernden Gebrauce bei der 
Sache und den Verhältniffen entjprehende Berbindung, vorhanden 
find, 3. B. bei einem Schiffe, Boote, Ruder und Segeljtangen ?), bei 
Staatspapieren die Talons und Coupons, bei Actien die Zinsbogen, 
Dividendenfcheine. Indeſſen auch bier kann immer nur von einer 
Regel die Rede jein, es kommt Alles auf die befonderen Berhältniffe 
des einzelnen Falles und namentlid aud auf die muthmaßliche Ab- 
fiht der Vertragſchließenden an. So läßt fi denken, daß Sattel 
und Zeug, objhon an fich nicht Zubehörung eines Pferdes, in dem 
einzelnen Falle zu einem verkauften Pferde gehören Fann. 

Eine Zubehörung verliert die Eigenfhaft einer folden, wenn die 
Verbindung oder das Verhältnig, welches diefe Eigenſchaft begründete, 
dergeftalt aufgehoben worden ift, daß ihre Beſtimmung zu fortdauerndem 
Gebraucde bei der Sache aufgehört hat’). Man merke wohl, daß die 
Löfung der Verbindung nur die Annahme ausjchließt, e8 fei die Zu- 
behörung in der rechtlihen Berfügung über die Hauptſache mit- 


1) Man vergl. 8. 68 ded BGB. — Die Aufzählung der Zubehörungen 
ift eine blos eremplificative, e8 giebt deren noch mehrere, z. B. die zu einem Wein: 
berge beftimmten Weinpfähle, Gartenlauben, Brunneneimer, Klingelzüge, Barquet: 
fußböden, Krippen, Statuen auf Dächern und Mauern. Nach der Anficht des 
Dberappellationsgerichts find die Antheile an den Altgemeindegrundftüden Zube: 
börungen der altberechtigten Grundftüde und zwar, da fie in dem Grundbuche 
nicht verlautbart werden, nicht in dem Neal: und Hypothekennexus der altbe: 
rechtigten Grundftüde ftehende. Ueber das Recht der Adjacenz bei Straßen vergl. 
Annalen N. F. Bd. 5 ©. 97 flg. und über das Recht der Immobiliar-Brand— 
safjengelder ebendajelbit Bd. 4 ©. 536 fig. 

2) Man vergl. $. 71 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 67 dei BGB.'s. 
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ſache fein Necht auf die Zubehörungen, es fünnen Dritte das Eigenthunr 
an den lepteren, als jelbftändigen Sachen, haben und fonft aus einem 
Bertragsverhältniffe mit dem Erwerber der Sache in der Forderung 
auf die Zubehörungen concurriren. 


8. 45. 


Fortjegung. 

Wie nah dem im vorigen Paragraphen Gefagten die muthmaß- 
lihe Abfiht der ntereffenten, durch die Verfügung über die Sache 
auch über die Zubehörungen zu verfügen, ſchon aus der Eriftenz der 
Zubehörungen zu entnehmen ift, jo läßt fich denken, daß für die Be 
fimmung der Gegenftände, auf welche jih ein Nechtsgefhäft bezogen 
bat, auch noch andere Momente, namentlich die aus jonjtigen Um— 
fänden bervorgehende muthmaßliche Abficht der Intereſſenten, ent- 
Ideidend fein fünnen. Das bürgerliche Geſetzbuch hebt zwei hierher ge— 
börige, im Leben häufig vorkommende und, joweit darin allgemeine 
Vorſchriften enthalten find, analog anzumwendende Fälle hervor '): 

1) Wenn zu einem Fabrifgefhäfte oder zu einem anderen Ge- 
werbe *) mefentlich bejtimmte und eingerichtete Gebäude oder Theile 
derfelben in diefer Eigenschaft Gegenftände eines Nechtsgefchäftes 
iind, jo gehören dazu auch die zur Ausübung des Gejchäftes oder 
des Gewerbes dienenden Werkzeuge, Geräthichaften und Maſchinen. 

2) Wenn ein zur Landwirtbichaft eingerichtetes Grundftüd in 
diefer Eigenſchaft Gegenftand eines Rechtsgeichäfts tft, jo gehören 
dazu auch ?): 

a) das vorhandene Vieh, Schiff und Geſchirr, ſoweit es zur Bewirth- 
ihaftung erforderlich iſt ), 

ı) Man vergl. SS. 69, 70 des BGB.S und Annalen N. F. Bd. 2 ©. 394, 
&. 518, Bd. 3 ©. 74 flg., ©. 531. 

2) Hierzu würden auch Handelsgeſchäfte und Apotheken zu rechnen fein. — 
In wie weit die Hypotheken an Grundftüden fih auch auf die zur Ausübung des 
Gewerbes dienenden Werkzeuge, Gerätbichaften und Majchinen erjtreden, ijt im 
5411 des BOB'S beftimmt. Durch diefe Bejtimmung wird den Zubehörungen 
eine über diefen Begriff hinausgehende fachliche Eiaenichaft wenigitens in jo weit 
gegeben, ald die Hypothekengläubiger, wenn die Gegenftände aus dem Gebäude 
teggebracht oder veräußert erden, zu ihrer Sicherung die nötbigen Maßregeln 
ergreifen können. 

3) Wegen des Rechts der Hypotheken an dem Gutsinventar, den Gutsvor— 
räthen und dem Dünger vergl. $. 412 des BGB.'s. 

4) Das Gutöinventar ift beiveglicher Gegenjtand, welcher nit unter das 
Grundbuchsſyſtem fält. Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 112 not. 1. 
Sichbenhaar, Privatrecht. 6 
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« b) die vorhandenen Wirthichaftserzeugniffe, joweit fie bis zu der 
Zeit, zu welcher man gleiche oder ähnliche Erzeugniſſe aus dem 
Grundſtücke zu gewinnen pflegt, zur Fortfegung der Wirthichaft 
nötbig jind ), 

ce) die vorhandenen Düngungsmittel, welche auf dem Grumdftüde 
erzeugt oder für das legtere angefchafft worden find ?). 

Wenn, wie dies häufig geichieht, bei einem Kaufe über ein Land— 
grundftüd die Zeit des Kaufabjchluffes und der Gutsübergabe aus- 
einander liegt, jo it zwar bei der Frage, was der Berfäufer an 
Inventar, Wirthichaftsvorräthen und Dünger zu gewähren babe, auf 
die Zeit des Kaufabichluffes Rüdfiht zu nehmen, der Verkäufer hat 
aber das Inventar nur in dem Zuftande, in welchem es fich bei ord— 
nungsmäßigem Gebraude zur Zeit der Gutsübergabe befindet, und 
die Wirthſchaftsvorräthe und die Düngungsmittel nur ſoweit, als fie 
nicht zur Fortführung der Wirtbichaft nöthig geweſen oder in das 
Grundjtüd verwendet worden find, nad einer Specification oder 
Gutsrehnung herauszugeben. 


$. 46. 
V. Nußungen. 
Allgemeine Bemerkung. 


Unter Nutungen werden die Früchte und der Gebraudh einer 
Sache begriffen’). Wie fih aus der Befchränfung des Begriffs der 
Nugungen auf die Früchte und den Gebrauch ergiebt, fallen unter 
denfelben nicht folche Erzeugniſſe aus der Sache, weldhe man im ge 
möhnlichen Leben als Nutungen der Sache anfteht, zu deren Hervor- 
bringung aber die Sadye nicht bejtimmt ift, 3. B. die Windbrüche, der 
einem Pferde abgefchnittene Schweif. Aber ebenfowenig darf aus dem 
Worte „Früchte, welches den lateinifchen Ausdrud „fructus“ nicht 
vollftändig wiedergiebt, gefolgert werden, daß darunter nur die eigent- 
lihen natürlichen und bürgerlichen Früchte, nicht auch noch andere 
Nugungen, 3. B. von Thieren geworfene „Junge, bei ordnungsmäßiger 
Beichneidung der Bäume gewonnenen Aefte, begriffen feien. Mit der 
Eintheilung der Nugungen in Früchte und Gebrauh bat Das aus 


1) Man vergl. Annalen N. F. Bd. 4 ©. 304. Die BVorfchrift unter b. hat 
für alle Fälle eine Bedeutung, in welchen es fih um die Rüdgabe eines länd— 
lichen Grundftüdes bei dem Nießbrauche oder Pachte oder jonft hanbelt. 

2) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©, 113. 

3) Dan vergl. $. 72 des BGB.'s. 
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gedrüdt werden follen, was in den SS. 600 bis 609, 623 bis 636, 
als Nießbrauch (ususfructus) und in den $$. 637 bis 643, als Ge- 
brauch (usus) aufgeführt wird. Die Ziehung der natürlichen und 
bürgerlihen Früchte ift nur das vorzüglichite Necht des Nießbrauchs ’). 
Dan würde nämlih irren, wenn man das Eigenthum eintheilen wollte 
in den Niegbrauh und den Gebraud. Denn Niefbrauh und Ge- 
brauch find Rechte an einer fremden Sache, welche dem Gigenthümer 
an jeiner eigenen Sache nicht zuftehen fünnen. Allerdings hat der 
Eigenthümer das Recht, feine Sache zu gebrauden und Früchte davon 
zu ziehen. Aber dieſes Recht fteht ihm vermöge feines Eigenthums 
zu, es iſt dafjelbe nicht ein Theil des Eigenthums, der Eigenthümer 
bleibt Eigenthümer, wenn er aud den Nießbrauch nicht hat, weil diefer 
einem Dritten als ein Recht an einer fremden Sache zufteht. Man 
kann jich dies an einem Haufe verdeutlichen. Die Balfen und Steine 
eines Haujes gehören zu dem Haufe. Defjenungeadtet find fie nicht 
das Haus und nicht Theile des Haufes, namentlich bleibt das Haus 
ein Haus, wenn auch Balken und Steine aus demjelben weggenommen 
werden, vorausgeſetzt natürlih, daß dadurh dem Haufe nicht die 
Grundlage entzogen wird und dafjelbe zu jein aufhört, weil es ein» 
ſtützt). Ueber den Sprachgebrauch des bürgerlichen Geſetzbuchs ift 
noch zu bemerken, daß die Gebraucsleihe (Commadat) die Ueber— 
lafjung zum Gebraude ’), der Pacht und Miethvertrag dagegen, die 
Ueberlaffung zur Benugung, nämlich bei der Miethe zum Gebrauche, 
bei dem Pachte zum Nießbrauche, genannt wird *). 


8. 47. 
Früdte. 

Die Früchte find entweder natürliche oder bürgerliche). 
Natürliche Früchte find die Erzeugnifjfe aus einer Sache. Für den 
Begriff der natürlichen Früchte it es -gleih, ob fie blos durch die 
Productionskraft der Sache oder auch duch menjchliche Eultur ber- 
vorgebracht werden, e8 gehören dahin insbejondere bei Grundftüden 
die Getreide» und Futterernten, die Obſtnutzungen, bei Thieren die 
Jungen, die Mild, die Wolle. Bürgerlihe Früchte find alle 

1) Man vergl. Motive zu $. 72 des BGB. 8. Commentar Bd. 1 ©. 114. 

2) Man vergl. Siebenhaar, Correalobligationen S. 174 flg. 

3) Man vergl. $. 1173 des BGB.'s. 


4) Man vergl. $. 1187 des BGB.'s. 


5) Man vergl. $. 73 des BGB.'s. 
6* 
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fonftigen Einkünfte, melde von einer Sahe gewonnen werden, ind« 
befondere Pacht- und Miethzinfen, Zinfen von Gapitalien ). Natürliche 
Früchte, fo lange fie nicht erhoben worden find (fructus pendentes), jind 
integrirende Theile der Sache, welche fie hervorbringt, eine Uebergabe 
derjelben ohne die Sade iſt ausgefchlofen ?). Sie find erhoben 
(fructus separati), wenn fie von der Sache getrennt find und ent» 
weder diefe Trennung in der Abjicht geſchehen ift, ſich die Früchte 
zuzueignen, oder fonft eine Handlung der Zueignung an den Früchten 
vorgenommen worden tft). Bürgerliche Früchte find erhoben, wenn 
deren Einnahme erfolgt ift*). Verwendungen, welche auf die Hervor- 
bringung, Erhebung und Aufbewahrung der Früchte gemacht worden 
find (impensae in fructus factae), haben die Eigenjchaft der auf 
die dadurch gewonnenen oder erhaltenen Früchte gemachten nothwen— 
digen Verwendungen’). Man fünnte allerdings zwifchen den Ber- 
wendungen auf die Früchte jo unterfcheiden, dag man die Verwend— 
ungen, welde nur zu dem Zwecke gemacht werden, damit die Sache 
Früchte bringt, als mügliche, die Verwendungen aber, welche die Ein- 
fammlung und Erhaltung der Früchte bezweden, als nothwendige 
anſähe. Aber das bürgerliche Geſetzbuch unterfcheidet nicht jo, jondern 
erflärt alle Verwendungen auf die Früchte für nothwendige, weil ohne 
fie die Früchte nicht vorhanden fein würden. 
Der Begriff der Früchte, welche hätten gezogen werden fünnen 
(fructus pereipiendi), hat nur bei dem Schadenerjage eine Bedeutung. 
Wenn einer Perſon der Nießbrauh an einer fremden Sache 
zufteht und dieſes Necht zu einem nicht im Voraus beftimmten Zeit 
punkte, 3. B. durch den Tod des Berechtigten aufhört, jo ergiebt fich die 
Frage, wie die Früchte der Sache zwifchen dem Berechtigten oder deſſen 
Erben und Demjenigen, an welchen die Sache frei von dem Nießbrauchs— 
rechte zufällt, zu vertheilen jeien. Das bürgerliche Geſetzbuch unter- 
ſcheidet in einem VBerhältnijje Diefer Art ®) zwijchen 
1) Früchten, welche ledigli duch die Natur hervorgebracht werden 


1) Dan vergl. $. 76 bed BGB.'s. 

2) Man vergl. Gommentar Bb. 1 ©. 115. 

3) Man vergl. $. 74 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 74 Sat 2 des BGB.'s 

5) Man vergl. $. 75 in Verbindung mit $. 313 des BGB.'s und Annalen 
N. F. Bd. 4 ©. 300 und 303. — Ueber die Fruchterwerbung (fructuum per- 
septig) vergl. Annalen a. a. D. Bd. 6 ©. 529 fig. 

6) Man vergl. S. 76 des BGB.'s. Annalen Bd. 2 ©. 103 flg., ©. 226 fig. 
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(fructus mere naturales); auf diefe hat der Nießbrauchsberechtigte 
oder dejjen Erbe Anfprud, wenn fie während der Dauer des Niek- 
brauchsrechtes getrennt worden find; 

natürliden Früchten, welche Dur Verwendungen auf deren Ge- 

winnung hervorgebracht werden (fructus industriales); auf diefe 

bat der Niepbraucsberechtigte einen Anfprud, wenn die Ver— 
mwendungen auf diejelben in die Zeit des Nießbrauchs fallen, 
follte auch deren Trennung erft nad dem Zeitpunfte der Er- 
löfhung des Nießbrauchs liegen; fallen die Verwendungen nur 
zum Theil in die Zeit des Nießbrauchs, jo hat er nur nach dem 

Berhältniffe, in welchem der Betrag feiner Verwendungen zu 

dem Gefammtbetrage der Berwendungen fteht, ein Recht auf 

einen Theil der Früchte; 

bürgerlichen Früchten (fructus civiles) und zwar 

a) folden, welde an die Stelle natürlicher Früchte treten, die 
einem Anderen überlafjen find, wie Pacht- und Miethzinfen, 
Zinſen von Gapitalien; diefe gehören dem Nießbraucher oder 
deſſen Erben nad der Zeitdauer des Nießbrauchs; 

b) folden, welche nicht zu der Kategorie unter a fallen; diefe 
gehören dem Nießbraucher oder deſſen Erben, wenn fie in 
der Zeit des Nießbrauchs fällig geworden find. 

Zunächſt gelten diefe Säge über die Bertheilung der Früchte: 

aa) bei der Herausgabe von Fideicommiffen von Seiten des 
Fiduciars, namentlich auch bei Familienfideicommiffen, 

bb) bei der Erlöfhung des Nießbrauchs überhaupt, 

ce) bei der Erlöfhung des gefeplihen Nießbrauchs, welden der 
Ehemann an dem Bermögen der Ehefrau oder der Vater an 
dem Bermögen feiner in väterliher Gewalt befindlichen 
Kinder bat. 

Indeſſen wird es unbedenklich fein, von denfelben auch in anderen 

Verhältniffen, namentlih bei dem Pachte, analoge Anwendung zu 

maden }). 


— 


8. 48. 
VI. Verwendungen auf die Sache. 


Unter Verwendungen (impensae) werden der auf die Sade ge 
machte Aufwand und die durch eine Sache veranlaßten Ausgaben 


1) Ueber das Necht der Hupotbefengläubiger auf die Früchte des verpfändeten 
Grundftüds, vergl. SS. 414, 415 bed BGB.'s. 
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begriffen. Die Verwendungen find nothmwendige, wenn fie den 
Untergang oder die Verſchlechterung oder den Verluft der Sache ab» 
wenden (impensae necessariae) und nützliche, wenn fie die Sache in 
Anjehung der davon zu ziehenden Früchte und des Gebraudes verbefjern 
(impensae utiles); andere Verwendungen find willfürlide, gleid- 
viel ob dadurch der Werth (Verfaufswerth) der Sache erhöht wird, 
oder nicht (impensae voluptariae)'). Die Begriffe der Nothwen- 
digkeit, Nüglichfeit und Willfürlichfeit beziehen ſich ſowohl auf 
die Verwendungen, als auch auf den Betrag und die Höhe derfelben?). 
ALS Regel gilt, daß bei der Reftitution der Sache die nothwendigen 
Verwendungen, ohne Unterjchied der bona oder mala fides des Befiters, 
erftattet werden müfjen, die nüglihen nur dem bonae fidei possessor, 
die millfürlihen dagegen nur mweggenommen werden fünnen, foweit 
dies ohne Bejhädigung der Sade und ohne Ehicane geſchehen Fann ?). 


8. 49. 
VO. Werth der Saden. 


Unter dem Werthe der Sade ift der Werth zu verftehen, welchen 
fie in ihrem Vergleiche zu dem Gelde, als dem allgemeinen Werth 
mefjer, hat!). Der Geldwerth, welchen die Sahe im gemeinen Ver— 
fehre hat, ift der ordentlide?). Für die Beitimmung des Werthes 
der vertretbaren Sachen iſt der ordentlide Werth entjcheidend, 
welchen Sachen derjelben Gattung und Güte am Drte und zur Zeit 
ihrer Leiftung haben ). Wird bei dem Werthe einer nicht vertretbaren 
Sade auf den Nuten gejehen, welchen Ddiefelbe für den Berechtigten 
nach feinen bejonderen Berhältnifjen hat, 3. B. ein Inftrument für den 
Mufifer, oder wegen ihrer Beziehung zu anderen Sachen bat, 3. B. 
ein Pferd aus einem Viergeſpann, jo ift dies der außerordent- 
lihe Werth). Die bloße Vorliebe des Berechtigten für die Sache 





1) Man vergl. $. 77 des BGB.'s. — Hier ift nur von den Berwendungen 
auf die Sade, nicht von den Verwendungen auf die Früchte die Rebe; ber Be: 
griff der legteren ift bereits im vorigen $. gegeben worden. 

2) Man vergl. Annalen N. 5. Bd. 4 ©. 299 unter Nr. 1. 

3) Man vergl. 88. 312 bis 318 des BOB. und Annalen N. F. Bd. 4 
©. 299 flg. 

4) Man vergl. $. 78 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 78 des BGB.'s. 
6) Man vergl. 88. 78, 685, 741, 744 Satz 2 des BGB.'s. 
7) Man vergl. 8. 78 Satz 5 des BGB''s. 
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(- g. Affectionswerth) fommt bei der Beftimmung des Werthes der 
Sade nicht in Betradt '). 


Viertes Capitel. 
Don den Rechtsverhältniffen. 


8. 50. 
I. Allgemeine Bemerkung. 


Wenn man die Perſon, als Rechtsjubject, blos der Sache, als 
Rechtsobject, gegenüberftellt, jo findet man nur Entfaltungen der 
Perſon über die Sache, weldhe zwar in fo fern unter das Recht fallen, 
als ſich die Fähigkeit der Perjon, die Sachen für ihre Zwecke und 
Bedürfniffe zu verwenden, auf ein in der natürlichen Nechtsfähigkeit 
der Berjon enthaltenes Recht zurüdführen läßt, deffenungeachtet aber 
in dem Object eine andere Grenze nicht haben, als diejenige ift, welche 
die Natur der Sade in ihrer Entjtehung, in ihrer Aenderung und 
in ihrem Untergange giebt. Diefer Zuſtand der Gütergemeinſchaft 
unter den gleichzeitig lebenden Menjchen bat, mag man in der Ge- 
ſchichte des Menjchengefchlehtes von dem biblifhen oder fosmopoliti- 
ſchen Standpunkte ausgeben, aller Wahrfcheinlichfeit nach fo lange 
beſtanden, als nur eine geringe Zahl von Menſchen vorhanden gewejen 
ift, und die Erde auch ohne eine Cultur die zur Dedung der Yebens- 
bedürfnifje der vorhandenen Menſchen nöthigen Gegenftände hergegeben 
bat. Mit der Bermehrung der Menjchen aber bat ſich die Nothwen- 


1) Man vergl. $. 78 Sat 3 des BGB.s. — Das bürgerliche Geſetzbuch be: 
findet fich Hierin in UWebereinftimmung mit dem römifchen Rechte. In mehreren 
Gejegftellen, 3. B. 1. 33 D. ad leg. Aquil. und l. 63 D. ad legem Falcid., wird 
ausdrüdlich gejagt, daß individuelle Anfichten, perjönliche Neigungen, beſondere 
Liebhabereien den Werth einer Sache nicht beftimmen fünnen. Die Gejegitellen, 
welhe man zur Rechtfertigung des j. g. Affectionswerthes anführt, 3. B. 1. 54 
pr. D. mand,, I. 44 D. de monum., l. 36 D. de bon. libert., I. 6, 1. 7 D. de serv. 
corr., I. 7 D. de serv. exp., ſprechen gar nicht von der Schätzung der Sachen. 
Ebenfo fteht es mit der Schätung der Sache in keinem Zufammenbange, wenn 
in einigen Gefeßftellen, 3. ®. 1. 35 D. de minorib., l. 71 pr. D. de erict., I. 16 
$. 1 D. quod. vi, der bloße affectus zur Erwerbung einer Forderung oder eines 
Rehts an einer Sache für hinreichend erflärt wird. (Man vergl. Siebenbaar, 
Gorrealobligationen ©. 289 lg.) 
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digkeit ergeben, diefe allgemeine Gütergemeinfchaft, welche, wie in der 
l. 2 pr. Cod. quando et quib. quarta Pars: „naturale vitium est 
negligi, quod communiter possidetur, utque, se nihil habere, qui 
totum non habet, arbitretur, denique suam quoque partem corrumpi 
patiatur, dum invidet alienae“, treffend gejagt wird, nicht im Zwecke 
der Schöpfung des Menſchen gelegen haben fan‘), aufzuheben und 
Eigenthum der einzelnen Menfchen dadurch zu fchaffen, daß in der 
ftaatlichen Verbindung der Schuß defjelben gegen Eingriffe Anderer 
gewährt worden ift. Dem Eigenthume folgte der Verkehr (com- 
mercium), weil, nahdem das Eigenthum eingeführt war, der Eine 
Sachen haben konnte, welde der Andere nöthig hatte, und diefen 
Bedürfniffe anfangs durch Taufch, fpäter durch Kauf abgeholfen zu 
werden pflegte. In der Fortbildung des Verkehrs wurden die Con— 
tracte, 3. B. Kauf, Miethe, Auftrag, Gefjellfhaft, und mit den Con— 
tracten die Obligationen eingeführt, welche noch jeßt, nachdem der 
Verkehr fich über die ganze Erde ausgedehnt hat, die Grundlage für 
die gegenfeitigen Beziehungen der Menſchen unter einander bilden. 

Durch das Eigenthum und durch den Berfehr ift das Rechts— 
verhältniß entitanden, deſſen Begriff bereit3 oben im $. 2 erläutert 
worden it. Neben der Perſon, als Nechtsjubject, und der Sadıe, als 
Nechtsobject, bildet das Nechtsverhältnig das dritte und legte Glied 
in dem Syſteme der Rechtswiſſenſchaft, welche die Aufgabe hat, die 
verjchiedenen Verhältniſſe zu erforfchen, in denen die Menfchen, als 
Rechtsſubjecte, der Sade, als dem Nechtsobjecte, gegenüber unterein- 
ander ftehen fünnen. 

Die vorzüglichften Entjtehungsgründe der Rechtsverhältniffe find 
die Nechtsgefchäfte und die unerlaubten Handlungen. Andere Ent- 
ftehungsgründe find: die Gejchäftsführung ohne Auftrag, der Erb- 
Ihaftsantritt und überhaupt alle Fälle, in welchen Rechtsverhältniffe 
nicht Durch Nechtsgefchäfte und unerlaubte Handlungen entjtehen. 


g. 51. 
U. Rechtsgeſchäft. 
Begriff. 
Rechtsgeſchäft im weiteren Sinne ift das zwifchen zwei oder mehreren 
Perſonen getroffene Uebereinfommen, bei welchem der übereinjtimmende 


1) Tas bier Gejagte gilt nur bon der allgemeinen Gütergemeinichaft (Com: 
munismus). Tagegen bat der Sorialismus, in jo weit, als er den Zweck bat, 
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Wille darauf gebt, im Einflange mit den Gefegen ein Rechtsverhältniß 
zu begründen, aufzuheben oder zu ändern '). Nechtsgeichäft im engeren 
Einne ift dasjenige, welches ‚den Zwed hat, ein NRechtsverhältniß zu 
begründen 9. Zu dem Nechtsgefchäfte wird Uebereinjtimmung; des 
Willens der Intereſſenten (Einverftändniß, Confens) erfordert; durch 
einfeitigen Willen kann ein Rechtsverhältniß nicht gefchloffen werden ?). 
Dagegen ift es nicht nothmwendig, daß die Uebereinftimmung des 
Willens der Intereſſenten bei jedem Rechtsgeſchäfte durch Vertrag, 
Anerbietung und Annahme, hergeftellt wird ?). 

Was entgeltlihe oder unentgeltliche (ſ. g. zweiſeitige oder ein— 
feitige), Läftige oder wohlthätige (f. g. negotia onerosa oder lucrativa 
seu gratuita), förmliche oder unförmliche (f. g. negotia solennia, non 
solennia) find, ergiebt jhon der Ausdrud. Eine befondere Art von 
Rechtsgeſchäften find die Veräußerungen (alienationes). Veräußerung 
im meiteren Sinne begreift jede Aufgebung eines Nechts oder einer 
Forderung mit oder ohne Uebertragung auf Andere. Unter Ber» 
äußerung im engeren Sinne verfteht man die Aufgebung des Eigen- 
thums mit oder ohne dejjen Uebertragung auf Andere und die Be— 
ftellung von Rechten an der Sache ). 


den Unterfchieb aufzuheben zwiſchen Menſchen, welche das Recht haben, ſich durch 
die Arbeit Anderer zu bereichern, und Menſchen, welche dazu beftimmt find, im 
Intereffe der Gapitaliften und Speculanten zu arbeiten und ein fummerbolles 
Leben zu führen, nad meiner Anficht, volle Berechtigung. 

1) Der Ausdrud „Rechtsgeſchäft“ ift nicht gleichbedeutend mit dem lateinifchen 
„Contract“, Mit dem Ausdrude „contractus“ oder „contrahere* verbindet fich der 
Begriff der Begründung eines Rechtsverhältniffes oder einer Obligation (I. 3 $ 1 
D de obligat. et act.), und es beſteht insbejondere im römiſchen Rechte ein Unter: 
ſchied zwiſchen contractus, durch welchen ein Rechtsverhältniß begründet, und der 
ſ. g. conventio liberatoria, durch welche ein Rechtsverhältniß aufgehoben oder 
eine Dbligation gelöft wird. 

2) In dieſem engeren Sinne ift Rechtsgeſchäft mit Contract (man vergl. 
vorstehende Note) gleichbebeutend. 

3) Aus diefem Grunde ift e8 ein Jrrthum, wenn man in der Nusitellung, 
Girirung und Annahme eines Wechjeld, vor deflen Begebung, ein Rechtsgeſchäft 
findet. — Das BOB. hat namentlich die Vorjchrift der allg. BD. vom 10. Dctbr. 
1782, Cap. XIII, $. 1, daß Schenkungen an Minderjährige aud ohne Annahme 
"gelten, nicht aufgenommen. 

4) So liegt 3. B. in ber Begebung bed Wechield zwar ein Rechtögeichäft, 
aber fein Bertrag. 

5) Man vergl. $. 219 Sat 3 des BGB.'s. — Bejondere VBorfchriften über 
die Beräußerungen enthalten bie SS. 134, 223, 224, 293, 294, 455, 590, 649, 
650, 899, 930, 998, 1509 bis 1513, 1818, 1940 bis 1947, 2331, 2372 bis 1381. 
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Die Eintheilung in essentialia, naturalia und accidentalia eines 
Rechtsgeſchäfts hat nur Einfluß auf die rechtliche Beurtheilung und 
Snterpretation eines Rechtsgeſchäfts. 

8. 52. 
Handlungsfähigfeit. 

Unter der Handlungsfähigfeit verfteht man die Fähigkeit einer 
Perfon, durch Schließung von Nechtsgefchäften über ihr Vermögen zu 
verfügen. Handlungsfähig find nur Willensfähige. Handlungsunfähig 
find Diejenigen, welche im Kindesalter ftehen ') und Diejenigen, welde 
wegen Geiftesgebrechen oder wegen eines vorübergehenden Zuftandes 
des BVernunftgebraudes beraubt ſind“). Bei anderen Perſonen ift 
die Handlungsfähigfeit bejchränft, wenn fie unter Vormundfchaft 
ftehen ?) oder wenn ihnen bejondere Vorjchriften gewiffe Handlungen 
nicht geftatten‘). Gemeinjchuldner find nicht handlungsunfähig oder 
in der Handlungsfähigfeit befhränft, obſchon fie nicht über das den 
Gläubigern abgetretene Bermögen verfügen fünnen. Eben jo wenig 
Diejenigen, an welche in Gemäßbeit der Erl. BD. ad tit. LI. ein 
allgemeines Beräußerungsverbot erlaffen worden tft’). 


fteht, fo bezieht fich dies nicht auf den Fall der Succeffion vermöge Erbrechts 
oder Vermächtniſſes. (Man vergl. Annalen N. 5. Bd. 5 ©. 463.) 

1) Man vergl. $. 47 des BGB.'s und oben $. 26. 

2) Man vergl. SS. 81, 193 und 786 des BGB.'s und oben $. 27. Perſonen, 
welche des Bernunftgebrauchs beraubt find, geht die Handlungsfähigkeit ab, felbit 
wenn fie noch nicht unter Zuftandspormundichaft geftellt worden find, aus ber 
Thatſache, daß fie unter Zuſtandsvormundſchaft geftellt worden find, läßt ſich aber 
auf eine Handlungsunfähigleit derjelben zu einem früheren Zeitpunfte nicht, 
wenigitens nicht ohne Weiteres, ſchließen. (Man vergl. Gommentar Bd. 1 ©. 120.) 
Das Dberappellationdgeriht nimmt an, daß Derjenige, welcher früher einmal 
des Vernunftgebrauchs beraubt geweſen, aber wieder geneien ift, das Recht habe, 
die Geichäfte, welche ein von ihm in der Zeit feiner geiftigen Krankheit beftellter 
Beauftragter für ihn geführt bat, als nichtig umzuftoßen. Ich glaube, daß ihm 
diefes Recht nur mit großen Beichränfungen zuzugeftehen fein dürfte, meil ber 
Gefihtspunft der negotiorum gestio häufig enticheiden wird. 

3) Perſonen, welhen blos für ihr Bermögen ein Vormund beſtellt 
worden ift, 4. B. Abweſende, find volllommen handlungsfähig. (8$. 1991 bie 
1993 des BGB.'s). 

4) Hierher gehören namentlich Ehefrauen (SS. 1638, 1641 des BGB.'s). 
Verfonen, welche in väterlicher Gewalt ftehen, find in ihrer Handlungsfähigfeit 
beihräntt, joweit die väterlihe Gewalt als Vormundſchaft gilt. (Man vergl. 
88. 1818, 1821, 1822 des BGB.'s.) 

5) Man vergl. Annalen N. 5. Bd. 5 ©. 499 flg. 
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Rebtsgeihäfte, die von Perfonen vorgenommen werden, melden 
die erforderliche Handlungsfähigfeit abgeht, gelten als nicht geſchloſſen 
nichtige Rechtsgeihäfte)"), Dagegen werden handlungsunfähige und 
in ihrer Handlungsfähigfeit beſchränkte Berfonen verpflichtet, wenn eine 
Verpflichtung, ohne eine Willenshandlung, durch die Sade entfteht 


(ubi ex re obligatio venit) ?). 


8. 53. 
Gegenftände der Rechtsgeſchäfte. 


Gegenftand eines Rechtsgeſchäfts können Saden und menjchliche 
Handlungen, legtere jedoh nur dem Gebraude nad °), fein, aus- 
genommen, wenn Die Sachen außer Berfehre ftehen*), oder bie 
Handlungen unmöglich find, den Geſetzen oder den guten Sitten?) 


1) Man vergl. 88. 89, 786 ded BGB.'s. — Man merke wohl, daß nichtige 
Rechtögeichäfte eben nur nicht geſchloſſene (negotia nulla) find. — Für bie 
Beurtheilung der Handlungsfähigfeit eines Eontrahenten ift die Zeit der Schliekung 
des Nechtögefchäfts enticheidend. (Man vergl. 8. 105 ded BGB.'s.) ; 

2) Man vergl. 88. 698, 1349, 1351, 1513, 1517, 1823, 1914 des BGB.'s. 

3) Mit diefem Zuſatze foll angedeutet werben, daß menschliche Handlungen 
nicht gelauft werden können. Das Weitere über diefelben gehört in das Recht der 
Forderungen, namentlich in die Lehre der Dienftmiethe (locatio conductio operarum). 

4) Welche Sachen aufer Verkehr ftehen, ift oben im $. 37 angegeben. — Bor 
dem bürgerlichen Gefekbuche wurde auf Grund der Dec. 17, vom Jahre 1746, be- 
ziebentlich der Dec. 65 vom Jahre 1661 angenommen, daß Verträge über die 
Uebertragung der Öffentlichen Abgaben eines Grundſtücks von Seiten eined Anderen, 
als des Eigenthümers, auch felbft unter den Vertragſchließenden ungültig wären. 
(Man vergl. Annalen N. F. Bd. 2 ©. 397). Da weder das Gefeg, die Ein- 
führung des neuen Grunbdfteuerfpftems betreffend, vom 9. September 1843, noch 
bad Geſetz, die Theilbarkeit ded Grundeigenthums betreffend, vom 30. November 
1843 eine ähnliche Borfchrift enthält, fo kann die Dec. 17 vom Jahre 1746 be: 
ziebentlich die Dec. 65 vom Jahre 1661 nicht zu den Verwaltungsgeſetzen gezählt 
werden, auf welche fih die Borichrift der Publicationsverordnung zum BGB, 
$. 3 Nr. 1 bezieht. Ueber die Wirkſamkeit der angegebenen Verträge dem Staats— 
fiscus gegenüber, vergl. Annalen NR. F. Bd. 5 ©. 298 flg. — Wie bereits oben 
S. 72 not.’2 erwähnt worben ift, werden die Grundftüde durch das Geſetz, die 
Theilbarkeit ded Grundeigentbums betreffend vom 30. November 1843, in joweit, 
ald eine Dismembration weder nach dem Gejege jelbit zuläffig ift, noch nad) dem 
$. 5 von der Berwaltungsbehörde bispenfationsweife genehmigt wird, nicht außer 
Verkehr geſetzt. Vielmehr finden, wenn ein Theil eines gefchlofjenen Grundftüds 
veräußert, die Dismembration aber nicht genehmigt wird, die Vorſchriften über 
die Unmöglichleit der Leiftung in 88. 1009, 1010, 1013 1014 des BGB.'s An: 
wendung. 

5) Die Beurtheilung, ob eine Handlung ben guten Sitten mwiberftreitet, 
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widerftreiten. Nechtsgefhäfte über Sahen und Handlungen der in 
der Ausnahme angegebenen Art find als nicht geſchloſſen zu betrach— 
ten’). Dafjelbe gilt, wenn der Gegenftand eines Rechtsgeſchäfts To 
unbeſtimmt ift, daß fich derfelbe nicht erkennen läft ?). 


Uebereinftimmung des Willens. 


Mie bereits im 8. 51 bemerkt worden ift, ein Rechtsgeſchäft wird 
geſchloſſen durch die Uebereinftimmung des Willens (durch Einver- 
ftändniß, Confens) der Kontrahenten’). Berftände man dies fo, es 
bilde zwar der Conjens einen Theil des Nechtsgefchäfts, es fei der— 
jelbe aber das Kleid, in welchem das Rechtsgeſchäft erfcheine, fo könnte 
dies leicht auf Abwege führen. Vielmehr fliegen die Contrahenten das 
Rechtsgeſchäft, indem fie confentiren, und das Rechtsgeſchäft ift ge- 
Ihlojjen, wenn die Contrahenten confentirt haben. Ob man nämlich 
fagt, es ſei ein Rechtsgeſchäft geſchloſſen worden, durch welches ein 
Nechtsverhältnig begründet, geändert oder aufgehoben morden fei, 
oder es jei zwiſchen den Eontrahenten über die Begründung, Nenderung 


if — facti. Zu den guten Sitten kann aud der gewöhnliche Anftand 
gerechnet werden. (Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 119.) 

1) Man vergl. 88. 90 und 793 des BGB.'s. — Durch den $. 90 wird die 
gemeinrechtliche Streitfrage, ob ein über eine res extra commercium posita ge: 
ſchloſſener Kauf in allen Fällen unbedingt als nicht geichloffen gelte, dahin ent— 
fhieden, daß der Kauf nichtig jei und der Käufer, nur wenn der Verkäufer in 
dolo verſirt, Schadenerfag fordern kann. (Man vergl. Commentar Bd. 1 S. 101.) 
— Bu den durch Gejeß verbotenen Handlungen gehören auch die zur Umgebung 
bed Geſetzes vorgenommenen Handlungen. (Man vergl. $. 80 des BGB.'s und 
Commentar Bd. 1 ©. 119.) Bei der Frage, ob eine Sache Gegenftand eines 
Rechtsgeſchäfts fein könne, ift die Zeit der Schliekung des Rechtsgeſchäfts ent: 
Iheidend. (Dian vergl. $. 105 ded BGB.'s.) 

2) Man vergl. 88. 90 und 801 und Annalen N. 5. Bb.’3 ©. 423. — Iſt 
der Gegenftand alternativ beftimmt, fo fehlt e& nicht an der erforderlichen Be: 
ftimmtheit. (88. 697 bis 700 des BGB.'s.) Ueber das Verfprechen und das Ber: 
mächtniß der Ausftattung vergl. SS. 1667, 2492 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 782, 783 des BOB. — Schon nad römischen Rechte 
berubt außer Zweifel, daß jeder Contract, ohne Unterſchied, ob es ein ſ. g. Con: 
fenfualcontract, Nealcontract oder Berbalcontract ift, nicht ohne Conſens ge: 
Ichloffen werden Tann. (Man vergl. 1.1 8.1,1.7 8.5 D.de paet. 1. 1,8. ı 
D. de oblig. et act., $. 2 J. de oblig., 1. 83 $. 1, 1. 137 $. 1 D. de verb. oblig.) 
— Die neuere Doctrin vermwechjelt unbegreiflicher Weiſe Uebereinftimmung bes 
Willens (Conſens) mit Millensbeftimmung. So 3. B. dv. Sapigny, Syſtem 
Bd. 3 ©. 111 flg. und in der Beilage VIII und faft fämmtliche Compendien, 


Bon den Rechtsverhältniſſen. 05 


oder Aufhebung eines Rechtsverhältniffes Conſens vorhanden, macht 
feinen Unterfchied. Denn der Gonjens iſt das Lebenselement des 
Rechtsgeſchäfts, er erfüllt diefes und verbindet mehrere Bewußtfein zu 
einem auf dafjelbe gerichteten Ganzen. Aber der Eonfens hat fogar 
einen noch größeren Einfluß auf das Recht, als das Nechtsgefchäft, 
weil das legtere in jeiner äußeren Erſcheinung zu Stande 
gefommen jein, deſſenungeachtet aber Feine rechtlihe Wirkung haben 
fann, wenn e8 an dem Conſenſe fehlt. Dies kann auf eine doppelte 
Weiſe gejchehen, 
1) wenn die Contrahenten mit einander darüber einverftanden find, 
daß das Rechtsgeſchäft nicht gelten foll'), 
2) wenn Umftände vorhanden find, welche bewirken, daß die Eon- 
trahenten nicht einverftanden find °). 

Fälle der zu 1) angegebenen Art find diejenigen, in melden es 
an der Ernftlichfeit des Willens der Gontrahenten fehlt, namentlich 
wenn das Rechtsgejhäft zum Spaß oder Scherz’), zur Unterhaltung 
und Belehrung, oder zum Scheine *) geſchloſſen worden ift. Umſtände 
der zu 2) angegebenen Art, find Irrthum (error)?), Zwang und Furcht 
(vis ac metus) ®), Täuſchung (dolus) ?). 


8. 55. 
Irrthum. 


Irrthum iſt nur ein anderer Ausdruck für das Nichtwiſſen und 
Falſchwiſſen ). Unter Irrthum verſteht man nämlich die unrichtige 
Vorſtellung von Etwas und dieſe kann beruhen auf einem Nichtwiſſen 
oder Falſchwiſſen. Wird der Ausdruck Irrthum von dem Nichtwiſſen 
gebraucht, jo liegt darin, daß er wie das Nichtwiſſen beurtheilt wird. 
Wer 3. B. nicht weiß, daß er zum Erben eingejegt fei, irrt, indem er 





1) Dan vergl. $. 91 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 92, 93, 94, 95 des BGB.'s. 

3) Die j. g. exceptio joci hat der Ereipirende zu beweilen. (Man vergl. 
Commentar Bd. 1 ©. 129 fig.) 

4) Man vergl. $. 828 des BGB.'s. — Bon den nur zum Scheine gefchloffenen 
Rechtsgeſchäften find die ernftlich gemeinten, jedoch in der Form eines anderen 
Rechtsgeſchäfts geichloffenen verſchieden. (Man vergl. $. 829 de BGB.'s.) 

5) Man vergl. SS. 95, 96 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 88. 92 bis 94 des BGB.'s. 

7, Man vergl. $. 95 des BGB.'s. 

8) Man vergl. $. 95 des BGB.'s. „Irrthum, er beftehe in Nichtwiſſen oder 


in Falſchwiſſen.“ 
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fih in Unkenntniß darüber befindet, ob er zum Erben eingejegt worden 
fei, oder nicht, follte er jih auch nicht zu der Vorftellung neigen, daf 
er nicht zum Erben eingefett worden fei. Wird der Ausdrud Irrthum 
von dem Falfchwilfen gebraucht, jo liegt darin, daß das Falſchwiſſen 
aus einem Nichtwiffen fließt. Wer z. B. nicht weiß, daß er Erbe fei 
und dadurch zu dem Glauben beſtimmt wird, daß er nicht Erbe fei 
oder daß ein Anderer Erbe fei, befindet fich in einem Irrthume, meil 
er fih wegen feines Nichtwiffens eine faljhe Vorftellung macht. 

Die Ausſprüche der römijchen Yuriften ’), e8 enthalte der Irrthum 
feinen Conſens, e8 beftehe zwischen Denjenigen, welche irren, fein Conſens, 
es ſei Nichts dem Conſenſe fo entgegen, wie der Irrthum, flimmen 
ganz mit der Natur der Sache überein. Wenn ſich Derjenige, welcher 
ein Verfprechen giebt, über die Perſon des anderen Theiles, oder über 
die Sache, welche er verfpridt, im Irrthume befindet, fo mird er, 
vorausgejegt, daß er in dem eriten Falle einer bejtimmten Perjon 
Etwas zu verſprechen beabjichtigt hat, eben wegen dieſes Irrthums 
nicht verbindlihd. Die Frage, ob er den Willen, ſich verbindlich zu 
maden (animus se obligandi), gehabt habe, oder nicht, ift einflußlos, 
weil er, wenn er fi über die Berjon, welcher er das Verſprechen 
gegeben oder über die Sache, welche er verſprochen, in Irrthum be— 
funden bat, nicht der Perfon gegenüber, welcher er das Verſprechen 
gegeben, auch nicht rückſichtlich der Sache, welche er verſprochen bat, 
verbindlid geworden ift, und der anderen Perjon gegenüber und rüd- 
fihtlih der anderen Sade ſich nicht verbindlich gemacht hat. 

Wenn man zwifchen den Fällen, wo blos der eine Contrahent 
geirrt hat (einfeitiger Irrthum) und den Fällen wo ſich beide Gon- 
trabenten im Irrthume befunden haben (wechjeljeitiger Irrthum), unter- 
icheidet, fo überjieht man das weſentliche Moment, daß es bei dem 
Irrthume in einem Rechtsgefchäfte nicht darauf ankommt, ob die Vor- 
ftellung des Einen oder des Anderen richtig oder unrichtig ei, jon- 
dern darauf, ob Beide eine und diejelbe Vorftellung gehabt haben ?). 


1) Man vergl. 3. B. J. 2 pr. D. de jud. et ubi quis, I. 15 D. de jurisd., l. 20 
D. de aqua pluv. arcend., J. 8 Cod. de jur. et facti ignorant., ]. 9 pr. D. de hered. 
inst., I. 83 $. 1, 1. 137 8. 1 D. de verb. oblig. 

2) Man vergl. 88. 837, 838, 841, 842. — Wiſſen ift befanntlich die Ueber: 
einftimmung der PVorftellung mit dem Borgeftellten. Bei einem Rechtögeichäfte 
aber wird die Mebereinftimmung der BVorftellung des Einen mit der Borftellung 
des Anderen erfordert. Die Eontrahenten irren, wenn fie verichiedene Vorftellungen 
haben, und fünnen, indem fie fich in diefem Irrthume befinden, das Nechtögefchäft 
nicht Schließen, weil es an der nothivendigen Borausjegung, dem Conſenſe, fehlt. 
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Der Irrthum ift daber unter allen Umftänden ein wechjelfeitiger, wenn 
der Eine eine andere VBorftellung gehabt hat, als der Andere. Namentlich 
läßt fih nicht zwifchen Verſprechen und Annahme unterfcheiden. Denn 
berubt das Verſprechen auf einem Jrrthume, fo muß dies auch auf 
die Annahme, melde fih auf das Verſprechen bezieht, Einfluß haben. 
Zwiſchen Verſprechen und Annahme befteht Jdentität in jo fern, als 
das Verſprochene und Angenommene Ein und Dafjelbe iſt, wie fi 
dies namentlich bei der römischen Stipulation fhon aus der Form der- 
jelben ergab. 


8. 56. 
Fortjegung. 

Da der Irrthum den Conſens ausjchließt, jo kann ein Nechts- 
geichäft, welches zwar der äußeren Erjcheinung nad gefhloffen worden 
ift, bei welchem es aber wegen eines Irrthums an dem Conſenſe 
mangelt, nicht ein Nechtsverhältniß zwijchen den Gontrahenten, ing- 
bejondere nicht eine Obligation bervorbringen }). 

ALS Richtung, in welcher fih der Irrthum äußern Tann, giebt 
das bürgerlide Geſetzbuch die Identität des ganzen Rechtsgeſchäfts 
an, indem es durch die Wendung „dieſes Rechtsgeſchäfts“ anzeigt, daß 
der Irrthum nur dann in Betracht kommt, wenn er die Art und den 
Inhalt des Rechtsgefchäfts im Ganzen betrifft). Eremplificativ werden 
noch beigefügt die Richtung auf die Fdentität des Gegenftandes 
und die Richtung auf die Jdentität der Perſon, wenn es nad 
der Natur des Gejchäfts auf die Berfon ankommt. Soviel die Richtung 
des Irrthums auf die Subftanz und auf die Eigenſchaften des 
Gegenjtandes ankommt, jo fällt diefelbe in jo fern, als der Gegen- 
ftand ein von dem gemeinten verfchiedener ift, unter die Richtung 
des Irrthums auf die Jdentität des Gegenſtandes“). Ein Irrthum 

1) Man vergl. $. 95 des BGB.'s. 

2) Man vergl. Motive zum $. 95 des BGB.'s. Commentar Bd. 1 ©. 133. 

3) Man vergl. die angegebenen Motive, ferner 88. 837 bis 843 des BGB.'s 
(der $. 839 des BGB.'s bezieht ſich insbeſondere auf den Jrribum über die 
Duantität), endlich $. 254 des BGB.'s und dazu Annalen R. %. Bd. 6 ©. 10 fig. 
(Irrthum des Beauftragten bei der Uebergabe feiner eigenen Sade, bon melcher 
er glaubt, dab fie dem Auftraggeber gehöre). — So viel den Irrthum in Be: 
ziehung auf das Borbandenjein und den Betrag der Schuld bei dem Anerfenntniß- 
bertrage betrifft, 3. B. wenn ein Erbe nicht weiß, daß der Erblafler das Ber: 
mächtniß adimirt ober in der Summe herabgejegt babe, und hiervon erft nach 
dem Anerfenntnißvertrage aus einem fpäter aufgefundenen Tejtamentönachtrage 
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von anderer Beſchaffenheit, namentlih auch ein Irrthum in den Mo- 
tiven, jofern nicht legtere zum integrivenden Theile des Rechtsge- 
ſchäfts gemacht worden find, hat nur dann bei Rechtsgeſchäften die bei 
einzelnen derjelben näher bejtimmten rechtlichen Folgen, wenn er durch 
Täuſchung herbeigeführt worden ift, oder wenn die Gefege eine Be— 
rufung auf Irrthum befonders gejtatten, und derſelbe ein unver- 
fchuldeter tft’). 

Wenn man den Unterjchied zwifchen weſentlichem und unmefent- 
lihem Irrthume beibehält, fo ift ein wejentlicher derjenige, auf welchen 
fih der $. 95 des BGB.’ bezieht, und ein unweſentlicher derjenige, 
welder unter den 8. 96 des BGB.'s Fällt *). 


8. 57. 
Fortſetzung. 


Man hat zu unterſcheiden zwiſchen dem Rechtsirrthume (ignorantia 
s. error juris) und dem Irrthume über Thatſachen (ignorantia s. 


Kenntnii erlangt, jo beftimmt der $. 1399, daß in Fällen diejer Art die Bor: 
jchriften über die condictio indebiti analoge Anwendung finden. (Man vergl. au 1. 36 
D. de verb. obligat.) Dieje condictio indebiti promissi, welche, jo lange nicht Das 
indebitum gezahlt worden ift, in der Regel in der Geftalt einer Exception auf: 
treten wird (man vergl. 3. B. J. 17 pr. D. de except., 1. 9 D. de jur. et facti 
ignorantia), dient dazu, Härten zu mildern, welde in vielfachen Berhältniffen, 
3. B. außer bei dem Anerfenntnißvertrage in feiner die römische Stipulation erjegenden 
Bedeutung, auch bei dem Wechſel und bei dem Ingrofjationsipfteme, entfteben 
tönnen. Sie bat, wie aus dem im nachſtehenden 8. Gejagten hervorgeht, nach 
Sächſiſchem Rechte auch dann ftatt, wenn ex errore juris verfprochen worden ift, gebt 
auch dadurch nicht verloren, daß der Schuldner in Folge Anweifung, Delegation, 
Geifion, Giros u, ſ. w. an einen Dritten zahlen muß oder gezahlt hat, indem 
er nah den Borfchriften über den Auftrag berechtigt ift, die Liberation oder 
die Erjtattung des Gezablten von Demjenigen, welchem er ex errore verſprochen 
bat, zu fordern. In diefer Weife wurde dem Schuldner ſchon nad römischen 
Rechte geholfen (l. 4 8. 20, 1.58. 5,1. 7 D. de doli mali except., I. 12, I. 19 
D. de novat., l. 9 $. ı D. de cond. caus. data, l. 41 D. de re jud., l. 14 D. de 
cond, indeb.), und nach dem Geifte des bürgerlichen Gejegbuchs kann diefe Rechts— 
bülfe noch weit weniger Zweifel haben. 

1) Man vergl. 8. 96 des BGB. 

2) Man vergl. Commentar Bd. ı ©. 138 flg. Zu den dort angegebenen 
Fällen des wejentlichen Jertbums ift noch der oben ©. 95 not. 3 erwähnte nachzu⸗ 
tragen, wenn bei der Uebergabe zum Eigenthume der Mandatar eded Trabdenten 
jeine eigene Sade in dem irrigen Glauben übergiebt, daß es die Sache bes 
Dandanten fei. 
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error facti). In jedem Brivatrechte nämlich liegt eine beftimmte 
Naht der Perfon über die Sache und der Gtund, warum dieje 
Naht der Perſon als ein Recht zufteht. So giebt es feine Obligation 
obne einen Rechtsgrund (causa), aus welchem ſie entfprungen, fein 
Eigentum, welches nicht auf eine in dem Nechte anerkannte Weife 
erworben, fein Necht an einer Sache, welches nicht dem Nechte gemäß 
entftanden, feine Einrede, welche nicht auf einen Rechtsgrund zurüd- 
zuführen ift. Wer die Thatfachen, welche feinem Nechte die Entftehung 
gegeben haben, nicht Fennt, oder aus Unfenntnif über diefelben eine 
falſche Vorftellung über fein Recht hat, befindet fich in einem Srr- 
thume über Thatfahen. Wer die Thatfachen, durch welche fein Necht 
entitanden ift, kennt, deffenungeachtet nicht weiß, daß er das Necht 
babe, oder fih von feinem Nechte eine falfche Vorftellung macht 
Subſumtion), fteht in einem Nechtsirrthume. 

Das Necht des bürgerlichen Gefegbuhs über den Irrthum über 
Thatfahen und den Rechtsirrthum, läßt fich in folgenden Hauptſätzen 
zuſammenfaſſen: 

l) bei beiden Arten des Irrthums kommt auf deſſen Entſchuldbar— 
feit oder Unentſchuldbarkeit Etwas nicht an !), 

2; der Irrthum über Thatfachen ſchadet weder bei der Erwerbung, 
noch bei dem Berlufte eines Rechts, 

3) der Rechtsirrthum fchadet bei der Erwerbung, ſchadet aber nicht 
bei dem Berlufte eines Rechtes, 

4) 3 giebt feine Perſonen, welden der Nechtsirrthum aud in den 

Fällen, in welchen er jchadet, nachgefehen wird ?). 


1) Die Unentſchuldbarkeit des Rechtsirrthums kann jedoch bei dem Beweiſe 
des Itrthums in Betracht fommen. (Man vergl. Commentar Bd. 1 S. 135). 
Hierauf bezieht fich inäbefondere die Vorfchrift des $. 96 des BGB.'s über das 
Erforderni der Unentichuldbarkeit des Irrthums. 


2) Man vergl. 88. 95, 96, 97, 843, 1523 ded BGB.'s und Commentar 
%. 1 ©. 135 flg. Bejondere Vorſchriften über den Irrthum hat das bürgerliche 
Geſetzbuch 3. B. bei dem Bergleiche (8. 1411), bei der Bürgfchaft ($. 1453), bei der 
Ehe ($$. 1595, 1596, 1625). — Ein Fall des Rechtsirrthums, in welchem aud) 
jelbft die condictio indebiti ftatt hätte, würde der fein, wenn ein Erbe in den 
Inmobiliarnachlaß, ein anderer Erbe in den Mobiliarnachlaß eingefegt wäre, und 
Ft Mobiliarerbe die Vorfchrift im $. 60 des BGB.'s nicht gefannt und in dem 
Atthume geitanden hätte, ed wären die Erbichaftsforderungen zwijchen ihm und 
km Immobiliarerben getbeilt. 

Siebenbaar, Privatrecht. 7 
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8. 58. 
Zwang und Furdt. 

Der Zwang fann fein entweder ein phyſiſcher oder ein pſychiſcher. 
Erſterer hebt die Selbftbeftimmung auf und es kann ein Wille, welcher 
unter feinem Eindrude erklärt worden tft, gar nicht als Confens 
gelten; es ift die Handlung ein rein mecanifcher Act!). Diefer 
phyſiſche Zwang (vis absoluta), welder in der Rechtswiſſenſchaft von 
jeber als Fehler des Willens aufgeführt worden ift, kann auch bei 
einem Rechtsgefchäfte vorkommen, 3. B. wenn Jemand zur Unterfchrift 
einer Schuldverjchreibung duch gemwaltjames Führen der Feder ge 
zwungen worden ift. 

Wichtiger für das Recht tft der pſychiſche Zwang oder die wider: 
rechtlihe Nöthigung zu einem Rechtsgeſchäfte durch Erregung einer 
gegründeten Furcht. Ein Conſens, welder unter dem Einfluffe 
gegründeter Furcht ertheilt worden ift, hat Feine verbindlide Kraft, 
weil er nicht auf freier Selbftbeftimmung beruht ?). Da fich jedoch die 
Furcht von dem Irrthume in fo fern unterjcheidet, als bei ihr ein 
Conſens äußerlih vorhanden ift, während es bei dem Irrthume an 
dem Conſenſe fehlt, jo tft der Gezwungene nur zur Anfechtung des 
erzwungenen Rechtsgeſchäfts, 3. B. zur Rüdforderung des auf den 
Zwingenden übertragenen Eigenthums, berechtigt ?). Wegen des Zmanges 
giebt das bürgerlihe Geſetzbuch eine Klage wider den Zwingenden, 
ingleihen wider ‘jeden, mwelder in Folge des Zmanges bereichert 
worden ift; eine actio in rem scripta ift aber die actio quod metus 
causa nit *). 

1) Man vergl. $. 92 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 93 des BGB.'s, und I. 21 $. 3 D. quod met. causa „quia, 
quam vis si liberum esset, noluissem, tamen coactus volui“. 1. 1 8. 1 D. eod., 1. 116 
D. de reg. juris. 

3) Man vergl. $. 93 des BGB.'s. — Hiernad hat ſich die befannte gemein: 
rechtliche Streitfrage, ob ein erzwungenes Rechtsgeſchäft nichtig oder anfechtbar 
jei, für Sacjen erledigt, und nur die Bemerkung mag beigefügt werden, daß 
nad) römiihem Rechte das erziwungene Rectögeichäft, wenn e8 ein bonae fidei 
negotium war, als ipso jure nullum betrachtet wurde, und wenn e8 ein negotium 
strieti juris war, per exceptionem rejcindirt werden fonnte. (l, 5 D. de inut 
stip., 1. 116 D. de reg. jur.) Nach beutigem Rechte ift aber diejer prozeßrechtlich 
Unterjchied verſchwunden und da es zur Rejciifion des erzwungenen Rechtsgejchäft: 
in jedem Falle einer Beziehung auf den Zwang bebarf, jo hat die Vorichrift des 
$. 93 des BGB.'s einen jehr guten Grund für fich. 


4) Man vergl. 88. 1502, 1503 bed BGB.'s und Zeitjchrift für Rechtspfleg 
und Verwaltung N. 5. Bd. 33 ©. ı fig. 
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Nur wegen einer gegründeten Furt kann das Nechtsgefchäft 
angefochten werden; ob dieje vorhanden jei, wird nach der Beichaffen- 
beit des angebrohten Uebels, ſowie nah der Perfünlichkeit des Be— 
drobten und des Bedrohenden und fonjt nah den Umftänden beur- 
theilt *). Der Richter ift in der Beurtheilung des concreten Falles in 
feiner Weife gebunden. 


8. 59. 
Täuſchung (Betrug.) 


Täuſchung, Betrug (dolus), fommt als Fehler des Conſenſes bei 
den Rechtögefchäften nur in fo fern in Betracht, als er in dem anderen 
Contrahenten einen Irrthum erzeugt). Im Wefentlihen fällt der 
Betrug unter den Begriff des Irrthums, nur mit dem Unterfchiede, 
daß er im Falle einer Concurrenz mit dem Irrthume bald mehr ’) 
bald weniger *) Rechte geben und nur duch Anfechtung geltend 
gemacht werden kann *). 


8. 60. 
Willenserklärung. 


Die zu dem Rechtsgeſchäfte erforderliche Willensbeſtimmung kann 
erflärt werden, ausdrücklich duch Worte oder verſtändliche Zeichen, 
oder ſtillſchweigend durch Neußerungen oder Handlungen, welche 
auf die Willensbejtimmung ſchließen lafjen®). Verſtändliche Zeichen, 

1) Man vergl. $. 94 des BGB.'s und Motive im Commentar Bd. 1 ©. 130 flg. 

2) Man vergl. SS. 96, 835, 836 des BGB.'s. 

3) Namentlich in den Fällen des Betrugs des $. 96 des BGB.'s. 

4) Namentlih im Falle des Betrugs eined Dritten (man vergl. 88. 833, 
836 des BGB.'s). 

5) Man vergl. 8. 833 des BGB.'s. — Für den weiten Begriff des dolus, 
namentlich in dem Umfange, in welchem die exceptio doli generalis im römiſchen 
Rechte vorlommt, bat das bürgerliche Geſetzbuch feinen techniſchen Ausdruck. Die 
tehniihen Ausdrücke für dolus ſind Täuſchung ($. 96), abſichtliche Verſchuldung 
(4. B. 88. 1403, 1506), Abſicht ($. 21), Betrug (88. 833, 835, 836), Betrug und 
Arglift ($$. 1504, 1505). 

6) Man vergl. $. 98 des BGB. Mündlich geiprochene, niedergeichriebene 
und mittelft Telegraphie mitgetheilte Worte ftehen fich gleich. — Ueber den Be: 
weis eines Schreibfehlerd vergl. Annalen N. F. Bd. 5 ©. 426 flg. — Ein Fall, 
in welchem bei einer telegraphiich ertheilten Ein: oder Verkaufscommiſſion 
duch ein Verſe hen des Telegraphiiten Irrthümer veranlaßt worden wären, ift zur 
it no nicht zur Entſcheidung des Dberappellationdgerichts gelangt. Meine 
eigene Meinung darüber ijt die, daß die Telegraphie Nichts weiter ift, als eine 

7* 
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mittelft deren, neben den Worten, eine ausdrüdliche Willenserklärung 
abgegeben werden fann (j. g. facta concludentia), find z. B. Winken, 
Zuniden, Kopfſchütteln, Zeigen mit dem Finger, Handichlag und andere 
Gebärden '). Durch Worte wird die Willensbeftinnmung ausdrüdlic 
erklärt, wenn jie die Willensbeftimmung dem Sinne nad enthalten ?); 
es giebt feine ausdrüdlidhe Willenserklärung durh ausdrüd- 
lihe Worte. Zwar fann die Willensbeftimmung auch ſtillſchweigend 
durch Worte (Neußerungen) erklärt werden, dies ift aber nur der Fall, 
wenn die Worte nicht die Willensbeftimmung enthalten, jondern zu 
deren Feititellung noch andere Umftände erfordert werden. Mit dem- 
jelben Rechte oder Unrechte, wie man bei der ausdrüdliden Willens- 
erflärung von ausdrüdlihen Worten redet, kann man auch bei einer 
ſtillſchweigenden Willenserklärung, melde aus Worten (Neußerungen) 
gefolgert wird, von ausdrüdliden Worten reden’). Aus welchen 
Heußerungen und Handlungen auf die Willensbeftimmung zu fchließen 
jein kann, iſt Sache der Beurtheilung des einzelnen Falles *). 


Art der Bermittelung des Ein- oder Verkaufsauftrags und Derjenige, welcher 
fih zu dem Auftrage der Telegraphie bedient, für die Verfehen des Telegraphiften 
eben jo wenig haftet, alö der Abiender eines Boten für die Verſehen des letzteren, 
es nun zwar hart ift, den Empfänger der Depeſche für die Verſehen des Tele: 
graphijten büßen zu lafjen, diefe Härte aber darin liegt, daß die Telegrapben: 
Anstalten nicht für die Berjehen ihrer Beamten haften, und unter diejen Ber: 
bältnifien es weit natürlicher ift, dem Empfänger der Depeſche den Schaden 
tragen zu lafjen, als den Abfender, weil ein Vorwurf der Unvorfichtigfeit nicht 
diefen, wenn er den Auftrag durch Telegrapbie giebt, fondern jenen trifft, wenn 
er auf die, wie ihm befannt fein muß, unzuverläffige Depeiche bin banbelt. 

1) Dan vergl. Motive zu $. 98 des BGB.'s. GCommentar Bd. 1 ©. 137. 

2) Man vergl. Annalen N. F. Bd. 4 ©. 269. 

3) Hiergegen wird in ber Praris, namentlich bei der Faflung der Eide, jehr 
oft gefehlt. Allerdings joll nicht über NRechtöbegriffe geichtworen werden. Aber 
juriftiihe Thatjachen find Feine Rechtsbegriffe. So liegen in dem Kaufe, in der 
Miethe, in dem Darlehen, in der Schenkung u. ſ. iv. eine Menge einzelner That: 
ſachen, welche erſt in ihrer Verbindung das Rechtsgeſchäft ausmachen. Nichts 
deſto weniger hat der Eid über das Rechtsgeſchäft jelbft dann ftatt, wenn bie 
einzelnen Thatſachen nicht angegeben werden. Sind fie angegeben, fo kann bar: 
auf nur in jo weit Nüdficht genommen werden, als die Klage in der angebrachten 
Maße abzumeiien fein kann, wenn anzunehmen ift, es babe der Kläger die Be: 
bauptung, es fei das Rechtsgeſchäft geichloffen worden, lediglich als eine durch 
die angeführten Thatjachen nicht begründete Folgerung aufgeftellt. Iſt dies nicht 
der Fall, jo ift der Eid nur auf das Rechtsgeſchäft, nicht auf die einzelnen That: 
ſachen zu richten. 

4) Die im römiſchen Rechte namhaft gemachten, im Commentar Bd. ı ©. 137 
aufgeführten Fälle des ftillfchweigenden Conſenſes, melden die 1. 6 D. de pact, 
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Die Annahme einer ftillihmeigenden Willenserklärung kann durch 
eine mit den Aeußerungen oder Handlungen, aus welden fie zu folgern 
ift, verbundene Verwahrung unter den für diefe geltenden Beſchränk— 
ungen ausgeſchloſſen werden. 

Das Stillfhweigen fällt unter den Begriff der ftillfehweigenden 
Willenserklärung; es ift unter Berüdfichtigung der concurrirenden 
Umftände zu ermefjen, ob aus demfelben auf eine Einwilligung zu 
ſchließen iſt. Durch Verwahrung können die aus dem Stillihmweigen 
zu ziehenden Folgerungen nad einer doppelten Richtung hin ausge- 
ſchloſſen werden, nämlich einmal, daß man durch Stillſchweigen nicht 
einmwillige, fodann, daß man mit einer fremden Handlung, von der man 
Nachtheil fürchtet, nicht einverftanden fei ?). 

Die Behauptung des Irrthums ift der mündlich oder fchriftlich 
abgegebenen Willenserklärung gegenüber Erception ), dem Verſprechen 
oder der Erfüllung eines indebitum gegenüber Klaggrund *). 


8. 61. 
Form der Rehtsgefchäfte. 


Unter Form der Rechtsgeſchäfte verfteht man die vom Geſetze 
beftimmte VBorausfegung, welder Genüge geleiftet worden fein muß, 
wenn das durch ein gejchlofienes Nechtsgefhäft begründete Rechtsver- 
hältniß auch von dem Rechte anerkannt werden fol. Hieraus ergiebt 
ih, daß die Form nicht die Mängel erjegen fann, welde der Gültig— 
keit und Wirkſamkeit des Nechtsgefchäfts entgegenfteben, 3. B. Irr— 


inter emt. et vendit., I. 14 Cod. de rescind. vend., l. 2, l. 5 D. de rescind. vend., 
1. 23 D. de accept., 1.7 8. 6 D. de pactis nachzutragen find, find eben jo wie 
die im BGB. vorkommenden, 3. B. 88. 985, 1106, 1218, 1719, 2252 des BGB.'s 
nur Beifpiele. 

1) Man vergl. 88. 99, 140 des BGB.'s. 

2) Man vergl. SS. 141 bed BGB.'s. 

3) Man vergl. oben 8. 53. 

4) Die Vorſchrift in dem $. 1533 des BGB.'s über die Vertheilung der Be— 
weislaft bei der condictio indebiti fteht nicht entgegen. Wenn nad heutigem 
Rechte die Behauptung des Irrthums jeder mündlich oder jchriftlich abgegebenen 
Willenserllärung gegenüber ald Erception gilt, fo bat dies jeinen Grund darin, 
dat nah Wegfall der Stipulation und Stipulationdurfunde, als des Momentes, 
welches den Nechtsgeichäften Gültigkeit verleiht, nach heutigem Rechte jedes Ab— 
fommen, wie ed auch immer erflärt worden fein mag, volle rechtlihe Wirkung 
bat und damit der procekrechtliche Unterfchieb zwiſchen actionibus bonae fidei und 
strieti juris verſchwunden ift. 
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thum, Zwang und Furdt, Täufhung, ſ. g. Simulation, ferner, daß 
ein in der Natur des Rechtsgejchäfts Liegendes Requifit der Entftehung 
des Nechtsverhältnifjes nicht als Form gelten fann, 3. B. bei dem 
Darlehne die Auszahlung des Darlehng, daß endlich die unterlafjene 
Beobachtung der Form nur die Perfection des Rechtsgeſchäfts, nicht 
die Zurüdforderung des von den Intereſſenten fich gegenfeitig im Bor» 
aus Geleifteten ausschließt. 

Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche find die Rechtsgeſchäfte in der 
Regel nicht an eine Form gebunden !); ift aber eine foldhe durch dag 
Gefeg vorgefchrieben und wird die Form nicht beobachtet, jo gilt das 
Rechtsgeſchäft als nicht geſchloſſen (nichtig), felbft wenn dies das Gefek 
nicht befonders ausfpricht ?). Bejondere Formen der Rechtsgefchäfte 
find die Zuziehung von Zeugen (Solennitätszeugen, nicht Beweiszeugen °) ), 
die Abfafjung einer Urkunde, die gerichtliche oder landesherrliche Be— 
ftätigung. Nach dem Gefegbuche werden Zeugen erfordert, zum Ver— 
löbniffe, wenn die Eltern oder Großeltern beider Theile nicht mehr 
am Leben find *). Einer Abfaffung einer Urkunde bedarf e8 zur BVer- 
äußerung eines Grundftüds oder einer Berechtigung, welche ein Folium 
im Grundbude bat’). Gerichtliche Beftätigung (Infinuation) wird 
3. B. erfordert zu einer Schenkung, welde Ein Taufend überfteigt ®). 
An Tandesherrlihe Beftätigung find gefnüpft die Ehelichſprechung 
außerehelicher Kinder, die Annahme an Kindesftatt, und unter ge 
wiffen Vorausfegungen die Errichtung einer Familienanwartſchaft). 

ALS allgemeine Regel gilt, daß die Formvorfchriften des bürger- 
lihen Gejegbuches, weil fie Ausnahmen find, einer reftrictiven Inter—⸗ 
pretation unterliegen. 

Sogenannte imaginäre Rechtsgejchäfte, ingleichen Rechtsgejchäfte, 


1) Man vergl. $. 100 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 100 des BGB.'s. 

3) Der Unterſchied zwijchen Solennitätszeugen und Beweiszeugen befteht ind: 
beiondere darin, daß es bei diefen lediglich darauf ankommt, ob ihrem Zeugniſſe 
Glauben beizumefjen jei, bei jenen aber in Beziehung auf Gefchleht und Alter 
noch bejondere Beftimmungen gegeben find, ingleichen darin, daß diefe auch über 
Thatjahen Zeugniß ablegen können, welche fie zufällig wahrgenommen haben, 
jene dagegen aufgefordert jein müſſen. 

4) Man vergl. 8. 1576 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 8. 822 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 8. 1056 des BGB.'s. 

7) Man vergl. SS. 1783, 1787, 2530 des BGB.'s. 
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melde nur durch gewiffe Beweismittel bewiefen werden fünnen, giebt 
es nach dem bürgerlihen Geſetzbuche nicht. 


8. 62. 
Stellvertretung bei Rechtsgeſchäften. 


Stellvertretung bei Rechtsgeſchäften ift die Schließung eines Rechts- 
gejhäfts in der Abficht, daß dafjelbe als von einem Anderen gefchlofien 
gelten joll!). Die Stellvertretung ift nothwendig für Diejenigen, 
melden die erforderlihe Handlungsfähigkeit abgeht, namentlich für 
Handlungsunfähige und unter Vormundſchaft Stehende (gejeliche 
Stellvertretung, gejegliche Stellvertreter), ingleihen für juriftiiche Per- 
fonen (verfafjungsmäßige Vertretung, verfafjungsmäßige Vertreter). 
Die Stellvertretung kann aber au auf dem Willen Handlungsfähiger 
beruhen (freiwillige Stellvertretung, freiwillige Stellvertreter). In der 
Regel hat jeder Handlungsfähige das Recht, ſich bei Rechtsgeſchäften 
durh Andere vertreten zu laffen. Ausnahmen find, wenn das Gejet 
die Stellvertretung für gewiſſe Rechtsgefchäfte verbietet, oder wenn ein 
Rechtsgeſchäft feiner Natur nah in Perfon zu beforgen tft, 3. 8. die 
Verbürgung der Ehefrau für ihren Ehemann ’?). 

Für alle Stellvertreter gilt die Regel, daß fie das Rechtsgeſchäft 
nicht mit fich felbft, und wenn fie Mehrere vertreten, nicht zwijchen 
den Bertretenen blos in ihrem Innern, ohne ein äußeres Merkmal, 
daß und in wie weit fie für den einen oder anderen Bertretenen handeln, 
ſchließen fünnen. 


8. 63. 
Folgen der Nichtigkeit und Anfehtbarfeit der Rechts— 
geſchäfte. 
Die Ungültigkeit eines Rechtsgeſchäfts kann beſtehen in der 


1) In den Motiven zu dem $. 101 des BGB.'s wird bereits mit Recht be— 
merkt, daß Perfonen, melde nur Werkzeuge fremder Willensäußerungen find, 
3. B. Boten, j. g. solutionis causa adjecti, die zur Bermittelung eines Geichäfts 
gebrauchten Gehülfen, 3. B. Mäkler, ingleichen Perjonen, deren Conſens zu dem 
von einer anderen Berfon zu ſchließenden Rechtsgeſchäfte erfordert wird, 5. B. 
der Ehemann bei den Rechtsgeſchäften der Ehefrau, nicht als Stellvertreter zu 
betrachten find. Zum Theil gelten über die rechtliche Stellung dieſer Perſonen 
bejondere Borjchriften, zum Theil gehören fie gar nicht dem Nechte an, 3. B. die 
Boten, welche ſich eben jo wenig unter einen Rechtöhegriff faflen laſſen, mie die 
Brieftauben, 

2) Man vergl. 88. 101, 1650 des BGB.'s. 
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Nichtigkeit oder in der Anfehtbarfeit'). Nihtig ift ein Rechts— 
geſchäft, welches die rechtlichen Folgen, die mit deſſen Schließung 
bezwedt wurden, nicht bervorbringt, und jo angejehen wird, als ob 
es gar nicht geſchloſſen wäre?) Anfechtbar ift das Rechtsgeſchäft, 
welches zwar die mit deſſen Schließung verbundenen rechtlichen Wirk— 
ungen zu erzeugen geeignet ift, weldem aber ein Umſtand entgegen- 
fteht, durch deſſen Geltendmahung die angegebenen rechtlichen Wirk 
ungen befeitigt werden fönnen. Gin nichtiges Rechtsgeſchäft wird in 
feinen Haupt» und Nebenbeftimmungen jo angefehen, al$ wäre e8 gar 
nicht geihloffen ?), ohne daß es einer Erklärung der Contrahenten, 
nicht daran gebunden fein zu wollen, oder eines richterlichen Aus» 
ſpruches, daß das Rechtsgeſchäft rechtlich nicht beftehe, bedarf *). Ein 
anfechtbares Rechtsgeſchäft hat rvechtlihe Folgen und behält dieſe, jo 
lange nicht der jeiner Gültigkeit entgegenjtehende Umstand im Wege 
der Klage oder Erception oder aud duch die Erklärung, nit an 
das Rechtsgeſchäft gebunden fein zu wollen, geltend gemadt wird °). 
Ein Rechtsgeſchäft, welches wegen Wegfalles einer demfelben beige: 
fügten Bedingung, oder wegen Berjährung oder wegen eines anderen 
Erlöfhungsgrundes, 3. B. wegen Erfüllung, nicht oder nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, ift Fein nichtiges Rechtsgeſchäft ©). 


1) Man vergl. $. 103 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 141 flg. 

2) Nichtig ift nach dem bürgerlichen Gefetbuche ein Nechtögefchäft, welches 
von handlungsunfähigen Perjonen (8. 89), oder über dem Berfehre entzogene 
Saden ($. 90) oder ohne die dafür vorgeichriebene gejegliche Form (S. 100) ge: 
ichloffen worden ift, oder bei welchem fich ein Gontrahent oder beide Gontrahenten 
in einem weientlichen Irrthume befunden haben ($. 95). Anfechtbar ift ein Rechts: 
geihäft, welches durch pſychiſchen Zwang (88. 92, 93) oder durch Täufchung ($. 96) 
herbeigeführt worden ift. 

3) Man vergl. $. 103 in Berbindung mit $. 1547 des BGB.'s. Nebenbe- 
ftimmungen find insbejondere das Zinsverjprechen, die beftellten Pfänder und 
Bürgen und die Conventionalftrafe, joweit fie nicht, wie 5. B. nach römischen 
Rechte bei den obligationibus in faciendo, zur Duantificirung eines Interefjes 
dient, (man vergl. Siebenhaar, Correalobligationen ©. 367 flg.). 

4) Eine querela nullitatis giebt es nicht. Dies fchließt jedoch micht aus, daß 
Derjenige, welcher behauptet, es ſei ein Rechtsgeſchäft nichtig, unter den fonftigen 
Borausfegungen dieſe Behauptung im Procefie zu beweifen haben kann. (Man 
vergl. oben ©. 101 not. 4.) 

5) Man vergl. Commentar Bd. 1 S. 141 des BGB.'s. 

6) Man vergl. Commentar a. a. D. — Die ſ.g. nachfolgende Ungültigkfeit 
des Nechtögeichäfts, 3. B. wegen zuläffigen Widerrufs, wegen contrarius actus, 
wegen Unterganges des dem Stüde nad) bejtimmten Gegenftandes (Species) u. |. w. 
läßt fih nicht auf allgemeine Sätze zurüdführen, 
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Beruht der Grund der Nichtigkeit eines Nechtsgefchäfts darauf, 
daß jein Gegenftand die im Gefete vorgefchriebene Summe überfteigt, 
wie 3. B. die ſ. g. donatio immodica, fo ift e8 bis zu dem gefeglich 
erlaubten Betrage gültig‘). Auch ift es denkbar, daß ein Rechts— 
geſchäft, welches als joldhes, wie es geſchloſſen wurde, nichtig ift, Doch 
wenigjtens als ein anderes aufrecht erhalten werden kann, wenn nad 
den Berhältnifien anzunehmen ift, daß eine folde Umwandlung (Con— 
verfion) des Rechtsgeſchäfts in den Abfichten der Eontrahenten gelegen 
bat ?). Indeſſen werden dergleidhen Fälle in Sachſen nicht leicht vor- 
fommen, weil die gewöhnlich als Converfionsfälle aufgeführten, nament- 
ih die Aufrechthaltung eines Wechſels als Schuldverfchreibung ?) und 
die Aufrechthaltung eines Erbvertrages als legten Willens ausge> 
ſchloſſen“) find und, wenn man die Errichtung eines legten Willens zu 
den Rechtsgeſchäften zählen fünnte, der Unterfchied zwiſchen Tejtament 
und Eodicill im bürgerlihen Gejegbuche aufgehoben worden ift °). 

8. 64. 
Fortjegung. 

Das bürgerlihe Gejegbuh dehnt die nah dem römischen 
Rechte zunähft nur bei Erbeinfegungen und Vermächtniſſen gültige 
ſ. g. regula Catoniana ®) auf die Rechtsgefchäfte mit folgenden Worten 
aus: „ein nichtiges Rechtsgefhäft wird nicht dadurch gültig, daß die 
Gründe der Nichtigkeit wegfallen”). Sp gefaßt ift die Regel auch un- 
zweifelhaft richtig. Die Gründe der Nichtigkeit fünnen fein: Mangel 
der Handlungsfähigkeit der Contrahenten, Außerverfehritehen der Sache, 
über melde contrahirt worden ift, weſentlicher Irrthum, Unterlaffung 
der gefeplihen Form. Durch den Wegfall diefer Gründe wird das 
nichtige Rechtsgefchäft nicht geheilt. Sp comvalescirt ein von einem 
Handlungsunfähigen oder in feiner Handlungsfähigkeit Beſchränkten 
geſchloſſenes Rechtsgeſchäft nicht dadurch, daß der Contrahent jpäter 
bandlungsfähig wird oder die Beſchränkung feiner Handlungsfähigfeit 
aufhört, ein über eine außer Verkehr ftehende Sache gejchloifenes 

1) Man vergl. $. 103 Sa 2 in Verbindung mit 88. 1056, 1058 bed BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 103 Sat 2 des BGB.'s. 

3) Man vergl. Annalen Bd. 1 ©. 245. 

4) Man vergl. $. 2547 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 2063 bed BGB.'s. 

6) Man vergl. 1. ı pr. D. de regul. Catoniana |, 29, J. 120 D. de regul. 


jaris, 1. 41 $. ı D. de leg. I. 
7) Man vergl. 5. 104 des BGB.'s. 
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Rechtsgefhäft nicht dadurch, daß der Gegenftand jpäter in freien 
Verkehr kommt, ein megen Irrthums nichtiges Rechtsgeſchäft nicht 
dadurch, daß die Contrahenten ihren Irrthum erkennen, ein wegen 
Mangels der erforderlihen Form nichtiges Rechtsgeſchäft nicht dadurch, 
daß ein fpäteres Geſetz die Form aufhebt. Aber die Negel bezieht 
fih nicht auf die Rechtsgeſchäfte, welche über eine außer Verkehr ftehende 
Sache unter einer aufihiebenden Bedingung, geſchloſſen werden!). Auch 
ift es jehr wohl denkbar, daß ein nichtiges Rechtsgeſchäft durch den 
Hinzutritt einer geeigneten neuen Thatfache gültig werden fan, nament- 
lid der j. g. contractus claudicans durch nachträgliche Genehmigung 
Desjenigen, defjen Einwilligung zu dem Rechtsgeſchäfte erfordert wird, 
oder auch des in jeiner Handlungsfäbigkeit Bejchränkten nach erlangter 
Handlungsfähigkeit ), das wegen Irrthums nichtige Rechtsgeſchäft 
durch eine nah erfanntem Irrthume getroffene neue Bereinbarung ?), 
dab es als geſchloſſen gelten folle, endlih ein wegen Mangels der 
Form nichtiges Rechtsgeſchäft duch Nachholung der erforderlichen 
Form). 

Ein anfehtbares Nechtsgefhäft befteht, bis die Anfechtung des- 
felben erklärt wird. Eine Genehmigung eines anfechtbaren Rechts- 
geihäfts gilt als ein Verzicht auf das Recht der Anfechtung’). Die 
Gonvalescenz des j. g. contractus claudicans, ingleichen die Genehmig- 


1) Man vergl. 8. 796 des BGB.'s. — Auch bie regula Catoniana bezog ſich 
nicht auf bedingte Erbeinfegungen und Vermächtniſſe (man vergl. 1. ı 8. 2,1. 4 
D. de reg. Caton.). 

2) Man vergl. 88. 787, 1822, 1911 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 848 des BGB.'s. — Db man die im Terte erwähnte Ber: 
einbarung eine Genehmigung des früheren, oder, was richtiger ift, eine Schließung 
eined ganz neuen Rechtsgeſchäfts nennt, hat auf die Sache ſelbſt feinen Einfluß, 
in fo fern man nur im Auge behält, daß, wenn die Contrahenten den Inhalt 
des früheren Nechtögefchäfts ihrem nachträglichen Webereinfommen zu Grunde 
legen, dadurch dritten Perjonen, welche Rechte an ber Sache oder eine Forderung 
auf deren Leiftung haben, nicht Eintrag geicheben kann. (Man vergl. SS. 102, 
764 des BGB.'s.) 

4) Durch die Nachholung der erforderlichen Form kann nicht bewirkt werden, 
daß das Rechtsgeſchäft ſchon von einem früheren Zeitpunkte an rechtliche Wirk— 
ſamkeit haben ſolle. Eine andere Frage iſt die, ob das Rechtsgeſchäft auch in 
ſeinen auf die Vergangenheit bezüglichen Beſtimmungen durch die Form Gültig— 
keit erlange. Dieſe Frage wird in der Regel, namentlich in dem Falle des 
8. 822 des BGB.'S, jedoch mit ber in voriger Note angegebenen Ausnahme in 
Beziehung auf die Rechte Dritter, zu bejahen fein. 

5) Man vergl. SS. 107, 847, 850 des BGB's. 
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ung eines anfechtbaren Rechtsgefchäfts fünnen zwar die Rechte Dritter 
an der Sade nicht aufheben; bei einem AZufammentreffen einer 
Forderung aus dem contractus claudicans oder aus einem anfedht- 
baren Geſchäfte mit einer anderen Forderung wiirde aber der Vorzug 
der Zeit!) nach dem Zeitpunkte der Schließung der angegebenen Rechts- 
geſchäfte zu beftimmen fein. 


8. 56. 
Beihränfungen der Wirkungen der Rechtsgeſchäfte. 
Einleitende Bemerkung. 


Die Contrahenten fünnen in das Rechtsgefhäft Beſtimmungen 
aufnehmen, welche auf die Entjtehung oder Aufhebung des durch ihren 
Conſens feitgeftellten Rechtsverhältnifies, oder auf die Zeitdauer der 
darin begründeten Rechte Bezug haben. Dergleihen Beſtimmungen 
bilden integrirende Theile des Rechtsgeſchäfts; fie find nicht von 
außen ber fommende Umftände, welche auf ein der thatſächlichen Er- 
iheinung nah geichloffenes Rechtsgeſchäft Einfluß haben, diefes ver- 
nichten oder in den Zuftand der Schwebe verfegen, fondern auf dem 
Eonjenje der Contrahenten beruhende und dem Rechtsgeſchäfte ein- 
verleibte Vereinbarungen, durch welche dem darin begründeten Rechts» 
verhältnifje der künftige Wirkungsfreis vorgezeichnet wird; fie laffen 
ſich nicht vergleihen mit einem Gewande, in meldes ein Körper 
gehült wird, fondern mit dem Herzfchlage, welcher das Leben des 
Menſchen beftimmt; fie befhränfen die Wirkungen des Rechtsgeſchäfts, 
aber nit in dem Ginne, daß diefem, als einer weiter reichenden 
Macht, millfürlide Grenzen gefegt werden, jondern in dem Sinne, 
daß derjelbe Conſens, welcher dem Rechtsgeſchäfte die Entitehung giebt, 
auch für das dadurd begründete Rechtsverhältnig in feinem Innern 
rückſichtlich des Anfanges oder Endes feiner Wirkſamkeit und rüdficht- 
lid der Zeitdauer feiner Wirkungen maßgebend ift. Bejtimmungen, 
melde auf die Entftehung oder Aufhebung des durch den Confens 
der Eontrahenten beſtimmten Nechtsverhältnifies Bezug haben, find 
Bedingungen und zwar auffchiebende (conditiones suspensivae), 
wenn die Entjtehung des Rechtsverhältniſſes von dem Eintritte oder 
Nichteintritte eines Ereignifjes abhängig gemacht wird, und auflöfende 
(conditiones resolutivae), wenn der Eintritt oder Nichteintritt eines 
Ereigniſſes für die Aufhebung des Rechtsverhältniffes enticheidend fein 





1) Man vergl. $. 764 des BGB.'s. 
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fol. Beftimmungen, melde die Zeitdauer der in dem Rechtsver— 
hältniſſe enthaltenen Rechte betreffen, find Zeittermine und zwar 
Anfangstermine (dies a quo), wenn fie den Beginn der Geltendmachung 
der Rechte feftfegen, Endtermine (dies ad quem), wenn ihr Eintritt das 
Ende der Rechte herbeiführen foll, und Zeittermine, wenn fie die Zeit- 
friften beftimmen, in welchen fich die Yeiftung einer Geldfumme oder 
eine Zahl vertretbarer Sachen wiederholen foll. 


8. 66. 
Bedingungen. 


Der Begriff der einem Nechtsgefchäfte beigefügten Bedingung ift 
im vorigen Paragraphen gegeben worden. Das bürgerliche Geſetzbuch 
fonnte nicht die Aufgabe haben, die Bedingung zu definiren und hat 
mit gutem Grunde auch jelbit von einer Charafterifirung derjelben 
abgejehen, weil Bedingung ein im Leben und Berfehre hergebrachter, 
allgemein verftändlicher Ausdrud ift, und wenn, neben den Beftimm- 
ungen über den Einfluß, welchen die Bedingung auf das Recht hat, 
noch das darin berrfchende Princip angegeben worden märe, Dies 
feinen Nuten für die praftifche Anwendung des bürgerlichen Geſetz— 
buches hätte haben können, wohl aber die Gefahr mit ſich geführt 
haben würde, daß man auch felbit die an fih ganz Haren einzelnen 
Vorſchriften aus dem Principe, welches, ohne eine umftändliche Er- 
läuterung, nicht in einer jedes Mißverſtändniß ausſchließenden Weiſe 
zu faljen geweſen wäre, zum Gegenftande der für das Recht jo durch— 
aus ſchädlichen Wortdeutelei hätten gemacht werden fünnen '). Der 
Rechtsbegriff der Bedingung kann nicht durch die Gefetgebung beftimmt 
werden und wenn ein Geſetz die einzelnen Rechtsverhältnifje, in welchen 
die Bedingung fi in concreter Geftalt zeigen fann, verfolgt, fo kann 
zwar unterjucht werden, ob der NRechtsbegriff der Bedingung ſich in 
voller Harmonie durh das Geſetz binziehe, aber das Gefeg muß 
gelten, wenn ſich in ihm auch eine Vorſchrift finden follte, welche nicht 
in voller Eonfequenz mit dem Rechtsbegriffe der Bedingung fteht. Ich 
werde daher die Lehre der Bedingungen lediglih nah dem Geſetzbuche 
darjtellen, hoffe jedoch dadurch den Beweis zu liefern, daß dag bürger- 


1) Sp haben namentlich die Krititer Unger und Arndts wider das bürger- 
liche Geſetzbuch um deßwillen polemifirt, weil die Bedingungen unter den Abfchnitt 
„Rebenbeftimmungen der Rechtsgeſchäfte“ geftellt worden find. Daß hierin nur 
ein Wortftreit liegt, babe ich im Commentar Bd. 1 S. 147 nachgewiefen. 
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lihe Geſetzbuch namentlich in diefer Lehre nicht blos von dem höheren 
wiſſenſchaftlichen Standpunkte ausgegangen, jondern auch in dem Ein- 
zelnen conjequent verfahren ift. 

Nah dem bürgerlichen Geſetzbuche ift eine Bedingung auf- 
jhiebend, wenn die Vollendung, auflöjend, wenn die Aufhebung 
eines Rechtsgeſchäfts von einem Greigniffe abhängig gemadt ift‘). 
Der Ausdrud „Vollendung“ (auch Zuftandefommen) ?), bezieht fich 
darauf, dab man die Wirkung der Bedingung dem Rechtsgeſchäfte gegen- 
über bejtimmt bat. In diefem Zufammenhange hatte das im Ent- 
wurfe gebrauchte Wort „Entjtehung‘ allerdings Bedenken, meil die 
aufjchiebende Bedingung nicht die Entftehung oder Schließung des 
Rechtsgeſchäfts, jondern die Entftehung oder den Eintritt oder Die 
Wirkſamkeit des durch Conſens feftgeftellten Nechtsverhältniffes aus- 
ihließt. Wenn auf Antrag der Stände dem Worte „Entftehung” das 
Wort „Vollendung“ jubftituirt wurde, jo geſchah dies, um durch die 
Bezeihnung des bedingten Nechtsgefhäfts den ſchwebenden Zuftand 
des von einer Bedingung abhängigen Rechtsverhältnifjes, daß nämlich 
diefes durch die Erfüllung der Bedingung zu Stande komme, oder zur 
(vollen und unbedingten) Wirkſamkeit gelange, oder eintrete, in einem 
der Sache entjpredenden Sinne anzugeben’). Das zur Bedingung 
gemachte Ereignig muß ein zufünftiges und objectiv ungewiſſes fein, 
weil außerdem das Nechtsverhältnig nicht von ihm abhängig wäre, 
auch nicht von einem Eintritte oder Nichteintritte der Bedingung die 
Rede jein könnte. Ein Ereigniß, welches in die Vergangenheit oder 
Gegenwart fällt (f. g. conditio in praesens vel praeteritum collata), 
fann nicht zur Bedingung eines Nechtsverhältniifes gemacht werden '). 
Auf gleiher Stufe mit den in praesens vel praeteritum collatis con- 
ditionibus ftehen die Bedingungen, durch melde ein Nechtsverhältniß 


1) Man vergl. 8. 108 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 3. B. $. 175 des BGB.'s. 

3) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 146. 

4) Man vergl. 88. 113, 881 des BGB.'s. — Wird ein in die Vergangenheit 
oder Gegenwart fallendes Ereigniß zur Bedingung eines Rechtsgeſchäfts gemacht, 
jo kann dies nur in jo weit Wirkung haben, ald das bedingte Recht den Beweis 
des Ereignifjes vorausjegt. — Mit Unrecht glaubt man in den Fällen, wenn 
ein Ereigniß als zufünftiges zur Bedingung gemacht wird, dafjelbe aber ohne 
Wiſſen der Gontrahenten bereits zur Zeit der Schliekung des Rechtsgeſchäfts 
eingetreten ift (1. 7 $. 1, 1.10 $. ı D. de condit. et demonst.), eine beſondere 
Glafje der in die Bergangenheit oder Gegenwart fallenden Bedingungen erbliden 
zu können. (Man vergl. über dieje Fälle den 3. 882 des BGB.) 
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von einem Greignifje abhängig gemacht wird, meldes nothwendig 
eintreten muß (ſ. g. conditio necessaria), oder nicht eintreten fann 
(j. g. unmöglihe Bedingung) '). Dagegen haben die Bedingungen, 
melde ſich nach der Natur des Rechtsgeſchäfts oder nad) der Beichaffen- 
beit der Leiſtung von felbit verftehen (ſ. g. ftilfehweigende), die Merk— 
male der Bedingungen ?). Eine aus der Natur des Rechtsgeſchäfts zu 
folgernde Bedingung tft 3. B. das Verfprechen einer Mitgift, weil ftill- 
ihmeigend vorausgejegt wird, es werde die Ehe geſchloſſen werden, 
ingleihen die Bürgſchaft, weil in derjelben die Bedingung liegt, es 
folle der Bürge nur haften, wenn der Hauptfchuldner nicht zahle). 
Eine aus der Beichaffenheit des Gegenftandes zu folgernde Bedingung 
ift 3. B. das Verfpreden der Früchte, welche auf einem Grundftüde 
wachſen werden, weil darin die ftillfchweigende Bedingung enthalten 
it, es ſolle die Verbindlichkeit nur eintreten, wenn Früchte wachſen 
werden *). 

Iſt eine Bedingung unverftändlic oder liefert fie in ihrer Be— 
ziehung zu dem Inhalte des Rechtsgefhäfts ein widerfinniges Ergebnif 
(conditio perplexa), oder wird fie beigefügt, um eine den Gejegen 
oder den guten Sitten mwiderftreitende Handlung zu befördern, fo ift 
dag Rechtsgeſchäft, welchem fie beigefügt wurde, nichtig 5). 


8. 67. 
Fortfegung. 

Die Eintheilung der Bedingungen in affirmative und negative, 
je nachdem der Eintritt oder Nichteintritt eines Ereigniffes zur Be 
dingung gemadt worden ift, hat nad dem bürgerlichen Gefegbuche 
einen Werth namentlih wegen der Vorſchrift, daß die negative Be— 
dingung als erfüllt gilt, wenn der Eintritt des Ereigniffes nicht mehr 
möglich iſt ), aljo, wenn fie an eine Zeit gebunden und diefe ver- 





1) Man vergl. 88. 113, 884 bie 887 bed BGB.'s. 

2) Im $. 113 des BGB.'s wird ausbrüdlich gejagt, es fei der Einfluß ber 
ſ. g. ftillichweigenden Bedingungen nad ber Abficht der Contrahenten und nad 
den bei den einzelnen Arten der Rechtögeichäfte gegebenen befonderen Borjchrif en 
zu, beftimmen. 

3) Man vergl. Commentar Bb. 1 ©. 154. 

4) Man: vergl. $. 1083 bed BGB.'s und Commentar a. a. D. In gleicher 
Weiſe faffen die römijchen Juriften dieſes Verhältnik auf, 1. 38 8. 16, J. 73 D. 
de verb. oblig., I. 1 $. 3 D. de cond. et dem. 

5) Man vergl. 88. 109, 886 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 110 des BGB.'s. 
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Hoffen ift, ohne daß das zur Bedingung gemachte Ereigniß eingetreten 
it, oder wenn das Ereigniß nicht mehr eintreten kann, oder wenn die 
Bedingung eine poteftative ift und. der Gläubiger ftirbt, ohne die 
Handlung vorgenommen zu haben '). 

Ueber die, in vielen Einzelnheiten wichtige Eintheilung der Be» 
dingungen in willfürlihe, zufällige und gemiſchte (potesta- 
tiva, casualis und mixta) fann bier nur foviel bemerft werden, daß 
nad dem bürgerlichen Gejegbuche eine Bedingung nicht auf das bloße 
Wollen geftellt werden, wohl aber eine äußere Handlung des Ber- 
pflichteten zum Gegenftande haben kann, obſchon die Handlung von 
deſſen Willfür abhängt ?). 

Sind einem NRechtsgeichäfte mehrere Bedingungen cumulativ bei- 
gefügt und befindet ſich eine darunter, welche den Zwed hat, eine den 
Gejegen oder den guten Sitten widerftreitende Handlung zu befördern, 
jo ift das Nechtsgefchäft nichtig. Sind einem Nechtsgefchäfte mehrere 
Bedingungen alternativ beigefügt, und twiderftreitet eine den Gefegen 
oder den quten Sitten, jo iſt e8 fo zu betrachten, als märe das 
Rechtsgeſchäft nur von der anderen Bedingung, nämlich der erlaubten, 
abhängig ?). ft der Gegenftand des Rechtsgeſchäfts theilbar und ift 
dem einen Theile eine Bedingung, dem anderen eine andere beigefügt, 
fo hat die Unzuläffigkeit der einen Bedingung auf die andere feinen 
Einfluß. 

8. 68. 
Fortjegung. 

Wenn von einer Erfüllung der affırmativen Bedingung *) die 
Rede ift, fo mird darunter verftanden der Eintritt des Ereignifjes, 
welches die Bedingung ausmacht, nicht die Erfüllung als Erlöfhungs- 
grund einer Forderung. Als allgemeine Regel gilt, daß eine Be— 
dingung dann erfüllt ift (existit, impleta est), wenn das zur Bedingung 
gemachte Ereigniß der getroffenen Beftimmung gemäß, zu der beftimmten 
Zeit oder innerhalb der beftimmten Frift, an dem beftimmten Orte 





1) Man vergl. $. 890 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 148. — Ueber 
bie ſ. g. eautio Muciana vergl. 8. 2147 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 876 des BGB.'s. — Eine ſolche Bedingung kann natürlich 
nicht deshalb für erfüllt angejehen werben, weil die zur Bedingung gemachte 
Handlung nicht vorgenommen wird. (Man vergl. $. 111 des BGB.'s.) 

3) Der $. 2138 des BGB.'s jagt dies von den Bebingungen ber lehten 
Dillen ausdrücklich. 

4) Die Erfüllung der negativen Bedingung ift bereitö im borigen $. erwähnt. 
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und fofern es auf die Perfon ankommt, in der beftimmten Perſon 
eintritt. Die Bedingung kann, felbft wenn es fih um die Leitung 
vertretbarer Sachen handelt, nicht getheilt, fondern immer nur ganz 
erfüllt werden. it die Leiſtung einer dem Stüde nad beftimmten 
Sade (Species) von einer Bedingung abhängig, und geht fie durch 
Zufall unter, jo wird die Bedingung nicht als erfüllt angejehen '). 

Eine Bedingung, die nicht erfüllt worden ift, kann als erfüllt 
gelten, wenn Derjenige, welcher im alle des Eintrittes der Bedingung 
verpflichtet werden joll, die Erfüllung hindert ?), und wenn Derjenige, 
welcher duch die Erfüllung einen Vortheil erlangen fol, die Annahme 
dieſes Vortheils verweigert ?). 

8. 69. 
Fortſetzung. 

Die Wirkung einer aufſchiebenden Bedingung iſt die, daß vor 
deren Eintritt das durch den Conſens der Contrahenten feſtgeſtellte 
Rechtsverhältniß nicht in Wirkſamkeit tritt). Wenn z. B. ein Kauf 


1) Auf dieſe Regeln glaube ich die auf die Erfüllung der Bedingungen be— 
züglichen Vorſchriften der 88. 871, 890, 891, 892 des BGB.'s zurückführen zu 
können. In dieſer Lehre, welche unter dem Principe ſteht, daß der Conſens der 
Contrahenten allein maßgebend ſei, iſt es ſchwer, eine für alle Fälle paſſende 
Kegel zu geben. Die Vorſchriften über die Bedingungen letzter Willen in 88. 2139 
bis 2143 des BGB.'s find nicht, wenigftens nicht unbedingt, auf Rechtsgeſchäfte 
anzuwenden. — Die römifchen Juriften befchäftigen fich bei der Erfüllung der Be: 
dingung vorzüglich mit drei Fragen, erſtens, ob das Recht aus ber poteftativen 
Bedingung auf die Erben übergeht (1. 13 D. soluto matrim., l. 8$. 3 D. de liberat. 
leg.), zweitens, ob eine an die Berfon gefnüpfte Bedingung aud in Denjenigen 
erfüllt werden könne, welche in dominica oder patria potestate ftehen, drittens, 
zu welcher Zeit eine zur Bedingung gemachte Handlung vorgenommen werden fünne 
oder müfle, wenn darüber nichts ausgemacht fei (l. 29 D. de dem. et cond.). Die 
erſte ift in den SS. 890, 891 des BGB.'s entichieden, die zweite kann nad 
heutigem Rechte, da die dominica potestas nicht mehr ftatthaft und bie patria pote- 
stas in ber entjheidenden Beziehung geändert ift, nicht mehr entjtehen. Die britte 
bleibt, was auch die römischen Juriften ‚darüber fagen, eine reine quaestio facti, 
welche nicht erichöpft werden fann. 

2) Ueber die Ausnahme der poteftativen Bedingung vergl. S. 111 not. 2. 

3) Man vergl. $. 111 des BGB. Annalen NR. F. Bd. 3 ©. 311. — Das 
bürgerliche Geſetzbuch fteht bier in Uebereinftimmung mit dem römijchen Rechte, 
1.5 8. 5 D. quando dies leg., ]. 11, ]. 14, 1. 24, l. 78 pr., 1. 81 8. ı D. de cond. 
et demonst., l. 34 $. 4 D. de leg. II., l. 13 pr. D. de annuis, J. 161 D. de reg. 
jur., l. 50 D. de contrah. emt., l. 85 $. 5 D. de V. O. L8 8. 9 D. de cond. c. d. 

4) Man vergl. 1. 227 D. de verb. signif., $. 4 J. de verb. oblig. (dies nec 
venit, nec cedit.) 
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unter einer Bedingung gejchloifen wird, fo haftet während des 
Schwebens der Bedingung weder der Käufer nod der Verfäufer aus 
dem Kaufe, es erledigt fih auch der Kauf, wenn die Bedingung nicht 
eintritt ). Nichts dejto weniger läßt ſich nicht jagen, daß ein Nechts- 
geichäft, welchem eine Bedingung beigefügt wird, als gar nicht ge— 
ihloifen gelte und gar feine Wirkungen haben fünne. Denn die Be- 
dingung kann eintreten und mit ihrem Eintritte gelangt das in dem 
Rechtsgeſchäfte durch Conſens feftgeftellte Nechtsverhältnig in feinem 
vollen Umfange zur Wirkjamkeit, ſofern fih nicht in der Zmifchenzeit 
in Beziehung auf den Gegenftand des Nechtsverhältnifjes Umftände 
ergeben haben, welche die Wirkſamkeit dejjelben unmöglid maden ?). 
Sp beruht 3. B. außer Zweifel, daß die Fragen, nach welchen Geſetzen 
das Nechtsgejchäft bei einem Wechjel der Gefeggebung zu beurtheilen, 
an welchem Drte dafjelbe gejchloffen jei, ob die Kontrahenten hand- 
lungsfähig gewejen feien, in wie weit bei VBeräußerungen gegen ein 
Entgelt die actio redhibitoria und quanti minoris wegen Wiſſenſchaft 
de3 Erwerber um die Fehler ausgejchloffen fei, wegen welcher 
juriftifchen Fehler Eviction geleiftet werden müſſe, ob und in wie mweit 
der Verpflichtete gegen die von ihm übernommene Berbindlichkeit ge— 
handelt babe, welche Forderung bei einem Zujfammentreffen zweier 
Forderungen, von denen die eine bedingt, die andere unbedingt ift, 
den Altersvorzug, oder welches Pfandrecht bei dem Vorhandenſein 
zweier Pfandrechte, von denen das eine für eine bedingte, das andere 
für eine unbedingte Forderung haftet, die Priorität habe, mit Rückſicht 
auf die Zeit der Schliefung des Rechtsgeſchäfts zu beantworten find. 
Dagegen fommt es in Beziehung auf die Fragen, ob actio nata jei, 
ob der Gegenftand des Rechtsgejchäfts außer Verkehr ftehe, ob er eriftire 
oder nicht, welche Beichaffenheit er habe, ob, wenn es fih um die 
Beitellung einer Grunddienjtbarfeit handelt, der Promiſſar Eigenthümer 
des Grundſtücks fei, auf die Zeit des Eintrittes der Bedingung an?). 
Wenn man in den Fällen, in welchen bei dem Eintritte der Bedingung 
auf die Zeit der Schließung des Rechtsgeſchäfts zurüczugehen ift, ein 
Zurüdwirfen der Bedingung finden zu fünnen glaubt, jo kann dies 
leiht zu Mißverſtändniſſen führen, weil nicht die Wirkungen der 
Bedingung in praeteritum verlegt werden, jondern das Rechtsverhältniß, 


1) 1. 8 D. de pericul. et commod. rei vend. 
2) 1.6 D. de peric. et commod. rei vend. et trad., l. 11 D. qui potiores in 


Pignore. 
3) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 151. — 1. 37 D. de verb. oblig. 
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wie e8 durch den Eonjens feftgeftellt worden ift, mit dem Eintritte der 
Bedingung in Wirffamfeit tritt. Denn nicht der Eintritt der Bedingung 
beftimmt das NRechtsverhältniß, jondern das Rechtsgeſchäft beftimmt 
den Einfluß des Eintrittes der Bedingung auf das Rechtsverhältniß. 

Die Wirfung der auflöfenden Bedingung ift die, daß das durch 
den Conſens der Eontrahenten feftgeitellte Rechtsverhältnig als unbe 
dingt geſchloſſen gilt, jedoh von dem Zeitpunkte des Eintritts der 
Bedingung an aufhört, fo fern nicht nach dem übereinftimmenden 
Willen der Eontrahenten anzunehmen ift, daß die eingetretene Be— 
dingung auf das Rechtsverhältniß auch für die Vergangenheit Einfluß 
haben foll, wie dies namentlich bei der f. g. addictio ad diemt), 
und der lex commissoria ?) vorfommt. Eine rein factifhe Frage it 
es in den Fällen der lepteren Art, ob die Wirkungen des Nechtsver- 
bältnifjesg mit dem Eintritte der auflöfenden Bedingung für die Ver— 
gangenbeit aufgehoben werden, oder ob es fo zu betrachten ift, es 
habe das Rechtsverhältniß bis zum Eintritte der auflöfenden Be 
dingung in Beziehung auf feine Wirkungen in ähnlicher Weife, mie 
bei der aufjchiebenden Bedingung, in der Schwebe gehangen, und «8, 
jet dafjelbe erjt von dem Zeitpunfte an, mo es gewiß geworden ift, 
daß die Bedingung nicht eintreten könne, unmwiderruflihd geworden. 
In jedem Falle befteht zwijchen den Contrahenten lediglich ein obliga- 
torifches Berhältniß, und es kann namentlich der Eintritt der auf 
löfenden Bedingung, mag fie gefaßt fein, mie fie will, nicht Rechte 
an Sachen rüdgängig machen, melde in der Zmwifchenzeit von Dritten 
erworben worden find. 


8. 70. 
Sortjegung. 

Das im vorftehenden Paragraphen entwidelte Brincip der Be 
dingungen, welches, da e8 in der Natur der Sache begründet ift, von 
den römischen Juriſten in feinen Einzelnheiten durchgeführt wird, hat 
auch im bürgerlichen Geſetzbuche Ausdrud gefunden, indem darin der 
Sat aufgeftellt wird, e8 habe, jomweit nicht nach der Abfiht der Con» 
trahenten etwas Anderes anzunehmen ſei, die Erfüllung einer auf: 
fchiebenden Bedingung die Wirkung, daß das Nechtsgefchäft von Zeit 
der Erfüllung an zur Vollendung gelangt, die einer auflöfenden Be- 





ı)l.2inf£,1.31.488.3,4,1.6$. 16 D. de add. in diem. 
2) I. 8 in f. D. de leg. commiss., I. 4 Cod. de pact. inter emt. et vend. 
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dingung, daß das Nechtsgeichäft für die Zukunft aufgehoben wird '). 
Diefer Sag wird aud in dem Einzelnen conjequent angewendet, twie 
fih aus der nachftehenden Ueberſicht ergeben wird ?): 
A) Auffchiebende Bedingung 

a) in dem Stadium ihres Schwebens: Die Contrahenten find durch 


b 


— 


— 


das bedingte Rechtsgeſchäft rechtlich verbunden, es darf nament- 
lich fein Theil Handlungen vornehmen, welche mit dem von der 
Bedingung abhängigen Nechtsverhältnifje in Widerftreit ftehen, 
diefes unmöglich machen, beeinträchtigen oder jchmälern ($. 871); 
der bedingt Berechtigte kann, unter den fonftigen VBorausfegungen, 
zum Schuße feiner bedingten Rechte SicherheitSmaßregeln er- 
greifen (88. 147, 871), bedingte Forderungen können cedirt 
($. 964), dur Pfänder fiher geftellt werden (88. 370, 387, 434, 
472), bedingte Forderungen und Verbindlichfeiten gehen auf die 
Erben über (88. 889, 2281, 2282), eine Handlung des Gontra- 
benten, welche zur Bedingung gemacht worden ift, kann, wenn 
fie nicht an die Perſon gebunden ift, auch von den Erben erfüllt 
werden ($. 890), ift eine Sache unter einer Bedingung veräußert 
worden, jo trägt der Beränßerer den zufälligen IIntergang, der Er- 
werber die zufällige Verfchledhterung der Sache (8. 873), ift fie 
übergeben worden, jo befigt fie der Erwerber in Namen des Ver- 
äußerers ($. 254 Sat 2), eine vor dem Eintritte der Bedingung 
geleiftete Zahlung kann mittelft der condietio indebiti zurückge— 
fordert werden ($. 1521); 

mit dem Eintritte der Bedingung gelangt das bedingte Rechts— 
verhältniß zur Wirkſamkeit (88. 112, 372), iſt eine Sache unter 
einer auffchiebenden Bedingung veräußert worden, jo verbleiben 
die während des Schwebens der Bedingung gezogenen Früchte 
dem VBeräußerer, e8 wäre denn die Sache dem Erwerber über- 
geben worden, indem in diefem Falle die Früchte, von Zeit der 
Uebergabe an, dem Erwerber gebühren ($. 874), ift die ver- 
äußerte Sade eine unbewegliche, und bat der VBeräußerer über 
diefelbe während des Schwebens der Bedingung verfügt, jo find 
die Verfügungen nichtig, wenn in dem Grundbuce eine Ver— 





1) Man vergl. $. 112 des BGB.'s. — Wenn Förfter a a.D. ©. 168 
not. 52 fagt: „das Sächfiihe Geſetzbuch $. 112 hat der auffchiebenden Bedingung 
die Rüdwirfung beigelegt, wenn nicht über die Abficht der Parteien ein 
Anderes erhellt“, jo ift dies ganz unrichtig. 

2) Man vergl. Eommentar Bd. 1 ©. 152 flg. 
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wahrung eingetragen worden ift (88.143, 224), ift die veräußerte 
Sade eine bewegliche oder, fofern fie eine unbemwegliche ift, eine 
Verwahrung in das Grundbuch nicht eingetragen worden, fo 
haftet der Veräußerer wegen der über die Sade getroffenen 
Verfügungen nur obligatorifh ($. 871 in Verbindung mit $. 764), 
bat der Erwerber während des Schwebens der Bedingung über 
die Sache verfügt, jo convalesciren die Verfügungen mit dem 
Eintritte der Bedingung (88. 254, 469, 470, 566, 570); 

mit der Deficienz der Bedingung gilt das Rechtsgeſchäft als 
nicht geichloffen ($. 872), ift die unter einer aufjchiebenden Be- 
dingung veräußerte Sache vorläufig übergeben worden, jo iſt 
diefelbe nad Eintritt der Bedingung nebſt den in der Zmwijchenzeit 
gezogenen Früchten dem Beräußerer zurüdzugeben ($. 872), jedoch 
fteht dem letteren nur eine GCondiction zu ($$. 1547, 1548), 
ſoweit fi nicht aus dem ſ. g. Grundbuchsſyſteme etwas Anderes 
ergiebt. 


B) Auflöfende Bedingung, 


a) 


b 


— 


0 
—⸗ 


in dem Stadium ihres Schwebens: iſt bei Grundſtücken wegen 
der auflöſenden Bedingung in dem Grundbuche ein entſprechender 
Eintrag erfolgt, ſo können von dem Eigenthümer nicht Dritten 
Rechte an der Sache beſtellt werden (88. 224, 399, 573, 644), 
bei bewegliden Saden ift nur ein Veräußerungsverbot von 
Wirkung (88. 223, 794), den Zufall trägt Derjenige, welcher 
unter einer auflöfenden Bedingung zur Reftitution verpflichtet ift 
(88. 126, 291, 875); 

tritt die auflöfende Bedingung ein, fo wird das Nechtsverhältniß, 
von Zeit des EintrittesS der Bedingung an (aljo ex nunc) 
aufgehoben ($. 112), die Früchte der Zwiſchenzeit verbleiben 
Demjenigen, welcher fie während des Schwebens der Bedingung 
gezogen bat, an der Sade bejtellte Nechte dauern fort, jedoch 
find fie zu befeitigen, außerdem iſt Schadenerjag zu leiften 
(8$. 291, 875, 912, 914); nur bei dem Neuvertrage, der ad- 
dietio in diem und der lex commissoria wird das Rechtsge— 
Ihäft als nicht gefchlofien betrachtet und es werden alle daraus 
entftandenen Wirkungen aud für die Vergangenheit aufgehoben, 
aber überall nur mit obligatorifcher Wirkung ($$. 1109, 1115, 
1436); 

im Falle der Defictenz der auflöfenden Bedingung dauert das 
Nechtsverhältnig unverändert fort ($. 112). 
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Für die Vertheilung der Beweislaft bei der Bedingung ergiebt 
ih aus dem Vorſtehenden, daß die Behauptung, es jei ein Rechts— 
geichäft unter einer auffchiebenden Bedingung geſchloſſen worden, als 
eine Berneinung der Unbedingtheit des Nechtsgejchäfts, die Behauptung 
dagegen, es ſei unter einer auflöfenden Bedingung contrahirt worden, 
eine Einrede enthält?). 


8. 71. 


Beitbejtimmungen. i 


Bevor ih auf den Einfluß, melden Beitbeftimmungen für bie 
Rechtsverhältniſſe haben, eingehen kann, muß ich die Vorjchriften des 
bürgerlihen Geſetzbuchs über die Zeitberehnungen überfichtlich zu— 
fammenftellen. Die Zeit kann beftimmt werden nah Tagen, nad 
Moden, nah Monaten, nah ‚Jahren und zwar diefe nad 
Vierteljahren und halben Jahren. 

1) Zeitbeftimmungen nah Tagen. 

Der Kalendertag wird berechnet von Mitternacht zu Mitternacht, 
eine andere Tagesfrift von ihrem Anfange bis zum Ablaufe von vier 
undzwanzig Stunden ?). 

2) Zeitbeftimmungen nah Wochen. 

Die Woche umfaßt fieben Tage, bei welchen. aber, wenn ein 
Schalttag in die Woche fällt, diefer mitgezählt wird. Berechnet man 
die Woche von einem beftimmten Wocentage an, 3. B. Montag, fo 
ift derjelbe Mocentag der folgenden Wocde der entjcheidende Tag. 
Die im gewöhnlichen Leben üblichen Ausdrüde, „heut über acht, oder 
vierzehn Tage” find von einer Woche oder zwei Wochen zu verftehen ?). 

3) Zeitbeftimmungen nah Monaten. 

Beftimmte Kalendermonate gelten nah der Zahl ihrer Tage. 

At Die Zeit eines oder mehrerer Monate von einem gewiſſen Tage 


1) Man vergl. Pöſchmann, Annalen Bd. 5 ©. 289 flg. — Doch verfteht 
fih von felbft, das bei der auffchiebenden Bedingung die Unbedingtheit nicht 
ein beionderes Beweisthema bildet, vielmehr immer nur das Rechtsgeſchäft zu 
beweiſen ift. 

2) Man vergl. $. 82 des BGB. und Commentar Bd. 1 ©. 121 flg., ine: 
fondere ©. 123, wo der Unterfchied zwifchen Kalendertag und anderer Tagesfrijt 
angegeben wird. 

3) Man vergl. Commentar Bb. ı ©. 123 flg. und über die Umrechnung einer 
Zeitbeftimmung nad dem alten Kalender in eine Zeitbeftimmung nach dem neuen 
Kalender Einert, Arhiv für WR. und HR. Bd. 17 ©. 225 flg. — Sprad: 
widrig ift die Borfchrift des allg. d. Handelsgeſetzbuchs Art. 328 Nr. 1. 
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an zu berechnen, jo gilt der nämliche Kalendertag in dem entfcheiden- 
den Monate als legter Tag. Dies gilt auch dann, wenn der ent- 
Iheidende Monat mehr Tage bat, als derjenige, in welchen der 
Anfangspunkt der Zeit fällt. Hat der entjcheidende Monat weniger 
Tage, jo gilt fein legter Tag als Endpunft, ſelbſt wenn ein über- 
ſchießender Tag eines anderen Monats den Anfangspunft bildet. 
In anderen Fällen, alfo wenn es fih nicht um Kalendermonate 
handelt, wird der Monat zu dreißig Tagen berechnet '). Unter der 
Mitte eines Kalendernonats wird ohne Unterfchied der Länge des 
Monats der fünfzehnte Tag des Monats verftanden, und ein halber 
Monat wird einem Zeitraume von fünfzehn Tagen gleichgeachtet ?). 
4) Zeitbeſtimmungen nad Jahren. 

Der Zeitraum eines Jahres umfaßt die Kalenderzeit vom 1. Januar 
bis legten December, und wenn das Jahr von einem gewiffen Monats- 
tage an berechnet werden joll, die Zeit von zwölf Monaten bis zu 
demfelben Monatstage in dem folgenden Jahre. Ein nah Jahren 
beftimmter Zeitraum, welcher in einem Schaltjahre mit dem neunund- 
jwanzigiten Februar anfängt, endigt in einem Jahre ohne Schalttag 
mit dem adhtundzwanzigiten Februar. In anderen Fällen wird das 
jahr zu dreihundertfünfundfechzig Tagen gerechnet’). Unter einem 
halben Jahre wird eine Zeit von jechs, unter einem Bierteljahre eine 
Zeit von drei Monaten, welde in der zu Nr. 3 angegebenen Weiſe 
zu berechnen find t), verjtanden. 

Iſt eine Frift von einem Ereigniſſe an zu berechnen, fo wird der 
auf den Tag, an welchem das Ereigniß vorgefallen it, folgende Tag 
als der erjte Tag der Friſt betrachtet und das Ende der Frift tritt 
ein, wenn der legte Tag vorüber ijt, 3. B. wenn eine Entfcheidung 
am erften Tage eines Monats befannt gemacht worden ift, jo endigt 
die zehntägige Frift mit dem elften Tage des Monats >). 

Die römifhe Computation der Zeit, nach welder nur die Tage 
berechnet wurden, an welchen es der betreffenden Perſon möglich war, 
die verlangte Handlung vorzunehmen (utile tempus), fennt das bürger- 
lihe Geſetzbuch nicht ®). 


1) Man vergl. $. 83 des BGB. und Commentar a. a. D. 

2) Man vergl. 8. 84 des BGB.'s und Commentar a. a. D. ©. 124. 
3) Man vergl. 8. 85 des BGB.'s und Commentar Bb. 1 ©. 125. 

4) Man vergl. $. 86 des BGB.'s und Gommentar a. a. D. ©. 126. 
5) Man vergl. $. 87 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 126 fig. 
6) Man vergl. Commentar a. a. D. 
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Bei den im bürgerlichen Geſetzbuche nicht befonders erwähnten 
im täglichen Leben gebräuchlichen Zeitbeftimmungen fommt es auf den 
Sprahgebraud an. So ift der Ausdrud „bis zu einem Tage” zwar 
von dem benannten Tage (einfchlieglich) zu verftehen, aber nicht von 
dem darauf folgenden Tage. Die Beitinmung „vor einem beftimmten 
Monatstage, vor einem beftimmten Monate eines Jahres, vor einem 
bejtimmten Jahre”, ſchließt den beftimmten Tag, Monat oder das 
beftimmte Jahr aus. Die Bezeihnung „zwiſchen einem Tage als 
Anfang und einem Tage als Ende” begreift diefe Tage mit in fi '). 
Wäre endlich eine Leiftung zu verfchiedenen Zeiten disjunctim be» 
fimmt, fo würden die Vorfchriften über die alternativen Forderungen 
Anwendung finden ?). 

8. 72. 
Fortſetzung. 

Von den Zeitbeſtimmungen bei Rechtsgeſchäften ſind diejenigen 
auszuſchließen, welche den Eintritt des zu einer Bedingung gemachten 
Ereigniſſes an eine Zeit knüpfen, indem dieſe mit den Bedingungen 
zuſammenfallen. Andere Zeitbeſtimmungen können den Zweck haben, 
die Erfüllungszeit hinauszuſchieben, z. B. zu einem beſtimmten 
ſpäteren Tage (dies a quo) oder dem Rechtsverhältniſſe ein 
Ende zu ſetzen, 3. B. Verſprechen einer täglichen Xeiftung bis 
zum Ablaufe eines beftimmten Monates, oder auf Lebenszeit des 
Promiffars (dies ad quem), oder die Zeiträume zu beftimmen, 
in welchen eine Leiftung wiederholt werden foll, 3. B. allmonatlich, 
alljährlich u. j. w. Soviel die erfteren zwei Arten der Zeitbeftimmungen 
anlangt, jo find Zeitbeftimmungen, bei welchen es ungewiß ift, ob fie 
überhaupt eintreten werden (dies incertus an et quando), als Beding- 
ungen anzujehen, jedoch mit der Ausnahme, daß, wenn erfüllt 
worden ift, eine Rüdforderung mittelft der condietio indebiti nicht 
ftatt bat’). Iſt zwar gewiß, daß die Zeit eintreten werde, aber 
die Zeit ungewiß, wenn dies der Fall fein werde (dies certus an, 
incertus quando), jo nimmt die Zeitbeftimmung die Natur der Bes 








1) Man vergl. Annalen Bd. 7 ©. 149. — Daß, wenn nur ber Monatstag 
ohne Jahreszahl angegeben ift, im Zweifel der Monatstag befielben Jahres zu 
verftehen ift, bedarf faum ber Bemerkung (l. 8 D. de verb. oblig., I. 21 D. 
de rebus dubiis), 

2) Man vergl. SS. 697 bis 700 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 114 und 1521 des BGB.'s. 
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dingung an, wenn durch die angegebene Ungewißheit unter befonderen 
Berhältniffen eine Ungewißheit des Eintritte8 der Zeit felbft entfteht, 
3. B. wenn ein Nechtsverbältnig davon abhängig gemadt wird, daß 
ein Contrahent oder ein Dritter den Zeitpunkt erlebt, oder eine Zeit 
für die Geltendmahung eines Rechtes in der Weife beftimmt wird, 
daß, wenn es bis dahin nicht geltend gemacht wird, das Net felbit 
nicht weiter geltend gemacht werden kann!). Iſt endlich eine Zeit 
beftimmt, deren Eintritt gewiß iſt (dies certus), jo gilt das Rechts— 
geichäft als unbedingtes?). Iſt es ein dies a quo, fo ift das Necht 
begründet (dies cedit), e8 kann aber dafjelbe nicht vor dem Eintritte 
des dies geltend gemacht werden (dies nondum venit). Iſt es ein 
dies ad quem, fo hört das Recht mit dem Eintritte des dies auf. 
Soviel die dritte Art der Zeitbeftimmungen anlangt, fo gilt die Regel, 
daß die in beſtimmten Zeiträumen wiederkehrende Yeiftung nur erft 
am Ende des einzelnen Zeitraumes gefordert werden kann, ausge— 
nommen in den SS. 1154, 1564 des BGB.'s angegebenen oder fonft 
analogen Fällen ?). 

Endlich ift die Beweislaſt bei der Zeitbeftimmung eben fo wie bei 
der Bedingung zu requliren ?). 


8. 73. 
III. Unerlaubte Handlungen. 
Im Allgemeinen. 


Unter einer unerlaubten Handlung, melde die Verbindlichkeit 
zum Erſatze des verurſachten Schadens verpflichtet, ift jede Begehungs- 
und Unterlafiungshandlung zu verſtehen, durch welche die Nechte eines 


1) Man vergl. 8. 887 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 115 des BGB.'s. — Iſt eine Leiftung „beute“ verſprochen 
worden, jo wird dadurch die Forderung nicht binausgefchoben. (l. 118 D. de 
verb. oblig.) Ebenfo bat die Zeitbeftimmung bei dem Tepofitum feine auf: 
Ichiebende Kraft (man vergl. $. 1267 des BGB.'s). — Eine Zeitbeftimmung kann 
fib aus der Natur des Rechtsgeſchäfts ergeben, 3. B. bei der locatio conductio 
operis. 

3) Nach römischen Nechte jcheint dies ebenfall® gegolten zu haben, 1. 60 pr. 
D. locat., 1. 42, 1. 56 $. 4 D. de verb. oblig., $. 3 und 26 Inst. de verb. oblig. 

4) Man veral. oben $. 69 ©. 117 not. 1 und Pöſchmann a. a. O. 8. 23 flag. 
©. 325 flg. — Man merke jedoch wohl, daß auch bei dem dies ad quem ercipirt 
werden muß, indem, wenn nad deſſen Ablauf erfüllt wird, die Nepetition mittelft 
der condictio indebiti nicht jtatt hat. 
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Anderen verlegt werden '). Das bloße Nichthandeln (non facere), macht 
nicht ciwilrechtlich verantwortlich, weil eine allgemeine Berbindlichkeit, einer 
fremden Perſon gegen widerrechtliche Angriffe Anderer Hülfe zu leiften, 
oder eine fremde Sade im Falle einer Gefahr des Unterganges, der 
Verſchlechterung oder des Verluſtes derfelben für den Eigenthümer in 
Sicherheit zu bringen, nicht beſteht. Dagegen kann eine Berlegung 
fremder Rechte in der Unterlaſſung einer Handlung liegen, zu welcher 
eine rechtliche Berbindlichfeit begründet ift, ohne Unterjchied, ob fich 
die Verbindlichkeit auf ein allgemeines Geſetz, auf ein polizeiliches 
Gebot oder auf ein Rechtsgeſchäft zurüdführen läßt ?). 

Ob eine Handlung, melde die Rechte eines Anderen verlegt, in 
der AMbficht, fremde Rechte zu verlegen, oder in der Unterlaffung der 
erforderlichen Aufmerkjamfeit ihren Grund habe, und ob in dem leß- 
teren Falle die Verfhuldung eine grobe oder geringe fei, hat auf den 
Begriff der unerlaubten Verlegung fremder Rechte feinen Einfluß, 
porausgejegt, dab der Handelnde zur Zeit der That nicht handlungs- 
unfähig geweſen tft’), in der Handlung nicht lediglich der Gebraud 
eines Rechtes innerhalb der Grenzen dejjelben liegt, oder der in feinen 
Rechten Berlegte nicht jeine Einwilligung zu der Verlegung in hand- 
lungsfähigem Zuftande gegeben hat*). 

Das fremde Recht, welches verlegt wird, kann fein ein Necht der 
Perſon, insbejondere deren Leben, Gejundbeit und Freiheit, oder ein 
Recht an der Sade, insbefondere Eigenthum oder Recht an fremder 
Sade. Die vorzüglichften Beispiele find: Körperverlegung, Bes 
Ihädigung fremder Saden, Diebftahl, Gewalt wider Perſon oder 
Sache, Betrug und Aralift ). Die criminalrechtliche Etrafbarkeit der 


1) Man vergl. $. 116 dei BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 116 des BEB.’3”und Annalen Nr. F. Bd. 6 ©. 312. 

3) Man vergl. $. 119 in Verbindung mit $. 81 des BGB.'s und Commentar 
BL. 1 ©. 159 ſowie Annalen N. F. Bd. 6 ©. 303 flg. 

4) Man vergl. $. 118 des BOB. — Hat fich jedoch Jemand durch eine 
Verſchuldung in einen vorübergehend den Bernunftgebrauc ausſchließenden Zuftand, 
3. B. totale Trunkenheit, verjegt, jo ift Das, was er in diefem Zuftande gethan 
bat, als von ibm verjchuldet anzujehen. (S. 120 des BGB.'s.) 

5) Ein Fall des dolus würde auch die Leiftung eines Meineides in einem 
Brocefie fein. (Man vergl. Annalen N. F. Bd. 5 ©. 364.) — Nach römischen 
Rechte fonnte eine durch Eid entichiedene Sache nicht wegen Meineided wieder 
bon Neuem zum Gegenjtande des Procejjes gemacht werden, weil der Eid ale 
Vergleich aufgefaßt wurde (l. 25, 1. 26 8. 2 D. de jurej.) in Berbindung mit 
l.ı D. de pact. und 1. 10 Cod. de transact.). Diejer Grund hat fich nad) heutigem 
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Handlung ift fein Erforderniß der civilvechtliden Schadenerſatzpflicht 
und eben fo wenig knüpft fich die civilrechtliche Schadenerfagpflict an 
jede criminalrechtlich ftrafbare Handlung. Denn es kommt eben darauf 
an, ob fremde Nechte verlegt worden find und ob die Handlung oder 
Unterlaffung, welche die Verlegung enthält, eine bewußte tft. Bloßer 
Vorfag, vorbereitende Handlungen und felbft der Verſuch, jo fern er 
nicht Schaden verurſacht hat, haben im Givilrechte Feine Bedeutung, 


8. 74. 
Abfiht und Verſchuldung. 


Abficht (dolus) ift die in dem Bewußtſein, e8 werde dadurch ein 
fremdes Necht verlegt werden, vorgenommene Handlung '). Neben 
diefem Bewußtfein wird die Abſicht oder der Vorſatz, das fremde 
Recht zu verlegen, nicht erfordert; es giebt namentlich im Privatrechte 
nicht einen Unterfchied zwifchen directem und indirectem dolus. Das 
vorzüglich zur Feftftellung der durch dolus verurfadhten Schäden dienende 
juramentum in litem?) ift nad Sächſiſchem Proceßrechte noch zuläflig‘) 
und follte, namentlih wenn es auf die Quantificirung von Schäden 
ankommt, häufiger in Anwendung gebracht werden, als zeither *). 

Verfhuldung, im Gegenfage zu dem dolus aud Fahrläſſigkeit 
genannt (culpa), umfaßt ſowohl die pofitive Handlung, durch melde 
fremde Rechte verlegt werden, ohne das Bewußtjein, es werde diejer 
Erfolg eintreten (culpa in faciendo), als auch die Unterlafjung einer 
Handlung, zu deren Vornahme eine rechtliche Verpflichtung beſteht 
(culpa in non faciendo)5). Das Unerlaubte bei der culpa in faciendo 
liegt in der Vernadjläffigung der erforderlihen Vorficht oder in der 
Vornahme der Handlung ohne die gehörige Prüfung, ob dadurch 





Rechte, welches den Eid als Beweismittel anfieht, erledigt. Das aus der Vorſchrift 
der alten RO. tit. V. und der erl. PO. ad eund. tit. entftehende Bedenken gegen 
die Klage wegen eines geleifteten Meineideö erſcheint unbeachtlich, meil es fich bei 
einer ſolchen Klage nit um die Aenderung einer Klage in ben Beweismitteln, 
fondern um Schadenerfag aus einem Delicte handelt. 

1) Man vergl. $. 121 ded BGB.'s. Zeitfchrift für R. und V., N. 5. Bd. 31 
&. 97 flg. Annalen N. F. Bd. 6 ©. 308 fig. 

2)1.1,1.31.4$.2,1.5$.4 D. de in litem jurando. 

3) Die Procehnovelle vom 13. März 1867 Nr. V. beruht in ihrer ratio auf 
demjelben Principe, wie das juramentum in litem. 

4) Man vergl. Annalen NR. F. Bd. 6 ©. 309 not. 45. 

5) Man vergl. 88. 117, 121 des BGB.'s. 
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fremde Rechte verlegt werden können. Sie hat feine Grade!), ihre 
äußerfte Grenze ift aber die, daß eine Verfehuldung nicht angenommen 
werden kann, wenn die Möglichkeit der Verlegung fremder Rechte fo 
fern liegt, daß fie felbft von einem ordentlichen, aufmerkfamen Haus: 
vater (dem Typus der Sorgjamfeit und Aufmerkfamfeit) nicht würde _ 
berüdfichtigt worden fein‘. Die culpa in non faciendo ſetzt eine 
Verbindlichkeit zu der Handlung voraus, welche unterlafjen worden ift. 

Die Verſchuldung (Fahrläffigkeit) ift eine grobe (culpa lata), 
wenn ſelbſt die Sorgfalt unterlaffen wird, welche gewöhnlich auch ein 
minder ordentlicher, aufmerkſamer Menſch beobachtet), und dies tft 
anzunehmen, wenn nicht einmal die Sorgfalt angewendet wird, melde 
ein des Gebrauchs feiner Vernunft fähiger Menſch beobachtet‘), oder 
wenn bei der Bejorgung fremder Angelegenheiten nicht einmal die 
Sorgfalt angewendet wird, welche man in feinen eigenen Angelegen- 
beiten anzumenden pflegt’). Die Verſchuldung ift eine geringe 
(eulpa levis), wenn die Sorgfalt unterlafjen wird, welche ein ordent- 
liher, aufmerffamer Hausvater zu beobadten pflegt. Eine noch weiter 
teihende Verfchuldung (culpa levissima) fennt das bürgerliche Geſetz— 
buch nit. Dagegen fommen im bürgerlihen Geſetzbuche Rechtsver- 
hältniffe vor, in melden Jemand nur für den Fleiß haftet, den er in 
jeinen eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt (culpa in concreto) ®). 
Ber nur für culpa in concreto haftet, ift zwar für geringe Fahr- 
läffigfeit nur mit der in den Worten liegenden Beſchränkung verant- 
wortlich, kann fich aber gegen den Vorwurf grober Fahrläfligfeit nicht 
damit jhügen, dab er in eigenen Angelegenheiten nicht anders zu 
handeln pflegt 7). 

9) Man vergl. 88. 116, 121, 776, 1483, 1488 bes BGB.'s und Commentar 
». 16. 156 fig. 

2) Man vergl. $. 121 Sab 2 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 122 des BGB.'s. 

4) In der 1. 213 $. 2 D. de verb. signif. wird * ausgedrückt „non in- 
telligere id, quod omnes homines intelligunt.“ 

5) Eine Anwendung dieſes Satzes enthält der $. 1266 Sat 2. Die im 
Zerte angegebenen zwei Richtungen, in welchen fich eine grobe Verfchuldung (culpa 
iata) zeigen kann, find nicht Grabe der groben Verſchuldung; diefe ift nämlich 
anzunehmen, es mag bie Handlung nach dieſer oder jener Richtung hin uner: 
laubt fein. 

6) Man vergl. $. 730 bed BGB.'s. — Fälle, in welchen nur für culpa in 
ncreto gehaftet wird, find die der $$. 336, 1371, 1655, 1817, 1949, 2364. 

T) Man vergl. $. 730 des BGB.'s. — Die Haftpflicht für culpa in faciendo 
legt in der culpa in concreto unter allen Umftänden. 
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Neben dem dolus und der culpa führt das bürgerlihe Geſetzbuch 
nicht noch die custodia auf, mweil die legtere ein objectiver Begriff ift, 
welcher nur dann enticheidend fein kann, wenn es fich um die Haftung 
für die durch Dritte verurfahten Schäden handelt’). 

Die gefeglich beftimmte Haftung für Nechtsverlegungen kann 
durch Eonjens der Gontrahenten erhöht oder verringert werden." Ein 
im Voraus erflärter Verzicht auf Anſprüche aus einer (künftigen) ab- 
fihtliben VBerfhuldung (aus einem künftigen dolus) ift jedoch nichtig ?). 


8. 75. 
Schaden. Entzogener Gewinn. 


Unter Schaden (damnum) verftcht man jede Verminderung des 
Vermögens, weldhe darin ihren Grund hat, daß ein VBermögensgegen- 
ftand untergebt oder verjchlechtert wird, vorausgeſetzt, daß dies nicht 
eine bloße Folge der Beichaffenbeit des Gegenftandes ſelbſt oder des 
Beitablaufes ift?). Iſt der Gegenftand untergegangen, fo ift die 
Größe des Schadens nah dem Werthe zu bejtimmen, welchen derfelbe 
zur Zeit feines Unterganges gehabt hat. it der Gegenftand ver- 
ichlechtert worden, fo befteht der Schaden in dem Werthunterfchiede, 
welcher fich ergiebt, wenn man den Werth, den der beſchädigte Gegen- 
ftand zur Zeit der Beſchädigung gehabt bat, dem Werthe gegenüber: 
ftellt, welchen er nach feiner Beſchädigung bat. Hierin liegt der ſ. g. 
pofitive Schaden (damnum emergens). Der Schaden (damnum) 
begreift aber nicht blos diefen pofitiven Schaden (damnum emergens), 
fondern auch den Gewinn, welcher in der Zmifchenzeit, zwiſchen 
dem Untergange oder der Verſchlechterung und der fpäteren Aus- 
gleihung des pofitiven Schadens, von dem untergegangenen oder 
verschlechterten Gegenftande hätte gezogen werden Fünnen, (entzogener 


1) Man vergl. Annalen Bd. 6 ©. 296. 

2) Ein Verzicht auf Anſprüche aus einer Fünftigen groben Verſchuldung ift 
zwar an fich gültig, kann aber nicht bewirken, daß die Haftung auch jelbft dann 
ausgeichlofien ift, wenn wegen des im Voraus erklärten Verzichtes vorjäglich 
mit grober Fahrläffigkeit verfahren wird. — Ob ein allgemeiner Verzicht auf An: 
ſprüche aus einem dolus praeteritus zu eritreden jei, ift nach den SS. 135, 1414 
zu beurtheilen. (Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 162.) — Der Erlaß der 
Rechhnungsablegung befreit zwar von der Verbindlichkeit zur Haftung für culpa 
bei der Gefhäftsführung, nicht aber von der Verbindlichkeit zur Herausgabe Des: 
jenigen, was der Gefchäftsführer in den Händen hat und nicht von der Haftung 
für abfichtlihe Verſchuldung. 

3) Man vergl. Annalen NR. F. Bd. 6 ©. 289. 
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oder entgangener Gewinn, lucrum cessans)'). Nur der Schaden 
wird erjegt, welcder eine unmittelbare oder mittelbare Folge der uns 
erlaubten Handlung ift. Bei dem entzogenen Gewinne kommt nur 
der Gewinn in Betracht, welder nah dem natürliden oder gemwühn- 
lihen Laufe der Dinge, oder nad den getroffenen Anftalten und 
Vorkehrungen oder jonft nad) den Umständen erwartet werden fonnte ?). 

Das bürgerliche Geſetzbuch verbindet aber mit dem Ausdrude 
Schaden aud den Begriff des Intereſſes, d. h. des durch Abſchätzung 
feftzuftelenden Unterfchiedes zwiſchen dem Bermögenszuftande des 
Bläubigers, wenn eine Forderung rechtzeitig erfüllt worden wäre, zu 
dem Bermögenszuftande, wenn die yorderung nicht rechtzeitig erfüllt 
worden iſt ). Auf den Schadenerjag in diefem weiteren Sinne bezieht 
ih der Schlußfag des $. 125 des BGB.'s, daß von dem entzogenen 
Gewinne nicht der davon zu ziehen geweſene Gewinn zu erjegen jei. 
Gebraucht man das Wort Schaden in diefem weiteren Sinne, fo ver: 
fteht man unter dem pofitiven Schaden (damnum emergens) ſowohl 
den pofitiven Schaden, als auch den entzogenen Gewinn in der oben 
angegebenen Bedeutung, unter entzogenem oder entgangenem Gewinn 
dagegen den Gewinn, welcher nad den befonderen Verhältniſſen des 
einzelnen Falles hätte gezogen werden können, wenn die Forderung 
rechtzeitig erfüllt worden wäre‘). 


8. 76. 
Zufall 

Unter Zufall (casus) verfteht man ein Ereigniß, welches der 
Menſch nicht vorherjehen, oder welches er menigitens, wenn er es 
vorhergefehen hat, nicht abwenden kann. Man gebraudt dafür auch 
den Ausdrud „höhere Gewalt (vis major)”, indem der Gomparativ 
„böhere” auf den unzulänglihen Widerftand hinweiſt, melden der 
Menſch zu leiften vermag). Ein Schaden ift zufällig, wenn er in 
einem ſolchen Ereigniffe feinen Grund bat. ALS zufälliger Schaden 
it der Schaden zu betrachten, welder durch Naturereigniffe, 3. B. 





1) Man vergl. $. 124 des BGB.'s. — Der Begriff des f. g. Jucrum cessans 
wird in den Annalen a. a. D. ©. 289 flg. entwidelt. 

2) Man vergl. $. 125 des BGB.'s. 

3) In diefem Sinne ift von Schadenerfak die Rede, z. B. in den 88. 721, 
740, 761 und fonft im Rechte der Forderungen. 

4) Die Vorſchrift des 8. 125 des BGB.'s gilt aud bier. 

5) Man vergl. Annalen N. 5. Bd. 6 ©. 296. 
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Sturm, Blisftrahl, oder durch Feuer, Schiffbrudh, Ueberſchwemmung 
u. ſ. w., oder durch Viehſeuche, Erdbeben u. j. w., oder durch feind- 
liche Meberfälle, durch Raub oder Einbrüche u. f. w. verurfacht worden 
ift. Dahin find auch zu zählen die von einem Dritten, defien Hand» 
lungen man nicht zu vertreten hat, verurfachten Schäden, welche unter 
die lex Aquilia fallen. Das Entfliehen von Thieren ift nur dann ein 
Zufall, wern es Hausthiere find, welche nicht befonders bewacht oder 
beauffichtigt zu werden pflegen. Dagegen ift der Diebftahl im römiſchen 
Sinne nicht zu den Zufällen zu rechnen '). 

Im Nechte fept man den zufälligen Schaden dem Schaden ent- 
gegen, welder durch eine Verſchuldung (dolus und culpa) verurfacht 
worden ift; es beginnt das Gebiet des Zufalles da, wo das Gebiet 
der Verſchuldung aufhört ?). Als Regel gilt, daß der zufällige Schaden 
von Demjenigen zu tragen tft, deſſen Bermögen dadurch betroffen wird 
(casus a nullo praestatur)?). In ihrer Anwendung auf einzelne 
Vermögensobjecte geftaltet fich diefe Negel jo, daß das Eigenthum 
aufhört mit dem zufälligen Untergange der Sache (casum sentit 
dominus), das Recht an fremden Sachen aufhört mit dem’ zufälligen 
Untergange der fremden Sade, die Forderung auf Leiftung einer 
dem Stüde nad beftimmten Sade (Species) aufhört mit dem zufälligen 
Untergange der gefchuldeten Sache (debitor speciei liberatur inte- 
ritu rei). Ausnahmen von diefer Regel treten ein erſtens, wenn ein 
Anderer für den zufälligen Schaden zu haften verfproden hat, 3. B. 
bei der Verficherung gegen Feuersgefaht *), zweitens wenn ein Anderer 
den Zufall verfchuldet hat, z. B. wenn der Commodatar die geliehene 
Sade mit auf Reifen nimmt, und die Sade dur den Zufall unter 
geht), und drittens wenn ein Anderer nad den Vorfchriften über 
den Verzug für den Zufall haftet ®). 


1) Man vergl. Annalen a. a. D. 

2) Man vergl. $. 126 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 126 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 126 Sat 2 in Verbindung mit $. 781 des BEB.3. 
5) Man vergl. 88. 126 Sat 2 und 1009 des BGB.'s. 

6) Man vergl. SS. 750 und 1009 des BGB.'s. 
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Fünftes Capitel. 
Don den Redten. 


8. 77. 
I. Ausübung der Redte. 


Rechte können zwar nicht lediglich zu dem Zwecke ausgeübt werden, 
um Anderen zu jchaden!); e8 wird aber zu deren Ausübung nicht der 
Nahmeis eines Intereſſes erfordert. Einen redtlihen Zwang zur 
Ausübung eines Rechtes giebt es nicht, weil dies mit dem Begriffe 
des Rechtes in Widerfpruh ftehen würde. Wenn das bürgerliche 
Gejegbud diefen Sat nur als Regel aufitellt ?), jo follen dadurch 
die Fälle nicht ausgefhloffen werden, in welden die Unterlaffung der 
Ausübung eines Rechtes den Nachtheil bringen kann, daß das Recht 
verloren gebt, 3. B. bei der provocatio ad agendum und bei den ſ. g. 
Präclufivfriften, wie fie nah dem bürgerlichen Geſetzbuche im Ehe— 
rechte?) und vermöge bejonderer Vereinbarung bei Rechtsgeichäften, 
3. B. bei den Feuerverfiherungen in Beziehung auf die Anzeige und 
Liquidation der Schäden vorkommen. 

Der Grundfag, daß wer zu einem Mehreren berechtigt ift, auch 
das Recht hat auf das darin enthaltene Wenigere*), gilt vorzüglich 
von Summen und Uuantitäten, indem die geringere Summe oder 
Quantität in der größeren liegt, doch kann unter befonderen Berhält- 
niffen, namentlich bei entgeltlichen Rechtsgefchäften, eine Theilung aus- 
gejchloffen fein. Das Eigenthum umfaßt den Fruchtgenuß und den 
Gebraub und es kann daher der Eigenthümer fein Recht an einer 
Sache auch nur rückſichtlich dieſer Rechte ausüben. Bei Rechten an 
Sachen, fo weit fie theilbar find, läßt ſich ebenfalls eine Ausübung 
des in einem umfänglicheren Rechte enthaltenen Wenigeren denen. 





1) Diejes Princip liegt mehreren römijchen Gejeßen, 3. B. der 1. 38 D. de 
BR. V,1.1%812,1. 28.5 D. de aqu, et aquae pluv., I. 3 pr. D. de oper. public. 
zu Grunde und das bürgerliche Geſetzbuch enthält ebenfalls mehrere (jedoch ftreng 
auszulegende) Borfchriften, 3. B. SS. 316 Sag 3, 1201 Satz 2, 356, welche auf 
das angegebene Princip zurüdzuführen find. 

2) Man vergl. $. 127 des BGB.'s und Eommentar Bd. ı ©. 165 fig. 

3) Man vergl. 88. 1719, 1720, 1739 bed BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 128 des BGB.'s. — Die Regel, dab wer ein Recht babe, 
auch das Recht auf die erlaubten angemefjenen oder nothiwendigen Mittel haben 
müffe, hat im Wejentlihen nur für die |. g. adminicula servitutum einen Werth. 
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Dagegen würde es nicht ftatthaft fein, wenn ftatt einer werthoolleren 
Sache eine weniger wertbvolle, jtatt eines ideellen Theiles eines Grund⸗ 
ftüds ein phyſiſcher Theil, ftatt des Eigenthums einer Sache die Dienft- 
barkeit des Niepbrauds an derjelben gefordert würde. Ueberhaupt 
ift die Frage, ob in einem plus dag minus liege, oder ob aliud pro alio 
gefordert werde, eine nah den Verhältniſſen des einzelnen Falles zu 
beantwortende thatſächliche Frage. 

Die Nechtsregel, daß Derjenige, welcher die Vortheile einer Sache 
genießt, auch den damit verbundenen Aufwand zu tragen verbunden 
ift !), hat viele Ausnahmen, welde auf der Natur des Rechtsgejchäfts 
und auf befonderen Bereinbarungen beruhen fünnen. 

Stehen mehreren Perſonen Rechte zu, welche nicht nebeneinander 
ausgeübt werden können, fo muß, wenn nicht gefeglihe Vorfchriften 
etwas Anderes beftimmen, jeder Berechtigte von feinem Nechte fo viel 
aufgeben, daß die theilweife Ausübung aller Rechte möglich ift. Kann 
oder darf dies nicht gefchehen, jo entjcheidet das Loos ?). 

8. 78. 
Uebertragbarfeit der Redte. 


Rechte können, joweit nicht Ausnahmen begründet find, durch 
Nechtsgejhäfte oder VBeerbung auf Andere übergehen. Den Uebergang 
der Rechte durch Rectsgefhäfte nennt man Singularfucceffion, den 
duch Beerbung Univerjaljucceffion. 

Niemand kann mehr Rechte auf einen Anderen übertragen, als er 
jelbft hat). Diefer Sag gilt nicht blos von dem Eigenthume und 
den darin enthaltenen Rechten, jondern aud von Forderungen. Eine 
Folge hiervon ift der Vorzug, welden, wenn Mehrere ihr Recht von 
einer und derjelben Perſon ableiten, unter den jonftigen Voraus— 
jegungen die Priorität der Zeit der Uebertragung geben fann ‘). 
Wenn bei gewijjen beweglichen. Saden die Eigenthumsflage, wider den 
redlihen Beliger ausgeſchloſſen“) oder bejchränft ift®), oder wenn bei 


1) Man vergl. $. 129 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 130 des BGB.'s. — Beſondere Vorfchriften über die Collifion 
der Rechte enthalten die SS. 130, 529, 764, 2351, 2498 ded BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 131 des BGB.'s. — Dieſer $. umfaßt auch die Fälle, 
in welchen, wie z. B. beim Nießbrauche, mit dem Wegfalle des Eigenthums bes 
Beitellers das beftellte Recht wegfällt (resoluto jure concedentis resolvitur jus ipsum). 

4) Man vergl. 3. B. 88. 327, 434, 764, 529, 973 des BGB.'s. 

5) Man vergl. SS. 296, 1041 des BGB.'s. — Die Priorität der Zeit liegt 
auch der Vorſchrift über den Erbvertrag im $. 2542 zu Grunde. 

6) Man vergl. $. 315 des BGB.'s 
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Grundjtüden wegen des Grundbuchsſyſtems Rechte gegen Dritte nicht 
geltend gemacht werden fünnen ?), jo liegen darin nicht Ausnahmen 
von der Regel, daß Niemand mehr Rechte auf einen Anderen über- 
tragen fann, als er felbjt hat). Denn in allen diejen Fällen befteht 
das frühere Recht an der Sache fort; es kann aber nicht wider Den- 
jenigen geltend gemacht werden, welcher bei der Erwerbung in red» 
lihem Glauben geftanden hat; es verwandelt ſich dafjelbe in eine 
Forderung wider den Beräußerer. 


8. 79. 
III. Erlöſchen der Rechte. 


Rechte erlöfchen 

1) durd Vereinigung des Nechtes und der derfelben entjprechenden 
Verbindlichkeit in Einer Berfon (eonfusio) ?); 

2) durd Eintritt eines Endtermines oder einer auflöjenden Be- 
dingung t); 

3) durch Verzicht des Berechtigten ?), ſoweit nicht in einzelnen Fällen 
der Verzicht unftatthaft ift ®). 


1) Man vergl. 88. 278, 463 des BGB.'s. 

2) Man vergl. Annalen N. 5. Bd. 4 ©. 305 flg. — Der Art. 306 des allg. 
d. Handelögejegbuches redet mit Unrecht von einem „Erlöjchen des früheren Eigen: 
thums“ und von einem „Erlöjchen des früheren Pfandrechts oder fonftigen ding: 
lihen Rechts”. — Ueber die Geftaltungen, welche die im $. 131 des BGB.'s auf:* 
geftellte Regel im Erbrechte, namentlich auch bei den Familienfideicommifjen an: 
nimmt, fann erſt im Erbrechte das Weitere gejagt werden. — Im Wechielrechte, 
namentlich rüdfichtlich des Indoſſaments, gelten befondere Beſtimmungen, welche 
nicht hierher gehören. 

3) Man vergl. $. 132 des BGB.'s. — Ueber das Specielle find zu vergl. 
88. 443, 458, 508, 594, 651, 1008, 1033, 1465, 2285, 2378 bed BGB.'s. 

4) Man vergl. oben SS. 70 und 72. 

5) Man vergl. 8. 134 des BGB. 3. — Nach dem zweiten Satze ded ange: 
gebenen $. wird zur Unmwiderruflichfeit des Berzichtes Annahme nur in den 
Fällen erfordert, in welchen die Geſetze dies ausiprehen. Im Commentar Bd. 1 
©. 169 flg. wird eine Ueberſicht der Fälle gegeben, in welchen Berzichte auf Rechte 
mit der Annahme und ohne dieſe unwiderruflich find und ich verweiſe daber 
auf das dort Gejagte. — Die im $. 135 des BGB.'s aufgeftellte Hegel, „Berzichte 
find ftreng auszulegen” hat nur den Sinn, daß, wenn bei einer Interpretation 
Zweifel übrig bleiben, ob eine Willenserflärung einen Berzicht enthalte und wie 
weit derfelbe reiche, ein Verzicht entweder gar nicht oder doch nur in geringerem 
Umfange anzunehmen jei. 

6) 3. B. nad den SS. 123, 1063, 1321, 1882, 1442, 1511, 1852, 2211 
des BGB.'s. 

Sieben haar, Privatrecht. 9 
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Durch Nichtausübung innerhalb eines gewiſſen Zeitraumes er- 
löſchen Rechte nur unter den oben in $. 77 angegebenen bejfonderen 
Borausfegungen und in den Fällen, für welche die Geſetze dies aus- 
Ipreden '). 


Sechſtes Capitel. 
Don der Sichernng, Verwahrung und Verfolgung der Rede. 


8. 80. 
I. Siderbeitsleiftung. 

Iſt vermöge Gefeges ?) oder vermöge eines Rechtsgeſchäfts eine 
Sicherheit zu bejtellen und über die Art, wie die Sicherheit zu be- 
ftellen jei, Etwas nicht bejtimmt, jo hat der Verpflichtete die Wahl’), 
ob er den Werth des zu jihernden Gegenjtandes durch gerichtliche 
Hinterlegung einer Geldfumme, durch Uebergabe eines Fauftpfandes 
oder durch Beltellung einer Hypothek jicher jtellen will“). In Er- 
mangelung dieſer Sicherungsmittel hat er tüchtige Bürgen zu ftellen °). 
Eine Sache, welche zur pfandweiſen Sicherftellung als Yauftpfand oder 
Hypothek dienen joll, braucht nicht höher als zu zwei Dritttheilen des 
Schäpungsmwerthes oder, wenn auf den Grundjtüde Hypotheken haften, 
unter Berüdjihtigung der Hypotheken bis zu zwei Dritttheilen des 
»- Shätungswerthes, zum Pfande angenommen zu erden‘). Ein 
Bürge ift tüchtig, wenn er ein der Größe der fidher zu ftellenden 
Schuld angemefjene8 Vermögen befitt und innerhalb der deutjchen 
Bundesftaaten belangt werden Fann ?). 

1) Man vergl. 88. 150 bis 170, 923, 946, 1017, 1018, 1034, 1035, 1063, 
1069, 1174, 1532, 1559, 1666, 2853, 2616 (Verjährung), 260 bis 275 (Erfigung 
des Eigenthbums), 577 bis 589 (Erfigung der Grunddienftbarfeiten), 596 bis 
598 (Erlöfchen der Grunddienftbarfeiten durch Nichtgebraud), 655 (Erlöſchen der 
periönlichen Dienjtbarfeiten durch Nichtgebraud). 

2) In dem bürgerlichen Geſetzbuche find hierher gehörige Fälle die der SS. 617 
biß 622 (Nießbrauch), ingleichen die der SS. 1902 bi 1905 (Vormundſchaft). Da: 
gegen gelten über die Ausleihung der Gelder Bevormundeter bejondere Vorſchriften. 
(Man vergl. $. 1935 des BGB.'s.) 

3) Für die Wahl find die 88. 697 bis 700 bes BGB.'s maßgebend. 

4) Man vergl. S. 136 Sat 1 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 136 Sat 2 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 137 des BGB.'s. 

7) Man vergl. 8. 138 des BGB. — Bunbdesftaaten find die zum vor: 
maligen deutfchen Bunde gehörig geweienen Staaten. 
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Geht die zum Pfande gegebene Sache durch Zufall unter oder 
mindert ſich ihr Werth, fo bat Derjenige, mwelder zur Sicherheits- 
leiftung verpflichtet ift, eine andermeite Sicherheit zu beftellen oder die 
beftellte zu ergänzen, jofern fich nicht feine Verpflichtung zur Sicher- 
beitsleiftung überhaupt erledigt hat. 


8. 81. 
II. Verwahrung. 


Durh Verwahrung (Proteftation, Vorbehalt) kann man fich ein- 
feitig gegen die möglichen nachtheiligen Folgen einer eigenen Handlung 
oder gegen die Handlung eines Anderen oder deren nachtheilige Folgen 
fihern '). Die Verwahrung gegen die möglichen nachtheiligen Folgen 
einer eigenen Handlung muß vor oder wenigſtens bei der leßteren 
geſchehen. Sie ift unwirkſam, wenn diefe Folgen nad den Gejegen 
ohne Rüdfiht auf den dabei geäußerten Willen mit der Handlung 
eintreten, 3. B. die Zurücdnahme einer Klage, als Verzicht auf die 
Interruption der Verjährung), oder wenn ſie mit der Handlung in 
Widerſpruch jteht, 3. B. Vorausnahme von Zinjen, als Geftundung 
der Schuld auf die Zeit, auf welche die Zinſen im Voraus bezahlt 
werden, Fortjegung eines Nechtsitreites, ald Genehmigung des bis 
dahin Berhandelten, oder wenn fie gegen die Folgen einer Unter» 
laffung in einem Falle gerichtet ift, in melchen diefe Folgen nur durch 
eine diefelbe ausſchließende Thätigkeit abgewendet werden fünnen, 3.8. 
eine Verwahrung gegen die aus der unterlafjenen Klaganftellung ge- 
folgerte Verzeihung im Eherechte ?). 

Einer Verwahrung gegen die Handlung eines Anderen oder gegen 
deren nachtheilige Folgen bedarf e$ nur, wenn aus dem Schweigen 
eine Einwilligung in die Handlung gefolgert werden könnte, oder 
nad den Umpftänden gefolgert werden müßte, oder wenn die Gejete 
außerdem der Bermahrung gegen eine fremde Handlung eine Wirkung 


1) Man vergl. SS. 139 bis 142 in Verbindung mit SS. 985 'und 986 des 
BGB.'s. — Ueber die Berwahrungen im Grund: und Hypothekenbuche vergl. man 
den $. 143 des BGB.'s und die SS. 216 bis 223 der Verordnung vom 9. Januar 
1865, das Verfahren in nichtftreitigen Rechtsfachen betreffend, ingleichen die Ab: 
handlung Siegmann's in den Annalen R. 5. Bd. ı ©. 146 flg., 289 flg., 
433 flog. 

2) Man vergl. $. 166 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 1719, 1720, 1739 des BGB.'s. 

9* 
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beilegen'). Die Verwahrung in Fällen diefer Art kann in der Regel 
ſowohl vor als nach der fremden Handlung erfolgen, muß aber in 
legterem Falle ohne Verzögerung nah erlangter Kenntniß von der 
Handlung gefhehen. Erfolgt fie vor der fremden Handlung, jo bat 
fie nicht die Wirfung, den Anderen an der Handlung zu bindern, 
ausgenommen wenn ihr diefe Wirkung von den Gefegen befonders 
beigelegt worden ift ?). 


8. 82. 
III. Klagen und Einreden. 


Klage (actio) it die Befugniß, richterlihe Hülfe zur Geltend- 
machung eines Rechtes anzurufen ?). Sie ift, wie jih aus den Worten 
„jur Geltendmahung eines Rechtes” ergiebt, nicht ein Recht neben 
dem Rechte, welches durch fie geltend gemacht wird, jondern dieſes Recht 
jelbft, in der ihm inwohnenden Eigenſchaft vor Gericht geltend gemacht 
werden zu fönnen, oder in dem ihm ertheilten gerichtlihen Schuge 
gegen Verlegungen. Sp wenig jih jagen läßt, e8 zerfalle die Geltend— 
mahung eines Nechtes in zwei Theile, nämlich einmal das Recht, 
welches geltend gemacht mird, ſodann die Geltendmadhung, als ein 
neben dem Rechte bejtehendes Befugniß, jo wenig läßt ſich jagen, e8 
jei die Klage ein von dem Rechte, zu deſſen Schuge die richterliche 
Hülfe angerufen wird, trennbarer Begriff, welchem eine Selbftändig- 
keit zufommme. Vielmehr ift die Klage (actio) und das Necht, wegen 
deſſen geklagt wird, identifch; das Necht wird geltend gemacht in der 
Anrufung der richterlichen Hülfe und die Klage (actio) ift die in dem 
Rechte liegende Befugniß, zur Geltendmachung defjelben Rechtes Die 
richterlihe Hülfe anzurufen. Wenn im römischen Rechte eine doppelte 
Art von Obligationen erwähnt wird, nämlich vom Nechte anerkannte, 
durch actio verfolgbare (obligationes civiles), und natürliche, nicht durch 
actio verfolgbare (obligationes naturales), jo fann man allerdings, 
vom Standpunkte des römischen Rechtes aus, zwiſchen obligatio und 
actio unterfcheiden, aber nicht in dem Sinne, daß obligatio und actio 

1) Man vergl. $. 141 bed BGB.’ und oben $. 60. 

2) Man vergl. $. 142 des BGB.'s. Der vorzüglichite Fall der Verwahrung 
gegen fremde Handlungen ift der des $. 1297 Sat 2 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 144 Sat 1 des BGB.'s. — In gleicher Weife wird „actio** 
im römifchen Rechte definirt als „jus persequendi in judicio, quod sibi debetur“. 
— Mit Unrecht empfehlen die neueren Rechtslehrer den Ausdrud „Anſpruch“ für 
den „Klage”. (Man vergl. Annalen N. F. Bd. 6 ©. 481 flg.) 
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verſchiedene Begriffe wären, fondern in dem Sinne, daß es Obli— 
gationen giebt, melde nicht mittelft aetio geltend gemacht werden 
fönnen und in manden Beziehungen zwar die Merfmale von Oblis 
gationen haben !), von den vollfommenen Obligationen aber in fo 
fern verjchieden find, als zu ihrer Geltendmahung nicht die richterliche 
Hülfe in Anfprud genommen werden kann. Aber das bürgerliche 
Geſetzbuch hat die Theorie der f. g. obligationes naturales nit an- 
genommen, jondern die Klagbarkeit der Rechte als allgemeine Regel?) 
aufgeftellt, und es erledigt fih daher nah ihm jeder Grund zu dem 
Unterſchiede zwifchen der actio und dem Nechte, welches Durch die actio 
geltend gemacht wird. 

Das bürgerlihe Geſetzbuch kennt, ungeachtet des Ausſpruchs, daß 
die Klagbarkeit der Rechte Regel ift, Obligationen, welche zwar nichtig 
find, bei welchen aber die Rüdforderung des Gezahlten ausgeſchloſſen 
ift, namentlich 

1) die Spiel- und Wettſchulden ?), 

2) die von einer Ehefrau ohne Einwilligung ihres Ehemannes con- 
trahirten Schulden *), 

3) die ohne Beobadhtung der gefeglihen Form erfolgte Interceſſion 
der Ehefrau für ihren Ehemann °), 

4) die Erfüllung einer verjährten Forderung ®). 

Aber obligationes naturales, in dem Sinne, welchen man, nad 
meiner Anjicht irriger Weife, in der Theorie damit zu verbinden 
pflegt, giebt e8 nad dem bürgerlichen Geſetzbuche nicht )). 

Bon den Eintheilungen der Klagen mag bier nur die hauptſäch— 
lichfte *), nämlich die in dingliche (actiones in rem) und in perjönliche 
(actiones in personam) erwähnt werden. Die Rechte nämlich, welche die 
Perſon hat, zerfallen in zwei Claſſen, erſtens in jolde, welche in ihrer 
9) Diefe Merkmale find die, daß fie conftituirt, novirt, für fie Pfänder be: 
ftelt werden fünnen und daß, wenn fie erfüllt worden find, eine condictio indebiti 
nicht Statt hat, auch mit ihnen compenfirt werden Tann. 

2) Man vergl. $. 144 Satz 2 des BGB.'s. — Das allg. d. Handelsgeſetzbuch 
bat im Art. 349 alin. 3 eine und bis dahin unbelannt gewejene Naturalobligation 
eingeführt. 

3) Dan vergl. $. 1480 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1641 bed BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1650 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 8. 1522 des BGB.'s. 

7) Man vergl. Annalen R. F. Bd. 5 ©. 434 flg. und unten $. 91. 

8) Man vergl. 1. 25 D. de oblig. et act., $. 1 J. de action. 
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PVerfönlichkeit Liegen *), oder in melden fie fih der Sache gegenüber 
unmittelbar entfaltet, 3. B. Eigenthum und Rechte an fremden Saden, 
und zweitens in folde, vermöge deren fie eine vermögensrechtliche 
Leiftung von einer anderen Perſon fordern kann (Forderungen). 
Zum Schutze der erfteren Rechte werden die actiones in rem, zum 
Schutze der legteren die actiones in personam gegeben. 

Einreden (exceptiones) find thatſächliche Behauptungen, durch 
welde das klagbar gemachte Recht ganz oder theilweife entkräftet 
wird‘), Die Einreden können darauf beruhen, daß das klagbar 
gemachte Recht zwar formell begründet jei, wegen eines Widerfpruchs 
mit dem materiellen Rechte aber den rechtlichen Schuß nicht verdiene, 
3. B. exceptio doli, metus, erroris, oder darauf, daß das geflagte Recht 
zwar begründet gemwejen, aber fpäter wieder aufgehoben worden jei, 
3. B. exceptio pacti de non petendo, exceptio transactionis, juris- 
jurandi, rei judicatae, praescriptionis, compensationis, aud) exceptio 
solutionis, acceptilationis, novationis. Unfer Proceß macht nämlich 
feinen Unterjchied zwifchen Aufhebung einer Forderung ipso jure und 
ope exceptionis ꝰ). 


8. 83. 
Fortjegung. 


Die Vorftellung, daß in einem Rechte eine doppelte Kraft liege, 
nämlich einmal eine Kraft, welche fih in der Klage (actio), ſodann 
eine Kraft, welche ih in der Einrede (exceptio) zeige, ift dem bürger- 
lihen Geſetzbuche fremd. Nichts defto weniger giebt e8 Rechte, melde 


1) Hierher gehören insbeſondere auch die f. g. Präjubicialklagen. 

2) Man vergl. $. 144 des BGB.'s. 

3) Nach unjerem Proceffe gehen alle Einreden, welche nicht im Einlafjungs: 
fage vorgefhügt werden, verloren, foweit fie nicht auf einem befonderen Klag— 
arunde beruhen. Während des Proceſſes Fönnen aber noch neu entjtandene ober 
neu gefundene (noviter eınersae und noviter repertae) geltend gemacht werben. 
Die Frage, ob Erceptionen, von welchen der Bellagte erft nach rechtäfräftig ent— 
ichtedener Sache Kenntniß erlangt, mittelft befonderer Klage geltend gemacht 
werden können, ift zu bejahen. (Man vergl. Commentar Bd. ı ©. 176.) Da: 
gegen hat die frage Zweifel, ob Einreden, welche darauf beruhen, daß das Hagbar 
gemachte Recht gänzlich erlojchen jei, 3. B. Erfüllung, Nenerungsvertrag (Novation), 
wenn fie bereitö zur Seit der für die Vorſchütung der Einreden beftimmten Frift 
begründet geweſen, aber nicht vorgejchügt worden find, aud in einem Falle, mo 
fie nicht noviter repertae find, durch condictio indebiti geltend gemacht werben 
fönnen. 
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fich gleichzeitig zu einer Klage (actio) und zu einer Einrede (exceptio) 
eignen, 3. B. die Forderung, welde eingellagt und als exceptio com- 
pensationis benugt werden fann'), die Dienftbarfeit, zu deren Schuge 
die actio confessoria, aber auch eine Einrede gegen Die actio nega- 
toria gegeben wird, die bei dem Kaufe jehr häufig vorkommenden 
Fälle, in welchen der Käufer wegen Mängel der gekauften Sache nicht 
blos die Bezahlung des Kaufpreifes verweigern, jondern auch Schaden- 
erfat fordern kann oder neben der exceptio rei venditae et traditae 
Anjprühe wegen Entwährung bat?). In Fällen diefer Art geftattet 
das bürgerliche Geſetzbuch die gleichzeitige Verfolgung des Rechtes 
mittelft Klage und Einrede?), jedoch mit der ſelbſtverſtändlichen Be- 
ſchränkung, daß der Gegenftand des Rechtes immer nur einmal erlangt 
werden fann, und daß, wenn dies gejcheben ift, 3. B. wenn mit einer 
Forderung auf eine zugeftandene Schuld compenfirt worden, die weitere 
Verfolgung auf dem anderen Wege ausgefchlojfen iſt). Der richter- 
lichen Erwägung, ob, wenn wegen defjelben Rechtes geklagt und ercipirt 
worden ift, aus procebpolitiihen Gründen eine Gombination beider 
Proceſſe oder die Siftirung des einen Procejjes bis zur Entfcheidung 
in dem anderen zwedmäßig fei, wird dadurch nicht vorgegriffen. 

Das bürgerliche Gejegbuch fchließt in den Fällen, in welchen mit 
einer Klage (actio) ein Hauptgegenftand in Anfpruch genommen wird, 
an melden fih als Nebengegenjtand Anſprüche anknüpfen, weil die 
Ausübung des Rechtes entzogen geweſen ift, oder weil der Haupt- 
gegenftand des Rechtes nicht ungejchmälert geleiftet werden kann, nad 
rechtsfräftiger Entſcheidung über den Hauptgegenftand die bejondere 
Klage wegen der Nebenanſprüche aus’). So können Berzugszinfen und 
Segalzinfen nur mit der Hauptforderung gefordert werden, Anſprüche 
aus dem Berzuge fallen, foweit fie nicht vorbehalten worden find, 
mit dem Erlöfhen der Forderung weg, Zinfen Fönnen nach Bezahlung 
der SForderung nur gefordert werden, wenn der Anſpruch darauf vor: 
behalten worden ift®). 





1) Man vergl. 1. 8 D. de comp. 

2) Man vergl. SS. 922, 941 ded BGB.'s. — Im römischen Rechte wird ein 
folder Fall in der 1. 17 D. de evict. erwähnt. 

3) Man vergl. $. 145 Sat 1 ded BGB.’ und Commentar Bd, ı ©. 177 flg. 

4) Man vergl. $. 145 Sab 2 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 146 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 55. 675, 754, 986 bed BGB.'s. — Ueber die erweislichen 


Schäden vergl. Commentar Bd. 1 ©. 178. | 
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Endlich beftimmt das bürgerliche Geſetzbuch, daß auch auf Aner- 
fennung einer bedingten oder betagten Forderung geklagt werden 
fann, wenn der Gläubiger an der Feititellung der Forderung ein 
gegenmwärtiges rvechtliches Intereſſe hat, welchen nicht auf andere Weile 
genügt werden fann!). Wenn dies der all fei, bleibt dem richter- 
lihen Ermefjen überlaffen, in der Negel wird es ſich um die Anftellung 
der Klage nach vorgängiger Provocationsklage, oder um eine Sicher: 
ftellung der Forderung handeln ?). Eine Klage aber, welche vor der 
Fälligkeit der Forderung auf Zahlung gerichtet worden ift, wird, jorern 
nicht die Zahlungszeit wenigftens vor der Entjcheidung in legter Inſtanz 
eingetreten ift, und eine Berurtbeilung auf Zahlung ausgefproden 
werden kann, auch nicht als Klage auf Anerfenntniß der Forderung 
aufrecht erhalten werden fünnen, fondern als zur Zeit unftatthaft ab- 
zumeifen fein. Eine Klage des Gläubigers, welcher von feinem Schuldner 
eine außergerichtlihe Schuldverfchreibung in den Händen bat, auf ge 
richtliches Anerkenntniß geitattet das bürgerliche Geſetzbuch nicht; es 
dürfte ſich auch eine ſolche Klage ſchwer rechtfertigen laſſen. 


8. 84. 
IV. Uebergang der Klagen auf die Erben. 


Soweit Rechte und Verbindlichkeiten auf die Erben übergehen, 
können die bei Lebzeiten des Erblaſſers daraus entſtandenen Klagen 
von den Erben und gegen die Erben angeftellt werden). Zu der 
Anftellung der Klagen aus Rechten an Sachen gegen die Erben wird 
jedoch erfordert, dab in der Perfon der Legteren die Borausfegungen 
der Klage vorhanden findt), alfo 3. B. bei der rei vindicatio, daß, 
wenn der Eigenthümer gejtorben tft, der Erbe die Sade erbt, ober, 
wenn der Erblaſſer die Sadhe inne gehabt hat, der Erbe fih in der 


1) Man vergl. 8. 147 des BGB.'s. 

2) 3. B. in dem Falle des 8. 943 des BGB.'s. — Nah der Anficht des 
Dberappellationsgerihts kann im Ercecutivprocefie nicht auf Anerkenntniß ae: 
Hagt werden. (Man vergl. Annalen NR. F. Bd. 5 ©. 522, Bb.7 ©. 191.) Andere 
auf die ſ. g. Anerkenntnißklage bezügliche Enticheidungen findet man in ben 
Annalen N. F. Bd. 3 ©. 117, ©. 313 und Bd. 6 ©. 236. 

3) Man vergl. $. 148 des BGB.'s. — Eine Kündigung, melde an den Erb: 
laffer geſchehen it, gilt auch den Erben gegenüber. 

4) Man vergl. $. 148 des BGB.'s. — Von der Klage auf VBorzeigung einer 
Sache oder Urkunde (actio ad exhibendum) läßt ſich nicht jagen, daß fie gegen 
die Erben übergeht, weil fie ihren Grund in der Inbabung der Sache oder der 
Urkunde bat. (8. 1565 des BSB.'S.) 
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‚jnbabung der Sache befindet, bei der Grunddienftbarkeit, wenn der 
Eigentbümer des berechtigten Grundftüds geftorben tft, der Erbe diefes 
Grundftüd erbt, oder, wenn der Eigenthümer des verpflichteten Grund- 
tüds geftorben ift, das Eigenthum an diefem Grundftüde auf den 
Erben übergeht. Dies bezieht fich jedoch nicht auf Schädenanfprüche, 
melde durch eine widerrechtlihe Beſchädigung oder VBorenthaltung der 
Sache begründet worden find, indem dies Forderungen find, welche 
nab den allgemeinen Grundfägen auf und gegen die Erben übergehen. 
Klagen aus Verhältniffen, weldhe mit dem Tode des Berechtigten oder 
Verpflichteten erlöfchen, z. B. Nießbraud, Nuszug, Herberge, Leibrenten, 
Anjprühe aus perjönlihen Yeiftungen des Erblafjers, gehen nur rüd- 
ſichtlich der bei ihren Lebzeiten erwachfenen und des Ueberganges durch 
Erbrecht fähigen Anſprüche auf und gegen die Erben über ). 


8. 8. 
V. Begfall der Klagen. 
Zufammentreffen mehrerer Klagen. 


Wenn wegen derſelben Sache oder aus demjelben NRechtsverhält- 
niſſe) mehrere Klagen zuftehen, 3. B. die rei vindicatio und condictio 
furtiva oder eine Contractsflage wegen derjelben Sache, die actio ex 
lege Aquilia und eine Contractsflage wegen eines duch Verſchuldung 
verurfadhten Schadens, die Eontractsflage und die actio communi 
dividundo, wenn zwei Miteigenthümer mit einander dahin überein- 
fommen, daß jie ein Jahr um das andere das gemeinfchaftliche 
Srundftüd für einen gewiffen Preis miethen oder pachten“), jo fann 
der Gläubiger die mehreren Klagen, fofern das gewählte Forum für 
alle Klagen zuftändig ift, in einem Libelle cumuliren, oder auch nur 
eine derjelben anjtellen und jo lange über diefe noch nicht rechts— 
kräftig erfannt worden ift, die Klage, welche er angeftellt hat, fallen 
lafen und die andere Klage anftellen; aud, wenn für die mehreren 
Klagen verſchiedene Verjährungsfriften gelten und die eine verjährt 

1) Man vergl. 8. 148 des BGB.'s. — Hiernach ift die Frage, ob die Erben 
eined Audzüglerd oder eines Herbergäberechtigten das Necht ihres Erblaſſers im 
Sppothefenbuche caffiren zu laffen verbunden find, verneinend zu beantworten. 

2) Das bürgerliche Geſetzbuch brüdt dies im $. 149 jo aus: „aus demielben 
Grunde und zu demfelben Zwede”. Im römifchen Rechte wird gejagt „ejusdem rei 
nomine“ und „ex una obligatione* (l. 43 $. ı D. de regul. juris, I. 53 D. de 
oblig. et act.) 

3) 1. 35 pr. D. locat. cond. 
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ift, die andere noch nicht verjährte geltend machen. ft die eine Klage 
rechtskräftig abgewieſen worden, fo ift die Frage, ob auf die andere 
Klage zurückgegangen werden fünne, nad) den allgemeinen Grundjägen 
über die res judicata zu entjcheiden. Hat jedoch eine Klage zu einem 
Ziele geführt, fo kann nur, wenn die zufammentreffenden Klagen von 
ungleihem Umfange find und die Klage von geringerem Umfange 
durchgeführt worden ift, mit der anderen umfajjenderen Klage das 
Mehrere nachgefordert werden !). 

Ein Zufammentreffen der Klagen liegt auch vor, wenn aus dem 
urfprünglihen Rechtsgeſchäfte und aus einem Anerkenntnißvertrage 
geklagt wird. In diefem Falle nänlih kann der Kläger, wenn er 
jeinen Anſpruch aus dem urjprünglihen Rechtsgeſchäfte durchgeführt 
bat, nicht noch einmal dafjelbe aus dem Anerkenntnifvertrage fordern 
und umgefehrt, wohl aber würde die Unftatthaftigkeit der einen Klage 
auf die andere Klage feinen Einfluß haben, und jelbit, wenn der 
Eid über die eine Klage geleiftet worden wäre, dies nicht die Ent- 
bindung von der anderen Klage nad) fich ziehen. 


8. 86. 
Verjährung. 
Allgemeine Bemerkung. 


Das bürgerlihe Gejegbud hat die zu allerhand Verwirrungen 
Anlaß gebende Eintheilung in erwerbende und erlöſchende Ver— 
jährung verlaffen und in dem Geifte des römijchen Rechtes Die Rechts— 
änderungen duch Zeitablauf in drei Claſſen gebracht, 

1) die Klagenverjährung (praescriptio actionis), 

2) die Erfigung (usucapio) und 

3) das Erlöfben der Rechte an Sachen durch unterlaffene Aus- 
übung des Rechtsbefiges (non usus im eigentlihen Sinne). 

Auf die erfte beziehen ſich die 88. 150 bis 170, auf die zweite 
die 88. 260 bis 275 und auf die dritte die 88. 596 bis 599 des 
BGB.'s. 

Die ordentliche Klagenverjährung iſt die dreißigjährige, eine 
außerordentliche in dem Sinne, daß die Verjährung erſt in einem 
längeren Zeitraume, als dreißig Jahren, vollendet wird, kennt das 
bürgerliche Geſetzbuch nicht und es genießen namentlich der Staat, die 
Kirchen und milden Stiftungen in Beziehung auf die Verjährungsfriſt 


1) Man vergl. $. 149 des BGB.'s. 
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feine Vorzugsrechte. Dagegen hat das bürgerliche Geſetzbuch mehrere 
fürzere Berjährungsfriften von verfchiedener Dauer, 3. B. eine drei» 
jährige Verjährung bei gewiſſen Forderungen !) und in einigen anderen 
Fällen ?). Für die Berechnung diefer Friften gelten die oben im $. 70 
angegebenen Grundjäge und es mag bier nur noch die Bemerkung 
wiederholt werden, daß der Unterjchied, welcher nach römiſchem Rechte 
zwiſchen den actionibus in rem und in personam in fo fern beftand, 
al3 bei jenen auch der letzte Tag der BVerjährungsfrift abgelaufen 
jein mußte, dagegen die Verjährung bei diefen als vollendet betrachtet 
wurde, wenn der legte Tag der Berjährungsfrift begonnen hatte °), 
für Sadjen feinen Werth mehr hat. 

Durch die Verjährung erlöfchen ſowohl die actiones in personam 
als auch die actiones in rem. Unverjährbar find jedoch die Klagen 
auf yamilienzuftände t), auf Theilung einer Gemeinfchaft), auf Feſt— 
ftellung der Grenzen ®) und auf im Grund» und Hypothekenbuche ein- 
getragene Rechte, namentlih das Eigenthum an Grundftüden, Hypo— 
thefen, Reallaften, mit Ausnahme der Anfprühe auf verfallene Zinfen 
und verfallene andere Leiftungen als Nebenanfprüde ?). 

Weder durch Rechtsgeſchäfte, noch duch legten Willen ) kann im 
Voraus beftimmt werden, daß ein unverjährbares Klagrecht verjähr- 
bar, oder ein verjährbares Klagrecht unverjährbar fein oder die dreißig» 
jährige Verjährung erſt in einer längeren Zeit vollendet werden foll. 
Eine fürzere Verjährung kann bis zu dreißig Jahren verlängert werden 


1) Man vergl. SS. 1016 bis 1018 bed BGB.'s. 

2) Die Friften und namentlich auch die Berjährungsfriften des BGB.'s find 
zufammengeftellt im Commentar Bb. ı ©. 121 flg. 

3) Man vergl. Hugonis Donelli comment. jur. civ. ed. Koenig-Bucher t. 10 
pag. 230 sequ. 

4) Man vergl. 88. 1855 bis 1857 bes BGB.'s. 

5) Man vergl. 38. 328 bis 343 des BGB.'s. — Die f. g. personales praesta- 
tiones ($. 344) find jedoch verjährbar. 

6) Man vergl. 88. 364 bis 366 des BGB.'s. 

7) Man vergl. $. 151 des BGB.'s. 

8) Eine ſolche leytwillige Verfügung würde es z. B. fein, wenn der Erblafjer 
beitimmte, daß ein Vermächtniß erft nach vierzig Jahren nad) der actio nata als 
verjährt gelten, oder eine Klage auf Theilung unverjährbar fein ſolle. Dagegen 
verſteht es fich von jelbit, daß der Erblafjer die Zahlungszeit der Bermächtnifie 
beliebig hinausſchieben kann. — Die Verlängerung der dreißigjährigen Verjährung 
burch Verzicht oder Verfügung ift natürlich ausgeſchloſſen, weil der Verzicht oder 
die Berfügung in dreißig Jahren ebenfalls verjähren müßte. 
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Forderung der dreifigjährigen Verjährung unterliegt. Endlih kann 
jede Art der Verjährung abgekürzt werden '). 


8. 87. 
Beginn der Verjährung. 


Die KHlagenverjährung kann erft beginnen, wenn das Klagrecht 
entitanden ift (actio nata est). Cine actio in rem entjteht, wenn 
Jemand vorhanden iſt, welcher das Recht verleht, ſei e8 durch mider- 
rechtliche VBorenthaltung oder durch Vernichtung oder Befhädigung des 
fremden Dbjectes?). Hätte 3. B. der Eigenthümer feine Sade ver- 
loren und wäre Diefelbe erjt nad längerer Zeit in die Inhabung eines 
Anderen gelangt, jo würde die Verjährung der rei vindicatio erft mit 
dem Tage beginnen, an welchem der Dritte ſich der Sache angemaßt 
hätte, oder hätte der Eigenthümer jeine Sache verpfändet oder ver— 
miethet oder deponirt, fo könnte die rei vindicatio erft von dem Tage 
an beginnen, an meldem der Pfandgläubiger, nah Tilgung der 
Pfandſchuld, der Ermiether, nah Erlöfchen des Miethvertrages, der 
Depofitar, auf Verlangen des Deponenten, die Neftitution der Sache 
verweigert hätte?). Die Verjährung einer actio in personam beginnt 


1) Man vergl. $. 152 ded BSB.8. — Ein Berbot der Verlängerung der 
fürzeren Verjährung würde einen ungerechtfertigten Eingriff in die Parteirechte ent: 
halten, auch in fo fern illuforifch fein, ald Daffelbe, was mit dem Verzichte auf 
die kurze Berjährung zu erreichen ift, durch Novation, Beifügung eines dies 
u. f. w. zu erreichen wäre. — Böllig unverftändlich ift mir die Bemerkung Heyde— 
mann's, Einleitung in das Spftem des Preuß. Civilr., Bd. 2 ©. 201 not. 295: 
„Eine eigentbümliche, ſchwerlich haltbare Mittelmeinung (Unzuläffig: 
keit des Berzichtes überhaupt (?) und der Verlängerung der breißigjährigen 
Verjährung — Zuläſſigkeit der Abkürzung überhaupt und der Berlängerung 
fürzerer Verjährung bis zu dreißig Jahren) ift neuerlich in das Sächſiſche Geſetz— 
buch übergegangen.” — Berzicht auf die MWechjelverjährung im Wechſel ift unzu— 
läſſig. (Man vergl. Kuntze, deutiches Werhielreht S. 111 unter Wr. VI). 

2) Im $. 158 des BGB.'s wird dies ausgedrüdt „wenn ein Gegner vor— 
handen ijt.“ 

3) Man vergl. Motive zu dem $. 158 bes BGB.'s. Gommentar Bd. 1 ©. 190. 
— Man merke wohl, daß bier nur von der Klagenverjährung die Rebe tft. Ob 
der Piandgläubiger, Ermiether und Depofitar die Sache erfigen können, ift eine 
nicht hierher gehörige Frage. So ift es denkbar, daß der Eigenthümer wegen 
Verjährung der rei vindicatio die Nejtitution der Sache nicht fordern, deifen uns 
geachtet aber, wenn er in deren Befik gelangt, deren Herausgabe mit Grund ber: 
weigern fann. Der Unterſchied zwifchen Berjährung und Erfigung läßt fich 
namentlich erfennen, wenn die Sache in die Hände eines, Dritten gelangt, indem 
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von der Zeit an, wo die Zeiftung verlangt werden kann“). Diejer 
Grundjag geftaltet fi bei einzelnen Arten der Forderungen jo: bei 
Forderungen, melde von einer Bedingung (auch poteftativen) oder 
einer Zeitbeftimmung abhängen, beginnt die Verjährung mit dem Ein- 
tritte der Bedingung oder der bejtimmten Zeit; bei Forderungen, ver- 
möge deren der Schuldner Etwas unterlaffen joll, beginnt die Ver- 
jährung, wenn der Schuldner die Handlung, welche er unterlaffen joll, 
vornimmt; die Verjährung der Klagen aus unerlaubten Handlungen 
beginnt mit dem Zeitpunfte der Vornahme der unerlaubten Handlung ?). 
In Beziehung auf Forderungen, welche auf Kündigung ftehen, ent 
hält das bürgerliche Gejeßbud ?) no die bejondere Vorſchrift, daß 
wenn die Kündigung einer Forderung in die Willfür des Gläubigers, 
gleichviel ob diejes allein, oder dieſes und des Echuldners zugleich 
geitellt ift, die Verjährung von der Zeit an beginnt, wo die Kündigung 
erfolgen fonnte und, wenn von der legteren an erſt noch eine weitere 
Zeit zur Geltendmachung der Forderung gejtellt ift, von Ablauf diefer 
Zeit an. Endlich beginnt die Verjährung bei wiederkehrenden Leiftungen, 
namentlih auch bei dem j. g. ususfructus alternis annis, und zwar 
ohne Unterjchied, ob es terminliche Leiſtungen find, welde von einer 
Hauptforderung abhängen, oder ob jie den alleinigen Inhalt einer 
Forderung ausmachen, bei der einzelnen Yeiftung von der Zeit an, wo 
fie gefordert werden fann*) (fällig ift); es können jedod, wenn das 
Recht im Ganzen verjährt ift, auch die einzelnen Xeiftungen, bei 
welchen die Verjährung noch nicht vollendet ift, nicht mehr ge— 
fordert werden’). 


der Eigenthümer die Sache von dem Dritten vindiciren kann und diejer lediglich 
einen Evictionsanipruh an feinen Auctor bat. Auf der anderen Seite kann 
eine Erfigung vollendet fein, bevor die Verjährung vollendet ift, und wegen ber 
Vollendung der eriteren auf die Vollendung der legteren Etwas nicht ankommen. 

1) Man vergl. $. 158 des BGB.'s. — Ueber das Darlehn ohne Zahlungsfrift 
vergl. $. 1077 des BGB.'s, und über die f. g. ftillichweigenden Zeitbeftimmungen 
oben ©. 121 not. 2. 

2) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 190 flg. 

3) Man vergl. $. 159 in Verbindung mit $. 1016 des BGB.'s. (Aelteres 
Geſetz: Generale, die Berjährung der auf Auffündigung geftellten Schuld: 
verichreibungen betr. vom 14. December 1801.) 

4) Man vergl. $. 158 Sab 2 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 160 in Verbindung mit SS. 655, 674 des BGB.'s. (Nelteres 
Geſetz Const. 2 P. IL) — Wenn in der rein pofitiven Lehre der Verjährung es 
nur darauf ankommen Tann, ob eine gejegliche Beitimmung praktifch ift, jo findet 
die Vorſchrift des $. 160 des BGB.'s ihre Rechtfertigung darin, daß diefelbe, 
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Für die Verjährung der actiones in rem und in personam bildet 
die Wiſſenſchaft des Klagberechtigten um fein Klagrecht kein Erforderniß 
der Berjährung. Ausnahmen enthält das bürgerlide Gejegbuh nur 
im Erbrechte '). 


8. 88, 
Fortjegung. 
Eine Verjährung, welche nad den im vorigen Paragraphen ent- 
widelten Vorfchriften beginnen würde, beginnt ausnahnsmeife nicht 

1) gegen Perfonen, melde des Vernunftgebrauds beraubt find, 
gegen Minderjährige, gegen gerichtlich erklärte Verſchwender, gegen 
juriſtiſche Perſonen, fo lange fie nicht vertreten find ?), 

2) gegen Klagen eines Bevormundeten, melde den Zweck haben, 
eine Handlung des Bormundes einer dritten Perſon gegenüber 
anzufechten, fo lange die VBormundfchaft des Vormundes, deſſen 
Handlung angefochten werden kann, dauert ?), 

3) bei Klagen zwiſchen Ehegatten während der Ehe, zwiſchen Vor— 
mündern und Bflegebefohlenen während der Bormundichaft, zwifchen 
dem leiblihen Vater und dem leiblichen Kinde oder dem an 
Kindesftatt Annehmenden und dem Angenommenen während der 
päterlihen Gewalt“). Iſt die Ehe nichtig, fo gilt die Vorſchrift 
nur, wenn beide Ehegatten den Grund der Nichtigkeit nicht ger 
fannt baben, und wenn menigitens ein Ehegatte in gutem 
Glauben fteht, nur bei dem Theile, welchem das Ehehindernif 
unbekannt gewejen ijt?). Endlich beginnt 

obgleich fie ſchon nach der angegebenen Eonftitution galt, nie zu irgend einem 
Vebelftande geführt hatte. Won dem römifchem Rechte weicht fie freilich ab. 
(Man vergl. 1. 7 8. 6 Cod. de praescript., 1. 1 &. 2 Cod. de annal. praescript.) 

1) Man vergl. 3. B. 8. 2616. — Die Präcluſivfriſten im Eherechte, 3. B. 
88. 1719, 1720, 1739, find feine Berjährungsfriften. 

2) Man vergl. 8. 154 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 186. — So 
viel die Aniprüche einer Stiftung an ihren Vertreter oder dieſes an die Stiftung 
anlangt, jo ift die Stiftung, während der Function des Vertreters, in Anſehung 
der Anſprüche an diejen nicht vertreten, dagegen tritt diefer Grund bei den An: 
fprüchen des Vertreters an die Stiftung nicht ein und es gelten daher für die: 
jelben die allgemeinen Grundſätze über den Beginn der Verjährung. 

3) Man vergl. 8. 155 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 187. 

4) Man vergl. 8. 156 bed BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 156 Sa 2 in Verbindung mit $. 1621 des BGB.'s. — 
Rah Sächſiſchem Dotalvechte ift nicht ausgefchlofien, daß Ehegatten Forderungen 
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4) gegen Denjenigen, welcher durch höhere Gewalt oder durch Still» 
ftand der Rechtspflege an der gerichtlichen Verfolgung feines 
Rechtes gehindert ift, während dieſes Hinderniffes feine Ver- 
jährung !). 


8. 89. 
Lauf der Berjährung. 


Die im vorigen Paragraphen unter Nr. 3 und 4 aufgeführten 
Hinderniffe des Beginnes der Verjährung haben, wenn fie erft nad 
dem Beginne einer Verjährung eintreten, die Wirkung, daß die Ver— 
jährung während der Dauer der Hinderniffe ftill fteht und erjt wieder 
ihren Lauf fortjegt, nachdem das Hinderniß aufgehört hat?). Soviel 
das Hinderniß unter Nr. 1 anlangt, jo bejtimmt das bürgerliche Ge- 
jegbuch, daß eine begonnene Verjährung in ihrem Laufe duch zeit- 
mweiligen Mangel der Vertretung nicht gehindert wird, ausgenommen 
wenn dieſer in das legte Jahr der Berjährung oder in eine Ver— 
jährung von einjähriger oder Fürzerer Dauer fällt, welchen Falls 
während der Zeit, mo der Mangel befteht, die Verjährung ftill fteht ?). 

Eine Verjährung wird unterbroden, 

1) wenn der Berpflichtete das Necht des Anderen ausdrüdlich oder 
ſtillſchweigend anerkennt *); ein ftillichweigendes Anerkenntniß 





an einander haben können. Da es jedoch nicht wünjchensmwerth erfcheint, daß 
dergleichen Forderungen jchon während der Ehe geltend gemacht Verben, fo foll 
wenigftend ein folcher indirecter Zwang zur Geltendmachung ber Forderungen, 
wie er in der Verjährung liegt, nicht beftehen. 

1) Man vergl. 8. 157 des BGB.'s. — Der gemeinrechtliche Grundfag, agere 
non valenti non currit praescriptio, ift auf Hinderniffe durch höhere Gewalt und 
Stillftand der Nechtöpflege beſchränkt. Es fallen aljo weg: 1) Moratorien (wegen 
der Borjchrift der Verfaſſungsurkunde $. 54), 2) das einem Erben ertheilte bene- 
ficium inventarii (weil das Geſetzbuch dieſes beneficium nicht kennt) und 3) das 
Berbot der Bindication der Baumaterialien (wegen der Vorfchrift des 8.287 des 
BGB.'s). — Ueber die Vorſchriften des 8.20 des Geſetzes Über den Schuldarreft 
uf. w. vom 7. Juni 1849 und bes $. 60 des Geſetzes, die Militärgerichtöbarkeit 
betreffend, vom 23. April 1862, vergl. Gommentar Bd. ı ©. 189. 

2) Man vergl. 88. 156, 157 ded BGB... 

3) Man vergl. $. 154 Sa 2 und 3 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 162 des BGB.'s. — Der Anerkenntnißvertrag unterbricht 
nicht die Berjährung, fondern giebt eine neue Forderung. (Man vergl. 88. 1397, 
1399, 1401 des BGB.'s.) — Ueber die Unterbrechung ber Verjährung bei Ge: 
jammtichulbverhältnifien vergl. $: 1035 des BGB.s. 
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liegt in der Zinszahlung '), in der Beftellung von Bürgen und 
von Pfändern ?), 

2) wenn der Berechtigte die Klage bei dem Gerichte anbringt ?), oder 
das der Klage zu Grunde liegende Recht durch eine Einrede geltend 
macht, ingleihen wenn der Gläubiger bei dem Gerichte auf Er— 
laffung eines Zahlungsgebotes*‘) anträgt’),. Als Anbringung 
der Klage bei Gericht gilt jede gerichtlihe Geltendmadhung des 
Rechtes, insbejondere auch die Erhebung der ſ. g. Erecutions- 
Elage, die Liquidation im Concurfe; e8 macht auch feinen Unter- 
ſchied, ob vor einem competenten oder incompetenten Gerichte 
geklagt wird ®). Kann wegen Unbekanntſchaft des Ortes, mo der 
Gegner verklagt werden könnte, die Klage bei Gericht nicht ange— 
bracht werden, fo wird die Verjährung unterbrochen, wenn der Be- 
rechtigte vor feinem perjönlichen Gerichtsitande zum Zwecke der 
Berjährung Verwahrung einlegt”). Durh Mahnung, Widerſpruch 
oder außergerichtlihe Verwahrung wird aber die Verjährung 
nicht unterbrochen *). Die Anbringung der Klage bei Gericht 
unterbricht die Verjährung nicht, wenn der Kläger die Klage 

1) Werden Zinjen im Voraus bezahlt, fo gilt die Verjährung auf jo lange 
unterbrochen, ala Zinfen im Boraus bezahlt werben. Unter melden Voraus: 
fegungen die Zinszahlung des Schuldübernehmers die Verjährung dem Schuldner 
gegenüber unterbricht, vergl. $. 1404 des BGB.'s. 

2) So lange der Fauftpfandgläubiger das Pfand in den Händen bat, kann 
die Forderung, für welche das Pfand gegeben worden tft, nad dem Werthe des 
Pfandes nicht verjähren. (Man vergl. 8. 1447 des BGB.'s, auch 1. 7 8. 5 Cod. 
de praescript., l. 3 Cod. de annali praescript.) Iſt aber das Pfand durh Zufall 
untergegangen, fo fteht der Verjährung der Pfandſchuld ein Hindernik nicht 
entgegen. 

3) Nach dem Gejeke vom 20. Juni 1846 $. 1 unterbrad die Anftellung ber 
Klage die Verjährung erft mit der Behändigung der Ladung an den Bellagten. 
Das bürgerliche Geſetzbuch hat, indem es der Anbringung der Klage bei Gericht 
die Wirkung der Unterbredung der Verjährung beigelegt hat, die bis zu dem 
Geſetze vom 20. Juni 1846 recipirt geweſene richtigere Meinung wieder bergejtellt. 
“ (Man vergl. I. 3 God. de praescript. XXX vel XL annor.) 

4) Das Zahlungsgebot erlöfcht nach $. 34 des Gejeges, die Abkürzung und 
Vereinfachung des bürgerlichen Proceßverfahrens betr. vom 30. Dechr. 1861, wenn 
der Gläubiger nicht innerhalb drei Monaten nad der gejepten Zahlungsfrift auf 
das Hülfsverfahren anträgt. 

5) Man vergl. $. 163 des BGB.'s. 

6) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 194. 

7) Man vergl. $. 164 bed BGB.'s. 

8) Man vergl. $. 165 des BGB.'s. 
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zurüdnimmt, oder wenn die Klage wegen Unzuftändigfeit des 
Gerichts, oder wegen eines anderen verbefjerlihen Fehlers, durch 
Urthel oder Nefolution, zurüdgewiefen und nicht binnen drei 
Monaten von der Zurückweiſung an die verbefferte Klage bei 
Gericht angebradt wird‘). Die Geltendmahung eines Rechtes 
durch Einrede unterbricht die Verjährung nicht, wenn der Kläger 
die Einrede fallen läßt oder wenn die Einrede zur befonderen 
Ausführung vertiefen oder aus einem anderen Grunde, 3. B. 
wegen ihrer Illiquidität oder Unftatthaftigkeit, nicht beachtet und 
von Zeit der eingetretenen Rechtskraft an nicht binnen drei 
Monaten wegen des nämlichen Rechtes Klage bei Gericht an- 
gebracht wird ?). 
8. 90. 
Fortjegung. 
Eine Berjährung, welde unterbrochen worden ift, fann nur wieder 
von Neuem beginnen, wenn die zu ihr erforderlichen Vorausjegungen 
vorhanden find. Bei einem unbeendigt gebliebenen Redhtsjtreite beginnt 
die neue Verjährung von der legten procejjualifhen Handlung an. 
Wurde der Nechtsftreit dur Erkenntniß entjchieden, fo beginnt die 
neue Berjährung von dem Eintritte der Rechtskraft und, wenn in dem 
Erfenntnifje dem Berurtheilten eine Frift zur Leiftung bejtimmt worden 
it, von dem Ablaufe diefer Friſt an?). Beginnt eine unterbrochene 
Verjährung von Neuem, fo wird fie in derjelben Frift vollendet, welche 
urfprünglih galt. Beginnt die neue Verjährung von einem recht3- 
kräftigen Erfenntniffe an, jo wird fie in dreißig Jahren vollendet, 
jelbft wenn die Verjährung urfprünglich eine fürzere war. Iſt ein 
Neuerungsvertrag geſchloſſen worden, fo ift die neue Verjährung nad 
den Borfchriften über die Verjährung der neuen Klage zu beurtheilen *). 


8. 91. 
Bollendung der Verjährung. 


Nach römiſchem Rechte bejtand in Beziehung auf die Wirkungen 
einer vollendeten Verjährung ein Unterjchied zwifchen den zctionibus 
temporalibus, d. h. ſolchen Klagen, welche ſchon vermöge Gejeges oder 


1) Man vergl. $. 166 des BEB.E. 

2) Man vergl. $. 167 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 168 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 169 ded BGB.'s. 
Siebenbaar, Privatredt. 10 
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prätorifchen Edicts nur für eine gewiſſe Zeit gegeben wurden !), und 
den actionibus perpetuis, d. h. ſolchen, welde zwar Anfangs ohne 
eine Zeitbejtimmung für ihre Dauer ertheilt waren, welchen aber eine 
Erception entgegengejegt werden konnte, wenn fie nicht innerhalb der 
duch ſpätere Geſetze feitgejegten Zeitraumes angeftellt morden waren ?). 
Jene erlofhen mit dem Ablaufe der Zeit, für melde fie zuge- 
fihert waren, ipso jure, und zwar bdergeftalt, daß fie nicht meiter 
geltend gemacht werden Fonnten, wenn jelbjt der Schuldner die Schuld 
anerkannt, oder mit dem Gläubiger einen Vertrag über die Fortdauer 
der Klage (constitutum) gejchlofjen hatte, weil die alte Klage erloſchen 
war und der Vertrag, als ein pactum nudum, eine Klage nicht 
erzeugte. Diefe dagegen waren an eine bejtimmte Zeit nicht gebunden 
und konnten, wenn nah Ablauf der Verjährungsfriſt geklagt wurde, 
nur durch eine Erception elidirt werden. Dieje Exception war lediglid 
ein Recht des Berpflichteten, welches nicht blos dadurd, daß die 
Erception nicht vorgejchlügt wurde, fondern aud) durch einen mit dem 
Berechtigten gefchloffenen Vertrag aufgegeben werden fonnte, indem 
ein foldher Vertrag das durch die Verjährung erlojchene Recht mieder 
beritellte und dem Berechtigten, wenn der Berpflichtete mit Beziehung 
auf die Verjährung ercipirte, die replica pacti conventi vel doli mali 
gab °). : 

Alles dies bat fih mit dem bürgerlichen Geſetzbuche geändert, 
weil e8 nach demjelben zwar Klagen giebt, welche in fürzerer Zeit als 
in dreißig „jahren verjähren, aber nicht in dem Sinne, daß die f. 9. 
furzen Berjährungen eine andere Natur haben, als die ordentliche 
dreißigjährige Berjährung, jondern in dem Sinne, daß in gewiſſen 
befonders gearteten Fällen die Klagen in fürzerer Zeit verjähren, als 
in dreißig „Jahren, ohne daß im Uebrigen in Beziehung auf die Wirk- 
ungen, welde die vollendete Verjährung hat, ein Unterjchied nad der 
Länge oder Kürze der Verjährungsfriften befteht. Namentlich Fann, 
wie bereit oben im $. 85 bemerkt worden ift, die kurze Verjährung 
durch Rechtsgeſchäfte ausgeichloffen werden. Fällt aber hiermit der 
Grund, warum nach römiſchem Nechte die actiones temporales mit 
dem Ablaufe der Zeit, für welche fie gegeben waren, jo erlofchen, als 
ob jie nie eriftirt hätten, nah Sächſiſchem Rechte weg, jo muß für alle 


1) Man vergl. S. 1 J. de oblig., I. 25 $. 2 D. de oblig. et act. 

2) Man vergl. pr. J. de perpetuis et tempor. act., I. 3, 1. 4 Cod. de praescript. 
XXX vel XL annor, I. 1 $. 2 Cod. de annali except. 

3) Man vergl. 1. 27 8. 2 D, de pact. 
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Klagen, fie mögen in dreißig Jahren, oder in fürzerer Zeit verjähren, 
der allgemeine Grundjag gelten, daß die Verjährung nur dann zu 
berüdjichtigen ift, wenn der Beklagte gegen die Klage ercipirt. Diefer 
Erception bedarf es unter allen Umftänden, nicht blos aus dem Grunde, 
weil die j. g. exceptio praeseriptionis nad dem Actionenfpfteme eine 
thatſächliche Behauptung enthält, durch melde dem materiellen Rechte 
gegen das formelle Geltung verjchafft werden foll, fondern und vor- 
züglih auch aus dem Grunde, weil fich felbit bei Klagen, welche erſt 
nach Ablauf der Verjährungsfriſt angeftellt werden, wegen der immerhin 
nicht jo jeltenen Fälle eines Stillftandes oder einer Interruption der 
Berjährung, nicht mit Beitimmtheit erfehen läßt, ob fie verjährt find, 
oder nicht. Die Eigenjhaft des aus dem Ablaufe der Verjährung 
entipringenden Rechtes, als Erception, ergiebtnach heutigem Rechte, ob- 
Ichon im Procefje die Erlöfhumgsgründe der Klagrechte per ex ceptionem 
und ipso jure einander gleichitehen, Gonjequenzen, melde auf die 
Beitimmung der Wirkungen der vollendeten Verjährung Einfluß haben. 
Während nämlich, wenn eine Forderung duch Erfüllung erlofchen ift, 
ein Berzicht des Schuldners auf Pie Erfüllung oder ein mit dem 
Gläubiger geſchloſſener Vertrag über das Wiederaufleben der Forderung 
ungültig ift, und, wenn die Forderung ein zweites Mal erfüllt würde, 
Die condictio indebiti Statt hätte, jofern nicht nad den befonderen 
Verhältniſſen des einzelnen Falles eine Schenfung anzunehmen wäre, 
fteht dem Berzichte auf die eingetretene Verjährung, dem Anerfennt- 
nifje der verjährten Schuld durch constitutum oder durch Beftellung von 
Bürgen und Pfändern und ſelbſt der Erfüllung der Forderung, als einer 
begründeten, irgend ein Bedenken nicht entgegen. Der Einwand, daß 
nad diefer Anficht die verjährte Klage, nah Wegfalle des Klagrechtes, 
als obligatio naturalis fortdauere, hat Etwas nicht für ſich. Verſteht 
man nämlich unter einer obligatio naturalis eine Obligation, welde 
von dem Schuldner durd) eine Erception bejejtigt werden könnte, aber fort: 
befteht, wenn der Schuldner von der Erception nicht Gebrauch macht 
oder fein Erceptionsrecht aufgiebt, jo hätte unjer Recht eine große Anzahl 
von naturales obligationes, indem es viele Erceptionen giebt, auf welche 
das angegebene Merkmal der obligatio naturalis paßt, 3. B. die exceptio 
pacti conventi, transactionis, jurisjurandi. Der Mißmuth, welcher 
ung erfaßt, wenn wir die neueren Werke über die obligatio naturalis 
lfen, darf nicht dahin führen, daß wir uns der richtigen Beur- 
theilung der Rechtsverhältniſſe verjchliegen, weil fie Ergebniſſe liefert, 
welche, wenigſtens zum Theil, Spuren der verhaßt gewordenen obli- 
10* 
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gatio naturalis enthalten. Denn foviel läßt ſich bei einem tieferen 
Blide in unfer Nechtsleben nicht verfennen, daß auch nach dem Weg- 
falle der Lehren, in weldyen die römiſche obligatio naturalis vorzüglich 
ihre Wurzel hatte, nämlid der Sclaverei, der ftrengen väterlichen 
Gewalt und der Stipulation, in unferem Rechte der Begriff der obli- 
gatio naturalis nicht ganz verſchwunden ift und nicht als eine Anti- 
quität der Vergeſſenheit überliefert werden kann. Aufgabe der Geſetz— 
gebung und der praftifchen Rechtswiſſenſchaft ift es nur, fich frei zu 
madhen von dem Drude, welchen die Stubengelehrtheit lange geübt 
bat, Dasjenige, was von der römiſchen Lehre der obligatio naturalis 
noch übrig geblieben ift, in feinem Weſen zu erfennen und für das 
praktiſche Rechtsleben zu verwerthen. 

Mit den vorftehenden PBrincipien fteht das bürgerlihe Geſetzbuch 
in vollem Einklange, wenn darin bejtimmt wird, daß 

1) die Verjährung nit amtswegen zu berüdfichtigen ift '), 

2) in Folge der Verjährung der Klage eine Einrede entgegenitebt, 
durch welche fie gegen denzu diefer Einrede Berechtigten unwirkſam 
gemacht und bei einer actio in personam mit der Verjährung 
die Forderung jelbit wirfungslos wird ?), 

3) wenn eine verjährte Forderung erfüllt wird, die condictio indebiti 
nit ftatt hat °). 

Iſt die ſ. g. exceptio praescriptionis aud nad dem bürgerlichen 
Geſetzbuche eine Exception, jo verſteht es ſich von ſelbſt, daß, wenn fie 
auf eine gültige Weife aufgegeben worden ift, z. B. dur Anerfenntniß 
der Schuld, Beitellung von Bürgen und Pfändern, oder Erfüllung, der 
verjährten Forderung in einer geeigneten Replif ihre Wirkſamkeit 
wieder verfchafft werden kann, und nur joviel läßt fich zugeben, daß diefe 
Exception nicht an eine Form gebunden, jondern dann jtetS zu berüd- 
fichtigen ift, wenn der Beklagte innerhalb der für die Vorfchügung 
von Exceptionen beſtimmten Frift zu erkennen gegeben bat, er wolle 
von feinem Rechte aus dem Ablaufe der Verjährung Gebraud machen. 
Wenn das bürgerliche Gejegbuch nur einer Bürgſchaft für eine ver- 


1) Man vergl. $. 153 des BGB.'s. — Ueber die Frage, ob die Wechfelver: 
jährung amtsiwegen zu berüdfichtigen jei, vergleiche Commentar Bd. ı ©. 185 
und Annalen N. F. Bd. 7 ©. 158. 

2) Man vergl. $. 170 des BGB.'s — Die exceptio praescriptionis ift bon dem 
Bellagten namentlib auch in Beziehung auf den Anfang der Verjährung, wenn 
diefer ungewiß ift, zu bemeifen. 

3) Man vergl. $. 1522 des BGB.'s. 
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jährte Echuld, melde in dem Bewußtſein, daß die Forderung verjährt 
jei, übernommen wird, Wirkung beilegt?), fo fteht dies theils mit 
Demjenigen, was oben über das indebite promissum gefagt worden 
ift ?), theil8 mit den fonftigen Vorſchriften über die Bürgfchaft ’) in 
Uebereinftimmung. 
8. 9. 
Fortjegung. 

Aus dem im vorigen $ Gefagten ergiebt fih, daß eine Forderung, 
welche verjährt ift, auch nicht erceptiorisweife geltend gemacht werden 
fann, wenn der Kläger replicirt, daß die Forderung verjährt fei und 
der Beklagte nicht in der Duplif ſich darauf zu beziehen vermag, es 
babe ſich die Replif erledigt. Doc verfteht fih von jelbft, daß die 
Forderung, auf welde eine Erception gegründet wird, auf demfelben 
Grunde beruhen muß, wie die Erception. Sp werden 3. B. dolus, 
vis ac metus, als Mängel eines Rechtsgeſchäfts, auch dann noch 
geltend gemacht werden fünnen, wenn die Klagen auf Schadenerjat 
verjährt find). In gleicher Weile kann bei zmweifeitigen Forderungen, 
wenn Leiſtung und Gegenleiftung Zug um Zug zu erfüllen ift, von 
einer Verjährung der Leiſtung oder der Gegenleiftung jo lange nicht 
die Rede fein, als diefe fih bedingende Gegenfeitigfeit dauert; es 
fann nur die Forderung im Ganzen, nicht in einem integrirenden 
Theile verjähren. Die Frage endlih, wie fih die Verjährung bei 
einem Zufanmentreffen einer Forderung und Gegenforderung geftalte, 
ift dahin zu beantworten, daß die Verjährung der Forderung und 
Gegenforderung aud in der Zeit, wo fie fih einander gegenüberftehen, 
läuft und, wenn vor der Vollendung Verjährung der einen oder anderen 
Forderung nicht die Erklärung, zu compenfiren, abgegeben oder nicht 
die Klage angeftellt worden ift, die verjährte Forderung gegen die 
nicht verjährte auch nicht in Aufrechnung gebradt werden kann >). 

8. 93. 
VI Beweis der Redte. 

Das bürgerliche Geſetzbuch ftellt an die Spite der Lehre der Be- 
mweislaft im Proceſſe das Princip, „daß Derjenige, welder ein Recht ge- 

1) Man vergl. $. 1454 des BGB.'s. 
2) Man vergl. oben ©. 96 not. 3. 
3) Man vergl. $. 1459 des BGB.'s. 


4) Man vergl. $$- 831, 833, 835, 835, 851 bed BGB.'s. 
5) Man vergl. Zeitichrift für Rechtspflege und Verwaltung N. F. Bd. 29 


S. 97 flg. 


150 Erfted Buch. 


richtlich geltend macht, die dafjelbe begründenden Thatſachen beweifen 
muß, gleihviel ob fie in dem Vorhandenſein oder Nichtoorhandenfein 
gewiſſer Umftände beſtehen)“ Der legtere Satz foll die Folgerungen 
ausschließen, weldhe aus der im römischen Rechte aufgeftellten Regel): 
„factum negantis per rerum naturam nulla probatio est“, gegen die 
Bemweispfliht Desjenigen, der eine Behauptung in der Form einer 
Negative aufftellt, abgeleitet zu werden pflegen. Jene Negel wird 
nämlich ſchon im römischen Rechte dahin beſchränkt, daß, wenn es fi 
um eine zu einer bejtimmten Zeit und an einem bejtimmten Drte ge 
ichehene Thatſache handelt, ein Beweis der Negative ſehr wohl möglich 
ift ?). So finden fih auch ſchon im römischen Nechte viele Fälle, in 
welchen für ein Recht, welches geltend gemacht wird, der Beweis einer 
Negative erfordert wird, 3. B. wenn ein Erbe, welcher auf Auszahlung 
eines Vermächtniſſes verklagt wird, verneint, daß er das ganze Ver: 
mächtniß auszuzahlen habe, weil die Erbichaft über drei Biertheile mit 
Vermächtniß belaftet ſei). Dagegen bat das bürgerliche Geſetzbuch 
die Lehre der Beweislaft durch die Vorſchrift, die Beweislaft treffe 
Denjenigen, mwelder fein Recht darauf gründet, daß eine Thatſache 
nicht gejchehen ſei, unter den richtigen Gefichtspunft gebracht, indem 
darnach die Entjcheidung darüber, ob der Beklagte verneine, oder eine 
von ihm zu beweiſende Thatſache in der Form einer Verneinung 
behaupte, nicht von den Worten, in welche er feinen Vortrag einge 
fleidet hat, fondern von der Intention des Klägers abhängt. Verneint 
nämlich der Beklagte die Thatjache, auf welche der Kläger fein Recht 
gründet, 3. B. wenn der Stläger behauptet, er jei Eigenthümer, und 
der Beklagte dies verneint), wenn der Kläger behauptet, es jei ein 
legter Wille ungültig, weil der Erblaffer des Gebrauchs feiner Ver 
nunft beraubt geweſen fei, und der Beklagte dies verneint), wenn 


1) Man vergl. $. 171 des BGB.'s. — Specielle Vorichriften über die Beweis: 
laft enthalten die 88. 298, 322, 397, 429, 533, 565, 599, 731 flg., 861 flg., 1435, 
1439, 1533, 1539, 2294 flg., 2597 bed BGB.'s. 

2) Man vergl. I. 23 Cod. de prob, 

3) Man vergl. 1. 14 Cod. de contrah. et committ. stip. 

4) Man vergl. I. 17 D. de prob. 

5) Man vergl. $. 298 des BGB.'s — Verneint der Bellagte das Eigenthum 
des Klägers, weil ihm dafjelbe zuftehe, jo bleibt ihm zwar unbenommen, in dem 
Gegenbeweife auch ſein Eigenthbum zu beweijen, es kann aber darauf nur eine 
Entbindung des Bellagten von der Klage, nicht eine Berurtheilung des Klägers 
bafirt werben. 

6) Man vergl. $. 2299 des BGB.'s. 
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der in einem legten Willen eingefegte Erbe behauptet, es fei ein von 
dem Erblafjer angegebener Enterbungsgrund wahr und der Enterbte 
dies verneint !), jo bat der Kläger feine Behauptung, nicht der Be- 
klagte jeine VBerneinung zu beweifen. Berneint dagegen der Beklagte 
eine Behauptung des Klägers, mweil er fich ein Recht zufchreibt, 3. B. 
es jei das Grundftüd des Klägers nicht frei von der Dienftbarkeit, 
weil ihm die Dienjtbarkeit zuftehe?), oder, er ſei das Darlehn nicht 
ſchuldig, weil er bezahlt habe, jo hat nicht der Kläger jeine Behauptung, 
jondern der Beklagte feine Verneinung zu beweifen. Der Beklagte, 
welcher ercipirt, hat auch jeine Exception zu beweijen, ausgenommen, 
wenn die Erception in einer Berufung auf ein Geſetz beiteht, 3. B. 
unter Umftänden die exceptio non adimpleti contractus, die Einrede 
der Borausflage bei der Bürgſchaft“). Bor Allem it aber vor dem 
Glauben zu warnen, es ſei, wenn in einem Proceſſe über die 
Beweislaft zu entjcheiden ift, die Sache mit einer formellen Beweis— 
tegel abzuthun. Denn bei diefer Entſcheidung fommt es immer auf 
eine richtige Subjumtion des concreten Falles unter das Recht an 
und bie formellen Bemweisregeln haben dabei eine jehr untergeordnete 
Bedeutung. 

Mit dem oben angegebenen Principe über die Beweislaft ſcheinen 
auf den eriten Augenblid die Vorſchriften in den 88. 1435, 1439 
über die Beweislaft bei der poena conventionalis und der lex commis- 
soria in Widerfprud zu jtehen. Aber diefer Anjchein verſchwindet, 
wenn man erwägt, daß Derjenige, welcher behauptet, e8 ſei der Fall 
der poena conventionalis oder der lex commissoria eingetreten, weil 
der Schuldner nicht oder nicht zur beftimmten Zeit feine Berbindlichkeit 
erfüllt habe, nur die Erfüllung oder rechtzeitige Erfüllung verneint. 


8. 94. 
Fortjegung. 

Im Inlande befannt gemachte Geſetze bedürfen Feines Beweiſes; 
ausländiihe Rechte hat Derjenige zu bemeifen, melder fih darauf 
beruft; fie können aber ohne diefen Beweis von dem inländifchen 
Richter angewendet werden, wenn fie ihm glaubhaft bekannt geworden 


1) Man vergl. $. 2597 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $. 538 bes BGB.'s. 
3) Man vergl. 88. 860, 1461 bed BGB.'s 
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find '). Ebenfo bedürfen Thatfachen, welche land», orts⸗ oder gerichts⸗ 
kundig find, feines Beweijes ?). 

Thatſachen, für welche eine geſetzliche Vermuthung fpricht, bedürfen 
feines Beweifes; die VBermuthung kann aber durch den Beweis Des 
Gegentheils der Thatfahe entkräftet werden, foweit diefer Beweis 
nicht durdy bejondere Beftimmungen ausgeſchloſſen iſt). Die Ver— 
muthung unterjcheidet jih von der ftillihweigenden Willens— 
erklärung darin, daß in ihr die Willenserklärung nicht als vor- 
bandene Thatfahe angenommen, jondern die Willensbeitinmung aus 
anderen Umftänden abgeleitet wird. Wer feinen Beweis auf eine 
Bermuthung fügt, hat deren thatſächliche Borausjegungen zu beweifen. 
Db eine Vermuthung vollen Beweis giebt, oder nicht, ift eine facti 
quaestio, 

Gründer Jemand fein Recht auf ein Rechtsgeſchäft, fo hat er zu 
bemweijen, daß daſſelbe zu Stande gekommen jeit). Behauptet Der 
Gegner eine Aenderung der regelmäßigen Natur des Rechtsgeichäfts, 
3. B. daß eine Form, als VBorausjegung der Perfection des Rechts- 
geichäfts, vereinbart worden fei, oder Umftände, welde die Wirkjams 
feit des Rechtsgeſchäfts hindern oder aufheben, 3. B. daß ihm die 
erforderliche Handlungsfähigfeit gefehlt habe, das Object des Rechts— 
geihäfts außer Verkehr fiehe, das Rechtsgeſchäft wegen Irrthums, 
Betrugs, Zwanges oder Furcht ungültig fei, jo liegt ihm der Beweis 
feiner Behauptung ob°). 


8. 95. 
VII. Wirkung rehtsfräftiger Entſcheidung. 
BVerurtheilende Entjcheidung. 


Eine verurtheilende Entſcheidung giebt dem Kläger das Recht, die 
Vollſtreckung der Entjcheidung zu verlangen (f. g. actio judicati). 
Diefes Recht ift ein von feinem Entftehungsgrunde Iosgelöftes felbft- 


1) Man vergl. $. 172 des BGB.'s und oben $. 16. 

2) Man vergl. $. 174 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 173 des BGB.'s. — Der vorzüglichfte Fall der gejetlichen 
Bermutbung ift die pater est, quem justae nuptiae demonstrant; aber auch fie 
lann durch den Gegenbeweis ausgeichloffen werden. (Man vergl. SS. 1775, 1777 
des BGB.'s.) 

4) Man vergl. 88. 176, 822, 824 bed BGB.'s. — Ueber den Beweis ber 
conditio und des dies vergl. oben ©. 117 not, 1 und ©. 120 not. 4. 

5) Man vergl. $. 176 des BGB.'s. 
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ftändiges !) infofern, als der Kläger, foweit die rechtskräftige Entfcheidung 
reicht, nicht nöthig hat, fi auf Einwendungen des Beklagten einzu- 
laffen, welde die ausgeſprochene Entſcheidung entkräften follen ?). 
Wozu der Beklagte verurtbeilt fei, muß fih aus dem Inhalte der 
Entjcheidung ergeben. Die Entfcheidungsgründe können, wenigſtens 
nad meiner Anficht, nicht einmal dazu dienen ?), eine Dunkelheit oder 
Unbeftinmmtheit in der Entjcheidung zu heben, weil die Unzuläffigkeit 
einer Anfechtung der Rechtskraft fi nur auf die Entſcheidung, nicht 
auf die Entiheidungsgründe, fie mögen inferirt oder befonders ertheilt 
werden, bezieht. Zwar beftimmt die Berfaffungsurfunde vom 4. Sep- 
tember 1831 $. 46: „Alle Gerichtsitellen haben ihren Entjcheidungen 
Gründe beizufügen.“ Aber hiermit wird nicht gefagt, es folle den 
Entfcheidungsgründen die Kraft einer Entfcheidung beigelegt fein, oder 
wohl gar, es könne die Entfheidung in einer dem Erfenntnifje bei- 
gefügten Abhandlung ertheilt werden, wie dies in der Praris mitunter 
durch eine in dem Erkenntnifje gefchehene VBerweifung auf die beigefügten 
Gründe gejchieht. 

Die Entfheidung muß, wenigftens in der Negel*), jo gefaßt 
fein, daß eine Ausführung derfelben in der Erecutionsinftanz möglich 


1) Man vergl. $. 176 des BGB.'s. — Daß der Bellagte nicht ein Recht 
zugeiprochen erhalten Tann, aljo namentlich nicht aus einem Erfenniffe, in welchem 
er zu einer Leiftung gegen eine Gegenleiftung verurteilt worden ift, auf Hülfs: 
volftredung antragen kann, verfteht fih von ſelbſt. (Nicht entgegenfteht der 
8. 5 des Excecutionsgeſetzes.) 

2) Denkbarer Weije kann der Kläger auf Grund des verurtheilenden Er: 
tenntnifjes eine Exception haben, wenn ber Bellagte das Ergebniß des für ihn un: 
günftig ausgefallenen Brocefjes zum Gegenftande neuer procefiualiicher Berhandlungen 
macht; es ift dies aber nicht eine exceptio rei judicatae im technifchen Sinne. 

3) Rad meiner Anficht haben die Enticheidungdgründe nur den Zweck, bie 
Entſcheidung zu rehtfertigen. Gehen fie darüber hinaus oder treten fie mit der 
Enticheidung in Widerſpruch, jo find fie fehlerhaft und auf die Entſcheidung 
einflußlos. Denn nicht darauf fommt ed an, was ber Richter denkbarer Weife 
bat jagen wollen, jondern darauf, was er gefagt bat. Hat er in den Entſchei— 
dungdgründen etwas Anderes gelagt, ald in der Entſcheidung fteht, jo muß man 
annehmen, daß er fich geirrt hat. Die Parteien haben ſich aber nur an bie 
Entſcheidung, welche aud nur publicirt wird, zu halten; nur dieſe wird rechts: 
träftig, nicht die in den Entiheibungsgründen entwidelte Anfiht, wenn fie in 
der Enticheidung feinen Ausdrud erhalten hat. Höchftens läßt ſich jagen, daß, 
wenn die Entiheibungsgründe etwas Anderes jagen, als die Entjcheidung, bie 
legtere nicht habe in Rechtskraft übergehen können. 

4) Man vergl. das in den Annalen N. 5. Bd. 7 ©. 169 flg. mitgetheilte 
Urtbel des Oberappellationsgerichts. 
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ift. Gin Anbängfel wegen der „erweiglichen Schäden“, welches zwar 
auch im Erecutionsprocefje zuläfiig it, hat nur die Bedeutung eines 
Borbehaltes, der Vorfchrift des $. 146 des BGB.'s gegenüber. Eine 
Berurtheilung in den Erſatz nicht quantificirter Schäden läßt ih nur 
in den Fällen rechtfertigen, in welchen das in der Proceßnovelle vom 
13. März 1867 Nr. V vorgefchriebene Verfahren jtatt bat. 

Aus der rechtsfräftigen verurtheilenden Entſcheidung erlangt 
Rechte die Partei, melde in dem Rubrum des Erkenntniſſes als 
Klägerin aufgeführt ift, nicht der gejegliche, verfaflungsmäßige oder 
freiwillige Stellvertreter, weil nad heutigen Proceßrechte das ſ. g. 
dominium litis nicht mehr gilt. Bei den actionibus in rem geht das 
Recht aus der rechtösfräftigen Entfcheidung, jedoch mit Ausſchluß Der 
Schädenanfprüdhe und fonftigen Nebenforderungen, auf Jeden über, 
welder die Sache oder das Recht an der Sache nad der redhts- 
fräftigen Entſcheidung durch Singularjuccefiion erwirbt ')., Bei den 
actionibus in personam finden auf den Uebergang der Rechte aus 
der rechtsfräftigen Entſcheidung die allgemeinen Vorſchriften über die 
Beerbung und Abtretung der Forderungen Anwendung. Eine rechts- 
fräftige verurtheilende Entſcheidung, welche ein Miteigenthümer in 
einem mit einem Dritten geführten Procefje rüdjichtlih einer das 
gemeinfchaftlihde Grundſtück betreffenden Dienftbarkeit, oder ein Ge— 
fanmtgläubiger gegen den Schuldner erlangt hat, nützt nicht den 
übrigen Miteigenthümern oder Geſammtgläubigern?). Eine rechts— 
kräftige Entfheidung in einem Nechtsftreite über den Familienſtand 
hat auch Dritten gegenüber Wirkung ?). 


8. 96. 
Einrede der rechtskräftig entjhiedenen Sade. 


In dem Sächſiſchen Procefje, nah welchem die Klagen, die auf 
Eid ftehen, und die Klagen, die auf Beweis beruhen, verjchieden 
beurtbeilt werden, giebt es eine Doppelte exceptio rei judicatae, 
nämlich 
1) diejenige, weldhe mit dem Zeitpunkte entfteht, too eine Aenderung 
in den Beweismitteln nicht mehr zuläffig tft, und 


1) Man vergl. 88. 117 und 857 des BOB.'8 und Erl.“PO. ad tit. XVII $. 2. 


2) Man vergl. SS. 332 und 1032 des BGB.'s und Siebenhaar, Correal 
obligationen ©. 200 flg., S. 390, ©. 401. 


3) Man vergl. $. 1857 des BGB.'s. 
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2) diejenige, welche der Beklagte hat, wenn wegen deſſelben Rechtes, 
über welches rechtskräftig erkannt worden it, anderweit geklagt wird. 
Bu 1). 

Diefe Einrede, welche ich im Gegenfage zu der exceptio rei judi- 
catae der Kürze wegen die exceptio rei in judiecium deductae nennen 
will, objhon fie mit der aus der Procekconjuntion bervorgehenden 
römiſchen Einrede gleihen Namens faum eine Achnlichkeit hat, kann 
jowohl dem Beklagten, als auch dem Kläger zuftehen. Nach unjerem 
gegenwärtigen Proceſſe nämlich’) fann der Stläger, wenn er über die 
Klage den Eid angetragen hat, mit der Rechtskraft des Erkenntniſſes 
auf den Eid die Klage nicht mehr ändern und, wenn er die Klage 
auf Beweis geftellt hat, und rechtskräftig auf Beweis erfannt worden 
ift, zwar inmerhalb der Beweisfrift noch auf den Eid zurüdgreifen, 
aber die Klage nicht mehr ändern. Hieraus kann dem Beklagten eine 
doppelte exceptio rei in judicium deductae erwachſen, nämlich eriteng, 
wenn der Kläger, nachdem rechtsfräftig auf den angetragenen- oder 
zurüdgegebenen Eid?) erfannt worden ift und zwar ohne Unterjchied, 
ob der Beklagte den angetragenen Eid geleijtet, oder der Kläger den 
zurüdgegebenen Eid nicht geleiftet hat, eine auf Eid oder Beweis ge- 
ftellte Klage erhebt, welche auf diefelben Thatfachen, über die der Eid 
rechtskräftig erfannt worden war, ganz oder theilmeife gegründet wird, 
jodann, wenn der Kläger, nachdem rechtskräftig auf Beweis erkannt 
worden ift, nah Ablauf der Beweisfrift eine auf Eid oder Beweis 
geftellte andermweite Klage erhebt, zu deren Begründung er ſich ganz 
oder theilweife auf diejelbe Thatjache bezieht, auf deren Beweis rechts⸗ 
fräftig erfannt war. Dieſe nur auf die Klage bezügliche Proceß— 
vorſchrift wird analog?) auf die Erception angewendet und es kann 
der Kläger ebenfallg eine exceptio rei in judicium deductae haben, 
wenn der Beklagte eine Einrede, 3. B. der Compenfation, über welche 
rechtsfräftig auf einen angetragenen oder zurüdgegebenen Eid erkannt 
worden ijt, und zwar ohne Unterfchied, ob der Kläger den angetragenen 
Eid geſchworen oder der Bellagte den zurüdgegebenen Eid nicht ge> 
ſchworen bat, in einer auf Eid oder Beweis geftellten Klage bejonders 
auszuführen verſucht). | 


1) Man vergl. Alte PO. tit. V und Erl.:PD. ad eund, tit. $. 9. 

2) Ueber die Gewifjendvertretung vergl. Erl.:BD. ad tit. XIX 88. 1, 2. 

3) Namentlich mit Beziehung auf die l. 11 Cod. de reb, cred. 

4) Nach der, mir nicht unzweifelhaft ericheinenden, Anficht des Oberappellations- 
gerichtö gilt dies auch, wenn ber Beklagte, nachdem rechtskräftig auf Beweis der 
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Zu 2). 

Die zu 2) angegebene exceptio rei judicatae fteht nur dem 
Beklagten zum Schutze feiner gänzlichen oder theilweifen Yoszählung 
von der Klage zu, ohne Unterfchied, ob es fih um eine actio in rem 
pder in personam handelt. Dem Kläger, welder blos die Rechte 
bat, welde ihm die vechtskräftige verurtheilende Entſcheidung giebt), 
fann die exceptio rei judicatae nur dann zuftehen, wenn eine For— 
derung von dem Beklagten nochmals geltend gemacht wird, melde in 
dem früheren Proceffe als Compenfationseinrede gebraudt und ent- 
weder für unbegründet erklärt, oder auf die geflagte Forderung in 
Aufrehnung gebradt worden ift?). 

Die exceptio rei judicatae wirft nur zwifchen denfelben Perſonen 
(eadem persona), rüdjichtlich defjelben Objects (eadem res), und wegen 
deffelben Klaggrundes (eadem causa)°). Sie fteht dem Beflagten, 
deffen Erben und Rechtsnachfolgern gegen den Kläger und deſſen 
Erben, bei actionibus in personam gegen die Ceffionare und bei 
actionibus in rem gegen die Gingqularfuccefforen zu. Um dafjelbe 
Object handelt es fih, wenn bei Sachen ein ideeller oder phyſiſcher 
Theil derfelben, namentlich auch bei Häufern der Grund und Boden, 
Klage erfannt worden ift, die Einrede fallen läßt oder fih am Beweife verfäumt 
oder den Beweis nicht führt. Nah meinem Dafürhalten fann der Bellagte nur 
der Erception wider die Klage verluftig werben, weil das Beweisinterlocut nur 
ben Sinn haben kann, es folle der Bellagte mit feiner Exception wider die 
Klage gehört werden, und das Präjudiz der Beweisfrift nur auf die conneren 
Einreden, nicht auf Forderungen, welche auf einem befonderen Klaggrunde be: 
ruhen, zu beziehen jein Fann. 

1) Namentlich ift es irrig, wenn bei theilbaren Forderungen aus der Ber: 
urtheilung in einen Theil der Forderung, 3. B. wenn bei einem am 1. Jan. 1871 
aufgenommenen Darlehen von Eintaufend Thalern nur Einhundert eingeflagt 
werden, ein Grund für die Verurtbeilung in die ganze Forderung, oder aus 
einer Berurtbeilung in einen Mietbzind: oder Pachtzinstermin ein Grund für 
bie Verurtheilung in einen jpäter fälligen Termin, oder aus dem Umſtande, 
daß in dem Proceffe über einen Theil der Forderung oder über eine einzelne 
Terminzahlung eine Exception nicht berüdfichtigt oder nicht beiwiefen worden ift 
u. ſ. w., ein Grund für den Berluft der Erception gegen bie ganze Forderung 
oder gegen einen fpäter fällig gewordenen Termin abgeleitet wird. In wie weit 
Zugeftändniffe, geleiftete Eide, Verurtheilungen in futurum hierin Etwas ändern 
können, ift eine hiervon völlig verichiedene Frage. 

2) 1.78. 1ı D. de comp. 

3) Man vergl. $. 177 des BGB.'s. — Ausnahmen enthalten die 88. 1855 
bis 1857 (f. g. Präjudicialflagen), 1865 bi 1866 (Klage des außerehelichen 
Kindes wider den auferehelichen Bater). 
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bei dem Eigenthume ein in demjelben enthaltenes Recht, 3. B. von 
einem Grundjtüde die Früchte, von einem Thiere die Jungen oder 
bei Forderungen ein Theil derjelben oder Zinfen davon gefordert 
werden. Ein und derjelbe Klaggrund ift es, wenn bei der actio in 
rem bderjelbe Erwerbungsgrund ') oder bei der actio in personam 
derjelbe Entjtehungsgrund der Forderung geltend gemadht wird. In 
allen diefen Fragen ift lediglich das rechtskräftige Erkenntniß maß- 
gebend; Entjcheidungsgründe gehen nie in Rechtskraft über. 


8. 97. 
VIII. Selbjthülfe. 
Selbjtvertheidigung. 


Selbftvertheidigung ift die Art der Selbfthülfe, welche darin 
befteht, daß eine Perſon ſich gegen widerrechtliche Angriffe auf feine 
eigene Berfon oder auf jein Vermögen vertheidigt ’)., Das bürgerliche 
Geſetzbuch drüdt, indem es die Selbitvertheidigung (Nothiwehr, mode- 
ramen inculpatae tutelae) mit der Bejchränfung gejtattet, daß der 
dem mwiderredhtlihen Angriffe entgegengejegte Widerftand nicht in einen 
widerrechtlihen Angriff wider den Angreifenden ausartet?), nur Das- 
jenige aus, was ſich nad jedem Rechte von jelbit verſteht“). Wie 
weit Jemand in der Selbjtvertheidigung gehen dürfe, bleibt der Beur- 
thbeilung des concreten Falles überlajjen und nur jo viel läßt jich im 
Algemeinen jagen, daß namentlid bei Angriffen auf das Vermögen 
darauf zu ſehen jein wird, ob das Vermögensobject für den Ange» 
griffenen, nach deſſen Berhältniffen, ein bedeutendes ift, oder nicht. 
Unter den Angriffen auf das Vermögen jind nicht blos Angriffe auf 


1) Ein bereits früher vorhanden geivejener, jedoch nicht geltend gemachter 
oder erſt fpäter eingetretener Erwerbungsgrund fann nicht mit der exceptio rei 
judicatae zurüdgewiejen werden. — Ueber die Wirkung der Rechtskraft bei der 
hereditatis petitio vergl. 88. 2318 bis 2320 bed BGB.'s, bei den Geſammtſchuld⸗ 
verhältnifien $. 1032 und bei der Bürgſchaft $. 1459 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 178 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 185 bed BGB.'s. 

4) Man vergl. 1. 45 8. 4 D. ad leg. Aquil. „vim vi defendere omnes leges 
omniaque jura permittunt.“ — In dem $. 53 des deutſchen Strafgeiegbuchs wird 
gelagt; „eine ftrafbare Handlung ift nicht vorhanden, wenn die Handlung durch 
Nothivehr geboten war. Nothwehr ift diejenige Vertheidigung, welche erforderlich 
ift, um einen gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriff von ſich ober einem Ange: 
börigen abzuwenden.“ 
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das Eigenthbum an Sachen zu verftehen, jondern auch Angriffe auf 
Saden, an welden Jemand ein Recht an der Sadıe, z. B. Niepbrauch 
bat, oder melde er in fremden Namen befigt, 3. B. bei der Hinter- 
legung (Depofitum). Insbeſondere hat auch Feder das Recht, fih in 
feiner Inhabung zu ſchützen, Gewalt mit Gewalt zu vertreiben und 
wenn der Andere ihn feiner Inhabung entjeßt, jih der Sache wieder 
zu bemädhtigen, nur muß die Wiederbemäcdtigung ſofort geſchehen *). 
ft aber die PVertheidigung gegen widerrechtliche Angriffe auf die 
eigene Perfon oder auf fein eigenes Vermögen erlaubt, fo fann aud 
die Unterftügung, welchen ein Anderer dem Angegriffenen bei feiner 
Gelbitvertheidigung leiftet, nicht als unerlaubt angefehen werden *). 


8. 98. 
Selbfthülfe. 


Selbithiilfe im engeren Sinne ift die eigenmädtige Wegnahme 
einer in fremder Inhabung befindlichen beweglichen Sade, an welcher 
Demjenigen, der fie wegnimmt, das Eigenthum oder ein Recht an 
einer Sade zuftebt, ingleihen die eigenmächtige Nöthigung des 
Schuldners zur Erfüllung einer Forderung. Selbithülfe und die 
Unterftügung hierbei ift nicht erlaubt, ausgenommen, wenn wegen der 
Unmöglichkeit, die Hülfe der Obrigkeit zeitig zu erlangen, die Gefahr 
porhanden ift, ohne Selbithülfe fein Recht nicht verwirklichen zu können ®). 
Ein Fal der ausnahmsweiſe erlaubten Selbfthülfe ift, wenn ein 
Gläubiger den Schuldner, welcher ſich feiner Verbindlichkeit durch 
die Flucht zu entziehen jucht, feithält oder demfelben die nöthigen 
Dedungsmittel abnimmt); der Gläubiger foll jedoch ohne Verzögerung, 
wenn er dem Schuldner Dedumgsmittel abgenonmen, dieſe bei Gericht 
abliefern und, wenn er die Perſon feitgenommen bat, diefe bei dem 
Gerichte vorführen). Givilrechtlihe Strafen der unerlaubten Selbit- 

1) Man vergl. $. 181 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 178 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 179 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 180 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 180 des BGB.'s. — Das Gericht wird zu ermefjen haben, 
ob ein hinreichender Grund zu diefer Selbfthülfe vorhanden und ob in Gemäßbeit der 
Strafprocehordnung Art. 146 bis 148, 151, 152 die Beichlagnahme des Vermögens 
und die Verhaftung der Perjon zu verfügen ift. Daß das Gericht nothivendig 
das forum domicilii des Schuldners fein müfle, jagt das bürgerliche Geſetzbuch 
nicht, es kann aber aud nach den Verhältniffen über die Gompetenz nicht wohl 
Etwas im Voraus beitimmt werden. 
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bülfe, wie das ſ. g. decretum divi Marei!) enthält, hat das bürger- 
lihe Geſetzbuch nicht feſtgeſetzt; es gilt daher nur die allgemeine Regel, 
daß der Schaden zu erfegen ift, welcher verurjacht wird, und es kann 
namentlih der Fal vorkommen, daß, wenn durch die unerlaubte 
Selbfthülfe fein Schaden entjtanden ift, nur eine criminalrechtliche 
Strafe erfannt werden kann. 


8. 99. 
Fortjegung. 


Zu der Selbfthülfe im engeren Sinne rechnet man noch 

1) das Recht, feine Perſon und fein Vermögen gegen Thiere Anderer 
dureh deren Verjagung und, fomweit nöthig ®), jelbit durch deren 
Tödtung zu ſchützen, vorausgefeht, dab dem Eigenthümer des 
Thieres nicht ein Recht, vermöge Vertrages oder vermöge Dienft- 
barfeit, zufteht ?), 

2) das Recht, fremde Sachen, welde einer eigenen Sache Schaden 
zufügen oder Gefahr drohen, oder ihren Gebrauch hindern, zur 
Abwendung diefer Nachtheile zu entfernen und ſoweit nöthig, zu 
bejchädigen oder zu vernichten *), 

3) das Recht, Veranftaltungen zur Sicherung feiner Perfon und 
jeines Vermögens gegen widerrechtliche Bejchädigungen zu treffen, 
3. B. ſ. g. Fuchseifen zu legen, ſoweit dadurch nicht die Gefahr 
einer twiderrechtlihen Schadenzufügung für Andere entiteht >). 


1) Man vergl. I. 13 D. quod met. caus. 

2) So wird z. B. das Erfchiefen von Hunden, melde in fremden Jagdbe— 
jirfen revieren'!, unter Umſtänden gerechtfertigt fein können. Bergl. Gejeg, die 
Ausübung der Jagd betr., vom 1. December 1864, $. 35, alin. 3. 

3) Man vergl. 8. 182 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 183 des BGB.'s und Annalen N. F. Bd. 2 ©. 404 flg. 

5) Man vergl. $. 184 des BGB.'s. 


Zweites Bud). 
Recht der Person, 


Erftes Capitel. 
Von der Rectsfähigkeit. 


8. 100. 
Begriff der Rechtsfähigkeit. 


Mie bereits oben im $. 22 erwähnt worden ift, nach dem bürger- 
lihen Geſetzbuche befteht Fein Unterſchied zwifchen freien und unfreien 
Menſchen, zwiſchen Jnländern und Ausländern. Wenn insbefondere im 
8. 30 des BGB.'s gejagt wird: „jeder Menſch tft rechtsfähig“, To 
heißt dies, e8 babe jeder Menſch, ohne Unterfchied, das Recht auf 
Leben, auf yntegrität feines Körpers, auf Freiheit!) und auf Achtung 
feiner Menjchenwürde. 

Rechtsfähigkeit hat der Menſch vermöge feiner Eriftenz, nicht 
vermöge einer ihm von dem Staate ertheilten Wohlthat. Die pofitive 








1) Unter Freiheit ift in diefem Zufammenhange nicht der Gegenjag von 
Sclaverei und Leibeigenichaft, jondern das Recht zu verftehen, die körperlichen 
und geiftigen Kräfte nah Willfür zu gebrauden, und der Außenwelt gegenüber 
zu entwideln und zu entfalten, joweit badurd nicht das Necht einer anderen 
Perſon verlegt wird. In ähnlicher Weife wird die Freiheit in der J. 4 pr. D. 
de stat, hom. und im $. 1 J. de jur. pers. als „naturalis facultas ejus, quod cuique 
facere libet, nisi si quid vi, aut jure prohibetur* definirt, nur mit dem Unter: 
ſchiede, daß dort das entfcheidende Moment auf „die Fähigkeit zum Handeln nach 
eigener Beitimmung” gelegt wird und nach diefem Gefichtspuncte natürlich ber: 
vorgehoben werden muß, es werde dieſe Fähigfeit weder durch die entgegengejette 
widerrechtliche Gewalt, noch durch das Verbot des Eingriffs in eine fremde Rechts: 
iphäre aufgehoben. — Wenn man die Rechtsfähigkeit die Fähigkeit, Rechte zu 
baben, nennt, jo liegt in dem „Rechte haben” „die in ber Rechtsfähigkeit ent- 
baltene Fähigkeit, die oben angegebenen Rechte, ohne einen beſonderen Er— 
werbungsgrund, auszuüben”. Die Rechtsfähigkeit ift ein Attribut des Menjchen. 
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Gejeßgebung kann zwar einzelnen Menfchen die Nechtsfähigfeit ent- 
ziehen; aber, joweit dies nicht der Fall ift, tritt das in dem Rechte 
der Vernunft liegende Princip ein, daß der Menfch rechtsfähig if. 
Der angegebene $. 30 des BGB.'S hat daher nur den Sinn, es gebe 
von der Regel, daß jeder Menſch rechtsfähig fei, in Sachſen feine 
Ausnahmen. Wenn die Nechtsfähigfeit jedem Menjchen vermöge feiner 
Grijtenz zufommt, jo fann es eine Klage auf deren Anerkenntniß nicht 
geben; ein Erfenntniß darauf, daß ein Menſch eriftirt, alſo Nechts- 
fäbigfeit hat, wäre ein völlig leerer Ausſpruch; es liegt vielmehr in 
der Natur der Sade, daß nur ein Anſpruch auf Schadenerjag ent» 
ftehben kann, wenn die Nechtsfähigfeit durch unerlaubte Handlungen 
Anderer verlegt worden ift. 


$. 101. 
Beginn der Rechtsfähigkeit. 


Die Rechtsfähigkeit der Berjon beginnt mit deren Geburt '). Mit 
weldem Momente ein Menſch als geboren zu betrachten ift, aljo ein 
von dem Leben der Mutter losgelöftes jelbitändiges Leben hat, kann 
nicht duch das Recht, jondern nur nach phyſiologiſchen Regeln be- 
ftimmt werden. Namentlich kann aber, wenn bewiejen wird, daß ein 
Menſch geboren worden fei, darauf etwas nicht ankommen, wie lange 
er im Mutterleibe getragen worden fei und ob er die Fähigkeit zum 
Fortleben habe. Die muthmaßlichen Gonceptionsfriiten gelten nur, 
wenn es fih darum handelt, ob ein in oder nach der Ehe geborenes 
Kind für ehelich geboren zu achten fei, oder ob ein Menſch, welcher 
geboren worden ift?), von einem beſtimmten Beifchlafe herrübre. 

Wenn das bürgerlihde Geſetzbuch“) bejtimmt, daß „Ungeborene 
von der Zeit ihrer Empfängniß an vorläufig den Geborenen gleiche 
geachtet werden, jo weit e8 ſich um ihren rechtlichen Vortheil handelt,‘ 


1) Man vergl. $. 32 Sak 1 des BGB.'s. 

2) Eine Frübgeburt (abortus) ift jelbitveritändlich Fein geborener Menſch. 
Handelt ed fih um die größere oder geringere Ausbildung der Frühgeburt, 
3. B. wenn die Ehefrau aldbald nah Schliefung der Che abortirt und der Che: 
mann behauptet, es jei die® die Frucht eines von der Ehefrau vor der Ehe mit 
einem Dritten gepflogenen Beifchlafs, jo fann fich die Befragung Sadhverjtändiger 
nöthig machen; mit den f. g. Conceptionsfriften fteht dies aber in feinem Zu: 
lammenhange 

3) Man vergl. $. 32 Satz 2 des BGB.'s. — (Man vergl. auch 1. 7,1. 26 
D. de stat. humin.) 
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fo darf dies nicht fo verftanden werden, e8 habe die Leibesfrucht be- 
reits Rechtsfähigkeit oder es jei Diejelbe als eine juriſtiſche 
Perſon zu betradten. Denn, wie theils aus den Worten „vorläufig“ 
und „fomweit es fih um ihren rectlihen Vortheil handelt‘, theils 
aus den auf den $. 32, Sat 2 des BGB.'s bezüglichen jpeciellen 
Vorſchriften ) hervorgeht, haben die Maßregeln, welde im Intereſſe 
einer noch ungeborenen Leibesfrucht getroffen werden können, den 
Zwed, die Erwerbung der Rechte für den Fall, daß die Leibesfrucht 
geboren wird, ficher zu ftellen; fie erledigen fich aber, wenn die Leibes— 
frucht nicht lebendig geboren wird, jo, als ob die Möglichkeit einer 
Erwerbung von Seiten der Leibesfrucht nie beftanden hätte. Dritte 
fünnen fih auf den $. 32, Sat 2 des BGB.'s unter allen Umftänden 
nicht berufen ?). 

Todtgeborene werden jo betrachtet, als wären fie nie empfangen 
worden ?). Entjtehen Zmeifel darüber, ob ein Kind lebendig oder todt 
geboren worden fei, und kann weder das eine noch das andere be» 
tiefen werden, fo ift anzunehmen, daß das Kind lebendig geboren und 
erſt ſpäter gejtorben ſei). Das bürgerliche Geſetzbuch enthält weder 
die Vorſchrift, daß das Leben eines neugeborenen Kindes nur bei 
beftimmten Lebenszeichen, 3. B. bei dem Beichreien der Wände, an— 
zunehmen ſei, noch die, daß bejtimmte Lebenszeihen unter allen Uns 
ftänden das Leben des Kindes zur Zeit der Geburt beweifen. Biel- 
mehr ift diefer Gegenftand der Begutachtung Sachverftändiger überlaffen 
geblieben. 

Die Beltimmung über Todtgeborene gilt aud von Geburten, 
welche jo von der menſchlichen Körperbildung abweichen, daß fie nicht 
als Menſchen angejehen werden können (monstrum)?). Dagegen enthält 
das bürgerlihe Geſetzbuch auch bier weder die Borjchrift, daß die 
Frage, ob eine geborene Leibesfruht eine menjchliche Gejtalt babe, 


1) Man vergl. 88. 1995 bis 1997, 2008 Satz 2, 2010, 1771, 2016, 2293, 
2344, 2396 bed BGB.'s. 

2) So würde Derjenige, welchem für den Fall Etwas vermacht würde, daß 
er Kinder hätte, das Vermächtniß nicht erhalten können, wenn er zwar zur Zeit 
bes Todes des Erblafjers feine Kinder hätte, feine Ehefrau aber mit einem Kinde 
ſchwanger ginge und jpäter von einem lebenden Kinde entbunden würde. 

3) Man vergl. $. 32 Satz 3 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 34 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 8. 33 ded BGB.'s. — Blofe Abweichungen von der menſch⸗ 
lihen Körperbildung bei ſonſt regelmäßiger Menſchengeſtalt (ostentum) haben auf 
die Nechtsfähigfeit keinen Einfluß. 
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nad der Kopfbildung zu beantworten jei!), noch die, daß die Mutter, 
welde ein monstrum gebiert, der Vortheile theilhaftig fein joll, welche 
ihr für den Fall der Geburt eines Kindes zugefihert worden find ?). 


8. 102. 
Dauer der Rechtsfähigkeit. 


Hat eine Perjon eriftirt, jo muß deren Tod von Demjenigen be— 
iwiefen werden, welcher daraus Rechte für fich ableitet, ohne Unter- 
ſchied, ob er behauptet, daß ein Necht, welches er mit der Berfon ge- 
meinſchaftlich hatte, nad deren Wegfalle auf ihn allein übergegangen 
ſei, oder daß er ein Recht, welches er nur haben fünnte, wenn die 
Perjon nicht mehr vorhanden wäre, erworben habe, oder daß er jonft 
nah dem Tode der Perjon in deren Rechte getreten fei?). Dagegen 
bejtebt bei einer Perfon für deren Fortleben ebenjowenig eine Ber» 
mutbung, wie in anderen Berhältnifjen für deren Fortdauer eine 
folche befteht. Derjenige, welcher ein Recht darauf gründet, daß eine 
dritte Perjon noch lebt, kann jich ebenfalls nicht auf den Sat, mutatio 
non praesumitur, beziehen, fondern muß deren Fortleben zu der 
entjcheidenden Zeit beweifen‘). 

Das bürgerlihe Geſetzbuch ftellt’) für die Fälle, in welchen es 
bei der Beurtheilung von Nechtsverhältniffen auf die muthmaßliche 
Lebensdauer einer PBerfon ankommt, eine ſ. g. Mortalitätstabelle auf 
und vermweift in dem befonderen Theile wiederholt auf diejelbe #). Dieſe 
Mortalitätstabelle wird zwar aud) in anderen, im Geſetze nicht namhaft 
gemachten, Fällen zur Grundlage für die Beftimmung der muthmaß- 
lihen Lebensdauer dienen fünnen?). Aber immer muß daran feitge- 
halten werden, daß diefelbe nicht anwendbar tft, wenn nad den be> 
jonderen Umftänden des einzelnen Falles anzunehmen, es habe eine 
Berehnung nach der Mortalitätstabelle nicht in der Abjicht der Con» 


1) Nach römischen Rechte fcheint Died angenommen worden zu fein (l. 44 pr. 
D. de religios.). 

2) Anders nad römischen Rechte (1. 135 D. de V. S.) 

3) Man vergl. oben $. 93. 

4) Inwieweit aus dem Nachweiſe, dat die Perjon zu einer anderen Zeit 
noch gelebt habe, eine Wahrjcheinlichkeit für deren Leben zu dem entjcheidenden 
Momente hervorgehen kann, ift lediglich eine facti quaestio. 

5) Man vergl. $. 35 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 3. B. 88. 1492, 2449, 2591 des BGB.'s. 

7) Dan vergl. 3. B. Annalen R. F. Bd. 3 ©. 162. 
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trahenten gelegen, oder wenn zu der Zeit, wo die muthmaßliche Lebens 
dauer berechnet werden foll, das Gegentheil bereits eingetreten ift '). 

Die Rechtsfähigkeit einer Berfon endigt mit deren Tode‘). Selbit 
die Anfiht, daß ein Verftorbener in der Zmifchenzeit zwiſchen feinem 
Tode und dem Erbichaftsantritte als fortlebend zu betrachten fei, ift 
dem bürgerlichen Gejegbuche fremd ?). 


8. 108. 
Fälle, in welden der Tod einer Perſon vermutbhet wird. 


Das bürgerliche Geſetzbuch ftellt eine doppelte Vermuthung des 
Todes einer Perſon auf, nämlich: 
1) fol! der Tod einer Perſon vermuthet werden, wenn fie verjchollen 
und eine Todeserklärung erfolgt iſt ) und 
2) joll, wenn ein Berechtigter in Beziehung auf dafjelbe Recht einem 
anderen Berechtigten vorgeht, oder wenn zwei Perjonen neben 
einander dergejtalt berechtigt find, daß bei dem Wegfalle des 
einen der andere allein berechtigt ift und über das Leben des 
näher oder gleih nah Berechtigten Ungewißheit berricht, auch 
ohne Todeserflärung zu Gunften des einen Berechtigten ver- 
muthet werden, daß der andere Berechtigte gejtorben fei, wenn 
diefer das neunzigfte Lebensjahr erfüllt hat®). 
Soviel die 
zu 1) 
angegebene Vermuthung betrifft, jo gilt Derjenige als verfchollen, von 
dejjen Leben weder durch ihn, noch durch einen Anderen Nachricht vor» 


1) Man vergl. Annalen N. F. Bd.5 S. 488. — Ein Fall, in welchem bie 
ſ. g. Mortalitätötabelle nicht anwendbar mwäre, würde 3. B. der fein, ivenn ber 
Verkäufer eined Grundftüds einen Auszug verjchiwiegen hätte, und zu der Zeit, 
wo der Käufer Evictionsflage anftellte, der Auszügler bereits länger gelebt 
hätte, ald nach der muthmaßlichen Lebensdauer anzunehmen wäre, 

2) Man vergl. 8. 36 des BGB.'s. — Ueber die Commorienten vergl. $. 2007 
Sab 2 des BGB.'s. 

3) Vorläufig mag auf den $. 2246 des BGB.'s verwiefen werden. — Man 
vergl. auch Commentar Bd. 1 ©. 80. 

4) Man vergl. $. 37 des BGB.'s. — Eine Analogie für die Todeserflärung 
des deutichen Rechts findet fich im römischen Rechte nur bei der Captivität. (Man 
vergl. 1. 5, 1.12 8. 1, 1. 19 D. de capt., 1. 12 D. qui testam. facere possunt, 
l. 28 D. de vulg. subst.) 

5) Man vergl. $. 45 des BGB.'s. 
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handen ift '). Auf Todeserflärung eines Verfehollenen fann aber nur 
angetragen werden, wenn ſeit der Zeit, wo es an einer Nachricht von 
dem Leben fehlt, ein gewiſſer Zeitraum abgelaufen ift. In der Regel 
wird ein Zeitraum von zwanzig Jahren, von der legten Nachricht an, 
erfordert, e8 iftrjedoch der nach den Vorſchriften des 8. 71 zu berechnende 
Zeitraum von zwanzig Jahren, wenn die legte Nachricht in die Minder— 
jährigfeit des Verſchollenen fällt, erſt von der Volljährigkeit an zu 
beftimmen ?). Ausnahmsweije genügt ein fürzerer Zeitraum, nämlich: 
a) ein fünfjähriger, wenn der Verfchollene von dem Zeitpuncte der 
legten Nachricht an das fiebenzigfte Lebensjahr erfüllt hat °), 
b) ein fünfjähriger, jedoch) erit von dem Friedensſchluſſe an zu be» 
technender Zeitraum, wenn der Verſchollene in den Krieg ges 
zogen und nicht zurückgekehrt iftt), und 
c) ein ebenfalls fünfjähriger, wenn der Berjchollene auf einem Schiffe 
gewejen, während es untergegangen ift, oder fich in einer anderen 
dringenden Todesgefahr befunden hat, oder im Kriege ſchwer 
verwundet worden und von Zeit der Gefahr oder VBerwundung 
an feine Nachricht von feinem Leben vorhanden ijt?). 

Die Todeserflärung fann nur auf Antrag eines Betheiligten und 
nah Erlafjung der erforderlihen Edictalien durch richterlihes Er- 
fenntniß erfolgen®). Sit fie erfolgt, jo werden ihre Wirkungen auf 
den Tag zurüdbezogen, an welchem die den Antrag auf Todeser- 
flärung beginnende zwanzigjährige oder fünfjährige Frift abgelaufen 
iſt; es bejtimmen ſich namentlich die Erbfolge in das Vermögen des 
Verſchollenen, die Dauer der demjelben für feine Perſon zu gewähren 
gewejenen XLeiftungen, z. B. Alimente, Auszugsleiftungen, ingleichen 
der Anfall einer Erbſchaft, zu welcher der Verfchollene durch Gefeh 


1) Man vergl. $. 38 ded BGB.'3. — Das Nichtvorhandenfein einer Nachricht 
muß dem Gerichte gegenüber, bei welchem auf Todeserflärung angetragen wird, 
dargethan werden. Namentlich, wenn eine Nachricht eines Anderen, als des Ber 
ibollenen, vorliegt, hat das Gericht über deren Glaubmwürdigfeit zu cognosciren, 
auh find jummarifche Erörterungen über die Glaubwürdigkeit der Behauptung, 
daß Feine Nachricht vorhanden jei, nicht ausgeichlofien. 

2) Man vergl. $. 38 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 39 des BGB's — Db die Erfüllung des ftebenzigiten 
Lebensjahres vor oder nad den fünf Jahren liegt, macht feinen Unterjchied. 

4, Man vergl. 3. 40 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 41 des BGB.'s. 
6) Man vergl. 88. 42, 43 des BGB.'s. — Der für den Verſchollenen beftellte 
Abweſenheitsvormund ift zum Antrage auf Todeserklarung nicht bevehtigt, 
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oder Testen Willen berufen ift, nad diefem Zeitpunfte‘). Aber die 
Todeserklärung begründet nur eine Vermuthung für den Tod des 
Berfchollenen und ihre Wirkungen fallen weg, wenn der Verſchollene 
noch lebt oder wenn er zu einer anderen Zeit, als der in der Todeser- 
flärung angenommenen, geftorben iſt ?). Fordert der Verjchollene felbft, 
wenn er noch lebt, fein Bermögen oder ein Anderer, welcher bemeift, 
daß der Verfchollene zu einer anderen Zeit, als der in der Todeser- 
klärung angenommenen, geftorben jei, den Nachlaß defjelben, jo werden 
zwar in dem Berhältniffe des Verfchollenen oder deſſen Erben zu den 
Befigern des Vermögens oder der Erbichaft die allgemeinen VBorfchriften 
über die Reftitution fremden Vermögens, namentlich auch in Beziehung 
auf die bona oder mala fides der Befiger, Anwendung finden, aber für 
das Verhältniß zu Dritten, melde mit den Beligern contrahirt oder 
an diefelben Zahlungen geleiftet haben, wird in der Vorſchrift des 
8. 2322 des BGB.'s eine zwedmäßige Analogie gegeben fein. 
Soviel die 
ju 2) 

angegebene Vermuthung des Todes betrifft, jo dient fie vorzüglich zur 
Erleichterung des Beweiſes des Todes einer Perfon bei der Erb- 
legitimation und in den Fällen des Anwachſungsrechtes der Erben 
und Bermächtnißnehmer ?). Auch könnte fie angewendet werden, wenn 
Ehegatten ein Auszug in der Weije beftellt worden wäre, daß derfelbe 
nach dem Tode des einen Ehegatten dem anderen allein zufommen 
follte *). Dagegen kann auf fie ein Antrag auf Löſchung eines Aus- 
zuges oder wohl gar ein Erbrecht nicht gegründet werden. Gie fett 
zwar den Beweis der Geburt der Perſon, deren Tod angenommen 
werden fol, nicht fchlechterdings voraus, da der Beweis hinreicht, daß 
von der Zeit an, wo die Perſon gelebt hat, neunzig Jahre verfloffen 
find, fie hat aber ebenfalls nur die Natur einer Vermuthung, welche 
durch den Beweis des Gegentheils, jedoch unbeſchadet der Rechte Dritter, 
welche in redlihem Glauben geftanden haben, entfräftet werden fann ®). 


1) Man vergl. 8. 43 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8.44 ded BGB.'s. — Das Dberappeflationdgeriht hat 
namentlich auf Grund bes angegebenen’ $. des BGB.'s den ſ. g. annus restitu- 
torius bei Todeserflärungen für erledigt und weggefallen angefehen. (Annalen 
N. 5. Bd. 3 ©. 461.) 

3) Man vergl. SS. 2269 bis 2272 und 2431 bis 2433 des BGB.'s. 

4) Man vergl. Commentar Bd. ı ©. 86. 

5) Man vergl. Commentar a. a. D. 
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Zweites Capitel. 
Don dem Familienſtande. 


8. 104. 
J. Einleitende Bemerfung. 


Die Welt, wie jie dem Menfchen in einem fortwährenden Form— 
wechſel erjcheint, ift die Evolution der Unendlichkeit in Ueberein— 
ftimmung mit den Gefegen, nach welchen jich der Menſch feiner jelbft 
und feines Verhältniffes zu der ihn umgebenden Objectenmelt bewußt 
wird und den Kreis feines Gelbftbemußtfeins erweitern kann. Die 
Erweiterung des Selbftbewußtfeins, in welcher immer eine Abjtraction 
injofern liegt, als durch fie nicht die Objectenwelt ſelbſt, fondern nur 
eine Borftellung duch Bermittelung der Sinnesorgane, namentlich nad) 
Raum und Zeit, in das Selbftbewußtfein aufgenonmen wird, Tann 
auf eine doppelte Weife erfolgen. Der Menſch fann nämlich fich blos 
auf eine Anfhauung beſchränken, die Objectenmwelt nur fo, wie fie ſich 
vor feinen Bliden entwidelt, betrachten und fein Selbitbewußtjein nur 
mit den durch feine Sinnesorgane erfannten Gegenftänden bereichern, 
überhaupt nur ein empirifches Leben führen. Er fann aber auch die 
höheren Gejege, nach melden fich die Unendlichkeit in der für ihn 
wahrnehmbaren Endlichkeit entfaltet, auffuchen, den Geift, welcher darin 
berricht, erforfchen, fich feines Zwedes bewußt zu werden fuchen und 
den in der Weltordnung verborgen liegenden göttliden Willen zur 
Richtfehnur für jein Denken und Handeln nehmen. Bei der erfteren 
Art der Thätigkeit erhebt fih der Menſch nicht über fein phyſiſches 
Dafein, er nimmt die äußeren Erjcheinungen der Außenwelt in ſich 
auf und legt fich diefelben nach ihrem Berhältniffe der Caufalität, 
der Raumerfüllung und Zeitfolge zurecht, er gelangt aber damit nur 
zu Ergebniffen, von melden, fo vollfommen fie an fich auch fein mögen, 
nit anzunehmen ift, daß fie über fein eigenes phyſiſches Dafein bin» 
ausreihen werden. Bei der legteren Art der Thätigfeit dagegen 
näbert ſich der Menſch der Gottheit, indem er diefe in den Geſetzen 
der Evolution der Unendlichkeit auffucht, den über der Welt ftehenden 
Geift in fih aufnimmt und fein eigenes Selbitbewußtfein damit in 
Mebereinftimmung bringt. Zwar ift die Grenze für beide Arten der 
Thätigfeit diefelbe, nämlich die in ihrer Entwidelung begriffene Objecten- 
welt. Während aber mit der eriteren nur die Erkenntniß der Objecten- 
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welt in ihrer Exiſtenz bezwedt wird, vergeiftigt die legtere Die 
Dbjectenwelt nah den ihr zu Grunde liegenden höheren Gefegen, fie 
führt in der Erfenntniß der Objectenwelt zu der Erfenntniß Gottes. 

Die Erfenntnig Gottes und feines Willens aus den in der 
Chöpfung der Welt und des Menſchengeſchlechtes liegenden Dffen- 
barungen ift der Gegenitand der Neligion und der Rechtswiſſenſchaft. 
Beide Zweige des menschlichen Willens verfolgen aber verſchiedene 
Zwede. Während die Religion dem Menſchen Aufſchluß giebt über 
feine Beftimmung und über feine Pflichten gegen Gott, hat die Rechts— 
wiffenjchaft die Aufgabe, die Grundjäge der Religion für das Leben 
practiich zu machen, die dem Menfchen gegebene Beitimmung im Zu— 
fammenleben mit jeinen Mitmenſchen und im gemeinfchaftliben Gebraude 
der zur Befriedigung menſchlicher Zwede und Bedürfnifje beftimmten 
Sachen feftzuftellen und das fich hieraus ergebende Recht zum Bewußtjein 
und Anerkenntniffe zu bringen. Namentlich für das Recht der Perſon, 
als den Ausgangspunft der Rechtswiſſenſchaft, bildet die Erfenntniß 
Gottes und feines Willens das alleinige Fundament und e$ identis 
ficiren ji Religion und Rechtswiſſenſchaft, wie in vielen anderen 
Punkten, jo vorzüglich in diejer Lehre. 

Wie bereits oben im $. 25 erwähnt wurde, liegt in dem Dua— 
lismus des männlichen und weiblichen Geſchlechts ein deutlicher Fingerzeig 
Gottes für die Verbindung des Mannes mit dem Weibe zum Zmede 
der dur die BVerfchiedenheit des Geſchlechts vorgezeichneten Voll— 
fommenbeit des Menſchen und der dadurd bedingten Fortpflanzung 
des Menjchengejchlehts. Das Verhältnig zwiſchen Eheleuten und 
zwischen Eltern und Kindern tft biernad ein in der Weltfhöpfung 
jelbft begründetes. Für den Familienftand als Ehegatte, als Vater 
oder Mutter, und als Kind fünnen nur a priori gefundene Grundſätze 
gelten, welche für die pojitive Gefeggebung maßgebend find und von 
diefer nur in den Einzelnheiten modificirt werden fünnen. Wie jchon 
der Ausdrud „Familienſtand“ anzeigt, handelt es fich bei demfelben 
nicht um ein Rechtsverhältnig oder eine Obligation, fondern um ein 
Recht der Perſon. Zwar ift das aus dem Familienſtande hervor— 
gehende Hecht der Perſon ein Ausflug aus dem Familienjtande. Aber 
im Rechte find Familienftand und das mit demfelben verbundene 
Recht der Perjon identiſch; es kann jener nicht ohne diefes gedacht 
werden. Wollte man namentlich in dem Familienſtande die aus dem 
jelben entjpringenden redtliden Folgen nad der Perſon und nad 
deren Vermögen unterjcheiden, jo würde man den Familienftand nur 
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in feine integrirenden Theile zerlegen. Denn der Familienftand erfaßt 
die ganze Perſönlichkeit, nicht blos die Perſon, jondern aud deren 
Vermögen. Das Bedenken, welches fich gegen die Faflung des Familien⸗ 
ftandes unter das Recht aus dem Umftande zu ergeben jcheint, daß 
darin Feine Nechte mit gegenüberftehenden Berbindlichkeiten enthalten 
find, erledigt ich der Erwägung gegenüber, daß das Recht der Perſon 
nicht ein Recht der angegebenen Art, fondern die Grundlage für die 
Rechtswiſſenſchaft ift, namentlich aber zu den f. g. abjoluten Rechten 
gebört, welche zwar nicht des Anerkenntniſſes des Staates oder dritter 
Perſonen zu ihrer Eriftenz bedürfen, dejjenungeachtet, wenn fie ver- 
legt werden, rechtlichen Schuß verdienen '). 

Der Familienftand ift ein doppelter, nämlich der zwifchen den 
Ehegatten unter ſich und der zwijchen den Eltern und den Kindern 
beftehende. Unjer Recht, geläutert durch die hriftliche Religion, weicht 
infofern von dem römiſchem Rechte ab, als das lettere, nachdem die 
mit der ſ. g. ftrengen Ehe verknüpfte manus des Ehemannes über 
die Ehefrau durch die ſ. g. freie Ehe außer Anwendung gefommen 
war, einen Familienſtand zwijchen den Ehegatten nicht ausgebildet hat, 
aud neben der väterlichen Gewalt, ein beiden Ehegatten gemeinjchaft- 
lihes Recht über die Kinder nicht Fennt. 


8. 105. 
II. Ebe. 
Begriff der Ehe. 

Ehe ift die auf das Gefchlehtsverhältnig gegründete Vereinigung 
zweier Perſonen verjchiedenen Geſchlechts auf Lebenszeit zur unge— 
theilten Lebensgemeinfhaft). Sie wird durch Conſens geſchloſſen ®). 
Verfteht man unter einem Rechtsgefchäfte jedes Uebereinfommen über 
ein Verhältniß, welches für die Contrahenten gegenfeitige Rechte und 
Berbindlichkeiten hervorbringen kann, fo ift die Ehe aud ein Rechts— 
geihäft, nur mit dem Unterfchiede, daß der Conſens auf die Ver- 
einigung auf Lebenszeit zur ungetheilten Lebensgemeinſchaft, nicht auf 





1) Dan vergl. Annalen N. F. Bd. 6 ©. 108 flg. 

2) So wird die Ehe bereitö im römiſchen Rechte definirt. (Man vergl. $. 1 
J. de patria potest., 1. 1 D. de rit. nupt., 1. 4 Cod. de crim. expil. hered.) 

3) Man vergl. 8. 1588 des BGB.'s. — Die Perfonen, welche fich heirathen, 
müflen conjentiren. Selbſt wenn fie in väterliher Gewalt ftehen, genügt der 
Conſens des Vaters nicht. 
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die aus dem dadurch begründeten Familienſtande hervorgehenden 
einzelnen rechtlihen Folgen gerichtet tft '). 

Die Polygamie ift in Sachſen verboten ?), wie fie es auch fchon 
nah römiſchem Rechte war?). Berfonen, melde eine Ehe geſchloſſen 
haben, fünnen daher eine anderweite Ehe nicht vor Beendigung der 
eriten Ehe jchließen. In dem bürgerliden Geſetzbuche wird die Beob- 
achtung der Form, die den Grundjägen der Kirchen und Neligiong- 
gejellihaften entfpricht, welchen die Ehegatten angehören, als ein wejent- 
lihes Erforderniß der Schliekung der Ehe aufgeführt *). Dies ift, wie 
bereit oben im $. 24 erwähnt worden iſt, in dem Geſetze, die Ein- 
führung der Givilftandsregifter für Perſonen, welche feiner im König— 
reihe Sachſen anerkannten Religionsgefelfhaft angehören u. f. w. 
betreffend, vom 20. Juni 1870, $. 19, durch die Einführung ſ. g. ge— 
richtliher Ehen für diefe legteren geändert worden. 


8. 106. 
Verlöbniß. 


In der Regel geht der Schließung der Ehe ein Verlöbniß 
voraus, welches nicht ohne alle rechtlichen Folgen iſt, wenn ſelbſt die 
Ehe auf deſſen Grund nicht geſchloſſen wird. Verlöbniß iſt der Ver— 
trag, durch welchen ſich zwei Perſonen verſchiedenen Geſchlechts die 
(künftige) Schließung der Ehe verſprechen“). Auf daſſelbe finden, 


1) Man vergl. Commentar Bd. 3 ©. 14 flg. 

2) Dan vergl. den S. 1590 des BGB.'s, deſſen Vorſchrift mit der heiligen 
Schrift (Evang. Matthäi Cap. 19, 8. 6, 9 und Brief an die Corinther 1. Cap. 7 
3.2) übereinftimmt. 

3) Man vergl. 1. 2 Cod. de inc. nupt., I. 18 Cod. ad leg. Jul. de adulteriis., 
$. 6 J. de nupt. 

4) Man vergl. SS. 1588, 1620 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1568 des BGB.'s. — Ob die Vorfchriften des BGB.'s in 
SS. 1568 bis 1587 auch auf Verlöbniffe bei den gerichtlichen Ehen Anwendung 
finden, wird im Gejeße vom 20. Juni 1870 nicht gejagt. In Beziehung auf Bor: 
ſchriften, welche rein civilrechtlicher Natur find, z. B. die 88. 1583 bis 1587, dürfte 
dies zu bejahen, in Beziehung auf andere Vorſchriften aber, namentlih auf den 
$. 1578 (über das Hecht der Brautfinder) zu verneinen fein. Um Wiederholungen 
zu vermeiden, mag bier bemerkt werden, daß in dem angegebenen Geſetze mehrere 
ändere Fragen, 3. B. ob die Eltern eines Verlobten ihren Widerjpruch gegen die 
Ehe darauf gründen fünnen, daß dieſelbe eine gerichtliche jei, ob die Vorſchriften der 
88. 1602, 1603, über die Gonjensjupplirung auch bei gerichtlichen Ehen gelten, 
ob durch die gerichtliche Ehe auch die vor derjelben erzeugten Kinder (per subsequens 
matrimonium) legitimirt werden, ob die Ehegatten ein gegenjeitiges Erbrecht haben, 
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fo weit nicht in dem Nachftehenden eine Ausnahme gemacht wird, die 
allgemeinen Vorſchriften über die Schließung der Rechtsgeſchäfte, 
namentlich auch über den Conſens, die Bedingungen und Beitbeftim- 
mungen Anwendung !). 

Ein Verlöbniß ift nichtig, wenn der Schließung der Ehe ein Ehe- 
binderniß entgegenfteht, wegen deſſen eine Nachfichtsertheilung ausge- 
fchlofjen ift, oder wenn der Ehe ein Ehehinderniß entgegenfteht, von 
dem dispenfirt werden fann, fofern nicht das Verlöbniß blos für den 
Fall der Dispenfation oder unter einer auffhiebenden Bedingung 
geſchloſſen worden ift?). Perfonen männlichen Gefchlehts fünnen 
nicht vor erfülltem achtzehnten Jahre, Perſonen weiblichen Geſchlechts 
nicht vor erfüllten ſechszehnten jahre ein Verlöbniß fchließen ?). 

Das bürgerliche Geſetzbuch unterfcheidet zwiſchen ſ. g. heimlichen 
Berlöbniffen (sponsalia clandestina) und f. g. öffentlichen Verlöbniffen 
(sponsalia publiea). Erftere find gänzlich wirkungslos. Letztere haben 
allein die weiter unten angegebenen rechtlichen Wirkungen. Ein Ber- 
löbniß ift ein öffentliches (gültiges), wenn es entiveder bei dem Vor— 
bandenfein von Perſonen, welche vermöge Gefehed das Recht haben, 
den Eheconjens zu ertheilen, mit Einwilligung diefer Perfonen, oder 
bei dem Nichtoorhandenfein folder Perſonen in Gegenwart von 
zwei Zeugen oder vor Gericht gefchloffen worden iſt“). Zur Gültig- 
feit des BVerlöbnifjes wird nämlich erfordert, wenn die Eltern beider 
Verlobten leben, die Einwilligung der Eltern beider Verlobten, 
wenn nur die Eltern eines Verlobten leben, nur die Einwilligung 
diefer, wenn die Eltern beider Verlobten nicht mehr leben, jedoch 
Großeltern vorhanden find, die Einwilligung der Großeltern beider 
Verlobten oder des Verlobten, deſſen Großeltern noch leben ®). 
Außereheliche Kinder, ſelbſt wenn fie die Rechte der Brautkinder haben, 
bedürfen nur der Einwilligung der Mutter und wenn diefe geftorben 





ob die in gerichtlicher Ehe erzeugten Kinder in Lehne und Fideicommiffe fuccediren 
fönnen, u. f. w., unentjchieden gelaffen worden find. Wahrſcheinlich hat das 
Geſetz der gerichtlichen Ehe alle civilrechtliche Folgen einer gültigen Firchlichen 
Ehe beizulegen beabfichtigt. 

1) Man vergl. Commentar Bd.3 ©. 1 flg. und über das Zufammentreffen 
mehrerer Verlöbnifje ebendafelbit und vorzüglich S. 2 not. 1. 

2) Man vergl. $. 1569 ded BGB.'s und Commentar a. a. D. 

3) Man vergl. $. 1570 bed BGB. und Commentar Bd. 3 ©. 3. 

4) Man vergl. SS. 1571 bis 1573, 1576 des BGB.'s. 

5) Man vetgl. $. 1571 des BGB.'s und Commentar a, a, D. ©. 4. 


172 Zweites Bud). 


ift, der noch lebenden Gtoßeltern'). Zum Verlöbniſſe an Kindesftatt An- 
genommener wird erfordert die Einwilligung ſowohl der leiblichen Eltern 
oder, wenn fie außerehelih find, der Mutter, als auch Desjenigen, 
welcher fie an Kindesftatt angenommen hat, jedoch genügt, wenn erftere 
geitorben find, die Einwilligung des legteren?)., Der Einwilligung 
diejer vorjtebend genannten Perſonen bedarf es ohne Unterjchied, 
ob die Verlobten volljährig oder minderjährig find, ob fie ſich zum erſten 
Mal verloben oder Schon verehelicht geweſen find, ob fie noch in väterlicher 
Gewalt ftehen oder nicht, ob fie chelich geboren, durch nachfolgende 
Ehe oder durch landesherrliche Genehmigung legitimirt find. Steht 
jedoh Derjenige, defjen Einwilligung erforderlid wäre, unter Vor- 
mundjchaft, oder tft fein Aufenthalt unbefannt, jo wird er als nicht 
vorhanden angejehen ’). Sind Berfonen nicht vorhanden, welche nad) 
dem Borjtehenden das Recht haben, den Eheconjens zu ertheilen, jo ift 
das Verlöbnig nur gültig, wenn es in Gegenwart von zwei Zeugen, 
als Solennitätszeugen, oder vor Gericht, oder vor einem Notar ge- 
Ihlojjen worden ift, der Theil aber, welder unter Vormundſchaft 
fteht, bedarf der Einwilligung des Vormundes und des Vormund— 
ſchaftsgerichts *). 

Ein öffentliches Verlöbniß, welchem ein thatfächliches Hinderniß, 
3. B. die Eriftenz einer zum Eheconfenje berechtigten Berfon, oder ein 
in der Perſon des anderen Theiles vorhandenes Ehehinderniß ent- 
gegenfteht, hat die rechtlichen Wirkungen eines gültigen Verlöbnifjes 
für den Verlobten, welcher das Hinderniß nicht kennt, jo lange dies 
der Fall ift°). 

8. 107. 
Wirkungen des Verlöbniſſes. 


Die vorzüglichfte Wirkung eines gültigen Berlöbnifjes beſteht 
darin, daß die Kinder, melde entweder während defjelben von den 

1) Man vergl. 8. 1572 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1572 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1574 des BGB.'s und Commentar a. a. O. S. 4 flg. (Im 
Weſentlichen gilt dies fchon nach römischen Rechte, 1. 9 $. 1,1. 10, 1. 11 D. de 
rit. nupt., l. 25 Cod. de nupt.) 

4) Man vergl. 88. 1575, 1576, 1921 des BGB.'s und Commentar a. a. D. 
S.6 flg. — Eine Verlobung vor dem requirirten Pfarrer ift nur gültig, wenn 
noch ein anderer Solennitätszeuge zugezogen worden ift. (Man vergl. Zeitichrift 
für R. und V. N. F. Bd. 28 ©. 254.) 

5) Man vergl. $. 1577 des BGB.'s und Eommentar a. a. D. ©. 7. 
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Verlobten erzeugt oder zwar vor dem Verlöbniffe erzeugt, aber 
noch während defjelben geboren worden find (j. g. Brautfinder), 
die Rechte der ehelichen Kinder haben '., Dagegen wird ein Kind, 
welches von den Verlobten vor dem Berlöbnifje erzeugt, aber erft 
nach dem Berlöbnifje geboren worden iſt, nicht als ein Brautfind 
betrachtet. 

Ein Brautfind hat feinem Bater gegenüber das Recht auf Ge- 
währung des erforderlihen Unterhalts ?), ein gejegliches Erbrecht wie 
ein ebeliches Kind), und wenn es weiblichen Geſchlechts ift, einen 
Anſpruch auf Ausftattung*), auch fteht es zu feinem Vater in einem 
Familienjtande, mit welchem eine ſ. g. PBräjudicialklage verbunden ift ®). 

Auf Schliegung der Ehe kann aus dem Berlöbnifje nicht geklagt 
werden ®) und es ift fogar das DVerjprechen einer Strafe für den 
Fall, daß die Ehe zwifchen den Verlobten nicht gejchlofjen werden 
follte, nichtig”). jeder Theil fann zu jeder Zeit von dem Ber- 
löbniffe zurüdtreten. Der Rüdtritt ift an feine Form gefnüpft, er 
fann ausdrüdlich oder ſtillſchweigend, inter praesentes oder inter ab- 
sentes (dur Briefe oder Boten) erfolgen; der Einwilligung Derje- 
nigen, welde zu dem Berlöbniffe den Eheconjens ertheilt haben, und 
des Vormundes bedarf es nicht; ift ein Verlobter des Gebrauchs 
feiner Bernunft beraubt, jo fann er nicht vom Verlöbniſſe zurüd- 
treten, wohl aber kann der andere Berlobte ihm gegenüber von dem 
Verlöbniſſe zurüdtreten. Tritt jedoch ein Verlobter ohne Grund 
von dem Berlöbnifje zurüd oder giebt er duch fein Verhalten dem 
anderen Theile einen Grund zum Nücktritte, jo hat er den Schaden 
zu erjegen, welchen der andere Theil oder Derjenige, dejjen Einwillig- 
ung Ddiejer zu dem Berlöbnifje bedurfte, dadurch erlitten, daß fie in 
der Erwartung der fünftigen Ehe und für deren Zwede, Etwas auf- 
gewendet haben; er kann ſich auch von diefer Schadenerfagpflicht 
durch ſpäteres Erbieten zur Schließung der Ehe nicht befreien. Der 
Anſpruch auf Entſchädigung verjährt aber in einem Jahre, von der 


1) Man vergl. $. 1578 des BGB.'3 und Commentar Bd. 3 ©. 8 fig. 
2) Man vergl. 8. 1837 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 2018 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1661 ded BGB.'s. 

5) Man vergl. Commentar a. a. D. ©. 8 flg. 

6) Man vergl. $. 1579 bed BGB.'s. 

7) Man vergl. $. 1580 bed BGB.'s. 
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Auflöfung des Verlöbniffes an). Zu dem einjeitigen Rücktritte berech- 
tigen alle Gründe, aus welden eine Ehe angefochten oder deren 
Scheidung verlangt werden kann, ingleichen alle nah Schließung des 
Berlöbnifjes in den Verhältniſſen des anderen Theiles eingetretenen 
Aenderungen, von welden anzunehmen it, daß fie den zurüdtretenden 
Theil von dem Berlöbniffe abgehalten haben würden, wenn fie dem- 
felben bei deſſen Schließung befannt gewejen wären ?). 


$. 108. 


Mahlſchätze, Brautgeſchenke und andere Schenfungen 
unter den Verlobten. 


Wird ein Verlöbniß aufgelöft, jo entfteht die Frage, wie es mit 
den Zumendungen zu balten fei, welche jich die Verlobten mit Hinficht 
auf das gejchlofjene Verlöbniß oder in der Erwartung, daß die Ehe 
zu Stande kommen werde, bald mehr oder weniger in der Form von 
reinen Schenkungen, gemacht haben. Man kann bei der Beantwort- 
ung diefer Frage von der allgemeinen Vorausjegung ausgeben, daß 
weder der Verlobte, welcher freigebig geweſen ift, die Abficht einer 
unbedingten und ummwiderruflichen Entäußerung, noch der andere Ver- 
lobte, welcher die freiwillige Gabe angenommen hat, die Abficht der 
unbedingten und unmiderruflien Ermwerbung gehabt habe. Fälle, in 
welchen die Verlobten, wie ganz fremde Perſonen, mit einander con- 
trabiren, fommen zwar vor, bilden aber Ausnahmen, melde eines 
befonderen Beweifes bedürfen. Sieht man nicht blos auf die Worte, 
mit welchen dergleichen Zumendungen gemacht zu werden pflegen, 
fondern auf die eigenthümliche Natur des Verhältnifjes, jo kann man 
die Zumendungen, welche ſich Verlobte mahen, nah folgenden drei 
Kategorien, welche ſämmtlich unter den allgemeinen Begriff des Ge— 
bens zu einem Zwecke oder unter einer Vorausſetzung (datio ob causam) 
fallen, unterfcheiden: 

1) Gefchenfe, welche fih die Verlobten zum Zeichen und zur Be- 


1) Man vergl. $. 1581 in Verbindung mit 8.1587 des BGB.'s. — Ein 
folder Aufwand würde 3. B. fein der Aufwand für einen Berlobungsihmaus 
oder für die Vorbereitungen zu einem Hochzeitsſchmauſe, oder für die Anfhaffung 
einer Ausstattung, nad Abzug des Werthes, welchen die Ausjtattungsgegenftände 
noch haben u. j. w. Dagegen kann eine Entibädigung für den Vortbeil, welchen 
der andere Berlobte gehabt haben mwürbe, wenn die Ehe zu Stande gelommen 
wäre, nicht gefordert werden. 

2) Man vergl. 8. 1582 des BGB.'s und Commentar Bb.3 ©. 11. 


Bon dem Familienftande. 175 


ftätigung des gejchlojjenen Verlöbniſſes geben (Mahlſchätze, arıha spon- 
salitia). 

2) Gejchente, welche ſich die Verlobten mit Rückſicht auf die fünf- 
tige Ehe zum Zeichen ihrer gegenjeitigen Xiebe und zu dem Zwecke 
machen, den anderen zur Schliegung der Ehe deſto geneigter zu jtimmen 
(Brautgejchenfe, sponsalitia largitas). 

3) In der Form der Schenfungen gemachte Zumendungen, von 
welden anzunehmen ift, daß fie zum Zwecke der Fünftigen Ehe er- 
folgen, z. B. wenn die Braut dem Bräutigam Gelder jchenft, damit 
diejer ein Etabliſſement begründe, von dejien Ertrage die Kojten der 
fünftigen Ehe bejtritten werden fünnen, oder ein Hausgrundftüd faufe, 
welches von ihnen nah der Schließung der Ehe gemeinjchaftlid) be- 
wohnt werden foll?). 

So viel die zu 1 und 2 angegebenen Gejchenfe betrifft, jo ift 
anzunehmen, daß fie unter der VBorausjegung, es werde die Ehe zu 
Stande fommen, gemadt worden ind ?). 

Sp viel dagegen die zu 3 erwähnten Geſchenke anlangt, jo find 
fie wie eine im Boraus bezahlte Ausftattung zu beurtbeilen. 

Das bürgerlihe Geſetzbuch enthält über die zu 1 und 2 angege- 
benen Mahlihäge und Brautgejchente im Falle der Auflöfung des 
Berlöbnijjes nachſtehende Bejtimmungen ): 

a) Wird das Verlöbniß durch gegenjeitiges Einverftändnig oder 
wegen eines Grundes aufgehoben, bei weldem feinem Theile eine 
Berfhuldung zur Laft fällt, 3. B. von der Braut erlittene Nothzucht, 
fo find die Mahlſchätze und Gefchenfe, wenn fie in unvertretbaren 
Saden beftehen, joweit jie noch vorhanden find, und wenn es ver- 
tretbare Sachen find, in denjelben Beträgen, gegenfeitig zurüdzugeben. 

b) Tritt ein Theil ohne Grund von dem Verlöbniſſe zurüd, oder 
veranlaßt er durch feine Verſchuldung die Auflöfung, fo verliert er 
Das, was er als Mahlihap oder Geſchenk gegeben, und giebt zurüd, 


1) Eine nicht ganz jeltene vierte Art der Schenkungen, nämlich wenn fich 
der Bräutigam der Braut gegenüber verbindlich macht, eine beftimmte Summe 
als ihm zugebradt betrachten zu wollen, wenn fie ihn heirathe, ift nach meinem 
Dafürbalten, als eine von der Schließung der Che abhängige und ſonach in die 
Zeit nach deren Schließung hinausgejhobene Schenfung wegen bes Werbots der 
Schenkungen unter Ehegatten (man vergl. $. 1647 des BGB.'s) nichtig. 

2) Man vergl. $. 1583 des BGB.'s. — Jit die Ehe zu Stande geflommen, 
fo können fie, wenn die Ehe wieder aufgelöjt wird, nicht zurüdgefordert werden. 

3) Man vergl. 88. 1585 biß 1587 des BGB.'s und Commentar a. a.D.©. 12 fig. 
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was er empfangen bat, und zwar die empfangenen unvertretbaren 
Saden jelbft, fo weit fie vorhanden find, oder deren Werth, wenn 
er die Unmöglichkeit der Rückgabe verfchuldet hat, die vertretbaren 
Saden dagegen in gleichem Betrage. . 

e) Wird ein Verlöbniß durd den Tod eines Verlobten aufgelöft, 
fo bat ein Anſpruch auf Rüdgabe der Mahlihäge und Geſchenke nicht 
ftatt, ohne Unterfchied, ob der Verftorbene der Geber oder Empfänger 
geweſen iſt. 

d) Der Anſpruch auf Rückgabe der Mahlſchätze und Geſchenke 
verjährt in einem Jahre von der Auflöſung des Verlöbniſſes an, 
geht auch, wenn der berechtigte Verlobte vor Anbringung der Klage 
bei dem Gerichte verſtirbt, nicht auf deſſen Erben über. 


8. 109. 
Ehehinderniſſe. 


Wie bereits oben 8. 105 bemerkt wurde, wird die Ehe durch 
Conſens geſchloſſen. Unfähig, eine Ehe zu ſchließen, ſind daher Perſonen, 
welche des Vernunftgebrauchs beraubt ſind!'). Haben fie eine Ehe 
geſchloſſen, ſo können ihre Bormünder darauf antragen, daß die Ehe 
für ungültig erklärt wird). Sind fie nur vorübergehend des Ver— 
nunftgebrauchs beraubt, und erlangen fie den Gebrauch ihrer Bernunft 
wieder, fo fünnen fie jelbjt den Antrag ftellen, es wäre denn, daß fie 
ausdrüdlich oder ſtillſchweigend darauf verzichteten. Ein ſtillſchweigender 
Verzicht ift insbefondere anzunehmen, wenn fie, nachdem fie den Ge— 
braud ihrer Vernunft wieder erlangt haben, mit ihrem Ehegatten den 
Beifchlaf vollziehen oder den Antrag auf Aufhebung der Ehe nicht 
innerhalb eines Jahres, dejjen Lauf jedod duch einen Rüdfall der 
Geiftesfranfheit unterbrochen wird, bei der zuftändigen Behörde ftellen °). 

Perfonen männlihen Geſchlechts jollen nicht vor erlangter Voll» 
jährigfeit und Perſonen meiblichen Geſchlechts nicht vor erfüllten 
fechszehnten Lebensjahre eine Ehe ſchließen“). Da jedodh die Scließ- 
ung der Ehe auch vor diefer Altersftufe in Folge von Nachſichtser— 
theilung durch die zuftändige Behörde ftattfinden fan), eine Alterg- 


1) Man vergl. 8. 1592 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8 1623 des BGB.’ und Annalen N. F. Bd. 4 S. 460 fig. 
3) Man vergl. $. 1624 des BGB's und Commentar Bd. 3 ©. 37. 

4) Man vergl. $. 1589 Sat 1 bed BGB.'s. 

5) Man vergl. 3. 1589 Satz 2 des BGB.'s. 
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ftufe aber, unter welche die Behörde nicht herabgehen joll, nicht be- 
jtebt, jo fällt diefes Eheverbot unter die allgemeine VBorjhrift '), daß, 
wenn eine Ehe, zu der es der Dispenfation bedarf, ohne dieſe ge- 
ſchloſſen wird, nur eine Gefängnißjtrafe oder Gelditrafe erfannt werden 
fann ?). 

Die Ehe iſt verboten 

a) zwijchen Verwandten in der ganzen auf- und abfteigenden 
Linie und zwijchen voll- und halbbürtigen Gejchwiftern, ohne Unter- 
ſchied, ob die Verwandtſchaft ehelich oder außerehelich ift ?). 

b) zwifchen Schwiegereltern und Schwiegerfindern, Stiefeltern 
und Stieffindern, in der ganzen auf» und abjteigenden Linie, ſelbſt 
nah Beendigung der die Schwägerſchaft begründenden Ehe *). 

Ehen, melde gegen diefes Eheverbot gejchloffen werden, find 
nichtig, wenn der Richter fie dafür erklärt; jedoch bat der Richter 
amtswegen einzufchreiten, er kann im Falle dringender Wahrſchein— 
lichkeit des Nichtigkeitsgrundes die Trennung der Ehegatten ſchon vor 
der Nichtigkeitserklärung verfügen; auch können die Ehegatten, wenn 
fie das ihrer Ehe entgegenftehende Hindernig erfahren, das eheliche 
geben einjtellen ®). 

Neben diejen indispenjabeln Verwandtſchafts- und Schwäger- 
ihaftsgraden giebt es auch dispenſable. Nämlich es ift die Ehe ver- 
boten, 

a) zwiichen Dheim und Nichte, Tante und Neffe, Großoheim und 
Großnichte, Großtante und Großneffe, ohne Unterfchied zwifchen ehe— 
liher und uneheliher Geburt ®), 


1) Man vergl. $. 1627 des BGB.'s. 

2) Hierdurch erledigt ſich namentlich auch die Frage, ob eine Che, welche von 
Berfonen eingegangen wird, denen das erforderliche Alter fehlt, durch ihre Fortjegung 
nad erfüllten heirathsfähigen Alter convalescirt. 

3) Man vergl. $. 1608 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1611 des BGB.'s. — Die Ehe zwiichen ſ. g. zugebrachten 
Kindern ift erlaubt. 

5) Man vergl. $. 1621 des BGB.'s. — Nah älterem Rechte war es ftreitig, 
ob, wenn eine Che zwifchen Berwandten in den verbotenen Graben gejchloffen 
worden, e3 eines richterlihen Sprudes, daß die Ehe nichtig wäre, bedürfte, 
und ob, wenn dies anzunehmen wäre, die im Gefete unter C. vom 28. Januar 
1835, $. 55 bejtimmte eberichterliche Competenz auch hierauf Anwendung litte. 
Die erjtere Frage ift im bürgerlichen Geſetzbuche bejahend entichieden und damit 
ift, nach meinem Dafürhalten, die eherichterlihe Competenz aud für Fälle diejer 
Art begründet. 

6) Man vergl. $. 1609 des BGB.'s. — Nach jüdifchem Eherechte bedarf es 
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b) zwiſchen Gejchmwifterfindern !), 

c) zwifchen einem gejchtedenen Ehegatten und den voll» oder halb» 
bürtigen Geſchwiſtern des anderen geſchiedenen Ehegatten ?). 

In allen diefen Fällen kann jedoch Dispenfirt werden. Das 
Neht der Dispenjation rejjortirt bei dem Minifterium des Cultus 
und öffentlichen Unterrihts. Zur Zeit muß die Dispenfation noch 
bezahlt werden; es fteht jedoch zu erwarten, daß von Dispenfations- 
geldern abgejehen werden wird’). it eine Ehe, zu mwelder Dispen- 
ſation nöthig tft, ohne diefe geichloffen worden, fo kann Geld - oder 
Gefängnißftrafe erfannt werden t). 

Auch kann Niemand eine Perſon heirathen, mit deren Abkömm— 
lingen, Eltern oder Voreltern er, oder mit welder eines von feinen 
Abfömmlingen, Eltern oder Voreltern außer der Ehe den Beifchlaf 
vollzogen hat’). Bon diefem Eheverbote fannı nicht dispenfirt werden. 
Iſt aber die Ehe dejjenungeachtet gejchloffen, fo hat nur der Ehegatte, 
welchem das Hinderniß unbekannt gewejen ift, das Recht, die Auf- 
bebung derjelben zu verlangen °). 


8. 110. 
Fortſetzung. 


Die Ehe iſt verboten zwiſchen Perſonen, deren eine die andere 
an Kindesſtatt angenommen hat, zwiſchen dem Annehmenden und den 
Abkömmlingen des Angenommenen, zwiſchen Eltern des Annehmenden 
und dem Angenommenen oder den Abkömmlingen deſſelben, zwiſchen 
Perſonen, welche durch Annahme an Kindesſtatt in das Verhältniß 
von Geſchwiſtern zu einander gekommen ſind. Nur wenn das durch 
Annahme an Kindesſtatt entſtandene Verhältniß aufgehoben oder 


zur Ehe zwiſchen Oheim und Nichte, Großoheim und Großnichte nicht einer Nach— 
ſichtsertheilung und hieran iſt durch das bürgerliche Geſetzbuch Etwas nicht ge— 
ändert. (Man vergl. 8. 1619 des BGB.'s.) 

1) Man vergl. $. 1610 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1612 des BGB.'s. — Im Falle der Beendigung der Ehe 
durch Tod gilt diejes Verbot nicht. — Ueber die j. g. Leviratsehe vergl. Com: 
mentar Bd. 3 ©. 30. 

3) Man vergl. über die Dispenjation im Eherechte Gommentar Bd. 3 ©. 27. 

4) Man vergl. $. 1627 des BGB.’ und Commentar a. a. D. ©. 39 fg. 

5) Man vergl. $. 1613 des BGB.'s. 

6) Man vergl. SS. 1613, 1622 des BGB.'s und Gommentar Bd. 3 ©. 30 fig. 
und ©. 36 flg. 
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duch Tod gelöft worden ift, kann die Schliefung der Ehe zwiichen 
den genannten Perſonen durch Nachlichtsertheilung geftattet werden ’). 

Das canonijche Eheverbot im Falle eines Gattenmordes er- 
tendirt das bürgerliche Geſetzbuch?) auf den Fall, wenn ein Ehegatte 
mit einer dritten Perſon fich verabredet hat, feinem Ehegatten nad) 
dem Leben zu tracdhten, indem der Ehegatte, welcher fich in diefer 
Weife vergangen bat, die dritte Perſon auch ſelbſt dann nicht bei- 
rathen kann, wenn die Ehe, in der er geftanden hat, gejchieden oder 
durch Tod gelöft worden ift. 

Die Ehe it verboten zwiſchen Perfonen, melde geitändig oder 
gerichtlich überführt find, mit einander Ehebruch getrieben zu haben; 
e8 kann jedoch die Ehe zwifchen ihnen duch Nachfichtsertheilung ge- 
ftattet werden, ausgenommen, wenn fie während des Beſtehens der 
durch den Ehebruch verlegten Ehe ſich die Ehe verfproden haben >). 

Die Vorſchrift des bürgerlichen Geſetzbuchs“), dab Ehriften nicht 
mit Berfonen, welche ſich nicht zur chriftlichen Neligion befennen, eine 
Ehe jchliegen fünnen, ift im j. q. Diſſidenten-Geſetze vom 20. Juni 
1870 8. 19, jedoch mit der felbitverftändlihen Beſchränkung aufgehoben 
worden, daß weder katholiſche noch protejtantifche Geiftliche, noch Rab— 
biner gezwungen werden fünnen, eine ſolche Mifchehe einzufegnen, 
dieſe alſo, wenn fie nicht die Weihe der Kirche erlangt, gerichtlich ge- 
Ihloffen werden muß °). 

Iſt eine Ehe zwifhen Perſonen evangelifchen Glaubens, oder 
eine Ehe zwiſchen Ehegatten, von denen der eine evangelifhen, der 
andere fatholifchen Glaubens ift, aus einem Grunde, welder nad 
den Sägen der katholiſchen Kirche nicht als folder gilt, gejchieden 
oder in Folge Anfechtung aufgehoben worden, fo fann eine Perſon 
fatholiichen Glaubens mit einem der gefchiedenen Ehegatten während 
der Lebenszeit des anderen eine Ehe nicht. fchließen *). Für gericht- 
lihe Ehen gilt jedoch diejes Eheverbot nicht ?). 

1) Man vergl. $. 1614 des BGB.'s. — Nah römischen Nechte galt diejes 
Berbot zum Theil jelbjt nad Auflöjung des durch die Annahme an SKindesftatt 
begründeten Berhältnifies, 1. 55 D. de rit. nupt., 8. 1 in f. J. de nupt. in Ber: 
bindung mit $. 2 J. eod. 

2) Dan vergl. $. 1615 des BGB.'s und Commentar a. a. D. ©. 31. 

3) Man vergl. 8. 1616 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1617 des BGB.'s und oben $. 105. 

5) Man vergl. 88. 1617 und $. 19 des Geſetzes vom 20. Juni 1870. 

6) Man vergl. $. 1591 des BGB.'s. 


7) Man vergl. Geſetz vom 20. Juni 1870, 8. 19 Schlußſatz. 
12 * 


180 Zweites Buch. 


Bormünder und deren Kinder fünnen mit dem Bflegbefohlenen 
oder deſſen Kindern eine Ehe nicht ohne Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts jchließen '). 

Wird eine Ehe durch Tod gelöft, jo joll die Wittwe nicht vor 
Ablauf eines Jahres und der Wittiver nicht vor Ablauf von jechs 
Monaten eine anderweite Ehe ſchließen, jedoch kann die frühere Schließ- 
ung der Ehe duch Nachfichtsertheilung gejtattet werden ?). 

ft eine Ehe gejchieden und einem Ehegatten die andermweite Ver— 
ehelihung nicht nachgelaffen worden, jo fann derjelbe, während der 
Lebenszeit des anderen Ehegatten, eine anderweite Ehe nur dann 
ſchließen, wenn er Dispenjation erhalten hat ?). 

Eine gefchiedene Ehefrau foll, felbjt wenn ihr die andermweite 
Berehelihung nachgelafjen worden ift, vor Ablauf von zehn Monaten, 
von der Rechtskraft des Scheidungsurthels an, nicht eine andermweite 
Ehe jchliegen, es wäre denn, daß fie Dispenfation erhalten hätte *). 

Aus Gründen des öffentlichen Rechts unterliegen gewiffen Be— 
Ihränfungen in Beziehung auf die Schließung der Ehe nur nod die 
Soldaten, und einige Steuer» und Poſtbeamte. Dagegen be- 
dürfen Bundesangehörige, wenn fie ſich verehelichen, weder des Be— 
figes, noch der Erwerbung der Staatsangehörigkeit, oder des Ein- 
wohnerrechts, noch der Genehmigung der Gemeinde oder Gemeinde- 
obrigfeit, oder der Gutsherrjchaft oder des Gemeindeverbandes. Selbft 
das Verbot der Berheirathung der im Armenhaus Verſorgten 
ift aufgehoben). Auch find die Beicheinigungen wegen der Ehefchließ- 
ungen der Juden bejeitigt ©). 


8. 111. 
Fortſetzung. 


Eine Ehe kann nicht ohne Einwilligung der Perſonen, deren Ein- 
willigung nad dem $. 106 zum Berlöbniffe erfordert wird, geſchloſſen 
werden. Die Einwilligung zu dem Verlöbniſſe gilt auch als Einmillig- 
ung zu der Ehe‘). Haben Diejenigen, melde zu der Einwilligung 


1) Dan vergl. $. 1604 des BGB.'s 
2) Man vergl. $. 1605 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $. 1606 des BGB.'s. 
4) Man vergl. $. 1607 des BGB.'s. 
5) Man vergl. Bundesgeſetz vom 4. Mai 1868. 
6) Man vergl. Verordnung vom 9. Mai 1839, 
7) Dan vergl. $. 1600 des BGOB.'s. 
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berechtigt find, ihre Einwilligung gegeben, fo find fie nicht zum Wider: 
rufe berechtigt, ausgenommen, wenn fie den Grund zur Verweigerung 
der Einwilligung erſt jpäter erfahren haben !). Die Einwilligung kann 
nur aus erheblihen Gründen verweigert werden. Wird fie ohne er- 
beblihen Grund verweigert, jo fann fie durch das zuftändige Ehege- 
richt ergänzt werden, und es hat die eberichterlihe Ergänzung die- 
felben Wirkungen, wie die gegebene Einwilligung ?). Erhebliche Gründe 
zur Verweigerung der Einwilligung find, wenn entweder die Beforg- 
niß begründet ift, daß die Ehe eine unglüdliche fein werde, 3. B. 
wenn Diejenigen, welche fich ehelichen wollen, im Alter zu ſehr ver- 
ſchieden find, den nöthigen Unterhalt nicht haben, auch nicht verdienen 
fünnen, oder wenn Derjenige, welcher die Einwilligung zu geben bat, 
gegründete Einwendungen gegen die Perfon, den Lebenswandel oder 
das jonftige Verhalten des anderen Theiles machen kann, 3. B. wenn 
diefer einen umfittlihen Lebenswandel führt, fih Verbrechen hat zu 
Schulden fommen lafjen, oder mit einer den Ehezwed ftörenden oder 
leiht auf die Nachkommenſchaft übergehendeu Krankheit behaftet, oder 
geiftig krank ift, die Perſonen, deren Einwilligung der Theil bedarf, 
nit welchem er fich verehelihen will, durch grobe Beihimpfungen oder 
Thätlichkeiten beleidigt, oder deren Einwilligung durch Entführung 
und andere unerlaubte Mittel zu erlangen verſucht hat °). 

Ehen, welche ohne die erforderliche Einwilligung der zu derfelben 
berechtigten Perjonen oder ohne Genehmigung des VBormundes und 
des VBormundichaftsgerichts gefchlofjen worden find, fünnen nicht an- 
gefochten werden, fondern bleiben in Kraft, es fünnen jedoch die 
Ihuldigen Ehegatten auf Antrag der Gonjensberechtigten oder des 
Bormundes mit einer Geld- oder Gefängnißftrafe belegt werden t). 


8. 112. 
Fortjegung. 

Da die Ehe durch Eonjens geſchloſſen wird, jo verfteht es ſich 
pon felbft, daß bei derfelben auch die Mängel des Confenfes, namentlich 
Irrthum, Zwang und Furcht, Täufhung (Betrug) von Einfluß fein 
müffen. Die rechtlihe Beurtheilung diefer Mängel des Conſenſes ift 


1) Man vergl. 8.1601 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1602 des BGB.'s und Commentar Bb. 3 ©. 24. 

3) Man vergl. $. 1603 des BGB. und Commentar Bb. 3 ©. 25 flg. 
4) Man vergl. $. 1627 in Verbindung mit $. 1599 des BGB.'s. 
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jedoch wegen der Verſchiedenheit der Verhältniſſe bei der Ehe eine an» 
dere, als bei den Rechtsgeichäften. Soviel nämlich 

a) den Irrthum betrifft, fo ift derfelbe bei der Ehe ein wejentlicher, 
wenn eine Verwechſelung in der Perſon ftattgefunden bat, ingleichen, 
wenn der Irrthum folche körperliche, geiftige oder moraliſche Fehler 
des einen Ehegatten betrifft, von melden anzunehmen ift, daß der 
andere, hätte er die Fehler gekannt, die Ehe nicht gejchlofien haben 
würde»), endlih, wenn der eine Ehegatte erft nah Schliefung der 
Che erfährt, daß der andere nah dem Verlöbniſſe eine unzüchtige 
Handlung begangen habe, wegen deren Eheicheidung verlangt werden 
fönnte, oder wenn der Ehemann erjt nad der Schließung der Ehe er- 
fährt, daß feine Ehefrau vor der Schließung der Ehe außerehelich ge— 
boren babe oder bei der Schließung der Ehe von einem Anderen 
ſchwanger geweſen fei?). Im letzteren Falle ift jedoch ein Irrthum nicht 
oder wenigſtens nicht ohne Weiteres anzunehmen, wenn die Ehefrau 
vermittwet oder gefchteden geweſen und die anderweite Ehe zu einer 
Zeit gefchloffen worden ift, wo feit dem Tode ihres Ehemannes oder 
jeit der Scheidung die mutbmaßliche Conceptiongfrift noch nicht abge- 
laufen geweſen ift. 

Wegen Irrthums ift eine Ehe nicht nichtig, fondern nur anfechtbar. 
Der Ehegatte, welcher in einem weſentlichen Irrthume die Ehe ge— 
ſchloſſen bat, kann nach entdedtem Irrthume die Aufhebung der Ehe 
verlangen, und auch dieſes Rechtes ift er verluftig, wenn er feine 
Ginwilligung nachträglich giebt, oder auf das Recht der Anfechtung 
ausdrücklich oder ftillfchweigend verzichtet. Ein ftillichweigender Verzicht 
ift insbejondere anzunehmen, wenn er den Beilchlaf mit dem anderen 


1) Im $. 1595 des BOB.'S werden als joldhe Fehler aufgeführt, unbeilbare 
geiftige Krankheit, unbeilbare (allgemeine oder nur in Beziehung auf den anderen 
Ehegatten ftattfindende) Unfähigkeit zum Beiſchlafe, unbeilbare körperliche Ge: 
brechen, welche die Gefchlechtsvereinigung bindern oder den Trieb dazu unter: 
drüden, insbefondere unheilbare efelhafte oder unbeilbare anftedende Krankheiten, 
ferner Unzucht mit einen Menſchen oder Thiere, Verbrechen, unbeilbarer über: 
mäßiger Geichlechtötrieb der Ehefrau (Nomphomanie). Dieje Fehler müffen be: 
reits vor der Ehe vorhanden und dem anderen Ehegatten bei der Schließung der 
Ehe unbelannt geiveien fein, weil außerdem von einem Irrthume Feine Rebe fein 
tönnte. Im Einzelnen tft zu vergleichen über die Krebsjchäden Annalen R. F. Bd. ı 
S. 117, über den übelriechenden Atbem Annalen a. a. D. ©. 121, über die rela: 
tive Impotenz Annalen a. a. D. ©, 119, über die vor der Che vorhandene unver: 
beſſerliche Trunkſucht Commentar Bd. 3 ©.19, über Verbrechen Gommentar a. a. O. 

2) Man vergl. $. 1596 des BGB.'s und Commentar a. a. D. ©. 20 fig. 
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Ehegatten vollzieht oder den Antrag auf Aufhebung nicht innerhalb 
eines jahres bei dem zuftändigen Ebegerichte ftellt '). 

Soviel weiter 

b) den Zwang oder die Furcht anlangt, jo hat eine durch fürper- 
lihe Ueberwältigung oder Erregung einer gegründeten Furcht abge- 
nöthigte Einwilligung zur Ehe feine Kraft, die Nöthigung mag von 
dem anderen Theile oder von einem Dritten ausgegangen jein?). Ob 
die Furcht eine gegründete fei, wird nad Bejchaffenheit des angedrohten 
Uebels und der angewendeten Mittel, jowie nad der PBerjönlichkeit 
des Bedrohten und Bedrohenden beurtbeilt ?). 

Ehrerbietige Scheu vor Eltern, Großeltern und Borgefegten (. g. 
metus reverentialis) wird nicht als gegründete Furcht betrachtet *). 
Entführung gilt nur dann als Zwang, wenn fie unter Berhältniffen 
erfolgt ift, welche die Annahme einer gegründeten Furcht rechtfertigen *). 

Ein Ehegatte, welder zu der Schließung der Che gezwungen 
worden ift, fann die Aufhebung der Che verlangen, ausgenommen 
wenn er nah Wegfall des Zwanges oder der dadurch berbeigeführten 
Furcht feine Einwilligung zur Ehe nachträglich giebt, oder fonft auf 
das Recht der Anfechtung ausdrüdlid oder ftilliehweigend verzichtet. 
Fälle des ftillfehweigenden VBerzichts find bei der Anfechtung wegen Zivan- 
ges oder Furcht diefelben, wie bei der Anfechtung wegen Irrthums ©). 

Soviel endlich 

ec) die Täufhung (den Betrug) betrifft, fo giebt fie ein Recht zur 
Anfechtung der Ehe nur dann, wenn der eine Ehegatte zur Schliefung 
der Ehe durch Täufhung über Umftände vermocht worden ift, welche 
ihn, hätte er diejelben gekannt, bei vernünftiger Ueberlegung von der 
Schließung der Ehe hätten abhalten müjjen). zit die Täuſchung 
von einem Dritten ausgegangen, jo kann die Ehe nur dann ange- 
fochten werden, wenn der andere Ehegatte um die Täufhung gewußt 
bat, oder wenn die Vorausfegungen eines weſentlichen Irrthums vor» 

1) Man vergl. $. 1625 des BGB. und Commentar Bd. 3 ©. 37 fig. 

2) Man vergl. $. 1593 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1593 in Verbindung mit $. 94 bes BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1593 Sat 3 bed BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1594 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1625 des BGB.'s. — Db der Zivang ober die Furcht auf: 
gebört habe, ift nach den bejonderen Verhältniffen des einzelnen Falles, insbe: 
fondere mit Nüdficht auf die Individualität des bedrohten Ehegatten, zu beur: 
tbeilen. 

| 7) Dan vergl. $. 1597 des BGB.'s. 
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handen find '). Wird eine Ehe wegen Täufhung angefochten, jo bat 
das eherichterliche Ermefjen bei der Beurtheilung der zur Begründung 
der Klage angeführten Thatfachen freien Spielraum. Eine Täufhung 
wird nicht anzunehmen jein, wenn die Berhältniffe dafür fprechen, 
daß der Ehegatte, welcher behauptet, er ſei getäufcht worden, die 
Wahrheit gefannt habe, 3. B. wenn ein Taglöhner feiner Braut ver- 
fihert hätte, er verdiene foviel, daß fie al$ vornehme Dame leben 
fünne. Die Nichterfüllung des Verſprechens, den Wohnfig nicht zu 
ändern, fällt nicht unter den Begriff der Täufhung‘). Täufhungen 
über die Vermögensverhältniffe find nur beachtlich, wenn ſich die Ehe- 
gatten in Nahrungslofigfeit befinden, während dies nicht der Fall 
wäre, wenn die ertheilte Zufiherung des VBermögensbefites in Wahr- 
beit beruht hätte ?). 

Das Recht, die Ehe wegen Täufhung anzufechten, erlöfcht, wie 
das Recht zur Anfechtung der Ehe wegen Irrthums, wegen Zwanges 
und Furcht’). Soviel jedod den ſtillſchweigenden Verzicht betrifft, To 
feßt derjelbe voraus, daß der getäufchte Ehegatte nicht blos Gründe 
zu der Annahme, daß er getäujcht worden ſei, gehabt, fondern die 
Wahrheit gekannt habe. 


8. 113. 
Nichtigkeit und Anfehtbarfeit der Ehe. 


Eine nichtige Ehe in dem Sinne, daß es jo betrachtet wird, als 
ob die Ehe gar nicht geſchloſſen worden wäre, tft nur die Ehe, bei 
deren Schliefung die erforderliche Form nicht beobachtet worden ift 5). 
Für die kirchliche Ehe ift die Trauung‘), für die gerichtliche Ehe die 
Eintragung der Ehe in das Civilftandsregifter ) ein mefentliches Er- 
fordernig. Eine Ehe, welcher die erforderlihe Form fehlt, hat gar 
feine rechtlihen Folgen, jollten auch Diejenigen, melde eine Ehe zu 
ſchließen beabfihtigt, in dem Glauben gejtanden haben, daß die Ehe 
in. der Form, welche fie gewählt, gejchlofjien werden fünne. Nur wenn 

1) Man vergl. $. 1598 des BGB.'s. — Ueber den dolus nad canoniſchem 
Rechte vergl. Gommentar Bd. 3 ©. 22. 

2) Man vergl. Commentar a. a. D. ©. 23. 

3) Man vergl. Zeitfchrift für Nechtöpflege und Verwaltung Bd. 30 ©. 47. 

4) Man vergl. 8. 1625 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1620 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1588 des BGB.'s und oben $. 1085. 

7) Man vergl. Geſetz vom 20. Juni 1870 88. 6 bis 19, 
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die Ehe in der erforderlichen Form geſchloſſen worden wäre, die Form 
aber einen weſentlichen Fehler gehabt hätte, welcher beiden Theilen 
oder wenigitens einem Theile unbekannt gewejen mwäre, 3. B. wenn 
ein nicht ordinirter Geiftlicher die Trauung vorgenommen hätte oder 
wenn bei der Vollziehung der gerichtlichen Ehe etwas Weſentliches 
unterlafjen worden wäre, könnte auch die formloje Ehe für beide 
Theile, oder mwenigitens für den Theil, welder den Formfehler nicht 
gefannt hätte, die rechtlihen Folgen einer gültigen Ehe bis zu dem 
Zeitpunfte haben, wo der Formfehler beiden Theilen oder dem in 
gutem Glauben jtehenden Theile befannt geworden wäre (j. q. 
putative Ehe '). 

Unter einer nihtigen Ehe ift eine Ehe zu verftehen, welcher ein 
Hinderniß oder Verbot entgegengeftanden hat, wegen defjen die Ehe von 
dem Richter amtswegen für nichtig erklärt werden foll (impedimentum 
dirimens). Hierher gehören die bigamifchen Eheverbindungen ?), die 
Ehe zwiſchen Perfonen, welche in indispenfabeln Graden der Ver» 
wandtichaft oder Schwägerfchaft ftehen ’), die Ehe zwiſchen einem Ehe 
gatten, welcher feinem Ehegatten nad) dem Leben getradhtet, und der 
dritten Berfon, mit welcher er ſich wegen diefer Lebensnachſtellung ver» 
abredet hat“), die Ehe zwifchen Ehebrechern, wenn fie während des 
Beitehens der durch den Ehebruch verlegten Ehe ſich die Ehe ver- 
ſprochen haben), endlih Ehen, welche gegen das aus der Annahme 
an Kindesftatt fließende Eheverbot vor der Aufhebung des dadurd 
begründeten Berhältnifjes oder vor der Auflöfung dieſes VBerhältniffes 
durch Tod, geichlofjen worden find‘), Für kirchliche Ehen gilt aud) 
das Verbot der Ehe zwiſchen Katholifen und gejchiedenen Proteftanten 
als Nichtigkeitsgrund '). 

Mird eine nichtige Ehe durch eberichterlihen Spruch für nichtig 





1) Man vergl. 8. 2054 des BGB.'s. — Bei der Firchlichen Ehe würden bie 
Kinder, welche in einer in mangelhafter Form gefchloffenen Ehe erzeugt oder geboren 
worden wären, die Rechte der Brautlinder haben, wenn wenigſtens ein gültig ge: 
ſchloſſenes Verlöbniß gefchlofien worden wäre. (Man vergl. $. 1578 des BGB.'s.) 

2) Man vergl. $. 1590 des BGB.'s. 

3) Man vergl. SS. 1608, 1611 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1615 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1616 ded BGB.'s. 

6) Man vergl. 8. 1614 des BGB.'s. — Ueber die Ehen zwiſchen Chriften 
und Nichtchriften vergl. oben 8. 110, 

7) Man vergl. SS. 1591, 1621 des BGB.'s und Geſetz vom 20. Juni 1870 
8. 19, : 
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erklärt, fo werden alle rechtlichen Folgen derjelben, aud für die Ver- 
gangenbeit, jo aufgehoben, twie wenn die Ehe nicht gefchloffen worden 
wäre. Haben fich beide Ehegatten bei der Schließung der nichtigen 
Ehe in redlihem Glauben befunden (f. g. putative Ehen), jo hat die 
Ehe bis zur erlangten Kenntniß von dem Nichtigfeitsgrunde für fie 
die Wirkungen einer gültigen Ehe. Hat fih nur ein Ehegatte in red- 
lihem Glauben befunden, jo bat die Ehe bis zur erlangten Kenntniß 
von dem Nichtigkeitsgrunde nur für ihn die Wirkungen einer gültigen 
Ehe). Hat ein Ehegatte den Nichtigkeitsgrund gekannt, der andere 
nicht, fo hat der legtere gegen den erfteren einen Anſpruch auf Schaden- 
erfag ?), aber nicht auf Erſatz des Gemwinnes, melden er gehabt hätte, 
wenn die Ehe gültig gewefen wäre. Eine Ehefrau hat, auch wenn 
fie den Nichtigkeitsgrund nicht gekannt bat, nicht das Recht der Fort- 
führung des Familiennamens ihres Ehemannes. 

Eine Ehe ift anfechtbar, wenn fie zwar die mit der Ehe ver- 
bundenen rechtlichen Folgen bervorbringt, aber zur Zeit ihrer Schließung 
gewiſſe Umftände vorhanden gemejen find, auf deren Grund die 
MWiederaufhebung derjelben verlangt werden fann. Eine anfechtbare 
Ehe ift die von einer des Vernunftgebrauchs beraubten Perſon, oder 
gegen das Berbot des $. 1613 des BGB.'s gejchloffene Ehe, ferner 
die Ehe, bei deren Schließung ſich ein Ehegatte in einem mejentlichen 
Irrthume befunden bat, endlih die Ehe, zu deren Schließung ein 
Ehegatte gezwungen oder durch Täufhung vermodt worden ift?). 
Für die Anfechtung der Ehe wegen Irrthums gilt die befondere Vor— 
Schrift, daß, wenn die Aufhebung der Ehe wegen eines ſchon vor der 
Ehe vorhanden gewejenen Unvermögens des anderen Ehegatten zum 
Beifchlafe verlangt wird, und nad der ärztlichen Unterfuhung im Un— 
gewiffen bleibt, ob das Unvermögen vorhanden, oder ob es unbeil- 
bar ift, die Ehe noch drei Jahre von der ärztliden Unterfuhung an, 


1) Man vergl. $. 1628 des BGB.s. — Ueber die in der nichtigen Ehe er: 
jeugten Kinder vergl. 88. 1771, 1782, 1809, 2016 bid 2018, 2039 des BGB.E. 


2) Man vergl. $. 1629 des BGB.'s und Commentar Bd.3 ©. 40 fig. 


3) Man vergl. SS. 1623, 1624, 1622, 1625 ded BGB.'s. — Eine Che, 
welche zwijchen dem Vormunde oder deſſen Kindern mit dem Pflegbefohlenen oder 
defien Kindern ohne Genehmigung des Bormundichaftsgerichts geichloflen worden 
ift, kann nicht angefochten werden. Bermöge der Vorſchrift des $. 1881 des 
BGB. würde eine Gelditrafe erkannt werben können. (Aehnlich ſchon nach römi- 
chem Rechte, man vergl. 1. 66 D. de rit. nupt.) 
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fortgefegt werden joll und erft dann, wenn das Unvermögen dieſe 
Zeit hindurch fortgedauert hat, die Ehe aufgehoben merden kann’). 

Wird eine Ehe in Folge Anfechtung aufgehoben, jo hören ihre 
Wirkungen mit der Rechtskraft des die Aufhebung ausſprechenden 
Erkenntnifjes für die Zukunft auf. Wirkungen, welche die Ehe für 
die Bergangenbeit hervorgebradt hat, werden durch das Erkennt» 
niß nicht aufgehoben. Iſt jedoh die Ehe aus einem Grunde aufge> 
hoben worden, bei welchem nur dem einen Ehegatten eine Verſchuld— 
ung zur Laſt fällt, 3. B. bei der Anfechtung wegen Zwang und Furcht 
oder Täufhung, jo fteht dem unfchuldigen Ehegatten wider den 
Ichuldigen ein Anſpruch auf Schadenerjat, wie bei der für nichtig er- 
klärten Ehe zu ?), es bat aud der Ehemann, wenn er der ſchuldige 
Theil gemwejen ift, jeinen in der aufgehobenen Ehe erzeugten Kindern 
gegenüber weder die väterlihe Gewalt, nod ein Erbrecht“). Ein 
Recht zur Fortführung des Namens ihres Ehemannes bat die Ehe- 
frau auch nicht bei der aufgehobenen Ehe. 


8. 114. 


Berbältnifje der verjhiedenen Religionsgejellfhaften 
in Beziehung auf die Ehebinderniffe. 


Ehehinderniffe, wegen deren Nichtbeachtung nad) dem vor- 
ftebenden Paragraphen die Ehe amtswegen für nichtig zu erklären ift, 
gelten für alle vom Königreihe Sachſen anerkannten Religionsge> 
jellichaften “). Bejtehen bei einer anderen Religionsgejellihaft, als 
der evangelifch-lutherifchen und reformirten, neben diejen Ehehinder- 
nifjen noch andere, wegen deren Nichtbeobadhtung eine Ehe für nichtig 

1) Man vergl. $. 1626 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 1628, 1629 de BGB.'s und Commentar Bd. 3 ©. 40 flg. 

3) Man vergl. $$. 1809, 2039 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 1619 ded BOB. — Wie bereitd oben bemerkt wurde, 
enthält das Berbot der Ehe zwifchen dem Ehegatten, welcher feinem Ehegatten 
nach dem Leben trachtet, unb der dritten Perſon, mit welcher er fich zu biefem 
Zwecke verabredet hat, eine Ertenfion des canoniſchen Rechts infofern, als dieſes 
die Schließung der Ehe nur im Falle des Gattenmordes und im Falle der 
Eoncurrenz der insidiae vitae structae mit Ehebruch verbietet. Als Ehehinderniß 
in dem Sinne, daß die Ehe nicht eingejegnet werden darf, wird das angegebene 
Eheverbot von ber katholiſchen Kirche auch in feiner Ertenfion anzuerkennen fein. 
Wäre aber deflenungeachtet eine ſolche Ehe eingejegnet worden, jo würbe fie nad 
canonifhem Rechte nicht aufgelöft werden Fönnen und es müßten vom Staate 
Vafregeln zur Verhinderung des Zuſammenlebens der Ehegatten getroffen werben. 
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zu achten ift, jo gelten fie für die Mitglieder derjelben '). Werden 
Ehehindernifje, wegen deren blos Aufhebung der denjelben zumider 
geichloffenen Ehen verlangt werden fann, oder Ehehinderniſſe, bei 
welchen Nachſichtsertheilung zuläfftg ift, von einer anderen Religiong- 
gefellichaft, als der evangelifch-lutherifchen und reformirten, nicht an- 
erkannt, jo gelten fie für die Mitglieder derjelben nicht ?). 


g. 115. 


Wirkungen der Ehe in Beziehung auf die Perſonen der 
Ehegatten. 


Die gewöhnliche Anficht, das gegenfeitige Verhältniß der Ehegatten 
zu einander jei ein nur in der Moral begründetes, für das Recht 
nicht greifbares, bedarf in vielfacher Hinficht einer Berichtigung. Aller» 
dings werden nämlich die Rechte und Pflichten, welche die Ehegatten 
durch die Schließung der Ehe für ihre Perſon gegen einander über- 
nehmen, bereit in der beiligen Schrift?) jo vollftändig angegeben, 
daß die Geſetzgebung Etwas nicht hinzuzufügen haben fann. Aber 
bieraus folgt nicht, daß diefer Gegenstand gar nicht unter das Necht 
fällt. Denn das Net foll auf der Moral beruhen und den Geboten 
derfelben dadurch einen größeren Nahdrud geben, daß es deren 
Verlegung, jo weit thunlich, verhindert, und menigftens die äußeren 
Folgen eines Bruches der moralifchen Drdnung in zweckentſprechender 
Weiſe bejeitigt und ausgleiht. Wollte man dem Rechte das mora— 
liſche Element ganz entziehen und die Grenze jeiner Function erft 
dahin verlegen, wo die Moral aufhört, jo würde man demfelben 
jeden Boden entziehen. Einer folden Trennung der Moral und des 
Rechts Fünnte nur die BVorftellung zu Grunde liegen, daß bei den 
menschlichen Handlungen der Wille (animus) und die in der Außen- 
welt hervorgebrachte Erjcheinung zu unterjcheiden feien, die Beurtheil- 


1) Man vergl. 8. 1619 des BGB.'s. — So würde 3. B., wenn Derjenige, 
welcher mit einer Ehefrau Ehebruch getrieben hätte und die Tochter diefer Ehe— 
frau heiratbete, dieje Ehe nach canoniihem Rechte amtswegen für nichtig zu er- 
Hären jein, wäbrend fie nach dem bürgerlichen Geſetzbuche nur anfechtbar ift. 

2) Man vergl. $. 1619 des BGB.'s. — Namentlich beſchränkt das canonifche 
Necht die Fälle, in welchen eine Ehe wegen Irrthums, Zwanges oder Furcht und 
Täufhung angefochten werden kann. — Anlangend die gerichtlichen Ehen, fo ift 
das Diffidentengejeg vom 20. Juni 1870, 8. 19 zu vergleichen. 

3) Man vergl. Evang. Matthäi Cap. 19, ®. 4, 5, 6, 9, Brief an bie Co: 
rintber Gap. 7, B.3, 4, 5,10, 11. 
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ung des erjteren der Moral, die der letteren dagegen dem Rechte 
zufalle.. Allein hiermit trennt man zwei integrivende Theile eines 
Ganzen. Eine menjchlihe Handlung ift die mit Bewußtfein vorge- 
nommene Handlung eines Menſchen; es läßt ſich namentlich meder 
eine menjchlihe Handlung ohne Willen (animus), noch eine menjch- 
lihe Handlung dur bloßen Willen denken. Gefept aber auch, es 
wäre eine folde Trennung möglid, jo würde doc wenigſtens das 
Recht die in der Außenwelt hervorgebrachte Erfcheinung nicht beur- 
theilen fünnen, ohne auf den Willen (animus) Desjenigen, welcher 
die Erjcheinung hervorgebracht hat, einzugehen, und es wäre daher 
mit der Ziehung der Grenzen zwifchen Moral und Recht etwas Wei- 
teres nicht gewonnen, als eine Berweifung des Nechts auf die Moral, 
als jeine vorzüglichite Erfenntnigquelle. Ich bin weit davon entfernt, 
moraliſche Gebote und Rechtsnormen für gleich zu halten. Aber der 
Unterſchied liegt in etwas ganz Anderem, als man gewöhnlich glaubt, 
nämlih darin, daß das moralifhe Gebot die Richtichnur giebt für 
die Handlungsweife des Menſchen, die Rechtsnorm dagegen erft 
dann zu wirken beginnt, wenn der Menſch durch feine Handlung das 
moraliſche Gebot verlegt hat, mit anderen Worten, daß es das mo— 
raliſche Gebot mit dem inneren, die Rechtsnorm dagegen mit den 
Handlungen des Menjchen zu thun hat. Hiervon abgefehen, beiteht 
ein folder Unterfchied, wie man ihn gewöhnlich macht, nicht, und es 
fann namentlih das moralifhe Gebot Etwas nicht gebieten, was die 
Rechtsnorm verbietet, und umgekehrt. 

Die Vorſchriften des bürgerlichen Geſetzbuchs über die Wirkungen 
der Ehe in Beziehung auf die Perfonen der Ehegatten lafjen fi) 
unter zwei Hauptgefihtspunfte bringen, nämlich) 

a) auf das ehelihe Zujammenleben, und 

b) auf die ſ. g. eheliche Pflicht. 

Unter dem 

ju a) 

angegebenen ebelihen Zufammenleben ift die Lebensgemeinjchaft der 
Ehegatten zu verftehen, welde durch die Ehe begründet wird. Sie 
ift nicht der Inbegriff gegenfeitiger Rechte und VBerbindlichkeiten der 
Ehegatten, jondern das um die Perſonen gejchlungene Band, durd) 
welches Ddiefelben zu einer umgetheilten Lebensgemeinfchaft verbunden 
werden. Die hierauf bezüglihen Vorſchriften des bürgerlichen Geſetz— 
buchs reduciren ſich auf nachſtehende Hauptjäge: 

aa) Die Ehefrau erhält den Familiennamen des Ehemannes und 
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nimmt an dem Stande deſſelben Theil‘). Sie behält beides auch 
im Falle des Todes ihres Ehemannes und im Falle der Scheidung ?). 

bb) Der Ehemann hat die Ehefrau, und wenn fie bereit zur 
Zeit der Schließung der Ehe Kinder (in einer früheren Ehe oder 
auch außer der Ehe geboren) batte, deren Unterhalt fie zu beftreiten 
bat, auch diefe, in feine häusliche Gemeinſchaft aufzunehmen ®). Die 
Ehefrau tft aber auch verbunden, dem Ehemanne an feinen Wohnfit 
zu folgen, ſoweit nicht eine ernftlihe Gefahr für ihr Wohl, insbe- 
fondere für ihr Leben oder ihre Gejundheit, oder eine gegründete 
Beſorgniß wegen des Fünftigen Unterhalts eine Weigerung recht— 
fertigt ®). 

ce) Leben die Ehegatten in häuslicher Gemeinfchaft, fo fommt 
der Ehefrau die Bejorgung des Hauswefens zu, fie fann die Sachen 
des Ehemannes als ihr und dem Ehemanne gemeinjchaftlich benugen, 
verpflichtet auch durch Verträge, melde fie zum Zwede der Führung 
des Haushaltes mit Dritten jchließt, den Ehemann), fie ift aber 
ihrem Ehemanne Gehorfam ſchuldig und diefer hat das Recht, ihr 
die Bejorgung des Hauswejens, die Benugung der ihm gehörigen 
1) Man vergl. $. 1632 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 1748, 1855 des BOB.’ — Eine geſchiedene Ehefrau 
behält nur den Stand ihres gejchiedenen Chemannes zur Zeit der Scheidung, 
nimmt dagegen an einer fpäteren Standeserhöhung defjelben nicht Theil. 

3) Man vergl. $. 1633 des BGB.'s und Commentar Bd.3 ©. 43. — In 
Beziehung auf die Kinder der Ehefrau befteht die Verbindlichkeit des Ehemannes 
in der Aufnahme in die häusliche Gemeinſchaft, dagegen in der unentgeltlichen 
Gewährung des Unterhalts nur dann, wenn die Ehefrau und die Kinder ber- 
mögenslos find, auch nicht ein Dritter alimentationspflichtig ift. Hätte er den 
Unterhalt freiwillig gewährt, jo würde er einen Anfpruch auf Erftattung des 
Aufwandes nicht gegen die Ehefrau und die Kinder, jondern nur gegen den 
Dritten nad den Vorfchriften über die Gefhäftsführung ohne Auftrag haben. 

4) Dean vergl. $. 1636 des BGB. und Commentar a. a.D. ©. 44. — Das 
Zufammenleben der Ehegatten in häuslicher Gemeinſchaft gehört zu den Ange: 
legenheiten, welche fich nicht im Voraus durch Geſetze ordrten laſſen, bei denen 
vielmehr die Ausführung von der verftändigen Berüdfichtigung aller einzelnen 
Nebenumftände des einzelnen Falles abhängt. Auch im römiſchen Rechte war 
die Behörde (magistratus) hierbei auf ihr billiges Ermeffen und auf die allgemeinen 
Mafregeln zur Durchführung der gefeglichen Ordnung (man vergl. . 18.3 D. 
de insp. ventre, 1. 1 Cod. qui bonis cedere poss.) verwieſen. In Sachſen fällt 
diefer Gegenftand, foweit nit nad dem Gejege unter C. vom 28. Januar 1835 
SS. 55 bis 64 die Competenz der Ehegerichte eintritt, den Polizeibehörben zu. 

5) Man vergl. Commentar a. a. D. ©. 43, insbefondere auch not. 1 und 
8.1645 des BGB.'s. 
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Saden zu gemeinfchaftlihen Zweden und die Schließung der auf die 
Führung des Haushalts bezüglichen Verträge zu verbieten. Der Ehe- 
mann bat das Recht, von der Ehefrau Dienftleiftungen zur Förder— 
ung des Hauswefens und feines Gewerbes zu verlangen !). Ein 
Recht, die Ehefrau zu züchtigen (jus castigandi), fteht ihm nicht zu ?). 

dd) Der Ehemann ift verpflichtet, die Ehefrau zu bejchügen und 
ihr beizujteben °). 

ee) Der Ehemann trägt die Koften des Haushaltes +). Er ift 
verpflichtet, feine Ehefrau auf eine feinem Stande und feinen Ver— 
mögensverhältniffen entjprechende Weife zu unterhalten, ihr bei Kranf- 
beiten die erforderliche Pflege und ärztlide Hülfe zu gewähren, und 
die Kojten der Beerdigung zu tragen, wenn fie vermögenslos ftirbt). 

F) Iſt der Ehemann verarmt und zur Eriwerbung feines Unter- 
balts unfähig, jo hat die Ehefrau ihn zu ernähren, auch, wenn er 
ftirbt, aus eigenen Mitteln beerdigen zu laſſen ®). 

Sp viel die 

zu b) 

erwähnte ſ. g. eheliche Pflicht anlangt, jo ift das Recht auf Die 
Leiſtung derjelben direct duch das Gebot der Treue und indirect 
dadurch gejchüßt, daß, wenn die eheliche Treue verlegt wird, wegen 
Ehebruchs, und wenn die eheliche Pflicht beharrlich verweigert mwird, 
wegen Duafidejertion Scheidung verlangt werden Fann ’?). 


1) Man vergl. 5. 1631 des BGB. und Gommentar a. a. D. ©. 42. — 
Ueber die Frage, ob die Ehefrau über eine den operis domesticis angehörige Ge: 
Ihäftsführung Rechnung abzulegen habe, vergl. Annalen N. 5. Bd. 7 ©. 367, 

2) Man vergl. Gommentar a. a. D. 

3) Man vergl. 8. 1633 des BGB.’ und Commentar a. a. D. ©. 43. 

4) Man vergl. 8. 1635 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 8. 1634 des BGB.'s. — Leber die Frage, in wie weit Dritte, 
weldhe der Ehefrau den Unterhalt gewährt haben, einen Anſpruch auf Erjtattung 
wider den Ehemann haben, vergl. Annalen NR. 5. Bd. 6 ©. 316 flg. — Für die 
Vergangenheit kann die Ehefrau den Unterhalt von dem Ehemanne nur fordern, 
wenn fie wegen der Verweigerung des Chemannes, ihr den Unterhalt zu gewähren, 
Schulden hat machen müflen (man vergl. $. 1849 des BGB.'s und Annalen 
N. F. Bd. 7 ©. 474). — Da der Ehemann für die Kojten der Beerdigung der Ehe: 
frau nur baftet, wenn fie vermögenslos gejtorben ift, fo kann derjelbe, wenn 
die Ehefrau Bermögen hinterläßt, die Beerdigungsfojten aus deren Nachlaffe 
fordern. 

6) Man vergl. 3. 1637 des BGB.'s. 

7) Man vergl. SS. 1716, 1731 des BGB.'s. 
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$. 116, 
Wirkungen der Ehe in Beziehung auf die Rechtsgeſchäfte 
der Ehegatten. 


Eine Ehefrau, ſelbſt wenn fie volljährig ift, bedarf zu Rechtsge- 
ihäften, melde jie mit einem Dritten jchließt, fo fern fie durch Die» 
jelben Berbindlichkeiten überninmt, der Einwilligung ihres Ehemannes '). 
Die Einwilligung des Ehemannes ift an feine Form gebunden. Sie 
fann ausdrüdlich oder ftillfehweigend, 3. B. wenn die Ehefrau in Ge- 
gentvart des Ehemannes ein Nechtsgejchäft jchließt und der Ehemann 
nicht widerjpricht, im Voraus, gleichzeitig oder nachträglich, im letz— 
teren Falle jedoch nicht, wenn die Ehefrau bereits erflärt hat, daß 
fie an das Rechtsgeſchäft nicht gebunden fein wolle, ertheilt werden *). 
Hat die Ehefrau ein Rechtsgeſchäft ohne Einwilligung des Ehemannes 
geihloffen und der Ehemann nur die Erfüllung der von der Ehe- 
frau übernommenen Verbindlichkeit verfprocden, jo liegt darin nicht 
eine Einwilligung des Ehemannes zu dem Rechtsgefchäfte der Ehefrau). 

Zu Rechtsgeſchäften mit dem Ehemanne bedarf die volljährige 
Ehefrau nicht der Einwilligung einer anderen Perjon ?). 


1) Man vergl. $. 1638 des BGB.'s. 

2) Man vergl. Commentar Bd. 3 ©. 46. Annalen N. F. Bd. 7 ©. 90 u. 476 fig. 
— Leber die Unterfchrift der Wechjel vergl. Archiv für Wechfelrecht und Handels: 
recht Bd. 16 ©. 140 flg. 

3) Man vergl. 8. 1639 in Verbindung mit $. 1646 deö BGB.'s und Com- 
mentar a.a. D. 8.47. — Die Ehefrau wird in einem ſolchen alle nicht für ihre 
Perſon verpflichtet. 

4) Dan vergl. Commentar a. a. D. ©. 46. — Bei forderungen, welche ber 
Ehemann an die Ehefrau oder dieje an jenen bat, entjteht die Frage, ob ſchon 
während der Ehe gellagt werden könne. Soviel die Ehefrau betrifft, jo kann 
fie, wenn die Forderung nicht etwa zu ihrem vorbehaltenen Gute gehört, wider 
den Ehemann nur auf Anerfenntniß in Gemäßheit des $. 147 des BGB.'s 
Hagen. Soviel dagegen ben Ehemann anlangt, jo fteht zwar einer Klage deſſelben 
wider die Ehefrau im Allgemeinen ein Hindernik nicht entgegen, es ergeben fich 
aber Zmeifel, wie es, wenn bie Ehefrau verurtheilt wird, mit der Hülfsvoll— 
ftredung zu halten fei. Hat nämlich der Ehemann die Verwaltung und ben 
Nießbrauch an dem Vermögen der Ehefrau, fo ift zu berüdfichtigen, daß er, wenn 
Geld oder vertretbare Sachen inferirt worden find, durch das Compenfationsrecht 
gedet ift, das ferner das ehemännliche Nießbrauchsrecht an dem eheweiblichen 
Einbringen, alö einem Ganzen, aljo nur deducto aere alieno, zuſteht, daß endlich 
die Klagen zwiſchen den Cheleuten nad $. 156 des BGB.'s, während der Ehe 
nicht verjähren. Hiernach bleiben als Gegenftände, in welche die Hülfe vollftredt 
werden könnte, nur die Jmmobilien, die unvertretbaren Sachen und die Forderungen 
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Schließt die Ehefrau zum Zwecke der Führung des Haushaltes 
mit Dritten ohne Einwilligung des Ehemannes Rechtsgeſchäfte, 
jo ift anzunehmen, daß jie im Namen und Auftrage des Ehemannes 
handle. Aus diefen Rechtsgeſchäften wird nicht die Ehefrau, fondern 
der Ehemann verpflichtet, ausgenommen, wenn diefer erflärt, daß 
feine Ehefrau dieſe Berechtigung nicht haben folle und dem Dritten 
vor der Schließung des Rechtsgeſchäfts diefe Erklärung befannt gewor— 
den it). Was zur Führung des Haushaltes gehört, ift nach dem 
Stande und den Bermögensverhältnifjen des Ehemannes zu beftimmen. 
Zu dem Abſchluſſe von Miethverträgen über Wohnungen ift jedoch 
die Ehefrau nicht ohne Weiteres als ermächtigt anzufehen ?). 

Auf eine gleihe Annahme der von dem Ehemanne ertheilten 
Ermädtigung zum Schliefen von Recdtsgefhäften ohne feine Ein- 
willigung, läßt fih der Grundjag zurücdführen, daß eine Ehefrau, 
welche mit Genehmigung ihres Ehemannes eine Kunftreife unter- 
nimmt, oder eine Badecur gebraudt u. ſ. w., als ermächtigt gilt, auch 
obne befondere Einwilligung des Ehemannes die im Zwecke des Auf- 
enthaltes an einem fremden Orte liegenden Rechtsgeſchäfte zu fchließen ?). 


8. 117. 
Fortjegung. 

Von der Regel, dab eine Ehefrau zu Nechtsgefchäften, welche fie 
mit Dritten ſchließt, der Emwilligung ihres Ehemannes bedarf, giebt 
es fünf Ausnahmen, 

a) wenn die Ehefrau Handelsfrau it, 

b) wenn fie zur freien Verfügung vorbehaltenes Vermögen (Recep- 
ticien) bejigt, 

e) wenn der Ehemann unter Vormundſchaft jtebt, 

d) wenn in dringenden Fällen die erforderlihe Einwilligung des 

Ehemannes nicht zu erlangen ift, 

e) wenn die Einwilligung des Ehemannes duch das Gericht er- 
gänzt wird. 


der Ehefrau übrig. Aber auch in dieſe Gegenjtände kann der Ehemann megen 
einer ihm an die Ehefrau zuftehenden Forderung die Hülfe nur zu dem Zwecke 
bollftreden laſſen, damit ihm nicht andere Gläubiger der Ehefrau zuvorkommen. 

1) Man vergl. $. 1645 bes BOB'S. 

2) Man vergl. Commentar a. a. D. ©. 52. 

3) Man vergl. Commentar a. a. D. ©. 50 flg. 

Siebenhaar, Privatredt. 13 
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Zu a. 

Eine Ehefrau ift Handelsfrau, mern fie mit Einwilligung ihres 
Ehemannes jelbjtändig Handelsgefchäfte treibt '). Iſt fie in das Fir- 
menregifter nicht eingetragen, jo bedarf es, wenn wider fie ein An— 
ſpruch aus einem von ihr gejchlofienen Handelsgejchäfte geltend ge- 
macht wird, des Beweijes, daß der Ehemann zu dem Handelsbetriebe 
der Ehefrau feine Einwilligung ertbeilt hat, oder daß die Ehefrau 
mit Vorwiſſen und ohne Widerfprudh des Ehemannes Handel treibt ?). 
Sit die Ehefrau als Handelsfrau in das Firmenregifter eingetragen, 
jo bedarf es nicht des Beweiſes, daß der Ehemann feine Einwilligung 
zu der Eintragung in das Firmenregiſter gegeben habe, weil, wenn 
ſelbſt diefe Einwilligung vor der Eintragung nicht erfordert worden 
wäre, auch der Ehemann von der Eintragung feine Kenntniß gebabt 
hätte, die Ehefrau den Dritten gegenüber, melde mit ihr im Ber- 
trauen auf die Eintragung in das Firmenregijter contrahirt haben, 
ex dolo verbindlich geworden wäre, indem fie fih als Handelsfrau 
gerirt hätte. Eine Handelsfrau kann Handelsgefchäfte ohne Einwillig- 
ung ihres Ehemannes gültig ſchließen. Für eine von ihr contrahirte 
Handelsſchuld dient au ihr dem Ehemanne inferirtes Vermögen als 
Hülfsobject, weil der Ehemann durch die Einwilligung zu dem jelbitän- 
digen Handelsbetriebe der Ehefrau die Bezahlung der von der Ehe» 
frau dabei contrahirten Schulden aus dem eheweiblichen Vermögen, 
auch dem in feinen Händen befindlichen, genehmigt hat ?°). 


Zu b. 

Zur freien Berfügung vorbehaltenes Vermögen (Recepticien) ift 
das Vermögen der Ehefrau, an welchem fie jich mit Einwilligung des 
Ehemannes (duch Recepticien-Vertrag) die freie Berfügung auch 
während der Ehe vorbehalten, oder welches ihr ein Dritter mit der 
Beitimmung zugewendet bat, daß der Ehemann daran nicht das Necht 
der Verwaltung und des Nießbrauchs haben fol *). Recepticienver- 


1) Man vergl. Art. 7 des allg. d. Handelögejegbuchs und Annalen Bd. 1 
©. 51 und N. F. Bb.5 ©. 205 flg. 

2) Man vergl. Art. 7 Alinea 2 des allg. d. HGGB.'s. 

3) In diefer Weife geftaltet fih in Sachen die unvolllommen gefafte Vor: 
jchrift des Art. 8 Alinea 2 des allg. d. HGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1693 des BGB.'s. — Man merke wohl, daß das bürger: 
liche Geſetzbuch nicht die Bejtimmung enthält, es dürfe von den Afcendenten ber 
Ehefrau der diefer zulommende Pflichttheil nicht dem Niefbrauchsvechte des Ehe: 
mannes entzogen werben. 
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träge können vor und nad Eingehung der Ehe gefchloffen werben. 
Ein Recepticienvertrag, welcher während der Ehe geſchloſſen wird, ift 
jdoh ungültig, wenn der Ehemann darin auf das Recht der Ber- 
mwaltung und des Rießbrauchs an dem bereits erworbenen Bermögen 
der Ehefrau fehenfungsweife verzichtet"). Ueber das Recepticienver- 
mögen kann die Ehefrau ohne Mitwirkung ihres Ehemannes verfügen, 
dafjelbe verwalten, defjen Früchte für jich ziehen und für fich verwen- 
den’). Das Necepticienvermögen kann wachen (crescere), wenn die 
Ehefrau die Früchte zum Capitale jchlägt, es kann ſich aber auch ver- 
mindern (deerescere), wenn zu demfelben gehörige Gegenftände unter- 
geben oder von der Ehefrau veräußert werden. Die Ehefrau kann 
in Beziehung auf ihr Recepticienvermögen mit ihrem Ehemanne jelbft- 
ſtändig contrahiren. 

Eine Ehefrau, melde Recepticienvermögen befigt, wird durch 
Rechtsgeſchäfte, die fie mit Dritten ohne Einwilligung ihres Ehentannes 
ſchließt, nur dann verpflichtet, wenn fie diefelben entweder ausdrücklich 
mit Beziehung auf ihr Recepticienvermögen fchließt oder dies aus 
den Umftänden erhellt, oder wenn fie die Erfüllung aus dem Necep- 
ticienvermögen verjpricht, welches fie zur Zeit der Schließung des 
Rechtsgeſchäfts befigt. In allen diefen Fällen haftet fie während der 
Ehe mit dem vor oder nah der Schliefung des Rechtsgefhäfts vor- 
bebaltenen, und nad Beendigung der Ehe mit ihrem ganzen Ber- 


mögen ?). 
Zu c. 


Die Ehefrau kann, wenn ihr Ehemann unter Vormundſchaft 


— — — — 


1) Ban vergl. 8. 1694 des BGB.'s. — Man merke wohl, daß nur ein 
Ihentungsmweifer Verzicht auf das Recht der Verwaltung und des Nießbrauchs 
an dem Bermögen, weldes die Ehefrau bereits erworben hat, ungültig ift. 
Ein Berzicht gegen Entgelt und auf das Recht der Verwaltung und des Nief- 
brauche an dem Bermögen, welches der Ehefrau zwar angefallen‘, von derſelben 
aber noch nicht erworben worden ift, 34. B. an einer ihr angefallenen Erbichaft, 
ingleichen an dem Vermögen, welches die Ehefrau etwa künftig, 3. B. durch Aus: 
übung einer Kunft, durch Betrieb eines Handelsgeſchäfts, in der Lotterie u. ſ. w. 
eriverben würde, ift gültig. 

2) Man vergl. 8. 1693 des BGB.'s. — Daß die Ehefrau zur Führung 
eines Hechtäftreites über die Subftanz und über die Früchte ihres Recepticien- 
bermögens ohne Mitwirkung ihres Ehemannes Auftrag geben, überhaupt felbft- 
fändig vor Gericht handeln könne, verfteht fich von jelbit. 

3) Man vergl. $. 1640 des BGB.'s und Commentar Bd. 3 ©. 46 tlg. — 
Hätte die Ehefrau wider die Wahrheit behauptet, daß fie Recepticien hätte, fo 


würde fie ex dolo haften. 
13* 
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fteht, ſelbſtändig Rechtsgeſchäfte jchließen. Der für den Ehemann be- 
jtellte Vormund vertritt nicht jeinen Pflegbefohlenen in Beziehung 
auf deſſen Einwilligung zu den von der Ehefrau geſchloſſenen Rechts- 
geihäften, jondern hat nur dafür zu jorgen, daß der ehemännliche 
Nießbrauch feines Pilegbefohlenen nicht durch Verfügungen der Ehe» 
frau gejhmälert wird ’). 
Zu d. 

ft der Ehemann abweſend, aber noch nicht unter Abwefenheits- 
vormundfchaft geftellt, jo kann die Ehefrau in dringenden Fällen 
ohne deſſen Einwilligung Rechtsgeſchäfte ſchließen?). Ob ein folder 
dringender Fall vorgelegen babe, iſt nad den befonderen Verhält- 
niffen des einzelnen Falles zu entjcheiden. 


Bu e. 

Wird die ehemännliche Einwilligung ohne ausreihenden Grund 
verweigert, 3. B. wenn die Ehefrau ihr Grundftüd vortheilhaft zu 
verfaufen Gelegenpeit hat, oder wenn fie zur Löſchung einer Hypothek 
verpflichtet ift, jo Fann der Conſens durch das zuftändige Gericht er- 
gänzt werden und es hat dies die Folge, daß das Rechtsgeſchäft auch 
ohne Einwilligung des Chemannes als gültig gefchloffen betrachtet 
wird ?). 


8. 118. 
Fortjegung. 

Hat die Ehefrau in einem Falle, in welchem jie der Einwilligung 
des Ehemannes bedurfte, ohne dieſe ein Rechtsgeſchäft mit einem 
Dritten gefchloffen, jo hat der Dritte nit das Recht, die Erfüllung 
der Forderung von der Ehefrau zu verlangen oder die Forderung 
gegen eine gleichartige Gegenforderung der Ehefrau in Aufrechnung 
zu bringen. Die Ehefrau haftet aus dem Nechtsgefhäfte nur in fo 
weit, als fie fich mit dem Schaden des Dritten bereichern würde, 5.8. 
wenn jie die gekaufte Sache übergeben erhalten hätte, ohne den Kauf- 
preis zu bezahlen, wenn ihr ein Darlehn ausgezahlt oder eine hypo— 
thefarifche Forderung gegen das Verſprechen der Löſchung der Hypo— 
thek bezahlt worden wäre. Auch jteht der Ehefrau, wenn fie die 


1) Man vergl. $. 1642 des BGB.'s und Commentar Bd. 3 ©. 50. 
2) Man vergl. $. 1643 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $. 1644 des BGB.'s und Annalen N, F. Bd. 6 ©. 282. 


Bon dem Familienftande. 197 


durch das Rechtsgeſchäft übernommene Verbindlichkeit erfüllt hat, die 
Klage Rücderftattung einer Nichtſchuld nicht zu ?). 


8. 119. 
Schenfungen unter Ehegatten. 


Geſchenke unter Ehegatten, mit Ausnahme der üblichen Gelegen- 
beitsgefchenfe, find ungültig?). Der Begriff der Schenkungen unter 
Ehegatten ift mit dem Begriffe der Schenkungen überhaupt identisch °). 
Der Ehegatte, welder während der Ehe dem anderen Ehegatten Etwas 
geichenft bat, ift zu jeder Zeit zum Widerrufe der Schenfung und zur 
Rüdforderung des Geſchenks, nah den Vorfchriften über Nüdforder- 
ung einer Schenkung in den anderen Fällen des geſetzlich geftatteten 
Widerrufs, beredtigt*). Stirbt der Ehegatte, welcher geſchenkt bat, 
während der Ehe, ohne die Schenkung mwiderrufen zu haben, jo wird 
es jo angefehen, als ob die Schenkung vom Anfange an gültig ge— 
weſen märe; es finden jedoch die Vorſchriften Aber die Nothiwendigfeit 
der ynfinuation der größeren Schenkungen Anwendung >). 


8. 120. 
Verpflichtung der Ehefrau für den Ehemann. 
Ein Rechtsgeſchäft, durch welches ſich eine Ehefrau für ihren 


1) Dan vergl. $. 1641 deö BGB.'s, Commentar Bd. 3 S. 50 und die Inter: 
pretation diefes $. in den Annalen N. F. Bd. 5 ©. 4539 flg. 

2) Man vergl. $. 1647 ded BGB.'s und Commentar Bd. 3 ©. 52 fla. Dem 
dort Gejagten ift nur noch die Bemerkung beizufügen, daß das bürgerliche Ge: 
jeßbuch vom römischen Rechte infofern abweicht, als es das Verbot der Schent: 
ungen an Perſonen, welche fich in der potestas des anderen Ehegatten befinden, 
als auf unjere Berhältniffe nicht mehr anwendbar, nit aufgenommen hat. 

3) Man vergl. SS. 1049 bid 1052 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1648 in Berbindung mit 8. 1062 des BGB.'s und Com: 
mentar a. a. D. ©. 54 flg. — Die Frage, was im Falle des Widerrufs einer 
Schenkung zu erjegen fei, wenn ein Ehegatte mit dem ihm von dem anderen 
Ehegatten geichentten Gelde eine Sache gefauft bat, ift jo zu enticheiden: Hat 
der Ehegatte die Sache gekauft und ber andere Ehegatte den Kaufpreis ſchenkungs— 
halber für ibn bezahlt, fo kann der legtere, auch wenn die Sache durch Zufall 
untergegangen oder verichlechtert worden ift, den bezahlten Kaufpreis fordern, 
weil er feinen Ehegatten liberirt hat. Hat dagegen ein Ehegatte dem anderen 
Ehegatten Geld zum Anlaufe der Sade geichenkt, fo trägt er die Gefahr der 
Sade. (Man vergl. I. 50 pr. de donat. int. virum et uxorem in Berbindung 
mit I. ı D. eod.) 

5) Man vergl. $. 1644 des BGB.'s. — Ueber die f. g. donatio divortüi 
cansa vergl. Annalen R. F. Bd. 3 ©. 132, 
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Ehemann verpflichtet, ift nur gültig, wenn fie dafjelbe mit Eintillig- 
ung ihres Chemannes vor dem zuftändigen Gerichte vornimmt, und 
diefes die Ehefrau vorher in Abwefenheit des Ehemannes über den 
Vermögensverluft, welchen fie fih dadurch zuziehen kann, belehrt ?). 
Das Rechtsgeſchäft, durch welches fih die Ehefrau für den Ehemann 
verpflichtet, kann fein: eine für eine Schuld des Ehemannes übernom- 
mene Bürgſchaft, ein einem Dritten gegebener Auftrag, mit dem 
Ehemanne ein Rechtsgefchäft auf ihre (der Ehefrau) Gefahr zu ſchließen, 
eine Uebernahme einer Schuld des Chemannes durch Neuerungsver- 
trag, durch Anerfenntnißvertrag, durch NAusftellung eines Wechjels, 
oder duch Verpflichtung als Geſammtſchuldnerin, eine Aufnahme 
eines Darlehns, um damit Schulden des Ehemannes zu bezahlen, 
die Schließung eines Rechtsgeſchäfts, um den Ehemann der Scließ- 
ung dejjelben zu überheben, die Abtretung einer Forderung zur 
Sicherftellung eines Gläubigers des Ehemannes, eine Pfandbeſtellung, 
eine BVerzichtleiftung auf Rechte, welche der Ehefrau wegen ihres Ein- 
bringens oder wegen anderer Forderungen an ihren Ehemann Sicher— 
heit geben jollen, das PVerfpreden, einem Gläubiger des Ehemannes 
nachzutreten ?). Hat ſich eine Ehefrau mit ihrem Ehemanne als Ge- 
ſammtſchuldnerin, ohne die oben angegebene Form, durch ein Rechts— 
geichäft verpflichtet, aus welchem fie blos antheilig gehalten fein würde, 
jo haftet fie nur zu ihrem Antheile, gereicht aber das Rechtsgeſchäft 
nur zu Gunſten des Chemannes, jo wird fie gar nicht verpflichtet ?). 
Hat jedod die Ehefrau die durch eine ungültige Verpflichtung des Che- 
mannes übernommene Verbindlichkeit erfüllt, jo ſteht ihr eine Klage 
auf Rüderftattung einer bezahlten Nichtſchuld nicht zu *). 

Die Verpflihtung der Ehefrau für ihren Ehemann gilt ohne 
Beobachtung der Form, wenn die Ehefrau dadurd feinen Vermögens- 
verluft erleidet, oder wenn fie Bermögensportheile erlangt, ſoweit 
dies der Fall ift®). 


1) Man vergl. $. 1650 bes BGB.'s in Verbindung mit $. 17 ber Berord: 
nung bom 9. Februar 1865. — Dies gilt aud dann, wenn bie Ehefrau Recep— 
ticien befigt oder jelbitändig ein Handelögeichäft betreibt, Man vergl. Gommen- 
tar Bd. 3 ©. 57. 

2) Man vergl. 88. 1650, 1651 ded BGB.'s. Commentar Bd. 3 ©. 56 flg. 

3) Man vergl. $. 1652 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1650 Sag 2 des BGB.'s und vorzüglihd Annalen N. F. 
Bd. b ©. 442 flg. 

5) Man vergl. $. 1653 des BGB.'s und Commentarja. a. D. ©. 59 flg. 
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Ergiebt ji bei einem Rechtsgeſchäfte die Verpflichtung der Ehe- 
frau für den Ehemann nicht aus der äußeren Erſcheinung deſſelben 
(ſ. g. verjchleierte Bürgjchaft), jo ift die Ehefrau nur dann nicht ver- 
pflichtet, wenn der Gläubiger das wahre Sachverhältniß gekannt hat '). 


8. 121. 


Wirkungen der Ehe in Beziehung auf das Bermögen der 
Ehegatten. 
Im Allgemeinen. 


Der Ehemann hat an dem Bermögen, welches die Ehefrau zur 
Zeit der Schließung der Ehe befigt, oder während der Ehe erwirbt, 
das Recht des Nießbrauchs und der Verwaltung ?), ausgenommen, 
wenn der Ehefrau die freie Verfügung über ihr Vermögen oder über 
einzelne Theile defjelben vorbehalten worden ift?). Bei dem Nieß— 
brauche und der Verwaltung des ehemweiblihen Vermögens haftet der 
Ehemann für abfichtlihe Verſchuldung (dolus) und für Unterlafjung 
des Fleißes, welchen er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt 
(eulpa in conereto)‘), Der Ehemann bat die angegebenen Rechte 
an dem chemeibliben Vermögen kraft des Gefehes und es bedarf 
dazu nicht einer Thatſache, durch welde ihm das Recht des Nieh- 
brauchs und der Verwaltung eingeräumt wird’). Derfelbe ift zu 

1) Man vergl. $. 1654 des BGB.'s. — Hat die Ehefrau in der Abficht zu 
intercebiren, einen Wechiel ihres Ehemannes mit unterfchrieben, oder acceptirt oder 
girirt, fo Hat fie die Einrede der ungültigen Interceffion nur dent Gläubiger 
gegenüber, für den fie intercedirt hat. (Man vergl. Archiv für Wechſelrecht und 
Handelsrecht Bd. 18 ©. 251 flg.) 

2) Man vergl. $. 1655 bed BGB.'s. — Der Ehemann erwirbt aber nicht 
durch feine Ehefrau, jelbft wenn bieje Etwas mit dem Gelbe jenes erworben haben 
follte, 3. B. einen Zotteriegewinn, wenn bie Ehefrau das Loos mit dem Gelbe 
des Ehemannes gekauft bat. 

3) Man vergl. oben ©. 194 flg. unter b. 

4) Man vergl. $. 1655 Sab 2 des BGB.'s umd oben $. 74. Eine Erhöhung 
oder Berminderung der Verantwortlichkeit des Ehemannes in Beziehung auf das 
ebemeibliche Vermögen, jedoch mit ber Beichräntung, daß über eine Fünftige 
abfichtliche Berichuldung nicht tranfigirt werden Tann, ift nicht ausgejchloffen. 
(Ban vergl. Eommentar a. a.D. ©. 61.) 

5) Man merkte wohl, daß das factam illationis zwar nicht eine Borausfehung 
des ehemännlichen Nießbrauchs- und Berwaltungsrechts ift, wohl aber bemiefen 
werden muß, wenn ed fih um bie Neftitution des eheweiblichen Vermögens 
nah Beendigung der Ehe handelt, indem namentlich in dem letzteren Falle bie 
Klage auf Rückgabe des Einbringens nicht blos auf die Thatjache, daß die Che: 
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einer Sicherheitsleiftung, wie fie der Nießbraucher zu beftellen bat, 
nicht verpflichtet; e8 hat aber die Ehefrau, wenn ihr Ehemann Grund: 
ſtücke befigt, wegen ihres Einbringens einen geſetzlichen Rechtstitel zur 
Eintragung einer Hypothek!). Zur Wirkſamkeit gegen Dritte be— 
darf der ehemännliche Nießbrauch nicht der Eintragung in das Grund» 
buch?). Wird von der Ehefrau zu Handlungen, melde ihr Ehemann 
rüdfichtlid des eheweiblihen Vermögens nicht ohne ihre Mitwirkung 
vornehmen kann, dieſe aus unzureichenden Gründen verweigert, fo 
fann fie von dem Gerichte ergänzt werden’). Wohnen die Ehegatten 
zufammen, jo ift bis zum Beweiſe des Gegentheils anzunehmen, daß 
alle bewegliche Sachen, welde ji in der gemeinjchaftliden Wohnung 
befinden, dem Ehemanne eigenthümlic gehören, ausgenommen, wenn 
fie zur Bekleidung, zum Schmude oder fonft zum Gebraude für die 
Perfon der Ehefrau beftimmt find‘). Soviel die zulegt angegebenen 
Sachen betrifft, e8 mögen folde von der Ehefrau bei der Schließung 
der Ehe bejejjen oder während der Ehe von dem Ehemanne aus 
feinem Vermögen angefchafft worden fein, jo fteht der Ehefrau das 
Eigenthum und das Recht des unbefchränkten Gebrauhs während der 
Ehe zu und es hat der Ehemann blos das Recht, zu verhindern, daß 
die Ehefrau von diefen Saden einen anderen Gebrauch madt, als 
den, welder in dem Zwecke der Sachen liegt’). 

Hochzeitsgefchenfe gehören, jo weit nicht die Geber eine andere 
Beitimmung getroffen haben, oder aus der Beſchaffenheit der Sachen 
lich etwas Anderes ergiebt, beiden Ehegatten gemeinfchaftlid und zwar 
jedem zur Hälfte ®). 

An Demjenigen, was die Ehefrau durch Dienfte, welche weder 


frau zur Zeit der Schliefung der Ehe Vermögen befeifen oder jpäter erworben 
babe, geftügt werden kann. (Man vergl. Commentar Bb. 3 ©. 60 flg.) Weber 
die Klage des Ehemannes wider die Ehefrau auf Ueberlafiung der Nutzungen 
des eheweiblichen Vermögens vergl. Commentar a. a. D. 

1) Man vergl. $. 1669 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1670 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1657 bes BGB.'s und Commentar a. a. D. ©. 63. 

4) Man vergl. $. 1656 des BGB.'s und Commentar Bd. 3 ©. 62 flg. — 
Das Gejeg, die Beſchränkung der von Ehegatten vorgenommenen VBeräußerungen 
u. ſ. w. betreffend, vom 30. Juni 1868, SS. 1, 2 bezieht fich nur auf bewegliche 
Sachen, welde bei einer Hülfsvollftredung wider einen Ehegatten in der gemein: 
ihaftlihen Wohnung gefunden werden. Als ein lediglich procefiunles Geſetz kann 
e8 bier nur erwähnt werben. 

5) Dan vergl. $. 1671 des BGB.'s und Commentar a. a. D. ©. 70, 

6) Man vergl. $. 1658 des BGB.'s. 
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auf das Hausweſen, noch auf das Gewerbe des Ehemannes Bezug 
baben (operae artificiales im ®egenfage zu den operis domesticis, 
d. h. denjenigen welche die Ehefrau im Hausweſen und im Gewerbe 
des Ehemannes verrichtet), insbefondere durch Ausübung einer Kunft, 
Ertheilung von Unterricht, Betreibung eines Gewerbes oder Handels: 
geihäfts, erwirbt, fteht ihr das Eigenthbum, dem Ehemanne das Recht 
des Nießbrauchs und der Verwaltung zu. Hat jedod die Ehefrau 
diefen Erwerb dem Ehemanne zur Verwendung in die Wirthſchaft 
gegeben oder jelbit in die Wirthichaft verwendet, fo fann fie nad 
Beendigung der Ehe nicht deſſen Rüderftattung verlangen !). 


8. 122, 
Ausftattung- 


Neben dem Rechte des Nießbrauchs und der Verwaltung, welches 
der Ehemann nah dem vorigen Paragraphen vermöge Gefeges an 
dem gefammten Vermögen der Ehefrau bat, befteht aud nad Säd)- 
ſiſchem Rechte der Begriff der Ausstattung (dos), jedoch in einem an- 
deren Sinne, als dem, welden das römische Necht damit verbindet. 

Unter Ausftattung (Ausfteuer, Brautichat, Heirathsgut, Ehegeld, 
Mitgift) verfteht das bürgerlihe Geſetzbuch den Inbegriff Desjenigen, 
was Dritte?) für die Ehefrau als Beitrag zu Beftreitung der ehe— 
lichen Laſten verjpredhen oder geben ). In der Beitellung einer Aug» 


1) Man vergl. 8. 1668 des BGB.'s. 

2) „Dritter“ ift jeder Andere, als die Ehefrau. In dem BVerhältnifie der 
Ehefrau zu dem Ehemanne bat der Begriff der Ausftattung, megen des bem 
Ehemanne an dem gejammten Bermögen der Ehefrau zuftehenden Nieß— 
brauchs- und Verwaltungsrechts, Feine jelbftändige Bedeutung. 

3) Die Worte „verfprechen oder geben“ beziehen ſich auf die berfchiedenen 
Arten der Beſtellung einer Ausftattung, nämlich durch Uebernahme einer Obli— 
gation und durch Mebergabe der zur Ausftattung beitimmten Gegenftände. Man 
bat namentlich in biefer Lehre im Auge zu behalten, daß die Beitellung einer Aus: 
ftattung ein Geben zu einem Zwede (dare ob causam) enthält und bierzu zwar 
Conſens erforderlich ift, aber das Rechtsgeſchäft nicht oder wenigſtens nicht noth: 
wendig in der Form eines Vertrages zu Stande fommt. So kann 3. B. der Vater 
eine Ausftattung für jeine Tochter dadurch beftellen, daß er bei der Ertheilung der 
Einwilligung zu dem VBerlöbniffe feiner Tochter und dem Bräutigam, oder biefem 
oder jener erklärt, er werde einen Beitrag zur Beitreitung der ehelichen Laften 
geben, jollte auch, neben dem alljeitigen Einverftändnifie über die künftig zu 
Ihließende Ehe eine jpecielle Annahme dieſes Verſprechens der Ausftattung nicht 
audgefprochen worden jein. Die Beftelung einer Ausftattung fällt aber auch 
dann nicht unter den Begriff eines Vertrages, wenn eine andere Perfon, als 
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ftattung liegt nicht eine Schenkung, jondern ein Geben zu einem Zwecke 
(dare ob causam), es bedarf daher, ohne Rüdfiht auf den Betrag, 
zu ihrer Gültigkeit nicht der für gewiſſe Schenfungen vorgefchriebenen 
befonderen Form. Eine vor der Schliefung der Ehe beitellte Aus- 
ftattung bat die ftillfehweigende Bedingung in fi, daß die Ehe ge- 
ſchloſſen wird!). Die Austattung wird dem Ehemanne und der Ehe- 
frau bejtelt. Jenem in jofern, als er die Laften der Ehe trägt, die 
Ausftattung aber zu deren Beitreitung beftimmt ift. Diefer in fofern, 
als fie während der Ehe als Eigenthimerin der Ausftattung zu be- 
trachten ift, und nach Beendigung der Ehe deren Rückgabe fordern 
fann ?), ausgenommen wenn der Dritte fi bei der Beftellung der 
Ausftattung die Rückforderung derjelben nad Beendigung der Ehe 
vorbehalten hat?). Sind Gegenftände der Ausftattung vor der Ehe 
dem fünftigen Chemanne übergeben worden, fo gehören die natür> 
lihen und bürgerliden Früchte, welche bis zur Schließung der Ehe 
gezogen werden, zum Hauptſtamme t). 

Die Beitellung einer Ausftattung ift eine Freiwillige (dos vo- 
luntaria), wenn Derjenige, welcher fie beftellt, Keine gefeglihe Ver— 
bindlichfeit zu deren Betellung hat, eine nothbwendige (dos neces- 
saria), wenn durch die Beſtellung einer gefeglihen Verbindlichkeit Ge- 
nüge geleiftet wird. Iſt eine Ausftattung freiwillig ohne Angabe 
ihrer Größe verjproden worden, jo hat der Richter deren Höhe mit 
Rüdficht auf das Vermögen Desjenigen, welder die Ausftattung ver- 
Iproden bat, und auf den Stand des Ehemannes zu bejtimmen >). 


der Bater, eine Ausftattung für die Braut beftellt. Insbeſondere wird auch 
bier der Gonjens der Brautleute duch die Schliehung der Ehe gegeben werben 
können. 

1) Man vergl. oben ©. 110. 

2) Man vergl. $. 1689 des BGB.s. — Das bürgerliche Geſetzbuch ftimmt 
infoweit mit dem römischen Rechte überein, mie ſich aus der |. unic. $. 13 Cod. 
de rei uxoriae act. und I. 9 in fine Cod. de pact. convent. ergiebt. 

3) Man bergl. 8. 1689 des BGB.'s. — Der Unterfchieb, welcher nach römischen 
Rechte zwiſchen dem Bater der Ehefrau, und einem Dritten injofern beſtand, als 
diejer fich das Recht der Rüdforderung nur in continenti (l. 9 in £. Cod. de pact. 
convent.) vorbehalten konnte, jener dagegen diejes Recht auch ohne bejonderen 
Borbebalt hatte (1. 2 $. 1,1. 3 D. solut. matrim., 1. 3$. 5 D. de minor., 1. 71 
D. de evict.), ift in das bürgerliche Geſetzbuch nicht itbergegangen. 

4) Man vergl. $. 1660 des BGB.'s. — Käme die Ehe nicht zu Stande, jo 
würde die condictio ob causam datorum Demjenigen, welder die Ausftattung ge: 
geben hat, nur dann zuftehen, wenn er fich einen Vorbehalt gemacht hätte. 

5) Man vergl. 8. 1667 bed BGB.'s. 
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Die Verbindlichkeit zur Ausftattung legt das bürgerliche Geſetzbuch 
in nachſtehender Reihenfolge auf: 

1) Der Bater iſt verpflichtet, feiner Tochter, ohne Unterjchied, 
ob fie in der Ehe geboren ift, oder die Rechte eines ehelichen Kindes 
durch nachfolgende Ehe ihrer Eltern oder durch landesherrliche Ehe— 
lichſprechung erlangt hat, oder als Brautfind einem ehelichen Kinde 
gleihjteht, zur Einrichtung des Hausftandes eine nad) richterlichem 
Ermeſſen mit Rüdficht auf fein Vermögen und den Stand des Ehe— 
mannes jeiner Tochter zu beftimmende Ausftattung zu geben’). 

2) Iſt der Bater geftorben oder vermögenslos, oder die Tochter 
eine außerebeliche, jo ift die Mutter zur Ausjtattung der Tochter in 
der vorangegebenen Weife verpflichtet ?). 

3) Iſt die Tochter von einem Dritten an Kindesftatt angenommen, 
jo liegt die Verbindlichkeit zur Ausftattung dem Dritten, und nur, 
wenn er geftorben oder vermögenslos tft, dem leiblichen Eltern in 
der zu 1) und 2) angegebenen Reihenfolge ob °). 

Die Verbindlichkeit zur Ausftattung tritt in allen diefen Fällen 
nicht ein, wenn die Tochter Vermögen bejigt, von welchem die Kojten 
der Ausftattung beftritten werden können, oder wenn fie ſich ohne Ein- 
willigung des zur Ausftattung Verpflichteten verehelicht hat, und ein 
ausreichender Grund zur Verweigerung dDiefer Einwilligung vorhanden 
it +). Hat die Tochter eine Ausitattung erhalten, fo kann fie eine 
jolhe auch im Falle einer anderweiten VBerehelihung nicht zu einem 
zweiten Male erhalten, jelbit wenn die Ausjtattung ohne ihre Ber- 
ihuldung untergegangen fein follted). Die Klage auf eine ſ. g. noth— 
wendige Ausftattung verjährt in einem Jahre, von Zeit der Schließ— 
ung der Ehe an®). 

8. 128. 
Befonderes über das Recht des Ehemannes an dem Ber- 
mögen der Ehefrau. 

Die Rechte, welche der Ehemann an dem Bermögen feiner Ehe» 
frau bat, find, e8 mag diefes in einer von einem Dritten beftellten 
Ausftattung bejtehen, oder nicht, mit Ausnahme der Forderungen, 


1) Man vergl. $. 1661 des BGB.'s. 
2) Man vergl. 3. 1662 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $. 1663 des BGB.'s. 
4) Man vergl. $. 1664 des BGB.'s. 
5) Man vergl. $. 1665 des BGB.'s und dazu Gommentar Bd. 3 ©, 66 fig. 
6) Man vergl. $. 1666 des BGB.'s. 
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gleih. An Sachen, deren Nutzung darin befteht, daß fie verzehrt, 
verbraudt oder veräußert werden (vertretbare oder verbraudbare 
Sachen), erwirbt der Ehemann dur die Uebergabe das Eigenthum 
in ähnlicher Weife, wie bei dem Darlehne, nämlich mit der Verbind- 
lichkeit, nah Beendigung der Ehe Saden gleicher Menge, Gattung 
und Güte zurüdzugeben oder den Werth zu erfegen, melden fie zur 
Zeit der Mebergabe an ihn gehabt haben’). Dafjelbe gilt, menn dem 
Ehemanne Gegenftände des Vermögens der Ehefrau unter Angabe 
des Werthes (aestimatio) zugebradt werden, nur mit dem Ulnter- 
fchiede, daß der Ehemann in diefem Falle nad Beendigung der Ehe 
den Schätzungswerth zu erftatten hat?), weil angenommen wird, daß 
er die Sachen gefauft habe (f. g. aestimatio venditionis gratia). Hat 
jedoch die Angabe des Werthes nur den Zmed, daß, wenn die Gegen- 
ftände bei der Fünftigen Rückgabe gar nicht oder nicht in ihrer frü— 
beren Bejchaffenheit vorhanden find, deren Werth in Gemwißheit be- 
ruhen foll (f. g. aestimatio taxationis gratia), fo hat der Ehemann 
nach Beendigung der Ehe die Gegenftände zurüdzugeben, wie er fie 
erhalten hat, und wenn dies wegen feiner Berfchuldung nicht möglich 
ift, den angegebenen Werth zu erftatten?). An nicht vertretbaren 
und nicht verbraucdhbaren Sachen, ohne Unterſchied, ob es bewegliche 
(res mobiles und res se moventes, Thiere) oder unbewegliche (Grund- 
ftüde oder Berechtigungen, welde ein Folium im Grundbude haben) 
Saden find?), behält die Ehefrau das Eigenthum, der Ehemann hat 
aber den Nießbrauch“). Das Recht der Veräußerung fteht dem Ehe- 





1) Man vergl. 88. 248, 296, 631 und 623 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1672 des BGB.'s. — Auch in Beziehung auf das Recht, 
Gewähr der Mängel der Sachen und das ſ. g. habere licere zu fordern, wird der 
Ehemann ald Käufer betrachtet. (Dies galt ſchon nach römischen Rechte, 1. 10 
8. 4 D. de jure dot., l. ı, l. 10 God. de jure dot.) 

3) Man vergl. $. 1672 des BGB. — In diefer Beziehung weicht das 
bürgerliche Geſetzbuch von dem römiſchem Nechte (1. 50, 1. 66 $. 3 D. solut. matrim., 
l. 21 Cod. de jure dot, l. 19 pr. $. 6 D. de jure dot., l. un. $. 9 Cod. de rei 
uxor. act.) ab. 

4) Dan vergl. oben $. 41. 

5) Man vergl. SS. 604 bis 613 des BGB.'s. — Wäre dem Ehemanne eine 
res aliena zugebradt worden, jo mwürbe er fie nach Beendigung der Ehe an bie 
Ehefrau zurüdzugeben haben (man vergl. Annalen N. F. Bd. 4 ©. 463 und]. 11 
D. solut. matrim.). — Soviel die Frage betrifft, wer die Eigenthumsklage während 
der Che babe, ob die Ehefrau oder der Ehemann, fo ift diejelbe dahin zu beantwor— 
ten, dab bie Eigenthbumsflage nur von der Ehefrau mit Einwilligung des Eheman— 
nes angejftellt werben, der Ehemann aber fein Nießbrauchsrecht auch ohne Einwillig— 
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manne nicht zu. Veräußert er während der Ehe mit Einwilligung 
der Ehefrau nicht vertretbare und nicht verbraudbare Saden des 
ebeweiblihen Vermögens oder erwirbt er fie von der Ehefrau, fo 
tritt der Preis an die Stelle der Sachen!). Beräußert er dergleichen 
Sachen ohne Einwilligung der Ehefrau, fo ift die legtere ſchon wäh— 
rend der Ehe zur Anftellung der auf Wiedererlangung diefer Gegen- 
ftände gerichteten Klage berechtigt?). So viel die zum Vermögen der 
Ehefrau gehörigen Forderungen anlangt, jo ift zu unterfcheiden zwi— 
ſchen a) Forderungen, welde an einen Dritten, der eine Ausftattung 
beitellt hat, zuftehen, b) Forderungen, welde der Ehefrau an Dritte 
zuſtehen, und ce) Forderungen, welche der Ehefrau an den Ehemann 
zuftehben. Die zu a) angegebenen ;zorderungen kann der Ehemann 
ohne Einwilligung der Ehefrau fündigen, einklagen und erheben ?). 
Die Forderungen unter b) kann der Ehemann nur mit Einwilligung 
der Ehefrau Fündigen, einflagen und erheben‘). Bei den Forder- 
ungen unter c) endlih, und zwar ohne Unterfchied, ob die Ehefrau 
diefelben vor der Ehe jelbft erworben oder durch Geffion erhalten 
bat, ift, fo fern nicht durch eine gültige Vereinbarung zwijchen Ehe» 
frau und Ehemann etwas Anderes bejtimmt wird, anzunehmen, daß 
nur die Forderungen als jolche, nicht die Gegenftände derjelben in» 
ferirt worden find’). 


ung der Ehefrau jedem Dritten gegenüber geltend maden kann (f. g. vindicatio 
ususfructus). — Die Gefahr dieſer Sachen trägt die Ehefrau und der Ehemann 
haftet nur, wenn fie untergegangen ober verſchlechtert worden ſind, aus dem 
Verzuge oder aus einer Verſchuldung. 

1) Man vergl. $. 1674 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1675 bed BGB.'s und Commentar a.a.D. ©. 72. — 
Eind Staatpapiere oder andere Weribpapiere eingebradt worden, fo findet 
die Vorjchrift des $. 628 des BGB.'s Anivendung An einer Leibrente, an 
einem Audzuge und an einem Kure hat der Ehemann die im $. 630 angegebenen 
Rechte des Niekbrauders. — Ueber den SKoblenzehnten von einem der Ehefrau 
gehörigen Grundftüde vergl. Annalen N. F. Bd. 3 ©. 39 fig. 

3) Man vergl. $. 1677 Sat 2 ded BGB.'s. — Der Ehemann haftet auch 
für culpa in exigendo. Hat er den Dritten feiner Verbindlichkeit entlajien, Forde: 
rungen an Zahlungsftatt angenommen oder fi einen Schuldner belegiren lafien, 
jo haftet er der Ehefrau gegenüber jo, als ob er den Gegenftand der Forderung 
erhalten hätte. 

4) Man vergl. 8. 1677 des BGB.'s und Commentar a. a. D. S. 72 fig. 
und Annalen N. 5. 8Bd.7 ©. 177. — Wäre die Forderung der Ehefrau bezablt 
worden und das Geld in die Hände des Ehemannes gelommen, fo würde das 
Geld inferirt worden jein. 

5) Man vergl. Commentar a. a. D. ©. 74. 
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8. 124. 
Fortſetzung. 


Wie aus dem bisher Geſagten hervorgeht, hat die Ehe nach 
Sächſiſchem Rechte nur auf das Vermögen der Ehefrau in ſofern 
Einfluß, als der Ehemann das Recht des Nießbrauchs und der Ver— 
waltung an demjelben bat. Im Uebrigen find die Bermögensver- 
bältnijje der Ehegatten, nad der Perjon jedes einzelnen, getrennt, 
und namentlich bejteht für den einen Ehegatten nicht die VBerpflicht- 
ung, aus jeinem Vermögen die VBerbindlichkeiten des anderen Ehe— 
gatten zu erfüllen ?). 

Das den Ehemanne an dem Vermögen der Ehefrau zujtehende Recht 
des Nießbrauchs und der Verwaltung befteht nur in joweit, als, nad 
Abzug der Schulden, von dem Bermögen der Ehefrau Etwas übrig 
bleibt. Hieraus folgt, daß der Ehenann die Erfüllung aller vor oder 
während der Ehe gültig entjtandenen VBerbindlichkeiten der Ehefrau ?), 
mit Ausnahme derjenigen, welde jie mit Rückſicht auf ihr Necepticien- 
vermögen übernommen hat, aus dem Vermögen der Ehefrau, auch 
aus dem erjt während der Ehe erworbenen, gejchehen lafjen muß’). 
Hat die Ehefrau während der Ehe fremde Sachen vernichtet oder be— 
ſchädigt oder ein Verbrechen verübt, fo haftet für Schadenerjag, Geld- 
ftrafe und Koften des Strafverfahrens oder Nectsftreites das vor- 
behaltene und, wenn diefes nicht ausreicht, der Stamm des übrigen 
Bermögens der Ehefrau. Der durch den Unterhalt im Gefängnifje 
und dur die BVertheidigung der Ehefrau verurſachte Aufwand ift, 
wenn fie felbft fein Vermögen befigt, von dem Ehemanne aus feinem 
eigenen Vermögen zu bezahlen !). 

Führt die Ehefrau mit dem Ehemanne einen NRechtsftreit, insbe— 
fondere in den zur Zuftändigfeit des Chegerichts gehörigen Fällen, 
und entjtehen auf Seiten der Ehefrau Kojten, fo find diefe aus ihrem 
vorbehaltenen Vermögen und fo weit ſolches nicht ausreicht, aus dem 
Stanme ihres übrigen Vermögens zu bezahlen®). Führt die Ehefrau 


1) Man vergl. 8. 1678 des BGB.'s. 

2) Während der Ehe kann die Ehefrau durch Rechtsgeſchäfte, welche fie mit 
Einwilligung des Ehemannes gejchlofien hat, und durch unerlaubte Handlungen, 
auch fonjt in Fällen, in welchen eine Verbindlichkeit ohne Willensbeftimmung des 
Schuldners (ex re) entiteht, verpflichtet werden. 

3) Man vergl. 8. 1679 des BOB.’ und Eommentar a. a. D. ©. 75. 

4) Man vergl, $. 1680 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1681 des BGB.'s. 
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oder mit deren Einwilligung der Ehemann wegen des Stammes des 
eheweiblichen Bermögens mit einem Dritten einen Rechtsftreit, fo find 
die Koften aus dem Stamme diefes Vermögens zu bezahlen '). 

Bon dem ehemweiblihen Vermögen, an welchem der Ehemann den 
Niepbraud hat, Fünnen die Gläubiger des Ehemannes zu ihrer Be- 
friedigung auch felbft die Früchte nur fo meit in Anſpruch nehmen, 
als nicht davon die Koften der Erhaltung des Gegenftandes des Nieß- 
brauchs und der Unterhalt des Ehemannes und der Familienglieder, 
zu deren Unterhalt derfelbe geſetzlich verpflichtet ift, alſo auch der 
Ehefrau felbit, zu beftreiten ſind ?). 

Mit Einwilligung der Ehefrau kann das eheweibliche Vermögen 
jederzeit, mit voller liberatorifcher Wirkung für den Ehemann, zurid- 
gegeben werden. Dagegen kann jid der Ehemann nicht einfeitig 
durch Verzicht auf jein Recht des Nießbrauchs und der Verwaltung 
an dem eheweiblihen Vermögen und duch Rüdgabe defjelben von 
jeinen Berbindlichkeiten für die Zukunft befreien ?). Bringt der Ehe- 
mann duch umordentliche Wirthichaft das eheweibliche Vermögen in 
Gefahr, jo kann die Ehefrau verlangen, daß ihr die Verwaltung def- 
jelben, unbejchadet des Nießbrauchs des Chemannes, überlafjen wird *). 
BVerfällt der Ehemann in Concurs, jo fann die Ehefrau die ihrem 
Ehemanne inferirten umvertretbaren und unverbraudbaren Sachen, 
jo weit jie in der Concursmaſſe vorhanden find, zurüdfordern, aud) 
prioritätiiche Location der Forderungen, welde jie an den Ehemann 
aus der Ueberlaffung vertretbarer und verbrauchbarer oder kaufs— 
halber äjtimirter Sachen oder aus einer Verſchuldung bei Ausübung 
des Rechts zum Nießbraude und zur Verwaltung bat, vermüge per- 
ſönlichen Vorzugsrechtes verlangen?) Das Recht des Ehemannes 
zum Nießbraude und zur Berwaltung hört aber aus dem Grunde, 
weil er in Concurs verfallen tft, nicht auf, vielmehr beſteht dafjelbe 
an Demjenigen unverändert fort, was die Ehefrau aus dem Concurfe 


1) Man vergl. $. 1682 des BGB.’ und Commentar Bd. 3 ©. 77T. 

2) Man vergl. $. 1683 des BGB.'s und die ausführliche Interpretation 
diefes Paragraphen im Commentar Bd. 3 ©. 77 fg. 

3) Man vergl. $. 1686 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1684 des BGB.'s und Gommentar a. a. D. ©, 79. 

5) Man vergl. $. 1685 des BGB.'s und $. 14 sub 3 und $. 18 des Man: 
bates, die Aufhebung ber jtillichweigenden Hppothefen u. j. tv. betreffend, vom 
4. Jufi 1829. Mit Beziehung auf den $. 18 des angegebenen Mandates ſpricht 
dad DOberappellationsgericht der Ehefrau Berzugszinien vom Tage der Anmeld: 
ung ihrer Forberungen an zu. 
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des Ehemannes erhält; es bleibt jedoch der Ehefrau unbenommen, 
unter den ſonſtigen Vorausſetzungen die nöthigen Sicherheitsmaßregeln 
zur Erhaltung ihres Vermögens zu ergreifen !). 


8. 125. 


Erlöjhen des Nießbrauchs- und Verwaltungsrechts 
des Ehemannes. 


Das Recht des Ehemannes zum Nießbrauche und zur Verwaltung 
an dem eheweiblihen Vermögen erlöfcht mit der Beendigung der Ehe, 
ohne Unterjchied des Beendigungsgrundes ?). Berechtigt, die Rüdgabe 
des Einbringens zu verlangen, ift die Ehefrau oder mer fich bei der 
Beftellung der Ausftattung den Rückfall derfelben an fih ausbedungen 
bat’). Das Recht, die Nücdgabe zu fordern, geht auf die Erben des 
Berechtigten über, ift auch jonft durch Abtretung auf Andere über- 
tragbar *). Die Klage kann jein die Eigenthumsflage, wenn unver- 
tretbare oder unverbrauchbare Sachen inferirt worden find und diefe 
fih noch in der Jnhabung des Ehemannes oder der Erben dejjelben 
befinden, eine perjünliche Klage (actio in personam, condictio), wenn 
vertretbare oder verbraudhbare Saden inferirt find, die Klage aus 
dem Kaufe (actio venditi), wenn Sachen mit Angabe eines Preifes 
faufshalber überlafjen worden find), die hypothefarifche Klage, wenn 
die Ehefrau eine Hypothek wegen ihres Einbringens an dem Grund» 
jtüde ihres Ehemannes bat eintragen laſſen. Eine f. g. rei vindi- 
catio utilis wegen der mit Dotalgeldern gekauften Saden hat die 
Ehefrau nidt. Was der Ehemann während der Ehe mit den Mitteln 
feiner Ehefrau erwirbt, gehört der letzteren eigenthümlih nur dann, 
wenn die Erwerbung mit ihrer Einwilligung und in ihrem Namen ges 
ſchehen ift®). Die Borfchriften des römischen Rechts über die ſ. 9. 
actio rei uxoriae ſind in das bürgerliche Gejegbud nicht übergegangen 7). 
Die Rüdgabe des eheweiblichen Einbringens fol ſofort nad) Beendigung 





1) Man vergl. $. 1685 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1687 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1689 des BGB.'s. 

4) Daß die Klage auf Rüdgabe des Einbringend den Beweis der Jllation 
vorausſetzt, ift bereitö oben $. 121 not. 5 erwähnt worden. 

5) Man vergl. $. 1688 bes BGB.'s. 

6) Man vergl. 8. 1676 des BGB.'s. — Das bürgerliche Geſetzbuch folgt bier 
der bereitö von Accursius ad leg. 34 D. de jure dot. und von Duarenus ad 
l. 22 $. 3 D. solut. matrimon. vertheidigten Anficht. 

7) Man vergl. Commentar a. a. D. ©. 81. 
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der Ehe erfolgen '); es finden namentlich die ſ. g. NReftitutiongfriften 
des römischen Rechtes Feine Anwendung; Verzugszinfen fünnen nur 
gefordert werden, wenn Verzug eingetreten ift?). Für die Vertheil- 
ung der Früchte ift der $. 76 des BGB.'s maßgebend und es bat 
fih dadurch auch die gemeinrechtlihe Streitfrage über die Vertheilung 
der Früchte des fundus dotalis erledigt ?). 

Hat der Ehemann, ohne dazu verpflichtet zu fein, auf die zurück— 
jugebenden Gegenftände Etwas verwendet, jo hat er, wenn ein ein- 
jelner Gegenftand mittelft der Eigenthumsklage zurücdgefordert wird, 
die, Rechte des Beklagten bei der Eigenthumsklage) und, wenn es 
ich um Verwendungen auf das eheweibliche Vermögen, als ein Ganzes, 
bandelt, das Recht, Erſatz nah den Borfchriften über die Gefchäfts- 
führung vermöge Auftrags oder ohne Auftrag zu fordern, je nachdem 
er vermöge Auftrags oder ohne ſolchen gehandelt hat’). Das bürger- 
liche Geſetzbuch fennt das ſ. g. beneficium competentiae überhaupt 
nicht, alſo auch nicht bei der Rückforderung des eheweiblichen Ein- 
bringens. 

Da zum cheweibliden Vermögen gehörige Forderungen nicht als 
eingebracht gelten, jo bat die Beendigung der Ehe in Beziehung auf 
fie nur die Folge, daß das Recht des Ehemannes auf die Ziehung der 
Zinfen von denjelben aufhört. Dies gilt auch von den Forderungen, 
welche gegen Denjenigen zuftehen, welcher eine Mitgift bejtellt bat. 


8. 126. 
Eheftiftungen. 


Eheftiftungen find Verträge, durch welche die rechtlichen Wirkungen 
der Ehe näher beftimmt oder geändert werden‘). Sie fünnen vor 
und nah der Schliefung der Ehe errichtet werden’). Werden fie 
vor der Schließung der Ehe errichtet, jo find fie als von der auf- 

1) Man vergl. $. 1688 des BGB.'s. 

2) Man vergl. Eommentar a. a. D. ©. 81, insbejondere not. 1. 

3) Man vergl. Gommentar a. a.D. 

4) Man vergl. SS. 312 bis 318, 616 des BGB.'s. — Im Wejentlichen gelten 
die Borichriften des römiſchen Rechts über die impensae in rem dotalem factae, 
doch hat die Borfchrift der I. 11 pr. D. de imp. in res dotal, factis jedenfalls feine 
weitere Anwendung. 

5) Man vergl. $. 1690 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1691 des BGB.'s. 

7) Man vergl. $. 1691 des BGB.'s. 

Siebenhaar, Privatredit. 14 
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ſchiebenden Bedingung abhängig zu betrachten, daß die Ehe geichloffen 
wird‘). Werden fie nah der Schließung der Ehe errichtet, jo gelten 
ſolche Beitimmungen nicht, welche gegen das Verbot der Schenkungen 
unter Ehegatten verftoßen ?). Ehejtiftungen ftehen unter den allge 
meinen Vorfchriften über die Rechtsgefchäfte, insbefondere auch rüd- 
fichtlih der Leiftungen, welche verſprochen werden können und rüd- 
fichtlih der den Conſens ausjchliegenden Mängel, z. B. Irrthum, 
Zwang und Furdt, Täufhung ?). Nicht blos die Perfonen, melde 
eine Ehe zu ſchließen beabjichtigen oder geſchloſſen haben, fondern au 
deren Eltern und Dritte, wenn fie eine Ausjtattung beftellen, füngen 
Eheftiftungen errichten *). Die weſentlichen perjönliden Rechtsver- 
hältniffe der Ehegatten können durch Eheftiftungen nicht aufgehoben 
und bejchränft werden’). Sp mürde z. B. eine Vereinbarung, daß 
eine nichtige Ehe gelten, eine Ehe aus einem anderen Grunde, als 
einem gejeplih anerkannten, aufgehoben oder gejchieden, oder aus 
einem gefeglih anerkannten Grunde, wenn er künftig eintreten follte, 
nicht gejchieden werden folle, ungültig fein )y. Eine Vereinbarung, 
daß die Ehegatten immer getrennt von einander leben jollen, würde 
ebenfalls nicht für gültig zu halten fein. Dagegen fann es nicht fo 
fchlechterdings für ausgejchlofjen betrachtet werden, daß beftimmt wird, 
es jolle die Ehefrau nicht die Wirthihaft führen, dem Ehemanne nicht 
zur Leiſtung von Dienjten zu feinem Gewerbe verbunden jein, oder 
es jolle der Ehemann für den Fall einer Trennung der Ehegatten 
von Tiſch und Bett oder einer Scheidung einen beftimmten Unter: 
baltsbeitrag geben 7). 


1) Man vergl. Motive zu dem 8.1691 des BGB.'s. GCommentar Br. 3 ©. 83. 

2) Man vergl. $. 1694 des BGB.'s und oben SS. 117 und 119. 

3) Man vergl. Commentar a. a. O. 

4) Man vergl. Motive zu dem $. 1691 de BGB.'s, im Commentar a. a. O. 
— Namentlich erwirbt die Ehefrau unmittelbar Rechte aus den von ihren 
Eltern und von Dritten errichteten Eheftiftungen. (Dies galt ſchon nad römischen 
Rechte, man vergl. Hugo Donelli comment. de jure civili ed. Koenig-Bucher, t. VIII. 
pag. 198 sequ. $. 4.) 

5) Man vergl. 8. 1692 des BGB.'s. — Beitimmungen über die Gültigkeit 
ber Eheitiftungen, joweit fie namentlid bei gemifchten Ehen die religiöfe Er: 
ztehung der Kinder zum Gegenjtande haben, enthält das bürgerliche Geſetzbuch 
nicht; vielmehr hat es dieſes Verhältniß der Ordnung durch öffentliche Geſetze 
überlaſſen. — Eine bier einſchlagende Vorſchrift enthält das ſ. g. Diſſidenten⸗ 
Geſetz vom 20. Juni 1870, 8. 20. 

6) Man vergl. Commentar Bd. 3 ©. 83 flg. 

7) Bei dieſen Verträgen hat der Richter nach den Verhältniſſen zu ermeſſen, 
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8. 127. 
Allgemeine Gütergemeinjhaft unter Ehegatten. 


Wird zwifhen den Ehegatten eine allgemeine Gütergemeinfchaft 
verabredet, jo wird ihr beiderfeitiges gefammtes Vermögen, welches 
fie zur Zeit der Schließung der Ehe bejiten oder während der Ehe 
eriwerben, von Zeit der Schließung des Vertrages, und, wenn ber 
Bertrag vor der Ehe geſchloſſen worden ift, von Zeit der Schließung 
der Ehe an, ohne Weiteres gemeinschaftlich '); es bedarf namentlich 
bei Sachen nicht einer Uebergabe und bei Forderungen nicht einer 
Abtretung; nur bei Sachen und Rechten, zu deren Ermwerbung eine 
Eintragung in das Grund» und Hppotbefenbud erforderlich ift, muß, 
wenn die Gütergemeinfhaft auch Dritten gegenüber Wirkungen haben 
fol, die Eintragung in das Grund» und Hypothekenbuch binzutreten 
und es giebt die Verabredung der Giütergemeinfchaft, unter den 
fonftigen Borausfegungen, einen Rechtsgrund zur Eintragung *). Ber- 
bindlichfeiten, melde die Ehegatten bereits bei der Scliefung des 
Vertrages über eine allgemeine Gütergemeinjchaft hatten, oder fpäter 
übernehmen, werden, felbjt wenn ſie aus unerlaubten Handlungen 
derjelben fließen, in foweit gemeinfchaftlih, als fie aus dem gemein- 
ihaftlihen Vermögen zu erfüllen find’). Die Verfügung über das 
gemeinjchaftlihe Vermögen und die gerichtlihe und außergerichtliche 
Vertretung fteht dem Chemanne zut); er iſt zu den in diefer Be- 


ob dadurch eine Eheicheidung vorbereitet und erleichtert werden joll, oder nicht. 
Im erfteren Falle find die Verträge ungültig, im legteren gültig. — Der Ber: 
trag, dab der Ehemann nicht den Wohnfig ändern jolle, Tann höchſtens, wenn 
von ihm ohne ausreichenden Grund dagegen gehandelt wird, ala eine Eheirrung 
eine zeitliche Trennung der Ehegatten von Tiih und Bette rechtfertigen. Man 
vergl. auch Annalen R. 5. Bd. 1 ©. 429, 533, 

1) Man vergl. $. 1695 des BGB.'s. — Sachen, welde ein Ehegatte aus 
einem Berbreden inne hat, werden nicht gemeinichaftlid. Man vergl. Commentar 
B. 3 ©. 86. 

2) Man vergl. $. 1695 in Berbindung mit $. 822 bed BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1696 des BGB.'s. — Dies gilt namentlich audy von ber 
Dotationspflicht, welche ein Ehegatte einem aus einer früheren Ehe herrührenden 
Rinde gegenüber bat (man vergl. Commentar Bd. 3 ©. 87). — Geſammtſchuldner 
find aber die Ehegatten, welche in allgemeiner Gütergemeinſchaft leben, nicht 
(man vergl. Eommentar a. a. D.). 

4) Man vergl. $. 1697 des BGB.'s. 
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ziehung vorkommenden Handlungen an die Einwilligung der Ehe— 
frau nicht gebunden und verpflichtet zwar nicht die Berfon, wohl aber 
das Vermögen der Ehefrau, foweit es gemeinjchaftlih geworden ift '); 
er kann namentlich die zum Vermögen der Ehefrau gehörigen beweg— 
lihen Sachen und Forderungen veräußern; er kann aber das unbe» 
wegliche gemeinjchaftliche Vermögen ohne Einwilligung der Ehefrau 
nicht veräußern, verpfänden oder mit Nechten an der Sache belaften ?). 
Die Ehefrau macht durch NRechtsgefhäfte, welche fie zum Zwecke der 
Führung des Haushaltes mit Dritten ohne Einwilligung des Ehe— 
mannes jchließt, den Ehemann für feine Berfon verbindlid, ausge- 
nommen, wenn diefer erklärt hat, daß die Ehefrau eine ſolche Ermäd- 
tigung nicht haben jolle und die Erklärung dem Dritten vor der Schließung 
des Rechtsgeſchäfts befannt geworden ift?). Werden die Rechte, welche 
die Ehefrau an dem gemeinfchaftlihen Vermögen hat, durch unordent- 
lihe Wirthihaft des Ehemannes in Gefahr gebradıt, oder kommt der 
Ehemann unter Bormundfchaft, fo fann die Ehefrau verlangen, daß 
ihr rückſichtlich des gemeinſchaftlichen Vermögens die Verfügung und 
die gerichtlihe und außergerichtlihe Vertretung in dem Umfange wie 
fie dem Ehemanne zufteht, und mit der Beſchränkung in Betreff des 
unbeweglichen gemeinfchaftlihen Vermögens überlafen wird *). 

Iſt bei der Verabredung der allgemeinen Gütergemeinjchaft be- 
ftimmt worden, daß gewiſſe Bermögensgegenftände eines Ehegatten 
davon ausgejchloffen fein follen (Einhandsgüter), jo finden die im 
$. 117 unter 6 angegebenen Borfchriften über die Recepticien der Ehe- 
frau redhtsähnlihe Anwendung. Von Sachen, weldhe zur Bekleidung, 
zum Schmude oder ſonſt zum Gebraude blos für die Perſon der Ehe- 
frau beftimmt find, ift anzunehmen, daß fie zu dem Einhandsgute der 
Ehefrau gehören’). Mit ihren Einhandsgütern haften die Ehegatten 
nicht für Schulden, welche nur auf dem gemeinjchaftlihen Vermögen 
ruhen, jondern nur für Schulden, welche fie für ihre Perfon haben. 
Mit der Beendigung der Ehe füllt, joweit nicht für Ddiefen Fall von 


1) Man vergl. $. 1697 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1698 des BGB.'s. 

3) Man vergl. SS. 1645, 1699 des BGB.'s und Gommentar Bb. 3 S. 88. 

4) Man vergl. SS. 1700, 1701 des BGB.'s. — Die Ehefrau wird durd 
Rechtögeichäfte, welche fie in diefem Falle fchließt, auch für ihre Perſon verbind: 
lih (man vergl. Commentar Bb. 3 ©. 88). 

5) Man vergl. SS. 1671, 1699 des BGB.'s. 
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den Ehegatten etwas Anderes vereinbart worden ift, an jeden Ehe- 
gatten oder defjen Erben die Hälfte des gemeinfchaftlichen Vermögens '); 
e3 fann namentlich die Ehefrau nicht Anfprühe an den Ehemann wegen 
Verſchuldung bei der Verwaltung des gemeinfchaftlihen Vermögens 
machen und eben fo wenig der Ehemann an die Ehefrau, wenn diefe 
in einem geeigneten Falle dieſe Berwaltung gehabt hat. 


8. 128. 


Ebeftiftungen, in welden Beftimmungen über die Erb- 
folge entbalten find. 


Cheftiftungen, welche Beftimmungen über die Erbfolge enthalten, 
find, ſoweit dies der Fall ift, in Beziehung auf Form und Wirk—⸗ 
ungen, namentlid aud in Beziehung auf den Zeitpunkt des Anfalles, 
nad den Vorſchriften über Erbverträge zu beurtheilen ?). Sind einer 
Ehefrau gewiſſe Vortheile auf den Todesfall ihres Ehemannes zu 
ihrem Unterbalte ausgejegt (Wittmengehalt, Witthum, Leibgedinge), 
fo finden darauf die Vorjchriften über den Leibrentenvertrag, insbe 
jondere auch rüdjichtlich der Modalität der Zahlung, Anwendung. Der 
Wittwengebalt gebührt der Wittwe von dem Tode ihres Ehemannes 
an und wird durh Schließung einer andermeiten Ehe verloren °). 


8. 129. 
Erlöſchen der Eheftiftungen. 


Eheftiftungen erlöjchen, wenn die Ehe in Folge Anfechtung aufs 
gehoben oder geſchieden oder eine Trennung der Ehegatten von Tiſch 
und Bette auf Lebenszeit erfannt wird, foweit nicht Beftimmungen 
für dieſe Fälle getroffen worden find. Schließen die gefchiedenen 
Ehegatten eine zweite Ehe mit einander oder vereinigen fi die auf 
Lebenzzeit von Tiſch und Bette getrennten Ehegatten wieder, fo gelten 
die Ehepacten, in Ermangelung einer anderen Bereinbarung, nicht 
als erneuert *). 


1) Man vergl. $. 1702 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 1704, 2542 bis 2558 bed BGB.'s. 
3) Man vergl. $. 1705, 1154 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1706 des BGB.'s. 
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8. 130. 


Beendigung der Ehe. 
Durch Tod und Todederflärung. 


Die Ehe endigt mit dem Tode eines der Ehegatten '). 

Sit ein verfchollener Ehegatte in Gemäßheit der oben $. 103 unter 1 
angegebenen Vorſchriften rechtsfräftig für todt erflärt worden, fo fann 
der andere Ehegatte verlangen, daß die Ehe als von dem Zeitpunfte 
an, wo die den Antrag auf Todeserklärung begründende, zwanzigjäh- 
tige oder fünfjährige Frift abgelaufen ift, durch das zuftändige Ehe- 
gericht für beendigt erklärt wird, nachdem er zuvor eidlich beftärkt 
bat, daß er nicht wiſſe, daß der abwejende Ehegatte noch am Leben 
fei?). Das bürgerliche Gefegbuch verbindet mit der Todeserflärung 
nur eine Vermuthung, welche durch den Beweis des Gegentheils ent- 
fräftet werden kann, und es entjteht daher die Frage, wie es mit 
der Ehe zu halten fei, wenn der für todt erklärte Ehegatte nicht todt, 
fondern noch am Leben ift. Die confequentefte Anfiht würde aller» 
dings die fein, daß, wenn der verfhollene Ehegatte wider Er- 
warten zurüdfehrte, die Ehe, welche er vor feinem Weggange ge- 
ſchloſſen hat, al$ fortdauernd und eine Ehe, welche der zurüdgelafjene 
Ehegatte geſchloſſen, als nichtig und höchſtens als ſ. g. Putativehe 
für die Vergangenheit wirkſam zu betrachten fei. Allein diefe Anficht 
bat doch wieder große Härten, zumal, wenn man berüdjichtigt, daß, 
hätte der zurücgelaffene Ehegatte von dem Rechte, das Defertiong- 
verfahren wider den in unbekannter Abweſenheit lebenden Ehegatten 
zu beantragen Gebrauch gemacht, die Ehe jchon aus diefem Grunde 
zu jcheiden gewejen wäre. Das bürgerliche Geſetzbuch hat über das 
angegebene Berhältnig ?) nachſtehende Vorſchriften aufgeftellt: 

a) Hat der verlafjene Ehegatte nach dem Zeitpunfte, mit welchem 
der Antrag auf Todeserflärung begründet gemejen tft, eine 
anderweite Ehe nicht gejchloffen, jo wird in Fällen der Rückkehr 
des Berjchollenen die Ehe mit demfelben als fortdauernd bes 
trachtet. 

b) Hat dagegen der verlafjene Ehegatte nach dem angegebenen Zeit 


1) Man vergl. $. 1707 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1708 des BGB.'s. 

3) Eine freilih ſehr entfernte Analogie giebt das römische Recht in der 
l. 6 D. de divort. et repud. 
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punkte eine andermweite Ehe geſchloſſen, jo fann er im Falle der 
Rückkehr des Verſchollenen die Scheidung der andermweiten Ehe 
verlangen; er ift aber diejes Rechtes verluftig, wenn er nicht 
innerhalb jeh8 Monaten, von der Rüdfehr des Verſchollenen 
an, den Antrag auf Scheidung ftellt '). 


8. 131. 
Durch Scheidung. 


Die Unauflösbarkeit der Ehe galt im Principe ſchon nad römi— 
ihem Rechte in jofern, als der eine Ehegatte fi nicht von dem an— 
deren Ehegatten wider dejien Willen trennen (divertere) durfte ?), 
ausgenommen, wenn er in dem Verhalten des anderen Ehegatten 
einen von dem Gefege anerkannten Grund dazu (justa causa divortii) 
hatte und die Anzeige, daß er die Ehe aus diefem Grunde für auf- 
gelöft anfehe, vorhergegangen war (misso repudio)®). n der chrift- 
lihen Kirche aber ift die Unauflösbarfeit der Ehe ein Dogma*), indem 
unjer Erlöfer mit ausdrüdlicher Beziehung auf die Ehe ausgeſprochen 
bat, daß „was Gott zufammenfügt, der Menjch nicht ſcheiden fol.” In 
der Auffaffung diefes Dogmas liegt eine der vorzüglichften Verfchieden- 
beiten zwifchen der katholiſchen und proteftantifchen Kirche. Während 
nämlich jene eine Scheidung der Ehe vom Bande nicht geftattet, jon- 
dern nur aus gewillen Gründen eine Trennung der Ehegatten von 
Tiſch und Bette auf Lebenszeit zuläßt, findet diefe in dem angegebe- 
nen Dogma nur das Verbot der Aufhebung der Ehe durch Ueberein- 
kunft der Ehegatten, dagegen nicht das Verbot der Scheidung der 
Ehe vom Bande durch richterlihen Ausſpruch aus gejeglichen Gründen. 
Für die legtere Auffaffung fpricht der Umſtand, daß es nicht in dem 
Einne unjeres Erlöjers gelegen haben kann, auszufpreden, es folle 
das in dem Conſenſe begründete Band der Ehe auch nod dann fort- 
beitehen, wenn die Gemüther der Ehegatten fich gänzlich entfremdet 
baben und die Ehe nicht mehr auf dem Boden wurzelt, auf welchem 
fie die damit verbundenen höheren Zmwede erfüllen kann. Dergleichen 
Ehen find eben feine Gott wohlgefälligen und der Richter führt die Ge- 


— — _ 


1) Man vergl. 88. 1709, 1710 des BGB.s und Commentar Bd. 3 5, 91 fig. 
2) Man vergl. I. 1 D. de concub. 

3) Man vergl. I. 8 Cod. de repud. 

4) Man vergl. Evang. Matthäi Cap. 19 V. 6, 
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bote der Moral aus, wenn er durch Scheidung der Ehe den Wider- 
ſpruch löft, in welchem fich die Ehegatten bei einer unglüdlichen Ebe 
mit dem Willen Gottes befinden. 

Das bürgerliche Geſetzbuch jchließt nicht blos die Auflöfung der 
Ehe durch Uebereinkfunft der Ehegatten aus!), jondern geftattet auch 
eine Scheidung der Ehe nur durch richterlihen Ausjpruh und nur 
aus den von ihm anerkannten Gründen ?). 

Die gejeglihen Scheidungsgründe find 

1) Ehebrud ?), und zwar durch Vereinigung der Geſchlechtstheile 
vollendeter, nicht blos verſuchter“). Als ein Ehebrud iſt es nicht zu 
betraddten, wenn ein Chegatte in einem unzurechnungsfähigen Zu— 
ftande?) den Beifchlaf mit einem Dritten volljogen, oder wenn er 
den Dritten, mit welchem er den Beifchlaf vollzogen, irrthümlih für 
feinen Ehegatten gehalten, oder wenn eine Ehefrau Nothzucht erlitten 
bat®). Die Vorſchrift des Sächſiſchen Rechts, daß der Scheidung 
der Ehe wegen Ehebruchs in der Regel das Strafverfahren gegen 
den jehuldigen Ehegatten vorausgehen joll?), hat jih durch die eigen» 
thümliche Bejtimmung des Strafgefegbuhs für das deutſche Neich 
Art. 172: 

Der Ehebruch wird, wenn wegen defjelben die Ehe gefchieden ift, 

an dem jchuldigen Ehegatten, ſowie dejjen Mitfhuldigen mit Ge- 

fängniß bis zu ſechs Monaten bejtraft; die Verfolgung tritt nur 

auf Antrag ein; 
wenigſtens in ſoweit erledigt, als die Ausnahmen, melde von der 
angegebenen Regel bejtanden, nunmehr zur Negel geworden jind ®). 


1) Man vergl. $. 1711 des BGB.!S. 

2) Man vergl. $. 1712 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1713 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1715 des BGB.'s. 

5) Ein unzurechnungsfäbiger Zustand ift der Zuftand, in welchem der Menſch 
bes Gebrauchs jeiner Vernunft beraubt ift (man vergl. $. 81 des BGB.'s und 
oben 8. 27). Ueber den in totaler Betrunfenheit begangenen Chebrud vergl. 
Commentar Bd. 3. S. 95, 

6) Man vergl. $. 1714 des BGB.'s. 

7) Man vergl. SS. 1716, 1717 des BGB.'s. 

8) Nach meiner Anficht ift die Borfchrift des Sächſiſchen Eherechts, daß der 
Scheidung wegen Ehebrudys das Strafverfabren wider den jchuldigen Ehegatten 
vorhergeben müfle, durch das deutiche Strafgeiegbuch nicht aufgehoben; es wird 
daher diejelbe noch in folgenden drei Fällen anwendbar fein: 1) wenn ein bop: 
pelter Ebebrudy begangen und die eine Ehe gefchieden worden ift, und auf Scheib: 
ung auc der anderen Che geklagt wird, 2) wenn der Ehegatte, welcher die Che 
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Der Ehebrud ift von dem Ehegatten, welcher die Scheidung verlangt, 
nad den Regeln des Givilprocefjes zu beweifen; das bürgerliche Ge- 
ſetzbuch fennt namentlich nicht einen ſ. g. präſumtiven Ehebruch, jon- 
dern nur Bräfumtionen für einen begangenen Ehebruch). Die 
Scheidung wegen Ehebruchs ijt ausgejhloffen, wenn der eine Ehegatte 
den Ehebrucd des anderen Ehegatten dur Zureden, Geheiß, Verkup⸗ 
pelung u. ſ. mw. veranlagt bat *), wenn der unjchuldige Ehegatte nicht 
innerhalb eines Jahres nach erlangter Kenntnig des Ehebruhs auf 
Scheidung Elagt ?), wenn von der Zeit an, wo der Ehebruch begangen 
worden ift, fünfzehn Jahre verfloffen find‘), wenn der unfchuldige 
Ehegatte den Ehebruc verziehen bat, wenn ein Fall der Aufrechnung 
des Ehebruchs vorliegt. Die Berzeihung des Ehebruchs kann aus» 
drüdlich oder ftillfehweigend, insbejondere dadurch, daß der unjdul- 
dige Theil nad erlangter Kenntniß des Ehebruchs freiwillig die che- 
liche Pflicht leiftet, erfolgen. Eine ausdrüdliche Verzeihung des Ehe- 
bruchs unter einer Bedingung oder mit dem Borbehalte des Rechts, 
Scheidung zu verlangen, gilt als eine unbedingte und vorbehaltlofe°). 
Iſt jedoch die Verzeihung an eine Bedingung gefnüpft, melche die 
Wiederherftellung und Erhaltung der ehelichen Eintracht bezwedt, auch 
an fich zuläffig ift, 3. B. daß der Ehemann die Zuhälterin aus dem 
Haufe entferne, jo wird bei deren Nichterfüllung die Verzeihung als 
nicht geſchehen betrachtet, fofern nicht andere Gründe vorhanden 
find, welche das Recht, die Scheidung wegen Ehebruchs zu verlangen, 
gebrochen bat, in einem Stante wohnt, in welchem der Ehebruch auch vor ber 
Scheidung beftraft wird, endlich 3) wenn der Ehebruch mit einem anderen, aud) 
nah dem deutſchen Strafgefegbuche ftrafbaren Verbrechen, 3. B. Doppelehe, Noth: 
zucht u. ſ. w., concurrirt. 

1) Man vergl. $. 1716 Sat 2 und $. 1717 des BGB.'s und Commentar 
a. a. O. S. 94 flgl 

2) Man vergl. 8. 1718 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $ 1720 des BGB.'s. — Bon welcher Zeit an der unfchuldige 
Ehegatte Kenntnik des Ehebruchs erlangt babe, muß ibm gegenüber beiviejen 
werden. Der Beweis, daß der unjchuldige Ehegatte Gründe zu der Annahme, 
e8 habe ber andere Ehegatte die Ehe gebrochen, gehabt habe, reicht nicht unbe: 
dingt aus (man vergl. Commentar Bb. 3 S. 99). — Im Allgemeinen fei bier be: 
merkt, daß die im Eherechte vorkommenden Friften ſ. g. Präclufivfriften find, 
namentlich aber in den Fällen, in welchen der Nichtgebrauc des Rechts, die 
Scheidung zu verlangen, unter den Begriff der ftillichweigenden Verzeihung ge: 
bracht wird, eine Berwahrung ausgeichloffen ift (man vergl, oben $. 81). 

4) Man vergl. $. 1719 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1721 Sat 1 des BGB.'s. 
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ausſchließen ). Die Berzeihung des Ehebruchs ift amtswegen zu be- 
rüdfihtigen, wenn fie aus den Acten erhellt?). Das Net, auf 
Scheidung zu Elagen, erlöfcht durch Aufrechnung, wenn beide Ehegatten 
Ehebruch begangen haben?) Auch die Aufrehnung des Ehebruchs 
ift amtswegen zu berüdfichtigen, wenn fie aus den Acten erhellt *). 
Ein verjährter Ehebrud fann zur Aufrechnung gebracht werden; bei 
der Aufrehnung fommt darauf Etwas nit an, ob der eine Ehegatte 
die Ehe öfter gebroden bat, als der andere; ein Ehebrud aber, 
welcher bereits zur Aufrechnung gebracht worden it, kann nicht wieder 
zur Aufrehnung gebradt werden). Ein Ehebruch, welcher verziehen 
worden ift, kann nicht gegen einen Ehebruch, welcher nicht verziehen 
worden ift, aufgerechnet werden; es fchließt aber die ausdrüdliche 
Verzeihung die Aufrehnung nur dann aus, wenn fie vor Anftellung 
der Klage auf Scheidung wegen Ehebruchs erfolgte und die aus der 
Leiftung der ehelichen Pflicht zu folgernde Berzeihung nur dann, wenn 
fie erfolgte, bevor der Ehegatte den Ehebruch erfahren hat, auf 
welchen er die Klage auf Scheidung gründet ®). 

Widernatürlide Unzucht mit einem Menfchen oder mit einem 
Thiere, unnatürliche Unzucht mit Kindern unter zwölf Jahren, wifjent- 
lihe Schließung einer Doppelehe, felbft wenn der Beifchlaf nicht hin- 
zugetreten ift, jtehben dem Ehebrude als Sceidungsgrund gleich”). 
Dieje Verbrechen können unter einander und gegen Ehebruch in Auf- 
rechnung gebradt werden ®). 

2) Bögliche Verlaſſung. Diefe ift eine doppelte, nämlid eine 
bösliche Verlaſſung im eigentlichen Sinne des Wortes (vera desertio), 
wenn der eine Ehegatte den anderen feit wenigſtens einem Jahre 
in böglicher Weiſe verlaffen, und eine bösliche Verlaſſung im uneigent- 
liden Sinne des Wortes (quasi desertio), wenn ein Ehegatte wenig- 
ftens ein Jahr lang die ebelihe Gemeinjchaft oder die Leiſtung der 
ehelihen Pflicht ohne ausreichenden Grund beharrlich verweigert hat °). 
Eine Scheidung wegen böslicher Verlaffung kann nur ausgefproden 


1) Man vergl. $. 1721 Sat 2 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $. 1723 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1722 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1723 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 88. 1725 bis 1727 des BGB.'s. 
6) Man vergl. 8. 1724 bed BGB.'s. 

7) Man vergl. 8. 1728 des BGB.'s. 

8 Man vergl. 8. 1730 des BGB.'s. 

9) Man vergl. $. 1731 des BGB.'s. 
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werden, wenn in den geeigneten Fällen das f. g. Dejertionsverfahren 
borhergegangen und, fofern daffelbe vor Ablauf des Jahres bean: 
tragt wird, nad Beendigung deffelben das Jahr abgelaufen ift!). 
Iſt das Zwangsverfahren beendigt, jo kann zwar der Ehegatte, gegen 
welden das Zwangsverfahren erfolglos durchgeführt worden ift, den 
Ausſpruch, daß die Ehe geſchieden jei, durch thatfächlihe Fortfegung 
der Ehe, abwenden; aber ein bloßes mörtliches Erbieten zur Fort 
jegung der Ehe reicht hierzu nicht hin ®). 

3) Wegen Trunkſucht fann die Ehe geſchieden werden, wenn 
wegen Trunkſucht eines Ehegatten auf Trennung der Ehegatten 
von Tiſch und Bette erkannt worden und der jchuldige Ehegatte nad) 
Ablauf eines Jahres, von Beendigung diefer Trennung an, dem 
Trunke noch ergeben ift?°). 

4) Hat fi ein Ehegatte zur ehelichen Beimohnung abfichtlich 
unfähig gemacht, fo kann der andere Ehegatte Scheidung der Ehe 
verlangen *). 

5) Lebensnadftellungen und lebensgefährlide Mißhandlungen 
geben unbedingt, fortgefegte Mißhandlungen, welde die Gejundbeit 
des gemißhandelten Ehegatten in Gefahr bringen, nur erft, wenn die 
Ehegatten deßhalb von Tifh und Bette gefchieden geweſen find, einen 
Scheidungsgrund. Hat der unſchuldige Ehegatte die Lebensnachſtell⸗ 
ungen oder Miphandlungen ausdrüdlich oder ftillichweigend, nament- 
ih auch durch freiwillige Vollziehung des Beiichlafs mit dem 
ſchuldigen Ehegatten, verziehen, fo kann er nicht Scheidung verlangen. 
Eine an Bedingungen und Vorbehalte gefnüpfte Verzeihung ift wie 
die gleiche Verzeihung des Ehebruchs zu beurtheilen. Der unfchul- 
dige Ehegatte kann auch die Scheidung nicht verlangen, wenn er inner- 
balb eines, unter geeigneten Berhältniffen erft von dem Zeitpunfte 
an, wo er von den Lebensnachſtellungen oder Mißhandlungen Kennt- 
niß erlangt bat, zu berecinenden Jahres nicht auf Scheidung Elagt 
oder wenn von dem Zeitpunkte an, wo die Lebensnachftellungen oder 
Nißhandlungen vorgefallen, fünfzehn Jahre verflofien find °). 


1) Man vergl. Eommentar Bb. 3 ©. 104. 

2) Man vergl. 8. 1732 des BGB.'s. — In der im Terte angegebenen Weiſe 
hat fih das Oberappellationsgericht in Webereinftimmung mit dem Appellations: 
gerihte zu Zwickau in einem Urthel vom Monat Juni 1871 ausgejprochen. 

3) Man vergl. $. 1733 des BGB.’ und Commentar Bd. 3 ©. 105 flg. 

4) Man vergl. $. 1734 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 88. 1734 bis 1739 des BOB.’ und dazu Gommentar a. a. 
D. ©. 106 fig. 


220 Zweites Buch. 


6) Hat fih ein Ehegatte eines vorſätzlichen Verbrechens oder 
mehrerer Berbredhen, unter welden wenigſtens ein vorfätliches ift, 
Ihuldig gemacht, weßhalb er zu einer SFreiheitsitrafe von wenigſtens 
drei „jahren verurtheilt worden ift, jo fann der andere Ehegatte, 
vorausgefegt, daß er fich bei der Begehung des Verbrechens oder 
eines der mehreren Verbrechen nicht felbft betheiligt bat, Scheidung 
verlangen. Unter gleicher Borausjegung ift ein Ehegatte auch dann 
auf Scheidung anzutragen berechtigt, wenn der andere Ehegatte wie— 
derholt wegen vorfätlicher Verbreden in Unterfuhung fommt und 
die Freiheitsſtrafen, in die er deßhalb verurtheilt worden ift, zufam- 
men die Dauer von drei Jahren erreichen '). Ausdrüdliche oder ftill- 
ſchweigende Verzeihung fchließt das Recht, die Scheidung aus diefem 
Grunde zu verlangen, aus?). Ob, wenn der unfchuldige Ehegatte 
nad erlangter Kenntniß von der Verurtheilung feines Ehegatten den 
Beifchlaf mit ihm vollzieht, hierin eine Verzeihung liege, ift Beurtheilung 
des einzelnen alles. 

7) Eine Ehefrau kann Scheidung fordern, wenn fih aus einer 
gerichtsärztlihen Unterfuhung ergiebt, daß fie an einem unbeilbaren 
Gebrechen leidet, deſſen Vorhandenſein die Befürchtung begründet, daß 
aus der Ausübung des Beifchlafs für fie Lebensgefahr entitebt ?). 

8) Verfällt ein Ehegatte während der Ehe in eine Geiftesfranf- 
beit und wird auf Grund einer in einer Landesanftalt ftattgefundenen 
dreijährigen Beobachtung deſſelben von den Anftaltsärzten bezeugt, 
daß die Geiftesfranfheit unbeilbar ift, jo kann der andere Ehegatte 
Scheidung verlangen *). 

9) Tritt ein Ehegatte zu einer anderen Religion über, jo kann 
der andere Ehegatte Scheidung verlangen. Ausdrüdlihe und ftill- 
ſchweigende Verzeihung jchließt das Recht, die Scheidung aus dieſem 
Grunde zu verlangen, aus. Eine ftillfehweigende Verzeihung ift nur 
anzunehmen, wenn der Ehegatte, welcher den Antrag auf Scheidung 
zu ftellen, berechtigt ift, nach erlangter Kenntniß von dem Scheidungs- 
grunde ein Jahr lang den Antrag auf Scheidung zu ftellen umterläßt. 
Eonfeffionswechfel giebt feinen Grund zur Scheidung >). 

u 1) Man vergl. 8. 1740 ded BGB. und Commentar a. a D. S. 109 fig. 

2) Man vergl. $. 1741 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1742 des BGB.'s und Commentar a. a. D. ©. 110 fig. 

4) Man vergl. $. 1743 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 3. 1744 des BGB.'s. — Dieſer Scheidungsgrumd gilt für ge: 
richtliche Ehen nicht, objchon dies im Gefege vom 20. Juni 1870 nicht ausdrüd— 
lich gejagt wird. 
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8. 132. 
Fortſetzung. 

Durch Scheidung der Ehe werden, von der Rechtskraft des die— 
ſelbe ausſprechenden Erkenntniſſes an, die rechtlichen Wirkungen der 
Ehe aufgehoben!). Wird die Ehe aus einem der im vorigen Para— 
graph unter Nr. 1, 2, 3, 4, 5 und 6 angegebenen Gründe gefchieden, 
jo ift nur dem unfchuldigen Ehegatten die anderweite Verehelichung 
in dem Sceidungserfenntnifje nachzulaſſen. Die Scheidung mag er- 
folgt jein, aus welchem Grunde es immer jei, fo hat der unfchuldige 
Ehegatte an den fchuldigen nicht einen Schadenanfprud wegen der 
Vortheile, welche er bei der Fortdauer der Ehe gehabt hätte. Nur 
wenn der unjchuldige Ehegatte fich nicht ftandesgemäß zu unterhalten 
vermag, fann er von dem fchuldigen Ehegatten nad richterlihem Er— 
mejjen Unterhalt fordern; es dient aber der Ausgang des Ehepro- 
ceſſes nicht jo jchlechterdings als Unterlage für den richterlihen Aus- 
ſpruch, welcher Ehegatte die Scheidung der Ehe verjchuldet habe; auch 
bört das Recht des unfchuldigen Ehegatten, den Unterhalt zu fordern, 
auf, wenn er ſich anderweit verehelicht oder das Bedürfniß aufhört 
und zwar in der Weife, daß es nicht wieder auflebt, wenn die ander- 
weite Ehe gelöft wird oder ein Bedürfniß wieder eintritt”). Iſt ins— 
bejondere die Ehe wegen unbeilbarer Geiftesfranfheit eines Ehegatten 
unter den im vorigen Paragraph zu 8) angegebenen Verhältniſſen 
geſchieden worden, fo fteht dem geiftesfranten Ehegatten, wenn er 
fih nicht ftandesgemäß unterhalten kann, ein Recht auf Gewährung 
ftandesmäßigen Unterhalts gegen den anderen Ehegatten fo lange zu, 
als das Bedürfniß dauert °). 

Die Ehefrau behält auch nach der Scheidung den Familiennamen 
und Stand des Ehemannes, jedodh nur für ihre Perfon; ein außer- 
eheliches Kind derjelben hat nicht das Recht, den Familiennamen des 
geichiedenen Ehemannes zu führen *). 

Auf das Net der in der Ehe erzeugten oder geborenen Kinder 
den Eltern gegenüber bat die Scheidung der Ehe feinen Einfluß. 
Der Bater hat in jedem Falle den Unterhalt der Kinder zu bejtreiten. 





1) Dan vergl. 8. 1746 des BGB.'s. 
2) Man vergl. 8. 1750 des BGB.'s und Commentar Bd. 3 S. 114 und An: 
nalen R. 5. Bd. 7 ©. 475. 
" 3) Man vergl. $. 1751 des BGB.'s. 
4) Man vergl 8. 1748 bed BGB.'s. 
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Welchem Ehegatten die Erziehung der Kinder zu überlafjen ſei, ift, 
wenn zwifchen den gefchiedenen Ehegatten Streit darüber entftebt, 
von dem Vormundichaftsgerichte zu bejtimmen, jedoch find, wenn nicht 
das Wohl der Kinder eine Ausnahme rechtfertigt, Kinder unter ſechs 
Sahren der Mutter, Kinder über ſechs Jahre dem Vater zur Erzieb- 
ung zu überlaſſen '). 

Wenn die gefchiedenen Ehegatten die Ehe anderweit fchließen 
wollen, jo bedarf es der Wiederholung der zur Schließung einer Ehe 
erforderlihen Form. ine nochmalige Nachfichtsertheilung von den 
der Ehe derjelben etiwa entgegenjtehenden Ehehinderniffen wird jedoch 
nicht erfordert ?). 


8. 133. 
Fortſetzung. 


Die im $. 131 angegebenen Scheidungsgründe gelten für die 
Mitglieder der evangelifch- lutherifchen und reformirten Kirche. Bei 
der Scheidung von Ehen, welche zwifchen Mitgliedern der evangelifch- 
lutherifchen oder reformirten und der katholiſchen Kirche geſchloſſen 
worden find, finden in Scheidungsfällen die Grundſätze des Rechtes 
der Kirche Anwendung, zu welcher der Beklagte gehört. Iſt der Be- 
Elagte katholiſchen Glaubens und fann in Fällen, in welden nad 
den Grundjägen des evangelifchen Kirchenrechts Scheidung vom Bande 
jtatt bat, nad) dem canonifhen Rechte nur zeitige Trennung der Ehe- 
gatten vom Tiſch und Bette oder audy nicht einmal diefe erfannt werden, 
fo bat der Flagende evangelifche Theil nah Ablauf eines Jahres, von 
der Rechtskraft des Erfenntnifjes an, das Recht die Scheidung vom 
Bande verlangen, wenn ein vorher abzuhaltender anderweiter 
Sühneverſuch erfolglos geblieben ift. Eine Scheidung der Ehe gilt 
für den katholiſchen Ehegatten als Trennung von Tiſch und Bette 
auf Lebenszeit und eine Trennung von Tifh und Bette auf Lebens- 
zeit gilt für den evangelifhen Ehegatten als Scheidung °). 

Wenn bei einer von dem Staate anerfannten anderen Religions» 
gejellihaft, als der evangelifch- lutherifchen und reformirten, außer 
den im $. 131 angegebenen Scheidungsgründen noch andere bejtehen, 

1) Man vergl. 8. 1749 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1747 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1769 des BGB.'s. — Nach cansnishem Rechte kann wegen 
böslicher Berlafjung nicht auf separatio a thoro et mensa perpetua erlannt werden 
(man vergl. Zeitichrift für Nechtöpflege und Verwaltung, N. F. Bd. 30 ©. 43). 
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jo gelten fie für die Mitglieder derjelben. Werden nad den Grund- 
fägen einer ſolchen Religionsgejellihaft einzelne diefer Gründe nicht 
anerkannt, jo gelten fie nicht für die Mitglieder derjelben '). 

Gehören beide Ehegatten der katholiſchen Kirche an, jo tritt an die 
Stelle der Scheidung Trennung der Ehegatten von Tiſch und Bette 
und aud die legtere fann nur aus Gründen ausgeſprochen werden, 
welche das in diefer Hinficht allein maßgebende canoniſche Recht aner- 
kennt?). Die Scheidung von Tiſch und Bette auf Lebenszeit hat alle 
Wirfungen der Scheidung der Ehe, ausgenommen, daß fein Theil 
während des Lebens des anderen eine andermweite Ehe ſchließen fann ?). 
Die Ehe zwifchen den auf Lebenszeit von Tiſch und Bette getrennten 
Ehegatten tritt ohme Weiteres wieder in volle Wirkſamkeit, wenn die 
Trennung von Tiih und Bette von der zuftändigen Behörde aufge 
hoben wird *). 


8. 134. 
Trennung der Ehegatten von Tiſch und Bette. 


Eine Trennung der Ehegatten von Tiſch und Bette ift zu geftatten : 
a) wenn der Ehegatte, welcher zu dem Antrage auf Scheidung be- 
rechtigt ijt, mit Vorbehalt feines Rechtes auf Scheidung, nur 
Trennung von Tiſch und Bette verlangt; der Vorbehalt hat jedoch 
nicht die Wirkung, daß der Ehegatte, welcher die Trennung von 
Tiſch und Bette verlangt, auch dann zu dem Antrage auf Schei- 
dung zurüdfommen kann, wenn derjelbe, 3. B. durch Ablauf der 
Zeit, für erloſchen zu betradten ift°); 
während der Dauer des bei dem Ehegerichte anhängig gemachten 
Nectsftreites über die Gültigkeit oder die Scheidung der Ebe; 
als ein anhängiger Eheproceß gilt e8 aud, wenn bei der Klage 
wegen Trunkſucht oder wegen gefundheitsgefährlicher Mißhand⸗ 
lungen, zum Zmwede des Erfenntnifjes auf Trennung von Tiſch 
Bette auf Beweis gejprocdhen wird‘); 
ce) nad richterlihem Ermefjen, wenn ernite Zerwürfniſſe zwiſchen 
den Ehegatten beftehen, wenn duch das Zujammenleben die 


b 


— 





1770 des BGB.'s. 
1766 des BGB.'s. 
1767 ded BGB.'s. 
1768 des BGB.'s. 
1752 des BGB.'s. 
1753 des BGB. 3. und Commentar Bb. 3 ©. 115. 


1) Man vergl 
2) Man vergl 
3) Man vergl 
4) Man vergl 
5) Man vergl 
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Gefundheit oder das Leben des einen oder anderen Ehegatten 
oder der Kinder gefährdet erjcheint, oder wenn der eine Ehe- 
gatte einen umjittlihen Lebenswandel führt; in diefen Fällen 
kann jedoh die Trennung von Tiſch und Bette verfagt werden, 
wenn die Ehegatten bereits längere Zeit von einander thatfäch- 
lih getrennt gelebt haben '). 

Die Trennung der Ehegatten von Tiſch und Bette ift, in den 
unter a) und ec) erwähnten Fällen, auf eine Zeit von ſechs Monaten 
bis höchſtens von einem Jahre auszufprecden ?). Diefelbe hebt die 
häusliche Gemeinfhaft und das Recht auf Leiftung der ehelichen 
Pflicht, nicht aber die übrigen Wirkungen der Ehe, auf. Die Ehe- 
frau fann, ſoweit e8 in Folge der erfannten Trennung von Tiſch 
und Bette nöthig ift, ohne Einwilligung ihres Ehemannes Rechtsge— 
ſchäfte ſchließen. Sie gilt in diefer Zeit nicht als ermächtigt, den Ehe- 
mann durch Nechtsgefchäfte, weldhe auf den Haushalt Bezug haben, 
Dritten gegenüber verbindlih zu machen?) Die Ehefrau ift ver- 
pflichtet, eine von der ihres Ehemannes gejonderte Wohnung zu 
nehmen und zwar ſelbſt dann, wenn das von ihr und ihrem Ehe— 
manne gemeinjchaftlid bewohnte Grundftüd ihr eigenthümlich gebört 
und der Ehemann daran nur das Recht des Nießbrauchs und der 
Verwaltung bat. Der Ehemann ift verpflichtet, der Ehefrau eine von 
der jeinigen getrennte Wohnung zu verfchaften, hat jedod die Wahl, 
ob er derfelben ein anderes angemefjenes Unterfommen gewähren, oder 
die Mittel dazu geben will“). Derfelbe ift weiter verpflichtet, der 
Ehefrau die ihrem Sfande und Bedürfniffe entfprechenden Kleider, 
Betten, Wäſche und dndere zum getrennten Leben nöthigen Saden, 
joweit fie folche zugeßraht hat, auszuantworten, und, ſoweit Dies 
nicht der Fall ift, angufchaffen’) und einen von dem Ehegerichte nach 
billigem Ermeſſen unter Berüdjichtigung der Standes» und VBermögens- 
verhältnifje der Ehegatten zu bejtimmenden Geldbetrag zu dem Unter- 
halte der Ehefrau und der Kinder unter ſechs Jahren, zu be- 
zahlen‘). Wird die Ehefrau während der Trennung von Tiih und 
Bette von einem Kinde entbunden oder erkrankt fie, jo bat ihr der 


1) Man vergl. $. 1754 deö BGB.S und Gommentar a. a. O. 

2) Man vergl. $. 1755 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1756 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1757 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 8. 1758 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1759 in Verbindung mit $. 1749 des BGB.'s. 
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Ehemann die Entbindungs- und Tauffoften, ingleihen den mit der 
Heilung und Pflege verbundenen Aufwand zu gewähren ’). 

Wird auf Trennung der Ehegatten von Tiſch und Bette erfannt, fo 
ift auf die Leiftungen, welche der Ehemann während derjelben fchuldig ift, 
alfo auf Wohnung, Herausgabe oder Anſchaffung der nöthigen Kleider, 
Betten und jonftigen Sachen und auf Unterhaltsbeiträge für die Ehefrau 
und für die Kinder unter ſechs Jahren, auch ohne einen Antrag der 
Ehefrau zu erkennen’). Das Recht zum getrennten Leben beginnt 
mit der Bekanntmachung des die Trennung ausfprehenden Erfennt- 
niſſes; es kann jedoh auch auf Unterhaltsbeiträge für die Vergan— 
genheit erfannt werden, wenn fih die Ehefrau aus gerechten Grün- 
den, 3. B. wegen erlittener Mißhandlungen, von ihrem Ehemanne 
entfernte oder wenn diefer fi von ihr entfernte, ohne ihr den erfor- 
derlihen Unterhalt zu geben’). Die Anſprüche, melde die Ehefrau 
wider den Ehemann aus der Zeit der Trennung von Tifh und Bette 
bat, fönnen aud nad) Beendigung der Ehe für die Vergangenheit ges 
rihtlich geltend gemacht werden; ift aber von dem Ehegerichte nicht 
auf Trennung von Tiſch und Bette und auf die von dem Ehemanne 
zu gewährenden Leiſtungen erkannt, jo iſt das Gericht zur Cognition 
darüber, ob ein ausreihender Grund zum getrennten Leben der Ehe- 
gatten vorhanden gemwejen fei und ob die Ehefrau ein Recht habe, 
den Unterhalt für die Zeit, wo fie thatjächlih von ihrem Ehemanne 
getrennt gelebt hat, zu fordern, nicht zuftändig *). 

Die rechtlihen Wirfungen der Trennung von Tiſch und Bette 
bören auf, wenn die Zeit, auf welde die Trennung erfannt worden, 
abgelaufen ift, oder wenn die Ehegatten fih vor Ablauf diefer Zeit 
wieder vereinigt haben °). 

Aendern ſich während der Trennung der Ehegatten von Tiſch und Bette bie Vermögens: 
berhältnifje des Ehemannes, jo fann zu jeder Zeit auf Minderung oder Erhöhung des 
ertannten Unterhaltöbeitrages angetragen werden (man vergl. $. 1760 bed BGB.'s). 

1) Man vergl. $. 1761 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1762 des BGB.'s. 

3) Mars vergl. $. 1763 des BGB.'s. — Haben die Ehegatten zufammen ge: 
lebt, und Hat der Ehemann nur der Ehefrau nicht den Unterhalt gewährt, fo 
lann das Ehegericht nicht Unterhalt für die Vergangenheit zufprehen. So hat 
dad Dberappellationögeriht im Monat Juni 1871 in einer von dem Appellationss 
gerichte Dresden anhängigen Eheſache erkannt. 

4) Man vergl. $. 1764 bed BGB. Annalen N. F. Bd. 7 ©. 474 und 
Urthel des Oberappellationsgerichts in der Sache Hildebrand cla. Hildebrand vom 


Monat Juni 1871. 
5) Man vergl. $. 1765 des BGB.'s. — Nach dem Gerichtäbrauche wird der 


Siebenhaar, Privatrecht. 15 
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8. 135. 
U. Berhältniß zwifhen Eltern und Kindern. 
Ehelich geborene Kinder. 


Ehelih find Kinder, melde von einer Ehefrau nah dem ein- 
hundertzweiundachtzigften Tage von Schließung der Ehe an bis zum 
Ende des dreihundertundzweiten Tages nad Beendigung der Ehe!) 
geboren werden. Der Gegenbemweis mit Beziehung auf die Reife 
oder Unreife des geborenen Kindes ift gegen diefen Nativitätstermin 
unzuläffig ?), Ein in einer nichtigen Ehe geborenes Kind hat die 
Rechte eines ehelichen Kindes nur dann nicht, wenn der die Nichtigkeit 
der Ehe begründende Thatumftand beiden Ehegatten zur Zeit der 
Schließung der Ehe bekannt geweſen ift °). 

Iſt ein Kind in der Ehe geboren, jo fünnen ihm die Rechte der 
ehelichen Geburt nicht dadurch entzogen werden, daß bewieſen wird, 
e3 habe deſſen Mutter innerhalb der Schwangerſchaftstermine Ehebruch 
begangen; insbejondere ift ein von der Mutter abgelegtes Zugeſtändniß 
des Ehebruchs ohne Einfluß auf die Nechte des Kindest). Hat der 
Ehemann in der Zeit vom dreihundertundzmweiten bis zum einhundert» 
zweiundachtzigften Tage vor der Geburt des Kindes, den Tag derfelben 


Ehemann zu Gewährung des Unterhalts für die Ehefrau, auch ohne ein Erkennt- 
niß auf Trennung von Tiih und Bette, verpflichtet, wenn er die Aufnahme der 
Ehefrau ohne Grund verweigert und deßhalb wider ihn compulforiih erfannt 
wird oder wenn die Ehefrau nach beendigtem Zwangsverfahren wider ben Ehe: 
mann von dem Antrage auf Sceibung abfieht, unb zwar in beiden Fällen auf 
fo lange, als der Ehemann die Ehefrau nicht in die häusliche Gemeinihaft auf: 
nimmt (man vergl. Commentar Bd. 3 ©. 105). 

1) Ueber die Berechnung der Nativitätszeit vergl. Poſchmann in den Ans 
nalen Bb. 7 ©. 145 flg. — Die Beendigung der Ehe iſt bei der Auflöfung durch 
den Tob eines Ehegatten auf den Tobedtag, bei der Nichtigkeitderflärung auf 
den Tag der Bekanntmachung bed bie Nichtigkeit ausſprechenden Erkenntniſſes, 
bei der Aufhebung und Scheidung ber Ehe auf den Tag der Rechtskraft des bie 
Aufhebung oder Scheidung ausſprechenden Erfenntniffes zu verlegen. 

2) Man vergl. $. 1771 des BGB.'s und Gommentar Bd. 83 ©. 1823. — Das 
Geſetz ſchließt durch die Beftimmung der fürzeften und längften Gonceptiondfrift den 
Beweis durch den unficheren Schwangerichaftötalender für den einzelnen Fall aus. 

3) Man vergl. 8, 1771 Satz 2 des BGB.'s. — Der enticheidende Zeitpunkt 
ift die Schliefung der Ehe; bat zu diefem Zeitpunkte wenigſtens Ein Ehegatte in 
redlihem Glauben geftanden, fo ift das Kind felbft dann für ehelich zu achten, 
wenn der in reblichem Glauben ftehende Ehegatte den Grund ber Nichtigkeit ber 
Ehe ſpäter erfahren haben jollte. 

4) Man vergl. $. 1773 des BGB.'s. 
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ungerechnet, mit feiner Ehefrau den Beifchlaf nicht vollzogen, fo ift 
das Kind nicht für ein eheliches zu betrachten '), fofern nicht der Ehe 
mann die Baterjchait zu dem Kinde ausdrüdlic oder ſtillſchweigend 
anerfannt hat’). Ein jtillichweigendes Anerfenntniß ift nur anzu- 
nehmen, wenn der Ehemann innerhalb einer neunzigtägigen Frift von 
der Zeit an, zu welcher er Kenntniß von der Geburt des Kindes er 
balten, bei dem Gerichte feines Wohnfiges die Erklärung, daß er die 
Vaterſchaft nicht anerfenne, abzugeben unterlaffen hat. Stirbt der 
Ehemann vor Ablauf der neunzigtägigen Frift, ohne die Erflärung ab- 
gegeben zu haben, jo läuft jeinen Erben eine neue neunzigtägige Friſt 
von der Kenntniß des Todes ihres Erblajjers an °). 

Wird ein Kind während der Ehe am einhundertundzmeiundacht- 
jigften Tage nah Schliegung der Ehe oder vorher geboren, fo gilt 
daffelbe als ein eheliches, wenn der Ehemann die Baterfchaft aus- 
drüdlid oder ftillfehweigend anerkennt. Ein ftillfehweigendes Aner- 
fenntniß ift nur anzunehmen, wenn der Ehemann vor der Schließung 
der Ehe Kenntniß von der Schwangerſchaft feiner Ehefrau bat und 
fih nicht bei der Schliegung der Ehe gegen die Annahme feiner Vater- 
haft verwahrt, oder wenn er oder feine Erben innerhalb einer nad 
dem oben Gefagten zu berechnenden neunzigtägigen Frift Die gericht 
lihe Erklärung, daß die Baterfchaft an dem Kinde nicht anerkannt 
werde, abzugeben unterlaifen bat‘). 


1) Man vergl. $. 1772 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1774 des BGB.'s. — Das Anerfenntniß begründet einen 
Familienftand des Kindes dem Vater gegenüber, alfo namentlich das Necht auf den 
Familiennamen ($. 1801), auf den Unterhalt ($$.1838, 1846) und Erbrecht (88. 2034, 
2035). Dagegen erlangt das Kind durd das Anerkenntniß des Vaters nicht fo 
Ihlechterdings Rechte gegen die übrigen Verwandten bon väterlicher Seite ($. 1778). 

3) Man vergl. $. 1776 des BGB.'s. — Die gerichtliche Proteftation des Che: 
mannd oder der Erben deſſelben hat nur die Wirkung, daß ber Beweis der Jlle: 
gitimität des Kindes auch fpäter geführt werden kann. Diejer Beweis ift dem 
Bormunde des Kindes gegenüber zu führen. (Man vergl. auch Commentar a. a. 
D. ©. 126). Die gerichtliche PBroteftation ift feine Solennität und es läßt 
fh namentlich nicht bezweifeln, daß fie auch ſchon dor der Niederkunft der 
Ehefrau erfolgen fann. 

4) Man vergl. 88. 1776, 1777 des BGB.'s. — Beide Arten der Proteftation 
haben die Wirkung, daß das Kind fo lange ala illegitim gilt, als nicht dem 
Ehemanne oder deſſen Erben gegenüber beiwiefen wird, daf der Ehemann por der 
Shliefung der Ehe den Beilchlaf mit der Ehefrau innerhalb der geſetlich bes 
fimmten Conceptionsfriſt vollzogen habe. Gegen dieſen Beweis ift der Gegen- 
beweis, daß die Ehefrau auch noch mit Anderen concumbirt habe, ausgeichloffen. 
(Man vergl, auch Commentar a. a. D. ©. 127). 

15* 
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In beiden vorjtehend angegebenen Fällen hat das Anerkenntniß 
der Vaterſchaft von Seiten des Ehemannes nicht Einfluß auf die Rechte 
des Kindes !); es iſt dieſes dadurch namentlich an der Geltendmahung 
feiner Rechte wider feinen außerehelihen Vater nicht behindert ?). 

Hat eine Wittwe oder gejchtedene Ehefrau zu einer Zeit, wo die 
Geburt eines Kindes aus der erjten Ehe noch möglich ift, eine ander- 
weite Ehe gefhloffen und entjteht Zweifel, ob ein in der neugeſchloſſe— 
nen Ehe geborenes Kind aus diefer oder aus der früheren Ehe ab- 
ftamme, fo ift anzunehmen, daß das Kind, wenn es innerhalb zwei» 
hundertundfiebenzig Tagen, von der Beendigung der eriten Ehe an, 
geboren wird, der erften, außerdem der zweiten Ehe angehört ?). 


g. 136. 


Kinder, welde durch nadbfolgende Ehe ihrer Eltern 
ehbelih werden. 


Haben die Ehegatten vor der Schließung der Ehe Kinder mit 
einander erzeugt, jo hat die Schliefung der Ehe die Wirkung, daß 
diefe Kinder die Rechte der ehelichen Kinder erwerben (jog. legitimatio 
per subsequens matrimonium) *). Die Legitimation durch nachfolgende 
Che jegt den Beweis voraus, daß der Ehemann der außereheliche 
Vater der von der Ehefrau vor der Ehe geborenen Kinder fei, oder 
fih zu der Baterfchaft derjelben befannt habe; es macht jedoch feinen 
Unterfchied, ob die Kinder vor oder nad dem BVerlöbniffe ihrer Eltern 
erzeugt worden find, ob ihre Mutter zu der Zeit, wo fie den Beiſchlaf 
mit ihrem jpäteren Ehemanne vollzogen, in einer Ehe gelebt bat, oder 
nicht, ob der Ehe zwiſchen den Eltern ein dispenjables Ehehindernif 
entgegengeftanden hat, oder nidht?). Die Legitimation durch nach— 


1) Man vergl. $. 1778 des BGB.'s. 

2) Das Oberappellationsgericht bat fi für dieje Anficht durch einen Plenar: 
beihluß vom Monat September 1870 entichieden. 

3) Man vergl. $. 1779 des BGB.'s. — Hiermit wird nur das Verhältnih 
zwijchen den beiden Ehen regulirt. Für die Verwickelungen, welde entſtehen 
fönnen, wenn bemwiejen wird, dab das Kind, obichon es innerhalb der neun Mo: 
nate nach der Beendigung der erjten Ehe geboren jei, nicht aus der erften, oder, 
obihon es nad den neun Monaten geboren fei, nicht aus der zweiten Che ab» 
ftammen könne, find die allgemeinen Vorſchriften über die eheliche Geburt eines 
in der Ehe geborenen Kindes maßgebend. 

4) Man vergl. $. 1780 des BGB.'s. 

5) In 3. 1780 des BGB.'s ift ganz im Allgemeinen von „außerebelichen 
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folgende Ehe erftredt ji namentlich auch auf Kinder, welche von den 
Ehegatten vor der Schliefung der Ehe erzeugt umd erſt nad der 
Schliegung der Ehe geboren worden find. In diefem Falle würde 
aud der Umstand dem Rechte des Kindes Feinen Eintrag thun, daß die 
Ehefrau vor der Schließung der Ehe mit einem Anderen fleifchlichen Um— 
gang gehabt bat, als mit ihrem jpäteren Ehemanne). Das duch 
nachfolgende Ehe legitimirte Kind erwirbt die Rechte eines ehelichen 
Kindes von Zeit der Schließung der Ehe feiner Eltern an; die dadurch 
begründete eheliche Verwandtſchaft erjtredt ſich auch auf die eheliche 
und, ſoviel die außereheliche Tochter betrifft, auch auf die außereheliche 
Nachkommenſchaft der außerehelichen Kinder, ſelbſt wenn die letzteren 
vor der Verehelichung ihrer Eltern geſtorben ſind“). Iſt die nach— 
folgende Ehe nichtig, ſo werden die außerehelichen Kinder der Ehe— 
gatten legitimirt, wenn wenigſtens ein Ehegatte zur Zeit der Scließ- 
ung der Ehe in redlihem Glauben gejtanden hat). 


8. 137. 
Ehelihjprehung durch den Landesherrn. 


Außerehelihen Kindern, und wenn fie geftorben find, deren ehe— 
lihen Kindern können auf Anſuchen des außerehelihen Vaters die 
Nechte ehelicher Kinder durch Ehelichiprehung vom Landesherrn er- 
tbeilt werden (legitimatio per rescriptum prineipis)*). Das Geſuch 
um Ehelihjprehung ift bei dem Untergerichte anzubringen und von 
diefem mittelft gutadhtlihen Vortrages an das Yuftizminifterium an- 
Kindern“ die Rede. — Nach einer Constitution des Kaiſers Conjtantin wurden 
nur die im Goncubinate erzeugten Kinder (liberi naturales) durch nachfolgende 
Ehe ihrer Eltern legitimirt (l. 5 Cod. de natural. liber.), Die® ertendirte der 
Kailer Zuftinian auf außereheliche Kinder, jofern nur die Ehe unter den Eltern 
nicht verboten wäre (l. 10 Cod. eod.). Rad canonijchem Rechte endlich (cap. 3, X 
qui filii sint legit.) fommt die Wohlthat der legitimatio per subsequens matrimo- 
nium unbedingt allen außerehelihen Kindern zu. — Bei einem im Ehebruche er: 
zeugten Kinde würde die Vermuthung, daß der Ehemann der Bater bed Kindes 
ſei, zu befeitigen fein. 

1) Man vergl. Eommentar a. a. D. ©. 129. — Ueber die Ausflucht, welche 
der Dritte in einem ſolchen Falle gegen eine Alimentationsklage haben Tann, 
vergl. Annalen N. 5. Bd. 3 ©. 502. 

2) Man vergl. $$. 1780, 1781 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1782 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8.1783 des BGB.'s. — Die Vorfchriften des römischen Rechts 
über die legitimatio per rescriptum principis (Novella 74 cap. 2. 3, Novella 89 cap. 10) 
gelten in Sachſen nicht. 
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zuzeigen, welches dem Landesheren Vortrag zu erftatten hat!). Zur 
Ehelichſprechung bedarf e8 der Einwilligung Desjenigen, welcher ehelich 
gefprochen werden foll, wenn er das vierzehnte Lebensjahr erfüllt hat. 
Steht er unter Vormundfchaft, fo wird aud die Einwilligung des 
Bormundes und des Vormundfchaftsgerichts erfordert. Hat er das 
pierzehnte Lebensjahr noch nicht erfüllt, jo genügt die Einwilligung 
des Vormundes und die Genehmigung des Vormundjchaftsgerichts ?). 
Ein im Ehebruche erzeugtes Kind kann, wenn die Ehefrau des Ehe» 
brechers mit diefem noch in der Ehe lebt, nur mit Einwilligung der 
Ehefrau ehelich geſprochen werden). Die im römifhen Rechte zu» 
läffige Ehelichfprehung durch ein vom Landesherrn beftätigtes Tefta- 
ment, fennt das bürgerliche Gefegbuh nur in der Beſchränkung, daß, 
wenn der Vater den Wunjch, es möge fein außereheliches Kind ehelich 
geſprochen werden, in einem legten Willen ausgefproden hat, das 
Kind felbit oder deſſen Mutter bei dem Landesheren um Die 
Ehelihiprehung anjuhen kann“). Die Ehelichſprechung giebt dem 
Kinde die Rechte eines ehelichen Kindes dem Bater gegenüber; den 
Boreltern und Seitenverwandten ihres Vaters gegenüber erwerben fie 
nicht das Recht auf Gewährung des Unterhaltes und nicht ohne 
Meiteres ein Erbrecht). 
8. 138. 
Annahme an Kindesftatt. 

In Sachſen hat fih die Annahme an Kindesftatt (Adoption ) 
in einer Weife gebildet, welde von der römiſchen Adoption in fehr 
weſentlichen Bunkten abweicht. Während die römische Adoption eingetheilt 
wird in die Adoption im engeren Sinne und in die Arrogation, je 
nachdem der Adoptirte sui oder alieni juris ift, behandelt das Sächſiſche 
Recht die Annahme an Kindesitatt ohne Unterſchied nah ganz gleichen 
Vorſchriften ſowohl in Anfehung ihrer Form, als auch in Anfehung ihrer 
Wirkungen. Während ferner das römische Recht mit der Adoption 
die Wirkung verbindet, daß ſowohl der Adoptirende die Rechte eines 
ebelihen Vaters, als auch der Adoptirte die Rechte eines ehelichen 


1) Man vergl. die Verordnung, die fernere Gültigfeit u. f. w. vom 3. Aug. 
1868 Nr. 6. 

2) Man vergl. $. 1785 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1786 bed BGB.'s. 

4) Män vergl. 8. 1784 des BGB.'s. 

5) Man vergl. SS. 1783, 1841, 2023 ded BGB.'s. 
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Kindes erwirbt, giebt das Sächſiſche Recht dem Adoptirenden die 
Rechte eines ehelihen Vaters nur in einem befchränften Umfange, 
namentlid nur mit Ausfchluß des Erbrechts. Während endlich das 
römifhe Recht auf der Worftellung beruht, daß das zmwifchen dem 
Adoptivvater und Adoptivfinde begründete Verhältnig durch Emanci- 
pation des Adoptivfindes erlöfchen könne, ift dem Sächſiſchen Rechte 
diefe Art der Auflöfung des duch die Adoption begründeten Yyamilien- 
verhältniffes gänzlich unbekannt. An diefe weitreihenden Unterfchiede 
ſchließen fi Mehrere andere von geringerer Bedeutung an, und es 
gehört die Lehre der Annahme an Kindesftatt im Sächſiſchen Rechte 
zu der Zahl derjenigen, in welchen auch jelbit ein Zurüdführen der 
eigenthümlihen Sächſiſchen Vorfchriften auf das römische Recht für 
ausgeſchloſſen angejehen werden muß. 

Die Annahme an Kindesftatt fann nah Sächſiſchem Rechte nur 
durch einen vor Gericht gefchlofjenen oder anerkannten und von dem 
Landesherrn genehmigten Vertrag erfolgen!). Das Gefuh um die 
landesherrlihe Genehmigung tft bei dem Untergerichte anzubringen, 
und von diefem mittelft gutachtlihen Berichtes dem Yuftizminifterium 
zut BVortragserftattung beim Landesherrn anzuzeigen?). Aus dem 
Bertrage über die Annahme an Kindesftatt kann nicht auf Einholung 
der landesherrlihen Genehmigung geklagt werden’). Eine Annahme 
an Entelsftatt ift unzuläſſig“). Außerehelihe Bäter können ihre 
außerehelihen Kinder an Kindesftatt annehmen >). 

Der Landesherr ift in feinem Ermeſſen, ob die Annahme an 
Kindezftatt zu genehmigen fei, in feiner Weife beſchränkt; er kann 
insbefondere aud eine von Bedingungen und Zeitbeitimmungen ab» 
bängige Annahme an Kindesftatt, ferner die Annahme an Kindesitatt 
in Fällen, in welchen eine unverheirathete Frauensperſon an Kindesftatt 
annimmt, oder der Annehmende noch nicht das fünfzigfte Lebensjahr 
erreicht hat und nicht achtzehn Jahre älter ift, als der Anzunehmende, 
endlih, wenn der Annehmende von Adel ift, auch die Führung des 


1) Man vergl. 8. 1787 des BGB.'s. 

2) Man vergl. Verordnung, die fernere Gültigkeit u. |. w. vom 3. Auguft 
1868 Nr. 6, 

3) Man vergl. $. 1789 des BGB.'s. 

4) Dan vergl. $. 1788 bed BGB.'s. — Nach römischen Rechte war fie zu: 
läffig (man vergl. 1. 43 D. de adopt., $. 6 J. eod.). 

5) Man vergl. $. 1790 ded BGB.'s. 
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Adelsprädicats von Seiten des Anzunehmenden genehmigen !). Nur 
in nachftehenden Fällen würde die landesherrlihe Genehmigung 
wirkungslos fein: wenn Mehrere, außer ein Ehepaar, gleichzeitig ein 
Kind an Kindesftatt annähmen ?), wenn die Einwilligung des Anzu- 
nehmenden, vorausgejebt daß er das vierzjehnte Lebensjahr erfüllt 
bat, und fofern er unter Vormundjchaft fteht, die Einwilligung des 
Vormundes und die Genehmigung des VBormundfchaftsgerichts fehlte °), 
wenn Eltern oder Großeltern des Anzunehmenden noh am Xeben 
wären, und dieſe nicht ihre Einwilligung zu der Annahme an Kindes- 
ftatt ertheilt hätten‘), oder wenn ein Ehegatte ohne die Einwilligung 
des anderen Ehegatten an Kindesſtatt angenommen hätte, oder eine 
Ehefrau ohne Einwilligung ihres Ehemannes an Sindesftatt ange 
nommen worden wäre °). 

Das angenommene Kind kann feinem Familiennamen den Fa— 
miliennamen des Annehmenden, und im Falle der Annahme an Kin- 
desftatt von Seiten eines Ehepaares, den Familiennamen des Ehe- 
mannes beifügen). Die gegenjeitigen Rechtsverhältniffe zwiſchen dem 
Angenommenen und Annehmenden find, joweit nicht in dem über Die 
Annahme an Kindesftatt errichteten DVertrage etwas Anderes beftimmt 
ift, den zwiſchen einem ehelichen Kinde und feinen Eltern gleich; der 
Annehmende hat jedoch an dem Vermögen des Angenommenen weder 
Verwaltung, noch Nießbrauch, noch Erbredt, aud fann er von ihm 
im Falle eines Bedürfnifjes Unterhalt nicht fordern ”\. Ein an Kindes» 


1) Man vergl. $. 1791 des BGB.'s und Commentar a. a. D. ©. 134, 136. 

2) Man vergl. $. 1792 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1794 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1793 des BGB.'s. — In Beziehung auf das Recht zu 
conjentiren, finden auf die Annahme an Kindesftatt die VBorihriften über den 
Conſens bei dem PVerlöbnifje, foweit fie auf Eltern und Großeltern Bezug haben, 
Anwendung (man vergl. SS. 1571, 1572 bed BGB.'s und oben ©. 171 flg.). — 
Wäre den übrigen Erforderniffen Genüge geletitet worden, und fehlte es nur an 
der Einwilligung der Eltern oder Großeltern, jo würde die Annahme an Kindes: 
ftatt nur diefen gegenüber wirkungslos fein. 

5) Man vergl. $. 1795 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 8. 1796 des BGB.'s. 

7) Man vergl. 8.1797 des BGB.'s. — Der Annehmende hat daher, wenn ihm 
nicht in dem vom Landesheren genehmigten Adoptionsvertrage Rechte in weiterem 
Umfange zugeftanden worden find, gegenüber dem Angenommenen nur dad Recht 
ded Gonjenjes zur Schließung der Ehe des Angenonmenen und die gerichtliche 
und außergerichtliche Vertretung in nicht vermögensrechtlichen Beziehungen. Man 
vergl. Motive zu dem $. 1797 im Commentar a. a. D. ©. 136. 


Bon dem Familienftande. 233 


ſtatt angenommenes Kind bedarf zur Echliefung der Ehe der Ein- 
mwilligung feiner leiblihen Eltern; es beſteht auch das gegenfeitige 
Erbrecht zwischen ihm und feinen leiblichen Verwandten, ingleichen das 
Recht auf Unterhalt zwifchen ihm und feinen leiblichen Eltern und Vor: 
eltern, ſoweit nicht dadurch eine Modification eintritt, daß der Ans 
nehmende vor den leiblihen Eltern und Großeltern verpflichtet ift, dem An- 
genommenen den Unterhalt zu gewähren, unverändert fort!). Die übrigen 
Mitglieder der Familie des Annehmenden und der Angenommene 
erwerben durch die Annahme an Kindesitatt gegenfeitig feine Nechte ?). 

Die Annahme an Kindesitatt kann nur auf gemeinjchaftliches Ver- 
langen des Annehmenden und Angenommenen mit Genehmigung des 
Landesherrn aufgehoben werden. Steht der Angenommene unter 
Tormundichaft, jo mird die Einwilligung des Vormundes und die 
Genehmigung des Vormundfchaftsgerichts erfordert. Der Einwilligung 
der leiblihen Eltern bedarf e8 aber zur Aufhebung der Annahme an 
Kindesftatt nicht. Mit der Aufhebung der Annahme an SKindesitatt 
tritt das Verhältniß zwifchen dem Kinde und feinen leiblihen Eltern, 
joweit dafjelbe überhaupt aufgehoben geweſen tft, wieder in Kraft ?). 


8. 139. 
Rechte und Pflihten beider Eltern. 


Wie bereit3 oben im $. 22, ©. 50 erwähnt worden ift, hat der 
Familienftand nad Sächſiſchem Rechte nicht mehr die Bedeutung, daß 
ein Unterfchied zwiſchen homines sui, und alieni juris noch darauf 
gegründet werden fünnte. Die römifhe patria potestas, melde auch 
felbft noch im neueften römifhen Rechte die Kinder der Macht des 
Vaters in einer Weiſe unterwarf, die deren Rechtsfähigkeit wejentlich 
beihränfte *), ift einer freieren Beurtheilung des Verhältniſſes zwiſchen 


1) Man vergl. $. 1798 in Verbindung mit $. 1840 bed BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1799 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1800 des BGB.'s. 

4) So hatte der Bater auch noh nad dem neueften römifchen Rechte eine 
Art von Gerichtäbarkeit über den Hausſohn (l. 3 Cod. de patria potest.), es ſtan⸗ 
ben ihm, neben der Präjudicialklage tvider den Hausſohn jelbft, gegen einen Dritten, 
welcher ihm benfelben vorenthielt, Jnterdicte und prätorifche Schugmittel zu (I. 1 
%.1,1.38.1 D.de liber. exhib., 1.1 $.2 D. de rei vind.), e$ galt, mit wenigen 
Ausnahmen, die Regel, daß Alles, was der Hausfjohn erwarb, als dem Vater 
erworben betrachtet wurde (S. 1 J. per quas pers. cuique acquir.). — Uebrigens 
bedarf es wohl nicht erjt der Bemerkung, daß die verminderte Nechtsfähigfeit des 
Hausjohnes nur dem Bater gegenüber beftand. Nah Außen bin hatte er volle 
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Eltern und Kindern gewichen. Namentlich unterſcheidet fih das 
Sähfifhe Recht in bdiefer Lehre von dem römiſchen in nachftehenden 
drei weſentlichen Punkten: 

a) Die väterlihe Gewalt hat den rein privatrechtlihen Charakter 
in den Beziehungen, in melden fie denjelben noch nad neueftem 
römischen Rechte behalten hatte, gänzlich verloren; e8 hat der Vater 
nicht mehr das Recht, das Hausfind nah Analogie der Sade zu 
pindiciren; der Grundfaß, daß der Vater durch das Hausfind erwirbt, 
ift in allen feinen Folgefägen außer Kraft gefegt worden. 

b) Die Rechte und Pflichten, melde ſich in der römiſchen patria 
potestas vereinigten, find, jedoch mit Berüdfichtigung des Satzes, daß 
der Vater das Haupt der Familie ift, unter beide Eltern vertheilt. 


ec) Der nah der Ausfcheidung der gemeinfamen Rechte und 
Pflichten beider Eltern noch übrig bleibende Inhalt der väterlihen 
Gewalt befhränft ſich auf eine Art Vormundſchaft über das Hausfind, 
welche der obervormundfchaftlihen Aufficht unterliegt und nur das 
Eigenthümliche hat, daß der Vater, folange die väterlihe Gewalt beftebt, 
in der Regel den Nießbrauh an dem Vermögen des Kindes hat ?). 


Selbftändigkeit, er fonnte z. B. nicht blos ohne Vorwiflen, fondern fogar wider 
den Willen des Vaters öffentliche Aemier übernehmen (l. 4 Cod. ne filius pro pat., 
1.9 D. de his qui sui et alien. jur.), er wurbe nicht blos aus unerlaubten Hand: 
lungen, jondern auch durch Rechtsgeſchäfte verbindlich (l. 39 D. de oblig. et act. 
l. 57 D. de jud., 1. 3 $. 11 D. de pecul.), er war berechtigt, im Falle eines er: 
littenen Unrecht auf Schabenerfag zu Hagen, wenn der Vater abivejend war 
(1.18 8. ı D. de jud.). 

1) Wenn in neuerer Bett wiederholt behauptet worden ift, e8 fei dem Kinde 
in Beziehung auf das Vermögen, welches baffelbe durch Arbeit ertworben babe, 
eine felbftändige Verfügung und Berwaltung zu überlafien, jo paßt dieſe Be: 
hauptung wenigftens nicht für das Sächſiſche Recht, meil nad) diefem der Voll: 
jährigfeitätermin fchon mit einem Alter eintritt, in welchem die wenigiten Menſchen 
ſich bereits eine bürgerliche Eriftenz begründet haben. Weber den Volljährigkeits— 
termin hinaus reicht aber die väterliche Gewalt nur in den Fällen, in welchen 
das Kind ſich noch nicht eine felbftändige bürgerliche Eriftenz begründet hat. Zu: 
dem bat die väterliche Gewalt nah Sächſiſchem Rechte, mit der einzigen, übri- 
gens in dem Verhältniſſe zwischen dem Vater und Kinde auch ohnedem gerecht 
fertigten, Ausnahme, daß der Vater an dem Vermögen des Kindes das Recht 
bed Nießbrauchs und der Verwaltung hat, nur die Bedeutung einer Vormund: 
Ihaft, welche, wegen des dem Bormundfchaftögerichte zuftehenden Auffichtsrechts, 
nicht einmal unter den Begriff der ſ. g. tutela usufructuaria gebracht werden kann. 
Hiermit werden fi die oben ©. 24 flg. erwähnten Anfichten Sintenis’ und 
Fitting's erledigen (man vergl. auch Commentar Bd. 3 ©. 143 flg., 146 flg.). 
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8. 140. 
Fortfegung. 

Das bürgerlihe Geſetzbuch führt als beiden Eltern gemeinjame 
Rechte und Pflichten nachitehende auf: 

1) Eheliche Kinder haben das Recht, den Familiennamen ihres 
Vaters zu führen’). Außerehelihe Kinder führen den Familiennamen 
ihrer Mutter, alfo auch dann, wenn diejelbe als Wittive oder gefcie- 
dene Ehefrau den Familiennamen ihres verftorbenen oder gejchiedenen 
Ehemannes, neben dem ihrigen, fortführt ®). 

2) Die Eltern find verpflichtet, ihre Kinder zu erziehen, insbe» 
jondere denjelben Unterhalt zu gewähren. Bei einer Meinungsver- 
Ihiedenheit der Eltern über die Erziehung ihrer Kinder entſcheidet der 
Vater ?). 

3) Die Eltern haben über die Erziehung ihrer Kinder Niemandem 
Rechenſchaft zu geben. Nur, wenn fie die Erziehung ihrer Kinder in 
erheblicher Weife vernachläſſigen oder deren körperliches oder geiftiges 
Wohl in Gefahr bringen, fann das Vormundſchaftsgericht, nachdem 
es die Eltern gehört hat, und nad Befinden unter Zuziehung der 
Verwandten der Kinder, amtöwegen einfchreiten, insbefondere den 
Kindern einen Vormund beftellen und wegen Erziehung derfelben Ver- 
fügungen treffen !). 

4) Nah erfüllten vierzehnten Lebensjahre fan das Kind, wenn 
e3 mit der von den Eltern getroffenen Wahl feines künftigen Berufs 
nicht einverftanden ift, und fein Verlangen nad einem anderen, feiner 
Neigung und feinen Fähigkeiten angemefjenen, Berufe den Eltern frudht- 
los vorgetragen bat, fih an das VBormundicaftsgericht wenden, wel- 
ches nah Gehör der Eltern mit Nüdficht auf Stand, Vermögen und 
fonftige Verhältniffe das Erforderliche zu verfügen hat). 

1) Man vergl. 8. 1801 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1801 des BGB.'s und Eommentar Bd. 3 ©. 137 flg. — 
Ueber die Frage, ob der Vater, wenn ein außereheliches Kind auf feinen Namen 
im Kirchenbuche eingetragen worden ift, die Löſchung feines Namens verlangen 
fönne, bergl. Gommentar a. a. D. 

3) Man vergl. 88. 1802, 1738, 1838, 1846, 1847 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 1808 des BGB.'s. — Schon nad römijchem Rechte Fonnte 
der Bater in Fällen diefer Art zur Emancipation gezivungen werben (1. 5 D. si 
a parent. quis manumis.). — Ueber bie religiöfe Erziehung der Kinder enthält 
das bürgerliche Gejegbudh Feine Beftimmungen, teil darüber öffentliche Geſetze 


vorhanden find. 
5) Man vergl. $. 1804 des BOB.S. 
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5) Beide Eltern fünnen von ihren Kindern, fo lange diefe nod 
ihrer Erziehung bedürfen oder in der häuslichen Gemeinfchaft leben, 
Gehorfam verlangen, und wenn fie das Kind durch angemefjene Mittel 
häuslicher Zucht nicht zum Gehorfam zu bringen vermögen, obrigfeit- 
liches Einfchreiten veranlaffen Y: Ein jus castigandi in einem weiteren 
Umfange, als in der häuslichen Zucht Liegt, fteht den Eltern nicht zu. 
Ebenfo hat das bürgerlihe Geſetzbuch die Vorſchriften des römischen 
Rechts, daß den Eltern ihren Kindern gegenüber das beneficium 
competentiae zufomme und die Kinder die Eltern nur mit Genehmig- 
ung des Prätors vor Gericht fordern können, nit aufgenommen *). 

6) Die Kinder find, fo lange fie in häuslicher Gemeinſchaft 
leben, verpflichtet, die Eltern in ihrem Hauswefen und Gewerbe zu 
unterftügen ). Sie fünnen daher für Dienfte, welde fie in dem Ge- 
werbe der Eltern geleiftet haben, einen Lohn ohne bejonderes Ver— 
ſprechen nicht fordern; auch hängt die Frage, ob, wenn ein Lohn für 
dieje Dienfte verfproden worden ift, hierin eine Madjination in frau- 
dem creditorum zu erbliden fei, von der Beurtheilung der bejon- 
deren Umftände des einzelnen Falles ab. 

7) Beide Eltern haben das Recht, die Herausgabe des Kindes 
von einem Dritten, welcher ihnen dafjelbe mwiderrechtlih vorenthält, 
zu verlangen*). Diefes Net hat aber feinen privatrechtlichen Cha- 
racter; es iſt darüber namentlih nicht in dem Givilprocehverfahren 
zu entjcheiden; es kann Schadenerfag nad richterlihem Ermeſſen oder 
nad einer Schägung durch juramentum in litem nur gefordert werden, 
wenn der Dritte aus Ungehorfam gegen den richterlihen Befehl das 
Kind nicht herausgiebt oder die MWegnahme des Kindes durch Ge- 
walt hindert. 


8. 141. 
Bäterlide Gemalt. 
Das bürgerliche Geſetzbuch beſchränkt die väterlihe Gewalt nur 
auf den Vater und giebt die darin enthaltenen Rechte nicht dem Groß- 
vater, weder bei Lebzeiten, noch nach dem Tode feines Sohnes. 


Der Vater bat die väterlihe Gewalt über die in der Ehe er- 
zeugten und bei feinen Lebzeiten geborenen Kinder, von deren Geburt 





1) Man vergl. 8. 1805 des BGB.'s. 
2) Man vergl. Commentar a. a. D. ©. 140. 
3) Man vergl. 8. 1806 des BGB.'s. 
4) Man vergl. $. 1807 des BGB.'s. 
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an, über die außerehelichen Kinder, welche durch nachfolgende Ehe 
oder durch landesherrliche Ehelihjprechung legitimirt worden find, von 
der Schließung der nachfolgenden Ehe oder der Ehelichſprechung an, 
über die an Kindesitatt angenommenen Kinder, von der landesherr- 
lihen Genehmigung der Annahme an Stindesitatt an, jofern nicht 
die angenommenen Kinder in Berhältniffen ftehen, welche die väterliche 
Gewalt über diefelben aufheben würden, wenn fie ſich bereits vorher 
in derjelben befunden hätten’). Ueber Brautkinder, ingleihen über 
Kinder, die in einer Ehe geboren worden find, welche für nichtig zu 
achten oder in Folge Anfechtung aufgehoben worden iſt, fteht dem 
Vater, wenn er bei der nichtigen Ehe in unredlihem Glauben gejtan- 
den hat, oder bei der aufgehobenen Ehe der jchuldige Theil gewejen 
ift, die wäterlihe Gewalt nicht zu ?). 

Der Bater erwirbt vermöge der väterlihden Gewalt nicht durch 
feine Kinder. Alles, was ein in väterlicher Gewalt ftehendes Kind 
duch ſelbſtändige Arbeit, durch Dienjte und Kunftfertigkeit, durch 
Glüdszufall oder fonft erwirbt, ift jein (des Kindes) Eigenthum. 
Der Vater hat nicht das Net, eine dem Kinde zugefallene und von 
diefem ausgejchlagene Erbichaft in feinem Namen zu erwerben. Mit 
dem Grundjage, daß der Vater nie durch feine Kinder erwirbt, ift 
die Grundlage der gemeinrechtlihen Lehre der Peculien des Haus- 
findes weggefallen °). 

Der Vater hat vermöge der väterlichen Gewalt an dem gejammten 
Vermögen der Kinder, mit Ausnahme der an Kindesftatt angenom- 
menen, das Recht des Nießbrauchs und der Verwaltung *). Diejes 


1) Dan vergl. $. 1808 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1809 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 3. 1810 des BGB.'s und Commentar a.a.D. ©. 146 flg. — 
Dan ſchließe nicht etwa jo, das bürgerliche Geſetzbuch hat die gemeinrechtliche 
Beculienlehre nicht außer Anwendung geſetzt, mithin ift fie noch in ſoweit an— 
wendbar, als nicht Beftimmungen des Geſetzbuchs entgegenftehen, jondern fo, das 
bürgerliche Gejegbuch hat die Peculienlehre nicht aufgenommen, mithin gilt fie 
nicht mehr. Schon vor dem bürgerlichen Geſetzbuche war die gemeinrechtliche Pe: 
eulienlehre in Sachſen antiquirt, wie id auf Grund meiner vierzigjährigen prae— 
tiihen Erfahrung verfihern fann. Wenn in den Entjcbeidungsgründen zu einem 
vor dem bürgerlichen Gejegbuche geſprochenen Urthel ſich noch Reminiscenzen der 
gemeinrechtlichen Peculienlehre finden jollten, jo bemweift dies nichts, weil es eine 
befannte Thatſache iſt, dab vor dem bürgerlichen Geſetzbuche die Enticheidungen 
durch römifche Gejepftellen, fo wenig fie auch mitunter paßten, gerechtfertigt zu 
werden pflegten. 

4) Man vergl. $. 1811 Sag 1 des BGB.'s. 
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Recht ift aber ausgeſchloſſen an Gegenjtänden, welche den Kindern 
bon einem Dritten mit der Bejtimmung zugewendet worden find, daß 
der Bater daran feine Nechte haben folle!), fo wie an dem Erbtheile, 
welcher den Kindern anfällt, weil ihr Vater fich feines Erbrechts un- 
würdig gemacht hat, oder weil er rechtmäßig enterbt worden tft ?). 
Megen des Vermögens der Kinder, an weldem der Vater weder den 
Nießbrauch noch die Verwaltung bat, oder blos den Nießbrauch ohne 
die Verwaltung, oder die Verwaltung ohne den Nießbraud hat, ift, 
in dem zweiten Falle unbejchadet des Nießbrauchs des Vaters, den 
Kindern, wenn fie minderjährig find, ein Vormund zu beftellen ?). 
Der Vater hat wegen des Vermögens, an welchem ihm der Nieß- 
brauh und die Verwaltung zufteht, in der Negel feine Sicherheit zu 
leiften‘). Kommt aber das Vermögen der Kinder in Gefahr, 3. B. 
wenn jich die Vermögensverhältniffe des Vaters verjchledtern, wenn 
der Vater unordentlih wirthſchaftet, fih in gewagte Speculationen 
einläßt, in eine nicht gehörig fundirte Handelögefellichaft tritt, oder 
auswandert, jo kann von ihm Sicherheitsleiftung gefordert, oder, 
wenn er Grunditüde befigt, eine Hypothek für die Kinder eingetragen 
werden). Bermag der Vater die Sicherheit nicht zu leiften, jo können 
die Kinder, oder, ſofern fie minderjährig find, oder ihre Bevormund⸗ 
ung fi font nöthig macht, deren Vormünder, verlangen, daß ihnen 
die Verwaltung, unbejchadet des Nießbrauchs des Vaters, überlafjen 
wird‘). Bei der Verwaltung des Vermögens feiner Kinder haftet 


1) Man vergl. 8. 1811 Satz 2 des BGB.'s. — Perfonen, welche bem Kinde 
den Pflichttheil zu binterlafjen verpflichtet find, können nicht verfügen, daß der 
Bater von dem Niekbrauce und ber Verwaltung ausgefchlofien fein jolle (8.1812). 
Wäre der Vater von der Verwaltung ded Vermögens feiner Kinder ausgeichlofien, 
fo würde darin nicht ohne Weiteres auch der Ausschluß des Nießbrauchs liegen, 
unb umgekehrt ($. 1816). 

2) Man vergl. $. 1811 Satz 2 bed BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1816 des BGB.'s. 


4) Man vergl. $. 1814 des BGB.'s. — Der 8. 391 des BGB.'s bezieht ſich 
nur auf die Nusnabmen. 

5) Man vergl. $. 1815 Sag 1. — Wäre eine Hypothek an dem Grunbdftüde 
bed Vaters für die Hinder in einem Falle eingetragen worden, wo ein aus— 
veichender Grund dazu nicht vorhanden war, jo würde fie nicht auf ben einfeis 
tigen Antrag des Baters wieder gelöjcht werben können (Annalen N. F. Bb. 4 
©. 161 flg.). 


6) Man vergl. $. 1815 Sab 2 des BGB.'s. 
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der Bater für abfichtliche Verfhuldung und für Unterlaffung des 
Fleißes, welden er in eigenen Angelegenheiten anzumenden pflegt '). 


8. 142. 
Fortſetzung. 

Das in der väterlichen Gewalt liegende Recht des Nießbrauchs 
und der Verwaltung an dem Vermögen der Kinder iſt nach Analogie 
des dem Ehemanne zuſtehenden Rechts des Nießbrauchs und der Ver- 
waltung an dem ehemweiblihen Vermögen zu beurtheilen. Insbeſondere 
bedarf e8 zur Wirkſamkeit gegen Dritte nicht einer Eintragung des 
päterlihen Nießbrauchsrechts in das Grund- und Hypothekenbuch; 
veräußert oder erwirbt der Bater zu dem Vermögen feiner Kinder 
gehörige Sachen, jo tritt der Preis an die Stelle der Saden; er» 
wirbt er mit den Geldern feiner Kinder Sachen, jo gehören biefelben 
den Kindern nur, wenn er fie für diefe und in deren Namen erwor- 
ben bat; Gläubiger des Vaters können die Früchte des Vermögens 
der Kinder nur foweit in Anfpruch nehmen, als nicht davon bie 
Koften der Erhaltung des Gegenftandes des Nießbrauchs und der 
Unterhalt des Vaters und der Fyamilienglieder, zu deren Unterhalt 
er gejeglih verpflichtet it, zu beftreiten find; hat ein Kind fremde 
Sachen bejhädigt, oder ein Verbrechen begangen, fo haftet für 
Schadenerjag, Geldſtrafe und Koſten des Strafverfahrens oder Rechts- 
ftreite8 zunächit das Vermögen, an welchem dem Vater das Recht 
des Nießbrauchs und der Verwaltung nicht zufteht, und nur in deffen 
Ermangelung der Stamm des übrigen Vermögens des Kindes, da- 
gegen ift der durch den Unterhalt im Gefängniſſe und durch die Ver— 
theidigung des Kindes verurjachte Aufwand, in Ermangelung eigenen 
Bermögens des Kindes, aus dem des Vaters zu bezahlen ?). 


8. 143. 
Fortſetzung. 

Das Recht des Nießbrauchs und der Verwaltung, welches die 
väterlihe Gewalt dem Vater an dem Vermögen feines Kindes giebt, 
unterſcheidet fi aber dadurch mefentlich von dem gleichen Nechte des 
Ehemannes an dem eheweiblihen Vermögen, daß die väterliche Gewalt 


1) Dan vergl. 8. 1817 des BGB.'s. 
8) Dan vergl. 88. 1819, 1820, 1826 bed BGB.'s und Commentar a. a. D. 
&. 154. 


240 Zweites Bud, 


eine Art von Bormundichaft über das Kind in ſich begreift‘). Diefe 
Vormundſchaft dauert jo lange, als das Kind minderjährig ift, oder, 
wenn es die Volljährigkeit erreiht hat, aus irgend einem anderen 
Grunde, 5. B. weil es des VBernunftgebrauds beraubt ift, oder fich in 
unbefannter Abwejenheit befindet, unter Vormundſchaft zu ftellen 
wäre, und hört auf, wenn das Kind mit der Volljährigkeit die freie 
Verfügung über jein Vermögen und feine Perjon erlangt, jollte auch 
die väterlide Gewalt in foweit, als darin das Recht des Nießbrauchs 
an dem Vermögen des Kindes enthalten ift, nicht ebenfalls aufgelöft 
worden jein. 

Die Vormundſchaft des Vaters über das in der väterlichen Ge- 
walt jtehende minderjährige Kind ift eine fehr freie und unterliegt 
nur in Beziehung auf das Vermögen des Kindes einer Beaufjichtig- 
ung durch die oberpormundichaftlihe Behörde. 

Der Vater foll nämlih, wenn fein minderjähriges Kind von 
Dritten Bermögen erwirbt, innerhalb zweier Monate, von der Er— 
werbung an, ein Berzeichnig des Vermögens, wie er es eidlih be— 
ftärken fann, bei dem Vormundſchaftsgerichte, welches zuftändig wäre, 
wenn das Kind nicht in väterliher Gewalt jtände, einreihen). Zu 


1) Hierin liegt namentlih auch ein wejentlicher Unterfchieb zwiſchen dem 
römischen und ſächſiſchen Rechte, weil nach jenem der Vater, nad Beendigung 
der väterlichen Gewalt, über die Verwaltung des Vermögens des Kindes Feine 
Rechenſchaft zu geben brauchte, ſofern er nur dafjelbe nicht veräußert oder verpfändet 
hatte (l. 6 8. 2 Cod. de bon, quae liber.). 

2) Man vergl. $. 1813 des BGB.'s und $. 22 der Gerichtöorbnung. — Im 
Weſentlichen beſchränkt ſich diefe Anzeigepflicht des Vaters auf das Vermögen, 
welches jein Kind von Dritten mortis causa erwirbt. Insbeſondere verfteht fich 
von jelbit, daß dazu nicht die Gejchenfe gerechnet werben können, welche ber 
Bater jelbit jeinem Kinde bei bejonderen Gelegenheiten oder ſonſt macht, indem 
diefe, jo lange das Kind minderjährig ift, zu jeder Zeit widerruflich find (man 
vergl. Commentar Bd. 3 ©. 149). Nach meiner Anficht behalten dergleichen Ges 
ſchenke die Eigenihaft der Widerruflichkeit felbft dann, wenn Acte hinzugetreten 
find, durch welche das Kind dritten Perſonen gegenüber zur Verfügung über bie 
geſchenkten Sachen legitimirt wird, 3. B. wenn der Bater das find als Eigen: 
thümer eines Grundftüds im Grundbuche eintragen oder eine ihm an einem 
fremden Grundftüde zuftehende Hppothef auf den Namen des Kindes umfchreiben 
läßt, oder eine ihm gehörige Forderung an das Kind cedirt. Wenigitenö bedarf 
ed in dergleichen Fällen zu dem Ausjchluffe der Widerruflichkeit des Gejchents 
des Beweiſes von Thatjachen, welche für das Gegentheil jprechen, z. B. daß der 
Bater in der Form einer dem Kinde gemachten Schenkung einer Dritten gegen: 
über übernommenen Verbindlichkeit Genüge geleistet habe. Auch fünnte der Aus: 
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der Einreihung diefes Vermögensverzeihniffes kann zwar der Vater 
von dem Bormundfchaftsgerichte auch dur Strafauflagen angehalten 
werden. Aber ein meiterer Zmed, als daß das Gericht in den 
Stand gefegt wird, in Fällen, wo das Vermögen des Kindes durch 
Verihlimmerung der Vermögensverhältnifie des Vaters oder durch 
unordentlihde Wirtbichaft oder durch Auswanderung defjelben oder 
ſonſt in Gefahr fommt, die erforderlihen Mafregeln zur Sicherftell- 
ung des Kindes zu treffen, ijt damit nicht verbunden '). Insbeſon— 
dere ift der Vater auch berechtigt, bewegliche Sachen des minderjäh- 
tigen Kindes zu veräußern?) Nur in der Veräußerung um 
bewegliber Saden, ingleihen der Kojtbarkeiten, Gold» und Silber- 
geräthe, Geſammtſachen, öffentliher Ereditpapiere und Actien ift er in 
jofern befchränft, als er fie nur veräußern kann mit Genehmigung des 
Vormundfchaftsgerichts, melches die Veräußerung nur im Notbfalle 
oder wenn fie unter befonderen Verhältniſſen zum Vortheile des Kindes 
gereicht, genehmigen joll?). 

Dagegen vertritt der Vater feine in väterliher Gewalt ftehenden 
minderjährigen Kinder rüdjichtli ihrer Perfon und ihres Vermögens 
vor und außerhalb Gericht *), ſoweit nicht gefeglihe Ausnahmen be— 
ftehen?). Bei diefer Vertretung des Kindes iſt der Vater auch nicht 
in den Fällen an die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ges 
bunden, in melden es der Vormund ift, namentlich bedarf er zu 
der Führung eines Procejjes, zu dem Abſchluſſe eines Bergleiches, zu 
der Empfangnahme von Geldern nicht der obervormundfchaftliden 
Genehmigung. Führt der Vater wegen des Stammes des dem Kinde 


ſchluß der Widerruflichfeit anzunehmen fein, wenn bem Kinde zur Berivaltung 
des vom Bater geſchenkt erhaltenen Vermögens ein beionderer Vormund beftellt 
worden wäre. In jedem Falle ift aber der Vater, wenn er wiberruft, nicht be: 
techtigt, Dritten gegenüber Verfügungen anzufechten, welche das Kind auf Grund 
ber ihm vom Bater ertheilten Ermächtigung getroffen hat. 

1) Man vergl. 5. 1815 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1818 Say 1 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1818 Satz 2 des BGB.'s und Verordnung, die fernere 
Gültigkeit der proviforifchen Gerichtöorbnung u. ſ. w. betreffend, vom 3, Auguft 
1868 unter Wr. 3. 

4) Man vergl. $. 1821 des BGB.'s. 

5) Ausnahmen find beifpielömweije die Fälle des $. 1818 des BGB.'s, ferner 
die der Gefindeordnung vom 10. Januar 1835 SS. 9, 10, und der norddeutſchen 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 $. 127 (vergl. v. Bernewig, Gewerbe: 
ordnung für den norbdeutichen Bund u. ſ. w. ©. 113), ingleichen Verlöbnißſachen 
und Ehejachen. 

Siebenhaar, Privatecht. 16 
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gehörigen Vermögens mit Dritten einen Rechtsſtreit, fo find die Koften 
aus diefem Vermögen zu beftreiten. Nur zu einem Rechtsgefchäfte und 
Rectsftreite zwifchen dem Vater felbft und dem minderjährigen Kinde, 
namentlich zur Theilung einer denfelben gemeinfchaftlih zugefallenen 
Erbſchaft, iſt dem minderjährigen Kinde ein befonderer Bormund, 
und zwar vorzugsmweife aus der Zahl der Verwandten mütterlicher 
Seite, zu beitellen '). 

Minderjährige, welche in väterlicher Gewalt ftehen, fünnen Rechts⸗ 
geichäfte, durch welche fie verbindlich werden, nur mit Einwilligung 
des Vaters ſchließen. Ohne diefe Einwilligung find die Nechtsge- 
Ihäfte derjelben nichtig, fie fünnen jedodh unter den in 8. 787 des 
BGB.'s angegebenen Vorausfegungen durch nachträgliche Genehmig- 
ung des Vaters oder auch des Kindes, nachdem dafjelbe die Boll- 
jährigfeit erreicht hat, convalesciren ?). 

Hat fih ein Minderjähriger, welcher in väterliher Gewalt ſteht, 
betrügerifcher Weife für volljährig ausgegeben und dadurch einen 
Anderen zu der Schließung eines Nechtsgefhäfts mit ihm verleitet, 
fo hat der Andere die Wahl, ob er die Erfüllung des Rechtsgeſchäfts 
fordern, oder davon zurüdtreten und Rückgabe des bereits Geleifteten 
aus dem Vermögen des Minderjährigen verlangen will ®). 

In Fällen, in melden Berbindlichfeiten ohne Willenshandkung 
oder aus unerlaubten Handlungen, oder unmittelbar aus gejeglichen 
Gründen entjtehen (ubi ex re venit obligatio), werden Minderjährige, 
welche fih in väterliher Gewalt befinden, ohne Einwilligung des 
Vaters verpflichtet *). 

Verbindlichkeiten der Kinder gegen Dritte, joweit fie nicht zum 
Zwecke des Unterhaltes der Kinder eingegangen worden find, hat der 
Vater aus feinem VBermögen nicht zu erfüllen >). 


8. 144. 
Fortſetzung. 
Die väterliche Gewalt erlöſcht: 
a) wenn der Vater oder das Kind ftirbt ©); 


1) Man vergl. $. 1827 Sat 2 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 1822 des BGB.'s. Siehe jedoch ©. 256 not. 4. 
3) Man vergl. $. 1823 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1824 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 88. 1825, 1849, 1355 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1829 des BGB.'s. 
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b) wenn ein Anderer die väterlide Gewalt duch Annahme an 
Kindesftatt erwirbt '); 

c) wenn der Bater vor Gericht erklärt, daß die väterliche Gewalt auf- 
gehoben jein jolle; ift das Kind volljährig, jo bedarf es nicht der 
Einwilligung defjelben zu der Aufhebung; ift das Kind minder- 
jährig, jo fann die väterlihe Gewalt von dem Vater nur mit 
Einwilligung eines dem Kinde hierzu beftellten Vormundes auf- 
gehoben werden *); 

d) wenn das Kind eine befondere Haushaltung gründet; ift das 
Kind minderjährig, jo bedarf es dazu der Einwilligung des 
Vaters und eines dem Kinde beftellten befonderen Vormundes; 
it das Kind volljährig, jo kann es ohne Einwilligung des 
Baters eine befondere Haushaltung gründen; es fteht jedoch 
dem Bater das Recht zu, aus Gründen, über deren Erheblichkeit 
das Gericht zu enticheiden hat, Widerfpruch dagegen zu erheben ); 


1) Man vergl. $. 1830 in Verbindung mit $. 1808 des BGB.'s. 


2) Man vergl. $. 1831 des BGB.'s. — TDiefe Art der Erlöfchung der väter: 
lien Gewalt tommt in Sadjen nur höchſt jelten vor. Man merke wohl, daß 
das bürgerliche Gefegbuch weder eine Emancipation zur Strafe des Vaters, noch 
eine Revocation des emancipirten Kindes in die väterliche Gewalt, noch endlich 
ein praemium emancipationis fennt. 


3) Die Gründung einer bejonderen Haushaltung, neben ber Berheirathung 
ber Tochter, iſt in Sachen die gewöhnliche Art der Erlöjhung der väterlichen 
Gewalt. Für eine Beftimmung, daß die väterliche Gewalt mit der Volljährigkeit 
des Kindes erlöjche, fehlt eö an jedem Grunde. So viel das Verhältniß zwijchen 
dem Vater und dem Kinde anlangt, fo ift ed ganz zweckentſprechend, wenn die 
väterlihe Gewalt nicht ohne Weiteres, fondern erft durch Gründung einer befon:- 
deren Haushaltung aufgehoben wird. So viel das Verhältnif des Kindes zu Dritten 
anlangt, fo bat das Kind, wenn es die Volljährigkeit erreicht hat, volle Hand» 
lungsfähigfeit, e3 kann fich durch Nechtögejchäfte und jelbit durch Aufnahme von 
Darlehnen (da das bürgerliche Geſetzbuch die Vorfchriften des Senatusconsultum 
Macedonianum nicht wiederholt hat) verbindlich machen, es hat personam standi 
in judicio ($. 1821 Sat 2 des BGB.'s). Die vpäterlihe Gewalt dauert nur in 
joweit fort, als der Vater bis zu dem Zeitpunfte, wo das volljährige Kind eine 
beiondere Haushaltung gründet, den Niehbraudh an dem Vermögen des Kindes 
bat. Hierin könnte ein Nachtheil für die Gläubiger des Kindes allerdings dann 
liegen, wenn man annähme, es wäre, wenn bas Kind verurtheilt würde, eine 
Hülfsvolftredung in das Vermögen des Kindes unftatthaft. Aber auch diefe 
Annahme ift unbegründet, weil, nachdem der römifche Grundfag, daß der Vater 
durch fein in väterlicher Gewalt ftehendes Kind erwerbe, in allen Folgefägen auf: 
gehoben worden ift, ein Nießbrauch des Vaterd an dem Vermögen des Kindes 
nur deducto aere alieno beftehen fann (3. 633 bes BGB.'s) und daher wegen 

16* 


| 
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e) wenn fih die Tochter verheirathet, nah Beendigung der Ehe 
lebt die väterlihe Gewalt nicht wieder auf‘). 

Kommt der Vater unter VBormundichaft, fo kann er, fo lange 
diefe dauert, die väterlihe Gewalt über die Perſon feiner Kinder 
nicht ausüben. Bon Einfluß fann dies aber nur fein, wenn die Kinder 
noch minderjährig find, indem denjelben in diefem Falle für ihre 
Berfon ein bejonderer VBormund zu beitellen if. Sind die Kinder 
volljährig, fo hat ſich die väterliche Gewalt, foweit fie eine Vormund— 
ſchaft über fie enthält, Schon ohnedem erledigt, und e8 bedarf daber, 
wenn der Bater unter Bormundfchaft geftellt wird, nicht einer gejeß- 
lihen Bertretung für ihre Perſon. 

Sp viel dagegen das Vermögen der Kinder betrifft, an welchem 
dem Vater der Nießbrauch und die Verwaltung zufteht, und zwar 
ohne Unterſchied, ob die Kinder minderjährig oder volljährig find, 
fofern nur die väterlihe Gewalt nicht aufgehoben ijt, fo hat daſſelbe 
der für den Bater bejtellte Bormund zu verwalten ?). 

Nah Erlöihung der väterlihen Gewalt hat der Vater das Ber- 
mögen, an welchem ihm der Nießbrauch und die Verwaltung zuge- 
ftanden hat, an das Sind herauszugeben. Für diefe Herausgabe 
gilt das oben in $. 125 Gejagte, nur mit dem Unterfchiede, daß der 
Bater, da die väterlihe Gewalt eine Art Vormundſchaft über die 
Kinder in ſich begreift, auch wegen Vernachläſſigung der für ihn dar- 
aus hervorgehenden Verbindlichkeiten fchadenerfagpflichtig jein kann ?). 
Zu einem Abzuge des Aufwandes für den Unterhalt des Kindes ift 
der Vater nicht berechtigt, ausgenommen wenn er zu deſſen Beitreit- 
ung wegen eigener Bermögenslofigfeit hat Schulden machen müſſen, 
oder wenn der Aufwand mit Einwilligung des Kindes oder, jofern 
es minderjährig geweſen, mit Einwilligung eines ihm bierzu beftellten 
befonderen Bormundes, von dem Stamme des Vermögens des Kin— 


Schulden, melde ein volljähriges Kind contrahirt, eine Hülfsvollftredung in das 
Bermögen des Kindes eben jo ftatt hat, wie wegen Schulden, welche ein minder: 
jähriges Kind durch unerlaubte Handlungen oder auch mit Einwilligung bes 
Baters contrahirt. — Ueber die Frage, ob das Einrüden in eine Dfficiersjtelle 
die väterliche Gewalt aufbebe, vergl Gommentar Bd. 3 ©. 156. 

1) Dan vergl. $. 1833 des BBG.'s. — Mit der Berheirathung der Tochter 
hört auch das väterliche Nießbrauchs- und Verwaltungdreht an deren Vermögen 
auf (man vergl. SS. 1928 bis 1930 deö BGB.'s). 

2) Man vergl. SS. 1834, 1927 des BEGB.'3. 

3) Man vergl. $. 1835 in Verbindung mit $$. 1817, 1818 des BGB.'s. 
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des beftritten worden iſt; es fol jedoch der Vormund des Kindes 
diefe Einwilligung nur dann ertheilen, wenn der Aufwand für den 
Unterhalt über Dasjenige hinausgeht, wozu der Vater vermöge Ge- 
jeges verpflichtet ift '). 


Drittes Capitel. 


Werhfelfeitige Verpflichtung der ehelichen Eltern, Voreltern und 
Abkömmlinge zur Gewährung des YUnterhalts. 


8. 145. 
IL Allgemeine Bemerfung. 


Das bürgerlihe Geſetzbuch fennt die mwechjelfeitige Verpflichtung 
zur Gewährung des UnterhaltS unter Verwandten nur in der auf 
fteigenden und abfteigenden Linie, nicht in der Seitenlinie und nament- 
lich nicht unter Gejhmiftern *). Dafjelbe legt auch die Verpflichtung 
zur Gewährung des UnterhaltS zunächſt den Verwandten in auf: 
fteigender Linie gegenüber den Verwandten in abjteigender Linie und 
nur erjt dann, wenn entweder Verwandte in auffteigender Linie 
niht vorhanden oder dergleihen Verwandte zwar vorhanden find, 
aber wegen eigener Bermögenslofigkeit nicht den Unterhalt zu gewähren 
vermögen oder in den deutſchen Bundesftaaten nicht belangt werden 
innen, den Verwandten in abfteigender Linie gegenüber den Ber» 
wandten in aufjteigender Linie auf?). 


1) Man vergl. $. 1836 des BGB.'s. — Nur, wenn das Kind geftorben wäre, 
würde der Vater die Erftattung der Beerdigungskoſten verlangen können, foweit 
er das Bermögen bed verjtorbenen Kindes an Dritte herauszugeben hätte. 


2) Man vergl. Gommentar Bd. 3 ©. 158. 


3) In derjelben Weife war auch ſchon nad römischen Rechte bie mechjeljeitige 
Berpflihtung der ehelichen Verwandten zur Gewährung des Unterhalts geordnet 
(man vergl. I. 5 pr. und $. 12 D. de agnoscend. liber., 1. 8 $. 5 Cod. de bonis 
quae liber., 1. 5 88. ı4, 16 D. de agnosc. liber. 1. 5 Cod. de patr. potest.). — Wenn 
man gegen bie Zweckmäßigkeit diefer Reihenfolge in der Alimentationspflicht ein- 
gewendet bat, dg& die Alimentationäpflicht einen wenig bemittelten Adfcendenten 
treffen könne, während ein in Ueberfluß lebender Defcendent vorhanden fei, fo 
bat dies Etwas nicht für fih, weil die geſetzliche Alimentationspfliht auf dem 
natürlihen Bande der Berwandtichaft, nicht auf den a te a ber 
Verwandten berubt. 
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$. 146. 
1I. Reihenfolge unter den Verwandten in der auf- 
fteigenden Linie. 


Zunächſt ift der Vater verpflichtet, feinen Kindern und zwar ohne 
Unterfchied, ob fie in der Ehe geboren oder durch nachfolgende Ehe oder 
Ehelichſprechung legitimirt, oder an Kindesftatt angenommen worden 
find, oder als ſ. g. Brautkinder die Rechte ehelicher Kinder haben, 
und ohne Unterfchied, ob fie fi in väterlider Gewalt befinden oder 
nicht, den erforderlichen Unterhalt zu gewähren !). Sit der Bater 
geftorben oder unvermögend oder kann er in den deutſchen Bundes- 
ftaaten nicht belangt werden, fo liegt die Verpflichtung zum Unter: 
halte des Kindes der Mutter ob ?), in dem lepteren Falle vorbehältlich 
des Rückanſpruches an den Vater. Iſt aud die Mutter geftorben 
oder unvermögend oder kann fie in den deutjchen Bundesftaaten nicht 
belangt werden, fo trifft in dem legteren Falle vorbehältlih des Rück— 
anſpruchs an die Mutter, die Unterhaltspflicht die in entfernteren 
Graden ftehenden Voreltern von der väterliben oder mütterlichen 
Seite nah der Nähe des Grades’). Mehrere bdefjelben Grades, 
welche den Unterhalt zu leiften vermögen, haften zu gleichen Theilen; 
fünnen jedoh einige der mehreren Berpflichteten in den deutjchen 
Bundesftaaten nicht belangt werden, fo baften für deren Antheil die 
übrigen, jedoch vorbehältlich des Rückanſpruchs an die Mitverpflichteten *). 
So viel die an Kindesftatt Angenommenen anlangt, jo tritt die Unter- 
haltspflicht der leiblihen Eltern und Boreltern nur ein, wenn der 
Annehmende geftorben oder unvermögend ift, oder in den deutſchen 
Bundesftaaten nicht belangt werden kann, in dem legteren Falle vor- 
behältlih des Rückanſpruchs an den Annehmenden?). Bei ehelich ge» 


1) Man vergl. $. 1837 in Berbindung mit 88. 1578, 1771, 1780, 1783, 
1787, 1797 des BGB.'s. — Ueber die f. g. zugebrachten Kinder vergl. oben ©. 190 
unter bb. 

2) Man vergl. $. 1838 des BGB.'s. — Bon jelbft verfteht ſich, daß bei den 
auf Anfuchen ihres Vaters ehelich geſprochenen Kindern nur der Mutter der leg: 
teren die Alimentationspflicht obliegt. Die Ehefrau Desjenigen, welder ein 
Kind an Kindesftatt angenommen hat, Tann die fubfibiäre Alimentationspflicht 
nur treffen, wenn fie das Kind mit an Kindesftatt angenommen bat. 

3) Man vergl. $. 1839 Sat 1 des BGB.'s. — Die Unterhaltöpflicht bei bem 
Brautlinde trifft auch die entfernteren Voreltern von väterlicher Seite. 

4) Man vergl. $. 1839 Sat 2 und 3 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 8. 1840 des BGB.'s. 
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ſproch enen Kindern trifft die Unterhaltspflicht die Voreltern von väter» 
liher Seite nicht’). Auch veriteht es ſich von felbit, daß die gegen- 
feitige Unterhaltspflicht der Ehegatten der Unterhaltspflicht der Vers 
wandten in aufiteigender Linie vorgeht ?). 


8. 147. 


UI Reihenfolge unter den Berwandten in abfteigen- 
der Linie. 


Die Verwandten in abfteigender Linie find Eltern und Voreltern 
gegenüber, welche fich nicht jelbit zu erhalten vermögen, in der Reihen 
folge zum Unterhalte verpflichtet, in der fie zur gejeglichen Erbfolge 
berechtigt find’). Treffen mehrere Abfümmlinge oder mehrere Stämme 
von Abfönmlingen zufammen, welche zum Unterhalte ihrer Eltern oder 
Voreltern verpflichtet find, und können einer oder einige derfelben in 
den deutjchen Bundesftaaten nicht belangt werden, fo find die übrigen, 
jedoh mit Vorbehalt ihres Rüdanfprudes, zur Gewährung des Unter» 
halts verpflichtet). Gegen Brautkinder, ingleichen gegen Kinder, welche 
in einer Ehe geboren find, die für nichtig zu achten oder aus einem 
Grunde aufgehoben worden ift, bei welchem einem Theile eine Ver— 
ihuldung zur Laft fällt, fteht dem Vater, wenn er bei der nichtigen 
Ehe in unredlihem Glauben geftanden hat oder bei der aufgehobenen 
Ehe der ſchuldige Theil geweſen ift, ein Anſpruch auf den Unterhalt 
nicht zu °). 

8. 148, 
IV. Borausfegungen der Berpflidtung zu Gewährung 
des Unterhalts. 


Der Anſpruch auf Gewährung des Unterhalts ſetzt den Beweis 
des Verwandtichaftsverhältniffes, welches denjelben begründet, voraus. 
Wird das Verwandtſchaftsverhältniß in Abrede geftellt, fo ift nicht 
nothwendig, daß darüber, als über eine präjudicielle Frage, bejonders 


1) Dan vergl. $. 1841 des BGB.'s. 

23) Man vergl. SS. 1633 und 1637 des BGB.'s. — Namentlich Tönnen bie 
Eltern der Ehefrau wegen des Unterhalts, welchen fie der Iepteren gewährt haben, 
unter den jonftigen Borausfegungen einen Anſpruch auf Erſatz wider den Ehe: 
mann haben. 

3) Man vergl. $.1842 Sag ı in Verbindung mit $$. 2034, 2035 des BGB.'s. 

4) Dan vergl. $. 1842 Satz 2 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 8. 1843 des BGB.'s. 
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entfchieden wird, fondern es ift die Entſcheidung über das Verwandt- 
fchaftsverhältnig mit der Entjcheidung über den Anfprud auf den Un- 
terhalt zu verbinden; die Rechtskraft des Erfenntniffes über den Unter- 
halt präjudicirt aber nicht dem Rechtsftreite über den Familienftand '). 

Wer auf Grund des Verwandtichaftsverhältniffes Unterhalt for- 
dert, hat darzuthbun, daß er weder eigenes Vermögen befigt, von 
welchem er erhalten werden kann, noch fich feinen Unterhalt zu ver» 
dienen vermag?) Unter dem eigenen Bermögen ift in der Regel 
nicht blos ein Vermögen zu verftehen, von deſſen Nugungen der 
Unterhalt beftritten mwerden fann, fondern auch das Stammcapital, 
follte es auch jo gering fein, daß es in längerer oder Fürzerer Zeit 
aufgezehrt werden fann. Nur die Unterhaltspfliht der Eltern tritt 
fhon dann ein, wenn die Nugungen des Vermögens der Kinder nicht 
zu deren Unterhalte ausreichen ?). 

Die gefegliche Verpflichtung zur Gewährung des Unterhalts be> 
fteht nicht, wenn Derjenige, von welchem Unterhalt gefordert wird, 
ſelbſt nicht fo viel hat oder verdient, daß er feinen Unterhalt be» 
ftreiten fann; der Anſpruch auf den Unterhalt ift nur begründet, 
wenn dieſe Borausfegung vorhanden tft, jedoch bedarf es auch in 
diefer Beziehung nicht eines fürmlichen Bemweifes und Gegenbeweifes, 
vielmehr hat der Richter nah Ermittelung der einjchlagenden Ber- 
hältniffe fummarifch zu cognogciren. Vermag Derjenige, welcher der 
Reihenfolge nah zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet ift, den 
Unterhalt wegen Bermögenslofigkeit nicht zu gewähren, fo tft er von 
der Verbindlichkeit dazu frei und, menn er fpäter zu Vermögen 
fommt, für die Vergangenheit nachzuzahlen nicht verbunden *). 


1) Dan vergl. Commentar Bd. 3 ©. 160. 

2) Hiermit ſoll jedoch nicht gefagt fein, daß wegen diejer Vorausfekung der 
Alimentationspflicht fürmlicher Beweis und Gegenbeweis zu erfennen fei. In 
der Regel wird die Bedürftigfeit des Unterhaltsbedürftigen aus Acten liquid fein. 
Aber auch wenn dies nicht der Fall ift, bat der Nichter jummarijch über bie 
Frage der Bebürftigkeit zu cognosciren. — Wenn es fih um die Alimentation 
noch unmündiger Kinder handelt, entiteht jchr oft die Frage, ob die Eltern 
das Net haben, zu verlangen, dab die Ablümmlinge fih durch eigene Arbeit 
ihren Unterhalt verdienen follen. In dieſer Hinficht hängt Alles von der richti- 
gen Beurtheilung der Verhältnifie ab, insbejondere wird zu ſehen fein auf_das 
Alter, auf die körperliche und geiftige Ausbildung und auf die Gejundheit des 
Kindes (l. ult. $. 5 Cod. de bonis quae liber., I. 5 8.5 D. de agnosc. liber.), in» 
gleihen auf den Stand und die Bermögensverhältnifie der Eltern. 

3) Man vergl. $. 1845 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1848 des BGB.'s. — In den Motiven zu diefem Bara: 


Wechſelſeitige Unterhaltspflicht der Eltern und Kinder. 249 


8. 149. 


V. Umfang der Berpflidtung zur Gewährung des 
Unterbalts. 


Der Unterhalt umfaßt Alles, was zur ftandesmäßigen Erhaltung 
des Lebens und im Todesfalle zur Beerdigung nöthig ift!). Bei 
Verfonen, melde noch der Erziehung bedürfen, find in dem Unter- 
halte auch die Kojten der Erziehung, des Unterrichts und der Aus- 
bildung zu einem Berufe begriffen). Der Betrag des Unterhbalts 
it von dem Nichter, nah Gehör Sachverftändiger, mit Rückſicht auf 
den Stand und das Bedürfnig des Berechtigten und auf den Stand 
und die Bermögensverhältnije des Berpflichteten zu beftinmten >). 
Der Verpflichtete hat die Wahl, ob er den Unterhalt in Natur oder 
in Geld gewähren will*); mählt er die legtere Modalität, jo liegt 
in der Natur der Sade, daß er in angemefjenen Frijten im Voraus 
jahlen muß. Für die Vergangenheit kann Unterhalt nur gefordert 
werden, wenn der Berechtigte, um fich zu erhalten, Schulden machen 
mußte®). Die Erftattung des gewährten Unterhalts fann felbjt dann 
niht gefordert werden, wenn Derjenige, welcher den Unterhalt er» 
halten hat, fpäter zu Vermögen gelangt ®). Hat fi der des Unter- 
halts Bebürftige gegen den zur Gewährung des Unterhalts Verpflich— 
teten fo betragen, daß diefer ihn zu enterben beredtigt wäre, jo 
fann er nicht den ftandesmäßigen, fondern nur den nothdürftigen 
Unterhalt fordern, wie ihn die öffentlihe Armenanftalt gewährt ?). 


graphen wird bemerkt, dat namentlich bei Eltern die Verbindlichkeit zur Ge: 
währung des Unterhalt3 für die Kinder nicht erft dann eintritt, wenn ihr jtans 
deömäßiger Unterhalt aud für die Zukunft gefichert ift (man vergl. Commentar 
3. 3 ©. 162). 

1) Man vergl. $. 1846 Say 1. — Zur Erhaltung bes Lebens gehört Speife 
und Trank, Wohnung, Kleidung, Berpflegung in Krankheiten. 

2) Man vergl. 88. 1846 Sa 2 und 2473 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1847 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1850 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 8.1849 des BGB.'s. — Ueber die Klage des Dritten, welcher 
den Unterhalt gewährt hat, vergl. Annalen N. F. Bd. 6, ©. 316 fig. 

6) Man vergl. $. 1851 des BGB.s. — Leber die Rechte der Armenanftalten 
vergl. Armenordnung vom 22. Dct. 1840 SS. 65 bis 69. — Die Armenanftalten 
haben nicht das Recht, den Aufwand, welchen fie mit Rüdficht auf die Bebürf: 
tigfeit der Eltern zur Erhaltung der Kinder gemacht haben, von den leßteren, 
wenn fie zu Vermögen fommen, zu fordern. 

7) Man vergl. $. 1854 in Verbindung mit 88. 2575, 2576 bed BGB.'s. 
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8. 150. 


VI Ende der Berpflidtung zur Gewährung des 
Unterbalt3. 


Die Unterhaltungspfliht hört mit dem Tode des Berechtigten 
und des Berpflichteten auf‘). Ein Verzicht auf den Unterhalt für 
die Zukunft ift unftatthaft ?). 


Viertes Capitel. 
Don den Klagen wegen des Familienftandes. 
8. 151. 


Der Familienftand zwiſchen Ehegatten, Eltern und Kindern führt 
eine Menge Rechte und Berbindlichkeiten mit ji und bildet daher 
eine Vorfrage, melde in Gewißheit gefegt worden fein muß, bevor 
über die daraus hervorgehenden rechtlihen Folgen entjchieden werden 
fann. Nun fann ziwar die Entſcheidung über die Vorfrage, ob der 
Familienſtand begründet fei, mit der Entſcheidung über eine einzelne 
davon abhängige Folge verbunden werden. Aber hieraus ergiebt ſich 
der Uebelftand, daß die Entfcheidung über die Vorfrage öfters wieder- 
holt werden muß, eine Nechtsfraft rücfichtlich derfelben immer nur auf 
die gerade ftreitig geweſene einzelne Folge Einfluß hat, auch in den ver» 
ſchiedenen Procefjen einander widerſprechende Entfheidungen über das 
Vorhandenfein oder Nichtoorhandenfein des Familienftandes gegeben 
werden fünnen. Um die Zerfplitterung der Entſcheidung über diejelbe 
Vorfrage in mehreren Proceffen zu vermeiden, giebt das bürgerliche 
Geſetzbuch eine Klage wegen des Familienftandes zu dem Ende, daß 
fih der Kläger, welcher eine rechtsfräftige Entſcheidung zu feinen 
Gunften erlangt bat, darauf beziehen fann, wenn über die aus dem 
Familienftande entfpringenden rechtlichen Folgen zwiſchen denfelben 
Parteien oder auch zwifchen Dritten, die an dem Proceſſe über den 
Familienftand nicht Theil genommen haben, von Neuem Streit 
entjteht ?). 

Die Klage wegen des Familienftandes ift eine actio in rem in 
fofern, als es fich bei ihr um ein Recht der Perfon handelt*). Sie 





1) Man vergl. $. 1853 ded BGB. und Commentar Bd. 3 ©. 163. 
2) Man vergl. 8. 1852 bed BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1855 bed BGB.'s. 

4) Man vergl. oben ©. 133 fig. 
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kann einen doppelten Zmed haben, nämlich entweder den, daß der 
bon einem Anderen beftrittene Familienftand als Vater, als Mutter, 
als Kind oder als Ehegatte begründet, oder daß der Familienftand, 
melden ein Anderer in Anſpruch nimmt, nicht begründet ſei). Im 
eriten Falle geht das Klaggefuh auf Anerkennung des beftrittenen 
Familienftandes, im zweiten auf Anerfennung des Nidhtvorhanden- 
feins des behaupteten Familienftandes. In beiden Fällen kann auch 
Unterlaffung der Störungen und Erfaß des etwa zugezogenen Schadens 
gefordert werden ?). 

Wider den Bater, melder das Anerfenntniß eines ehelichen 
Kindes verweigert, hat auch die Mutter eine Klage auf Anerkennung 
und Ernährung des Kindes ®). 

Rechtskräftige Entfcheidungen, welche zwifchen Ehegatten über 
die Ehe, zwifchen Vater und Kind über die ehelihe Geburt oder 
väterliche Gewalt und zwiſchen der Mutter und dem aufßerehelichen 
Kinde über die Kindfchaft ertheilt worden find, gelten, foweit es ſich 
um die rechtlihen Folgen des Familienftandes zwiſchen den Parteien 
handelt, auch Dritten gegenüber, ausgenonmen wenn fie auf einem 
Verfäumniffe im Proceffe oder auf einem unerlaubten Einverſtändniſſe 
der Parteien beruhen‘). 

1) Man vergl. 8.1855 des BGB.'s. — Die römische Eintheilung der Präju— 
dicialllagen in affirmative und negative hat feine andere Bebeutung, als die, 
den doppelten Zweck dieſer Klagen anzugeben. 

2) Dan vergl. $. 1855 des BGB.'s. — Eine Berurtheilung zur Reftitution, 
wie fie bei der Eigenthumsklage vorkommt ($. 303), läßt fich bei der Klage wegen 
des Familienftandes, obihon fie eine actio in rem tft, nicht denken. Für das 
Klaggeſuch ber Unterlaffung von Störungen und des Erſatzes von Schäden ift 
die Analogie der actio confessoria und negatoria maßgebend (88. 321, 532.) — 
Beruht der Familienftand in Gewißheit, jo hat wegen einzelner damit verbun— 
dener Rechte, 3. B. wegen des bem Ehemanne zujtehenden Rechts des Nießbrauchs 
und der Verwaltung an dem Bermögen ber Ehefrau, die Provocationsklage 
nit ftatt (Urthel des DAG. in Sachen Harbdtlerin c/a. Hardtler vom Monat 
December 1870). 

8) Man vergl. 8. 1856 des BGB.'s. — Belanntli gab das römische Necht 
eine jolde Klage unter dem Namen einer actio de partu agnoscendo. 

4) Man vergl. $. 1857 des BGB.'s. — Man merke wohl, dab die Rechts: 
Traft ſich blos auf den Familienſtand zwiſchen den Parteien ſelbſt bezieht. Den 
Rechten Dritter, welche den Familienſtand, über welchen erfannt worden ift, für 
ſich in Anfpruch nehmen, fteht die Rechtskraft nicht entgegen. 
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Fünftes Capitel. 
Don dem Verhältniffe zwifchen außerehelichen Eltern und Kindern. 
8. 152. 


Il. Verhältniß des außerehelichen Kindes zu der Mutter 
und zu den Berwandten von mütterliher Seite. 


Zwiſchen einem außereheliden Kinde, felbft wenn es im Ehe— 
brude oder im Inceſte erzeugt worden ift, und der Mutter und den 
Verwandten von mütterliher Seite befteht ein Familienverhältniß, 
welches nah den Borfchriften des Familienverhältniffes eines ehe— 
lihen Kindes zu beurtbeilen ift!). Insbeſondere gilt dies aud von 
der gegenjeitigen Verpflitung zum Unterhalte ). Nur im Erbrechte 
leidet diefe Regel eine, Ausnahme, wenn in der dritten oder vierten 
Claſſe vollbürtige und halbbürtige Verwandte des Erblafjers zufammen- 
treffen, indem außerehelihe Gejchmwifter, felbjt wenn fie denfelben 
Vater und diefelbe Mutter haben, nur als halbbürtige Geſchwiſter 
gelten und bei einem Zujammentreffen vollbürtiger und halbbürtiger 
Seitenverwandten jeder vollbürtige für zwei Perſonen gerechnet wird °). 


8. 153. 


II. Berbältniß des außereheliden Kindes zum 
außerebelihen Bater. 


Der außerehelihe Bater bat dem aufßerehelihen Kinde gegen- 
über die Verbindlichkeit, die Geburts- und Tauffoften zu bezahlen, 
ingleihen zu dem Unterhalte des Kindes einen Beitrag zu geben *). 
ALS außereheliher Vater gilt Derjenige, welcher mit der Mutter des 
Kindes in dem Zeitraume zwifchen dem einhundertundzweiundadtzigften 
und dem dreihundertundzweiten Tage vor der Niederfunft, den Tag 
derfelben ungerechnet, den Beifchlaf volljogen hat?); ein Gegenbeweis 
biergegen tft ausgeſchloſſen, namentlich kann die Annahme der Bater- 


1) Man vergl. 8.1874 des BGB.'s in Berbindung mit SS. 1572, 1662, 1857. 

2) Man vergl. $. 1874 bed BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 2020, 2031 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1858 des BGB.'s und Commentar Bd. 3 ©. 165 fig. 

5) Man vergl. 8, 1859 des BGB.'s und oben ©. 226. — Die Frage, ob 
Erllärungen, welche der aus der außerehelichen Schwängerung Berllagte abgiebt, 
ein Geſtändniß des Beiſchlafs enthalten, ift lediglich facti quaestio. 


Bon dem Berhältnifie zwiſchen außerehelihen Eltern und Kindern. 253 


ihaft nicht duch den Nachweis, daß die Mutter zur Zeit des voll- 
jogenen außerehelichen Beifchlafs bereits Schwanger gewefen jet, wider- 
legt werden '). Hat aber die Mutter zu der Zeit, mo der außerehe- 
lihe Beifchlaf mit ihr vollzogen worden tft, in der Ehe gelebt, jo gilt 
Derjenige, welcher innerhalb des angegebenen Zeitraumes den Bei- 
ihlaf vollzogen hat, nur dann als Schwängerer, wenn der Ehemann 
der Geſchwängerten mit diefer während defjelben Zeitraumes den Bei- 
ihlaf nicht vollzogen hat ?). 

Der außerehelihe Vater hat an Geburt3- und Tauffoften fo viel 
zu bezahlen, als dafür nothwendig auszugeben geweſen iſt. 
Fordert aber die Geſchwängerte nicht mehr an Geburts- und Tauf- 
foften, als fieben Thaler, fo bedarf es nicht erſt des Nachweifes, daß 
diejer Aufwand nothwendig geweſen jei?). 

Der außerebelihe Bater hat zu dem Unterhalte des Kindes bis 
zu deſſen erfüllten vierzehnten Lebensjahre einen Beitrag von 
wenigitens zwölf Thalern bis höchitens einhundertundzwanzig Thalern 
für das Jahr zu geben. Innerhalb dieſes niedrigften und höchſten 
Sapes hat der Richter den Unterhaltsbeitrag unter Berüdjihtigung 
des Standes der Mutter, der etwaigen bejonderen Bedürfnifje des 
Kindes und des Vermögens des Vaters zu beftimmen; es ift aber 
die Beitimmung des Beitrages immer nur eine vorläufige in fofern, 
al3 der Beitrag, wenn fih die Verhältniſſe, namentlich die Ver— 
mögensumftände des außerehelihen Vaters ändern, nah richterlichem 
Ermeffen auf Antrag zu jeder Zeit erhöht oder vermindert werden 
fann. Der Beitrag ift monatlih im Voraus zu bezahlen; hört die 
Verbindlichkeit zu dem Beitrage im Laufe eines Monats auf, fo befreit 
dies den außerehelichen Vater nicht von der Verbindlichkeit zur einmonat⸗ 
lihen Vorausbezahlung, vielmehr wird der voraus zahlbare einmonat- 
lihe Beitrag bei Beginn des Monats voll gejchuldet?). 

Sp viel die Frage betrifft, wer den Beitrag zu dem Unterhalte 
des Kindes fordern fünne, fo ift zu unterfcheiden zwifchen dem Bei- 
trage für die Bergangenheit und dem Beitrage für die Zufunft. 
So viel jenen anlangt, fo kann denjelben, neben dem Vormunde, 


1) Man vergl. Commentar a. a. D. 

2) Man vergl. $. 1860 ded BGB.'s und oben S. 226. 

3) Man vergl. $. 1861 des BGB.'s. — Ueber die Frage, was der außer: 
ebelihe Schwängerer zu leijten babe, wenn bie Geſchwängerte abortirt, vergl. 
Commentar a. a. D. ©. 167. 

4) Man vergl. 88. 1862— 1864 des BGB.'s. 
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welcher die Rechte des Kindes dem außerehelichen Vater gegenüber 
in jeder Beziehung vertritt, auch Derjenige fordern, welcher das Kind 
unterhalten hat. Fordert die Mutter des Kindes den Unterhalt für 
die Vergangenheit, jo wird vermuthet, daß fie dem Kinde den Unter- 
halt gewährt habe. ft jedoch die Mutter verheirathet, jo ift zu ver- 
muthen, daß deren Ehemann während der Dauer der Ehe die Koften 
des Unterhalts des Kindes für die Vergangenheit beftritten habe. 
So viel den Beitrag zu dem Unterhalte des Kindes für die Zu- 
funft anlangt, fo kann der Vormund des Kindes, mit Genehmig- 
ung des Vormundſchaftsgerichts, Flagen und es hat der Ausgang 
des Nechtsjtreites auch der Mutter gegenüber Wirkung ausge- 
nommen wenn er auf einem Berfäumniffe im Rechtsftreite oder auf 
einem unerlaubten Einverftändniffe der ftreitenden Theile beruht. 
Es fann aber auch die Mutter des Kindes mit Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts auf den Beitrag für die Zukunft flagen und 
zwar mit der Wirkung, daß der Ausgang des Rechtsſtreites auch dem 
Kinde gegenüber gilt, ausgenommen den Fall des Verſäumniſſes im 
Nechtsftreite und des unerlaubten Einverftändnifjes der ftreitenden 
Theile. Auch gelten Verträge, melde die Mutter mit dem außer- 
ehelichen Vater über den Unterhalt für die Zukunft fchließt, dem 
Kinde gegenüber nur, wenn das Bormundfchaftsgericht die Einwilligung 
Dazu gegeben bat '). 

Der außerehelihe Bater kann, wenn das Kind das Techste 
Lebensjahr erfüllt hat, fi von der Leiftung des Unterhaltsbeitrages 
für die Zukunft dadurch befreien, daß er den Unterhalt des Kindes 
felbft übernimmt, vorausgejeßt, daß nad) dem Ermefjen des VBormund- 
Ihaftsgerihts für das Wohl des Kindes nicht beffer bei der Mutter 
gejorgt iſt ) 

Stirbt das Kind vor erfülltem vierzehnten Lebensjahre, ſo hat 
der Vater die durch deſſen Beerdigung entſtehenden nothwendigen 
Koſten zu bezahlen ?). Stirbt der außereheliche Vater, jo geben die 
Berbindlichkeiten, welche er dem Kinde gegenüber hat, auf feine Erben 
über. Hinterläßt er jedoch ehelihe Kinder, jo hört die Verpflichtung 
zu dem Unterhaltsbeitrage für das außerehelihe Kind auf, wenn 
dieſes von Zeit des Todes des Erblajjers an aus dem Naclaffe fo 


1) Dan vergl. 88. 1865 bis 1869 bes BGB.'s und Winzer in den Annalen 
N. F. Bd. 8 ©. 117 fig. 

2) Man vergl. $. 1870 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1871 de BGB.'s. 
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viel erhalten bat, als der geſetzliche Erbtheil eines ehelichen Kindes 
beträgt ?). 

Der auferehelihe Vater kann fi von den ihm dem Kinde gegen- 
über obliegenden Berbindlichfeiten nicht duch den Nachweis befreien, 
daß die Mutter des Kindes innerhalb der muthmaßlichen Eonceptions- 
frift auch noch mit Anderen den Beifchlaf vollzogen habe, er hat aud 
nicht ein Regreßrecht an die Eonftupratoren ?). 


Sechſtes Capitel. 
Don der Vormundfchaft. 


IL Bormundfchaft über Minderjährige, 
8. 154. 
Sm Allgemeinen. 


Minderjährige find zu bevormunden, wenn fie fich nicht in väter- 
liher Gewalt befinden oder die väterlihe Gewalt über fie in bejon- 
deren Fällen nicht ausgeübt werden fann°). Fälle der legteren Art 
find 3. B., wenn der Vater unordentlih wirthſchaftet, ausmwandert, 
unter Vormundſchaft fommt*). Verheirathet fih eine in väterlicher 
Gewalt ftehende Minderjährige, jo ift ihr ein Vormund zu beftellen 
für alle Fälle, in welden es zur Verfügung über ihr Vermögen 
ihrer Mitwirfung neben der ihres Ehemannes bedarf; es kann jedoch 
der Bater zum Bormunde feiner verheiratheten Tochter beftellt werden >). 
Die Vormundichaft erftredt ſich, fofern fie nicht blos für einzelne 
Angelegenheiten befteht, z. B. wenn dem Vater und dem minderjäh- 
tigen Kinde gemeinjchaftlih eine Erbſchaft zufällt, auf das gefammte 
Bermögen des Minderjährigen, auf das im Auslande befindliche 
aber nur, wenn nicht im Auslande ein bejonderer Bormund beftellt 

1) Man vergl. $. 1873 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 1872 des BGB.'s. 

8) Dan vergl. 88. 1875, 1883 des BGB.'s und oben ©. 57 not. 5. — An 
ber Bormundichaft über Minderjährige ändert jich nichts wenn ber Minderjährige 
in einen Zuftand verfällt, welcher ihn de Vernunftgebrauchs beraubt, oder wenn 
er fih in unbelannter Abwejenheit befindet. 

4) Man vergl. oben 88. 141, 143. 

5) Man vergl. $. 1876 des BGB.'s und Commentar Bd. 3 ©. 174. 
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worden ift!). Befigt ein im NAuslande Bepormundeter im Inlande 
unbewegliches Vermögen, jo it dazu ein befonderer Vormund zu be- 
ſtellen; es fann jedod dazu auch der im Auslande beitellte allge- 
meine Vormund beftimmt werden ?). Bedarf ein im Auslande Be- 
pormundeter oder ein in väterlicher Gewalt eines Ausländers fteben- 
der Minderjähriger zu einem Nechtögejchäfte oder Rechtsitreite im 
Inlande eines Vormundes, jo fann dazu ein folder von dem Ge 
richte, vor welchem das Rechtsgeſchäft zu jchließen oder der Rechts— 
ftreit anhängig ift, bejtellt werden °). 


8. 155. 
Obervormundſchaft. 


Ueber der Vormundſchaft ſteht als Obervormundſchaft das zu» 
ftändige Gericht). Mit der Obervormundichaft ift nicht die Führ- 
ung der Vormundſchaft verbunden; vielmehr bejteht fie im Wefent- 
lihen nur in der Leitung der öffentlichen Fürforge, welche der Staat 
gewilfen Perfonen aus bejonderen Gründen angedeihen läßt, und in 
der Ueberwahung des Vormundes nah den im Geſetze angegebenen 
bejonderen Richtungen“). Das Bormundichaftsgericht ift berechtigt, 
Perjonen, melde ohne ausreichenden Grund die Uebernahme der 
Bormundichaft verweigern, ihre Pflichten als Vormünder vernad)- 
läfjigen, oder denjelben zumiderhandeln, mit Geldjtrafen bis zu fünfzig 
Thalern oder im Falle der Bermögenslofigfeit mit Gefängnig bis zu 
vierzehn Tagen zu belegen, auf ihre Gefahr und Koften die Vor— 
mundfchaft einem Anderen zu übertragen oder auch ihre gänzliche 

1) Man vergl. $. 1877 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1878 des BGB.'s. 

3) Man vergl $. 1879 des BGB.'s und $. 31 der Gerichtdordnnung. 

4) Man vergl. $. 1880 des BGB. und Gerichtsordnung 88 23 bis 26, 
28 bis 32, 34 bis 36, jowie Verordnung, den Gerichtäftand der Militärperfonen 
u. j. w. betreffend vom 4. Dec. 1867 $. 49, und dv. Bernewig, die Erfüllung der 
Militärpflit u. j. w. S. 84 Anm. 

5) Man vergl. Commentar Bd. 3 ©. 175. — Die Vorſchrift des $. 1506 
bed BGB.'s findet auf die Obervormundſchaft mit großen Modificationen, welche 
fih aus dem Zwecke diejes Jnititutes ergeben, Anwendung. Man bat bei der 
Frage, ob und in wie weit das Bormundichaftsgeriht aus Verfehen jchadenerfag: 
pflichtig fei, jo zu unterjcheiben: 

Das Vormundfchaftägericht ift unbedingt jchadenerjagpflichtig, 

a) wenn e3 über das Vermögen des Minderjährigen obne Zuziehung 
eine® Bormundes verfügt, z. B. eine demjelben beftellte Hypothek ge: 
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Entfernung von der Bormundichaft anzuordnen‘). Bei wichtigen An— 
gelegenheiten fann das Vormundihaftsgeriht nah feinem Ermefjen 
im Inlande mwohnende Verwandte oder Verſchwägerte des Minder- 
jährigen zu Rathe ziehen; diefe Dürfen den Rath nicht ohne erhebliche 
Gründe verweigern, haben aber das Recht, Erſatz des ihnen dadurch 
verurfachten Aufwandes, 3. B. Reifefoften, zu fordern ?). 


8. 156. 
Beftellung der Bormünder. 


Für die Beftellung des Vormundes hat das Bormundjchaftsge- 
riht Amtswegen zu forgen ?). In der Regel ift für einen Minder- 
jährigen nur Ein Vormund zu bejtellen *). 

Unfähig zur VBormundjchaft find: 1) Frauensperfonen, mit Aus» 
nahme der Mutter (auch der außerebelichen) und der Großmutter des 
Minderjährigen; 2) Diejenigen, welche noch nicht das fünfundzwanzigſte 
Lebensjahr erfüllt haben; 3) Diejenigen, welche felbft eines Vormun— 


löſcht (man vergl. Annalen NR. F. Bd.5 ©. 482), dbemjelben gehörige Gelder 
ausgeliehen hat, ' 

b) wenn es in ber Fürjorge deö Minderjährigen Etwas unterlaffen, 3. B. 
einen VBormund nicht beftelt, oder von dem beitellten Bormunde die erfor: 
derliche Sicherheitsleiftung nicht gefordert hat (SS. 1884, 1902 des BGB.'s), 

c) wenn es bei den Verfügungen über dad Vermögen des Unmündigen, welche 
der Bormund nit ohne obervormundichaftliche Genehmigung vornehmen joll, 
die Genehmigung ohne die ihm zur Pflicht gemachte Prüfung ertheilt bat, 
3. B. wenn es den Verlauf von Immobilien ohne Unterfuhung, ob ein 
Notbfall vorhanden tft, oder der Verkauf zum Vortheile des Minderjährigen 
gereicht (SS. 1942, 1943 des BGB.'s), oder die Ausleihung der Münbdel- 
gelder ohne die erforderliche Sicherheit genehmigt hat ($. 1935 des BGB.'s). 
In allen diejen Fällen fließt die Verbindlichkeit zum Schadenerjage aus 
dem Zumwiderbandeln gegen das Gefeg, alfo aus einer unerlaubten Handlung 
($$. 117, 1483, 1484). 

Als Fälle, in weldhen das VBormundfchaftsgericht nur ex dolo und ex culpa 
lata und zwar nad Excuſſion des Vormundes zum Schadenerjage verpflichtet ift, 
bleiben nur die übrig, in welchen es feinen gejeglichen Berbindlichfeiten Genüge 
geleiftet und nur in der Aufficht über den Bormund oder in den feinem Er: 
mejjen überlafjenen Angelegenheiten Etwas verjehen hat. 

1) Man vergl. $. 1881 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1882 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1884 Sag 1 deö BGB.'s und SS. 37 bis 40 der Gerichts: 
ordnung. Die nach römifchem Rechte gewiflen Perfonen obliegende |. g. petitio 
tutoris, ſammt allen Folgejägen, kennt das bürgerliche Geſetzbuch nicht. 

4) Man vergl. $. 1884 Sab 2 dei BGB.'s. 

Siebenhaar, Privatrecht. 17 
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ihre Stieffinder'). Wäre ein zur Uebernahme der Vormundſchaft 
Unfähiger zum Vormunde beftellt worden, jo würde die Vormund— 
fchaftsbeftellung nichtig fein; Rechtsgefhäfte, welche ein folder Vor— 
mund für den Minderjährigen vorgenommen hätte, würden nur dann 
gelten, wenn fie eine negotiorum gestio für den Minderjährigen ent- 
hielten; hätte der Minderjährige dadurh Schaden erlitten, jo würde 
das Bormundihaftsgericht, wenn es den Grund der Unfähigkeit ge- 
fannt hätte, den Schaden zu erfegen haben, vorbehältlich des Regreſſes 
an den Bormund ?). 

Die Borfchriften des römischen Rechts über die Berufung der 
Bormünder durch Teftament und durch Geſetz find in das bürger- 
liche Gefegbuh mit nachftehenden mejentlihen Aenderungen überge- 
gangen. Soviel 

a) die ſ. g. tutela testamentaria anlangt, fo fol zwar das Bor- 
mundjchaftsgericht bei der „Beftellung der Vormünder auf Die 
von den Eltern des Minderjährigen in Eheftiftungen, legten 

Willen oder ſonſt getroffenen Anordnungen, fowohl was die , 

Perfon als mas die Zahl der Vormünder betrifft, Rückſicht 

nehmen, aber nur foweit nicht ein Bedenken entgegenjteht°). 

Haben Eltern beftimmte Berfonen (nicht Perjonen einer be- 

ftimmten Claffe, 3.8. Advocaten, Beamte, Hausbefier überhaupt) 

von der Bormundihaft für ihre Kinder ausgefchloffen, fo fann 
das Vormundſchaftsgericht diefe Perfonen nicht zu Vormündern 
beitellen +). Der Anordnung der Eltern, daß ein Gläubiger oder 

Schuldner ihres Kindes zum Bormunde beftellt werden fol, 

fann, auch wenn fein Bedenken dagegen vorhanden ift, nur mit 

der Beihränfung nachgegangen werden, daß bis zur vollftän- 
digen Regulivung des Schuldverhältniffes, ein befonderer interi- 
miſtiſcher Vormund, nicht etwa ein Bormund blos zur Regulir- 
ung des Schuldverhältniffes, beftellt wird ®). 

Hat eine andere Berfon, ald der Vater umd die Mutter des 

Minderjährigen, in Anfehung des von ihr herrührenden Ber- 


1) Man vergl. $. 1885 des BGB.'s und Gommentar Bd. 3 ©. 179 fig. 

2) Man vergl. oben ©. 256 not. 5. 

3) Man vergl. $. 1886 des BGB.'s. — Treffen Anordnungen des Baterd 
und der Mutter zufammen, jo haben die des Vaters vor denen der Mutter den 
Vorzug, aber immer nur, wenn nicht ein Bedenken entgegenftebt. 

4) Man vergl. $. 1887 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1888 des BGB.'s. 
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mögens einen Vormund berufen, ohne die Verwaltung des Ver— 
mögend durd den Vormund zur Vorausjegung der Erwerbung 
zu maden, fo bat das Vormundfchaftsgericht die Berufung des 
Bormundes zu berüdjichtigen, jofern nicht ein Bedenken ent- 

gegenfteht '). 

So viel ferner 

b) die ſ. g. tutela legitima betrifft, fo bejtimmt das bürgerliche 
Geſetzbuch, daß, in Ermangelung einer nad dem Borftehenden 
für gültig zu achtenden Anordnung über die Berufung zur Vor- 
mundſchaft, die Verwandten des Minderjährigen in der Reihen» 
folge, wie fie zur gejeglihen Erbfolge berufen find, zu Vor— 
mündern beftellt werden follen, jo fern nicht gegen deren Be— 
fiellung ein Bedenken vorliegt, und, wenn mehrere gleich nahe 
Verwandte vorhanden find, das Bormundjchaftsgericht den ge- 
eigneten zu wählen hat’). Sind die Mutter oder andere Ber- 
wandte Miterben des Minderjährigen, jo künnen fie nicht eher, 
als bis die Erbſchaft getheilt ift, zu Vormündern beftellt werden, 
zu der Theilung der Erbſchaft it dem Minderjährigen ein be> 
fonderer interimiftifcher Vormund zu beftellen?). Hat fi die 
Mutter mit einem Manne verheirathet, welcher nicht der Vater 
des Minderjährigen ift, jo kann fie nicht zum Vormunde beftellt 
werden, jofern nicht das VBormundichaftsgericht die Bevormundung 
durch fie befonders vortheilhaft für den Minderjährigen findet ®). 
Wenn fein dur Tegten Willen oder Erbvertrag oder durch Geſetz 
zur Vormundſchaft Beruferter vorhanden it, jo hat das Vormund— 
ſchaftsgericht nad feinem Ermeſſen einen Bormund zu beftellen und 
dabei, ſoweit nöthig, auf angeſeſſene und feiner Gerichtsbarkeit unter» 
worfene Perſonen Rüdfiht zu nehmen). Auch Berjonen, welde an 
den Minderjährigen, oder an welche diejer Anſprüche bat, können, 
wenn fie vor Anderen zur Führung der Vormundſchaft befonders 
geeignet find, zu Vormündern befiellt werden; jedod ijt bis zur voll- 





1) Man vergl. 8. 1889 des BGB.'s. — Wäre die Verwaltung bes Ver— 
mögend zur Vorausſetzung der Zuwendung gemadt worden, jo hätte das Bor: 
mundfchaftsgericht, unter Zuziehung eines VBormundes für den Minderjährigen, 
über die Annahme oder Ausfchlagung der Zuwendung Entſchließung zu faffen. 

2) Man vergl. SS. 1890, 1893 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1891 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1892 des BGB.'s. 

5) Dan vergl. $ 1894 des BGB.'s. 

17 * 
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ftändigen Ordnung des Schuldverhältniffes ein befonderer interimiftifcher 
Vormund zu beftellen y. Wird ein Mitinhaber eines Handels- oder 
Gemwerbegejchäfts dem Kinde eines anderen Mitinhabers zum VBormunde 
beftellt, jo ift ein Mitvormund zu bejtellen ?). 


8. 157. 


Fortjegung. 

Die Uebernahme einer Vormundichaft fünnen ablehnen: 1) Die- 
jenigen, welche eine oder zwei umfangreiche oder drei Bormundfchaften 
auf jih haben; die Bormundichaft über mehrere Gejchmwifter, deren 
Vermögen ungetheilt ift, wird nur als Eine Vormundſchaft gerechnet; 
2) Perſonen, welche das jechszigite Lebensjahr erfüllt haben; 3) Die- 
jenigen, welchen die Erziehung von fünf Abfömmlingen, erften oder 
entfernteren Grades, obliegt; 4) Staatsdiener, öffentlihe Beamte, 
Kirchen» und Schuldiener, Militärperjonen; 5) die Großmutter des 
Minderjährigen; 6) Diejenigen , welche mit einem oder mehreren An- 
deren zur ungetheilten Führung einer Vormundichaft beftellt werden 
follen ?). Bei eintretenden befonderen Umjtänden, nantentlih in Er- 
mangelung anderer geeigneter Perfonen, fann das Vormundſchaftsge— 
richt auch Diejenigen, welchen Entjchuldigungsgründe zur Seite ftehen, 
zur Uebernahme der Vormundſchaft anhalten *). 

Mer die Uebernahme der Bormundichaft ablehnen will, bat die 
ſämmtlichen Gründe, melde er für fih geltend madhen zu können 
glaubt, innerhalb acht Tagen, von Zeit der zur Uebernahme der 
Vormundſchaft an ihn gejchehenen gerichtliden Aufforderung an, bei 
deren BVerluft, dem VBormundfchaftsgerichte anzuzeigen?). Der In— 
ftanzenzug ift in Vormundſchaftsſachen, Vormundſchaftsgericht, erite 
Inſtanz, competentes Appellationsgericht, zweite Inſtanz, Minifterium 
der Yuftiz, dritte Inſtanz. 

Derjenige, welcher die Uebernahme einer Vormundſchaft ohne 
einen ausreichenden Grund verweigert, haftet wie ein Vormund; er 
bat den Schaden, welcher durch unterlafjene Führung der Vormund- 


1) Man vergl. $. 1895 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $. 1896 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $. 1897 Sat 1 bed BGB.'s. 
4) Man vergl. $. 1897 Sat 2 deö BGB.'s. 
5) Man vergl. $. 1898 des BGB.'s. 
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Ihaft verurſacht worden ift, zu erjegen, und die Handlungen, welde ein 
an feiner Statt beftellter Bormund vorgenonmen hat, zu vertreten ). 


8. 158. 
Fortjegung. 

Jeder Vormund, ohne Unterfchied, wie er berufen ift, ob durch 
legten Willen oder Erbvertrag, durch Geſetz, durch Ernennung des 
Vormundichaftsgerichtes, ift zu verpflichten ?). Ergeben ſich gegen die ſo— 
fortige Verpflichtung Bedenken, fo iſt bis zur Erledigung der Bedenken 
ein befonderer interimiftifcher Bormund zu beftellen ). Das VBormund- 
Ihaftsgericht hat dem Vormunde, melcder verpflichtet worden iſt und 
die erforderliche Sicherheit geleiftet hat, einen Vormundſchaftsſchein 
(tutorium) auszuhändigen, in dem die etwaigen Beſchränkungen der 
Rechte deſſelben anzugeben find t). 


| 8. 159. 
Berbindlihfeit der. Bormünder zur Sicherheitsleiftung. 


Bormünder haben, foweit fie werthvolle bewegliche Vermögens- 
gegenftände ihres Pflegbefohlenen in die Hände befommen, oder 
Gelder für denfelben einnehmen, melde den ungefähren Betrag der 
jährlichen Ausgaben für ihren Pilegbefohlenen überfteigen, eine Sicher- 
beit zu beftellen, die nach richterlihem Ermefjen zu bejtimmen ift und, 
wenn fich die Berhältniffe ändern, zu jeder Zeit erhöht oder gemin—⸗ 
dert werden Fann®). Für die" Sicherheitsleiftung der Vormünder 
gelten die oben im $. 80 angegebenen allgemeinen Vorfchriften über 
die Sicherheitsleiftung; doch Fann ein Vormund, welcher Forderungen 
an den Pflegbefohlenen hat, auch damit Sicherheit leiften ®). Beſitzt 
der Vormund Grundftüce, fo kann die Sicherheit auch durch die Ein- 
tragung einer Cautionshypothek beftellt werden”). Die Koften, welche 
durch die Sicherheitgleiftung erwachſen, find aus dem Vermögen des 


1) Man vergl. 8. 1899 bed BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 1900 Sat 1 des BGB.'s und $. 42 der Gerichtsordnung. 
3) Man vergl. $. 1900 Sat 2 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1901 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 8. 1902 Sat 1 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 8.1902 Satz 3 des BGB.'s. 

7) Man vergl. $: 1902 Satz 4 in Verbindung mit $. 392 des BGB.'s und 

$. 48 der Gerichtäorbnung. 
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Pflegbefohlenen zu bezahlen'). Gehören zu dem Vermögen des 
Pflegbefohlenen Werthpapiere, Schuldverſchreibungen oder andere Ur- 
funden, fo kann das Vormundſchaftsgericht diefelben zum gerichtlichen 
Depofitum nehmen; e8 hat auch der VBormund das Recht, zu verlan- 
gen, daß dies gejchieht ?). 

Von der Verbindlichkeit zur Sicherheitsleiftung find frei Dieje- 
nigen, welden die Eltern des Kindes die Sicherheitsleiftung erlaffen 
haben, und die Mutter des Kindes, wenn fie die Vormundſchaft über- 
nimmt, jo fern nit das Vormundſchaftsgericht, nad Unterfuhung 
der Berhältniffe, für angemejjen hält, auch von diefen Perfonen 
Sicherheitsleiftung zu fordern ?). 


8. 160. 


Verbindlichkeit der Vormünder zur Einreihung eines 
Vermögensverzeichniſſes. 


Die Vormünder find verpflichtet, nach ihrer Beſtellung ein Ber- 
zeichniß des Vermögens der Pflegbefohlenen, wie fie e8 auf Erfordern 
eidlich zu beftärfen vermögen, beim VBormundjchaftsgerichte einzureichen, 
auch, wenn den Pilegbefohlenen während der Dauer der Bormund- 
Schaft Vermögen zufällt, davon Anzeige zu maden ?). 

Iſt von den Eltern die Aufnahme eines VBermögensverzeichniffes 
verboten, jo hat der Vormund deſſenungeachtet ein foldes aufzu- 
nehmen, dafjelbe jedoch verjiegelt dem Vormundfchaftsgerichte zu über- 
reihen; das Vormundihaftsgeriht kann das Vermögensverzeichniß 
öffnen, wenn erhebliche Gründe dies erfordern, hat aber das Befannt- 
werden der Bermögensumftände des Pflegbefohlenen zu verhüten >). 
Hat der Inhaber eines Handels» oder Gewerbsgeſchäftes angeordnet, 
daß Waaren, Forderungen und Schulden des Gefhäfts nur nad den 
Hauptbeträgen in dem Bermögensverzeichniffe angegeben werden follen, 
jo bat der Vormund diefer Anordnung Folge zu leiften, es fann 


1) Man vergl. $. 1903 des BGB.'s. 

2) Dan vergl. $. 1904 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1902 Sa 2 und 1905 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1906 des BGB.'s und $.47 der Gerichtsorbnung. — Man 
verivechjele nicht diejes Vermögensverzeichniß mit dem Nachlaßverzeichnifie, wenn 
der Pflegbefohlene mit anderen Perjonen Erbe, 3. B. ſeines Vaters, ift. Bei der 
Aufnahme dieſes legteren hat der Vormund nur zu concurriren. 

5) Man vergl. $. 1907 des BGB.'s. 
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aber das Bormundfchaftsgeriht, wenn erhebliche Gründe vorliegen, 
nähere Anzeige fordern '). 

Iſt der Vormund Gläubiger oder Schuldner feines Pflegbefoh- 
Ienen, jo hat er innerhalb vier Wochen, von feiner Beftellung an, 
oder, wern die Forderung fpäter entitanden tft, von Zeit der Ent- 
ftebung des Sculdverhältniffes oder der davon erlangten Kenntniß 
an, das Schuldverhältnig bei dem Vormundſchaftsgerichte anzuzeigen. 
Unterläßt er diefe Anzeige, jo ift er zum Schadenerfage verpflichtet, 
wenn der Pflegbefohlene dadurh Schaden gehabt hat, er kann auch 
wegen Vernachläſſigung feiner Pflichten als VBormund von dem Vor» 
mundihaftsgericht mit einer Geld - oder im Falle der VBermögens- 
lofigfeit mit Gefängnißftrafe belegt werden ?). 


8. 161. 
Bertretung der Minderjährigen. 


Die Vormünder haben ihre Pflegbefohlenen in allen gerichtlichen 
und außergerichtlihen Geſchäften, jofern fie nicht rein perfönlich find ®), 
zu vertreten. Sie haben dabei nit in ihrem Namen, fondern im 
Namen ihrer Pflegbefohlenen zu handeln‘). Minderjährige fünnen 
Rechtsgeſchäfte unter Lebenden, duch melde fie verpflichtet werden, 
nur mit Einwilligung des VBormundes fliegen; die Einwilligung des 
Bormundes ift aber an feine Form gebunden, kann auch nachträglich 


— — — 


1) Man vergl. $. 1908 bed BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 1909 in Verbindung mit $. 1881 des BGB.'s und Com: 
mentar Bd. 3 ©. 188 flg. 

3) Hein perfönlich find 3. B. Ehefahen, Eidesleiftungen. Man vergl. auch 
Gefindeordnung vom 10. Januar 1835 $N. 9, 10. 

4) Man vergl. $. 1910 des BGB.'s in Verbindung mit $. 20 der Gerichts: 
ordnung. — Das Vormundfchaftsgericht ift nicht berechtigt, den Minderjährigen 
ju vertreten, bat auch nicht das Net, den Bormund zu der Schließung eines 
Rehtögeihäfts für den Pflegbefohlenen zu zwingen, weil, wenn das Nechtöge: 
Ihäft dem Pflegbefohlenen keinen Bortheil bringt, ed unzweckmäßig ift, den Bor: 
mund zu zwingen, und, wenn es dem Pflegbefohlenen einen Bortbeil bringt, der 
Bormund zur Entfhädigung verpflichtet ift (I. 17 D. de auct. et cons. tut.). 
Käme der Fall vor, daß ein Nechtögeichäft für den Pflegbefohlenen zu ſchließen 
wäre, der Bormund aber fih aus Eigenfinn weigerte, das Rechtsgeſchäft zu 
ſchliehen, ſo würde das Bormundfchaftsgericht von den ihm, ald Obervormund: 
Ihaft, zuftehenden, oben im $. 155 angegebenen allgemeinen Rechten Gebraud 
zu maden haben. — Weber die Eibesleiftungen in Procefien des Minderjährigen 
vergl. Erl. BD. ad tit. XVIIL 8. 4. 
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ertheilt werden '). Ebenjo bedürfen Minderjährige der Einwilligung 
des Bormundes zu dem Antritte und zu der Ausſchlagung einer Erb- 
ſchaft, zu der Annahme eines mit einer Auflage beſchwerten Ver— 
mächtniſſes und zu der Ausſchlagung eines jeden Vermächtniſſes ?). 
Durch betrügerifches Vorgeben, volljährig zu fein, durch unerlaubte 
Handlungen und in Fällen, in welchen Verbindlichkeiten ohne Willens- 
bandlungen entftehen, werden Minderjährige, weldhe unter Vormund- 
ſchaft ſtehen, ebenfo verpflichtet, wie Minderjährige, melde fih in 
väterlicher Gewalt befinden ?). 

Sind für Minderjährige Verträge, durch melde fie verpflichtet 
werden, auf beftimmte Jahre zu jchliefen, fo follen die Vormünder 
die Verträge nicht auf länger als ein Jahr nad der Volljährigkeit 
des Minderjährigen fchließen, ausgenommen, wenn bei Pacht- oder 
Miethverträgen über Grundftüde der Bortheil des Minderjährigen 
oder bei Bachtverträgen die Bewirthſchaftungsart etwas Anderes er- 
fordert und das Vormundſchaftsgericht die Schließung des Vertrages 
auf längere Zeit genehmigt. 

Die VBormünder können Proceſſe, in melden der Pflegbefohlene 
Kläger oder Beklagter ift, wenn der Gegenftand des Procefies un- 
ſchätzbar ift, oder einen Werth über einhundert Thaler hat, nur mit 
Genehmigung des Bormundfhaftsgerihts führen‘). Zu der Schlief- 
ung von Vergleichen und zu dem Compromiſſe auf Schiedsſpruch be> 
dürfen die Vormünder der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

Haben Bormünder in Fällen, in melden fie an die Genehmig- 
ung des VormundjchaftsgerichtS gebunden find, ohne dieſe Namens 
des Pflegbefohlenen Berträge geſchloſſen, jo wird zwar der Dritte, 
mit welchem fie contrahirt haben, nicht aber der Pilegbefohlene ver: 
pflihtet und es finden die allgemeinen Vorjchriften über die f. g. 
contractus claudicantes Anwendung >). 

Zu der Schliefung von Verträgen zwifchen dem VBormunde und 





1) Man vergl. $. 1911 in Verbindung mit 88. 693, 787 bes BGB.’S und 
Gommentar Bd. 3 ©. 189 flg. 

2) Man vergl. $. 1913 des BGB.'s. — Im Terte ift das Wort „Vermächtniß“ 
ſowohl von dem „Bermächtnifje” (legatum) ald aud von der „Anwartichaft” (fidei- 
commissum) gebraucht. 

3) Man vergl. oben $. 143, SS. 1912, 914 ded BGB.'s und Annalen N. F. 
Bd. 6 ©. 497 flg. 

4) Man vergl. 8. 1916 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1917 in Verbindung mit 8. 787 des BGB.'s. 
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dem Pflegbefohlenen,, durch welche der letztere verpflichtet wird, in- 
gleichen zu Proceſſen zwiſchen denſelben ift die Beftellung eines be- 
fonderen VBormundes für den Pflegbefohlenen und die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts erforderlich !). Entftehen zwischen mehreren 
Pilegbefohlenen, welche einen und denfelben Bormund haben, Rechts- 
ftreite oder find zwifchen denjelben Verträge zu ſchließen, fo fann 
der Vormund feinen feiner Pflegbefohlenen vertreten, vielmehr find 
denjelben bejondere Vormünder zu beftellen ?). 

Der Vormund kann die Einwilligung zu der Ehe des Pflegbe- 
fohlenen nur mit Genehmigung des Vormundihaftsgerihts ertheilen ?). 


8. 162. 
Erziehung der Minderjährigen. 


Die Art der Erziehung, den künftigen Beruf des Minderjährigen 
und den Betrag der Unterhaltstoften beftimmt das VBormundfchafts- 
gericht nach Gehör des Vormundes, unter Berüdfichtigung der Ans 
ordnungen der ‚Eltern und der fonftigen Verhältniffe, und bei der 
Wahl: des Berufs, der Wünfche des Pflegbefohlenen *). Kinder, deren 
Mutter lebt, find, fofern fein Bedenken vorhanden ift, diefer zur Er- 
ziehung zu überlafjen und zwar, wenn die Kinder Vermögen befigen, 
gegen eine angemefjene Vergütung d). Im Allgemeinen ift dafür zu 
jorgen, daß der Aufwand für den Unterhalt und die Erziehung des 
Minderjährigen von den Nutungen des Vermögens defjelben beftritten 
und das Stammvermögen erhalten wird. Reichen aber die Nutzungen 
davon nicht hin, oder ergiebt ſich fonft die Nothwendigfeit, daß ein 
Aufwand. gemadht wird, welcher von den Nutungen nicht beftritten 
werden Farin, 3. B. wenn eine Minderjährige fich verheirathet und 
auszuftatten ift, oder wenn ein Minderjähriger zu feiner Ausbildung 





1) Man vergl. $. 1919 des BGB.’ in Verbindung mit SS. 1888, 1895 und 
Eommentar Bd. 3 ©. 192. 

2) Man vergl. $. 1920 ded BGB. — Wird ein Grundftüd des Pflegbe— 
foblenen verfteigert, jo ift der Bormund zu dem Bieten für feine Perfon nur 
dann berechtigt, wenn er bie Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erlangt 
bat (man vergl. Verordnung, die fernere Gültigkeit 2c. betreffend, vom 3. Aug. 
1868 Nr. 3). 

3) Man vergl. 88. 1921 und 1599 bed BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1922 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1923 des BGB.'s. Auf den Fall, daß die Mutter ſich 
anderweit verheirathet, ift in den SS. 1892, 1977 des BGB.'s Nüdficht genommen. 
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als Künftler eines werthoollen Inſtruments bedarf, fo fann mit Ges 
nehmigung des Bormundichaftsgerichts auch das Stammvermögen an⸗ 
gegriffen werden !). 

Der Bormund kann von feinem Pflegbefohlenen Gehorfam for» 
dern, auch bei anhaltender übler Aufführung deffelben mit Genehmig- 
ung des VBormundichaftsgerichts obrigkeitlihes Einfchreiten und fogar 
die Unterbringung in einer Beflerungsanftalt veranlafjen ?). 


8. 163. 
Verwaltung des Vermögens des Minderjährigen. 


Der Vormund hat die Verwaltung des Vermögens feines Pfleg- 
befohlenen. Maßgebend find für ihn die Anordnungen der Eltern 
des Pflegbefohlenen, ſoweit nicht Bedenken entgegen ftehen ?). Handelt 
es jih um die Fortführung oder um die Aufgabe eines Handels - 
oder Gemwerbegefhäfts, fo hat er die in der Gerichtsordnung SS. 50 
bis 62 gegebenen Vorjchriften zu beobachten. Grundftüde, welche 
dem Pflegbefohlenen gehören, hat er in Stand zu erhalten. Baue, 
welche über die gewöhnliche SInftandhaltung hinausgehen, fann er 
nur mit Genehmigung des Bormundjchaftsgerichts vornehmen ?). 
Zur Verpadtung eines ganzen Gutes und einer ganzen gewerblichen 
Einrichtung, 3. B. einer Brennerei, Ziegelei, Brauerei u. f. w., und 
zur Vermiethung eines ganzes Haufes bedarf er der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts d). Koftbarkeiten hat er zum gerichtlichen 
Depofitum abzuliefern; doch können diefelben, unter Berüdfichtigung 
des Alters und Standes des Pflegbefohlenen und der fonftigen Ber- 
hältnifje, mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, dem Pilegbe- 
fohlenen zum Gebraude und zur Aufbewahrung überlaffen werden ®). 

Wird eine Forderung des Pflegbefohlenen gezahlt, deren Stamm 
über einhundert Thaler beträgt, fo fann der Bormund eine Quittung 


1) Man vergl. 8. 1925 des BGB.'s und Commentar a. a. D. ©. 194. 

2) Man vergl. $. 1924 des BGB.'s und $. 40 der Gerichtsordnung. — Ein 
jus castigandi hat der Bormund nicht, wie denn das bürgerliche Geſetzbuch über: 
haupt Niemanden ein foldhes Recht giebt. 

3) Man vergl. $. 1926 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 1931 des BGB.'s. — Hätte der Bormund ohne Genehmig- 
ung des Bormundichaftögerichts gebaut, jo würde er nur nad den Borjchriften 
über die Gejchäftsführung ohne Auftrag die Erftattung feines Aufwandes for: 
dern können. 

5) Man vergl. 8. 1932 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1934 des BGB.'s. 
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darüber mit voller Liberationswirfung nur mit Genehmigung des Vor— 
mundſchaftsgerichts ausſtellen ). Zu der Aufnahme von Darlehnen 
für den Pflegbefohlenen bedarf der Bormund der Genehmigung des 
Bormundichaftsgericts ?). 

Zu dem Vermögen des Minderjährigen gehörige baare Gelder, 
welche nicht zur Führung der Vormundihaft gebraucht werden, joll 
der Vormund zu dem Ankaufe inländifher Staatspapiere oder dieſen 
gejeglih gleichgeftellter Greditpapiere verwenden, oder gegen aus» 
reichende Hypothek zinsbar ausleihen, oder in eine vom Staate aner- 
fannte, ausreichend fundirte Sparcafje einlegen. Eine ausreichende 
Hypothek iſt diejenige, durch welde, einjchlieglich der etwa vorgehen» 
den Hypotheken, das Grundftüd, wenn es bürgerliche Früchte trägt, 
nicht über die Hälfte, und wenn es natürlihe Früchte trägt, nicht 
über zwei Drittheile feines, nad den Steuereinheiten zu berechnenden, 
Werthes beſchwert wird’). Kann der Vormund die Anlegung der 
Beldvorräthe nicht in zwei Monaten von der Zeit an bewirken, wo 
er fie in die Hände befommen hat, jo bat er jie an das Vormund- 
ſchaftsgericht abzuliefern *). 


1) Man vergl. $. 1938 des BGB.'s. — Die Recognition der Quittung vor 
dem Vormundſchaftsgerichte reicht nicht hin, — Cine Autorijation des Vormun— 
des zur Erhebung des Capitals ift unzwedmäßig und kann gegen bad Bormund- 
ſchaftsgericht Bertretungsanjprücde begründen. 

2) Man vergl. $. 1939 des BGB.'s. — Nah diejem Paragraphen hat ber 
Gläubiger das Net, die Rüdzahlung eines Darlehens aus dem Vermögen bes 
Minderjährigen zu fordern, nur dann, wenn das Bormundichaftögericht die Auf: 
nahme des Darlehns genehmigt hat. In wie weit er Anſprüche aus dem Ge: 
ſichtspuncte der in rem versio oder an den Vormund bat, ift nach allgemeinen 
Regeln zu beurtbeilen. 

3) Man vgl. 88. 1934, 1935 bes BGB.'s u. Annalen N. F. Bd. 7 ©. 468 flg. 
— So viel namentlih die Anlage in Hypotheken betrifft, jo kann weder ber 
Bormund, noch das Vormundſchaftsgericht für einen Berluft verantwortlich ge: 
macht werden, wenn bie Vorjchrift des $. 1935 Satz ı beobachtet worben ift, eö 
wäre denn, daß unter befonderen Verhältniſſen die Hypothef auch in dieſer Höhe 
nicht genügende Sicherheit böte und dies dem VBormunde oder dem Vormund— 
Ihaftögerichte befannt gewejen wäre. Wenn aber nad dem $. 57 der Gerichtö: 
ordnung bie Anlegung der Mündelgelder auf Hypotheken, welche nach dem $. 1935 
des BGB.'s nicht ald ausreichende zu betrachten find, an die Genehmigung des 
Bormundichaftsgerichts gefnüpft wird, jo darf dies nicht jo verftanden werben, 
dab das Vormundſchaftsgericht, ohne forgfältige Prüfung der bejonderen Ber: 
hältnifje, ganz willfürlih die Anlegung auf unzureichende Hppothelen genehmigen 
bürfie. 

4) Man vergl. 8. 1937 des BGB.'s. — Befinden fich die Geldvorräthe im 
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S. 164. 
Veräußerung des Vermögens der Minderjährigen. 


Der Vormund ift verpflichtet, bewegliche Sachen des Minderjäh- 
tigen, welche nicht ohne Gefahr oder Schaden aufbewahrt werden 
fönnen, zu veräußern). Bewegliche Sachen, melde ohne Gefahr 
oder Schaden aufbewahrt werden fünnen, kann der VBormund ver- 
äußern, wenn es nad den Berhältniffen des einzelnen Falles noth- 
wendig oder vortheilhaft für den Minderjährigen ift; er bedarf aber 
zur Veräußerung von Koftbarfeiten, Gold» und Eilbergeräthen, Ge- 
ſammtſachen, 3. B. Bibliothefen, öffentlichen Creditpapieren und Actien 
der Genehmigung des VBormundfchaftsgerihts ?). Unbewegliche Sachen 
des Minderjährigen fann der Bormund nur mit Genehmigung 
des Vormundfhaftsgerihts verpfänden und veräußern. Das— 
felbe gilt von der Aufgabe von Rechten des Minderjährigen an frem— 
den unbeweglihen Saden und von der Beitellung von Rechten an 


dem Depofitum des Vormundſchaftsgerichts, fo kann fie das Vormundfchaftäge: 
richt nur unter Mitwirkung des Vormundes in ber im Terte angege- 
benen Weife zinsbar anlegen. — In neuefter Zeit ift der Fall öfters vorgekom— 
men, daß Minderjährige dur den Ankauf von inländifhen Staatspapieren 
wegen unerwarteten Sinkens des Curſes derielben in große Verlufte gelommen 
find. Dies ift jehr zu bedauern, läßt fich aber nicht ändern, weil die Minder: 
jährigen dieſes Schidjal mit vielen anderen Perjonen theilen, welche ibr Geld in 
inländijchen Stantspapieren angelegt haben. Zudem ift das Sinken des Curjes 
nicht auf die inländifchen Staatspapiere bejchränft gemwejen, fondern auch bei 
ausländiichen Staatspapieren, und zwar oft in noch größerem Maßftabe, vorge: 
fommen. — Die Anlegung der Mündelgelder in Speculationspapieren fann nicht 
in die Willfür des Vormundes gelegt werden und wenn nad dem 8. 57 der Ge: 
richtsordnung es nicht gerade ausgeichlofien ift, daß das Vormundfchaftägericht 
aud hierzu feine Genehmigung ertheilen kann, jo würde doch das Vormundſchafts— 
gericht fih Vertretungen ausjegen, wenn es die Anlegung der Münbdelgelder in 
Speculationspapieren genehmigte und dadurch Verlufte entjtänden, vorausgefegt, 
dab es den jchiwierigen Beweis, es habe dabei Etwas nicht verfehen, nicht zu 
führen vermöchte, 

1) Man vergl. 8.1940 des BGB.'s. — Wie dergleihen Sadıen zu veräußern 
find, ob in Auctionen oder aus freier Hand, hängt von dem Ermeflen ded Bor: 
mundes ab; der VBormund haftet aber für ſ. g. culpa in concreto (man vergl. 
$. 1949 des BGB.'s) . 

2) Man vergl. 8. 1941 des BGB.'s. — Da die Genehmigung des Bormunb: 
ſchaftsgerichts nicht an beftimmte Borjehriften gefmüpft ift, jo wird das Bor: 
mundſchaftsgericht nur dann haftpflichtig fein, wenn es bei der Ertheilung der 
Genehmigung aus Abſicht oder. grober Fahrläſſigkeit Etwas verſchuldet Hat. 
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unbeweglichen Saden des Minderjährigen ')., Das Vormundichafts: 
gericht Joll die Genehmigung nur im Nothfalle ertheilen, oder wenn 
e3 unter bejonderen Berhältnifjen zum Bortheile des Minderjährigen 
gereicht ?). Wäre ein Grundftüd ohne Genehmigung des Bormund- 
ihaftsgerichtS veräußert worden, jo würde der Minderjährige das 
Recht haben, innerhalb drei Jahren, von der Zeit an, wo er die 
Volljährigkeit erreicht, das Grundftüf von dem Erwerber und dem 
Dritten, welcher bei der Erwerbung in böjem Glauben geftanden hat, 
zurüdzufordern ?). Wäre die Genehmigung zu der Veräußerung er- 
theilt, jedoh von dem VBormundjchaftsgerichte dabei Etwas verjehen 
worden, jo würde der Minderjährige nur Schadenerjag von dem 
Vormundſchaftsgerichte fordern können *). 

Der VBormund kann Forderungen des Minderjährigen nur mit 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts abtreten’). Schenkungen 
aus dem DBermögen des Minderjährigen, mit Ausnahme der gewöhn— 
lihen Gelegenbeitsgefchenfe, find dem Vormunde nicht geitattet °). 


8. 165. 
Verbindlichkeit der VBormünder zur Nehnungslegung. 


Der Bormund haftet nad den Vorſchriften der Geſchäftsführung 
vermöge Auftrags, mit dem Unterjchiede, daß er nur f. q. culpa in con- 
ereto zu präjtiren hat’). Hat er Gelder des Minderjährigen in feinen 
Nugen verwendet oder nicht zeitig abgeliefert, jo bat er Zinſen zu 
ſechs vom Hundert von der Zeit an zu bezahlen, wo er die Gelder 


1) Man vergl. $.1942 des BGB.'s, $. 49 der Gerichtäordnung und Verord— 
nung, die fernere Gültigkeit u. j. w. betreffend, vom 3. Auguft 1868 Nr. 3 und 
über den Begriff der Beräußerung oben ©. 89. — Daß dies nur von der frei: 
willigen Veräußerung, nicht von der notbiwendigen gilt, verjteht ſich von 
felbft (man vergl. auch $. 1945 des BGB.'s). 

2) Man vergl. $. 1943 des BGB.'s. — Ueber die Frage, ob der Bormund 
fih bei Veräußerungen von Grundftüden des Minderjährigen von dem Acquirens 
ten eine Mäflergebühr verjprechen lafien dürfe, vergl. Gommentar Bd. 3 S. 201 
not. 1. 

3) Man vergl. $. 1944 Sag 1 in Berbindung mit $. 1948 des BGB.'s und 
oben $. 88 Nr. 2. 

4) Man vergl. $. 1944 Sat 2 des BGB.'s und Commentar Bd. 3 ©. 201. 

5) Man vergl. $. 1946 bed BGB.'s. — Auf die f. g. cessio necessaria be— 
zieht fich dies nicht. 

6) Man vergl. $. 1947 des BGB.'s. 

7) Man vergl. $. 1949 ded BGB.'s und oben ©. 123. 
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in feinen Nutzen verwendet oder die Ablieferung unterlaffen bat '). 
Die Verbindlichkeit des Vormundes zur Rechnungslegung ift eine 
doppelte: 

a) eine jährliche; diefe Verbindlichkeit hat der VBormund dem Bor- 
mundſchaftsgerichte gegenüber; der Vormund bat jährlich eine Vor- 
mundjchaftsrehnung dem Vormundfehaftsgerichte zu überreichen 
und legteres hat diefelbe zu prüfen und feftjuftellen °); 

b) eine allgemeine, nach Beendigung der Vormundſchaft (eine Schlup- 
tehnung), und zwar, wenn der Minderjährige unbefchränft hand⸗ 
lungsfähig geworden ift, Ddiefen gegenüber und wenn ein an— 
derer Vormund beftellt wird, dem neuen VBormunde gegenüber; 
diefe Rechnung ift innerhalb zweier Monate von der Beendigung 
der Vormundſchaft an abzulegen °). 

Mit der Schlußrehnung hat der Bormund das Vermögen des 
Minderjährigen, welches er zu verwalten gehabt hat, dem Minder- 
jährigen oder dem beftellten neuen Bormunde auszuantworten *). 
Hat der Vormund dies gethan, auch ſonſt feine Verbindlichkeiten aus 
der Bormundichaft erfüllt, jo ift ihm die beftellte Sicherheit zurüd- 
zugeben °). 


8. 166. 
Honorar der Bormünder. 


Die Vormundichaft ift unentgeltlich zu führen). Hat der Vor— 
mund zur Verwaltung des Vermögens des Minderjährigen einen 


1) Man vergl. $. 1937 des BGB. Man vergl. auch Commentar Bd. 3 
©. 198. 

2) Man vergl. $. 1950 de BGB. und SS. 61 bis 72 und 81 der Gerichts: 
ordnung. — Auch ſelbſt die Eltern des Minderjährigen fünnen dem Bormunde 
die Ablegung der Bormundichaftsrechnung nicht erlaffen (man vergl. 8.1951 des 
BGB.'s und Commentar Bd. 3 ©. 205). 

3) Man vgl. 8.1952 des BGB.'s. — Die Verbindlichkeit zu diefer allgemeinen 
Rechnungslegung erfegt die römifche actio tutelae directa. Ueber das Verhältniß 
der allgemeinen VBormundicaftsrechnung zu der jährlichen vergl. Commentar Bd. 3 
©. 203. — Die römifche actio rationibus distrahendis fennt dad BGB. nicht. 

4) Man vergl. $. 1952 de8 BGB. — Daß der Bormund Dasjenige auf: 
rechnen kann’, was er bei der Führung der Bormundichaft verwendet oder verlegt 
bat (f. g. actio tutelae utilis), liegt in dem Begriffe der Rechmungslegung. 

5) Man vergl. $. 1953 des BGB.'s und $. 78 der Gerichtsordnung. — 
Uebrigens hat fi das Vormundfhaftsgericht nah Beendigung der Vormundſchaft 
den dem Bormunde ausgeftellten Bormundihaftsichein zurüdgeben zu laſſen. 

6) Man vergl. 3. 1954 des BGB.'s. 
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Sachwalter zugezogen oder ift er felbit Sahmalter, fo fann er Erjat 
des Aufmwandes oder Bezahlung feiner Arbeiten nur dann fordern, 
wenn nach der Natur oder Beſchaffenheit des Gejchäfts die Arbeiten 
duch einen Sahmwalter zu fertigen waren). Ein Honorar für die 
Führung der Vormundſchaft kann der Vormund nur fordern, wenn 
ihm ein foldes von Demjenigen, von welchem das Vermögen herrührt, 
ausgejegt oder von dem Bormundichaftsgerichte zugebilligt worden ift *). 


8. 167. 
Berbindlidfeit mehrerer Bormünder. 


Sind für einen Minderjährigen mehrere Vormünder bejtellt, und 
ift die Verwaltung unter denfelben nicht von dem Vormundichafts- 
gerichte getheilt, ſo haben fie gemeinjchaftlih zu handeln). Haben 
fie jelbft die Verwaltung unter fich getheilt, jo haften fie dem Minder- 
jährigen gegenüber als Gefanmtjchuldner *). Die Verbindlichkeit der 
mehreren Vormünder beftehbt aber nicht blos darin, daß der eine 
Vormund nicht ohne die Mitwirkung des anderen handeln kann, 
fondern und vorzüglih aud darin, daß der eine Vormund über den 
anderen die Auffiht führt?). Wird diefe Aufficht unterlaffen, oder er- 
bebt ein Bormund gegen die Bejchlüffe feiner Mitvormünder nicht zeitig 
bei dem VBormundjchaftsgerichte Widerfpruh, fo ift er aus dieſem 
Grunde dem Minderjährigen ſchadenerſatzpflichtig“). Hat aber ein 
Vormund in der Aufficht über die Mitvormünder Etwas nicht verfehen 
oder bat er gegen deren Beichlüffe bei dem VBormundicaftsgerichte 
jeitig Widerfpruch erhoben, jo haftet er nit aus den Handlungen 
jeiner Mitvormünder. 


1) Man vergl. 8. 1956 des BGB.'s und Commentar Bd. 3 S. 207. 

2) Man vergl. 8. 1955 des BGB.'s, $. 73 der Gerichtäordnung und Geſetz, 
bie fernere Gültigkeit ıc. vom 3. Auguft 1868 Nr. 3. 

3) Man vergl. $. 1957 Sat 1 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1958 des BGB.'s. — Der Grund der jolidarishen Haftung 
liegt Hier darin, daß bei der Theilung der Verwaltung jeder Vormund innerhalb 
ded ihm zugewieſenen Geſchäftszweiges zugleich für die anderen Bormünder han- 
delt. Db der Bormund, welcher gezahlt bat, ein Regreßrecht an feinen Mitvor: 
mund bat, ift eine für das Necht des Minderjährigen völlig gleichgültige quaestio 
facti. 

5) Man vergl. $. 1959 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $$.1957 Sat 2 und 1958 Saf 1 bed BGB.'s. — In diefem 
Falle ift der Bormund aus feiner eigenen Verſchuldung fchadenerjagpflichtig und es 
kann daher von einem Regreſſe keine Rede fein. 
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Sind für einen Minderjährigen mehrere Vormünder beftellt und 
ift die Verwaltung unter denjelben von dem Vormundjchaftsgerichte 
getheilt, jo baftet der eine Vormund nicht für die Verwaltung des 
anderen '). 

Wird ein Vormund nur als Ehrenvormund beftellt, jo ift er zur 
Auffiht über den Vormund, welcher die Bormundichaft führt, ver- 
pflihtet. Ein Ehrenvormund baftet nur für abfichtlide Verſchuldung 
und grobe Fahrläfjigkeit, und im Falle der Fahrläſſigkeit erſt nach 
vergeblicer Ausflagung des Vormundes, melder die Vormundjchaft 
führt ?). 

Wer ohne als Vormund beftellt zu fein, vormundjcaftlide Ge- 
ſchäfte führt, haftet wie ein Bormund und muß, wenn das Vormund- 
Ichaftsgeriht die Handlungen genehmigt, aus dem Vermögen des 
Minderjährigen wegen des Aufwandes, melden er gehabt bat, ſchad— 
108 gehalten werden. Weiß er, daß er nicht Vormund ift, jo baftet 
er für geringe Fahrläfligfeit ?). Durch die Handlungen des Nichtvor- 
mundes wird der Minderjährige dem Dritten gegenüber nur dann 
verpflichtet, wenn das BVormundfchaftsgeriht die Handlungen ge- 
nehmigt. Dem Dritten hat aber der VBormund, wenn er in redlichem 
Glauben geftanden bat, ſoweit er bereichert ift, und wenn er ſich in 
unredlidem Glauben befunden bat, vollen Erfaß zu leiften *). 


8. 168. 
Beendigung der Vormundſchaft. 


Die VBormundjchaft über eine minderjährige Frauensperfon endigt 
mit deren Verheirathung injomweit, als die Verwaltung und der Nieß- 
brauch ihres Vermögens auf ihren Ehemann übergeht?). Nur zu den 
Verfügungen des Ehemannes über das Vermögen der Ehefrau, bei 
welden e8 der Mitwirkung der Legteren bedarf, hat der Vormund 
Namens der minderjährigen Ehefrau die Einwilligung zu ertheilen ®). 
Die Nechte des Ehemannes an dem Vermögen der minderjährigen 
Ehefrau find jedoch injofern beſchränkt, als er die Ausantwortung der 





1) Man vergl. 
2) Man vergl. 
3) Man vergl. 
4) Man vergl. 
5) Man vergl. 
6) Man vergl. 


. 1960 des BGB.'s. 

. 1961 bed BGB.'s und Gommentar Bd. 3 ©. 208 fig. 
. 1962 des BGB.'s. 

. 1963 des BGB.'s. 

. 1928 des BOSB'E. 

. 1929 des BGB.'s 
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der Ehefrau gehörigen baaren Gelder, öffentlichen Ereditpapiere und 
Actien erft dann fordern kann, wenn die Ehefrau volljährig ge- 
worden ift!). 

Die Vormundfchaft endigt mit dem Tode des Minderjährigen. 
Hat der Vormund zu der Zeit, wo er den Tod des Minderjährigen 
erfährt, ein Geſchäft ſoweit geführt, daß die Erben des Minder- 
jährigen es nicht mehr felbft beforgen oder einem Anderen übertragen 
fönnen, oder hat er zur Ausführung defjelben folde Vorkehrungen 
getroffen, daß ein Zurüdgehen davon für die Erben des Minder- 
jährigen nachtheilig fein würde, jo hat er das Geſchäft zu Ende zu 
führen ?). 

Die Vormundihaft endigt, wenn der Minderjährige volljährig 
wird, oder unter väterlihe Gewalt fommt, namentlih durch nach— 
folgende Ehe feiner Eltern, Ehelihjprehung, Annahme an Kindesftatt, 
durch legtere aber nur injomweit, als fie dem Annehmenden das 
Recht giebt, den Angenommenen zu vertreten’). Die Vormundfchaft 
endigt, wenn der Minderjährige von dem Landesheren für volljährig 
erflärt wird‘). Der für volljährig Erflärte fann über feine Berfon 
und fein Vermögen frei verfügen; unbemweglide Saden fann er aber 
vor erfülltem einundzwanzigiten Lebensjahre, jofern nicht in der über 
die Volljährigkeitserflärung ausgefertigten Urkunde etwas Anderes 
beftimmt worden ift, nur mit Genehmigung des VBormundichaftsgerichts 
veräußern. Auch ift eine von ihm vor erfülltem einundzwanzigften 
Lebensjahre abgegebene Erflärung, daß er die Ablegung und gericht- 
lihe Prüfung der Schlußrechnung des VBormundes nicht verlange, nur 


1) Man vergl. $. 1930 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1964 des BGB.'s. — In diefen Fällen ift der Bormund 
den Erben auch für die unterlaffene Fortführung des Geichäfts ſchadenerſatz— 
pflichtig. 

3) Man vergl. 88. 1965, 1966 des BGB.'s und oben $. 138. 

4) Man vergl. $. 1967 des BGB.'s. — Für volljährig fann ein Minder- 
jähriger erflärt werden, wenn er das achtzehnte Lebensjahr erreicht hat, das 
Vormundihaftsgeriht, nah Gehör des Vormundes, ihn zur felbftändigen Ber: 
waltung feined Vermögens für geeignet hält und er jelbft einmwilligt ($. 1968 
des BGB.'s). Das Gefuh um Bolljährigkeitserflärung ift bei dem Vormund— 
ihaftägerichte anzubringen und von diefem mittelft gutachtlichen Berichts dem 
Juftigminifterium anzuzeigen (Verordnung die fernere Gültigkeit ꝛc. betrefiend, 
vom 3. Auguft 1868 Nr. 6). 
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gültig, wenn fie gerichtlich erfolgt ift und das Vormundſchaftsgericht 
die Genehmigung dazu ertheilt hat !). 


Die Vormundſchaft eines Vormundes endigt mit dem QTode des— 
jelben. Seine Erben find verbunden, von dem Ableben den Bor- 
mundfchaftsgerichte Anzeige zu machen, das Vermögen, welches ihr 
Erblaffer verwaltet hat, herauszugeben, innerhalb zweier Monate von 
dem Todestage an über die Verwaltung Rechnung abzulegen und 
angefangene Gefchäfte, welche nicht ohne Nachtheil abgebroden werden 
fünnen, zu vollenden. Sind mehrere Vormünder beitellt, fo endigt 
mit dem Tode des einen die Vormundſchaft der Uebrigen nicht; Die 
Uebrigen find verpflichtet, von dem Todesfalle Anzeige bei dem Vor— 
mundjchaftsgerichte zu machen ?). 


Iſt ein Vormund nur auf Zeit oder bis zum Eintritte einer Be- 
dingung beftellt, fo erlöfcht die Vormundſchaft mit dem Eintritte der 
Beit oder der Bedingung nicht von felbft, ſondern erft, wenn ein 
anderer Vormund beftellt worden ift?). 


Ein Vormund ift zu entlaffen, wenn er zur Führung der Vor» 
mundichaft unfähig, 3. B. des Vernunftgebrauhs beraubt, wird, 
wenn er fich pflihtwidrig, nadläffig oder ungeſchickt erweilt, oder 
wenn er fonjt des Vertrauens unmwürdig wird; jedoch ift, wenn nicht 
bejondere Gründe eine Ausnahme fordern, mit der Entlafjung bis 
zum Ende eines Recdhnungsjahres und bis zur Uebernahme der Vor— 
mundjchaft von Seiten des neubeftellten Vormundes anzuftehen ®). 


Berehelicht fich die Mutter oder Großmutter des Minderjährigen 
während der Vormundſchaft, fo ift fie zu entlaffen, fofern nicht das 
VBormundfchaftsgericht die Fortdauer ihrer Vormundſchaft angemefjen 
findet 5). 


1) Man vergl. SS. 1969, 1970 des BGB.'s. — Die Frage, ob ein für volljährig 
Erklärter Wechſel ausftellen könne, entjcheidet das Geſetz über den Schuldarreft 
und den Wechielproceh vom 7. Juni 1849. — Auf Rechte und Berbindlichkeiten, 
weiche durch Privatverfügung von der Volljährigkeit abhängig gemacht find, hat 
die Volljährigfeitserflärung feinen Einfluß ($. 1971 des BGB.'s). 

2) Man vergl. 88. 1972, 1973 des BGB.'s und Commentar Bd, 3 ©. 211. 

3) Man vergl. $. 1975 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $$. 1974, 1976, 1978, 1979 des BGB.'s und SS. 21 und 77 
der Gerichtsordnung. 

5) Man vergl. $. 1977 des BGB.'s. 
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Eine für einzelne Angelegenheiten angeordnete Vormundſchaft 
endigt mit Erledigung diefer Angelegenheit t). 

Endlih fann, wenn während der Vormundfchaft Gründe ent- 
ftehen, aus welchen die Bormundfchaft abgelehnt werden fann, oder 
wenn von einem VBormunde die Bormundichaft zehn Jahre lang ge- 
führt worden ift, um Entlaffung von der Bormundichaft nachgeſucht 
werden, und es endigt Ddiejelbe mit der Beitellung eines anderen 
Vormundes ?). 


Befondere Arten der Bormundfchaft. 
8. 169. 


Allgemeine Bemerkung. 


Das bürgerlihe Gejegbuch handelt in diefem Abfchnitte von der 
Vormundichaft über Geiftesfranfe und Gebrechliche, über Verſchwender, 
über Abmejende, über eine ungeborene Leibesfrucht. Bon dem 
römifhen Rechte weicht es nicht blos infofern ab, als es bei 
diefen Jnftituten, wie bei der Vormundſchaft über Minderjährige, den 
Ausdrud „Vormundſchaft“ auch für die römische cura (bonorum) (in 
ihrem Gegenfage zu der tutela, welche jih auf die Perſon und das 
Vermögen bezog) gebraucht, jondern auch injofern, als zwei Fälle der 
römijchen cura (bonorum), nämlich die jog. cura hereditatis jacentis °) 
und die cura, welche auf Antrag der Gläubiger verfügt werden könnte, 
wenn der Schuldner fih der Verfolgung vor Gericht entzog (wenn er 
latitirte) %), bier nicht erwähnt werden. Auf die erftere beziehen 
fih Die 8$. 2246 bis 2248 des BGB.'s. Die legtere dagegen ge- 
hört in das Concursrecht, welches von dem bürgerlichen Geſetzbuche 
ganz ausgefchloffen geblieben if. Aber auch in den Ginzelnheiten 
weicht das bürgerlihe Geſetzbuch von dem römischen Nechte wejentlich 
ab, und es wird in dieſer Lehre ein Zurüdgeben auf die Vorſchriften 
des römischen Rechts auch nicht einmal zum Zwede der interpretation 
zuläffig fein. 


1) Man vergl. $. 1980 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $. 1976 des BGB.'s. 


3) Man vergl. 1. 1 8. 4 in f. D. de munerib., I. 1 D. de curat. bonis dando, 
I. 23 88. 2 und 3 D. de hered. instituend. 


4) Man vergl. I. 2 D. de curat. bonis dando. 
18* 
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Im Allgemeinen gilt die Regel, daß für die befonderen Arten 
der Vormundſchaft die Beftimmungen über die Vormundſchaft über die 
Minderjährigen Anwendung finden, foweit nicht etwas Anderes be- 
ftimmt ift, und foweit es die Natur der Verhältniffe, 3. B. bei der 
Verjährung der Klage wider einen Dritten, zuläßt )). 


8. 170. 
Vormundſchaft über Geiftesfranfe und Gebredlide. 


Bolljährige, bei welchen eine gerichtsärztliche Unterfuhung ergiebt, 
daß fie des Gebrauchs der Vernunft beraubt find, müfjen, wenn fie 
nicht in väterliher Gewalt ftehen, unter Vormundſchaft geftellt 
werden ?). Dafjelbe gilt von Taubftummen, welche fich nicht durch 
verftändlie Zeichen auszudrüden vermögen >. Dagegen find Taub- 
ftummen, welche ſich durch verftändliche Zeichen auszudrüden vermögen, 
ingleihen blos tauben oder blos jtummen, blinden und anderen ge- 
brechlichen oder geiftesihwadhen Perſonen, jofern fie nicht in väter- 
liher Gewalt ftehen, nur auf ihr Verlangen oder wenn das Vor— 
mundjchaftsgeriht nad gerichtsärztliher Unterfuhung es für nöthig 
hält, im Allgemeinen oder für einzelne Angelegenheiten VBormünder 
zu beitellen *). 

Die Vormünder der vorftehend aufgeführten Perjonen haben ins— 
befondere dafür Sorge zu tragen, daß die Pflegbefohlenen weder ſich 
noch Anderen Schaden zufügen, aud im Falle des Bedürfnifjes in 





1) Man vergl. $. 1998 in Verbindung mit $. 1948 des BGB.'s und oben 
©. 269 not. 3. 

2) Man vergl. $. 1981 des BGB.'s. — Der Stellung unter Vormundſchaft 
muß ſtets eine causae cognitio, insbefondere eine gerichtsärztliche Erploration des 
Geifteszuftandes des unter Vormundſchaft zu Stellenden voraudgehen. Erflärt 
der Gerichtsarzt, daß der Erplorat des Vernunftgebrauchd beraubt jei, tiber: 
ſpricht aber der Erplorat, jo hat das VBormundichaftägericht zwar die erforderlichen 
Anftalten zur Sicherung des Vermögens zu treffen, aber mit der definitiven Be: 
ftelung eines Vormundes fo lange anzuftehen, bis der Widerſpruch nad Erörterung 
der von dem Erploraten angeführten Thatfachen und, unter Verhältnifien nad 
Einholung anderweiten ärztlichen Gutachtens, erledigt ift. Vorzüglich hat aber das 
Bormundichaftsgericht zu verbüten, daß die Stellung unter Zuftandsvormundichaft 
dazu benugt wird, einer handlungsfähigen Perſon im Intereffe der gejeglichen 
Erben oder BVertragderben die freie Verfügung über ihr Vermögen zu entziehen. 

3) Man vergl. $. 1982 Sat 1 des BGB.'s. 


4) Man vergl. $. 1982 Satz 2 des BGB.'s und Commentar Bd. 3 ©. 214, 
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einer Heil» und PBerjforgungsanftalt untergebradt werden). Steht 
dem Pflegbefohlenen, als Vater oder Ehemann, die Verwaltung und 
der Nießbraud an dem Vermögen feiner Ehefrau oder feiner Kinder 
zu, jo hat der Vormund auch diefes Vermögen zu verwalten ?). 


Perſonen, welche des Vernunftgebrauchs beraubt find, können in 
lichten Zwifchenräumen gültig handeln, wenn das Vormundihafts- 
gericht auf Grund gerichtsärztliher Unterfuhung ihres Zuftandes fich 
überzeugt bat, daß fie fih im Gebraude ihrer Vernunft befinden ?). 

Die Vormünder der des Gebrauchs der Vernunft Beraubten 
find zu entlaffen, wenn die gerichtsärztliche Unterfuchung ergiebt, daß 
diefe Perfonen fih im Gebraude der Vernunft befinden t). 

Die Vormünder über Taubftumme, ingleihen über andere ge— 
bredliche und geiſtesſchwache Perfonen find zu entlaffen, wenn das 
Yedürfniß aufhört °). 


8. 171. 
Bormundihaft über Verſchwender. 


PBerfonen, melde ihr Vermögen auf leichtiinnige Weiſe durch— 
bringen und hierdurch ſich und ihre Familie der Gefahr des Noth- 
ftandes ausfegen, find nad Unterfuhung der Berhältniffe zu bevor- 
munden, in der Pegel nad vorgängiger fruchtlofer Verwarnung, 
jdoh, wenn Gefahr im Verzuge ift, auch ohne diefe. Die Bevor- 
mundung ift öffentlich befannt zu maden °). 

Der Bormund bat insbefondere den Verſchwender zu einem 
ordentlihen und regelmäßigen Leben anzuhalten ?). 


Die Vormundfhaft über Verfhwender endigt, wenn das Vor» 


1) Man vergl. $. 1983 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1927 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1984 des BGB.'s. — Ueber die Fähigkeit diefer Perjonen 
zur Errihtung letter Willen vergl. $. 2069 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8.1985 des BGB.'s und $. 74 der Gerichtsordnung. — Weber 
die Anlegung noch die Aufhebung der j. g. Zuſtandsvormundſchaft ift AN 
befannt zu machen. 

5) Man vergl. $. 1986 ded BGB.s und $. 65 der Gerichtsorbnung. 

6) Man vergl. $. 1987 des BGB. Auf das Verfahren bei ber Stellung 
unter cura prodigi bezieht fich die Verordnung, die fernere Giltigfeit 2c. betreffend, 
vom 3. Auguft 1868 Nr. 5. 

7) Man vergl. $. 1988 ded BGB.'s. — Bon der Fähigkeit des Verſchwen— 
ders zur Errichtung letzter Willen handeln die SS. 2072, 2210, 2545 bed BGB.'s. 
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mundichaftsgericht Diefelben wieder für bandlungsfähig erklärt, von 
der Zeit der öffentlihen Bekanntmadhung an ). 


8. 172. 
Bormundfhaft über Abweſende. 


Wenn Bolljährige, melde nicht in väterliher Gewalt ftehen, ab- 
weſend find und über deren Leben oder Aufenthalt feine Nachricht 
vorhanden ift?), jo find denjelben zur Verwaltung des von ihnen 
zurüdgelafjenen Vermögens, oder, jofern ihnen nad ihrer Entfern- 
ung Vermögen zufällt, zu deſſen Erwerbung und Verwaltung, Bor- 
münder zu beitellen °). 

Hat der Abwejende zur Beforgung feiner gefammten Angelegen- 
heiten Auftrag gegeben, jo bedarf es der Beitellung eines Vormundes 
für denjelben nur, wenn das Gericht in Folge erhobener Beſchwerde 
der gejeglihen Erben oder ſonſt Betheiligter oder in Folge eigener 
Wahrnehmung findet, daß der Beauftragte zur Beforgung der Ange- 
legenheiten des Abmwefenden ‘außer Stande ift, oder erheblihe Ein- 
wendungen gegen deſſen Verwaltung vorliegen oder der Beauftragte 
den Auftrag zurüdgiebt*). Hat der Abweſende nur zu beftimmten 
Angelegenheiten Auftrag gegeben, fo ift zu den Angelegenheiten, 
auf welche fih der Auftrag nicht bezieht, ein befonderer Vormund zu 
bejtellen ®). 

Die Vormundſchaft über Abweſende endigt, wenn Ddiejelben 
zurüdfehren, wenn fie zur Bermwaltung ihres Vermögens Auftrag 
geben, wenn deren Tod bemwiejen wird oder wenn fie für todt erflärt 
werden 9%. Die Bejtellung und Aufhebung einer Vormundſchaft über 
Abweſende find öffentlich befannt zu machen ”). 


1) Man vergl. $. 1989 des BGB.'s und Gele vom 3. Auguft 1868 Nr. 5. 

2) Man vergl. oben ©. 164 flg. zu 1. 

3) Man vergl. $. 1990 des BGB.s und Commentar Bd. 3 ©. 216 flg. — 
Eine Analogie der Bormundichaft über Abweſende findet ſich im römischen Rechte 
nur bei der Gefangenſchaft (1. 1 $. 4 D. de muner.). 


4) Man vergl. $. 1991 des BGB.'s. 
5) Man vergl. $. 1992, des BGB.'s. 
6) Man vergl. $. 1993 des BGB.'s. 
7) Man vergl. $. 1994 des BGB.'s. 
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8. 173. 
Bormundihaft über eine ungeborene Leibesfrudt. 


Stirbt Jemand mit Hinterlaffung einer ſchwangeren Wittwe, fo 
ift der Leibesfruht auf Antrag der Wittwe, oder wenn es die Um— 
ftände erfordern, Amtswegen ein Vormund zu beftellen. Dieſe Bor- 
mundjchaft ift vorzüglich Demjenigen, welchen der Bater dazu berufen 
bat und in Ermangelung einer ſolchen Berufung, einem Verwandten, 
welcher nicht der nächſte Erbe ijt, zu übertragen. Diejelbe endigt, 
wenn Gewißheit darüber vorhanden ift, daß eine Geburt nicht zu er- 
warten ift?). 


1) Man vergl. 88. 1995 bid 1997 des BGB.'s. — Die Vormundfhaft über 
eine ungeborene Leibeöfruht war bereitö ben Römern unter dem Namen cura 
ventris befannt (l. 20 pr. D. de tut. et curat. dat., l. 48 D. de administrat, et 
peric. tut.). 


Drittes Bud). 
Sadenredt. 


Erſtes Capitel. 


Von dem Beſihe. 
8. 174. 
I. Allgemeine Bemerkung. 


Man würde fi eine ganz unrichtige Vorftellung maden, wenn 
man glaubte, e8 handelte ji im Sachenrechte um Rechte, welche der 
Sache oder der Sache gegenüber zuftehen. Sache ift das Rechtsobject, 
in welchen fich das Nechtsfubject entfaltet. Abgefehen von den Fällen, 
in welchen einer Sache, oder einem Inbegriffe von Saden, vermöge 
einer rechtlichen Fiction, als Stiftung Nechtsfähigfeit zukommt, kann 
die Sache weder Nechte noch Verbindlichkeiten haben. Sie ift nur 
vorhanden, um anderen Zweden zu dienen. So menig fih jagen 
läßt, es übe der Menih ein Recht aus, wenn er ein Glied feines 
Körpers gebraudt, und es erfülle das Glied des Körpers eine Ber- 
bindlichfeit, wenn es dem Menjchen dient, jowenig läßt ſich jagen, 
e8 liege in dem Gebraude einer Sade die Ausübung eines Rechtes 
an der Sache oder die Erfüllung einer Verbindlichkeit der Sade der 
Perſon gegenüber, welche fie zu ihrem Zwede verwendet. Beides ift 
an ſich fo unzmweifelbaft, daß es nicht eines Beweiſes, jondern nur 
einer erläuternden Bemerkung bedarf. Soviel nämlich die Perſon 
betrifft, jo bat fie, vermöge ihrer Eriftenz, Rechtsfähigkeit. Etwas 
Weiteres, als eine einzelne Erſcheinung diefer Rechtsfähigkeit ift es 
aber nicht, wenn die Perſon die Sade ihrer Herrſchaft untermwirft 
über ſie verfügt, fie gebraudt, zu beliebigen Zweden verwendet oder 
vernichtet. Soviel dagegen die Sache anlangt, jo hat fie die Be- 
ſtimmung, menſchlichen Bedürfniffen und Zweden zu dienen und diefe 
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Beitimmung erfüllt fie, wenn fie von der Perfon in Beichlag ge 
nommen, gebraudt und verwendet wird. Hierin liegt aber lediglich 
eine reine Thatfache, mweil weder die Perſon, welche die Sade ihrer 
Herrſchaft unterwirft, fi auf ein der Sache gegenüber erworbenes 
Recht ſtützt, noch die Sache, welche der Herrſchaft der Perſon unter- 
worfen wird, eine diefer Perfon gegenüber gegebene Beſtimmung 
erfüllt. 

Der rein thatſächliche Zuftand, vermöge deifen die Perfon auf 
die Sache einwirkt, läßt fih auch anderen Perjonen gegenüber nicht 
als ein Recht auffaffen, weil er nur ein Ausflug der Rechtsfähigkeit 
der Perſon ift und die Verbindlichkeit der anderen Perjonen, den 
angegebenen thatfächlihen Zuftand nicht zu ftören, mit der allgemeinen 
Verbindlichkeit, die Rechtsfähigkeit der Perfon zu achten, ſich aller 
Eingriffe in eine fremde Rechtsſphäre zu enthalten und wenn dem 
entgegen gehandelt worden ift, Schadenerfag zu leiften, zufammenfällt. 

Hätte das Sachenrecht lediglich das Verhältniß der Berfon zur Sache 
zum Gegenftande, jo ließe fi mit Grund der Zmeifel aufitellen, ob 
dafjelbe nicht ein integrirender Theil des Verfonenrechtes wäre. Man 
fönnte zwar dafjelbe in einem befonderen Abfchnitte behandeln. Aber 
was ſich darin jagen ließe, wäre etwas Weiteres nicht, als eine Ans 
wendung der Borfchriften über die Rechtsfähigkeit auf die Sachen, 
als die Objecte, in melden fich die Rechtsfähigfeit der Perfon äußer- 
lih wirkſam zeigte. 

Aber das Sachenrecht hat nad Einführung des Eigenthums und 
der damit zufammenhängenden Rechte an Sachen, 3. B. des Pfand- 
rechts, der Neallaften, der Grunddienftbarkeiten und perfönlichen 
Dienftbarkeiten, eine Bedeutung erhalten, welche auf das Recht jelbit 
Einfluß hat. Bei diejen Inſtituten handelt es ſich nämlich um Rechte 
an der Sade, welche einen bejonderen Erwerbungsgrund vorausfegen 
und Jedem gegenüber, der fih im Widerſpruche mit diefen Rechten 
befindet, geltend gemacht werden fünnen. Man merte aber mohl, 
daß auch diefe Rechte nicht, wie man möglicher Weife aus dem Aus» 
drude „Rechte an Sachen‘ folgern fünnte, Rechte find, welche der 
Berfon der Sache gegenüber zuftehen. Denn dergleichen Nechte find 
undenfbar und fönnen aud von der pofitiven Gefeßgebung nicht ge 
Ihaffen werden. Vielmehr find es Rechte, welche, wenn fie auf eine 
von dem pofitiven Rechte anerfannte Weife an der Sache erworben 
worden find, jeder anderen Perſon gegenüber, auch ohne einen be— 
jonderen Berpflihtungsgrund, Wirkung haben. Der rechtliche Schug, 
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welder nah dem Rechte der Vernunft nur der Perſon zufommt, ift 
duch das pofitive Recht, nah Aufhebung der allgemeinen Güterge- 
meinſchaft, auf das Vermögen der Perſon ausgedehnt worden; es 
wird jo betrachtet, als ob ſich die Rechtsfähigkfeit der Perſon in deren 
Vermögen verkörpert habe und die Herrichaft, welche die Perſon durch 
einen vom Rechte anerfannten Erwerbungsgrund über eine Sache er— 
langt hat, fo lange fortdauere, als die Sade eriftirt und die Herr- 
ſchaft über dieſelbe nicht auf eine vom Rechte anerkannte Weiſe ver: 
Ioren worden ift. 
8. 175. 
U. Begriff des Befiges. 

Beſitz ift die Inhabung einer körperlichen, im Berfehre ftehenden 
Sade, mit dem Willen des Inhabers, an der Sade für ſich Eigen- 
tum auszuüben), Nur wenn diefe Begriffsmerkmale zujanımen- 
treffen, ift Befig vorhanden. Wenn in dem Nachftehenden die ein- 
zelnen Begriffsmerfmale des Beſitzes noch befonders behandelt werden, 
ſo gejchieht dies nur zum befjeren Berftändniffe, und man hat dabei 
jtet8 im Auge zu behalten, daß, wenn auch ein einzelnes Merkmal 
vorhanden ift, daraus nidht auf das Vorhandenfein des Befites ge- 
ſchloſſen werden fann, jofern nicht auch die übrigen Begriffsmerfmale 
binzutreten. 

Erforderniß des Beſitzes ift 

a) eine körperliche Sade ?), weil nur bei diefer eine In— 
habung, tie fie beit dem Befite vorausgeſetzt wird, möglich ift?). 
Unkörperliche Saden find feine Sachen, fondern Begriffe‘). Eine 
Ausnahme mahen nur die Grunddienftbarkeiten, bei melden, mie 
weiter unten gezeigt werden wird, ein fog. Rechtsbejig ftatt hat?). 





1) Man vergl. $. 186 bed BGB.'s. — In diefem Paragraphen wird nur 
eine Definition des Befigers gegeben. Da ich im Terte, unter Beibehaltung der 
Worte des Paragraphen, eine Definition des Beſitzes geben wollte, mußte ich 
bei dem Begriffsmertmale des f. g. animus domini die Worte „des Inhabers‘ 
einjchieben, weil fih nur dadurch in unferer Sprade der Sinn bed römifchen 
animus domini oder animus rem sibi habendi wiedergeben ließ. 

2) Man vergl. oben ©. 69 fig. 

3) Man vergl. I. 3 pr. D. de adquir. vel amittenda possess., $. 1 J. eod. 

4) Man vergl. oben ©. 70 Anmerkung. 

5) Man vergl. 88. 556 bis 562 des BGB.'s. 
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Aber jelbit förperlihe Sachen, welde dem Berfehre entzogen jind, 
fönnen nicht beſeſſen werden ?). 

Zu dem Befige gehört 

b) Inhabung der Sade. Inhabung ift das thatſächliche In— 
dermadhthaben ?), oder ein ſolches Verhältniß der Perſon zu der Sadıe, 
vermöge deffen die erftere auf die legtere unmittelbar einwirken fann. 
Eine Inhabung erfordert den Willen (animus), die Sache zu haben, 
und das thatſächliche Ergreifen der Sade. So läßt ſich 3. B. nicht 
jagen, daß Derjenige befigt, welcher weiß, es fei in feinem Grund» 
ftüde ein Schag vergraben, aud den Willen hat, denfelben als ihm 
gebörig zu betrachten, aber noch nicht Etwas gethan hat, den Schaf 
tbatfächlih in feine Macht zu bringen). Dagegen wird, die Inhab— 
ung, melde einmal erworben worden tft, durch den Willen, diefelbe 
fortzufegen, auch ſelbſt ohne thatfähliches Halten der Sache (ohne 
förperlihe Detention), erhalten *). 

Endlih wird 

c) zu dem Befige der Wille des „Inhabers, an der Sade für 
fih Eigenthum auszuüben, erfordert. Diejer Wille (animus) unter- 
jcheidet fih wejentlih von dem Glauben, Eigenthümer zu fein. Wer 
nämlich die Inhabung der Sache mit dem Willen erlangt, Eigenthümer 
zu werden, erwirbt den Befig, follte er auch die Sache ohne Grund 
oder aus einem vom Gejege nicht anerkannten Grunde inne haben, 
wie dies 3. B. bei der Ehefrau vorfommen fann, welde eine Sade 
von dem Ehemanne gegen das Berbot des $. 1647 des BGB.'s ge- 
ſchenkt erhält?). Das Erfordernig des Willens, an der Sade für 
ſich Eigenthum auszuüben, ſchließt den Befit in den Fällen aus, in 


1) Man vergl. oben ©. 70 fig. 

2) Man vergl. 88. 186, 194 des BGB.'s und Il. ı pr. D. de adquir. vel 
amitt. poss. 

3) Man vergl. 1. 3 $. 3 D. de adquir. vel amitt. possess. 

4) Man vergl. $. 212 Sab 1 des BGB.'s. 

5) Die Worte „Wille, Eigenthum an der Sade für ſich auszuüben“ find 
eine Ueberſetzung des römiſchen „animus domini oder rem sibi habendi.“ Beſitzer 
ift nämlich Derjenige, welcher die Sade als eigene inne hat. Man kann das 
rein thatfächliche Innehaben und den Willen (animus), die Sache als eine eigene 
zu haben, unterfcheiden. Jenes ift aber ein Befig nur in Verbindung mit diefem 
und umgekehrt. Beſitz ift nämlich eine Handlung, von mwelder das thatfächliche 
Innehaben die äußere Erſcheinung, der Wille, die Sache als eine eigene zu 
baben, die innere Eigenjchaft der Handlung ausmadt. Beides bildet integrirende 
Theile Eined Begriffes. 
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welchen eine Perſon eine Sache nicht in ihrem, jondern in fremdem 
Namen inne hat, 3. B. wenn Jemand die Sache als Miether, Pachter, 
Pfandgläubiger, Nugnießer, Stellvertreter u. |. w. inne hat. 


Anm. Wenn ich den Befis an Sachen an die Spite des Sachenrechts ge: 
ftellt habe, fo ift dies aus nachftehenden Gründen geſchehen. Erjtens fpricht 
bierfür der Umftand, daß das Eigenthbum an Sachen aus dem Befige entſtanden 
ift, wie in der 1.1 8.1 D. de adquir. vel amitt. possess. ausbrüdlic gejagt wird, 
„dominiumque rerum ex naturali possessione coepisse Nerva filius ait, ejusque rei 
vestigium remanere de his, quae terra, mari coeloque capiuntur, nam haec protinus 
eorum fiunt, qui primi possessionem eorum apprehenderint; item bello capta, et in- 
sula in mari enata, et gemmae, lapilli, margaritae inventae ejus fiunt, qui primus 
eorum possessionem nactus est.“ Zweitens hat das Recht durch Einführung des 
Eigenthums nicht bewirken können, daß der Belig, als reine Thatjadhe, als gar 
nicht vorhanden betrachtet wird. Das Gefek kann zwar dem Eigenthümer das 
Recht geben, die Sache zu befigen, aber es liegt außer feinem Wirkungsfreife, die 
Thatſache berzuftellen, daß der Eigenthümer befigt, oder die Thatſache unge— 
ſchehen zu machen, baf ein Anderer, als der Eigenthümer, befigt. Drittens 
handelt es fich bei dem Befige um die Macht der Perſon über die Sade. Dieje 
Macht kann man zwar auf die allgemeine Nechtsfähigkeit zurüdführen. Aber 
der Befig bleibt doch immer eine einzelne Erjcheinung der allgemeinen Rechts: 
fühigfeit in der einzelnen Sache, ganz ebenjo wie das Eigenthbum und die Dienft: 
barkeit. Biertens made ich darauf aufmerlfam, daß wenigſtens die Meinung, 
es ſei der Befig in dem allgemeinen Theile zu behandeln, jeden Grundes ent: 
behrt. 


8. 176. 
Fortſetzung. 

Nach dem im vorigen Paragraph Geſagten wird zwar darüber 
kein Zweifel vorhanden ſein können, daß Beſitz eine Thatſache (ein 
factum) und fein Recht (jus) iſt. Nichtsdeſtoweniger halte ich für 
nöthig, Dies noch näher zu erläutern. Der Befig ift eine Thatfache 
(factum), weil, 

a) wenn eine willensfähige Perſon befist, darauf Etwas nicht an- 
fommt, ob diefelbe ein Recht an der Sache habe, 3. B. wenn 
ein Minderjähriger, welcher die Jahre der Kindheit überfchritten 
bat, ohne Concurrenz des Vormundes, ein Darlehn ausgezahlt 
erhalten hat’), oder wenn einem Ehegatten von dem anderen 
Ehegatten eine Sache gegen das Verbot der Schenkungen unter 
Ehegatten gejchenft worden ift ?); 


1) Man vergl. SS. 81, 193 des BGB.'s. 
2) Dan vergl. $. 1647 des BGB.'s. 
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b) wenn eine bewegliche Sache geftohlen oder geraubt wird, oder 
an einen unzugänglicen Ort geräth, der Eigenthümer den Belig 
verliert, objhon er das Eigenthum behält '); 

ec) der Erbe, obſchon er in alle Rechte des Erblaſſers fuccedirt, 
deſſen ungeadtet den Befig an den erbſchaftlichen Saden nicht 
ohne eine Bejigergreifung erwirbt *); 

d) Demjenigen, welcher die Sache bejigt, die Beſitzklagen zuftehen, 
obſchon er fein Recht an der Sache hat, dagegen dem Eigen- 
thümer oder publicianifchen Beliger, welcher die Sache nicht be- 
figt, die Befigflagen nicht zuftehen, obſchon er ein Recht auf 
den Belig der Sade hat. 

Zwar find in dem Rechte mit dem Beſitze mehrere rechtliche Fol- 
gen verbunden. Aber daraus folgt nicht, daß der thatſächliche Zuftand, 
welchen das Recht anerkennt, jelbit ein Recht it?) Man ftügt die 
Behauptung, daß der Befig ein Necht fei, auf nachftehende Momente: 

a) e8 werde der Belig, wenn er eriworben worden fei, animo 
retinirt *), 

b) der Belig fünne durch Stellvertreter erworben werden), 

ec) es juccedire Derjenige, welchem eine Sache übergeben werde, in 
den Ujucapionsbejig des Tradenten, der Erbe in den Ufuca- 
pionsbejit des Erblaijers ®), 

d) der Beſitz gebe bei der Eigenthumsflage den Bortheil, daß der 
Kläger fein behauptetes Eigenthum zu bemeifen habe und der 


1) Man vergl. $. 213 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 2288 des BGB.'s. 

3) Unter Recht ift in diefem Gegeniage eine Macht ber Perſon über bie 
Sache zu verjtehen, welche auf eine vom Rechte anerlannte Weife erworben wor: 
den ift. Wenn ein tharfächlicher Zuftand in fofern von dem Rechte geihügt wird, 
als deſſen Störung verboten wird, jo gebt diefelbe nicht dadurch in ein Recht 
über. So ift e8 z. B. verboten, einem Menſchen das Leben zu nehmen, ben 
Baflerlauf von dem höher gelegenen Grundftüde auf das niedriger gelegene zu 
hindern. Aber es läßt fich nicht jagen, es fei das menschliche Leben ein erft 
erworbenes Recht oder ed werde der angegebene Waflerlauf von dem Rechte be: 
ftimmt. Aehnlich verhält e8 fich mit dem Befite, welcher, wenn er vorhanden ift, 
bon dem Rechte gegen Störungen geſchützt, aber, ohne daß das Recht darauf einen 
Einfluß bat, erworben und verloren wird, 

4) Dan vergl. $. 212 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 58. 193, 203 des BGB.'s 

6) Man vergl. 88. 263, 264 des BGB.'s. 
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Beklagte, wenn diefer Beweis nicht geführt werde, von der er- 
bobenen Klage zu entbinden und loszuzählen jei'), 
e) e8 ftehe dent Beliger der f. g. Interdictenſchutz zu. 
Aber alle diefe Momente beweifen nicht, daß der Beſitz ein Necht 
fei. Soviel das Moment 
zu a. 
anlangt, fo beweift daffelbe nur, daß der Befig animo retinirt wird. 
Iſt der Befig ein thatfächliher Zuftand, jo dauert er als folder fort, 
wenn auch der Befiger feine Befighandlungen vornimmt. An der 
Natur des Beliges wird aber dadurh Etwas nicht geändert. 
Das Moment 
zu b. 
bemweift vielmehr, daß der Belit fein Recht ift, indem eine folche 
mechanische Dienftleiftung, wie fie bet der Erwerbung des Beſitzes für 
einen Anderen vorkommt, nur bei einem rein thatjächlichen Verhält— 
niſſe, nicht aber bei einem Rechte, denkbar ift. 
Gegen das Moment 
zu c. 
it zu bemerken, daß der Uſucapionsbeſitz fein Recht fein kann, weil 
die Ujucapion ſelbſt Fein Recht ift, fondern erjt ein Recht giebt, wenn 
fie vollendet ift. 
Aus dem Momente 
zu d. 
folgt etwas Weiteres nicht, al$ daß das Eigenthum ein Recht ift und, 
wenn es geltend gemacht wird, des Beweiſes bedarf. Für die redht- 
lihe Eigenichaft des Beliges läßt ji daraus eben fo wenig Etwas 
folgern, als daraus, daß der auf Nüdzahlung eines Darlehns PVer- 
Elagte abjolvirt wird, wenn der Kläger das Darlehn nicht zu bemeijen 
vermag, gefolgert werden kann, es habe der Verklagte ein Recht, ein 
erhaltenes Darlehn nicht zurüdzuzahlen. 
Endlich verfteht es ſich 
zu e. 
von felbit, daß die Beſitzklagen den Belig nicht zu einem Rechte machen 
fünnen. Gäbe es eine Klage, mittelft deren Derjenige, welder einmal 
eine Sache bejejfen bat, die Rüdgabe der Sache von jedem Inhaber, 
ohne Unterfchied, von mem und mie er die Sade erworben 
hätte, verlangen fünnte, jo würde allerdings anzunehmen fein, daß 


1) Man vergl. $. 298 des BGB.'s. 
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der Befig ein Neht wäre. Aber eine ſolche Klage giebt es befannt- 
lich nicht. 

Anım. In dem Begriffe des Befiges Liegt, daß derſelbe nur an einzelnen 
Sachen jtatt finden kann ($. 191 Sat 1 des BGB. 8). An mehreren einzelnen 
Saden und an Gefammtjachen (vergl. oben S. 75) ift nicht ein Befig des Ganzen, 
fondern nur ein Befig der einzelnen Saden denkbar. Ein aus mehreren ein: 
faben Sachen zufammengefegtes Ganze (vergl. oben S. 75 not. 2) wird nur im 
Ganzen, nicht in feinen Theilen bejeffen und wird die Verbindung aufgelöft, jo 
fann ein neuer Befig an den einzelnen Theilen beginnen. Hat jedoch Jemand 
einzelne in feinem Befige befindliche Saden zu einen Ganzen verbunden, 3. B. 
einen werthvollen Stein in Gold gefaßt, jo fegt er den Befig berjelben in dem 
Ganzen fort und wird die Verbindung der einzelnen Saden zu einem Ganzen 
aufgehoben, jo wird der Befi an den einzelnen Sachen fortgefegt (man vergl. 
$. 191 Say 2 und 3 des BGOB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 212). 


8. 177. 
III. Befondere Arten des Beſitzes. 


Beſondere Arten des Beſitzes laffen ſich nicht fo denfen, daß der 
Beſitz, als jolder, verjchieden wäre. Wohl aber fann ein Befik, 
unter bejonderen Berhältniffen, Folgen haben, melde ein anderer 
Befig, bei welchen dergleichen befondere Verhältniffe nicht vorhanden 
ind, nicht hat. Das bürgerliche Geſetzbuch erwähnt drei bejondere 
Arten des Befiges, nämlich 

a) den rechtmäßigen, 
b) den redliden und 
ec) den fehlerhaften Beſitz. 
Zu a. 

Rechtmäßiger Beſitz (possessio justa) ift derjenige, welder auf 
einem Rechtsgrunde beruht, vermöge deilen Eigenthum erworben 
werden kann). Rechtsgründe, duch melde Eigenthum erworben 


1) Man vergl. $. 187 des BGB.'s. — Wenn in der 1. 3 $.5 D. de adquir. 
vel amitt. possess. gejagt wird: „Ex contrario plures eandem rem in solidum pos- 
sidere non possunt, contra naturam quippe est, ut, quum ego aliquid teneam, tu 
quoque id tenere videaris. Sabinus tamen scribit, eum, qui precario dederit, et 
ipsum possidere, et eum, qui precario acceperit. Ide Trebatius probabat existi- 
mans, posse alium juste, alium injuste possidere; duos injuste, vel duos juste non 
posse. Quem Labeo reprehendit, quoniam in summa possessionis non multum in- 
terest, juste quis, an in juste possideat. Quod est verius; non magis enim eadem 
possessio apud duos esse potest, quam ut tu stare videaris in eo loco, in quo ego 
sto, vel in quo ego sedeo, tu videaris sedere,“ jo wird damit nur die Unmöglich: 
feit des gleichzeitigen rechtmäßigen und unrechtmäßigen VBefiges behauptet, keines: 
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werden kann, find 3. B. der Kauf, die Schenkung, das Vermädtniß, 
das Geben an Zabhlungsitatt. Ein Bejig fann aber aud auf meb- 
teren Nechtögründen beruhen), Unrechtmäßiger Befig (possessio 
injusta) ift derjenige, welcher nicht auf einem Rechtsgrunde berubt, 
durch den Eigenthbum erworben werden Tann, 3. B. wenn ein Ehe— 
gatte aus einer unter den Ehegatten verbotenen Schenkung befigt. 

Ein rechtmäßiger Befig berechtigt, wenn er redlicher ift, zur ſ. g. 
actio publiciana?), und zur Erjigung ?). 

Zu b. 

Redlicher Befig (possessio bonae fidei) ift der Befit, bei welchem 
der Befiger glaubt, daß er Eigenthümer jeit). Unredlicher Beſitz (pos- 
sessio malae fidei) ift der Befiß, bei welchem der Bejiger weiß, daß er 
nicht Eigenthümer fei. it der Belig ein rechtmäßiger, jedoch ein Grund 
vorhanden, welcher die Erwerbung des Eigenthums hindert, 3. B. wenn 
Jemand eine Sade von dem Nichteigenthümer gefauft und übergeben er- 
halten bat, jo wird bis zum Beweiſe des Gegentheils angenommen, 
daß der Bejiter das der Erwerbung des Eigenthums entgegenftehende 
Hinderniß nicht gefannt habe’). Das bürgerlihe Gejegbud bat noch 
die befondere Beltimmung, da die Redlichfeit eines Beliges, melden 
ein Stellvertreter ausübt, nach dem Glauben des legteren und, wenn 
mehrere Stellvertreter vorhanden find, nach dem Glauben der Mehr— 
zahl zu beurtheilen tft, daß jedoch, wenn der Vertretene willensfäbig 
it, ihn die Nachtheile der eigenen Unredlichkeit treffen, jollte aud 
der Vertreter jich im redlichen Glauben befinden ©). 


wegs aber jeder Unterjchied ziwifchen dem rechtmäßigen und unrechtmäßigen Be: 
fie verneint. Denn Labeo fagt nur, es ſei bei dem Beſitze (n summa posses- 
sionis) fein großer Unterſchied (non multum interest), ob Jemand rechtmäßig 
oder unrechtmäßig befige. 

1) 1. 38. 4 D. de acquir, vel amitt. poss. 

2) Man vergl. $. 325 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 265 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 188 Satz 1 des BGB.'s und 1. 3 $. 22 D. de adquir. rel 
amitt. possess. — Nechtmäßiger und unrechtmäßiger, redlicher und unreblicher 
Befig deden fich nach römischen Rechte (man vergl. Hugo Donellus, 1. 1. t. 3 pag. 70 
8. 2). Nah Sächſiſchem Rechte aber wird fih, da nah $. 265 des BGB.'s 
redlicher Befig während der ganzen Erfigungszeit erfordert wird, denken laflen, 
daß nicht jeder rechtmäßige Befig auch ein reblicher fei. 

5) Man vergl. $. 188 ©. 2 des BGB.'s und Annalen N. F. Bd. 5 ©. 5385. 
— Ein unrebtmäßiger Befig kann nicht ein redlicher fein, 

6) Man vergl. $. 189 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 211. 
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Zu c. 

Fehlerhaft ift der Befig Desjenigen, wecher die Sache durch Ge- 
walt (vi), oder heimlich (clam) an ſich gebracht bat, oder die bis 
auf Widerruf empfangene Sade, nad gefchehenem Widerrufe, nicht 
zurüdgiebt (precarium) !). Als Gewalt (vis) gilt jede Befigergreifung, 
welche unter Befeitigung der entgegengefegten thatfächlihen Hinderniffe 
erfolgt ?). Heimlih (clam) bejigt Derjenige, welcher den Beſitz in 
einer Weife ergreift, daß der zum Widerfprud Berechtigte feine Kenntniß 
davon erlangen ſoll). Was das f. g. precarium ſei, ift bereits 
angegeben *). 

Der fehlerhafte Befig ift eine Art des unrechtmäßigen Beliges 
(injusta possessio); es giebt aber nicht einen fehlerhaften Beſitz im 
Allgemeinen, jondern nur Demjenigen gegenüber, dejjen Befig mit 
Gewalt oder heimlich ergriffen oder dejjen Sade, nach Widerruf des 
precarüi, nicht zurücdgegeben worden tft). 

Anm. Die Eintheilung in possessio ceivilis et naturalis (l. 1 8. 9 D. de vi 
et vi armat., 1. 2 $. ı D. pro hered.) wird im bürgerlichen Gejegbuche nicht be— 
rüdfichtigt, weil, mag man von den darüber aufgeftellten verjchiedenen Meinungen 
annehmen, welhe man will, die Ausdrüde „possessio civilis et naturalis“ nur 
auf den Unterfchieb zwilchen Inhabung und Belig, oder zwijchen dem Beſitze, bei 
weichem corpus et animus zufammentreffen, und dem Befige, welcher blos animo re: 
tinirt wird, oder ziwifchen rechtmäßigen und unrechtmäßigem, reblichem und unred— 
lichem Befite, bezogen werden fünnen. Es handelt fich baber in jenen Gejepftellen 
nicht um eine Eintheilung des Befiges, jondern um eine bloße Nomenclatur, für 
welche eö in unferer Sprade an entiprechenden Ausdrüden fehlt, ſofern man 
nicht die possessio naturalis für identijh mit der Jnhabung und bie possessio 
eivilis für identifch mit dem Befite anfiebt. 


1) Man vergl. $. 190 bes BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 584 des BGB.'s. — In der 1.1$.28 D. de vi et vi armat. 
wird vis jo definirt: „vi possidere eum definiendum est, qui expulso vetere pos- 
sessore acquisitam per vim possessionem obtinet, aut qui in hoc ipsum aptatus et 
praeparatus venit, ut contra bonos mores, auxilio, ne prohiberi possit ingrediens 
in possessionem, faciat; sed qui per vim possessionem suam retinuerit, Labeo ait, 
non vi possidere.“ 

3) Man vergl. $. 585 des BGB.'s. — In der l. 6 D. de acquir. vel amitt, 
possess. heißt es: „clam possidere eum dieimus, qui furtive ingressus possessionem 
ignorante eo, quem sibi controversiam facturum suspicatur, et, ne faceret, timebat 
— , qui futuram controversiam metuens, ignorante co, quem metuit, furtive in fun- 
dum ingreditur.“ 

4) Man vergl. I. 1 D. de precar. 

5) Man vergl. 88. 206, 207 des BGB.'s. 

Siebenbaar, Privatrecht. 19 
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8. 178, 
IV. Ermwerbung des Befiges. 


Da zu dem Befite der Wille, an der Sade für fih Eigenthum 
auszuüben (animus domini oder rem sibi habendi), erfordert wird, 
jo fann nur Derjenige Beſitz erwerben, welcher willensfähig ift '). 
Die Willensfähigfeit geht aber ab Denjenigen, welche im Kindesalter 
ftehen und Denjenigen, welche wegen Geiftesgebredhen oder megen 
eines vorübergehenden Zuftandes, 3. B. wegen totaler Trunfenbeit, 
des Vernunftgebraudhs beraubt find). Juriſtiſche Perſonen können 
nur durch Vertreter Befiß erwerben ?). Schlafende find zwar willens- 
fähig, erwerben aber nicht Befig, wenn ihnen eine Sade in die Hand 
gelegt wird, weil fie nicht den Willen (animus), den Belig zu erwer- 
ben, haben‘). Daß Diejenigen, welche zwar bejigen können, aber die 
Inhabung nicht in ihrem, fondern in fremden Namen erlangen, 3. ®: 
als Miether, Nießbraucher u. f. w., nicht Belig erwerben, ift bereits 
oben ©. 284 bemerkt worden. 

Handelt es fih um die Erwerbung des Beſitzes an einem (phy— 
fifchen oder ideellen) Theile der Sade >), jo ſchließt die Ungewißheit 
über den Theil der Sache, welcher erworben werden joll, den Willen, 
Belig zu erwerben, aus. Das entjcheidende Moment liegt darin, daß 
ein unbejtimmter Wille fih nicht in der Bejigergreifung verwirklichen 
fann. Iſt nämlich ein Grundftüd‘) unter Mehrere phyſiſch getheilt, 
und wollte Jemand den Beſitz an dem Theile eines Miteigenthümers, 
3. B. des Titius, erwerben, wüßte er aber nicht, welcher Theil dem 
Titius gehörte und wo derjelbe läge, jo könnte er den Belig an 
diefem Theil nicht erwerben, weil, wenn er die übrigen Theile des 
Grundftüds, nicht aber den dem Titius gehörigen Theil ergriffe, es 
an der thatſächlichen Ergreifung, und wenn er zufällig den Theil des 

1) Man vergl. $. 193 Sab 1 bed BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 81 Satz 1 und 2 ded BGB.'s. — Minderjährige, welche 
das Kindesalter überjchritten haben, find willensfähig und können daher aud 
ohne Goncurrenz des Vormundes Befi erwerben. 

3) Man vergl. $. 53 des BGB.'s und oben ©. 64. 


4) Man vergl. I. ı $. 3 D. de acquir. vel amitt. possessione, 

5) Man vergl. oben $, 42. 

6) Der Grund, warum bie phhyfifche Theilbarkfeit wo nicht allein, fo doch 
vorzüglich nur bei Grundftüden für die Lehre des Befiges einen Werth bat, iſt 
bereitö oben im $. 42 angegeben. 
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Titius ergriffe, e8 an dem Willen, diefen Theil zu ergreifen, fehlen 
würde. Ebenfo ift die Beligergreifung eines Grundftäds zu einem 
ideellen Theile, ohne das Bemwußtfein, nach welchem ideellen Theile 
der Befig erworben werden foll, nicht denkbar, weil, wenn der Belit 
ohne dieſes Bewußtfein ergriffen wird, nicht beftimmt werden kann, 
welcher Theil in eigenem und welcher Theil in fremdem Namen be- 
jeffen werde !). 


8. 179. 
Fortſetzung. 

Eine Sache kann nicht zu gleicher Zeit von Mehreren ungetheilt 
(in solidum) beſeſſen werden. Dagegen iſt eine Theilung des Beſitzes 
unter Mehrere nach ideellen Theilen möglich, weil dadurch nicht der 
Beſitz, welcher als Thatſache untheilbar iſt, ſondern der Vortheil, 
welchen derſelbe giebt, getheilt wird. Wenn nämlich Jemand eine 
Sache in fremdem Namen (alieno nomine) beſitzen kann, ſo können 
auch Mehrere eine Sache in der Weiſe beſitzen, daß Jeder von ihnen 
zu dem ihm gehörigen ideellen Theile in ſeinem Namen, zu dem den 
Anderen gehörigen ideellen Theile in fremdem Namen beſitzt ?). 

Eine Folge der Unmöglichkeit des Beſitzes in solidum ift die, daß fo 
lange eine Sade von jemanden bejeifen wird (fo lange nicht die pos- 
sessio vacua it), nicht ein Anderer den Beſitz derfelben Sache erwerben 
fann?). So würde z. B. wenn der Bejiger eines Grundftüds, ohne 
jemanden in demjelben zurüdzulaffen, verreift wäre, Derjenige, welcher 
das Grundſtück von einem Anderen faufte und übergeben erhielte, den 
Beſitz daran nicht erwerben, mweil der abweſende Befiger den Beſitz 
animo retinirt hätte. 


8. 180, 
Fortſetzung. 
Der Beſitz wird erworben, wenn Jemand durch eine einſeitige 


Handlung oder durch Uebergabe in ein ſolches Verhältniß zu der 
Sache tritt, daß er beliebig auf dieſelbe einwirken kann ‘). 


1) Man vergl. $. 194 des BGB.'s und 1.26 D. de acquir. vel amitt. pessess., 
l. 32 $. 2 D. de usurp. et usucap. und Gommentar Bd. 1 ©. 213. 
2) Man vergl. $. 192 des BGB.'s. 
3) Man vergl. 8. 197 des BGB.'s. 
4) Dan vergl. $. 194 des BGB.'s. j 
19 
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Durch eine einfeitige Handlung kann der Befig an berrenlofen 
Saden, in dem oben im $. 38 angegebenen Sinne, und an Saden, 
bei welchen eine Aneignung, wie bei berrenlojen Saden, ftatt bat, 
3. B. erbichaftlihen Sachen, erworben werden. Eine jolde einfeitige 
Handlung ift bei beweglichen Sahen das Ergreifen mit der Hand, 
die Anfichnahne, und wenn die Sache wegen ihrer Größe oder Schwere 
nicht von der Stelle gebracht werden können, die Anlegung einer 
Wache), bei unbewegliden Sachen das Betreten, die Berrainung, 
Einzäunung, Beltellung, Benugung derjelben, die Bebauung einer 
area mit einem Gebäude?) Für die einfeitige Befigerwerbung gilt 
die Regel, daß dadurch der Beſitz lediglih an dem Theile erworben 
wird, welcher thatjächlich ergriffen worden ift. 

Die Uebergabe einer unbeweglichen Sade geſchieht dadurch, daß 
der bisherige Befiger Denjenigen, welcher den Beſitz erwerben foll, 
in diefelbe einführt ?), oder ihm die Sade in der Nähe zeigt, oder daß 
der Erwerber mit Einwilligung des bisherigen Bejigers den Beſitz er- 
greift‘). Die Uebergabe einer beweglihen Sache geſchieht dadurch, daß 
der bisherige Beliger Demjenigen, welder den Bejig erwerben fol, die 
Sade einhändigt; der Einhändigung fteht es aber gleich, wenn der 
bisherige Befiger erklärt, daß er den Beſitz der fich in der Nähe be- 
findliden Sache übergebe und der andere Theil den Willen hat, den 
Befig an der Sache zu erwerben (ſ. g. traditio longa manu), wenn 
der Beſitzer die Schlüffel zu dem Behältniffe, in welchem ſich die 
Sache befindet, in deſſen Nähe übergiebt, wenn der Beliger die Sache 
vor Denjenigen, welder deren Bejig erwerben foll, mit deſſen Ein- 
willigung binlegt oder mit Einwilligung oder auf Geheiß des Erwer⸗ 
bers in deffen Wohnung oder an einem anderen beftimmten Orte 
niederlegt, wenn endlich der Erwerber mit Einwilligung des bisherigen 
Befikers unter den bereit8 oben angegebenen Verhältnijjen eine Wache 
anlegt °). , 

Durch Uebergabe wird der Beſitz in der Weife erworben, daß 
der Uebergebende den Beſitz aufgiebt und der Empfänger den aufge- 


1) Man vergl. $. 196 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 196 des BGB.'s. 

3) Hierzu wird nicht erfordert, dab der Erwerber alle Theile des Grund: 
ftüds oder alle Räume des Gebäudes begeht. 

4) Man vergl. $. 198 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 199 des BGB.'s. — Die Frage, ob die Befiegelung ver: 
faufter Waaren die Uebergabe beweiſe, iſt lediglich facti quaestio. 
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gebenen Befit (possessio vacua) erwirbt. Cine Aufgabe des Befiges 
ift aber nicht anzunehmen, wenn die Sache zu dem Ende übergeben 
wird, daß der Empfänger fie im Namen des Uebergebenden befigen 
joll, 3. B. in Folge Hinterlegungsvertrages, oder Auftrags, oder 
Pfandvertrages. Nur ausnahmsweife verliert der Uebergebende auch 
in diefen Fällen den Befig, 3. B. wenn er dem Eigenthümer feine 
eigene Sache verpfändet '). 

Ein Irrthum bei der Uebergabe ift nach den allgemeinen Vor— 
Ihriften über den Irrthum zu beurtheilen“). Wird der Uebergabe 
eine auffchiebende Bedingung beigefügt, fo bat dies die Wirkung, daß 
der Empfänger den Belig erſt mit Eintritt dev Bedingung erwirbt 
und bis dahin im Namen des Uebergebenden befigt?). 


Anm. In der I. 1 Cod de donat. wird eine Uebergabe durch „emtionis rei 
instrumenta“ erwähnt. Hieraus einen allgemeinen Sak abzuleiten, etwa ben, es 
fönne ber Käufer die gelaufte Sache durch Uebergabe der über den Kauf abge: 
faßten Urkunde übergeben, bat die größten Bedenken, weil dies eine Art der 
Uebergabe wäre, welche gegen die Natur der Sache jtritie und nur als eine ſym—⸗ 
bolifche bezeichnet werden könnte. Daß die in der J. ı Cod. de donat. genannten 
„emtionis rei instrumenta“ dergleichen Kaufsurfunden geweſen fein follten, muß 
bezweifelt werben. Zudem handelt die Gefeßftelle nur von der Uebergabe auf 
Grund einer Schentung. Eine Ausdehnung auf die Hebergabe auf Grund eines 
entgeltlichen Rechtögeichäfts bat bei der Singularität der Borfchrift feine Be: 
denken. 

Hiermit ſoll jedoch nicht geſagt ſein, es ſei geradehin ausgeſchloſſen, daß 
der Beſitz an Sachen auch durch die Uebergabe einer Urkunde übertragen werden 
lönne. Eine Uebergabe liegt in jeder Handlung, durch welche der Empfänger 
in den Stand gelegt wird, auf die Sache beliebig einzuwirken. Die Zabl der 
bierzu geeigneten Handlungen ift natürlich nicht eine geſchloſſene. So läßt ſich 
allerdings denten, daß die Uebergabe auch durch eine Urkunde erfolgen kann, wenn 
diefelbe jo befchaffen ift, daß der Inhaber auf Grund derjelben über die Sache ver: 
fügen kann. Aber hierbei kommt es darauf an, wie fich der Verkehr geftaltet. 
Tie Gejeggebung kann nicht beftimmen, daß auch durch Urkunden Befit übertragen 
werden kann, wenn fie fich nicht zugleich über die Beichaffenbeit der hierzu geeigne: 
ten Urkunden ausfpräche. Hierdurch würde fie aber die freie Ausbildung des Ber: 
febrö hemmen. Diefe Frage bleibt daher weit zweckmäßiger der Praris überlaffen 
(man vergl. aud Commentar Bd. 1 ©. 217 und Annalen N. F. Bd. 6 ©. 18 fig.) 

Eine ganz eigenthümliche und wohl kaum zu rechtfertigende Vorſchrift ent: 
hält das norddeutiche Gefeg, betreffend die Gründung öffentlicher Darlehnskaſſen 
und die Ausgabe von Darlehnsicheinen, vom 21. Juli 1870 (Bundesgejekblatt 
©. 499) 8. 6: 


1) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 217. 
2) Man vergl. SS. 95, 96 des BGB.'s und oben ©. 92 flo. 
3) Man vergl. Commentar a. a. D. und Annalen N. F. Bd. 6 ©. 14 fig. 
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„Bei Waaren, Boden: und Bergwerköerzeugnifien und Fabrilaten, melde 
nad ihrer Natur oder nad der in Handelsftädten üblichen Art der Aufbe- 
wahrung, oder weil fie fich nicht im Gewahrjam des Berpfänders befinden, 
entweder gar nicht oder doch nicht ohne erhebliche Schwierigkeit und Koften 
dem Pfandgläubiger körperlih übergeben werden können, darf ausnahms: 
weiſe, ohne Nüdficht auf etwa entgegenftehende Beftimmungen der Landes: 
geiege, bie PVerpfändung durh jumbolifhe Uebertragung ohne 
Uebergabe verwirklicht werden.” 


Was eine jymbolifche Webertragung ohne Uebergabe jei, dürfte ſchwer zu 
erflären fein. 


8. 181. 
Fortjegung. 

Neben den im vorigen Paragraphen aufgeführten Arten der Be- 
figerwerbung, bei melden ohne Weiteres auf der Hand liegt, daß 
der Belig nur corpore et animo erworben werden kann, giebt es 
noch zwei Arten, bei welden es für den erjten Augenblid den An- 
jchein haben kann, daß der Befig nur animo erworben wird. Die 
erſte Art ift die f. g. traditio brevi manu. Iſt nämlich jemand 
Inhaber einer Sade, 3. B. als Pachter oder Miether, und erwirbt 
er diefelbe von dem bisherigen Beliger, 3. B. durch Kauf, fo erlangt 
er den Beſitz derjelben mit dem bloßen Willen, an der Sade für 
fih Eigenthum auszuüben ). In einem folden Falle wird der Beſitz 
animo erworben, wenn man nur auf die Zeit des jpäteren Kaufs— 
abſchluſſes Nückicht nimmt, berücfichtigt man aber auch die Zeit, zu 
welcher die Inhabung der Sache erlangt worden ift, jo trifft corpus 
et animus zufammen. Die zweite Art ift das ſ. g. constitutum 
possessorium. Wird nämlich duch ein Rechtsgeſchäft des bisherigen 
Befigers mit einem Anderen der Befit des Erfteren in eine Jnhabung 
für den Legteren verwandelt, fo tft Dies als eine Uebergabe an diefen 
anzujehen; ift ein Dritter Inhaber der Sache für den bisherigen Be- 
figer, jo muß zu dem den Uebergang des Bejiges bezwedenden Rechts- 





1) Man vergl. $. 200 des BGB.'s. — Die Vorjchrift des Paragraphen findet 
Anwendung ohne Unterjchied, ob der Inhaber im Namen des Befigers oder im 
Namen eines Anderen inne hat. Dagegen ift es fein Fall der traditio brevi manu, 
wenn Jemand in feinem Namen befist und Derjenige, welder früher beſeſſen 
bat, fich mit der Fortſetzung des Beſitzes deffelben einverftanden erflärt, 3.8. A. 
bat von B. eine Sache getauft und übergeben erhalten, nachdem A. den Beſitz 
verloren bat, erwirbt C. den Befig der Sache; in diefem Falle hat die Erflärung 
des A., dab er fein Recht an der erlauften und übergeben erhaltenen Sache auf 
den C. übertrage, gar feine Wirkung. 
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geſchäfte die Anmeifung des Beligers an den Dritten hinzukommen, 
bie Inhabung für den neuen Befiger fortzufegen !). Der Grund diefer 
Vorſchrift liegt darin, daß Belig und Inhabung ganz verſchiedene 
Thatſachen find *). 

Anm. Das bürgerliche Geſetzbuch hat die Regel, nemo sibi causam posses- 
sionis mutare potest, von welcher ſich im römischen Rechte nur einzelne Anwend— 
ungen finden (l. 3 $. 19, 1. 19 $. 1 D. de acquir. vel amitt. poss., 1. 5 Cod. eod. 
1. 33 $. ı D. de usurp., 1. 2 $.ı D. pro hered., I. 23 Cod. locat. cond.), in dem 
$. 195 mit folgenden Worten aufgenommen: „Durd feinen Willen allein kann 
Derjenige, welcher eine Sade für einen Anderen inne hat, feine Inhabung nicht 
in Befig verwandeln, felbft nicht, wenn er die Sade als feine erfennt.“ Die 
angegebene Regel bat nämlich eine doppelte Bedeutung. Einmal befagt fie, daß 
Riemand den bejonderen Grund, aus dem er befigt, willführlicy ändern, 3. 8. 
ivenn er ex causa emtionis venditionis befigt, nicht eigenmäcdtig ex causa legati 
oder dationis in solutum zu befigen anfangen kann. Sodann bedeutet fie, es 
fönne Derjenige, mwelder alieno nomine befigt, 3. ®. ald Pachter oder Miether, 
nicht mwillführlich suo nomine, 3. B. ald Käufer, zu befigen anfangen. In der 
erfteren Bedeutung hat fie für die Lehre der Erfitung, in der letzteren Bedeut: 
ung in ber Lehre des Beſitzes einen Werth (man vergl. auch Commentar Bd. 1 
©. 214). 


8. 182. 
Ermwerbung des Befipes durch Stellvertreter. 


Mit Aufhebung der Sclaverei und des Grundjages, Daß ber 
Bater durch feine in väterliher Gewalt ftehenden Kinder erwirbt, 
haben fih nah Sächſiſchem Rechte die vorzüglichiten Fälle erledigt, 
in welchen nach römiſchem Rechte der Befig durch Andere erworben 
werden fonnte. Als die einzige Art der Erwerbung bleibt nur noch 
die Erwerbung durch Stellvertreter (gejeglice, verfafiungsmäßige und 
freiwillige) ?) übrig. Bevor ich auf das Einzelne eingebe, habe ich 
nachftehende allgemeine Bemerkung vorauszujdiden: 

Es ift dem Bejite, als einer reinen Thatjahe, eigenthümlich, 
daß wen Jemand den Beliß nicht für ſich, jondern für einen An- 
deren erwirbt, der Belit ohne Weiteres dem Anderen erworben wird. 


1) Man vergl. 8. 201 des BGB.’ und Annalen N. F. Bd. 1 ©. 29 flg., 
Bd. 3 ©. 78. — Ein constitutum possessorium ift es nicht, wenn ber Befiger bie 
Sache übergiebt und erft hierauf von dem neuen Befiger zum Zivede ber In— 
babung in befien Namen zurüderhält. In dieſem Falle geht Alles ganz natür: 
lich zu. Daß der Vorbehalt des Eigenthums nicht ein constitutum possessorium 
fei, bebarf nicht erft der Erwähnung. 

2) Man vergl. 1. 8 8. 6,1. 18 8. ı D. de acquir. vel amitt. possess. 

3) Man vergl. oben $. 62. 
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Während Rechte an Sachen, 3. B. Eigenthum, Nießbrauch, ingleidhen 
Forderungen nah römiſchem Rechte unmittelbar nur duch Sclaven 
und Hausfinder erworben werden Eonnten, verhielt es ſich bei dem 
Befige ganz anders, indem diefer durch Jeden, welder den Willen 
batte, den Befig für einen Anderen zu erwerben, ohne Unterſchied, 
ob er Auftrag hatte, oder nicht, unmittelbar erworben wurde‘). 
Borausgefegt wurde, daß der Dritte fich thatſächlich in die Inhabung 
der Sache fette ?), daß er den Willen hatte, den Belig zu erwerben ?), 
und daß er den Willen hatte, nicht für ſich, ſondern für einen Ans 
deren den Beſitz zu erwerben“). Waren diefe Vorausfegungen vor- 
handen, fo erwarb der Andere den Befit der Sache in fofern, als 
der Dritte diefelbe in deffen Namen inne batte. Hat der Dritte zu 
der Erwerbung der Sade Auftrag gehabt, jo erwirbt der Andere 
auch ohne fein Vorwiſſen Beſitz; nur kann er nicht eher erfigen, als 


1) 1.9 D. de acquir. possess., l. 53 D. de acquir. rer. dominio, l. 1 Cod. per 
quas person, nob. acquir., 8. 5 J. eod. 

2) l.ı 8. 20 D. de acqu. vel amitt. possess. — Beſaß der Dritte bereits 
die Sache, jo konnte er natürlich den Befig nicht für einen Anderen erwerben. 

3) 1.1 $.9,1. 12 D. de acquir. vel amitt, possess. — Im Kindesalter Stehende 
und des Gebrauchs der Vernunft Beraubte konnten auch nicht für Andere Beſitz 
erwerben. 

4) 1. 1 88. 19, 20 D. de acquir. vel amitt. possess. — Ueber bie fich anicheinend 
widerjprechenden 1. 13 D. de don. und l. 36 $. 6 D. de acquir. vel amitt. possess. 
vergl. Annalen N. F. Bd. 5 ©. 196 flg. — Das im Terte angegebene Moment ift 
namentlich auc für die Frage, ob der Mandant den Befig durch den Mandatar er: 
werbe, von Bedeutung. Hätte nämlich der Mandatar fich bei der Erwerbung des 
Beſitzes nicht zum bloßen Werkzeuge gemacht, jondern in feinem Namen den Befit 
erlangt, jo würde der Mandant nicht durch ihn erworben haben ($. 40 J. de 
rer. divis.). Der Mandant könnte zwar mittelft der actio mandati directa die 
Herausgabe von dem Mandatar fordern, würde aber den Befig erjt nad der 
Herausgabe an ihn erlangen (S. 59 D. de adquir. rerum dominio). — Ob ber 
Dritte, jei er Mandatar, Geihäftsführer ohne Auftrag, Bote oder Freund ꝛc., 
die Sade für den Anderen übergeben erhalten hat, iſt, wenn ausdrüdliche Er: 
Härungen fehlen, nad den Verbältniffen zu beurtheilen; es würde dies z. ©. 
anzunehmen jein, wenn er die Sache Namens des Anderen erfauft und über: 
geben erhalten hätte, wenn er fich eine Sache, welche ber Andere gekauft hatte, 
hätte übergeben lafien, wenn er die übergeben erhaltene Sache mit einer dem 
Anderen gehörigen verbunden oder in den Gewahrſam des Anderen gebracht hätte. 
— Wie fih hieraus ergiebt, ift der in neuerer Zeit geführte Streit, ob der Beſitz 
nur durch einen zu der Empfangnahme der Sache jpeciell Beauftragten oder aud 
durch einen Generalmandatar und durch ben procurator omnium bonorum erivor: 
ben werde, ein völlig nuglofer (man vergl. Annalen a, a. D. ©. 198 flg.). 
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bis er von der Erwerbung dur den Beauftragten Kenntniß erhalten 
bat, weil zu der Erfigung redlicher Glaube erforderlich ift, und diefer 
bei dem Auftraggeber erft dann vorhanden fein fan, wenn er um 
die Erwerbung weiß. Hat der Dritte zu der Beligerwerbung feinen 
Auftrag gehabt, jo hängt es von dem Anderen ab, ob er die Er- 
werbung des Befites genehmigen will, oder nicht. 

An diefen Sägen, melde in der Natur der Sade liegen, hat 
das bürgerlihe Geſetzbuch Etwas nicht geändert. Die Vorfchriften 
über die Stellvertretung bei der Erwerbung des Beliges im $. 193 
Satz 2: „Juriſtiſche Perſonen, des Vernunftgebrauhs Beraubte und 
Perjonen, welche im Kindesalter ftehen, erwerben den Beſitz durch 
Vertreter,” in den 88. 202 und 189: „Die Befiterwerbung durch Ver- 
treter ift nah deren Handlung und Willen zu beurtheilen, ausge— 
nommen wenn der Bertretene willensfähig ift, in welchem Falle ihn 
die Nachtheile der eigenen Unredlichkeit treffen, obgleich der Vertreter 
fih in redlichen Glauben befindet,” endlich in $. 203: „Wer einen An- 
deren Auftrag zur Erwerbung des Befiges gegeben hat, erwirbt den 
Befig mit der Ergreifung oder Uebernahme durd den Beauftragten; 
ergreift Jemand ohne Auftrag Beſitz für einen Anderen, jo erwirbt Letz— 
terer denfelben von der Genehmigung an,” ftehen mit dem römischen 
Rechte in vollem Einflange ?). 

Mit der Frage, ob und in wie weit der Beſitz durch Stellver- 
treter erworben wird, hängt, wenigftens zum Theile, die Frage zu- 
jammen, von welchem Zeitpunkte der Käufer den Befig der erfauften 
Waaren erlangt, wenn der Verfäufer diefelben von einem ausmärtigen 
Drte an ihn überfendet. Das bürgerliche Geſetzbuch enthält darüber 
im $. 204 nachſtehende Vorſchrift: 

Werden Sachen überfendet und hat der Empfänger derfelben die 

Art der Ueberjendung beſtimmt, fo erwirbt er den Beſitz der 

Saden, fobald fie in der von ihm beftimmten Art zur Berfend- 

ung übergeben worden find. 

Eine ausführlide Interpretation diefer Vorſchrift habe ich im 
Commentar Bd. 1 ©. 219 gegeben und indem ich mid auf das dort 
Gejagte beziehe, bemerfe ih nur no, daß ſich felbit die Meinung, 
e3 ſei der Spediteur von dem Augenblide an, wo ihm die Saden 
zur Spedition übergeben werden, Inhaber Namens des Adreflaten, 
rechtfertigen ließe. 


1) Man vergleihe auch über den $. 203 S. des BGB.'s und Annalen a. a. O. 
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Anm. Das bürgerliche Geſetzbuch hat feine Beitimmungen über den Beſitz 
des Sequefterd. Hierin liegt nicht eine Unvollftändigleit. Schon nad römischen 
Rechte (1.17 $. 1 D. depos,, 1.39 D. de acquir. vel amitt. poss.) hatte der Seque: 
jter, wenn die Niederlegung der Sache bei ihm zu dem Zwecke gefchehen war, 
daß der Beſitz deponirt fein follte (manet apud deponentem possessio, nisi apud 
sequestrem deposita est), Beſitz. Hieran ift durch das bürgerliche Geſetzbuch ſelbſtver⸗ 
ftändlih Etwas nicht geändert, es bedurfte aber einer Beftimmung über den auf 
befonderer Bereinbarung beruhenden Befig des Sequefterd nit. Zudem ift bie 
Sequeftration nad) unferem Nechte faft nur noch ein procefjualifches Inſtitut, 
deſſen Regulirung der Proceßgeſetzgebung überlafien geblieben ift. 


8. 183. 
V. Befigflagen. 


Das bürgerliche Geſetzbuch giebt eine doppelte Befigflage, nämlich 
a) zur Erhaltung des Befiges (ſ. g. interdictum retinendae pos- 
sessionis) und 
b) zur Wiedererlangung des Belites (ſ. g. interdictum recuperan- 
dae possessionis). 
Zu a. 

Die Klage zur Erhaltung des Beliges hat Derjenige, welcher in 
dem Belige thatfächlich geftört wird. Sie geht auf Schug im Befige, 
auf Androhung einer Strafe für fernere Störungen und auf Erjat 
der entitandenen Schäden). Der Bellagte, welder den Befit ge: 
ftört hat, kann ſich gegen die Klage durch die Einrede jhügen, daß 
der Kläger im Verhältnifje zu ihm fehlerhaft befige, und Verurtheilung 
des Klägers verlangen (f. g. judicium duplex)?). Die f. g. Dupli- 
cität der Befigklage zeigt fich darin, daß jeder Theil behauptet, er ſei 
Beſitzer, und verneint, es fei der andere Theil Befiger. In jener 
Beziehung ift jeder Theil Kläger, in diejer jeder Theil Beklagter. 
Ein Streit über den Beſitz beftebt nur, wenn jeder Theil behauptet, 
es bejige der andere Theil im Verhältniſſe zu ihm fehlerhaft. Nun 
entjteht aber die Frage, wie zu entjcheiden fei, wenn beide Theile be- 
figen, ohne daß der eine Theil im Verhältniffe zu dem anderen fehler- 
baft befigt, 3. B. wenn A. den Beſitz rechtmäßig erworben, in deſſen 
Abwejenheit B. den Beſitz heimlich ergriffen und C. den B. mit Ge 


1) Man vergl. $. 205 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 207 in Verbindung mit $. 190 bed BGB.'s. — Nach dem 
bürgerlichen Gejegbuche giebt eö neben dem possessorium summarium nicht noch 
ein possessorium ordinarium (man vergl. Annalen N. 5. Bd. 3 ©. 473). — Die 
condictio possessionis ift fein dem Beige, als ſolchem, zulommendes Hecht. 
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walt aus dem Beſitze gejeht bat, alfo A. juste, B. und C. injuste 
beiigen, C. aber nicht im Verhältnifje zu A. injuste befigt. In 
einem ſolchen Falle muß der Richter den A. und C. im Befite ſchützen, 
beide Theile zum Petitorium verweifen und wenn fich diefelben nicht 
darüber vereinigen, wer in der Zwijchenzeit befigen ſoll, ein ſ. g. in- 
terdietum manutenentiae erlafjen, oder auch die ftreitige Sache unter 
Sequeftration ftellen. 
Zu b. 

Die Klage auf Wiedererlangung des Beſitzes hat Jeder wider 
Denjenigen, welder im Berhältnijfe zu ihm fehlerhaft befitt, und wider 
einen dritten Beliger, wenn diefer bei der Erlangung des Befites 
wußte, daß fein Vormann fehlerhaft befaß !). Sie geht auf Wieder- 
berftellung des Belites und Erſatz ermweislicher Schäden. 

Die Bejigflagen verjähren in einem Jahre. So meit der Be- 
klagte durch die Störung oder Entziehung des Beſitzes bereichert ift, 
verjähren fie in drei Jahren. Die Einrede des fehlerhaften Beſitzes 
verjährt in einem Jahre von der Zeit an, wo die Klage hätte anges 
ftellt werden fünnen ?). 

Die Beſitzklage fteht auch Demjenigen zu, welcher eine Sache zur 
Venugung, 3. B. als Nießbrauder, oder zum Zwecke feiner Sicherung, 
3. B. als Pfandgläubiger, inne hat ?). 


8. 184. 
VI Berluft des Befiges. 


Durch die bloße Entfernung von der Sache oder durch die Unter- 
lafjung von Belighandlungen, felbft wenn fie darin ihren Grund hat, 
daß der Beliger in einen Zuftand verfällt, welcher ihn des Gebrauchs 
der Bernunft beraubt, gebt der Belig nicht verloren. Auch verliert 


1) Man vergl. 88. 206 und 209 bes BGB.'s. — Neben der Beſitzklage des 
$. 206 giebt es nicht noch eine bejondere Spolienklage. — Hat das Concursge— 
riht bei der Beſchlagnahme der Concursmaſſe aud fremde Sachen mit in Be: 
ihlag genommen, jo hat eine Befisflage wider den Coneurs nicht ftatt, vielmehr 
fann ber Befiger nur entweder Aufhebung der Beichlagnahme im Wege der Be: 
ſchwerde verlangen oder die Sache vindiciren. 

2) Man vergl. $. 210 dei BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 208 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 221 flg. — 
Man merke jedoch wohl, daß ber Paragraph nur von der Beſitzklage, nicht von 
dem Bejige handelt. 
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Derjenige den Befit nicht, welcher ſich ihn durch erlaubte Selbfthülfe 
fofort wieder verfchafft '). 

Der Befig wird verloren, wenn der Befiter ftirbt?), wenn Die 
Sade untergeht ), wenn die Möglichkeit der Ausübung einer Macht 
über dieſelbe aufhört‘). Dur den bloßen Willen, den Bejit aufzu- 
geben, wird der Befit nicht verloren, vielmehr bedarf es einer Hand- 
lung, welde diefen Willen zur äußeren Erfcheinung bringt; als eine 
ſolche Handlung ift jedoch auch die Uebergabe an einen des Gebrauchs 
der Vernunft Beraubten oder an einen Schlafenden zu betrachten, 
wenn der Uebergebende den bemußtlofen Zuftand des Anderen nicht 
gekannt hat >). 

Der Befig beweglider Saden geht verloren, wenn der Be» 
figer die Sache verliert), oder jofern fie fih außer feinem Gewahr— 
ſam befindet, nicht wieder auffinden fann, oder die Sache an einen 
unzugängliden Ort geräth’). Der Belig einer unbewegliden 
Sade geht verloren, wenn der Beliger von einem Anderen verdrängt 





1) Man vergl. $. 212 des BGB.'s und oben $. 97. 

2) Man vergl. $. 211 des BGB.'s. — Das Aufbören einer juriftifchen Perſon 
fteht dem Tode einer phyſiſchen Perſon gleich. 

3) Man vergl. $. 211 des BGB.'s. — Tie Specification ift eine Art des 
Unterganges der Sache. 

4) Man vergl. $. 211 des BGB.'s. — Einzelne Beifpiele find, wenn die 
Sade außer Verkehr gejeht, ein Grundftüd durch das Meer oder durch einen 
Fluß überſchwemmt, eine bewegliche Sache gejtohlen oder geraubt wird (S. 213), 
wenn ein wildes Thier jeine natürliche Freiheit wieder erlangt. — Ueber den 
Berluft des Bejiges durch Verpachtung, VBermietbung und Berpfändung an den 
Eigenthbümer und durch Depofition des Befiges bei einem Sequefter vergl. Com: 
mentar Bd. 1 ©. 211. 

5) Man vergl. $S. 211 des BGB.'s und 1. 18 $. ı D. de acquir. vel amitt. 
possess. — Die Meinung, daß der Beſitz durch den bloßen animus aufböre, 
ftügt fich auf die l. 17 8. 1 D. de acquir. vel amitt. possess. Aber dieje Gefegitelle 
beweift nicht, daß der Wille, den Beſitz aufzugeben, obne irgend eine zu Tage 
tretende Handlung, verloren werde, vielmehr ergiebt der Schlußſatz das Gegen: 
theil. Wabrjcheinlich bezieht fich der im jener Gejepftelle angegebene Unterſchied 
zwiichen der Aufgabe des Eigenthums und der des Befises darauf, dab der let: 
tere durch eine die Aufgabe des Beſitzes bethätigende Handlung auch jelbjt dann 
verloren gebt, wenn ein Anderer den Befis nicht erwirbt, bei dem Eigenthume 
dagegen auch der Erwerb durch einen Anderen erfordert wird. Ueber die viel: 
beiprocene I. 8 D. de acquir. vel amitt. possess. ift zu bergleichen Hugo Donellus 
l. 1. t. 3 pag. 120 sequ. 

6) Man vergl. $. 213 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 S. 224. 

7) Man vergl. $. 213 des BGB.'s. 
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wird; durch Befighandlungen eines Anderen während der Abwesenheit 
des Beligers geht der Beſitz einer unbewegliden Sade erft dann ver- 
loren, wenn der Bejiger, nad erlangter Kenntniß zn, ih den 
Bejig nicht ſofort wieder verſchafft '). 

Vertritt ein Anderer den Befiger in der Ausübung des Beſitzes, 
jo it der Verluſt des Beliges der Sache nah den Verhältniffen des 
Vertreters zu beurtheilen. Der Bejiger verliert den Bejig nicht, wenn 
fein Vertreter jtirbt, oder willensunfähig wird, auch nicht Durch den 
bloßen Willen des Vertreters, den Bejig aufzugeben oder felbft oder 
für einen Dritten zu bejigen. Dagegen geht der Belig verloren, wenn 
der Vertreter fih die Sache durd eine förperlid daran vorgenom- 
mene Handlung zueignet, oder den Bejig an einen Dritten überläßt; 
in beiden Fällen tritt aber bei unbeweglichen Saden der Verluft des 
Bejiges erjt dann ein wenn der Bejiger nach erlangter Kenntniß von 
der Untreue des Vertreters ſich den Belig nicht jofort wieder verſchafft ’). 


Zweites Gapitel. 
Von dem Eigenthume. 
8. 185. 
I. Begriff des Eigenthums. 


Eigentum ift das Recht der vollitändigen und ausjchließlichen 
Herrichaft über eine Sahe?). Bon dem Beige unterjcheidet ſich das 
Eigentbum dadurh, daß jener eine Thatfache (factum), Ddiejes ein 
Recht (jus) ift. Befig und Eigentum haben Nichts mit einander ge» 
mein *), weil jener ohne diefes und diefes ohne jenen vorhanden jein 
fann. Die Erwerbung des Eigenthums jegt einen befonderen Grund 
voraus, welcher von dem Rechte als ein Grund der Erwerbung des 
Eigenthums anerfannt wird). Iſt aber Eigenthbum erworben, jo 
fann dafjelbe, wenn es nicht etwa auf eine von dem Rechte anerfannte 

1) Man vergl. $. 214 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 215, 216 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 217 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 1. 12 $. ı D. de acquir. vel amitt, possess. „nibil commune 
habet proprietas cum possessione“ und |. 52 pr. D. cod. „perinisceri causas pos- 
sessionis et ususfructus non oportet, quemadmodum nec possessio et proprietas 
permisceri debent.“ 

5) Man vergl. I. 5 D. de just. et jure, $. 11 J. de rerum divis. 
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MWeife wieder verloren worden ift, nicht ein zweites Mal erworben 
werden, weil es ein Recht ift und diefes nur einmal vorhanden jein 
fann !). m diefer Hinficht unterfcheidet fih das Eigenthbum nament- 
lih au von dem Befige, welcher, weil er eine Thatſache tft, jo oft 
erworben wird, als die thatſächliche Herrſchaft über die Sade erlangt 
wird ?). Da Eigenthum das Recht der Herrſchaft über eine Sache 
ift, fo verfteht es fich von felbit, daß e8 nur an fürperliden Sadıen, 
welche fih im Verkehre befinden, bejtehen kann’). Die im Verkehre 
befindliche fürperlihe Sache ift Object der Herrfchaft, zu welcher das 
Eigenthum das Recht giebt. Hieraus folgt, daß das Eigenthum nur 
denkbar ift, wenn die Sache vorhanden tft, wie die Sache vorhan— 
den ift und jo lange fie vorhanden ift. Nichts deſto weniger läßt 
fih nicht jagen, das Eigenthum fei die Sade, melde ſich im 
Eigenthbume befindet. Denn die Sade ift eine thatſächliche Er- 
Scheinung, Eigenthum aber ein Recht, mweldes zwar in der Sade 
feine objective Begrenzung bat, aber innerhalb jeiner objectiven 
Grenzen anderen Perſonen gegenüber geltend gemadt werden fann. 
Wenn Eigenthbum das Recht der vollftändigen und ausschließlichen 
Herrſchaft über eine Sade ift, jo kann es nicht Mehreren in der 
Weiſe zuftehen, daß jeder das Eigenthum ganz hatt), weil eine ſolche 
Herrſchaft, welche die ganze, Sache ergreift, nur einmal möglich ift 
und wenn das Eigenthum einer Perfon zufteht, für das Eigenthum 
einer anderen Perjon irgend Etwas nicht übrig bleibt. Dagegen 
fann das Eigenthum einer Sache Mehreren nach ideellen Theilen zu- 
ftehen®). Endlich wird zwar das Eigenthum, als ein Necht, nicht 


1) Man vergl. $. 14 J. de act., I. 3 D. de usurp. 

2) 1.3 8.13 D. de acquir. vel amitt. possess. 

3) Man vergl. oben $. 177 unter a. — Man merke wohl, daß man allenfalls 
den Niebbrauch, welchen Jemand an einer fremden Sache hat, ein Eigenthum nennen 
fann (l. 3 D. si ususfr. petat., I. 15 $. 7 D. quod vi aut clam), teil ber Wiek: 
brauder ein in dem Begriffe des Eigenthums mit enthalteneö Recht ber Herr: 
ſchaft über die Sache hat, daß es aber ganz unlogifch ift, von einem Eigenthume an 
Forderungen zu reden, weil Eigentum und Forderung Begriffe find, melde in 
fofern Gegenjäge bilden, als eben Eigenthum nicht eine Forderung und letztere 
nicht erjieres ift. Zwar kann eine Forderung darin beftehen, daß der Schuldner 
dem Gläubiger das Eigenthum einer Sache zu verfchaffen verpflichtet ift, 3. ©. 
bei dem Kaufe, und daß der Eigenthümer nur eine Forderung bat, 3. B. wenn 
ein Anderer die Sade vernichtet hat. Aber eine Forderung läßt ſich nicht als 
Eigentkum und Eigenthum nicht als Forderung denen. 

4) Man vergl. $. 225 des BGB.'s und 1. 5 $. 15 D. commod. 

5) Dan vergl. oben $. 42 in Berbindung mit 3. 225 des BGB.S. 
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dadurch beſchränkt, daß der Ausübung defjelben von einer anderen 
Perſon Hindernifje entgegengeftellt werden, wohl aber können die im 
Eigenthume enthaltenen Rechte durch Gejeg oder durch erworbene 
Rechte Anderer, 3. B. wenn eine Dienftbarfeit an der Sache beftellt, die 
Sache verpfändet oder deren Veräußerung verboten worden ift, be- 
ihränft jein, ohne daß dadurch das Eigenthum jelbit aufgehoben wird '). 


8. 186. 
Fortjegung. 

Das Eigentbum kann nur eine bejtimmte einzelne £örperliche 
Sade, bewegliche oder unbewegliche ?), nicht eine nur der Gattung 
nach beftimmte Sade und nicht eine Gefammtfadhe, mit Ausnahme 
der Heerde, zum Gegenjtande haben. An Saden, welche im täglichen 
Berkehre von anderen Saden derjelben Gattung nah Zahl, Maß 
und Gewicht ausgejchieden zu werden pflegen, 3. B. Getreide, Del, 
Wein, kann Eigenthum nur dann beftehen, wenn fie auf irgend eine 
äußerlih erkennbare Weife, z. B. duch fünftlihen Verſchluß oder 
dem DOrte und Raume nah, ausgejchieden find. An Sachen, welche 
ein aus mehreren einzelnen Sachen zuſammengeſetztes Ganze aus— 
machen, 3. B. Haus, Schiff, Wagen ?), ift Eigenthum jtatthaft. 

Das Eigenthum an einer Sache erjtredt jih auf deren Beitand- 
tbeile und Zuwachs“), bei Grund und Boden auf den Raum über 
demfelben (f. g. Luftfäule) und auf Das, was ſich unter der Ober» 
fläche befindet. So viel die f. g. Luftfäule anlangt, jo veriteht es 
fih von felbft, daß die Luft, welche diejelbe ausfüllt, nicht im Privat- 
eigenthume ift; aber auch innerhalb der räumlihen Grenzen des 
Grund und Bodens bildet die Luftfäule nicht einen Beftandtheil des 
Grundftüds, fie befindet fih nicht im Eigenthume des Grundftüdg- 
eigenthümers und es find namentlih die Vorjchriften des Ingroſſa— 
tionsspftemes auf fie nicht anwendbar, es verhält ſich mit ihr ähnlich, 
wie mit der ſ. g. Adjacenz bei fließenden Gemwäfjern und mit dem 
f. g. Gemeinderedte?). 

9: Man vergl. 8. 222 des BGB.'s. 

2) Grundftüde, obſchon fie nur durch Ziehung beliebiger Grenzen aus dem 
Erdganzen ausgejchiedene Theile find, werben im Rechte ala einzelne Sachen be: 
trachtet. 

3) Man vergl. oben ©. 75 not. 2. 

4) Man vergl. $. 218 des BGB.'s und oben 8. 43. 


5) Man vergl. $. 218 in Verbindung mit $. 358 bed BGB. und Com: 
mentar Bb. 1 S. 227. 
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Sp viel das Unterirdiſche anlangt, jo find namentlid die ſ. g. 
Abbaurehte aus Gründen des öffentlihen Rechts Verfügungsbe- 
Ihränfungen unterworfen '). 

8. 187. 
I. In dem Eigenthbume enthaltene Rechte. 


Die in dem Eigenthume liegenden Rechte laſſen fih auf fünf 
Gruppen zurüdführen: 
a) dag Recht, die Sache inne zu haben und zu befigen ?), 
b) das Recht, die Einwirkung jedes Anderen auf die Sade zu 
verbieten ?), 
ec) das Recht auf den. Gebrauh und die Benußung der Sade *), 
d) das Recht, jedem Anderen den Gebraudh und die Benugung der 

Sade zu verbieten 5), 

e) das Recht, die Sache zu verändern, zu verbrauden, zu ver» 
nichten und zu veräußern ©). 

Dieje fünf Rechte ftehen dem Eigenthümer, als ſolchem, zu, fie 
bilden integrirende Theile des Eigenthums, follte aud der Eigen- 
thümer an deren Ausübung durch äußere Umstände gehindert fein. 
Anderen Perſonen können diefe Rechte nur entweder als Rechte an 
einer fremden Sade, oder vermöge einer Obligation zuftehen ?). 


8. 188. 
III. VBeräußerungsverbote. 


Das Veräußerungsverbot begründet eine Eigenthbumsbefchränfung, 
welche die Eigenthümlichkeit hat, daß von dem Eigenthume nicht Etwas 
auf einen Anderen übertragen wird. Daſſelbe läßt ji daher nicht 
unter den Begriff eines Rechts an einer (fremden) Sade bringen. 


1) Man vergl. 3. B. das revidirte Berggefeh vom 16. Juni 1868 nebſt Aus: 
führungsverordnung vom 2. December 1868. 

2) Man vergl. $. 221 Say 1 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 221 Sat 2 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 220 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 221 Say 2 des BGB... 

6) Man vergl. $. 219 des BGB.'s. 

7) Man vergl. $. 222 des BGB.'s. — Ueber den Unterſchied zwifchen ben 
Rechten an (freriden) Sahen und den Rechten, welde anderen Perſonen an 
fremden Sachen vermöge einer Dbligation des Eigenthümers zuftehen, vergl. Com: 
mentar Bd. 1 S. 229. — Die im Terte gegebene logifche Bergliederung des 
Eigenthums ift von Werth für das Verſtändniß des Sachenrechts und des Obli: 
gationenrechts. 
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ALS Veräußerung der Sache gilt die Aufgebung des Eigenthums 
mit oder ohne dejjen Uebertragung auf Andere und die Beftellung 
von Rechten an der Sade‘). Das Verbot zu veräußern kann be- 
ruhen 

a) auf einem Geſetze (gejepliches VBeräußerungsperbot), 
b) auf einem legten Willen (legtwilliges oder teftamentarijches 

Beräußerungsverbot), 

e) auf der Anordnung des Richters (richterlihes VBeräußerungs- 
verbot), 
d) auf einem Vertrage (vertragsmäßiges Beräußerungsverbot). 
Zu a. 

Im meiteren Sinne verjteht man unter einem gefeglichen Ver— 
äußerungsverbote jedes Beräußerungsverbot, welches in einem Geſetze 
ausgeſprochen worden ift, ohne Unterfchied, welchen Zwed der Gefet- 
geber damit zu erreichen beabfichtigt hat, alfo namentlid auch das 
Veräußerungsverbot, welches darin liegt, daß gewiſſen Perſonen, ob- 
ſchon fie an ſich willensfähig find, aus befonderen Gründen die freie 
Verwaltung ihres Vermögens entzogen tft, 3. B. Minderjährigen, Ber- 
jonen welde unter Zuftandsvormundichaft ftehen, ferner das Verbot 
der Schenkungen unter Ehegatten ). Im engeren Sinne begreift 
das gejeglihe Beräußerungsverbot nur die Fälle, in melden eine 
Sade durch ein Geſetz, auf immer oder auf Zeit, dem Verkehre ent- 
jogen (extra commercium posita) ijt?). Eine Veräußerung wider 
ein gefeglihes Veräußerungsverbot ift nichtig‘). In wie weit bei 
der Veräußerung einer dem Verkehre entzogenen Sade der Erwerber 
die Rüdgabe des bezahlten Kaufpreifes von dem Beräußerer zu for- 
dern berechtigt jet, ift nach allgemeinen Grundjägen zu entjcheiden. 

1) Man vergl. $. 219 ©. 3 des BGB.'s jowie oben ©. 89 und |. 7 Cod. de 
reb. alienand. 

2) Das römische Berbot der Veräußerung des fundus dotalis hat fich mit 
der Henderung des Güterreht der Ehegatten nah Sächſiſchem Nechte erledigt. 
Ebenſo hat fich das römische Berbot der Veräußerung der res litigiosa (man vergl. 
Tit. Cod. de litigiosis) in der Sächſiſchen Praxis eigenthümlich gebildet (man 
vergl. Siegmann in den Annalen N. F. Bd. 1 ©. 298 flg.). — Das Geſetz, 
eine Beſchränkung der Wirkſamkeit der von Ehegatten vorgenommenen Beräußer: 
ungen ꝛc. betreffend, vom 30. Juni 1868 $. 1 enthält fein geiegliches Veräußer— 
ungsverbot, jondern nur eine Erweiterung der actio pauliana (man vergl. Com: 
mentar Bd. 1 ©. 231 not. 1). 

3) Man vergl. Commentar a. a. D. und oben ©. 71 fla. 

4) Man vergl. $. 223 des BGB.'s. 

Siebenhaar, Privatredt. 20 


306 Drittes Bud. 


Bu b. 

Hat der Erblaffer die Veräußerung einer ihm eigenthümlich ge- 
börigen Sache dem Erben oder VBermächtnifnehmer zu Gunften eines 
Dritten verboten, fo wird der Erbe oder Vermächtnißnehmer zwar 
Gigenthümer der Sade, er kann aber das Eigenthum daran nicht 
einem Anderen übertragen’), weil Derjenige, zu deffen Gunften die 
Veräußerung verboten worden ift, die Sache von jedem Dritten vindi- 
ciren kann, wenn der Fall eintritt, in dem er die Sache vermöge der 
Anordnung des Erblafjers erhalten fol ®). Die Veräußerung gegen 
ein teftamentarifches Veräußerungsverbot iſt nichtig, weil, wenn der 
Erwerber Eigenthum an der Sache erlangen follte, dies dem Grund» 
fage, daß nicht Mehrere zu gleicher Zeit Eigenthümer derfelben Sache 
fein können, mwiderfpredhen würde. 


Zu ec. 

Megen eines richterlihen Veräußerungsverbots ift die Veräußer- 
ung nur dann nichtig, wenn das DVeräußerungsverbot nah Maßgabe 
der Gejege unter Androhung der Nichtigkeit erlaffen worden tft. Nach 
dem Sächſiſchen Rechte giebt es nur zwei Fälle, in welchen ein Ber- 
äußerungsverbot unter Androhung der Nichtigkeit erlaffen werden 
fann, nämlih das ſ. g. allgemeine Veräußerungsverbot, auf welches 
ih die Vorſchrift der Erl. B.-D. ad lit. LI. bezieht, und die Be- 
Ihlagnahme des Vermögens eines ftedbrieflich verfolgten Angeklagten 
in Gemäßheit des Art. 147 der Rev. Strafprocefordnung ?). Wird ein 
richterlihes Beräußerungsverbot in anderen Fällen erlaffen, fo bat 
es nur dann Wirkung, wenn es jih um die Veräußerung eines 
Grundftüds oder einer Berechtigung, melde ein Folium im Grund- 
buche bat, handelt und das BVeräußerungsverbot im Grundbuche ein- 
getragen worden iſt; es bat auch ein foldes VBeräußerungsverbot 
nicht die Folge, daß eine ihm zuivider vorgenommene Veräußerung 
für nichtig anzufehen wäre, ſondern nur die, daß der Veräußerer jo 
lange, als das Beräußerungsverbot beſteht, feine Verbindlichfeiten zur 
Uebertragung des Eigenthums nicht erfüllen kann“). 


1) Man vergl. $. 223 des BGB.'s. 


2) Man vergl. Eommentar Bd. 3 ©. 415, 421 (man vergl. auch 1. 69 8.4, 
1.77 8.27 D. de leg. IL, l. 1, 1. 2 Cod. commun. de legat.), 


3) Man vergl. Siegmann, Annalen N. F. Bd. 1 ©. 390. 
4) Man vergl. $. 143 des BGB.'s und 88. 218, 219 der Gerichtsordnung. 
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Zu d. 

Das vertragsmäßige Veräußerungsverbot fteht der Veräußerung 
nicht entgegen. Denn wer das Eigenthum der Sache durd Tradition 
eriworben bat, überträgt das Eigenthbum auf Denjenigen, welchem er 
die Sade aus einem zur Webertragung des Eigenthums geeigneten 
Rechtsgrunde, z. B. vermöge Kaufs, Schenkung u. f. w. übergibt '). 
Zwar gilt das BVeräußerungsverbot unter den Gontrahenten und es 
bat der Veräußerer, welcher dem Erwerber die Veräußerung verboten 
bat, eine actio in personam auf Rüdgabe der Sache oder auf Schaden- 
erfjag. Aber von dem Dritten kann die Sache nicht vindicirt werden. 
Iſt jedoch ein Veräußerungsverbot in einem Vertrage mit der Wirk- 
ung einer auflöfenden Bedingung feftgefegt worden, jo ift eine gegen 
dajjelbe vorgenommene Veräußerung nichtig ?), weil in dieſem Falle 
dur die Tradition nur ein rücjichtlih des Rechts zur Veräußerung 
beſchränktes Eigenthum übertragen worden iſt; es kann aber von 
dem Dritten, welcher bei Erwerbung der Sache in redlichem Glauben 
geftanden bat, die Herausgabe ‚nur gegen Erftattung des bezahlten 
Kaufpreifes gefordert werden. 

Durch Beräußerungsverbote wird nur die freiwillige, nicht 
die nothwendige Veräußerung verhindert’). Eine nothiwendige 
Veräußerung ift diejenige, weldhe von einem Dritten vermöge eines 
vor dem Veräußerungsverbote erworbenen Rechtes, 3. B. vermöge 
eines älteren Pfandredts, oder in dem Theilungsprocejje verlangt 
werden kann. Dagegen bat bei Beräußerungsverboten, welche dem 
Eigenthümer die Verfügung über die Sache entziehen, die Hilfsvoll- 
ftredung aud in den Fällen, in welchen fie auf einem gejeglichen 
Rechtsgrunde beruht, nicht ftattt). Wegen des in Sachen geltenden 
Ingroſſationsſyſtemes haben richterliche, teftamentarifche und vertrags— 
mäßige Veräußerungsverbote bei Grundflüden und bei Berechtigungen, 
welche ein Folium im Grundbude erhalten haben, Dritten gegenüber nur 
dann Wirkung, wenn fie in das Grundbuch eingetragen worden find °). 





— Dieſes Beräußerungsverbot gereicht nur zum Beiten des Antragftellers, nicht 
einer anderen Perſon. 

1) Man vergl. Annalen N. 5. 8.6 ©. 1 fig. 

2) Man vergl. SS. 223, 794 des BGB.'s und Eommentar Bd. 1 S. 234 flg. 

3) Man vergl. $. 223 des BGB.'s. 

4) Man vergl. SS. 394, 395 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 224 Eaß 1 u. 2 des BGB.'s. — In wie mweit ein nicht 
eingetragenes VBeräußerungsverbot wegen mala fides des Erwerbers Wirkung bat, 
vergl. Gommentar Bd. 1 ©. 235. 
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Jedoch iſt das von dem Eigenthümer eines Grundftüds einem hypothe— 
farifchen Gläubiger gegebene Verfprechen, ohne dejjen Einwilligung 
nicht zu veräußern, als folches wirkungslos, es wird dadurch nament- 
lih der Schuldner in der Veräußerung nicht gehindert, es joll jedod 
das Gericht dem Gläubiger ohne Verzögerung von der Veräußerung 
Nachricht geben '). 


IV, Erwerbung des Eigenthbums an bewegliden Sacen. 
8. 189. 
Zueignung. 


An berrenlofen beweglichen ?) Sachen, welche nicht dem Verkehre 
entzogen find, wird das Eigenthum durch Beligergreifung erworben ?). 
Herrenlos find beweglihe Sachen, melde noch in Niemandes Eigen- 
thume gewefen find (res nullius im engeren Sinne) oder deren Eigen- 
thum der bisherige Eigenthümer ohne Uebertragung auf einen An- 
deren aufgegeben hat (res derelietae)‘). Saden fünnen fein entweder 
Thiere oder leblofe Sachen. Wilde Thiere find berrenlog, wenn jie 
fih in ihrer natürlichen Freiheit befinden). Wilde Thiere im Gegen- 


1) Man vergl. $. 224 Satz 3 des BGB.'s. — Der Grund ift, daß der hypo— 
tbefariiche Gläubiger durch die Veräußerung in jeinem Rechte nicht fchlechter, 
fondern unter Umftänden in jofern, als er in dem Erwerber einen neuen Schuldner 
erhält, ſogar beſſer geftellt wird und der Eigenthümer des Grundftüds ohne Noth 
in der freien Verfügung über fein Eigentbum gehindert würde, wenn das Verjprechen, 
nicht ohne Einwilligung des hypothekariſchen Gläubigers zu veräußern, Wirkung 
haben jollte. Die Benachrichtigung tft nur angeordnet, damit der Gläubiger, wenn 
er es in feinem Intereſſe findet, fündigen kann. 

2) Das bürgerliche Gejegbuch nimmt bei der Erwerbung des Cigentbums 
durch Zueignung nur auf bewegliche Sachen Rüdficht, weil nad dem Grund: 
buchsipiteme das Eigenthum an unbeweglichen Saden nur durd die Eintrag: 
ung in das Grundbuch erworben werden kann. Fände fih eine berrenloje 
unbeweglihe Sache und ergriffe Jemand den Befit derjelben, jo würde er 
nur Bejig, nicht Eigenthum haben, fo lange nicht für die Sache ein Folium 
angelegt und er als deren Eigenthümer im Grundbuche eingetragen worden wäre. 

3) Man vergl. $. 227 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 228 des BGB.'s und oben ©. 72 la. 

5) Man vergl. $. 229 des BGB.'s. — Ein wildes Thier, welches ſich in feiner 
natürlichen Freiheit befindet, ift berrenlos, ohne Unterſchied, ob es fich früher ein- 
mal unter der Botmäßigfeit eines Menfchen befunden bat, oder nicht. Aber milde 
und zahm gemachte Thiere werden dadurd allein, daß fie ſich der Macht des 
Eigenthümers entziehen , nicht berrenlos, jondern erft, wenn fie ihre natürliche 
Freiheit wieder erlangen ($. 289 des BGB.'s). Mit welchem. Momente dies der 
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fage zu ſ. g. Haustbieren, find Thiere, welche, wenn fie nicht ein- 
gefangen und zahm gemacht worden find, gefondert von den Menfchen 
leben, und nicht blos die menſchliche Herricaft fliehen, fondern auch 
die Annäherung an den Menfchen vermeiden; daß fie, wenn fie fich 
dem Menjchen oder der menſchlichen Wohnung nähern, Schaden zu- 
fügen, tft Fein befonderes Merkmal ihrer Wildheit. Vögel, mit Aus— 
nahme der Hühner (aud) Truthühner und Pfauen), der Gänfe und 
Enten, find wilde Thiere. Tauben gehören fo lange nicht zu den 
wilden Thieren, als jie dem Inſtincte zur Rückkehr in den Tauben- 
ihlag folgen. Aehnlich verhält es fich mit den Bienen, fo lange jie 
zu dem Mutterftode regelmäßig zurüdfehren. Das Schwärnen der 
Bienen ift ein Zeichen der Aufgabe diefes Inſtinets. Nach römischen 
Rechte behielt der Eigenthümer des ſchwärmenden BVBienenftods das 
Eigenthum, „donec in conspectu est, nee diffieilis est ejus perse- 
eutio.“ Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche hat der Eigenthümer des 
Vienenftods das Recht, den ausfliegenden Schwarm in den nädjften 
jwei Tagen nach dem Ausfluge auf fremdem Grund und Boden ein» 
jufangen; er muß aber den dabei entftandenen Schaden erfegen; ift 
ein Bienenfchwarm von deſſen Eigenthümer nicht innerhalb diefer Zeit 
eingefangen worden, fo ift er herrenlog ’). Fiſche in fließenden Ge- 
wäſſern find herrenlos. Fiſche in Fiſchhältern und Teichen find nicht 
berrenlos ?). Auf dem Lande lebende wilde Thiere, insbefondere 
aud die zur Jagd gehörigen, z. B. Hirfche, Nehe, Haaſen, milde 
Kaninchen, find herrenlos. Sind fie eingefangen und werden fie in 
Käfigen oder Thiergärten gehalten, fo find fie nicht herrenlos >). 
Wenn Jemandem die Filchereigerechtigfeit in einem fliegenden Gewäſſer 
oder die Jagd in Bezirken oder auf einzelnen Grundftüden zufteht t), 
jo hat er zwar das Recht, jedem Anderen die Ausübung der Fijche- 





Fall fer, ift nad den PVerbältniffen zu beftimmen. Zahm gemachte Thiere erlan- 
gen ihre natürliche Freiheit wieder, wenn fie den angelernten Inſtinct zur Nüd- 
fehr verloren haben, nicht zahm gemachte, wenn der Eigenthümer ihre Verfolg: 
ung aufgegeben, oder vergeblich verjucht hat (man vergl. Gommentar Bd. 1 ©. 240). 

1) Man vergl. $. 230 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 229 Sag 2 des BGB.'s und 1.2,1.38.2,1.6D. de acquir. 
rerum dominio. — Das Geſetz über die Ausübung der Filchereigerechtigfeit in 
fließenden Gewäflern, vom 15. October 1868, tft ein Verwaltungsgeſetz, welches 
den Grundiag, dab File in fließenden Gewäſſern berrenlos find, nicht geändert 
hat und nicht hat ändern Fünnen. 

3) Man vergl. $. 229 Sat 2 des BGB.'s. 

4) Man vergl. die oben S. 28 not. 3 angeführten Geſetze. 


310 Drittes Buch. 


reigeredtigfeit oder der Jagd zu verbieten, aber Eigenthbum an den 
Fiſchen und an dem Wilde erwirbt er nicht durch den Dritten, welcher 
unberechtigter Weiſe Fifche gefangen oder Wild erlegt hat!). Herren- 
Iofe leblofe Saden find die allen Menſchen gemeinſchaftlichen Saden 
(res omnium communes), 3. B. Luft, Meer, Meeresufer, größere 
Seen, fließende Gemwäfler ?), Saden, welche in diefen Sachen entfteben 
oder wachſen, endlich Sachen, melde aus fremdem Stoffe gearbeitet 
find. So viel die erfte Art der Sachen anlangt, fo find fie in ſoweit 
bherrenlos, als ihre Befigergreifung ohne Nachtheil des öffentlichen 
Gebrauchs ftatt hat, 3. B. kann Jeder aus einem fließenden Gemäfler 
Waſſer jhöpfen. Eigenthum an Sachen der zweiten Art kann durch Be- 
figergreifung erworben werden ?), 3. B. an Mufcheln. Von der dritten 
Art von Saden wird noch weiter unten befonders die Rede fein. 


In melden Handlungen eine Zueignung der berrenlofen Sache 
zu finden fei, iſt nad den Verhältniſſen des einzelnen Falles zu bes 
urtheilen. Im Allgemeinen muß die Handlung ſo beſchaffen fein, 
daß der Beligergreifende in ein Verhältniß zu der Sache fommt, ver: 
möge defjen er beliebig auf diefelbe einwirken Fann, oder, mit ans 
deren Worten, daß er fie thatfächlich in der Macht hatt). Das bloße 
Anſchießen des Wildes, und das bloße Gefangenmwerden eines wilden 
Thieres in einer gelegten Schlinge kann nicht als Beligergreifung 
gelten *). 

Anm Das bürgerliche Geſetzbuch beftimmt in 8. 232, „dab Angehörige 
des Inlandes oder eines befreundeten Staates, welche Friegeriiche Beute er: 
laubter Weije machen, Eigenthum daran durch Beligergreifung eriwerben.” 
Schon nad den Sächſiſchen Militärgelegen (Militärftrafgejegbudh vom Jahre 1855 
und Dienftreglement für die Sächfiiche Armee vom Jahre 1856) war das Beute: 

1) Man vergl. $. 231 des BGB.'s, Commentar Bd, 1 ©. 242 und oben 
©. 73 not. 3, 

2) Man vergl. oben ©. 71 not. 2. 

3) Das verlafiene Flußbett und die in einem öffentlichen Fluffe entftandene 
Inſel (88. 281, 282) gehören nicht hierher, weil dies unbewegliche Sachen find. 

4) Man vergl. SS. 186 und 194 des BGB.'s und oben ©. 283. 

5) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 239. — So verſteht es ſich von jelbit, 
daß ein wildes Thier, welches fich in einer Schlinge gefangen hat, nicht Eigen: 
thum Desjenigen, welcher die Schlinge gelegt bat, wird, wenn es ſich vor feiner 
Ergreifung wieder frei madt. Die Frage aber, ob ein Thier, welches fich nicht 
wieder aus ber Schlinge frei machen kann, Eigenthum Desjenigen werde, welcher 
die Schlinge gelegt hat, wird verjchieden zu beantworten fein, je nachdem bie 
Schlinge auf eigenem oder auf fremdem oder auf Öffentlihem Grund und Boden 
gelegt worden ift. 
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machen verboten. In dem norddeutſchen Militärſtrafgeſetzbuche vom 4. November 
1867 88. 147 bis 148 wird das Beutemachen gleichfalls für unerlaubt erklärt 
und mit Strafe bedroht. Nachdem dieſes Geſetzbuch auch im deutſchen Reiche 
publicirt worden iſt, dürfte der F. 232 des BGB.'s gegenſtandslos geworden fein. 


8. 190. 
Fortfegung. . 

Befondere Arten der Zueignung herrenlofer Sachen durch deren 

Befigergreifung find 
a) die Erwerbung des Eigenthums an eingemauerten, vergrabenen 
oder jonft verborgenen Saden, deren Eigenthümer wegen der 

Länge der Zeit nicht ermittelt werden fann (an einem Schate) 

und 

b) die Erwerbung des Eigenthums an von dem Eigenthümer ver- 
lorenen oder dem Eigenthümer abhanden gekommenen Saden 

(an einem Funde). 

Zu a. 

Diefe Art der Zueignung hat das Befondere, daß eingemauerte, 
vergrabene oder jonjt verborgene Sachen nicht berrenloje Sachen 
ind, weil Derjenige, welder jie eingemauert, vergraben oder fonjt 
verborgen bat, deren Eigenthümer geblieben ift und, wenn er felbit 
geftorben fein follte, das Eigentum daran auf feine Erben überge- 
gangen fein würde. Dergleihen Sachen laffen jih als herrenlos nur 
in fofern betrachten, als ihr Eigenthümer wegen Länge der Zeit nicht 
mehr ausgemittelt werden kann und daher unbekannt ift. 

Werden eingemauerte, vergrabene oder fonjt verborgene Saden 
entdedt, deren Eigenthümer wegen der Länge der Zeit nicht auszu— 
mitteln ift, fo hat man zu unterfcheiden, ob der Finder fie 

aa) in einer eigenen, beweglichen oder unbeweglichen Sade, oder 
bb) in einer fremden Sache entdedt hat. 

In dem zu aa) angegebenen Falle erwirbt der Finder, ohne 
Unterfchied, ob er die Saden zufällig entdedt oder nad denfelben 
gefuht bat, fofern nur das Suchen nicht felbft polizeiwidrig oder 
criminalvechtlih ftrafbar geweſen iſt (in welchem Falle die Saden 
dem Staate gehören), das Eigenthum derfelben mit der Beſitzergreif— 
ung’). Lagen die Saden auf der Grenze benachbarter Grundjtüde, 
jo gehören fie den Grenznahbaren nach gleichen Theilen, felbft wenn 


1) Dan vergl. $. 233 Sat 1 und $. 237 Sa 1 des BGB.'s. 
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die Grenze nicht durd die Mitte der Sachen gegangen ift!). Der 
redliche Beliger der Sache, in melder die verborgenen Sachen ent» 
dedt worden find, ingleihen Derjenige, welcher widerruflicdes Eigen> 
thum an der Sache bat, erwirbt, ohme bei der jpäteren Rückgabe der- 
felben zur Ausantwortung verpflichtet zu fein?), durd die Beliter- 
greifung das Eigenthbum an den entdedten Saden. 


In dem zu bb) angegebenen Falle erwirbt der Finder, wenn 
er die verborgenen Saden zufällig entdedt bat, das Eigenthum 
daran mit dem Eigenthümer der Sache, in welder die Sachen ent— 
dedt worden find, zu gleichen Theilen, der Eigenthümer erwirbt die 
ihm zufallende Hälfte unmittelbar dur den Finder, der legtere ift 
ihm auch binnen drei Tagen von der Befigergreifung an Anzeige zu 
machen verbunden. Hat der Finder dieſe Anzeige zeitig zu machen 
unterlafjen, jo erwirbt der Eigenthümer auch die Hälfte, welche außer 
dem dem Finder zugefallen wäre’). Hatte der Finder nad) den ver— 
borgenen Saden geſucht, jo erwirbt der Eigenthümer der Sadıe, 
in mwelder die Sachen entdedt worden find, das Eigenthum der ver- 
borgenen Saden allein, ohne Unterjchied, ob der Finder in feinem 
Auftrage gehandelt hat, oder nicht). 

Wie oben erwähnt worden ift, beruht die Erwerbung des Eigen- 
thums an verborgenen Sachen durch die Befigergreifung auf der Vor— 
ausfegung, daß deren Eigenthümer nicht zu ermitteln ift. Fände fich 
wider diefe VBorausjegung der Eigenthümer der verborgenen Sadıen, 
fo mwürde er zur Bindication beredtigt fein, wenn er nicht dieſes 
Rechtes dadurch verluftig geworden wäre, daß der Finder oder der 
Eigenthümer der Sade, in welcher die verborgenen Saden entdedt 
worden find, die entdedten Sachen erjeifen hätte. Jedoch kann Der- 
jenige, welder nad dem oben Gefagten ein Hecht auf die entdedten 


1) Man vergl. $. 235 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 235 des BGB.'s und Commentar Bd. ı ©. 247. — Ueber 
die Concurrenz; mehrerer Eigenthümer und mehrerer Finder vergl. Gommentar 
a. a. O. ©. 249. 

3) Man vergl. S. 233 Satz 2 u. 3 und $. 237 Sat 2 des BGB.'s. — Was 
zu aa über den Eigenthümer gejagt worden ift, gilt auch bier. 

4) Man vergl. SS. 234, 237 Sat 2 des BGB. — Würen die verborgenen 
Sachen in einer öffentlichen Sade, einer Sache, an welder alle Staatsbürger 
den Gebraud gemeinichaftlich haben (vergl. oben ©. 72 unter Wr. 3), entdedt 
worden, fo würde der Staat das Eigenthum eriverben, foweit es in anderen 
Fällen dem Eigenthümer zufällt. 
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Saden bat, eine öffentlide Vorladung zur Ausſchließung der fonft 
etwa Berechtigten ausbringen !). 
3u b. 

Die Vorfchriften des bürgerlihen Geſetzbuchs über das Finden 
verlorener Sachen beruhen auf einer ähnlichen Grundlage, wie die 
Vorſchriften über das Entdeden eines Schatzes. Der hauptfächlichite 
Unterfchied befteht aber darin, daß bei dem Schatze nad) den Ver— 
bältniffen anzunehmen ift, es eriftire ein Eigenthümer überhaupt 
gar nicht, bei der verlorenen Sache dagegen die Griftenz eines Eigen> 
thümers gewiß und nur die Perſon deijelben ungemwiß ift. 

Das bürgerlide Gejegbudh enthält über das Finden verlorener 
oder ſonſt abhanden gefommener Sachen nachſtehende (durch das Reichs— 
ſtrafgeſetzbuch nicht geänderte) rein poſitive Beſtimmungen: 

Wer eine verlorene oder ſonſt abhanden gekommene Sache, von 
welcher ihm unbefannt ift, wer ihr Eigenthümer fei, oder wer fie ver» 
Ioren bat ?), und deren Werth den Betrag eines Thalers überfteigt, 
findet und an fih nimmt, erwirbt das Eigentbum daran, wenn er 
innerhalb vier Wochen, von der Zeit an, wo er die Sache gefunden, 
bei der Sicherbeitspolizeibehörde des Ortes, wo er die Sache gefunden 
bat, Anzeige gemacht und die Behörde den Fund einmal und bei einem 
Betrage über fünfzig Thalern zweimal in einem öffentlichen Blatte 
befannt gemacht und fih, von der Zeit der einmaligen oder legten 
Bekanntmachung an, innerhalb Jahresfriſt Niemand gemeldet bat, 
welcher ein Necht auf das Gefundene, jei es als Eigenthümer oder 
als Verlierer, nachzuweiſen vermag“). Ueberjteigt der Werth des 
Gefundenen nicht einen Thaler, fo bedarf es einer öffentliden Be— 
fanntmadhung nicht; es erwirbt vielmehr der Finder das Eigenthum 
an dem Gefundenen, wenn fich innerhalb eines Jahres Niemand ges 


1) Man vergl. $. 238 ded BGB.'s, 3. 4 der Ein: und Ausführungsverord: 
nung zum BGB. und Commentar Bd. 1 ©. 248. 

2) Ob eine Sache als verloren oder abhanden gelommen zu betrachten jei, 
ift nach den Verhältniſſen zu beftimmen. So würde von einer Sache, welche in 
der Hausflur oder auf der Haustreppe gefunden würde, fich faum jagen laſſen, 
daß fie verloren worden ſei. Unzweifelbaft aber find Sachen, melde Reijende in 
Poſt- oder Eijenbahnwagen oder Gafthäuiern, Fahrgäſte in Droſchken liegen ge: 
lafien haben, nicht als verlorene Sachen zu betradten. Bei Hausthieren würde 
nur dann bon einem Finden die Rede fein können, wenn fie ihren Herren ent: 
laufen wären. 

3) Man vergl. $. 239 ded BGB.'s und $. 6 der Ein: und Ausführungs: 
berorbnung. 
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meldet bat!) MAIS Finder wird auch Derjenige betrachtet, welcher 
die verlorene Sade zu ergreifen im Begriff geweſen ift, felbft wenn 
ihn ein Anderer an der thatfächlichen Ergreifung gehindert hat?), um 
ihm Die Sache zu entziehen. Meldet fi in einem Falle, in welchem 
die öffentliche Bekanntmachung vorgeſchrieben ift, vor Ablauf der 
Jahresfriſt der Eigenthümer oder Verlierer, jo erhält er das Ge 
fundene gegen Erftattung der nothiwendigen und nüßlichen Verwend- 
ungen, unter Abrechnung der von dem Finder etwa gezogenen Früchte, 
muß aber demjelben den zehnten Theil des Werthes, welchen die Sache 
nah Abzug der Koften hat, als Finderlohn geben. Beträgt der 
Werth über einhundert Thaler, fo bat er vom Mehrbetrage nur eins 
vom Hundert zu geben. Der Werth mehrerer gleichzeitig gefundener 
Sachen wird zufammengerechnet. Haben die gefundenen Sachen nur 
für Denjenigen Werth, melder fie verloren bat, fo hat die Behörde 
ein Finderlohn nad billigem Ermefjen zu beftimmen ?). Der Finder 
verliert die Rechte, welche ihm das Finden giebt, insbefondere aud 
den Anfpruh auf Finderlohn, wenn er die erforderliche Anzeige bei 
der Sicherheitspolizeibehörde innerhalb der vier Wochen zu machen 
unterläßt, oder, fofern der Gegenftand nicht über einen Thaler werth 
ift, den Fund auf geſchehene Nachfrage verheimlicht. In beiden Fällen 
tritt der Staat in die Nechte des Finders *). 


8. 191. 
Fruchterwerbung. 


Bei dem Eigenthümer einer Sache kann eine Erwerbung der 
Früchte der Sache, als ein Act, durch welchen derſelbe das Eigen— 
thum an den Früchten erlangt, gar nicht vorkommen, weil die Früchte, 
mag der Samen, aus welchem fie gewachſen find, dem Eigenthümer 
oder einem Anderen gehört haben, jo lange fie mit der Sade zu 
fammenhängen, Theile der Sade find, das Eigenthum der Sadıe 


1) Man vergl. $. 240 des BGB.'s. — Einen Anjprucd auf Finderlohn würde 
der finder haben, wenn fich der Eigenthümer oder Berlierer zeitig meldete (man 
vergl. Commentar Bd. ı ©. 252). 

2) Eine Verbindlichkeit, eine verlorene Sache an fich zu nehmen, befteht nict, 
auch kann die Anfichnahme nicht als eine nnaufgeforberte Einmifchung in fremde 
Gefchäfte angejehen werben; es haftet daher Derjenige, twelcher die verlorene Sade 
an fih nimmt, nur für abfichtliche Verfhuldung und grobe Fahrläffigkeit. 

3) Man vergl. 8. 242 des BGB.'s 

4) Man vergl. $. 243 des BGB.'s. 


Bon dem Eigenthume. 315 


kb auch auf die Früchte bezieht und die Trennung der legteren nur 
die Wirfung hat, daß das Eigenthbum an der Sade an den getrennten 
Früchten, als einzelnen Sachen, fortdauert!). Nur, wenn ein Anderer, 
als der Eigenthümer; das Eigenthum an den Früchten erwirbt, fann 
von einer befonderen Art des Eigenthumgerwerbes der Früchte die 
Rede fein. Das bürgerliche Geſetzbuch führt als Diejenigen, melde, 
obihon fie nicht Eigenthümer der Sache find, dennoch das Eigen- 
thum an den Früchten erwerben, den redlihen Befiger der Sache, 
den Niegbrauder und den Pachter auf. Soviel den redlichen Befiger 
der Sache betrifft, jo erwirbt derjelbe das Eigenthum der (natürlichen 
und duch Verwendungen hervorgebrachten) Früchte, mit Ausſchluß 
des Eigenthümers, fobald fie von der Sade getrennt find‘). Go 
viel den Nießbrauder und den Pachter anlangt, jo erwerben diefelben 
die Früchte durch deren Erhebung, und nur die jungen Thiere, in- 
gleihen die Eier, mit deren Trennung von den Mutterthieren ?). 


8. 19. 
Umarbeitung und Umbildung. 


Wenn Jemand aus einer oder aus mehreren Saden, mögen fie 
ſämmtlich fremde oder zum Theile eigene fein, dur Umarbeitung 
oder Umbildung (Specification) für fi eine neue Sache fchafft, fo 
erwirbt er das Eigenthum der letzteren“). Diefe Erwerbungsart ift, 
wie bereits oben 5) erwähnt worden, eine Art der Zueignung herren- 
Iofer Sachen, meil die gefchaffene neue Sade, 3. B. der aus Wein— 
trauben gepreßte Wein, das aus Delfrüchten gewonnene Del, vorher 
nod gar nicht vorhanden geweſen ift und fi daher in Niemandes 
Eigenthbume befunden haben kann °). 

In dem Begriffe der Umarbeitung oder Umbildung (Specification) 
liegen folgende Merkmale: 

a) Aus dem fremden Stoffe muß eine neue Sache gefchaffen worden 
fein. Eine bloße Aenderung der Form, 3. B. das Ausdreſchen 
fremden Getreides, das Färben fremder Wolle, enthält Feine 


1) Man vergl. 8. 244 Sak 1 ded BGB.’ und oben ©. 84. 

2) Man vergl. 8. 244 Satz 2 des BGB.'s und Annalen N. F. Bd. 5 ©. 529 flg. 

3) Man vergl. $. 245 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 246 ded BGB.'s. 

5) Man vergl. ©. 73 und 310. 

6) Dies ift auch die Auffafiung des römischen Rechts, man vergl. 1. 7 8. 7 
D. de acquir. rer. domin. 
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Umarbeitung oder Umbildung. Was eine neue Sade fei, ift 
nach der Natur der Sache und nah den Anfichten des Ver— 
fehres zu beftimmen, und es kann fi, wenn namentlich tech— 
niſche Kenntniffe zu der Beſtimmung erforderlih find, für den 
Richter die Nothwendigkeit ergeben, vor der Entſcheidung Sad- 
verftändige mit ihrem Gutachten zu hören. 


b) Derjenige, welcher den fremden Stoff umarbeitet oder umbildet, 


c) 


muß dies in feinem Namen gethan haben, weil die Erwerbung 
des Eigenthums an der neuen Sache in der Ergreifung des 
Beſitzes derfelben ihren Urfprung bat, und ein Befig den Willen 
(animus), die Sade für ſich zu haben, vorausfegt. Hat der 
Specificant in frendem Namen gehandelt, jo erwirbt Derjenige, 
in deſſen Namen er gebandelt hat, durch ihn unmittelbar den 
Belig der neuen Sache und durch den Belig das Cigenthum 
derfelben. 

Die neue Sade muß aus fremdem Stoffe, oder wenigftens zum 
Theil aus fremdem und eigenem Stoffe gearbeitet worden fein, 
weil, wenn fie lediglich aus eigenem Stoffe gearbeitet worden 
it, von einer Erwerbung des Eigenthums an der neuen Sade, 
in welcher nur das Eigenthum an dem verwendeten Stoffe fort- 
gejegt wird, feine Nede fein Fann. 


Das bürgerlie Geſetzbuch weicht in der Yehre der Erwerbung 


des Eigenthums durch Umarbeitung und Umbildung von dem römi— 
Ihen Rechte in einer doppelten Hinfiht ab. Während nämlich 


a) 


nad römifchem Rechte, wenigitens nad der richtigeren Anficht, 
zu der Erwerbung des Eigenthums an der neuen Sache red» 
liher Glaube (bona fides) des Specificanten erfordert wurde, 
dagegen, wenn derjelbe gewußt hatte, daß er fremden Stoff 
verwendete, das Eigenthum an der neuen Sade dem Eigenthümer 
des Stoffes, und zwar allein, fofern nur fremder Stoff, und 
zum Theil, fofern fremder und eigener Stoff verwendet worden 
war, gehörte‘), macht das bürgerliche Geſetzbuch einen Unter» 
ſchied zwiſchen dem redlihen und unredliden Glauben des Spe- 
cificanten bei der Frage, ob derfelbe Eigenthum an der neuen 
Sade erworben babe, nicht. Während ferner 


1) Man vergl. I. 12 8. 3 D. ad exhib., 1.7 88.7, 8, 12, 1.24 D. de acquir. 
rer. domin. 
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b) das römische Recht eine Ermwerbung des Eigenthums an der 
neuen Sache nicht annimmt, wenn die Sache auf ihre urfprüng- 
lihen Beftandtheile zurüdgeführt werden fann '), jtellt das bür- 
gerlihe Gejegbuch die Unmöglichkeit der Zurüdführung der neuen 
Sache auf ihre urjprüngliden Bejtandtheile wenigſtens nicht 
ausdrüdlih als Erforderniß der Erwerbung des Eigenthums 
dur Umarbeitung und Umbildung auf, und es fällt daher nad) 
demjelben die Frage, ob die neue Sade ſich auf ihre urſprüng— 
lichen Beitandtheile zurüdführen laſſe oder nicht, mit der Frage, 
ob eine neue Sache gejchaffen worden fei, oder nicht, zufammen. 
Für die Beitimmung, in wie weit der Eigenthümer des vermwen- 

deten fremden Stoffes einen Anjprud auf Entjhädigung wider den 
Specificanten habe, jind die Vorſchriften über die Cigenthumsflage 
maßgebend, und in deijen Gemäßheit jchreibt das bürgerliche Geſetzbuch 
vor ?), daß der Specificant dem Eigenthümer des fremden Stoffes, 
wenn er in redlihem Glauben gejtanden, Erjaß, joweit er bereichert 
jei, und, wenn er in unredlichem Glauben geftanden, Schadenerjat 
zu leiften babe. 


8. 193. 
Berbindung und Vermiſchung von Saden. 


Werden beweglihe Sahen mehrerer Eigenthümer, durch Zufall 
oder durch eine menjchlihe Handlung (durd eine Handlung eines 
Dritten oder eines Eigenthümers), Durch Anſchweißen, Anlöthen, oder 
Einweben feſt verbunden, und fünnen diefelben nicht wieder getrennt 
werden, fo erwirbt, wenn die Sache des einen Eigenthümers als die 
Hauptfache, die des anderen als die Nebenſache anzufehen ift, der 
Eigenthümer der Hauptjahe das Eigenthum der Nebenſache. Steht 
die Sache eines Eigenthümers nicht in dem Berhältnifje der Hauptfache 
zu der Sache des anderen Eigenthümers als Nebenſache, fo entjteht 
ein Miteigenthum der Eigenthümer der fejtverbundenen Saden nad 
dem Verhältnifje des Werthes, welchen die einem Jeden gehörigen 
Saden zur Zeit ihrer Verbindung gebabt haben). Welche Sache 
als Hauptfache oder Nebenjahe zu betrachten jei, ift nach dem Be- 
griffe und der Gebraudsbeftimmung des Ganzen und, wenn diefe 


1) Man vergl. 1. 7 $. 7 D. de acquir. rer. domin. 
2) Man vergl. $. 246 Sat 2 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $. 247 des BGB.'s. 
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Momente nicht entſcheiden, nach dem größeren oder geringeren Werthe 
der Sachen zu bejtimmen !). 

Werden trodene Körper oder Flüffigkeiten * flüſſig gemachte 
Sachen mehrerer Eigenthümer vermiſcht und iſt eine Trennung un— 
thunlich, liegt auch keine Umarbeitung oder Umbildung vor, wie dies 
z. B. der Fall wäre, wenn aus Wein und Honig ein Getränk, oder 
aus Heilmitteln ein Pflaſter bereitet worden wäre, ſo entſteht ein 
Miteigenthum der Eigenthümer der vermiſchten Sachen nad dem Ver- 
hältniffe des Werthes, welchen die einem Jeden gehörigen Subjtanzen 
zur Zeit ihrer Bermifhung gehabt haben). Iſt aber mit Geld eines 
Dritten gezahlt worden und hat der Empfänger dafjelbe mit dem 
feinigen vermifcht, ohne daß die Geldftüde des Dritten ausgejondert 
werden fünnen, jo wird der Empfänger Eigenthümer des fremden 
Geldes ?), weil die einzelnen fremden Geldjtüde nicht das Eigenthum 
der eigenen und diefe nicht das Eigenthum jener nach fi ziehen und 
daher ein Miteigenthum der Eigenthümer der Geldjtüde an dem theils 
aus fremden theils aus eigenen Geldftüden bejtehenden Duantum nicht 
denkbar ift. 

Eine Trennbarkeit der mehreren verbundenen und vermifchten 
Saden ift nur anzunehmen, wenn jie fämmtlih in ihren urjprüng- 
lichen, wejentlichen Bejtand wieder hergeftellt werden fünnen und der 
dazu erforderliche Aufwand nicht den vierten Theil des Werthes des 
Ganzen überfteigt *). 

ft die Verbindung oder Vermifhung duch Zufall gejchehen 
oder von einem Dritten oder von einem Eigenthümer in redlichem 
Glauben bewirkt worden, fo hat der Erwerber der fremden Sache 
dem vorigen Eigenthümer Erſatz, foweit er bereichert iſt, zu leiften. 
Hat ein Eigenthümer wiffentlich die fremde Sache mit der feinigen 
verbunden oder vermifcht und erwirbt er dadurch die fremde Sade, 
fo ift er dem Eigenthümer derfelben Schadenerjag zu leiften verbun- 
den; verliert er dadurch fein Eigenthum an den Anderen, jo bat er 
gegen den Legteren nur Anſpruch auf Erfag, ſoweit in der Verbind— 
ung oder Bermifchung eine nothwendige Verwendung enthalten ift®). 


1) Man vergl. $. 250 bed BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 248 Sa 1 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 248 Satz 2 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 249 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 251 des BGB.'S und Eommentar Bd. 1 S. 261 fig. 
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Wer eine fremde Sache für fi dadurd verwendet, daß er dar- 
auf fchreibt, zeichnet, drudt, malt, oder ſonſt Schriften oder Bilder 
bringt, erwirbt das Eigenthum daran, ausgenommen wenn das Er—⸗ 
zeugniß jeiner Thätigkeit zu der Sade in einem untergeordneten 
Berhältniffe fteht. Dem Eigenthümer der fremden Sade hat der 
Erwerber derjelben, wenn er in redlihem Glauben geitanden, Erjak, 
joweit er bereichert ift, wenn er in unredlihem Glauben geftanden 
bat, Schadenerfag zu leijten ?). 


8. 194. 
Uebergabe. 


Durh die Uebergabe wird das Eigenthum einer bemweglichen 
Sade erworben, wenn der Befig derfelben in der Abficht, Eigenthum 
zu übertragen, übergeben wird?). Zur Eigenthumserwerbung durch 
Uebergabe wird vorausgefegt, 

a) daß der Uebergebende handlungsfähig ift, das Eigenthum der 
Sade hat, oder jonjt aus einem Rechtsgrunde zur Veräußerung 
berechtigt ift, und den Befig der Sache in der Abfiht, Eigen- 
thum zu übertragen, übergiebt, 

b) daß der Erwerber die Sache, melde ihm übergeben wird, mit 
dem Willen, den Befig und dadurch das Eigenthum derfelben 
zu erwerben, in Empfang nimmt). 

Bu a. | 

In dem allgemeinen Sate, daß Niemand mehr Rechte auf einen 
Anderen übertragen kann, als er ſelbſt hat*), liegt, daß nur Derjenige 
Eigenthum auf einen Anderen übertragen kann, mwelder dafjelbe hat >). 
Aber aud wenn der Uebergebende Eigenthümer ift, jo wird doc zur 
Gültigkeit der Uebergabe erfordert, daß nicht irgend ein Rechtsgrund 
vorliegt, aus mweldem die Uebergabe verboten ift. Ein folder Rechts- 
grund kann ſich ergeben aus der Perfon des Uebergebenden, 3. B. 
wenn er bandlungsunfähig oder in feiner Handlungsfähigfeit be- 





1) Dan vergl. $. 252 des BGB.'s und Commentar a. a. D. 

2) Man vergl. $. 253 bes BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 254 des BGB.'s und Annalen R. F. Bd. 6 ©. 1 fig. 

4) Man vergl. $. 131 des BGB.'s und oben ©. 128. 

5) Mit der Frage, ob durch die Uebergabe Eigenthum erworben tworben fei, 
hat die Frage, ob und in wie weit die ſ. g. exceptio rei venditae et traditac be: 
gründet fei, Etwas nicht gemein. Dieſe Einrede, welche befanntlich nicht blos 
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ſchränkt ift '), ferner aus der rechtlichen Eigenihaft der Sache, 3. B. 
wenn die Sache mit einer Anwartfchaft (einem Fideicommiſſe) belaftet 
ift °), endlich aus dem Grunde, auf welchem die Uebergabe beruht, 
3. B. eine Schenkung unter Ehegatten ). Diejenigen, welche nicht 
ſelbſt Eigenthümer find, fünnen jedoch an der Stelle des Eigenthümers 
übergeben, wenn jie vermöge Gejeges, 3. B. der Vormund, oder ver- 
möge gültig errichteter Statuten, 3. B. die Vertreter juriftifcher Berfonen, 
oder aus einem anderen Nechtsgrunde, 3. B. der Pfandgläubiger, zur 
Veräußerung im Namen des Eigenthümers beredhtigt find. An dem 
Willen, zu übergeben, fehlt e8, wenn der Uebergebende ſich über das 
Eigenthum der Sache, welche er übergiebt, im Irrthum befindet, 3. B. 
wenn der Beauftragte feine Sade in dem Glauben, daß ſie dem 
Auftraggeber gehöre, Namens des legteren übergiebt*), wenn die 
Uebergabe nicht zu dem Zwede, Eigenthum zu übertragen, jondern 
zu einem anderen Zwede), oder unter einer den Uebergang des 


bei der lebergabe vermöge eines Kaufes, fondern bei der Uebergabe vermöge 
jedes zur Uebertragung des Eigenthums geeigneten Rechtsgrundes, z. B. Tauſch, 
Schenkung, Geben an Zablungsftatt, begründet ift, bat Wirkung dem Ueberge— 
benden, deſſen Erben und ſelbſt Denjenigen gegenüber, welche ihr Recht von dem 
Tradenten ableiten. Activ fteht fie Demjenigen, welcher die Sadye übergeben er: 
halten bat, deifen Erben und Jedem zu, welcher die Sache andermweit übergeben 
erhalten hat. 

1) Man vergl. SS. 81, 89, 786, 787 des BGB.'s. 

2) Man vergl. SS. 2514, 2517, 2519 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1647 des BGB.'s. 

4) Man vergl. Annalen a. a. D. ©. 10. 

5) Man vergl. Annalen a. a.D. ©. 11. — Man merke wohl, daß das bür- 
gerliche Gefegbuch die Meinung, durch die Uebergabe werde nur dann Eigenthum 
übertragen, wenn ein Grund der Eigenthumsübertragung, 3. B. ein Kauf, ſ. g. 
justa causa tradendi, vorhanden fei, nicht angenommen bat. Dafjelbe erfordert 
nämlich zur Eigenthumsübergabe nicht einen Nechtögrund, in Folge deſſen die 
Vebergabe erfolgt, 3. B. einen über die Sache geichloffenen Kauf, fondern nur 
den auf die Uebergabe des Eigenthums gerichteten Willen des lebergebenden, 
oder den der Uebergabe zu Grunde liegenden Zwed, Eigenthum zu übertragen. 
Ev überträgt der Eigenthümer einer Sache das Cigenthum durch die Uebergabe, 
wenn dieje zu dem Ende geſchieht, daß Derjenige, welchem fie übergeben wird, 
fie als ihm verkauft, oder geichentt, oder an Zahlungsitatt gegeben, haben ſoll, 
follte auch ein Kauf, eine Schenkung, eine Vereinbarung über das Geben an 
Zahlungsſtatt nicht vorausgegangen fein, oder der Kauf, die Schenkung, die Ber: 
einbarung über das Geben an Bablungsftatt aus irgend einem Grunde nicht gelten. 
Dagegen überträgt er das Eigenthum der Sache nicht, wenn er fie zu dem Ende 
übergiebt, daß fie Derjenige, welchem er fie übergiebt, als ihm vermiethet oder 
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Eigenthums auffchiebenden Bedingung erfolgt‘), Endlich jegt die 
Uebergabe, mwelde zum Zwecke der Uebertragung des Eigenthums ge- 
ihieht, eine Handlung des Uebergebenden voraus, welche zur Weber- 
tragung Des Beſitzes geeignet ift?). 

Zu b. 

Da dur die Uebergabe Eigenthum nur dann übertragen wird, 
wenn der Uebergebende und der Empfänger darin mit einander 
übereinjtimmen, daß das Eigenthum der Sache übergeben und 
erworben jein joll, jo hat die Uebergabe feine Wirkung, wenn der 
Uebergebende und Empfänger über den Gegenjtand (error in corpore) 
oder über den Zweck der Uebergabe (error in causa traditionis) 
verſchiedener Anficht find). Aber ein Zweifel, ob der Irrthum über 
den Zweck der Uebergabe den Uebergang des Eigenthbums bindere, 
fann dann entjtehen, wenn beide Intereſſenten zwar darin mit ein- 
ander übereinftimmen, daß das Eigenthum übertragen und erworben 
worden jein foll, aber über den Zwed der Eigenthumsübertragung 
verjchiedener Anficht find, z. B. wenn der Uebergebende Gelder mit 
dem Willen zu ſchenken übergiebt, der Empfänger aber die Gelder in 
dem Glauben, daß fie ihm dargeliehen feien, annimmt. Nach dem 
bürgerlihen Geſetzbuche wird der Uebergang des Eigenthums auf den 
Empfänger dur diejen Irrthum nicht gehindert‘). 

Bei einem Rechtsgeſchäfte, durch welches die Gemeinjchaft eines 
ganzen Vermögens einer Perfon begründet wird, entjteht das Mit- 
eigenthum an den dazu gehörigen beweglichen Sachen mit dem Rechts- 
geichäfte, ohne daß es einer Uebergabe des Beſitzes bedarf). 

Endlich ift noch zu erwähnen, daß die Stellvertretung bei der 
Erwerbung des Eigenthums durch Uebergabe eben fo zu beurtheilen 


ibm verpfändet haben joll, wäre auch ein gültiger Miethvertrag ober Pfand: 
vertrag borausgegangen. 

1) Man vergl. Annalen a. a. D. ©. 12. — Dagegen gebt, wenn ber 
Uebergebende erft nach der Uebergabe das Eigenthum erwirbt, von der Zeit diejer 
Erwerbung an bad Eigentbum auf den Empfänger über ($. 254 Satz 2 bes 
BGB.'8). 

2) Man vergl. oben ©. 292. — Nur in joweit weicht bie Uebergabe zum 
Zwecke der Uebertragung des Eigenthums von der zum Bivede der Vebertragung 
des Befiges ab, als bei ihr das Erforderniß der ſ. g. vacua possessio nicht gilt 
(man vergl. Annalen a. a. D. ©. 17 flg.). 

3) Man vergl. 88. 95 u. 838 des BGB.'s und Annalena.a.D. ©. 15. 

4) Man vergl. $. 256 des BGB.'s und Annalen a. a. D. 

5) Man vergl. SS. 255, 1389, 1695 des BGB.'s. 

Siebenbaar, Privatregt. 2 
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ift, wie die Stellvertretung bei der Ermerbung des: Beſitzes durch 
Uebergabe ). 
8. 195. 
Erwerbung dur richterliche Entſcheidung. 


Wird bei einer Theilung im Miteigenthbume befindliher Sachen 
durch. richterliche Entſcheidung Eigenthum zugeſprochen, fo wird dafjelbe 
mit der Nechtsfraft der Entjcheidung erworben, ohne daß e8 der 
Uebergabe bedarf?). Wird auf Berluft einer Sade im Strafver- 
fahren erkannt, fo erwirbt Derjenige, welchem die Sache zufällt, das 
Eigenthbum derfelben mit der Rechtskraft der Enticheidung ?). Spricht 
das Geſetz den Verluſt des Eigenthbums als unmittelbare Folge einer 
Geſetzwidrigkeit aus, 3. B. bei der unterlaffenen Anzeige eines Fundes 
(oben $. 1%), jo erwirbt der Staat das Eigentum von der Zeit 
der Handlung ant). 


g. 196. 
Erbfolge, Vermächtniß, Anwartſchaft. 


Eine Sache, welche Eigenthum des Erblaſſers geweſen iſt, geht 
auf Denjenigen, welchem ſie durch Erbeinſetzung, Vermächtniß oder 
Anwartſchaft zufällt, eigenthümlich über, ohne daß es einer Beſitz⸗ 
ergreifung von Seiten des Bedachten bedarf’), 


8. 197. 
Erfigung. 


Der redliche Befiger einer beweglichen Sache erwirbt das Eigen- 
thum derjelben duch Erfigung, wenn er den Befig der Sache dreißig 


1) Man vergl. oben ©. 295 flg. — Die Stellvertretung bed Eigenthümers bei 
ber Beräußerung hat nur etwa das Bejondere, daß der Stellvertreter Namens 
des Bertretenen blos dann übergeben kann, wenn er hierzu ermächtigt ift und daß, 
wenn ein Auftrag dahin ginge, es follte der Beauftragte eine Sache des Auftrag- 
gebers verlaufen, aber nur gegen baare Zahlung übergeben, und der Beauftragte 
die Sache ohne Zahlung übergeben hätte, ber Auftraggeber zur Binbication der 
Sade berechtigt wäre, ohne die exceptio rei venditae et traditae fürchten zu müſſen 
(man vergl. I. ı $. 2 D. de except. rei vend.). 

2) Man vergl. $. 257 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 5. 258 Sah 1 bed BGB.'s. 

4) Dan vergl. $. 258 Satz 2 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 88. 259, 2281, 2426, 2451, 2507 des BGB.'s 
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Jahre fortgejegt hat!). Neben dem redlicen Befige wird rechtmäßiger 
Beſitz zu der dbreißigjährigen Erfigung nicht erfordert; es bedarf bei 
diefer Erfigung nicht des Beweiſes, daß der Erfigende die Sache redt- 
mäßig erworben habe; es genügt vielmehr, wenn der Beliger den 
Beiig in gutem Glauben erworben und dreißig Jahre fortgefegt hat, 
3. B. wenn er in dem Glauben geftanden hat, jein Beauftragter habe 
die Sade für ihn gekauft, obſchon dies nicht der Fall geweſen ift, 
oder die Sache jei ihm vermacht worden, objhon dies nicht in Wahr- 
beit beruht ?). Bon der Klagenverjährung unterfcheidet ſich die Dreißig- 
jährige Erfigung durch das Erforderniß der bona fides des Befigers. 

Iſt der Befiger einer beweglichen Sache zugleich rechtmäßiger Be- 
jiger und hat er den Befit auf fehlerfreie Weife erlangt, jo erwirbt 
er das Eigenthum, wenn er den Befig der Sache drei Jahre fortge- 
jegt hat?). Wefentlihe Vorausfegungen der Erfigung find: 

a) eine Sache, welde fi im Eigenthume befinden kann. Sachen, 
welche dem Verkehre entzogen find (res extra commercium po- 
sitae), ingleihen Sachen, deren Gebrauch vermöge der Natur ein 
öffentlicher ift (res omnium communes), fünnen nicht erſeſſen 
werden. Dagegen ift die Erfigung einer geftohlenen oder ger 
raubten Sache von Seiten Desjenigen, welcher deren Belig in 
redlichem Glauben und vermöge eines zur Erwerbung des Eigen» 
thums geeigneten Rechtsgrundes erlangt hat, nad) dem bürger- 
lihen Geſetzbuche nicht ausgeſchloſſen“). Eine Erfigung ift 


ı) Man vergl. $. 260 be BGB.'s. 

2) Das bürgerliche Geſetzbuch bat im Interefie deö Verkehrs, welcher durch 
die zu lange Ungewißheit des Eigenthums nothiwendig leidet, eine Meinung an: 
genommen, welche von einigen römijchen Jurijten vertheidigt, von anderen ber 
tämpft wurde (man vergl. 1. 27 D. de usurp. et usucapionibus). 

3) Man vergl. $. 261 des BGB.'s. 

4) Das römijche Verbot der Erfigung geftohlener (res furtivae) und geraubter 
(res vi possessae) Sachen ($. 2 J. de usucap., 1. 33 pr. et $.2 D. de usurp., 1. 48 pr. 
D. de acquir. rer. dominio) ift ein rein pofitives, welches man auf Fünftlichem 
Wege, 3. B. auch durch den Satz, daß das vitium rei aufhört, wenn die Sade 
wieder einmal in die Gewalt des Heren gefommen ift (I. 24 $. ı D. de usurp., 
3.8 J. de usucap.), zu mildern gejucht hat. Namentlich muß dieſes Verbot nad: 
teilig auf den Geſchäftsverkehr wirken, weil der redliche Erwerber der Sache 
diejer nicht anjehen kann, ob fie gejtohlen oder geraubt if. Wenn man zur 
Rechtfertigung dieſes Verbots anführt, ed werde dadurch das Eigenthum gefichert, 
ſo ift dagegen zu bemerken, daß das Eigenthum durch das Verbot des Diebftahls 
und Haubes ausreichend gefichert wird und ein Schug deſſelben auf Koften Des: 

21* 
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b) ohne Befit nicht denkbar. Was Beſitz ift, wie er erworben und ver- 
loren wird, ift bereits oben 88. 178 bis 182 angegeben worden. 
Aber nicht jeder Beſitz giebt die Füglichkeit der Erfigung, fondern nur 

aa) der rehtmäßige und 
bb) redliche. 

Als rehtmäßig gilt der Befig, welcher in Folge eines Rechts— 
grundes erworben worden ift, der geeignet gewejen wäre, Eigenthum 
zu verfchaffen, jedoch wegen eines in dem einzelnen Falle vorhandenen 
Hindernijjes die Eigenthumserwerbung nicht zur Folge hat). Rechts— 
gründe zur Erwerbung des Eigenthums find unter anderen die Er- 
füllung einer Forderung durd Leiſtung der Sade, melde 
gejchuldet wird, ohne Unterfhied, aus welchem Grunde die Sade 
geichuldet wird, aljo namentlih aus einem rechtsfräftigen Urtbeile, 
aus einem Kaufe und zwar aus dem legteren auch, wenn der 
Kaufpreis nicht bezahlt und nicht gejtundet worden iſt?), die Ueber— 
gabe der Sade mit der Abficht zu ſchenken (cum animo donandi), 
Zueignung einer berrenlofen oder verlafjenen Sade (res derelicta), 
Vermächtniß ’) Der bloße Glaube, daß ein Rechtsgrund zur Er- 
werbung des Eigenthums vorhanden ſei, während er nicht vorhanden 
ift, 3. B. der Glaube, die Sade gekauft oder geſchenkt erhalten zu 
haben, begründet nicht einen rechtmäßigen Belig, eben jo wenig der 
Rechtsirrthum, z. B. wenn Jemand, welcher von einem Minderjährigen 


jenigen, welcher die gejtohlene oder geraubte Sache redlich erworben und bie Er: 
figungsgzeit über beſeſſen hat, nicht zu rechtfertigen ift. In Sachſen hat fich die 
Praris um das römische Verbot nie befünmert, und wenn das deutſche Handels: 
gejegbuch in den Art. 306, 307 etivas dem Aehnliches eingeführt hat, jo wird dies 
hoffentlich auf das Handelsrecht beichränft bleiben. 

1) Man vergl. $. 268 bed BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1094 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 2426 des BGB.'s. — Auf den f. g. titulus pro herede be: 
ziehen fich die 88.270, 271 des BGB.'s. 8. 270: „Der Erbe, welcher Sachen als 
zur Erbſchaft gehörig befigt, fann eine vom Erblafler an diefen Sachen begonnene 
Erfigung nur mit dem Rechtsgrunde fortjeken, welchen der Erblafler für fich 
hatte; beſaß der Erblafier die Sachen ohne einen zur Erfigung geeigneten Rechts: 
grund, jo giebt das Erbrecht dem Erben, welcher den Befis ergriffen bat, feinen 
zur Erfigung geeigneten Rechtsgrund; dafjelbe gilt bei Saden, welde der Erbe 
nicht inne hatte, der Erbe aber für Erbichaftsfachen hielt und ald Erbe in Beſitz 
nahm.“ 8.271: „Ein Nichterbe, welcher einen Berufungsgrund für fich bat, der 
wegen eines vom Anfange vorhandenen oder fpäter eingetretenen Hindernifſes 
unwirfiam tft, und als vermeintlicher Erbe den Beſitz von Sachen ergreift, melde 
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gefauft hat, glaubt, der Kauf fei gültig ’). Dagegen wird der Beſitz nicht 
dadurch ein unrechtmäßiger, daß der Befiger irrthümlih annimmt, es 
ftehe der Erwerbung des Eigenthbums ein Hindernif entgegen, während 
diejes nicht vorhanden ift, oder er habe aus einem anderen Redts- 
grunde eriworben, als aus dem, welcher vorhanden ift ?). Der Grund, 
warum mit der Ermwerbung des Befiges aus einem zur Erwerbung 
des Eigenthums geeigneten Nechtsgrunde das Eigenthum nicht erworben 
wird, kann ein jehr verjchiedener fein, 5. B. wenn Derjenige, welcher 
die Sache verkauft und übergeben hat, nicht Eigenthümer der Sade 
oder handlungsunfähig oder in feiner Handlungsfähigfeit befchränft 
gewejen ift, oder wenn jemand eine Sade auf Grund eines vom 
Erblafjer jpäter widerrufenen Vermächtniffes empfangen hat. 

Was redliher Beſitz fei, ift bereitS oben S. 288 unter b. an- 
gegeben worden. Der Befit ift ein unredlidher, wenn der Befiger 
das jeiner Eigenthbumserwerbung entgegenftebende Hinderniß bei der Er: 
werbung des Beliges gekannt oder während der Erjigungszeit erfahren 
bat, oder wenn feine Unfenntniß des Hinderniffes auf einem nicht 
entihuldbaren Irrthume beruht). Der Beſitz muß mährend der 
ganzen Erfigunggzeit in redlibem Glauben ausgeübt worden fein t). 
Wird der Beſitz mehrerer Befiger zufammengerechnet, jo kann der 
Beſitznachfolger fih den Beſitz des Beligvorgängers zurechnen, wenn 
jein eigener Beſitz und der Beſitz feines Vorgängers ein redlicher ge- 
weſen iſt. Hat aber der Beligvorgänger jih in unredlidem Glauben 
befunden, jo bindert dies den redlihen Belignachfolger und Erben 
niht, die Erfitung von der Zeit feines Befiges anzufangen 5). Eine 
Erfigung ift nur anzunehmen, wenn 

e) der Beſitz während der Erfigungszeit fortgefeßt worden ift. Iſt 
der Belt zu Anfang und am Ende der Erjigungszeit als vor- 
handen nachgewiefen worden, fo wird die Fortdauer defjelben in 
der Zwifchenzeit vermuthet‘). Wer den Befig durch Uebergabe 


der Erblaffer inne hatte, bat m dem Berufungsgrunde einen zur Erfigung ge: 
eigneten Rechtögrund, wenn ihm nicht Unreblichleit des Beſitzes nachgewieſen 
werden kann. Die Erfigung aus dieſem Nechtägrunde kann dem wahren Erben 
gegenüber nicht geltend gemacht werden” (man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 276 flg.) 

1) Man vergl. $. 267 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 269 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 267 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 265 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 266 des BGB.'s und Commentar Bb. 1 S. 274, 

6) Man vergl. $. 262 des BGB.'S. 
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erlangt bat, kann den Erfigungsbeiig jeines unmittelbaren Bor- 
gängers und der weiteren Vorgänger feinem Erfigungsbefite hin- 
zurechnen '). Bei der Erbfolge werden der Erſitzungsbeſitz des 

Erblafiers, die Zeit bis zur Befigerwerbung durch den Erben 

und der Erfigungsbefig des Erben zujammengerechnet, voraus⸗ 

gejegt, dak der Zufammenhang nicht durch den Beli eines Dritten 
unterbrodhen worden iſt. Dafjelbe gilt bei Vermächtnifjen und 

Anwartihaften, es wird jedoch bei dieſen auch noch der Belt 

des Erben, des Vermächtnißnehmers oder Anwärters zufammen- 

gerechnet ?). 
8. 198. 
Fortfeßgung. 

Die Gründe, warum eine Erfigung nicht beginnen kann, und, 
wenn fie begonnen bat, ftill fteht, find diefelben, wie die oben in den 
88.88 und 89 angegebenen Gründe der Hinderung des Beginns der 
Verjährung und des Stillftandes einer begonnenen Berjährung °). 

Die Erfigung wird unterbroden, jo daß nur eine neue beginnen 
fann, wenn der Beſitz unterbrochen wird, oder wenn der Bejiger von 
dem Eigenthümer mit der Eigenthumsflage belangt wird. Durd die 
Anftelung der Eigenthumsklage wird der Erfigungsbelig von der Zeit 
an unterbroden, wo das Gericht den Beliger, oder dafern er nidt 
vertreten ift, die Behörde, melde den Vertreter zu beitellen hat, von 
der Klage benachrichtigt. Der Benadridtigung wird gleichgeadhtet, 
wenn das Gericht, bei welchem die Klage angebracht worden tft, be- 
zeugt, dab die Benadhricdtigung aus Gründen, welde in der Perſon 
des Beklagten liegen, unmöglich geweſen iſt. Kann wegen Unbefannt- 
ſchaft des Ortes, wo fi die Sade befindet oder wo der Befiger ver- 
flagt werden fünnte, die Eigenthumsflage nicht angebracht werden, fo 
wird die Erfigung unterbroden, wenn der Eigenthümer vor jeinem 
perfönlihen Gerichtsftande zum Zwecke der Unterbrehung der Erfit- 
ung Verwahrung einlegt *). 

Mer ih auf die dreijährige Erfigung beruft, hat zu bemeifen, 
daß er den Belis aus einem zur Erwerbung des Eigenthbums geeig- 
neten Rechtsgrunde erworben habe. 

1) Man vergl. $. 263 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 264 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 3. 273 des BGB.'s. 

4) Man vergl. SS. 274, 275 bes BGB.'s. 
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Fit die Erfigung vollendet, fo ift der Befiger als Eigenthümer 
der Sache zu betrachten; er kann die Sade jelbit von dem früheren 
Eigenthümer, wenn diejer in den Befig gelangt, vindiciren. Da die 
Erfigung nur bei beweglichen Saden ftatt hat, jo fann die Frage, 
ob Rechte an Sachen (jura in re aliena), 3. B. Pfandrecht, durch 
die Erfigung erlöfchen, nad dem bürgerlichen Gefegbuhe gar nicht 
entiteben. 


8. 199, 
Erwerbung des Eigenthbums an unbewegliden Saden. 
Eintragung in das Grundbud. 


Nach dem in Sachen geltenden Grundbuchsſyſteme (Ingroſſations— 
ſyſteme), welches jedody noch nicht bei allen Grundftüden durchgeführt 
worden tft’), wird das Eigenthum an Grundftüden durch die Eintragung 
in das Grundbuch erworben, ohne daß es dazu der Erwerbung des Be- 
figes bedarf?). Die Eintragung des Beſitzers (Eigenthümers) im 
Grundbuche hat den Sinn, daß der eingetragene Befiger Eigenthümer 
des Grundftüdes ift, weil er eingetragen ift und jeder Andere, welcher 
nicht eingetragen ift, nicht Eigentum an dem Grundftüde hat. Aus 
diefem Sate ergeben fi insbejondere Folgen nad einer doppelten 
Richtung Hin, nämlich 

a) daß Derjenige, welcher mit dem im Grundbude eingetragenen 

Befiger im Vertrauen auf defjen Eintragung im Grundbude 

über das Grundftüd ein Rechtsgeſchäft jchließt, 3. B. daſſelbe 

kauft, fih daran ein Bau⸗ umd Kellerrecht, ein Abbaurecht, eine 

Hypothek oder Neallaft beftellen läßt, vorausgefegt, daß er auf 

Grund des Rechtsgeſchäfts den erforderliden Eintrag im Grund- 

1) Man vergl. die Ein: und Ausführung bed bürgerlichen Geſetzbuchs für 
bad Königreich Sachſen betreffend, vom 9. Januar 1865, $. 7: „Zu $. 276 des 
BGB.'s find für die in das Grund: u. Hypothelenbuch noch nicht eingetragenen 
geiftlihen Güter und Gemeindegrundftüde Folien anzulegen, wenn deren Anleg: 
ung von dem Eigenthümer beantragt wird, Wegen Anlegung von Folien für die 
Staatögüter ift befondere Anordnung zu erwarten.” $. 230 ber Gerichtsordnung 
bom 9. Januar 1865. Berordnung, bie Anlegung von Grundbuchsfolien für 
die Staatöforftreviere betreffend, vom 4. Auguft 1866. Veror dnung über bie 
Anlegung von Grundbuchsfolien für Staatögüter, welche nicht in Staatsforit: 
tebieren beftehen, vom 13. Rovember 1867 und Verordnung, die Abänderung 
jener Berorbnung betr., vom 16. September 1868. 

3) Man vergl. $. 276 Sag 1 deö BGB.'s. — Ueber die Form der Grund: 
und Hypothekenbücher vergl. 38. 83 bis 230 der Gerichtäorbnung. 
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und Hypothekenbuche erlangt hat, nicht Entwährungsanfprüchen 
eine Anderen ausgejegt tft), und 

b) daß Derjenige, melcher vermöge eines Nechtsgrundes, der bei 
beweglihen Sachen Eigenthbum zu übertragen geeignet iſt, 3. B. 
duch Tradition oder richterliches Urtheil, Eigenthum an dem 
Grundftüde erworben hat, jein Eigenthum dritten Berfonen gegen- 
über nur dann geltend machen kann, wenn er in dem Grund- 
buche eingetragen worden ift?). 


1) Daß Derjenige, welcher mit dem eingetragenen Grundeigenthümer con: 
trabirt, die im Grund» und Hypothekenbuche befindlichen Einträge, z. B. Ber: 
fügungsbefhränfungen, Abichreibungen einzelner Barcellen, der Bau: und Keller: 
rechte oder Abbaurechte, der Hypotheken und Neallaften, gegen fich gelten 
laffen muß, folgt nicht ſowohl aus dem Sage, daß Eigentbum an Grundftüden 
nur buch Eintragung im Grundbuche erworben werden kann, aber auch dadurch 
erworben wird, fondern vielmehr aus dem Satze, daß Niemand mehr Rechte auf 
einen Anderen übertragen fann, als er jelbjt bat, und aus ber ſ. g. Deffentlic: 
feit ber Grund und Hypothekenbücher. 

2) Zur Erwerbung bes Eigenthbums an Grundftüden, für welche noch nicht 
Folien im Grund: und Hypothekenbuche angelegt worden find, wird Eintragung 
im Grund: und Hypothelenbuche nicht erfordert, es fann daher das Eigenthum 
an dergleihen Grundftüden auf jede Art des Eigenthbumserwerbes, z. B. auch 
durch Tradition und Erfigung, erworben werden. — Ich warne vor dem Glauben, 
daß nad dem Grundbuchsſyſtem ein zweifaches Eigenthum an Grundftüden denkbar 
fei, nämlich ein f. g. Civileigenthum und ein f. g. Naturaleigenthum, je nachdem ber 
Eigenthümer in dem Grundbuche eingetragen worden jei, oder nicht. Dieje Ein: 
theilung widerjpricht dem Satze, daf ein Eigenthum Mehrerer in solidum nicht 
möglih iſt. Wer nicht im Grundbucde als Befiger eingetragen ift, bat ‚nicht 
Eigenthum, jondern nur Forderungen wider Denjenigen, welcher ihm bas Grund: 
ftüd verfauft und übergeben hat, und wider Dritte, welche ihn in feiner Inhab— 
ung twiberrechtlich geftört oder gehindert oder das Grunbdftüd wmwiderrechtlich be: 
Ihädigt haben. So erwirbt Derjenige, welcher ein Grundftüd getauft und über: 
geben erhalten bat, nicht, wie ber bonae fidei possessor, die Früchte durch deren 
Trennung, jondern, wie der Pachter, erft, wenn er biefelben erhebt (SS. 244, 
245 deö BGB.'s und oben ©. 315). Der Sag, daß Derjenige, welcher weiß, 
daß ber eingetragene Eigenthümer das Grundftüd an einen Anderen verkauft 
und übergeben habe, ſich aber deſſenungeachtet als Eigenthümer in dem Grund: 
buche eintragen läßt (mala fides bei der Eriverbung), für feine Perſon verpflichtet 
ift, dem Anderen das Grundftüd herauszugeben oder Schadenerjag zu Teiften, iſt 
ebenfalls auf den Gejichtspunct einer ſ. g. DelictSobligation zurüdzuführen. — 
Endlich bedarf es wohl kaum der Bemerkung, daß Forderungen, melde an den 
(eingetragenen) Befiger eines Grundftüds zuftehen, namentlich ein mit dem Eigen: 
thümer über das Grundftüd gefchloffener (nicht durch Uebergabe erfüllter) Kauf, 
oder eine Berpfändung des Grundftüds (ohne Eintragung im Hypothekenbuche) 
wiber eingetragene Nachbefiger nicht geltend gemacht werben können. 
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Wenn oben gejagt wurde, zur Erwerbung des Eigenthbums an 
Grundftüden dur Eintragung im Grundbuche werde Erwerbung des 
Beſitzes nicht erfordert, fo hat dies den Sinn, es gehe das Eigen- 
thum an dem Grundftüde durch die Eintragung auch dann über, 
wenn der Befig nicht übergeben worden fei oder wenn, da nicht pos- 
sessio vacua geweſen jei, der Beſitz nicht habe übergeben werden fünnen. 
Dagegen verfteht es ſich von felbft, daß das Geſetz nicht zu beftimmen 
beabjichtigt haben kann, es jolle der Beſitz, obſchon er nicht übergeben 
worden jei, als übergeben betrachtet werden, und nur fo viel läßt 
fih daraus folgern, daß das dem eingetragenen Eigenthümer eines 
Grundftüdes zufommende Recht auf den Befig auch gegen den Bes 
iger geltend . gemacht werden kann, der Belig aljo dem Eigenthume 
gegenüber feine Rechte giebt, jo weit nicht das Gefeg bei dem Pacht— 
und Miethvertrage eine Ausnahme macht). 

Die Eintragung des Befigers (Eigenthümers) im Grundbuche ſetzt 
einen Rehtsgrund zur Eigenthumserwerbung voraus’). Man unter- 
ſcheide zwiſchen der Eintragung des Befigers bei der Anlegung eines 
Grundftüds-Foliums und der Eintragung des Beligers auf ein bereits 
angelegtes Grundſtücks-Folium. Jene giebt Fein Eigenthum. Iſt 
namentlich Jemand bei der Anlegung des Grundftüds- Foliums als 
Beſitzer (Eigenthümer) eingetragen worden, welcher nicht Eigenthümer 
war, 3. B. der beliehene Beliger eines Grundftüds, weldes jih im 
Naturaleigenthume eines Anderen befand, der Eigenthümer, welcher 
fein Eigenthum dadurch verloren hatte, daß ein Anderer das Grund- 
ftüd erjeflen hatte, jo bat die Eintragung in das Grundbuch zwar 
die Wirkung, daß Dritte, welche von dem eingetragenen Beſitzer das 
Eigenthum oder ein Recht an einer Sache erwerben, nicht Entwährungs» 
anfprüchen ausgefegt find, aber dem eingetragenen Beliger und deſſen 
Erben gegenüber hat Derjenige, welder zur Zeit der Anlegung des 
Grundftüds-Foliums Eigenthümer war, die Eigenthumstklage (rei vindi- 
catio), fofern fie nicht durch Verjährung erloſchen ift. Dagegen giebt 
die Eintragung auf ein bereits angelegtes Grundftüds-Folium, ohne 
Unterfchied, ob ein Rechtsgefchäft, welches Eigenthumsermwerbung bezwedt, 
borausgegangen ift, oder nicht und ob der Rechtsgrund, vermöge 
deffen die Eintragung erfolgt, gültig, oder nichtig oder anfechtbar ift, 
Gigenthbum an dem Grundftüde. Für das Verhältniß des Rechts— 


1) Man vergl. 83. 1225, 1226 des BGB.s. Annalen N. F. Bd.4 ©, 151. 
2) Man vergl. $. 276 Sat 2 des BGB.'s. 
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grundes zur Eigenthumserwerbung und der Erwerbung des Eigen- 
tbums durch die Eintragung ift dies von wejentlichem Einfluffe. Das 
Gejeg ') giebt als Rechtsgründe der Eigenthbumserwerbung an: auf 
Eigenthumsübertragung gerichtete Rechtsgeſchäfte unter Lebenden ?), 
richterliche Entſcheidung ?), legtwillige Verfügungen‘). Den Zuwachs 
an Xand (insula in flumine nata, alveus derelictus, alluvio) be 
trachtet das Geſetz nicht aus dem Gefichtspuncte eines Rechtsgrundes 
zur Eigenthumserwerbung °). Für den Begriff des Rechtsgrundes 
find aber folgende zwei Geſichtspuncte weſentlich, 

a) daß, foviel die Rechtsgeſchäfte unter Lebenden anlangt, es 
feiner fpeciellen Angabe des Rechtsgeſchäfts, 3. B. des Kaufs 
Tauſchs, Gebens an Zahlungsftatt, der Schenkung u. ſ. w., bedarf, 
e8 vielmehr binreicht, wenn der Eigenthümer feinen Willen, aus 
einem Rechtsgeſchäfte das Eigentbum an dem Grundftüde zu 
übertragen, 3. B. in einen f. g. Traditionsrecefje, erflärt und 
auf Eintragung des Erwerbers, als Beſitzers des Grundftüds 
anträgt, und 

b) daß, fo viel die Erbfolge anlangt, aus deren Aufzählung 
unter den Rechtsgrümden zur Eigenthbumsermwerbung nicht gefol- 
gert werden kann, es habe der Erbe das Eigenthum des Erb- 
laffers an dem Grundftüde nicht ſchon durch den Erbichaftsan- 
tritt erworben und nicht bis zu feiner, lediglich zur Erleichter- 
ung feiner Sadlegitimation dienenden, Eintragung fortgefegt®). 


1) Man vergl. $. 277 des BGB.'s. 

2) Dergleihen Rechtsgeſchäfte find: die Erfüllung einer Forderung durch 
Zeiftung der geichuldeten Sade, ohne Unterfhied, aus welchem Grunde bie 
Sache geichuldet wird, alfo namentlich aus einem Kaufe, oder Taufche, aus einer 
Vereinbarung über das Geben an Zahlungsftatt, ferner bie Schenkung, enbli 
Vertrag über bad Miteigenthum, 3. B. bei bem Gejellihaftävertrage, ber allge: 
meinen Gütergemeinihaft unter Ehegatten. 

3) Das bürgerliche Geſetzbuch umfaßt bierunter nicht bloß bie Entſcheid— 
ungen in ben ſ. g. Theilungsflagen, fondern aud bie Entfcheibungen über bie 
Verbindlichkeit zur Ueberträgung des Eigenthums an Grundftüden. Zu ben ſ. g. 
Theilungsflagen find auch die f. g. Gemeinheitstheilungen zu zählen. 

4) Unter legtwilligen Verfügungen find zu verftehen: Erbfolge (gefegliche, 
teftamentarifche, vertragsmäßige), Vermächtniß (legatum), Anwartſchaft (fidei- 
commissum). 

5) Man vergl. 88. 281 bis 283 bed BGB.'s. 

6) Man vergl. die Abhandlung Siegmann’s in ben Annalen R. F. 2b. 7 
S, 241 flg. und Bd. 8 S. 193 flg. 
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Zi die Eintragung auf Grund eines nichtigen oder anfechtbaren 
Rechtsgrundes erfolgt, jo hat Derjenige, deſſen Rechte dadurch ver- 
legt worden find, gegen den eingetragenen Befiger und deſſen Erben 
ein Recht, die Löſchung des Eintrags und Bejfeitigung der etwa 
beftellten Hypotheken und jonftigen Rechte an der Sache, oder, wenn 
dies wegen Veberganges des Eigenthbums auf einen Anderen nicht 
möglich it, Schadenerfat zu verlangen. Gegen den Dritten, weldyer 
als Eigenthümer eingetragen worden ift, kann diefes Recht nur gel- 
tend gemacht werden, wenn er zur Zeit feiner Eintragung von der 
Nichtigkeit oder Anfechtbarfeit des Rechtsgrundes des Eintrags feines 
Beſitzvorgängers Kenntniß gehabt bat). 

Eigenthun an Grundftüden kann nit duch Erfigung erworben 
werden ?). Berechtigungen, insbefondere Bau⸗ und Kellerrehte und 
Abbaurechte, welche ein Folium im Grundbuche erhalten haben, wer- 
den rüdjichtlih ihrer Erwerbung nach den über das Eigentum an 
Grundftüden geltenden Vorſchriften beurtheilt ’). 


8. 200. 
Zuwachs bei Grundftüden. 


Während nah römiſchem Rechte alle Flüffe öffentlich find, be» 
ftand nach dem älteren Sächſiſchen Rechte, wenigſtens nach der 
gewöhnlichen Meinung, ein Unterfchied zwiſchen öffentlichen und pri» 
vaten Flüffen in dem Sinne, daß darnach öffentlihe Flüffe dieje- 
nigen wären, deren Flußbett fich im Eigenthume des Staates 
befand, als private Flüffe dagegen Diejenigen gälten, deren 
Flußbett nicht dem Staate eigenthümlich gehörte‘). Man kann nicht 
obne Grund bezweifeln, ob Ddiefer Unterfchied, wenn er jelbft in 
den älteren Sächſiſchen Gefegen eine Unterftügung finden follte, über- 
baupt ausführbar fei. Das bürgerliche Geſetzbuch hatte aber, da es 
das Recht der fließenden Gemwäffer prinzipiell ausfchloß, feine Veran- 
loffung, fich über die dem älteren Sächſiſchen Rechte eigenthümliche 
Terminologie und über den angegebenen Unterfchied zwifchen öffent: 
lihen und privaten Flüffen auszuſprechen. Mit den Beitimmungen 


1) Man vergl. $. 278 bed BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 279. 
. 3) Ran vergl. $$. 280, 661 bed BGB.'s, Gerichtäorbnung vom 9. Januar 
1865 $$. 114, 124 und Commentar Bd. 1 ©. 288 flg. 

4) Diefe Meinung berubte auf den von Haubold, Sächſiſches Privatrecht 
$. 229 zufammengeftellten Geſetzen. 
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dejjelben über die in einem öffentlichen Fluſſe entftandene Inſel (in- 
sula in flumine nata), über das verlafjene Flußbett (alveus derelictus) 
und über die Anſchwemmung (alluvio) wird daher der Frage über die 
Deffentlichkeit oder Nichtöffentlichfeit der Flüffe nicht vorgegriffen, in- 
dem jich von ſelbſt verjteht, daß, wenn angenonmen würde, es gäbe 
in Sadjen Flüffe, melde, im Gegenfage zu anderen Flüſſen, öffent- 
lihe genannt würden, objhon jie private wären, Die angegebenen 
Beitimmungen des bürgerlichen Gejegbuhs nur -auf die f. g. privaten, 
in Wirklichkeit aber öffentlichen, Flüffe Anwendung finden könnten. 

Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche nämlich gehört, wenn ein Fluß, 
deſſen Flußbett nicht im Privateigenthume ift (alfo ein Fluß, welcher 
ein Öffentlicher ift, in Sachſen aber ein privater genannt wird), fein 
Bett verläßt (alveus derelictus), das Eigenthbum daran den Eigen- 
thiimern der angrenzenden Ufer nah der Länge ihrer Grundftüde 
dergeftalt, daß die von den beiderfeitigen Ufern aus zu bemeijende 
Mittellinie die Grenze bildet, bis zu welcher das Bett dem Eigenthümer, 
des einen oder anderen Ufers zufällt‘). Dafjelbe gilt, wenn fih in 
einem öffentlichen Fluffe eine Inſel bildet ?) (insula in flumine nata). 
Zritt endlich ein Fluß, deſſen Flußbett nicht im Privateigenthume ift, 
von dem einen Ufer oder von einer Inſel zurüd oder erweitert fich 
ein Ufer oder eine Inſel duch allmälige Anſchwemmung oder legt 
ich fremdes Land an und wächſt es mit dem Ufer oder der Inſel 
zufanmen (alluvio), jo fällt die Vergrößerung dem Eigenthümer des 
Ufers oder der Inſel zu ?). 


1) Man vergl. $. 281 des BGB.'s. — Das bürgerliche Geſetzbuch ftimmt 
hierin mit dem römiſchen Rechte überein (l. 7, $. 5 D. de acquir. rerum domin. 
und $. 23 J. de rerum divis.), Bon jeher hat man fich über den Grund, warum 
das verlafiene Flußbett den angrenzenden Uferbejigern eigenthümlich zufällt, ge: 
ftritten und es bat mehrere Nechtölchrer gegeben, melde behauptet haben, es 
fehlte an jedem Grunde für dieſe Beftimmung. Wie in der l. 30, $. ı D. de 
acquir. rerum dominio angedeutet wird, liegt der Grund darin, dab das Flußbett 
ſchon zu ber Zeit, wo der Fluß noch geflofien ift, dem Eigentbume nad, den an: 
grenzenden Uferbefigern gebört hat und nur in foweit, als der Fluß nicht im 
Privateigentbume fein fann, öffentlich geweien ift und das Flußbett, nachdem 
der Grund der Deffentlichkeit deſſelben aufgehört hat, an die Gigenthümer zus 
rüdfällt. 

2) Man vergl. 8, 281 bed BGB. (I. 7 8. 3,1. 308. 2 D. de acquir. rer, 
dominio), 

3) Man vergl. $. 282 bes BGB. (1. 7 &: ı D. de acquir. rerum dominio 
und $. 20 J. de rerum divis.). 
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Der Zuwachs an Land durch das verlafjene Fußbett und durch 
die Anſchwemmung, ingleichen die im Fluffe entſtandene Inſel wird ohne 
Weiteres erworben und es bedarf nur, joweit fich Dadurch die Grenzen 
der Grundftüde ändern, einer Berichtigung der Grundftüdsbejchreib- 
ungen in dem Grundbude '). 


8. 201. 
Verbindung beweglider Saden mit unbewegliden. 


Wird mit einer unbeweglihen Sache eine beweglihe Sade jo 
verbunden, daß fie ein Beftandtheil der erfteren wird, jo erwirbt der 
Eigenthümer der unbeweglichen Sache das Eigenthum an der beweg- 
lihen, ausgenommen wenn. die Verbindung zu einem bloß vorüber- 
gebenden Zwede, 3. B. bei Pachtungen und Miethen, von einem dazu 
berechtigten Anderen vorgenommen worden iſt; es fann jedoh auch 
jelbit im legteren alle der Eigenthümer der unbeweglichen Saden 
die Wegnahme der beweglichen Sache dadurch abwenden, daß er dem 
Eigenthümer derjelben deren Werth bezahlt?.. Samen wird mit 
der Handlung des Säens, Pflanzen und Bäume werden, wenn fie 
Wurzel gefaßt haben, Bejtandtheil des Grundſtücks). Baumateria- 
lien jind mit ihrer Verwendung in ein Gebäude Beftandtheile defjelben 
und ein Gebäude, ohne Unterfchied, ob e8 auf dem Grund und Boden 
oder auf einer bereits vorhandenen Baulichfeit ruht, ift mit feiner 
Erridtung Bejtandtheil des Grund und Bodens, auf welchem es er- 
richtet wurde %). Soviel die Frage betrifft, ob und in wie weit der 
Eigenthümer der unbeweglihen Sade, welder das Eigenthum der 
beweglihen Sache durch die Verbindung erwirbt, erjaßpflichtig ſei, fo 
fann es fib in den verfchiedenen dabei möglichen thatfählihen Ge— 
ftaltungen nur um die richtige Anwendung der allgemeinen Regel han- 
deln, daß der Eigenthümer der unbeweglichen Sache, wenn er im red- 
lihen Glauben geftanden bat, foweit er bereichert it, haftet, und wenn 
er im unredlicden Glauben geweſen tft, Schadenerfag zu leiften hat >). 





1) Man vergl. $. 283 des BGB.'s. 

2) Dan vergl. 88. 284, 1201 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 285 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 286 des BGB.'s. — Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche iſt 
die Bindication der in ein Gebäude verwendeten Baumaterialien nicht bloß wäh— 
rend der Dauer ihrer Verbindung mit dem Gebäude, fondern auch nach ihrer 
Trennung ausgejchlofien. 

5) Man veral. 8. 287 des BGBe's und Commentar Bd. ı ©. 294 fig. Dem 
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8. 202. 
V. Berluft des Eigenthums. 


Das Eigenthum an einer Sache geht verloren, wenn die Sache 
untergeht, oder dem Verkehre entzogen wird‘). Wilde Thiere und 
zahm gemachte Thiere werden nicht dadurch herrenlos, daß fie ſich 
der Macht des Eigenthümers entziehen, fondern erft dann, wenn fie 
ihre natürliche Freiheit wieder erlangen ?). 

Der Eigenthümer verliert das Eigenthbum der Sade, wenn es 
ein Anderer erivirbt, 3. B. wenn die Sache von einem Anderen er- 
jeffen oder das Eigenthum derfelben in einem Theilungsprozefle einem 
Anderen rechtskräftig zugefprodhen wird’). Hat der Eigenthümer das 
Eigentbum der Sade unter einer auflöfenden Bedingung oder unter 
Beifligung eines Endterming auf einen Anderen übertragen, fo ftebt 
ihm, wenn die Bedingung oder der Endtermin eintritt, gegen den 
Anderen nur eine Forderung zu; es bleiben namentlich die in der 
Zwijchenzeit bejtellten Rechte an der Sade gültig‘). Hat ſich der 
Eigenthümer bei der Webertragung des Eigenthbums das Eigenthum 
borbehalten (f. g. pactum reservati dominii), fo tft zu, unterjcheiden, 
ob der Borbehalt des Eigenthums die Sicherung einer Forderung 
bezwedt, oder der Uebergang des Eigenthbums von dem Eintritte einer 
Bedingung abhängig gemacht worden iſt. In erfterem Falle gilt der 
Vorbehalt des Eigenthums nur dann, wenn die Vorausfegungen des 
Fauftpfandes oder der Hypothek vorhanden find. Im letzteren Falle 
bejigt der Empfänger bis zum Eintritte der Bedingung im Namen 


dort Gejagten ift noch die Bemerkung beizufügen, daß dem Eigenthümer eines 
Gebäudes, welcher auf Erjag des Werthes der fremben Baumaterialien verklagt 
wird, unbenommen bleibt, die Baumaterialien, foweit fie aus dem Gebäude ber: 
ausgenommen werben können, oder nad dem Einfturze bed Gebäubes noch in 
Natur vorhanden find, zurüdzugeben. — Ueber die frage, ob der Eigenthümer 
der Baumaterialien auch gegen den britten Befiter bes Gebäubes ein Klagrecht 
babe, vergl. Annalen N. F. Bd. 4 ©. 302 flg. 

1) Man vergl. $. 288 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 289 in Verbindung mit $. 229 des BGB.'s und oben S. 309. 

3) Man vergl. $. 290 bei BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 291 beö BGB.'s und oben ©. 114 flg. — So viel bie Grunb- 
jftüde und diejen gleichjtehenden Berechtigungen anlangt, jo fchlagen bie 88. 399, 
573 des BGB.'s ein, Ueber die Frage, ob bei Grundftüden die anderweite Ein- 
tragung des früheren Eigenthümers erfordert werde, wenn die auflöfende Be- 
dingung oder ber Endtermin eintritt, vergl. Gommentar Bb. 1 ©. 297. 
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des Uebergebenden und erwirbt nur erſt mit dem Eintritte der Be- 
dingung das Eigenthbum. Bei der Entjcheibung der Frage, ob in dem 
einzelnen Falle die pfandweife Sicherung einer Forderung, oder die 
Auffhiebung des Eigenthbumsüberganges anzunehmen jei, ift nicht auf 
die Worte, mit weldhen das Eigenthum vorbehalten worden ift, jon- 
dern auf die Intention der Eontrahenten Rüdficht zu nehmen; es 
würde namentlih der Vorbehalt des Eigenthums Feine Wirkung haben, 
wenn dag Eigenthum unter der Bedingung vorbehalten worden märe, 
daß der Empfänger den Kaufpreis überhaupt oder bis zu einem Seit- 
puncte bezahlte ’). 

An bewegliden Saden verliert der Eigenthümer das Eigenthum, 
wenn er den Beſitz derjelben in der Abficht aufgiebt, nicht mehr 
Eigenthümer zu jein?).. Eine unbeweglide Sache bleibt, wenn der 
Eigenthämer fie thatſächlich aufgiebt, im Eigenthume dejjelben, jo 
lange er in dem Grundbude eingetragen ift. Erklärt er bei Gericht, 
das Eigenthum aufgeben zu wollen, fo ift, jofern nicht Gründe zur 
Eröffnung des Concurſes zu dem Vermögen des Eigenthimers vor- 
liegen oder auf den Antrag hypothekariſcher Gläubiger mit der Sub- 
baftation des Grundftüds zu verfahren ift, Die unbewegliche Sache 
als erblofes Gut zu behandeln, nachdem ein öffentlicher Aufruf der 
etwa Berechtigten, zu welchen namentlid auch die chirographariſchen 
Gläubiger des Eigenthümers gehören, ftattgefunden bat). 


8. 203. 


VI. Geridtlide Verfolgung des Eigenthums. 
Eigentbumstlage. 


Der Eigenthümer hat die Eigenthumsflage gegen jeden Inhaber, 
welder ihm. die Sade vorenthält, auf deren Herausgabe“). Wer 


1) Ran vergl. $. 292 des BGB.'s, Commentar a. a. D. ©. 298 flg. (mo 
namentlich auch noch der Einfluß des Borbehaltd des Eigenthums auf die Ein: 
tragung im Grund: und Hypothelenbuche behandelt wird) und Annalen N. 5. 
Bb. 4 ©. 100 und Br. 6 ©. 248. 

2) Man. vergl. SS, 293, 221 des BGB.'s und oben ©. 300 not. 5. — Eine 
Aufgabe des Eigenthuns nach einem ideellen Theile der Sache ift unzuläffig (I. 3 
D. pro derelicto). Weber ben ſ. g. jactus missilium vergl. Gommentar Bd. ı S.299. 

3) Dan vergl. $. 294 bed BGB.'s und Commentar a. a. D. ©. 300. — 
Ueber die Dereliction der an die Elbe angrenzenden Grundbftüde zur Abmwenbung 
ber Uferbaupflicht, vergl. dad Mandat, die Elbſtrom⸗Ufer- und Dammorbnung 
enthaltend, vom 7. Auguft 1819 $. 2 unter e. 

4) Man vergl. 8. 295 des BGB.'s. 
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Eigenthümer der Sache und zur Anftelung der Eigenthumsflage be- 
rechtigt fei, ift nach der Zeit der Anftellung der Klage zu beftimmen. 
So hat die Eigenthumsklage der Erbe wegen einer feinem Erblafjer 
eigentbümlich gehörigen, jedoch bedingt vermachten Sade, fo lange 
die Bedingung jchwebt '), ingleihen der Käufer, welcher die gekaufte 
Sache mit dem Vorbehalte eines befjeren Gebotes übergeben erhalten 
bat, jo lange es an einem befjeren Gebote fehlt). Mit der Eigen- 
thumsflage kann jeder Inhaber, mwelder die Sache dem Eigenthümer 
vorenthält, belangt werden; es wird namentlich nicht der animus do- 
mini bei ihm erfordert’). Die Eigenthumsklage hat nur wegen einer 
einzelnen Sache oder wegen mehrerer einzelnen Sachen, alſo nicht wegen 
einer Geſammtſache als folder, mit Ausnahme einer Heerde, ftatt?). 

Bei Metallgeld, Papiergeld, ingleihen bei öffentlihen auf den 
Inhaber geftellten Werthpapieren, außer wenn leptere durch eine dar- 
auf gebradte Bemerkung gültiger Weife außer Cours gefegt worden 
find, ift die Eigenthumsflage ausgefchloffen, ausgenommen wenn der 
Erwerber zur Zeit der Erwerbung in unredlichem Glauben geftanden 
hat?). Unter öffentlihen Wertbpapieren find die im Inlande oder 
Auslande von dem betreffenden Staate oder mit deffen Genehmigung 
von einzelnen Berfonen, oder von Actiengefellichaften und Eommandit- 
gefellihaften in Gemäßheit der Gejege auf den Inhaber geitellten 


1) Dan vergl. SS. 2426, 2451 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1107 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 320 de8 BGB.'s. — Ueber bie Frage, ob die Eigenthums— 
flage wider den Erben des Eigenthümers ftatt habe, vergl. oben $. 84. 

4) Man vergl. oben S. 303 und Commentar Bd. 1 ©. 106 flg. — Werden mehrere 
einzelne Sachen in Einer Klage gefordert, jo find es fo viele Eigenthumsklagen 
(rei vindicationes), als Sachen gefordert werden; die Erwerbung bed Eigenthums 
muß bei jeder einzelnen Sache behauptet und bewieſen werben. 

5) Man vergl. $. 296 des BGB.’ und über die Außercourdfegung der In: 
baberpapiere Geſetz, die Einführung des allg. d. Handelsgeſetzbuchs betreffend, 
vom 30. October 1861 $. 17 in Berbindung mit der Ausführungsverorbnung 
vom 30. December 1861 $8.44, 45. — lleber den Art. 307 des allg. d. Handels: 
geießbuchs vergl. Annalen W. F. Bd. 4 ©. 305. — So viel dad Metallgelb be- 
trifft, jo fann fremdes Geld, wenn der Empfänger bafielbe mit feinem eigenen 
Gelde vermiicht hat, nicht vindicirt werben ($. 248 des BGB.'s), und es kann 
daher die Vorjchrift wegen der mala fides in Beziehung auf fremde Geldftüde, 
welche nicht mehr ausgejondert werben können, nur fo verftanden werben, daß 
Derjenige, welcher fie mala fide erworben und mit feinem Gelde vermifcht babe, 
als fictus possessor zu betrachten fei, weil er dolo possidere desiit. (Man vergl. 
Annalen N. 5. Bd. 4 ©. 305 fla.) 
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Wertbpapiere zu verftehen, ingleichen die von Actiengeſellſchaften und 
Gommanditgefellibaften na den Gefegen auf den Inhaber geftellten 
Antheilſcheine und die zu allen diefen Bapieren gebörigen Zinsliften, 
Zinsabjchnitte und Dividendenfceine '). 


$. 204. 
Beweis der Eigenthbumsflage. 


Dem Kläger liegt bei der Eigenthumsklage der Beweis ob, daß 
er Eigenthimer und daß der Beklagte Inhaber ift?). Geftebt der 
Beklagte zu, Inhaber der Sache zu fein, obqleih er fie nicht inne 
bat, jo wird er wie der Inhaber behandelt. Der Grund diejer Vor- 
icrift liegt im dem gerichtlichen Geftändnifje, welches der Beklagte, 
jofern er daſſelbe nicht nach prozehrechtlihen Negeln widerrufen fann, 
gegen fich gelten laſſen muß, und welches namentlich nicht durch den 
bloßen Beweis, daß er nicht befigt, entkräftet werden fann ?). Werneint 
der Beklagte, daß er die Sache inne habe, und beweift der Kläger, daß 


1) Man vergl. 8. 297 des BGB.'s und Art. 207a des allg. d. HGB.'s. 

2) Man vergl. $. 298 des BGB.'s. — Zu Begründung der Gigenthumsflage 
gebört namentlich eine ſolche Beichreibung der Sache, daß diejelbe von anderen 
Sachen unterjchieden werden kann. Iſt es eine einfache Sade, 3. B. ein Pferd, 
ein Stein, ein Stier, ein Balten, fo ift eine Beichreibung nad dem Alter, der 
Größe, Farbe und den jonjtigen eigenthümlichen Merkmalen erforderlih. Eben 
jo bedarf es bei einem Grundftüde der Angabe der Lage und der Grenzen, doc 
fann bier auch jchon der Name oder die Folien-Nummer des Grundftüds genügen. 
Iſt es eine zu einem Ganzen verbundene Sade, 3. B. ein Haus, ein Scifj, jo 
bat der Kläger, To fern es ſich nicht um ein in dem Gatafter eingetragenes 
Haus oder in der Schiffsrolle aufgeführtes Schiff handelt, die Beichaffenbeit der 
Sache in joweit anzugeben, als e8 zu einer Unterfcheidung derjelben von an- 
deren Sachen nötbig ift. it es eine Geſammtſache, 3. B. ein Gutsinventar oder 
eine Bibliothet, jo find die einzelnen darin begriffenen Sachen zu beichreiben. 
Sind es vertretbare Sachen, fo ift die Zahl, das Maß und Gewicht anzugeben. 
Iſt die vindicirte Sache genügend beichrieben und gejteht der Bellagte zu, daß 
er die beichriebene Sache inne bat, verneint er aber, daß es eine dem Kläger 
eigenthümliche fei die (Identität), jo liegt darin das Geſtändniß der Inhabung und 
ein Berneinen des Eigentbums des Klägers. 

3) Man vergl. $. 299 des BGB.'s. — Die Beftimmung weicht von der römi- 
ihen über Denjenigen, qui liti se obtulit, wejentlihd ab, Wie nämlich aus 1. 13 
$. 14, 1. 45 D. de hered. pet., 1. 25, I. 27, 1.28 D. de rei vind., l. 131 D. de reg. 
jur. hervorgeht, wurde nach römischen Rechte Derjenige ald Inhaber betrachtet, 
welcher den Eigenthümer durch das wahrheitswidrige Vorgeben, er jei Inhaber, 
getäuscht und zur Anftelung der Eigenthumsflage wider ihn verleitet hatte: es 
wurde alſo ein dolus erfordert. 
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der Beklagte Inhaber der Sade tft, jo wird das Eigenthum des 
Klägers bis zum Beweiſe des Gegentheils vermuthet. Die Vermuth— 
ung des Eigenthums des Klägers tritt ein, auf welde Weiſe aud) 
der Beweis der Inhabung des Beklagten geführt worden fein mag; 
ob, wenn die Klage auf Eid geftellt ift, der Beklagte den ihm über 
die Inhabung angetragenen Eid annimmt und nicht leiftet, oder der 
Kläger den referirten Eid ſchwört, ob, wenn die Klage auf Beweis 
jteht, der Beweis voll oder blos bis zu einem Erfüllungseide geführt 
worden ift, macht feinen Unterſchied. Hat der Kläger den Beweis der 
von dem Beklagten verneinten Inhabung geführt, jo ift zu unterfcheiden, 
ob die Negel, negans non excipit jurejurando delato et acceptato 
eintritt, oder nicht. In erfterem Kalle würde der Beklagte mit dem 
Beweije des Eigenthbums in demjelben Prozeſſe nicht zu bören jein. 
In legterem Falle würde dem Beklagten der Beweis des Eigentbums 
nachzulaſſen fein, vorausgejegt, daß er ſich auf einen geeigneten Er- 
werbungsgrund bezogen hätte !). 

Die Eigenthumsflage hat nur ftatt, wenn der Rechtsgrund zur 
Eigenthbumsermwerbung in ihr angegeben worden ift. Der Kläger bat 
den angegebenen Rechtsgrund und wenn er feine Ermwerbung von 
einem Borgänger ableitet, das Eigenthum feines Vorgängers zu be- 
mweifen ?). Iſt das Eigenthbum an einem Grundftüde zu beweifen, jo 


1) Dan vergl. $. 300 des BGB.'s und Commentar a. a. D. ©. 305 flg. — 
Nach meiner Anficht würde der Beklagte unter allen Umftänden nicht gehindert 
jein, die Sache, nach deren Herausgabe an den Kläger, zu bindiciren. — Uebri— 
gend verſteht es ſich von jelbft, daß bei der Frage, ob der Bellagte die Sadıe 
inne bat, nicht auf die Zeit, wo die Klage angeftellt worden ift, fondern auf die 
Zeit, wo bie Entjcheidung ertheilt wird, Niücdficht zu nehmen tft (I. 41 D. de 
hered. pet.). 

2) Dan vergl. $. 301 des BGB.'s und Commentar a. a. D. — Neben dem 
Beweiſe des Eigenthumserwerbes bedarf e8 nicht des Beweiſes, daß das Eigen: 
thum nicht wieder verloren worden fei. Vielmehr hat der Bellagte den Verluſt 
des Eigenthums zu beweilen. Nach der richtigeren Anficht kann der Kläger, 
wenn er eine beftimmte Erwerbungsart des Eigentbums angegeben, den Beweis 
derjelben aber nicht geführt hat, nicht blos auf Grund eines erft nad der An- 
ftellung der erften Klage entjtandenen, fondern auch auf Grund eines ſchon da— 
mals vorhanden gewejenen Erwerbögrundes, aljo 3.8. wenn er behauptet hatte, 
die Sache gekauft zu haben, auf Grund der Behauptung, daß er die Sache Iegirt 
erhalten habe, ohne die Gefahr, durch die exceptio rei judicatae zurüdgeichlagen 
zu werden, von Neuem die Eigenthumsflage anftellen. 

Nach meiner Anficht kann es nicht zweifelhaft fein, dab die Eigenthumsklage 
unter den fonjtigen Vorausfegungen auch als Publicianifche Klage aufrecht zu er: 
halten tft, wenn der Kläger nicht den Beweis des Eigenthums, ſondern nur 
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genügt der Beweis, daß der Kläger als Eigenthümer deffelben in 
das Grumdbuch eingetragen worden ift!). 


8. 205. 
Gegenftand der Eigenthbumsflage. 

Der vorzüglichfte Zweck der Eigenthumsklage ift die Verurtheilung 
des Beklagten zur Herausgabe der Sache an den Kläger). Zu diejer 
it der Beklagte zu verurtheilen, wenn er auch erft nad) der Anftell- 
ung der Klage zu der Inhabung der Sache gelangt fein ſollte, weil 
die Inhabung der Sade zwar die Vorausjegung, nicht aber der 
Grund der Berurtheilung zur Herausgabe der Sade tft’). In der 
Verbindlichkeit zur Herausgabe der Sache liegt auch die Verbindlichkeit 
zur Herausgabe Desjenigen, was der Beklagte durch die Sache er- 
worben bat, 3. B. wenn er von einem Dritten, welcder die Sadıe 
beihädigt hat, Schadenerfag nad den Vorſchriften der lex Aquilia 
erhalten, wenn er während des Streites über das Eigenthum den 
Befig verloren und mittelft der Publiciana in rem actio die Sache nebft 
den von dem Beliger gezogenen Früchten wieder erlangt, wenn er 
die Sache, jei es notbwendiger Weiſe, weil fie außerdem verdorben 
wäre, oder freiwillig, verfauft und den Kaufpreis ausgezahlt erhalten 
bat’). Die Koften und die Gefahr der Herausgabe der Sache trägt 
der Beklagte, ausgenommen wenn er redlicher Befiger war, in welchem 
Falle jie der Kläger trägt’). Sind bewegliche Sachen ohne Eigen- 
tbumsänderung mit anderen Saden verbunden, jo gebt die Eigen- 
thumsklage zugleich auf Trennung der erfteren von den letteren; Die 
Koften der Trennung tragen der Kläger und der Beklagte nah Ver— 
bältniß ihrer Antheile; war jedoch die Verbindung von jenent oder 
von diefem in unredlihem Glauben vorgenonmen worden, jo trägt 
Derjenige die Koften der Trennung, welder die Saden verbunden 
bat‘). Mit der Sade tft auch der Zuwachs herauszugeben; eines 
befonderen Klaggeſuchs wegen des Zuwachſes bedarf es nidt '). 
den Beweis des Publicianiſchen Beſitzes geführt und der Beflagte nicht im Gegen: 
beweiſe fein Eigenthum bewieſen hat. 

1) Man vergl. 8. 302 des BGB.'s und Commentar a. a. D. 

2) Man vergl. $. 303 des BGB.'s. 

3) Man vergl. S. 41 D. de hered, pet., 1. 27 $. 1 D. de rei vind. 

4) Man vergl. $. 960 des BGOB.'s, Annalen N. F. Bd. 6 S. 122 flg. 
5) Man vergl. 8. 310 des BGB.'s. 

6) Man vergl. S. 311 des BGB.'s. 

7) Man vergl. $. 303 des BEB.'S. 


14 
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Nah römiſchem Rechte wurde der Beflagte, mwelder die Sade 
nicht herausgab, weil er jie aus Verfehuldung (dolus und culpa) zu 
befigen aufgehört hatte, in die ſ. g. litis aestimatio verurtheilt. 
Hierin lag ein Kauf und der Beklagte wurde Eigenthümer der Sade, 
wenn es der Kläger gewejen war; mar aber der Kläger nicht Eigen- 
thümer gewefen, fo haftete er dem Beklagten wenigftens für Entwähr- 
ung. Einer Uebergabe der Sade an den Beklagten bedurfte es zu 
dem Uebergange des Eigenthbums auf denjelben nit. Alles dies hat 
fich nach heutigem Prozeſſe geändert, weil darnad) die litis aestimatio 
in die Erecutionsinftanz verwiefen worden tft. Da übrigens das 
bürgerliche Gejegbuh in der Lehre des Gegenjtandes der Eigenthums- 
flage in manchen Beziehungen von dem römischen Rechte abweicht, jo 
gebe ih die Beitimmungen dejjelben, ohne eine Hervorhebung der 
Abweichungen von dem römischen Rechte. 

Hat der Beklagte wider die Wahrheit zugeitanden, daß er In— 
haber der Sade jet, oder, wenn er redlicher Beſitzer ift, nad) der 
Benachrichtigung von der Eigenthumsflage den Befig der Sache aufge- 
geben, oder, wenn er unredlicher Beliger ift, bevor er von der Klage 
durch das Gericht benachrichtigt worden ift, den Belit der Sade auf- 
gegeben, um jich der Klage zu entziehen (si dolo malo desiit possi- 
dere), jo bat er, jofern er ſich die Sache nicht noch verſchaffen und 
diejelbe herausgeben kann, dem Kläger Schadenerjaß zu leiften '). In 
allen diefen Fällen haftet dem Eigenthümer der Inhaber der Sache neben 
Demjenigen, von welchen angenommen wird, daß er die Sade inne 
babe, obſchon er nicht inne hat. Hat der Eigenthümer zuerft wider 
den Inhaber geklagt und die Sache oder deren Schätzungswerth er- 
halten; jo wird Derjenige, von welchem angenommen wird, daß er 
die Sache inne habe, liberirt. Hat der Eigenthümer zuerft wider 
den Xepteren geklagt und Schadenerfag erhalten, fo ift er nicht gehin- 
dert, wider den Inhaber der Sade zu klagen, es mindert ſich aber, 
wenn er die Sade erhält, der Schadenerfag, melden er von dem 
Nichtinhaber erhalten hat, um den Werth der Sache ?). 

Hat der Beklagte nach der Benachrichtigung von der Eigenthums- 
flage den Belig dur Fahrläfjigkeit verloren, fo fann der Kläger 


1) Man vergl. S. 304 Sat 1 des BGB.'s. 

2) Man vergl. SS. 304 Sat 2 und 1548 des BGB.'s. — Ter Eigenthümer 
fann die Eigenthbumsflage wider den Nichtinhaber auf die Herausgabe ver Sadıe 
oder auch auf Schadenerfag richten. 
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von ihm Schadenerfab fordern. Hat der Beklagte Schadenerfag ge- 
leiftet, fo wird angenommen, daß er die Sache von dem Kläger durd) 
Kauf und Uebergabe erworben habe’). Der Beklagte kann in diefem 
Falle Entwährungsanfprüche an den Kläger haben. Behauptet der Be- 
Hagte, die Sache ſei umtergegangen, fo enthält dies nur dann eine 
Erception, wenn er fih darauf zu beziehen vermag, daß die Sache nad) 
der Benadrichtigung von der Klage ohne feine Verfehuldung (durch 
Zufall) untergegangen fei. Die Behauptung des Unterganges vor 
diefer Benachrichtigung würde eine Verneinung der Inhabung enthalten. 
Iſt der Bellagte unredlicher Beliter, jo kann derfelbe mit der 
Behauptung, die Sache fei untergegangen, nur dann gehört werden, 
wenn er anzuführen vermöchte, er ſei Durch zufälligen Untergang liberirt 
worden. 

Iſt die Sache durch Verfchuldung des Beklagten untergegangen 
oder verjchledhtert worden, jo hat der Bellagte, wenn er unredlicder 
Beliger ift, den dem Kläger verurſachten Schaden zu erjegen, ohne 
Unterjchied zu welcher Zeit die Verichuldung vorgefommen ift. Iſt 
der Beklagte redlicher Beliger, jo hat er den Schaden nur dann zu 
erfegen, wenn die Verfchuldung nad der Zeit der Benachrichtigung 
von der Klage liegt ?). Für zufälligen Untergang und zufällige Ver— 
ſchlechterung der Sache haftet Derjenige, welcher fih durch ein Ver— 
breden, 3. B. Diebftahl, Raub, Erpreiiung, in deren Inhabung ge- 
fegt bat, ein anderer unredlicher Befiger nur von der Benadhrichtig- 
ung von der Klage an. Diefe Haftpflicht fällt weg, wenn der Zufall 
die Sache ſelbſt dann getroffen baben würde, wenn fie im Beſitze 
des Eigenthümers gemwefen wäre °). 

Für die Früchte haftet der unredliche Beliger auf die ganze Zeit 
feines Beliges, der redlihe Befiger aber nur von der Zeit feiner Be- 
nadrichtigung von der Klage an). Die rüchte find in dem Be- 
trage zu erftatten, welchen die ftehenden Einkünfte aus der Sadıe 


1) Man vergl. 8. 305 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 306 des BGB.'s und oben SS. 73, 74, 75. — Nach unferem 
Brozeffe fann, wenn der Kläger auf Herausgabe der Sache geklagt hat, die Frage, 
ob der Bellagte die Sache nicht, oder nur im verfchlechterten Zuftande herausgeben 
fönne, erft im Hülfsverfabren entitehen und es wird Sadıe der Beurtbeilung des 
einzelnen Falles fein, ob der Kläger ohne Weiteres zum juramentum in litem zu 
faffen, oder zur bejonderen Ausführung feiner Schäden zu verweilen fei. 

3) Man vergl. $. 307 des BGB.'s und oben $. 76. 

4) Man vergl. 8. 308 des BHB.S und Annalen R. F. Bd. 5 ©. 529 jlg. 
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und Die übrigen gefammten Früchte derjelben nad) dem auf den Er- 
trag eines mittleren Jahres fich ftügenden Ermefjen Sadverftändiger, 
unter Abzug der Laſten der Sache und des ordentliden Aufwandes 
zu deren Erhaltung und zur Gewinnung der Früchte, auf die Zeit 
ergeben, auf welche der Beklagte für die Früchte haftet. Kann der 
Kläger einen durch ungewöhnlide günjtige Umſtände von dem Be- 
Elagten erlangten höheren oder der Bellagte einen durch ungewöhn- 
liche Unglüdsfälle herbeigeführten geringeren Betrag der Früchte be- 
weifen, jo ift dem Kläger die Forderung des Mehrbetrages, dem 
Beklagten der Abzug des Minderbetrages geitattet. Sind von dem 
Beklagten erhobene Früchte nody in Natur bei ihm vorhanden, jo hat 
er diefe herauszugeben, und es ift ihr Werth von dem Betrage der 
dem Kläger zu erjtattenden Früchte abzurechnen '). 


8. 206. 
Gegenleiftungen des Klägers. 


Hat der Beklagte auf die Sache, deren Herausgabe von ihm mit- 
teljt der Eigenthunsklage gefordert wird, nothiwendige Verwendungen 
gemacht, jo kann er, ohne Unterjchied, ob er in redlihem oder unred- 
lihem Glauben befigt, fofern er nur nicht durch Diebftahl in den 
Bejig der Sache gelangt iſt, Erſatz jeiner VBerwendungen von dem 
Kläger verlangen ?). Nothwendige Verwendungen find aud diejenigen 
Verwendungen, welche auf Früchte gemadt worden jind, die nad der 
Herausgabe der Sache erhoben werden’). Als nothwendige Ver— 
wendung auf die Sade gilt der Preis, den der Inhaber bei der Er» 
werbung unter Umftänden gemadt bat, nach welden anzunehmen: ift, 
daß durch feine Erwerbung dem Kläger die Verfolgung jeines Eigen- 
thums möglich geblieben tft, z. B. wenn erbeutete Sadyen von dem 
Feinde erworben worden find!) In anderen Fällen fann der Be— 
klagte Erſatz des für die Sache gezahlten Kaufpreijes nicht verlangen, 
ausgenommen wenn er die Sade aus einer Öffentlichen Berfteigerung, 
welde von einer Behörde oder von einer zur Abhaltung öffentlicher 





— 


1) Man vergl. 8. 309 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 313 flg. 

2) Man vergl. 88. 312, 739, 745, 1499 des BGB.'s und Annalen N. 5. 
Bd. 4 ©. 302 flg., ©. 308 flg. 

3) Man vergl. 8.313 des BGB.'s, Annalen a.a.D. S. 300, 303 und oben $. 45, 

4) Dan vergl. S. 314 des BOB.S und Annalen a. a. D. ©. 305. 
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Verfteigerungen verpflichteten Perſon bewirkt worden ift, oder im 
Meß- oder Marktverfehre von einer zum Handelsbetriebe damit 
befugten Perſon in redlichem Glauben erworben bat ''). 

Erjag der nüglihen Berwendungen auf die Sade kann der Be— 
Hagte, wenn er in redlihem Glauben befigt, verlangen, foweit der 
Werth der Sade zur Zeit ihrer Herausgabe dadurd erhöht worden 
üt, und die Verwendungen von dem Eigenthümer nad) feinen Verhält- 
nijjen hätten gemacht werden fünnen *). Der Beklagte, welcher im 
unredlichen Glauben befigt, hat bei den nüglichen Beriwendungen und 
jeder Beklagte bei unverhältnigmäßigen nüglihen und bei willkür— 
lihden Verwendungen nur das Recht, Dasjenige, was durch die Ver— 
wendungen hervorgebracht worden ijt, auf eigene Koſten von der 
Sache wegzunehmen, joweit es ohne deren Beihädigung geſchehen 
‚ Tann; es fann jedody der Eigenthümer die Wegnahme abwenden, wenn 
er den Werth erjtattet, welchen die Einrichtung im Falle ihrer Weg— 
nahme gehabt haben würde °). 

Der Eigenthümer fann gegen die Verwendungen, welde er zu 
erfegen hat, die Früchte in Aufrechnung bringen, Die der Bellagte 
von der Sache erhoben und nicht zu erjtatten bat ?). 


8. 207. 
Einreden wider die Eigenthumsklage. 


Die Einreden wider die Eigenthumsklage find dreifader Art. 
Sie fünnen nämlich 

a) darauf beruhen, daß der Kläger das Eigenthum wider den Be— 

flagten aus befonderen Gründen nit geltend machen könne, 

z. B. wenn zwifchen dem Kläger und dem Beklagten ein Ver» 

gleich gefchlofien worden ift, daß der erjtere dem legteren Die 


1) Man vergl. $. 315 des BGB.'s. — lieber das Verhältniß dieſes Para: 
graphen zu dem Art. 306 des allg. d. Handelsgeſetzbuchs vergl. Annalen a. a. O. 
©. 305 bis 308. 

2) Dan vergl. $. 316 Satz ı des BGB.'s und Annalen a. a. O. ©. 322 fig. 

3) Man vergl. $. 316 Satz 2 und 3 und Annalen a. a. D. 

4) Man vergl. $. 317 des BGB.S, Annalen a. a. D. ©. 314 flg. — Der 
Bellagte kann das Recht auf Erjat der Verivendungen und auf Wegnahme nicht 
blos durch eine Einrede wider die Eigenthumstlage, jondern unter gewiflen VBors 
ausfegungen auch durch eine befondere Klage geltend machen (5. 318 des BGB.'s 
und Annalen a. a. D. ©. 315 jlg.). 
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Sache nicht weiter ſtreitig machen folle (exceptio pacti), wenn 
der Beklagte den ihm von dem Eigenthümer angetragenen Eid 
über das Eigenthbum geſchworen hat (exceptio jurisjurandi), 
wenn der Beklagte in einem Nechtsftreite über das Eigenthum 
von der Eigenthumsklage entbunden worden ift (exceptio rei 
judicatae), wenn der Kläger die Sade zu einer Zeit, wo er 
noch nicht deren Eigenthümer geweſen tft, oder deſſen Erblafjer 
die ihm, dem Kläger eigenthümlich gehörige Sache dem Beklagten 
verfauft und übergeben hat (exceptio rei venditae et traditae) '). 
Weiter kann 
b) der Beklagte die Eigenthunsflage von fih abwenden, wenn 
ihm ein Recht an der Sade zufteht, 3. B. ein Pfandredht oder 
der Nießbraud) ?). 
Endlich ſteht 
ce) Demjenigen eine Einrede wider die Eigenthumsklage zu, welcer 
dem Eigenthümer gegenüber eine Forderung auf die Inhabung 
der Sache hat, 3. B. als Pachter oder Miether ?). 

Wer die Sade in fremdem Namen inne bat, 3. B. als Commo— 
datar, Depofjitar, Miether und Pachter, kann die Eigenthumsklage 
von ji) abwenden, wenn er Denjenigen nennt, in deſſen Namen er 
Inhaber ift und diefer den Rechtsſtreit an feiner Stelle übernimmt 
(auctoris nominatio)*). 


8. 208. 
Negatorienklage. 
Begriff derjelben. 


Die Negatorienflage beruht ebenfo wie die Eigenthumsflage auf 
der Behauptung, daß dem Kläger das Eigenthum an der Sade zu— 
ftehe. Während aber mit der Eigenthumsklage die in dem Eigen> 
thume enthaltenen Nechte (oben 8. 187) in ihrer Geſammtheit geltend 
gemacht werden, handelt es ji bei der Negatorienflage um ein ein- 
zelnes in dem Eigenthume enthaltenes Recht, welches ein Anderer 
thatjächlicd) ‚ausübt oder an der Sache zu haben behauptet. Die ge- 
wöhnliche Borftellung, die Negatorienkflage jei die Bindication des 


1) Man vergl. SS. 254 Sak 2, 325, 2285 des BOB.'S. 
2) Man vergl: $. 319 des BGB.'s, Commentar Bd. 1 ©. 319 flog. 
3) Man vergl. $. 319 des BGB.'s. 


4) Man vergl. 3: 320 des BGB.s und Annalen R. 5. Bi. 8 ©. 231 fig. 
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Rechtes, welches geftört worden fei, ift irriq, weil der Eigenthümer das 
in dem Eigenthume enthaltene Recht nicht als cin Recht an einer 
fremden Sache haben fann. Mit der Negatorienklage wird das Eigen- 
thum an der Sache nach einer beftimmten Richtung hin geltend ges 
macht; es bezeichnet der Kläger den Streitgegenftand näher, indem er 
behauptet, daß dem Beflagten gerade dieſes Necht nicht zuftehe. So 
vindiceirt der Eigenthümer, wenn ein Anderer feine Sade inne bat; 
bat er aber die Sache jelbit inne und maßt fih ein Anderer deren 
Venugung an, jo hat er die Negatorienflage, aber er vindicirt nicht 
den Nießbrauch feiner Sade, weil Nießbrauch ein Recht an einer 
fremden Sade it. Man kann fi dies namentlich verdeutlichen, 
wenn man die Negatorienklage der Confeſſorienklage gegenüberftellt. 
Der Eigentbumsflage gegenüber läßt ſich eine Confeſſorienklage nicht 
denken,’ weil, wenn der Beklagte das Eigenthum an der Sadıe 
im Anſpruch nimmt, dies nur eine Verneinung des Eigenthums des 
Klägers, allenfalls eine jogenannte Gontravindication des Beklagten 
enthalten würde. Dagegen fteht der Negatorientlage, foweit es ich 
bei ihr um ein im Eigenthume enthaltenes Recht handelt, das 
als ein Recht an fremder Sache beftehen kann, die Confejjorienflage 
gegenüber, welche theils als Einrede gegen die Negatorienklage, theils 
als jelbjtändige Klage geltend gemacht werden fann. Es ergiebt 
ih hieraus, daß die Negatorienklage zum Schuge des Eigenthums 
gegen Störungen und Berlegungen, die Confejjorienklage dagegen 
zum Schutze eines Rechts an fremder Sache dient. 

Die Negatorienklage hat ftatt ſowohl wegen eines thatſächlichen 
Eingriffs in die Freiheit des Eigenthums, 3. B. wenn ein Dritter 
ohne Einwilligung des Eigenthümers auf dem Grundftüde Etwas vor- 
nimmt, wenn er in daffelbe Etwas immittirt, wenn er etwas in die 
£uftfäule des Grundftüds Hinüberragendes hat!), als aud wegen 
einer wörtlichen Störung des Eigenthums, z. B. wenn ein Dritter 
behauptet, daß ihm ein die Freiheit des Eigenthums bejchräntendes 
Recht zuftehe *). Ein thatfählicher Eingriff in die Freiheit des Eigen- 
thums duch Vornahme einer Handlung auf einem Grundjtüde it 
es namentlih aud, wenn eine Handlung vorgenommen wird, welche 


1) Man vergl. $. 321 des BGB.'s (1.88. 5,1. 9 bis 123, . 17 pr. &.2 D. 
si serrit. vind.). 

2) Man vergl. SS. 321 und 322 des BGB.'s u. Commentar Bd. 1 S.320 flg. 
— Ueber die Negatorienklage gegen die Eintragung einer Hypothek vergl. vorläu: 
fig Gommentar a.a.D. S. 321 not. 3. 
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einem Grundftüde dadurh Schaden bringt, daß in Folge des durch 
fie beraejtellten, in die äußeren Sinne fallenden Zuftandes (opus ına- 
nufactum) die natürliche oder durch Eultur hervorgebrachte Beichaffen- 
heit des Grundſtücks (natura et facies fundi) geändert wird, 3. B. 
wenn auf dem Grundftüde irgend ein Bauwerk aufgeführt wird, 
wenn auf einem Grundftüde ausgeaderte oder ausgegrabene Steine 
auf das benadbarte Grundftüd gejchüttet werden, wenn auf das 
Grundftüd Erde, Schutt, Unrath und dergleichen gebracht wird, wenn 
in den auf dem Grundftüde befindlichen Brunnen Etwas gegofien 
oder gejehüttet und der Brunnen dadurch verdorben wird, wenn ein 
auf dem Grundftüde befindlices Bauwerk abgetragen oder zerftört, 
von einem Gebäude die Dachung beruntergerijjen wird, wenn Bäume 
umgebauen oder Aeſte abgebroden werden, wenn auf dem Grund- 
ftüde geadert oder ein Graben gemadht wird. Die Aenderung kann 
ſich beziehen auf die Erdoberfläche (superficies), auf Dasjenige, was 
fih über der Erdoberfläche befindet, aber mit dem Grundftüde zujam- 
menhängt, auf die Luftfäule über dem Grimdftüde. Die Boraus- 
jegung der Negatorienflage ift aber, daß die Handlung eine uner- 
laubte fei, und dies ift nicht der Fall, wenn der Eigenthümer jeine 
Einwilligung dazu gegeben hat, wenn die Handlung vermöge eines 
Rechts an der Sade, 3. B. vermöge eines Nießbrauchsrechts, vorge- 
nommen worden oder fonft wegen eines bejonderen Umjtandes, 3. B. 
bei Feuersgefahr, als eine gerechtfertigte zu betrachten iſt. 


8. 209. 
Zwed der Negatorienflage, Einreden wider dieſelbe 
und Beweis Dderjelben. 

Mit der Negatorienflage kann der Eigenthümer die Anerkennung 
der Freiheit jeines Eigenthums, Aufhebung der Beihränfung, Erjag 
des ihm zugefügten Schadens und Androhung einer Strafe für weitere 
Störungen fordern. Bei den Störungen, welche, nad) dem im vorigen’ 
Paragraphen Gejagten, durch ein j. g. opus manufactum verurjacht 
worden find, geht die Klage wider Denjenigen, welder da$ opus ma- 
nufactum bergeftellt, oder Befehl oder Auftrag zu deſſen Herftellung 
ertheilt hat. Gegen den Befiger des opus manufactum, welcher Das» 
felbe nicht bergeftellt hat und nicht hat heritellen laſſen, gebt die 
Klage nur auf Geſchehenlaſſen der Wegnahme, aljo namentlid nicht 
auf Erfah der Schäden '). | 

1) Man vergl, Ss. 321 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 320 jly. 
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Der Bellagte fann die Klage durch die Einrede abwenden, daß 
er zu der Handlung, in welder der Kläger eine Beſchränkung feines 
Eigenthums findet, vermöge eines Rechts an der Sade ') oder ver- 
möge einer ihm wider den Kläger zuftehenden Forderung beredtigt 
jei. Behauptet er ein Recht an der Sade zu haben, fo hat er den 
Beweis diefes Rechts zu führen, felbft wenn er fih in deſſen Beſitze 
befindet und ſelbſt wenn er durch richterliches Erfenntniß in dieſem 
Rechte geichügt worden ift). Wer im Namen eines Anderen frendes 
Eigenthum thatfächlich beſchränkt, kann die Negatorienklage von ſich ab- 
wenden, wenn er den Anderen nennt und diefer den Streit an feiner 
Stelle übernimmt; jedoch veriteht es ſich von felbit, dab die Nennung 
des Anderen den Beklagten nicht von der Haftpflicht für eine eigene 
Berjhuldung zu befreien vermag’). 

Der Kläger hat fein Eigenthbum und die thatſächliche Störung 
oder, daß der Beklagte ein Necht zu haben behauptet habe, zu be» 
weijen *). 

Anm. Die Negatorienllage hat auch dann ftatt, wenn der Eingriff in die 
Freiheit des Eigenthums nicht von der Beichaffenbeit ift, daß ſich annehmen läßt, 
es habe der Bellagte in der Meinung, ein Recht an der Sache auszuüben, ges 
bandelt, z. B. wenn er eine auf dem fremden Grundftüde ſtehende Mauer ein: 
reißt. In Fällen diefer Art trifft die Negatorientlage mit der actio ex lege 
Aquilia zujammen und es jollte in diefen Fällen nur auf Wiederherftellung des 
früheren Zuftandes und Erjag von Schäden, nicht auf Anerlennung der Freiheit 
des Grundjtüds und Androhung einer Strafe für weitere Störungen gellagt 
werden. Aber auch in anderen Fällen, in welchen nad der Beichaffenheit der 
1. g. Turbativhandlung angenommen werden fann, es habe der Bellagte in ber 
Meinung, ein Recht auszuüben, gehandelt, erledigt fich die Negatorienklage, jo: 
weit fie auf der Behauptung beruht, dab der Beklagte nicht ein Recht an der 
Sache babe, mit dem Augenblide, wo der Beklagte erklärt, er nehme ein ſolches 
Recht gar nicht in Anſpruch. Nach diejer Erklärung des Bellagten fann es ſich 
nur noch um Schadenerfag und um die Prozeßkoſten handeln und es wird, wenn 





1) Man vergl. SS. 310, 323 des BGB.'s und oben ©. 343 flg. 

2) Wenn der Bellagte ercipirt, dab er ein Recht an der Sache babe, fo tit, 
auch wenn der Recdtögrund für die Erwerbung des Nechts nicht angegeben iſt, 
auf den Beweis der Erception zu erfennen (man vergl, Annalen Bd. 4 ©. 459). 

3) Dan vergl. $. 324 des BGB.'s und oben ©. 344 not. 4. - Eine auctoris 
nominatio ift nicht denkbar, wenn der Beklagte auch nicht einmal alieno nomine ein 
Recht ausgeübt zu haben behauptet, fondern nur eine einzelne Handlung auf Be: 
fehl oder Scheiß eines Anderen vorgenonmen zu haben anführt, indem in dieſem 
Falle nur verneint wird, daß die Handlung die Eigenſchaft einer j. g. Turbativs 


bandlung habe. 
4) Man vergl. 5.322 des BOB.s. 
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nicht etwa die Schäden quantificirt find und den Betrag der geringfügigen Rechts— 
ſache überfteigen, der Prozeß in das für die Behandlung der geringfügigen Rechts: 
ſachen vorgeichriebene Verfahren überzuleiten fein. 


8. 210. 
Die Klage des rehtmäßigen und redliden Beſitzers. 


Wer eine bewegliche Sade !) vermöge eines zur Eigenthbumsüber- 
tragung geeigneten Nechtsgrundes, z. B. Kaufs, Schenfung, in qutem 
Glauben bejigt, bat nicht blos den Befig und, wenn er die Sade 
bejist, die Befigklagen, jondern auch das Necht zu bejiten und, wenn 
ein Anderer befist, eine der Eigenthbumsflage analoge Klage (ſ. g. 
publieiana in rem actio)“). Dieje Klage jteht auch Demjenigen zu, 
welcher einen Rechtsgrund zur Erwerbung des Eigenthbums für ſich 
bat, bei dem die Erlangung des Befiges der Sache zur Erwerbung 
des Eigenthums nicht erfordert wird, 3. B. bei dem Vermächtniſſe, 
obſchon er den Beſitz der Sache noch nicht eriworben hat, wenn jein 
Rechtsporgänger, von weldem er feine Erwerbung ableitet, recht- 
mäßiger und redlicher Beſitzer geweſen tft’). Die Publicianiſche Klage 
fann nicht wider den Eigenthümer angeftellt werden, weil diejer Die 
Eigenthumsflage wider jeden Inhaber der Eade und ſelbſt gegen 
den rechtmäßigen und redlichen Befiger hat *). Eben jo hat dieſe 
Klage nicht wider Denjenigen ftatt, welcher redhtmäßiger und redlicher 
Beliger tft, wenn dieſer fein Recht von einem anderen Vorgänger 
ableitet, als der Kläger. Leiten beide ihre Nechte von demfelben Vor— 
gänger ab, jo hat Derjenige, deffen Necht jünger ift, nicht die Publi- 
cianifche Klage wider Denjenigen, deſſen Recht älter ift?). 


1) Der Grund der f. g. publiciana in rem actio liegt in dem Rechte des 
rechtmähigen und redlichen Beſitzers, die Sache durch fortgeſetzten Beſitz zu er: 
fiten. Nah Sächſiſchem Nechte können aber nur bewegliche Sachen, nicht Grund— 
ftüde und Berechtigungen, welche ein Folium im Grundbuche haben, erjeflen werden. 
Die f. g. publiciana in rem actio ift daher bei den Grundftüden und den ange: 
gebenen Berechtigungen ausgeichlofien (man vergl. Gommentar Bd. 1 ©, 323 flg.). 

2) Man vergl. S. 325 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 326 in Verbindung mit SS. 2426, 2451 des BGOB.'s. 

4) Man vergl. $. 327 des BSB.'S. 

5) Man vergl. $.327 Sak 1 u. 2 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©.325 
(1.9 8.4 D. de public. in rem action. „si quidem ab eodem non domino emerint, 
potior sit, cui priori res tradita est, quodsi a diversis non dominis, inelior causa its 
possidentis, quam petentis, quae sententia vera est.“ Geſetzt alio, A. und B. faufen 
von C., einem Nichteigentbümer, A. erhält die Sade zuerit und dann B. 
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8. 211. 
VU. Miteigenthum. 


Mehrere fünnen an einer Sache Eigenthum (Miteigenthum) in 
der Weifg haben, daß die Sache nicht phyſiſch unter fie getheilt ift, 
der dem Einzelnen zufommende Antheil vielmehr nur als Mafitab 
für die Vertheilung der aus der Sache hervorgehenden Vortheile und 
Nachteile gedacht wird (ſ. g. ideeller Theil) '). Miteigenthbum Fann 
nur an einer einzelnen einfachen Sade, 3. B. einem Tiſche, einem 
Tbiere, oder an einem aus mehreren einzelnen Sachen zufammenge- 
jegten Ganzen, 3. B. an einem Haufe, nicht an einer Gefammtjache, 
3. B. an einer Bibliothek, und nicht an mehreren vertretbaren Saden 
gedacht werden ?).. Die Gründe der Entjtehung des Miteigenthums 
fünnen jein: Erbfolge, Vermächtniß, Anwartſchaft, Vertrag, insbe- 
fondere Erwerbung zu gemeinfchaftliden Zweden, endlich die Fälle, 
in weldhen Eigenthumserwerb vermöge des Geſetzes, 3. B. durch Ver— 
bindung, jtatt hat’). Läßt jih, wenn Mehrere eine Sache im Mit- 
eigenthume haben, nicht ermitteln, nach weldem Antheile jeder einzelne 
Theilhaber Miteigenthümer ift, jo ift anzunehmen, daß die ideellen 
Theile der Miteigenthümer gleich groß find). 

‚jeder Miteigenthümer kann über feinen Antheil frei verfügen, 
insbejondere denjelben veräußern und jein Necht daran gerichtlich 


übergeben. In dieſem Falle hat A. die Publicianifche Klage wider B. Anders, 
wenn A. von dem Nichteigenthümer C. und B. von D., einem Nichteigenthimer, 
fauft und übergeben erhält. In diefem Falle entjcheidet der Befig, der Nichtbes 
figer hat nicht die Publicianifche Klage wider den Beliger. Hat endlich A. von 
Ö., dem Eigenthümer, B. von D., einem Nichteigenthümer, gefauft und übergeben 
erhalten, jo hat A. die Eigentbumsflage wider B. (vergl. auch Annalen N. F. 
Bd. 7 ©. 440 flg.). 

1) Man vergl. oben ©. 78. 

2) Bei einer Mehreren gehörigen Geſammtſache befindet fich jede darin be— 
griffene einzelne Sade im Miteigenthum. Bei mehreren vertretbaren Sachen 
giebt die Zahl, das Maß oder Gewicht den Maßſtab für die Theilung ; an einer 
Iuantität läßt ſich zwar eine Gemeinſchaft denken, aber es kann bei derjelben 
von einem judicium communi dividundo nur in jofern die Nede fein, als der 
Zheilungsrichter jedem Theilhaber die der Zahl, dem Maße vder Gewichte nad) 
auf ihn fommenden vertretbaren Sachen zuzuſprechen hat. 

3) Man vergl. Eommentar Bd. 1 ©. 326. — Leber das bei Grenzirrungen 
vorfommende Miteigenthun vergl. $. 365 ded BGB.'s. 

4) Dan vergl. $. 325 des BGB.'s. 
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verjolgen '). Die Verfügung über die (ganze) Sache fteht nur allen 
Miteigenthümern zu, es wird dazu die Einwilligung aller Miteigen- 
thümer erjordert; gegen die eigenmächtige Verfügung eines Miteigen- 
thümers bat der andere Miteigenthümer das Recht des Widerfprucs 
und e8 muß die Verfügung unterbleiben, wenn ein folder Wider- 
jprud eingelegt wird (in re communi potior est conditio prohi- 
bentis) ?). Sind die Miteigenthümer über die Art der Verwaltung 
und Benugung einverftanden und ift nur über die Ausführung Mei- 
nungsverjchiedenheit vorhanden, jo entjcheidet Stimmenmehrheit nad 
der Größe der Antheile; bei Stimmengleichheit hat ein Obmann für 
eine der verjchiedenen Meinungen den Ausichlag zu geben °). Eine in 


1) Man vergl. 8. 329 des BGB.'s. — Die Veräußerung des ideellen Theile 
bat die Folge, dab der Veräuferer von der Zeit der Veräußerung an aus ber 
Gemeinſchaft ausjcheidet und der Erwerber von demjelben Zeitpuncte an in bie 
Gemeinschaft tritt. — Der Miteigenthümer bat nad) jeinem ideellen Theile auch die 
rei vindieatio, welche jedoch einige Cigenthümlichkeiten bat. Befigt nämlich der 
andere Miteigentbümer oder ein Fremder die gemeinichaftliche Sache, fo vindicirt 
der Miteigenthümer den ihm gehörigen ibeellen Theil, welchen er jeiner Höhe nad 
bejtimmt anzugeben bat. Befigt der andere Miteigenthümer unb ein Fremder 
die gemeinfchaftliche Sache nad ideellen Theilen, jo hat der Miteigenthümer die 
rei vindicatio nur twider den Fremden. Wenn, tie dies nantentlih bei Grund: 
ftüden vortommen kann, der andere Miteigenthümer das gemeinfchaftlicde Grund: 
ftüd mit einem Fremden theild nach phyſiſchen, theils nach ideellen Theilen be: 
figt, fo hat der Miteigentbümer die rei vindicatio wider Beide. 

2) Man vergl. $. 330 des BGB.'s. — Aus diefem Paragraph ergiebt fi 
namentlich für einige jehr praktiiche Fragen die Entiheidungsnorm. Hat 3. 9. 
ein Miteigenthümer das gemeinichaftlide Grundſtück verpacdhtet oder vermietbet, 
obne Einwilligung feiner Miteigenthümer, fo haftet er dem Bachter oder Mietber, 
vorausgeſetzt, daß diefem die Eigenthumsverhältniſſe unbekannt geweſen find, in 
"solidum für Schadenerſatz, wenn er nicht erfüllen kann. Haben die ſämmtlichen 
Miteigenthümer eingewwilligt, fo kann der einzelne Miteigentbümer nur erfüllen, 
wenn er dem Pachter oder Mietber das uti frui licere des ganzen Grundftüds 
gewährt, er haftet aber, wenn nicht erfüllt wird, nur nad feinem ideellen An- 
theile für Schadenerfag. — Am 20. April 1871 bat das Oberappellationsgericht 
nachitehenden Plenarbeſchluß gefaßt: Haben die Miteigenthümer das gemeinicait: 
ide Grundftüd zuſammen verfauft und ift der Kauf in der Perſon eines 
Miteigenthümers nichtig oder anfechtbar, jo kann der andere Miteigenthütmer 
nicht auf Erfüllung des Kaufes Magen, die mehreren Miteigenthümer mögen die 
Sache jeder ganz oder nur zu ihrem ideellen Theile verfauft haben. Dagegen 
fann der Käufer wider den anderen Miteigenthümer auf den bemjelben gehörigen 
ideellen Theil klagen, wenn nicht anzunehmen iſt, daß die mehreren Miteigen— 
thümer die Sache blos im Ganzen verkauft haben. 

3) Man vergl. 8. 331 des BOB.’ und Commentar Bd. 1 ©. 327. — In 
der Praxis ſtößt die Vorſchrift des $. 331 auf manche Schwierigkeit. So ent: 


Bon dem Eigenthume. 351 


einem Rechtsjtreite zwiſchen einem Miteigentbiimer und einem Dritten 
über eine Dienjtbarkeit des gemeinjchaftlichen Grundftüds ertheilte 
rechtskräftige Entſcheidung wirkt weder für nod gegen die übrigen 
Miteigenthümer '). 


8. 212. 
Fortjegung. 


Hat ein Miteigenthümer nothwendige Verwendungen auf die 
Sade gemadt, jo fann er von feinen Miteigenthümern Erſatz nad 
dem Verhältniſſe der ideellen Theile derfelben fordern’). Hat ein 
Miteigenthümer die gemeinfchaftlihe Sache verwaltet oder bewirth— 
Ichaftet, 3.8. das gemeinfchaftliche Grundſtück beftellt, befäet, die dar- 
auf gewachſenen Früchte eingebeimft, jo kann er nad den Vorſchriften 
über die Gejchäftsführung ohne Auftrag die Erfiattung feines Auf- 
mwandes von feinen Miteigenthümern, nad Verhältniß der ideellen 
Theile derjelben, fordern; er haftet aber feinen Miteigenthiümern 
nur für den Fleiß, welcher er in feinen eigenen Angelegenheiten an- 
zuwenden pflegt’). Die Früchte der gemeinjcaftlihen Sache ge- 
bühren jedem Miteigenthümer nad der Größe feines ideellen Theiles; 
der Gebraud der gemeinfhaftlihen Sache, ſoweit er ohne Ausschluß 
der übrigen Miteigenthümer möglich it, fteht jedem Miteigenthümer 
frei; jo mweit ein Gebrauch des einzelnen Miteigenthümers ohne Ber 
einträdtigung der übrigen Miteigenthiimer nicht möglich ift, kann der 
einzelne Miteigenthümer eimen feinem Antheile entjprechenden Ge— 
braud; verlangen *). 





ftebt zunächſt die frage, wer den Obmann zu wählen babe. Aber Lieje jich 
auch dieſes Bedenken erledigen, weil e8 jelbftverftändlich zu fein fcheint, daß der 
Richter den Obmann zu wählen habe, jo würden ſich doch weiter viele prozef: 
fualifche Weitläuftigkeiten ergeben, wenn man verlangte, dal bie Miteigenthümer 
im Falle des $. 331 ihre Rechte im Prozeßwege auszuführen hätten. Allen 
diejen Lebelftänden fann nur durch eine Prozeßordnung, welche den Bedürfniſſen 
entipricht, abgebolfen werden, wenn darin ein bejonderes kurzes Verfahren be: 
ftimmt wird, durch welches die dem’ $. 331 zu Grunde liegende gute Abjicht ver: 
wirflicht und zur Wahrheit gemacht wird. 

1) Man vergl. $. 332 des BGB.'s, Commentar Bd. 1 ©. 328 und Sie— 
benbaar, Correalobligationen ©. 200 fig. 

2) Man vergl. 88. 333 Sa 1, 335 ded BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 333 Sat 2, 335, 336 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 334 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 329 und über 
die Möglichkeit einer durch Dbjervanz begründeten Benutungsweile Annalen 
R. F. Bd. 2 ©. 551. 
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Feder Miteigenthümer kann die Aufhebung der Gemeinjchaft ver- 
langen '). Ein Verzicht auf das Recht, die Theilung zu fordern, tft 
gültig, verpflichtet aber weder die Singularjuccefjoren, noch die Erben; 
ein auf immer oder auf unbeftinımte Zeit, 3. B. auf Lebenszeit, er- 
flärter Verzicht verpflichtet den Verzichtenden für feine Perfon nur 
auf zwanzig Jahre ?). Die Theilungsflage (judicium communi divi- 
dundo) ijt eine actio in personam, nicht in rem, fie hat daher auch 
unter einzelnen von mehreren Miteigentbümern ftatt; fie gebt auf 
Theilung der gemeinjchaftliben Sade und auf Ausgleihung der aus 
der Gemeinjchaft entjtandenen Anjprüche, insbejondere der Verwend— 
ungen (j. g. personales praestationes); fie fann auf Theilung mehrerer 
gemeinschaftlihen Saden in Einem Theilungsverfahren gerichtet werden; 
der Beklagte kann bei ihm auch die Berurtheilung des Klägers verlangen 
(f. g. Judieium duplex) ?). Die Art der Theilung der gemeinjchaft- 
lihen Sade hängt zunächſt von der Uebereinkunft der Miteigenthümer 
ab; wählen jie Das Loos, jo macht der den Yebensjahren nad ältejte 
Miteigenthümer die Theile, die anderen ziehen, je der jüngjte zuerit'). 
Vereinigen ſich die Theilungsintereffenten nicht über die Art der Theil- 
ung, jo bat der Nichter die Theilung in der für fie angemejjenften 
Weiſe vorzunehmen; je nach den Umftänden kann natürlide Theilung 
der gemeinfchaftlihen Sache, oder Vertheilung der mehreren gemein- 
ſchaftlichen Sade unter die verfchiedenen Eigenthümer, oder Berjtei- 
gerung der Sache und Theilung des Erlöjes, oder Ueberlaſſung der 
Sade an einen Miteigenthümer gegen Abfindung der Uebrigen für 
angemejjen gefunden werden). Wird die Verfteigerung für ange- 
meſſen angejehen und hat die gemeinfhaftlihde Sache nur für Die 
Miteigenthümer Werth oder ijt deren Veräußerung an einen Fremden 
unterfagt, To geichieht die Verfteigerung nur unter den Miteigen- 
thümern ®). Wird die gemeinſchaftliche Sache einem Miteigenthümer 
zum Alleineigenthume gegen Abfindung der Uebrigen überlaſſen, jo 
fann die legtere auch in der Beitellung eines Rechts an der Sache, 
z. B. einer Grunddienftbarfeit oder einer Hypothek, beſtehen ). Auch 


1) Man vergl. 8. 337 des BGB.'s. 

2) Dan vergl. $. 338 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 340 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 339 des BGB.'s. 

5) Dan vergl. $. 341 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 3. 342 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 5. 333 flg. 

7) Man vergl. $. 343 Sat 1 des BGB.'s. — Möglicher Weife kann die 
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fann die Abfindung mit der natürlichen Theilung der Sade und mit 
der Bertheilung der mehreren Sachen unter die Miteigenthümer ver- 
bunden werden '). 

Die Ausgleihung der aus der Gemeinjchaft entjtandenen An- 
ſprüche (j. g. personales praestationes) wird durch die Theilung der 
aus der gemeinjchaftlihen Sache gezogenen Früchte, durch Erftattung 
der auf Ddiefelbe gemachten Verwendungen und dur Erfagleiftung 
für Schäden bewirkt; der Miteigenthümer, welcher jeinen ideellen 
Theil erſt nad der Entjtehung der ſ. g. Perjonalpräftationen er- 
worben bat, haftet nicht für die Beiträge, welche jein Bejigvorgänger 
zu leiften verbunden gemwejen iſt und hat eben jo wenig ein Recht auf 
die Beiträge, welche fein Befigvorgänger zu fordern gehabt hat; wegen 
der j. g. Perfonalpräftationen kann auch jelbjtändig, jowohl vor als 
nach Aufhebung der Gemeinjchaft geklagt werden ?). 


VII. Berbältniffe benachbarter Grundftüce 
(if. g. Nachbarrecht). 
8. 213.. 
Nothweg. 

Der Eigenthümer eines Grundſtücks kann von ſeinen Nachbarn 
die Geſtattung eines Weges (eines Fußſteiges oder eines Fahrweges) 
über ihre Grundſtücke verlangen, wenn ohne ſolchen die wirthſchaft— 
liche Benutzung ſeines Grundſtücks nicht möglich iſt, oder wenn der 
Aufwand für Anlegung eines anderen, als des verlangten Weges, 
oder die aus dem Gebrauce eines vorhandenen anderen Weges ent- 
jtehende Bejchwerde zu dem Nutzen, welden fein Grundftüd gewährt, 
in feinem Verhältniſſe ftehen würde; für die Gejtattung des Weges 


Theilung aud jo geihehen, dab dem einen Miteigenthümer die Sache, dem an: 
deren der Niebbraud daran zugeiprochen wird. Aber dies kann nur bei einer 
unverbraucbaren Sache geicheben; es wird jodoch auch diefe Art der Vertheilung, 
da der Niehbrauc mit dem Tode des Nießbrauchers erlöjcht, in den felteniten 
Fällen angemefjen fein. 

1) Man vergl. $. 343 Satz 2 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 344 in Verbindung mit $. 340 Sat 2 des BGB.'s. — 
Ueber die frage, ob eine außergerichtliche Theilung wegen Ungleichheit der Theile 
angefochten werden kann, vergl. Commentar Bd. 1 5.332. — Bei einem Grund- 
ftüde wird namentlih aud zu berüdfichtigen fein, daß die ſich auf daſſelbe be- 
siehenden Urkunden, Rifje und Karten nad dem oben S. 80 Gefagten Zubebör: 
ungen des Grundftüds jind. 

Siebenbaar, Privatrecht. i 23 
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bat jedoch der Eigenthümer Entfhädigung zu leiften '),, Eine will— 
fürliche Aenderung in der wirthſchaftlichen Benugung des Grund- 
ſtücks oder das perſönliche Bedürfnig des Eigenthümers, alfo aud 
der Betrieb eines Gewerbes, berechtigt nicht zu dem Verlangen eines 
Nothweges ?). Der Nothweg ift auf das Bedürfniß des Grundftüds 
zu bejchränfen und die Nichtung deſſelben jo feitzuftellen, daß auf 
der einen Seite die Grundjtüce, über welche er führt, möglichft wenig 
beläftigt, auf der anderen Seite aber Demjenigen, melcer den Weg 
verlangt, nicht unverhältnigmäßige Koften verurſacht werden ?). 


Hat der Eigenthümer eines Grundftids einem Anderen ein Rect 
an der Sache eingeräumt, zu deſſen Ausübung ein Weg über das 
Grundftüd nothwendig ift, 3. B. das Recht des Waſſerholens aus 
einem Brunnen, oder einen Nießbrauch, fo wird angenommen, daß 
der erforderlide Weg unentgeltlih zu geftatten jet?). 


Hat endlich der Eigenthümer einen Theil feines Grundftüds an 
einen Anderen veräußert, fo muß er, wenn der Andere zur Bewirth— 
ihaftung des erworbenen Theils eines Weges über den zurüdbehal- 
tenen Theil bedarf, denſelben unentgeltlih einräumen; bat er zur 
Bemwirtbihaftung des zurüdbehaltenen Theiles einen Weg über den 
veräußerten Theil nöthig, jo muß der Erwerber dieſes letzteren den 
Weg zwar einräumen, jedoch nur gegen eine Entjhädigung nad dem 
Ermefjen Sadhverjtändiger ?). 


1) Man vergl. $. 345 des BGB.'s, und über das Verfahren bei der Be- 
jtellung eines Nothiweges, namentlih auch, wenn ein Nothweg über mehrere 
Grundftüde verlangt wird, Commentar Bd. 1 ©. 336, 337 und Annalen R. F. 
Bd. 2 ©. 36. — Der Eigenthümer eines Waldgrundftüds kann unter den fonftigen 
Vorausſetzungen aub einen Weg zu ber Abfuhre des gefchlagenen Holzes ver: 
langen; es werden aber dabei inäbejondere auch die Vorjchriften der 88. 346, 
347 des BGB.'s zu berüdfichtigen jein. Ein Net, einen Weg für bie Ab: 
fäufer des Holzes, als Nothweg, zu fordern, hat der Waldeigenthümer nicht. 

2) Man veral. $. 346 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 347 des BGB.'s. 


4) Dan vergl. 8. 348 des BGB.'s. — Die Vorfchriften der SS. 347 und 348 
werden auch anwendbar jein, wenn ber Richter bei dem Theilungsverfahren eine 
Dienjtbarfeit bejtellt hat und, ivenigjtens analog, wenn der Grundftüdseigenthümer 
obligatorisch verpflichtet iſt, z. B. bei Pacht oder Miethe. 

5) Man vergl. 8. 349 des BGB.'s. 
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8. 214. 


Errihtung, Ausbefferung und Wiederberftellung eines 
Baumwerfes. 


Kann ein Bauwerk nicht errichtet, ausgebeffert oder wiederberge- 
tellt werden, ohne dab ein Baugerüfte auf oder über des Nachbars 
Boden errichtet wird, oder Baumaterialien auf demjelben berbeige- 
führt oder niedergelegt werden, fo ift der Nachbar folhes zu dulden 
ſchuldig, er kann jedoch für den ibm hieraus entftehenden Schaden, 
; dB. wenn duch die Errichtung des Gerüftes, Herbeifchaffung und 
Niederlegung von Baumaterialien an dem Grundjtüde oder dejjen 
Früchten Schaden verurfadht worden ift, von dem Eigenthümer des 
Baumerfes Erfag verlangen !). 

Während nah römischen Rechte, wenn ein Baumerf den Einftur; 
drohte, dem Eigenthümer des benachbarten Grundftüds gegen die 
Gefahr, welche er aus dem Einfturze zu fürchten hatte, nur auf dem 
Umwege der f. g. cautio damni infeeti Schuß jeines Eigenthums 
gewährt wurde ?), beſtimmt das bürgerliche Geſetzbuch, dab der Eigen- 
thümer eines Bauwerkes dem Nachbar für den Schaden verantwort: 
lid it, welchen die Baufälligkeit deſſelben verurſacht, wenn fie in 
Fehlern der Bauart oder in einem Mangel der erforderlichen Erhaltung 
ihren Grund bat?). Schadenerjagpflichtig ift der Eigenthümer des 
Bauwerfes und der Superficiar, wenn die Superficies ein Folium 
im Grundbuche erhalten hat- Mehrere Eigenthümer und Super- 
Aciare haften nad Verhältniß ihrer ideellen Theile. Berechtigt, den 
Schadenerjag zu fordern, find der Eigenthümer des benachbarten Grund- 
tüds oder Gebäudes, und der benachbarte Superficiar; im Falle des 
Jufammentreffend mehrerer Eigenthümer oder Superficiare fann der 
einzelne nur nah Verhältniß feines ideellen Theiles Schadenerfat 
fordern. Der Schaden wird nur erjeßt, wenn er in den Fehlern der 
Bauart oder in der vernadläfligten Erhaltung des Bauwerkes jeinen 
Grund hat, nicht wenn er in einem Fehler des Bodens liegt. Bau- 
werk ift im meiteften Sinne zu nehmen, alfo Haus, Stall, Mauer ac. 


1) Man vergl. $. 350 des BGB.'s. 

2) Man vergl. Annalen R. 5. Bd. 3 ©. 181. 

3) Man vergl. $. 351 des BGB.'s. — In wie weit der Nachbar fib gegen 
die Gefahr, durch den Einfturz des Bauwerkes Schaden zu leiden, durc Anruf: 
ung der Polizei ficher ftellen könne, gehört nicht bierber. 
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Der Eigenthümer oder Superficiar kann das Bauwerk derelinquiren, 
wenn ihn nicht eine Verfehuldung trifft. An den übergefallenen 
Trümmern fteht dem Bejchädigten ein Retentionsrecht zu. Bon dem 
Verhältniſſe der benachbarten Grundjtücde abgejehen, fällt dieſe Schaden- 
erfagpfliht unter die Vorfchriften über die Beſchädigung fremder 
Sadıen (lex Aquilia). 
$. 215. 
Benußung der Grundftüde. 


Der Eigenthümer eines Grundftücdes darf diejes volljtändig be- 
nugen ?), felbit wenn in deijen Folge der Nachbar an den Nugungen 
feines Grundftüdes Abbruch erleiden jollte?). Insbeſondere iſt der 
Eigenthümer nicht gehindert, auf feinem Grund und Boden Brunnen 
anzulegen, obſchon dem Nachbar dadurch das Waller entzogen wird‘), 
ferner auf feinem Grund und Boden Nenderungen, welche dejjen Nutz— 
barfeit erhöhen, vorzunehmen, 3. B. zur bejjeren Beitellung des Grund: 
ftüds Aderfurden und Wafjerfurden anzulegen, jollten die Aender— 
ungen auch nicht ohne Einfluß auf die Feuchtigkeitsverhältniſſe der 
benachbarten Grundjtücde fein ®) 


$. 216. 
Wafferlauf. 


Das bürgerlihe Gejegbuh bat den in der Natur der Sache be- 
gründeten und bereits im römiſchen Rechte anerkannten Grundjag, 


1) Man vergl. $. 767 des BGB.'s. 

2) Das Wort „benuten” ift zu premiren. Denn Handlungen, welche nicht 
eine Benutzung des Grundftüds enthalten, ſondern ſich in ihren Folgen auf die 
benachbarten Grundftüde erftreden, oder nur aus Yaune oder in der Abfict, 
dem Nacbar zu jchaden, vorgenommen werden, find nicht erlaubt (man vergl. 
S. 358 des BGB. und Commentar Bd. 1 ©. 339). 

3) Man vergl. $. 352 in Verbindung mit 88. 118, 128 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 353 des BGB.'s (l. ı $. 12, I. 21 D. de aquae pluviae 
arcend.). Jedoch gilt auch bier der Grundjag, daß der Brunnen nicht in der 
Abficht, dem Nachbar das Waſſer zu entziehen, angelegt wird. 

5) Man vergl. SS. 353, 355 Sat 2 des BOB. (I. ı 8.3, 1.24 8. ı D. de 
aquae pluv. arc.). Nach römischen Rechte war der Eigenthümer verbunden, die 
Aderfurden und Waflerfurcen jo anzulegen, dab das Wafler auf eine beftimmte 
Stelle bingeleitet wurde, damit daffelbe nicht an mehreren Stellen auf das be: 
nachbarte Grundftüd flöffe (I. ı $. 5 D. de aquae pluv. arcend.). Nach meiner 
Anficht ift die Frage, ob dies noch gelte, wie überhaupt die Frage, in wiefern 
die nach dem gegenwärtigen Stande der Yandwirtbichaft bei Feld- und Wiejen: 


Von dem Eigenthune. 357 


daß das niedriger gelegene Grundftüd von dem höher gelegenen den 
in den natürlichen Bodenverhältniffen liegenden Waflerlauf zu dulden 
bat, ebenfalls ausgeſprochen). Während aber das römische Recht in 
der |. g. actio aquae pluviae arcendae nur dem Eigenthümer des 
niedriger gelegenen Grundftüdes rechtlichen Schu gewährt gegen 
Anlagen und Vorrichtungen, durch welde der natürliche Wafjerlauf 
vom höher gelegenen Grundftüde zu feinem Nachtheile geändert wird ?), 
dehnt dies das bürgerliche Gejegbuh auch auf das Verhältniß des 
böber gelegenen Grundftüdes zu dem niedriger gelegenen aus, indem 
es bejtimmt, daß weder der Eigenthümer des höher gelegenen, nod 
der Eigenthümer des niedriger gelegenen Grundftüdes Vorrichtungen 
treffen ſoll, duch welche eine Aenderung im natürlihen Wafferlaufe 
zum Nachtheile eines Nachbars verurfaht wird’). Die Klage, welche 
biernah ſowohl -der Eigenthümer des niedriger gelegenen als aud) 
der Eigentbümer des höher gelegenen Grundftüdes wegen duch ein 
j. 9. opus manufactum veränderten natürlihen Wafjerlaufes bat, 
it von der römischen actio aquae pluviae arcendae wefentlidh ver- 
Ihieden. Sie ift eine actio in personam und geht auf Wegnahme 


culturen gebräuchlichen Einrichtungen, insbejondere auch die Drainagen, erlaubt 
ſeien, nach den Verhältniſſen des einzelnen Falles zu beantworten; es wird auch 
iehr häufig zweckmäßig jein, Sachverſtändige mit ihrem Gutachten zu hören. 

1) Man vergl. $. 354 des BGB.'s. — Im römischen Nechte wird biejer 
Grundiag damit gerechtfertigt, daß der Eigenthümer des niedriger gelegenen 
Srundftüds gegen den Nachtheil, welcden ihm der Zufluß des Waflers bringt, 
den Bortheil aufzurechnen babe, welchen er dadurd genieht, dab das abfliehende 
Waſſer ihm fruchtbare Erde zuführt (1. 2 $. 20 D. de aquae pluv. arc.). 

2) Man vergl.1.2 88. 6, 9 D. de aquae plur. arc., 1.88.5 D. si serv. vindic. 
— Die actio aquae pluviae arcendae unterfcheidet fich von der actio negatoria in 
iofern, als fie nur auf Wegräumung der den natürlichen Waifferlauf hindern: 
den oder ändernden Vorrichtungen gerichtet werden kann, namentlich aber eine 
ſ. 9. Berbalturbation bei ihr nicht denkbar ift, auch Vorrichtungen, welche nach 
der Anftellung der Klage liegen, nicht als in der Klage mitbegriffen zu betrachten 
find (.14 8.4, 1.15 D. de aquae pluv. arc. in Verbindung mit 1. 23 D. de jud.). 
Uebrigend handelt es fich bei der actio aquae pluviae arcendae nur um den Ab: 
lauf deö Regen: und Schneewaflers; wegen Ableitung des Quell» und Brunnen: 
waſſers bat die actio negatoria ftatt. 

3) Man vergl. $. 355 des BGB.'s. — Ein Recht, dem Eigenthümer eines 
Grundftüds die Zurüdhaltung des Negen:, Schnee: und Thauwaſſers zu verbieten, 
giebt es auch nach dem bürgerlichen Gejegbuche nicht. Doch kann dieſes Recht 
ald Dienftbarkeit eriworben werben. 
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des opus manufactum und auf Erſatz der verurſachten Schäden, auch 
der vor der Klage entjtandenen ’). 

Sind auf einem Grundftüde durch Handlungen dritter Perſonen 
oder durch Zufall Hinderniffe und Nenderungen entitanden, welche 
dem natürlichen Abfluffe des Waſſers auf das niedriger gelegene 
Grundſtück zum Nachtheile des höher gelegenen entgegenjteben oder 
dem Waſſerabfluſſe zum Nachtheile des niedriger gelegenen größere 
Stärfe oder eine andere Richtung geben, jo hat der Eigenthümer 
dem Nachbar, welcher dadurch Schaden leidet, die Wiederheritellung des 
vorigen Zujtandes gegen Entſchädigung zu geitatten ?). 


8. 217. 
Bauanlagen zum Nachtheile des Nachbars. 


Der Eigenthümer darf jein Gebäude nicht jo einrichten, daß 
Spülwaſſer oder andere Flüffigfeiten aus demfelben auf ein benad- 
bartes Grundſtück ablaufen oder daß die Dactraufe auf daſſelbe 
fällt >). 

Dem Eigenthümer it, forern nicht befondere Gejete aus Nüd- 
jihten auf das allgemeine Beite!) Ausnahmen bejtimmen, nidt er- 
laubt, auf feinem Grundjtüde Vorrichtungen anzubringen, durch 
weldhe dem benachbarten Grundftücde zu deſſen Nachtheile Dampf, 
Dunft, Raub, Ruß, Kalk» oder Kohlenjtaub in ungewöhnlicher Weiſe 
zugeführt wird ?). 


1) Dieſe Klage ift im Weſentlichen der oben in SS. 208, 209 bejchriebenen 
Klage gleich, bat aber das Cigenthümliche, dab fie auch auf Wegnabme eines opus 
manufactum, alfo auf etwas Untheilbares, geht. — Gegen die Klage wegen ver- 
änderten Waflerlaufes fann auf Grund einer erworbenen Dienftbarfeit ercipirt 
werden. 

2) Man vergl. 8.356 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©.340. — Hierber 
gebörige Fälle find in&bejondere, wenn die Gewalt des Waſſers einen auf dem 
höher gelegenen Grundftüde befindlichen Damm eingerifien bat und der Eigen: 
thümer ded niedriger gelegenen Grundjtüds verlangt, dak ihm die Wieberher: 
ftellung des Dammes auf feine Koſten geftattet werde, oder wenn das Waſſer 
die auf dem niedriger gelegenen Grunditüde befindliche Rinne verjchlemmt 
oder veritopft bat und der Eigenthümer des höher gelegenen Grundftüds ver- 
langt, daß ihm die Neinigung der Ninne gejtattet werde. 

3) Man vergl. $. 357 des BGB.'s. — Der S. 356 kann in dieſem Berhält: 
nifje ebenfalld anwendbar fein. 

4) Man vergl: von Bernewis, Gewerbeordnung für den Nordd. Bund 
©. 18 fie. 

5) Man vergl. S. 358 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 341 flg. — Die 
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Biehftälle, Düngergruben,, heimliche Gemächer, Feuerherde, Naud)- 
fänge, Badöfen, Röhrkaften, zur Ableitung des Waflers dienende 
Rinnen und Gräben und ähnliche Anlagen dürfen nur in folcher 
Entfernung von des Nahbars Grenze oder unter folden Vorkehrun— 
gen angelegt werden, dab jie dem Grundftüde des Nachbars feinen 
Schaden bringen, insbefondere auf Gebäude, Grenzmauern und 
Brunnen feinen nactheiligen Einfluß äußern '). 

Wer jein Grundjtüd ausgraben, tiefer legen, oder duch einen 
Graben von dem Grundftücde feines Nachbars trennen will, muß eine 
jolde Böſchung oder Vorrichtung machen, daß deiien Grund und 
Boden nicht nachftürzen Fann ?). 


8. 218. 
Bäume und Heden. 


Das Eigenthum eines Baumes gehört Demjenigen, aus deifen 
Boden der Stamm aus der Erde kommt; fteht der Stamm auf der 
Grenze, jo haben die Nahbarn an dem Baume Miteigenthum zu 
gleihen Theilen ?). Jeder ift berechtigt, die Wurzeln eines fremden 
Baumes oder einer fremden Hede, jomweit fie unter feinem Grund 
und Boden fortlaufen, ingleihen die Zweige eines fremden Baumes 
oder einer fremden Hede, ſoweit fie auf feinen Grund und Boden 
überhängen, abzufchneiden, oder wenn er die Zweige nicht ſelbſt ab» 
Ihneiden kann oder will, den Eigenthümer des Baumes oder der 
Hede zum Abjchneiden derfelben anzubalten; die abgefchnittenen Zweige 
gehören Den Eigenthüuer des Baumes oder der Hede, die abge» 
Ihnittenen Wurzeln dem Eigenthümer des Grundftüds, auf welchem 
fie fih befinden*). Auf das Grundftüd des Nahbars überhängende 


häufig aufgeworfene Frage, ob der 8. 358 auch auf die Fälle auszudehnen 
‚lei, wo die Benußung des opus manufactum, 3. B. der Betrieb einer Eijenbahn, 
dem benachbarten Grunditüde unmittelbar, 3. B. durch die veruriachte Luft: und 
Erderihütterung, Schaden verurjacht, ift zwar zu verneinen, es verfteht ſich 
aber von jelbit, dak der Beichädigte unter den fonftigen Borausfegungen Schaden: 
eriag nach der lex Aquilia zu fordern berechtigt it. 

1) Man vergl. $. 359 des BGB.'s, Annalen N. F. Bd. 3 ©. 81, ©. 103. 

2) Man vergl. $. 360 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 361 des BGB.'s. 

4) Dan vergl. $. 362 des BGB.'s. — Der Paragraph bezieht ſich zunächit 
auf ländliche Grundftüde, wird aber auch auf Gebäude, welchen durch Bäume 
oder Heden Schaden verurjacht wird, auszudehnen jein, obſchon bier in der Regel 
baupolizeilihe Borfchriften vorhanden jein werden. 
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Früchte gehören dem Eigenthümer des Stammes, welder jedoch zum 
Behufe ihrer Abbringung das Grundftüd des Nachbar nicht wider 
defien Willen betreten darf; übergefallene Früchte find Eigenthum 
Desjenigen, welchem der Grund und Boden gehört, auf den fie ge: 
fallen find '). 


8 219. 
Feſtſtellung der Grenzen. 


Der Eigenthümer eines Grundjtüds fann von feinem Nachbar 
verlangen, daß die beiderfeitigen Grundftüde durch Grenzfteine oder 
jonft durch fefte erfennbare Zeichen gegen einander abgejchieden werden ’?). 
Läßt fich eine Grenze nicht ermitteln, jo ift der Theil, von dem ungewiß 
ift, zu welchem der benachbarten Grundſtücke er gehört, als im Miteigen- 
thume der Nachbarn befindlich zu betrachten und unter diefe zu theilen; 
bei Beftimmung der Größe der Theile und der Art der Theilung ent 
fcheidet aushülfsmweife der bisherige Beſitzſtand“). Die Klage auf Feit- 
ftellung der Grenzen ift ein f. g. judieium duplex *), und es fommen 
bet ihr auch die ſ. g. praestationes personales in Betradht?). Sie 
bezieht jih auf Grundftüde in den Städten und auf dem Lande, nicht 
aber auf Gebäude. Sie fteht nah Sächſiſchem Rechte nur dem im 
Grundbuche eingetragenen Eigenthümer zu. Befindet fih ein Grund- 
ftüd im Miteigenthume, jo find die mehreren Miteigenthümer für Eine 
Perſon zu betrachten. Die Miteigenthümer haben unter ſich Die Klage 
auf Feititellung der Grenzen jelbjt dann nicht, wenn einer von ihnen 
das alleinige Eigenthum an dem angrenzenden Grundftüde hat, aus: 
genommen wenn damit die Klage auf Theilung verbunden ift. Nieh- 
brauder und Piandgläubiger haben die Klage auf Feſtſtellung der 
Grenzen unter jid. 

Mauern, Planken, Gräben, Ganäle, Heden, Zäune und Raine, 
welche fih auf der Grenze benachbarter Grundftüde befinden, werden 
als gemeinfchaftlihes Eigenthbum der Nachbarn betrachtet, ſofern ſich 
niht aus der Natur des Baues oder der Anlage etwas Anderes 
ergiebt ®). 


1) Man vergl. $. 363 des BGB.S und Commentar a. a. D. ©. 345 fig. 
2) Man vergl. $. 364 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 365 Sak 1 u. 2 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 365 Sat 3 des BGB.'s. 

5) Man vergl. oben ©. 352 flo. 

6) Man vergl. $. 366 des BGB.'s. 


Von den Rechten an fremden Sachen. 361 


8. 220. 
Benugung von Scheidemauern und Scheideplanfen. 


Eine gemeinſchaftliche Scheidemauer oder Scheideplanfe darf jeder 
Nachbar auf feiner Seite bis zur Hälfte ihrer Dicke benugen, ſoweit 
dies mit der Beitimmung der Mauer oder Planfe verträglid und für 
das benadbarte Grundſtück ohne Nachtheil ift, zur Anlegung von 
Schwibbogen und Wandſchränken in einer Scheidemauer ift die Ein: 
willigung des Nahbars erfotderlih '). Eine auf der Grenze ftehende 
Mauer, welde dem Nachbar allein gehört, darf, wenn nicht Yocal- 
bauordnungen etwas Anderes beftimmen ?), der andere Nachbar auf 
feiner Seite benugen, ſoweit dies ohne Beihädigung der Mauer 
möglich ift ?). 


Drittes Capitel. 
Von den Rechten an fremden Sachen. 


8 221. 
I. Begriff des Rechtes an einer fremden Sade. 


Das Eigenthum, als das Recht der vollftändigen und ausjchließ- 
liben Herrſchaft über die Sache, umfaßt die oben im $. 187 ange- 
gebenen einzelnen Rechte. Ob man jagt, es habe jemand das Eigen- 
thbum der Sade, oder er habe die im $. 187 angegebenen einzelnen 
Rechte an der Sade in ihrer Geſammtheit, macht feinen Unterjchied. 
Eine Theilung des Eigenthums unter Mehrere in der Weife, daß 
Jeder das Eigenthum oder die Geſammtheit der darin enthaltenen 
Rechte hat, ift undenkbar, weil fich die einzelne Sade nur einmal 
im Eigenthume befinden fann. Wollte das Recht mehreren Perſonen 
das Eigenthum, oder das Recht der vollitändigen und ausjchließlichen 
Herrſchaft über diejelbe Sache geben, fo würde es mit der Wirklich— 
feit in Widerſpruch treten, weil das Eigenthum des Einen das Eigen- 





1) Man vergl. $. 367 bed BGB.'s. 


2) Man vergl. Gejek, die Gültigkeit der Localbauordnungen betreffend, vom 
11. Juni 1868. 


3) Man vergl. 8. 368 des BGB.'s. 
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thum des Anderen ausfhliegen müßte und die Sade ſich gar nicht 
im Eigenthume befinden, fondern berrenlos jein würde. Der Ein- 
wand, es könne das Eigenthum der Sache mehreren Perſonen als 
Miteigenthümern zufteben, ift unbegründet. Denn, wie oben im $. 211 
gezeigt worden iſt, liegt in dem Begtiffe des Miteigenthbums nicht, 
daß jeder Miteigenthümer das Eigenthbum an der Sache habe, jondern 
nur joviel, dab jo lange, als nicht das Eigenthum der ganzen Sade 
einem Miteigenthümer oder das Eigenthum phyſiſcher Theile der Sache 
den mehreren Miteigenthümern zugetheilt worden tft, nur eine Ge 
meinschaft unter den Miteigenthümern befteht, vermöge deren jeder 
nad) feinen Theile die Laften der Sade zu tragen hat und die Nutz— 
ungen der Sade in Anfpruc nehmen fann. Der Satz, es babe jid 
das Eigenthum aus dem Belize gebildet, es fei aber das Eigenthun 
ein Recht, der Befig dagegen ein factum, findet namentlich bei dem Mit- 
eigenthume feine Beftätigung. So wenig nämlich es möglich ift, dab 
Mehrere zu gleiher Zeit befigen, indem‘, wenn Einer die Sache mit 
dem Willen (animus), die Sade für ſich und als feine eigene zu 
haben, inne hat, nicht ein Anderer diefelbe Sache mit einem gleichen 
Villen inne haben fann, jo wenig it es möglid, daß Mehrere das 
Eigenthum zu gleicher Zeit haben fünnen, indem wenn Einer das 
Recht hat, die Sache für fih und als feine eigene zu haben, nicht 
ein Anderer diejes Recht an derjelben Sade haben kann. Wohl 
aber ift es möglich, daß Mehrere eine Sache zu gleicher Zeit in der 
Weiſe befigen, daß Jeder theils in feinem Namen, theils im Namen 
des Anderen befigt und diefes Verhältniß ift dasjenige, welches ſich 
in dem Miteigenthume, als einem Nechte, abjpiegelt, als Object der 
menſchlichen Herrſchaft erfcheint, und die thatfächliche Unterlage für 
den Rechtsbegriff bildet. 

Aber mit dem Begriffe des Eigenthums fteht nicht in Wider- 
ſpruch, wenn einzelne im Eigenthume enthaltene Nechte nicht von 
dem Eigenthümer, fondern, ohne dejjen Dazwijchenkunft, von einer 
anderen Perſon vermöge eines diefer Perfon an der fremden Sade 
zuftehenden Rechts ausgeübt werden. Denn das der anderen Perſon 
zuftehende Recht an der fremden Sache hebt nit das Eigenthum 
auf, ſondern bejchränit diefes nur in ſoweit, als der Eigenthümer 
von der Ausübung des einzelnen Rechts ausgeſchloſſen ift, welches 
einem Anderen an der Sade zuftehbt. Wenn das Eigenthun nit 
dadurch aufgehoben wird, daß ein in demjelben enthaltenes einzelnes 
Recht wegen eines thatjächlihen Hinderniffes nicht ausgeübt werden 
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fann, jo wird das Eigenthum auch nicht dadurch aufgehoben, daß ein in 
dem Eigenthume enthaltenes einzelnes Recht wegen eines einem Anderen 
zuftebenden Rechts an der Sache von dem Eigenthümer nicht ausgeübt 
werden fann. Namentlich ift es eine irrige Vorftellung, wenn man 
in dem Rechte an der fremden Sache einen aus dem Eigenthune 
ausgefchiedenen Beitandtheil finden zu können glaubt. Das Eigen- 
thum ifl ein Begriff, welcher fich zwar logiſch zergliedern, nicht aber 
wie eine förperlide Sache in phyſiſche Theile zerlegen läßt und der 
Eigenthümer gebraudt jein Eigenthum, wenn er ein in dem letteren 
liegendes einzelnes Recht gebraudt, er handelt dabei vermöge feines 
Eigenthums, nicht vermöge eines ihm feiner Sade gegenüber zuftehen- 
den befonderen Rechts. Was in der Perfon des Eigenthümers nur 
ein Ausfluß des Eigenthbums ift, wird in der Perfon Desjenigen, 
welhen ein Recht an der Sache zufteht, ein Recht im Berhältnifje zu 
dem Eigenthume. Zudem iſt e8 nicht einmal wahr, daß das Recht 
an der Sache aus dem Eigenthume ausjcheidet; dafjelbe fließt viel 
mehr aus dem Eigenthume, als feiner Quelle, fort und fort. Der- 
jenige, welcher das Recht hat, führt fein Necht auf das fremde Eigen- 
tbum zurüd und der Eigenthümer erlangt mit dem Wegfalle des 
Rechts an der Sade von jelbft wieder den Genuß feiner im ao 
thbume enthaltenen Rechte. 

Wie ſich hieraus ergiebt, beruhen die Nechte an fremden Sachen 
jwar in fofern auf der pofitiven Gefeggebung, als jie nur gedacht 
werden fünnen, wenn es ein von der pofitiven Gejeggebung geſchütztes 
Eigentum giebt. Aber hieraus folgt nicht, dat die Nechte an frem- 
den Sachen nicht ein allgemeines logifches Fundament haben. Mit 
dem Eigenthume find die Nechte an fremden Sachen von ſelbſt ge— 
geben, weil der Eigenthümer, wenn er fein Eigentum veräußern 
kann, nothwendig auch das Recht haben muß, einzelne in dem Eigen» 
thume enthaltene Rechte zu veräußern. Die Zahl der Rechte an 
Sachen läßt fih hiernad a priori beftimmen. So viele Rechte in dem 
Eigenthume liegen, ohne daß diefes felbit aufhört, jo viele Rechte an 
einer fremden Sade giebt es. 


6. 222. 
sortjegung. 


Das römische Recht, weldes jich rein philoſophiſch gebildet hat, 
führt fünf Klaſſen der Rechte an einer fremden Sade auf: 
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1) die Emphyteuſis (Erbpadht) ’), 

2) die Superficies (Baurecht und Kellerrecht), 
3) das Recht des publicianifchen Befiters, 
4) das Pfand oder die Hypothek, 

5) die Dienftbarkeiten. 

Sedes denfbare Recht an einer fremden Sache muß fich auf eine 
dieſer fünf Klaffen zurüdführen laſſen“). Wenn man namentlich die 
Reallaft, welche unzweifelhaft zur Kategorie der Rechte an Sachen 
gehört, vermijjen wollte, jo würde dagegen zu bemerfen jein, daß 
diejelbe ihrem Weſen nad als Pfandrecht zu betrachten ift, nach uns 
jerem Rechte aber wegen einiger ihr beigelegten Eigenthümlichfeiten 
als eine befondere Unterart des Pfandes oder der Hypothek aufge- 
führt zu werden pflegt. 

Das bürgerlihe Geſetzbuch erklärt ?) eine ſolche Theilung der im 
Eigenthume enthaltenen Befugnifje, vermöge deren der Eine ein Ober- 
eigenthbum und der Andere ein nugbares Recht hat, für unftatthaft, 
und ſchließt die Emphyteufis (Erbpadt) aus dem Kreiſe der Rechte 
an Saden aus, indem es in Beziehung auf die bereits zur Zeit 
jeiner Inkrafttretung vorhandenen Erbpachte das ältere Recht, namentlid 
aud die Ablöjungsgefege‘), unverändert fortbeftehen läßt, dagegen die 
Entftehung neuer Erbpachte, als Rechte an Sachen, dadurch unmöglid 
macht, daß es über Ddiefelben feine Vorfchriften enthält”). Sp viel 
den publictanifhen Befig anlangt, jo erkennt das bürgerliche Gejeh- 
buch denjelben nur bei beweglichen Sachen an und giebt wegen des- 
jelben eine der Eigenthumsflage analoge Klage) Hiernach giebt «3 
nad Sächſiſchem Rechte vier Arten der Rechte an Saden: 


1) Wie befannt, bat namentlich die Emphyteuſis zu der Eintheilung des 
ſ. g. dominium directum (Obereigentbum) und dominium utile (Untereigenthum) 
geführt. In fofern man unter dem lekteren etwas Weiteres gefunden bat, als 
ein umfaflendes Recht an einer fremden Sache, ift dieſe Eintheilung unbegründet 
(man vergl. Hugonis Donelli commeutar. jur. civ. t. V p. 378 sequ.).. 

2) Wenn man in der neueren Zeit ſich bemüht hat, ein ganz neues Recht 
an Grundftüden zu ſchaffen, welches die Hypothek zu erjegen vermöge, aber etwas 
von diejer Verfchiedenes fei, jo wird man ſich hoffentlich noch in Zeiten über: 
zeugen, daß dies ein vergebliche® Bemühen ift. 

3) Man vergl. $. 226 des BGB.'s. 

4) Man vergl. insbejondere das Gejek vom 17. März 1832 88. 77, 82 flg- 
und das Geje vom 15. Mai 1851 $. 12. 

5) Man vergl. die Rublicationsverorbnung 8. 3 unter Wr. 3. 

6) Man vergl. oben ©. 348. 
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1) die Superficies (das Baurecht und Kellerrecht), 
2) das Pfand und die Hppothef, 
3) die Reallaften und 
4) die Dienftbarkeiten. 
In dem Nachftehenden werde ich die Rechte an Saden in der- 
jelben Reihenfolge behandeln. 


8. 223. 
U. Bauredt und Kellerredt. 


Da das bürgerliche Geſetzbuch Feine Definition des Baurechts 
und Kellerrechts (der Euperficies) giebt, jo ift der Begriff deijelben 
aus dem römischen Nechte, als der jeder Rechtswiſſenſchaft und jeder 
Sejeggebung zu Grunde zu legenden Rectsphilofophie zu conftruiren. 
Nah römischen Rechte ift aber die Superficies, als Recht an einem 
fremden Grundftüde, das Recht, ein auf einem fremden Grundftücde 
erbautes Gebäude zu haben!). Gebäude ift hier im weiteften Sinne 
zu nehmen als jedes Bauwerk, welches einem Anderen, als dem Eigen- 
thümer des Grundftüds, einen Nuten zu geben vermag, fei es be- 
fimmt zur Wohnung, zum Betriebe eines Gewerbes oder zur Aufbe- 
wahrung von Saden, jei es jo errichtet, daß es über der Erdober- 
fläche hervorragt, oder fo, daß es fich, wie z. B. ein Keller, unter der 
Erdoberfläche befindet). Das Recht, auf einem fremden Grund- 
ftüde ein Gebäude zu haben, als ein Recht an einer fremden Sache, 
bat man jo zu denken. An ſich läßt ſich die Erdoberfläche (superficies) 
nit von dem Grundftüde trennen; es ift namentlich nicht möglich, 
dab die Erdoberfläche ohne das Grundftüd oder diefes ohne jene 
veräußert wird; es läßt ſich auch nicht jagen, daß der Eigenthümer, 
wenn er auf feinem Grundftüde ein Gebäude aufführt, zwei ver- 
Ibiedene Sachen habe, nämlich die Erdoberfläche, auf welcher das Ge- 
bäude aufgeführt worden ift, und das Gebäude. Deffenungeadhtet 
eriheint das Eigenthum an der Erdoberflähe als der Grund der 
Erwerbung des Eigenthbums an dem darauf errichteten Gebäude, 
wenn das lettere von einem Anderen, als von dem Eigenthümer, er» 


1) Man vergl. I. ı 8.1 D. de superf., I. 74, 1. 75 D. de rei vind. 

2) Eine Mauer, 5. B. eine Grenzmauer, kann nicht Gegenftand eines juper: 
ficiariſchen Rechtes fein. Böllig irrig ift die Meinung, dat das Recht, Pflanzen 
oder Bäume, 3. B. eine Baumfchule, auf fremdem Grundſtücke zu baben, als 
luperficiariiches Hecht gedacht werden fünne. 
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richtet worden ift, indem dafjelbe, joweit nicht der Andere das jus 
tollendi hat, dem Eigenthümer des Grumdftüds vermöge des Rechts 
der Ncceflion gehört '). Diejes Hecht der Acceffion, welches in dem 
Gebäude, als einem aus einzelnen Sachen zufammengejegten Ganzen, 
eine körperliche Sade zum Objecte hat, kann begrifflid aus dem 
Eigenthume geſchieden werden und, wenn die Ausübung defjelben 
einem Anderen, als dem Eigenthümer, zufteht, ein Recht an einer 
fremden Sade fein, und zwar ohne Unterfchied, ob das Gebäude, 
welches dem Eigenthümer des Grundftüds vermöge des Rechts der 
Acceffion gehören würde, zu der Zeit, wo der Andere das Recht an 
dem fremden Grundjtüde erwirbt, bereits errichtet ift, oder erft jpäter 
errichtet wird ?). 
Das bürgerlide Geſetzbuch enthält?) über das Baurecht und 
Kellerrecht nur folgende Beſtimmung: 
Die Berechtigung, ein Gebäude auf fremdem Grund und Boden 
zu haben und zu benußen, gleichviel ob diefes ſchon vorhanden 
ift, oder von dem Berechtigten erjt errichtet werden joll, in- 
gleihen die Berechtigung, einen Keller unter einem fremden 
Srundftüde zu haben, werden vererblide und veräußerlice 
Rechte, wenn fie ein befonderes Folium im Grundbuche erhalten 
haben; die Berhältnifje zwifhen dem Berechtigten und Dem Ver- 
pflichteten jind nad den Vorſchriften über die perfönlicden Dienft- 
barfeiten zu beurtheilen, 
und bierzu gehören die Vorjehriften des $. 11 der Ein- und Aus- 
führungsverordnung zum BGB. vom 9. Januar 1865: 
Soll in Gemäßheit des $. 661 des BGB.'s ein Baurecht oder 
Kellerreht ein bejonderes Folium im Grund- und Hppotbefen- 
buche erhalten, jo bedarf e8 hierzu der Genehmigung des Juftiz 
minifteriums, an weldes die Grund» und Hypothekenbehörde 
unmittelbar Bericht zu erftatten bat, 
ingleihen des $. 124 Nr. 8 der Gerichtsordnung: 
In der erjten Rubrik werden nächſt der Nummer, welche das 
Folium erhält, eingefchrieben, ꝛc. 


1) Man vergl. 8. 29 J. de rerum divis., I. 2 D. de superf. — Commentar 
BP. 1 ©. 489 flg. 

2) Man vergl. Hugonis Donelli comment. jur, civ. t. V. pag. 333 sequ. 

3) Man vergl. $S. 661 des BGB.'s. 
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3) wenn x. ein Baurecht oder Kellerrecht nah Maßgabe des $. 661 
des BGB.’ eingeräumt worden tft, die Bemerkung diejer Laſt 
mit der Angabe der Urkunden, durch welche diejelbe begründet 
worden ijt, und der Stellen in den Acten, wo fich diefelben 


befinden. 

8. 224. 
Fortjegung. 

Nah der im vorigen Paragraph angegebenen Vorſchrift des 
bürgerlichen Geſetzbuchs kann das Baurecht und Kellerrecht als ein 
Necht an einem fremden Grundftüde nur dadurch erworben merdeu, 
daß für dafjelbe (mit Genehmigung des Juſtizminiſteriums) ein Fo- 
lium in dem Grundbuche angelegt wird. Die gemeinrechtlichen Er- 
werbungsarten diefes Rechts, Kauf, Schenfung, Geben an Zahlungs- 
ftatt, richterlihe Entſcheidung namentlih in dem Theilungsverfahren, 
Bermädtnig u. f. w. fallen biernah, wie bei dem Eigenthume an 
Grundftüden, unter den Begriff der j. g. Rechtsgründe zur Erwerb- 
ung des Baurechts und Kellerrehts oder der Forderungen }). " 


1) Man vergl. oben $. 199. — Nur in Beziehung auf die Nectsgeichäfte 
unter Lebenden ift zu bemerfen, dab der 8,822 bes BGB.'s zwar dann Anwend— 
ung findet, wenn es fib um die UWebertragung des Eigenthums an einem 
Baurechte und Kelferrechte, weldhes ein Folium im Grundbuche erhalten hat, 
nicht aber, wenn es fich um die Beftellung eines Baurechts und Kellerrecbts und um 
die Anlegung eines Foliums im Grundbude für dafielbe handelt. — Wie bereits 
im Gommentar Bd. 1 ©. 490 bemerkt wird, fonnte nach römischen Nechte das 
Baurecht und Kellerreht, nach der richtigeren Anficht, nicht durch Erſitzung er: 
worben werden. Nah Sächſiſchem Nechte ift aber dieſer Eriverbungsmodus un: 
zweifelhaft ausgeichloffen (man vergl. $. 279 des BGB.'s). — Nach römijchem 
Rechte konnte das Baurecht und Kellerredht (superficies, jus superficiarium) jo: 
wohl durch Kauf (emtio), ald auch durch Pacht oder Miethe (conductio), jedoch 
im legteren Falle nur, wenn es für immer, oder wenigſtens für eine längere Zeit 
fortdauern jolite, beftellt werden (1.1 $.1 D. de superf.). Mag ſich dies nun dar: 
auf bezogen haben, daß die superficies ihrem Rechte nach unter den Begriff des 
Bachtes oder der Miethe gebracht wurde, ober darauf, daß der Berechtigte, wenn 
er die superficies durch Kauf erwarb, das Eigenthum an dem Gebäude (das ſ. g. 
habere licere) dagegen aber, wenn er diejelbe durch Pacht oder Miethe erwarb, 
nur den Nießbrauch (das j. g. uti frui licere) hatte, oder darauf, daß bei dem 
Kaufe ein Kaufpreis ein für allemal, bei dem Bachte oder der Miethe ein in 
gewiflen Zeiträumen wiederfehrender Zins bezahlt, oder darauf, daß die Be: 
ftellung der superficies, wenn das Gebäude vorhanden war, als Kauf, wenn 
es erjt errichtet werden jollte, als Pacht oder Miethe betrachtet wurde, jo viel 
berubt außer allem Zweifel, dab nad dem bürgerlichen Gejegbuche der Pacht 
oder die Miethe weder einen Rechtsgrund zur Anlegung eines Foliums für das 
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Ein Baurecht oder Kellerrecht, welches ein Folium in dem Grund- 
buche erhalten bat, bleibt ein Recht an einer fremden Sade; es muß 
auf dem Folium des Grundftüdes, an welchem es beftebt, abgejchrieben 
werden !); es kann nicht Gegenjtand einer Grunddienjtbarfeit fein, 
auch nicht zu einem anderen Grundftüde binzugefchlagen werden; es 
jält, wenn es aufhört, 3. B. wenn der Berechtigte dafjelbe derelin- 
quirt oder fonft gültig aufgiebt, oder wenn es durch Ablauf der 
Zeit oder durch Eintritt der Bedingung erlöfht, dem Grundeigen- 
thümer zu, ohne daß es etwas Weiteren als der Löſchung des 
Foliums deſſelben bedarf ?). 

Die Rechte, welde in dem Baurechte und Kellerredhte, wenn es 
ein Folium im Grundbuche erhalten bat, begriffen find, werden im 
Commentar Bd. 1 ©. 492 aufgeführt, und auf das dort Gefagte im 
Allgemeinen Bezug nehmend, bemerfe ih nur noch, daß mit dem 
Baurechte oder Kellerrehhte das Recht der Acceffion nicht ſelbſt über- 
geht, der Berechtigte alſo nicht einen im Grund und Boden gefun- 
denen Schaß und nicht ein von einem Anderen erbautes Gebäude er- 
wirbt, und daß, wenn das Gebäude oder der Keller untergebt, 3. 8. 
duch Brand, der Berechtigte an dem Wiederaufbaue nicht gehindert 
ift, gleichviel, ob das Baurecht und Kellerrecht an einen bereits 
errichteten Bauwerke bejtellt, oder erft von dem Berechtigten errichtet 
worden iſt °). 


Baurecht und Kellerreht im Grundbude, noch einen folden für die Leber: 
tragung des Eigenthums an einem bereits im Grund: und Hypothekenbuche 
eingetragenen Baurechte oder SKellerrechte enthält. Zwar kann es nicht für 
ausgeichlofien angeleben werden, dab als Kaufpreis auch eine in gewiſſen Zeit: 
räumen wiederkehrende Abgabe verſprochen wird. Aber diefe Abgabe kann nicht 
ein Pacht: oder Mietbzins jein, fundern nur als Reallaft auf das Baurecht 
oder Kellerrecht gelegt werben. 


1) Man vergl. $. 124 Nr. 8 der Gerichtsordnnung. 


2) Dan vergl. $. 661 Sat 2 und Annalen W. F. Bd. 8 ©. 364 fig. und 
Commentar Bd. 1 ©. 494 flg. — Die Rechtsgründe zur Löſchung des Baurechts 
und Kellerrechts find diejelben, wie bei dem Eigentbume. 


3) Nach gemeinem Nechte herrjcht, wie in der ganzen Lehre der superficies, 
auch hierüber Meinungsverichiedenbeit (man vergl. Hugonis Donelli comm. 1. |. 
pag. 412 sequ.). Nah dem Ingroffationsivfteme aber, auf welchem das Bau: 
recht und Sellerrecht beruht, erjcheint die im Terte aufgeftellte, von der im 
GCommentar Bd. 1 ©. 494 bvorgetragenen abweichende Meinung, weil fie in dem 
praktiſchen Bedürfnifie, in dem Inaroflationsfpfteme und vorzüglich in dem 
ImmobiliarsBrandverfiberungsinftitute gegründet ift, als die richtigere. 
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III. Pfandrecht. 
8. 225. 
Allgemeine Bemerkung. 


Nach römischen Nechte gab es ein dreifaches Pfandrecht, 
a) das gerichtliche (pignus judiciale und praetorium), 
b) das gefegliche, auf einem Geſetze beruhende (pignus tacitum), 
ec) das vertragämäßige (pignus conventionale). 

So viel das zu a) angegebene Pfandredt anlangt, fo gelten 
in Sachſen gegenwärtig nod) die Vorſchriften des Erecutionsgefeßes vom 
28. Februar 1838, insbefondere im $. 54, auf welche bei einzelnen 
Beitimmungen des BGB.'s Bezug genommen wird!). 

Die zu b) erwähnten ftillfehweigenden Pfandrechte find bereits 
vor dem Inkrafttreten des bürgerlichen Gejegbuchs aufgehoben worden ?). 
ALS Erjagmittel für diefe Pfandrechte giebt das Sächſiſche Recht ge- 
wiſſen Perſonen gejeglihe Rechtsgründe zur Eintragung einer Hypothek 
auf den Grundjtüden der Schuldner und ein perfönlihes Vorzugs— 
recht im Concurſe (f. g. privilegium exigendi), Von jenen wird 
im Hppothefenrechte gehandelt werden. Diejes dagegen gehört in 
das Concursrecht und it hier nur im Vorübergehen zu erwähnen. 

Hiernad hat die nachſtehende Darjtellung des Prandrechts, wenig- 
ftens im Wejentlien, nur das unter c) aufgeführte vertragsmäßige 
Pfandrecht (pignus conventionale) zum Gegenftande?). Zwar wird 





1) Man vergl. 3. B. 8. 487 „wird im Hülföverfahren die Hülfe durch Be: 
ſchlagnahme einer bewegliden Sade vollftredt, jo entſteht dadurch ein Pfand- 
recht; der Verkauf des Pfandes gefcbieht durch das Gericht” und dazu Commentar 
Br. 1 S. 412 flg., ferner die SS. 394, 395, 458 des BGB.'s. 

2) Man vergl. Gejek vom 6. November 1843 $. 38 unter Nr. 3, in Ber: 
bindung mit $$. 52, 56 des Mandate vom 4. Juni 1829, die Aufhebung der 
ftiljchweigenden Pfandrechte u. j. tv, betreffend und SS, 80, 84 des Gefeges, zur 
Einführung mehrerer erbländifchen, die Priorität der Gläubiger u. ſ. w. betreffen: 
den gejeglichen Beftimmungen in der Oberlaufig, vom 25. Januar 1836, 

3) Das allg. d. Handelögejegbud enthält in den Art. 306 Alinea 3, 309 
bis 312 Borjchriften über das Pfandrecht und zwar über das gefegliche (des 
Commiffionärd, Spediteurd und Fracdtführers) und über das durch Vertrag 
erworbene. Wenn damit bezwedt worden jein jollte, ein ganz eigenthümliches 
taufmännijches Pfandrecht einzuführen, jo ift dieſer Zweck volljtändig er- 
reiht. Denn die Beitimmungen des allg. d. HGB.'s über das Pfandrecht ſchließen 
fit) weder an das f. g. gemeine Net, noch am irgend eine neuere Gelebgebung 
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in den 88. 488 bis 494 des BGB.'s auch noch von dem Pfandrechte 
durch Pfändung gehandelt. Aber diefes Pfandrecht ift zu unbedeutend, 
als daß es dem vertragsmäßigen als eine befondere Art des Pfand- 
recht3 gegenübergeftellt werden fönnte, und ich werde daher daſſelbe 
in einem Anbange zu dem Pfandrechte darftellen. 


Pfandrecht im Allgemeinen. 
8. 226. 
Begriff des Pfandredtß. 


Pfandrecht it das zur Sicherung einer Forderung dem Gläubiger 
an einer fremden Sache eingeräumte Net, vermöge dejjen er aus 
derjelben feine Befriedigung verlangen fann!). Hiernach wird zu 
dem Begriffe eines Pfandrechts erfordert: 

a) eine Sache, welche für eine Forderung Sicherheit gewähren kann, 
b) eine Forderung, für welche die Sache Sicherheit gewähren fol, 
und 
c) ein Rechtsgrund der Entitehung des Pfandrechts. 
Zu a. 

Nur körperliche Sahen können Gegenftände des Pfandrechts fein. 
Quantitäten, 3. B. Einhundert Thaler, Zehn Scheffel Korn, find feine 
förperlihen Sachen, fondern Begriffe; fie können daher nicht verpfän- 
det werden’). Aber auch von unförperliden Saden ?) gilt Dafjelbe. 
Wenn man biergegen einwenden wollte, es ſei die PVerpfändung des 
Nießbrauchs, der Forderung und felbit des Pfandrechts ftatthaft*), 
fo würde dagegen zu bemerken fein, daß in allen diefen Fällen eine 
förperlide Sache verpfändet wird, der Verpfänder aber diefelbe nur 
foweit, als er jelbjt ein Recht hat, verpfänden kann. Körperliche 


an. Für Sachen haben fie, wenigftens fo viel da8 vertragsmäßige (burd 
Bertrag erworbene) Pfandrecht anlangt, wegen des Borbehaltes im Art. 312 
insbefondere dejfen Alinea 2, feinen Werth. 

1) Man vergl. $. 369 des BGB.'s. 

2) Man verwechfele dies nicht mit Sachen, welche im Verkehre nad Nah, 
Zahl und Gewicht beftimmt werden (vertretbare Sachen, oben $. 41). Dies find 
förperlihe Sadıen, welche nah Mah, Zahl und Gewicht (nach der Quantität) 
verpfändet werden können, 3. B. die zehn Scheffel Korn, welche fih auf meiner 
Scheunentenne befinden. 

3) Man vergl. oben ©. 70 Anmerkung. 

4) Man vergl. SS. 496, 497, 502 bis 504, 498 des BGB.'s. 
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Saden, welche außer Verkehr ftehen !'), oder deren Veräußerung ver- 
boten ijt ?), können nicht verpfändet werden. Eine Sade, welde gar 
nicht vorhanden oder untergegangen tft, 3. B. ein untergegangenes 
Schiff, kann nicht Gegenftand eines Pfandrechtes fein, wohl aber eine 
Sache, welche erſt fünftig entfteben wird °). 

Miteigenthümer können ihren ideellen Theil der Sache verpfänden ?). 
Dagegen fann der (alleinige) Eigenthümer nicht einen ideellen Theil 
feiner Sache und der Miteigenthümer nicht einen ideellen Theil feines 
ideellen Theils, z. B. die Hälfte feiner Hälfte, verpfänden >). 

3u b. 

Für eine nichtige Forderung kann ein Prand nicht bejtellt werden. 
Ein für eine anfechtbare Forderung beitelltes Pfand bat Wirkung, 
wenn in der Beitellung des Pfandes eine gültige Genehmigung der 
Forderung liegt ®). 

Nah römiſchem Rechte fonnte ein Pfand ſowohl für die civilis 
als für die naturalis obligatio beftellt werden. Das bürgerlide Ge- 
jegbuch fennt die naturalis obligatio im Sinne des römischen Rechts 
nicht, und es bat jich daher der römische Grundſatz, daß aud für 
die naturalis obligatio ein Pfand bejtellt werden fünne, erledigt‘). 
Bedingte und Ffünftige Forderungen können durch Pfänder ſicher ge- 
ftellt werden ?). Die Schuld, für welde ein Pfand beftellt wird, kann 
jein eine eigene oder eine fremde ). 

1) Man vergl. oben $. 37. 

2) Man vergl. oben $. 37. 

3) Man vergl. I. 17 8. 7, J. 29 8. 3,1. 34 8.2 D. de pignorib. — Für das 
Sächſiſche Necht, welches, wie weiter unten bemerkt werden wird, nur bie Hypo— 
thel an Grundftüden und das Fauftpfand an beweglichen Saden kennt, bat 
dies nur bei dem Pfandvertrage eine Bedeutung. 

4) Man vergl. 88. 329, 388 des BGB.'S. 

5) Man vergl. 88. 372, 388 des BGB.'s und Beitjchrift für Nechtäpflege 
und Verwaltung N. F. Bd. 3 ©. 385 flg. — Bon der Frage, ob der Eigenthümer 
einen ibeellen Theil feines Grundftüds verpfänden fünne, ift die Frage verſchie— 
den, ob er ein in dem Eigenthume enthaltenes Recht, 3. B. Nießbrauch, Grund: 
dienftbarkeit, verpfänden könne. 

6) Man vergl. oben SS. 63, 64. 

7) Man vergl. oben ©. 133, 147 flg. — Ueber die Frage, ob und in wie 
weit für Forderungen, welche zivar nichtig find, bei welchen aber, wenn fie er: 
füllt werden, die Rüdforderung durch die condictio indebiti auögefchloffen ift, 
Bänder beftellt werden können, vergl. Annalen N. F. Bd. 5 ©. 434 fig. 

8 Man vergl. $. 370 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 351. 

9) Man vergl. 8. 371 des BGB.'s und Annalen N. F. Bd. 7 ©. 485 flg. — 

24* 
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Zu c. 

Nechtsgründe zur Erwerbung des Pfandrechts find letter Wille 
und zwiſchen dem Berpfänder und dem PBfandgläubiger getroffene 
Vereinbarung, daß eine dem erfteren gehörige Sache für die Forder- 
ung des legteren haften ſoll). Soviel namentlih die Vereinbarung 
anlangt, fo entjtehbt nach römischen Rechte das Pfandrecht durd 
Conſens ?); es bedarf dazu nicht der Uebergabe des Pfandes ); es 
fann der Eonjens aud aus geeigneten Handlungen gefolgert werden‘); 
wie auch immer der Conſens gegeben wird, der Pfandgläubiger bat 
wider jeden dritten Befiger der verpfändeten Sache die ſ. g. actio 
quasi Serviana oder hypothecaria’). Dies bat fib nun zwar nad 
Sächſiſchem Rechte in jofern geändert, als ein Pfandrecht an Grund- 
jtüden und an Berechtigungen, welche ein Folium im Grundbude er- 
balten haben, dritten Perſonen gegenüber Wirkung nur dann bat, 
wenn es als Hypothek im Hopothekenbuche eingetragen, und ein Pfand— 
recht an bewegliden Saden nur dann, wenn die verpfändete Sadı 
den Pfandgläubiger übergeben worden iſt“). Aber hiervon abge 
jehen, hat der Pfandvertrag nah Sächſiſchem Rechte in dem Berbält- 
niffe zwifchen dem Berpfänder oder dejjen Erben und dem Pfand 
gläubiger ganz diejelbe vechtlihe Natur, wie nah römiſchem Rechte"). 

Der allgemeine Grundfag, daß Niemand mehr Rechte auf einen 
Anderen übertragen fann, als er ſelbſt hat °), gilt auch von dem Ver— 
pfänder. Da nämlich die Verpfändung eine Veräußerung enthält, fo 


Im Allgemeinen bat die Beitellung eines Pfandes für eine fremde Schuld die 
Eigenſchaft einer Bürgichaft, jedoch wird dadurch allein noch nicht eine perfönlic« 
Verpflichtung des Pfandbeſtellers, für die Zahlung der fremden Schuld zu 
baften, begründet (Commentar a. a. D. ©. 352). Hieraus ergiebt fich, daß der 
Bürge zwar nur erft haftet, wenn der Gläubiger aud nicht aus der vom Schuld: 
ner verpfändeten Sache befriedigt werden kann, dagegen aber nicht das Recht 
bat, zu verlangen, dat der Gläubiger, bevor er von ihm, dem Bürgen, Zahlung 
fordert, auch erft die von einem Dritten verpfändete Sache zum Verkaufe bringe. 

1) Man vergl. SS. 2451, 1441 des BGB.'s (l. 26 D. de pigner. actione, 1. 4 
D. de pignorib., 1. 17 $. 2 D. de pact.) 

2) Man vergl. 8. 1 J. de obligat. 

3) Man vergl. l. 1 D. de pigner. act. 

4) l. 2 D. de pact., 1. 32 $. ı D. de leg. . 

5) Man vergl. 1. 17 D. de pign., $. 7 J. de actio, 

6) Man vergl. SS. 387, 466 bis 468 des BGB.'s. 

7) Man vergl. Annalen N. F. Bd. 5 ©. 386 fla. 

8) Man vergl. oben $. 78. 
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fann nur Derjenige eine Sache gültig verpfänden, welcher das Recht 
der Veräußerung bat. Das Recht der Beräußerung, mithin auch das 
Recht der Verpfändung, jteht zu mit voller Wirkung dem Eigenthümer 
einer Sache oder eines Baurechts und Kellerrechts, welches ein Folium 
im Grundbuce erhalten hat, mit ſchwächerer Wirfung dem ſ. g. Bubli- 
cianiſchen Befiger, unter gewijien, weiter unten anzugebenden Voraus, 
jegungen, dem Nießbraucher, dem Pfandgläubiger und jelbft Demjenigen, 
welher nur eine Forderung bat!). Ob dieſe Berfonen, wenn fie 
innerhalb der Grenzen ihres Rechts verpfänden, jelbjt handeln, oder 
von einem freiwilligen, verfaljungsmäßigen oder gejeglichen Vertreter 
vertreten werden, macht feinen Unterjchied. 

Niemand fann ein Pfandredt an eigener Sache haben, weil das 
Pfandrecht, als ein Recht an der Sache, durch das Eigenthum abforbirt 
wird und Die Perfon des Schuldners und des Gläubigers nicht in 
Einer Perſon verbunden fein kann. Die Ausnahmen von diefer Negel, 
nämlich wenn ein Pfandgläubiger, welcher die ihm verpfändete Sadıe 
erwirbt, nicht weiß, daß noch andere Pfandrecdte hinter dem feinigen 
folgen und fich gegen dieſe auf fein beijeres Pfandrecht bezieht, oder 
wenn der Eriverber einer Sache zur Zeit der Erwerbung nicht gewußt 
hat, da er ein Pfandrecht an der Sache hat und diefes Pfandrecht gegen 
nachſtehende Pfandrechte geltend macht, oder wenn der Eigenthümer 
mit ſeinem Gelde Pfandgläubiger abfindet und fich hierauf ftügend, 
den Vorzug vor anderen nachſtehenden Prandrechten in Anſpruch 
nimmt ?), finden ihre Erklärung darin, daß die Pfandgläubiger nicht 
deßhalb mehr Rechte erwerben, als fie gehabt haben, weil das Eigen» 
thum der ihnen verpfändeten Sache auf einen Andern übergeht. Eine 
Gefeggebung, welche den oben angegebenen Grundfag aufzuheben oder 
zu durhlöchern verjucht, dürfte, nach meiner Anficht, nicht eine ver— 
nunftgemäße und heilſame fein. i 

1) Richtig verftanden fann man dies auch jo ausdrüden, der Eigenthümer 
berpfände fein Eigenthum, der Superficiar fein fuperficiariiches Recht, der Bus 
blicianische Befiser feinen Publicianifchen Befig, der Nießbraucher feinen Nieß— 
braub, der Pfandgläubiger jein Pfandrecht, der Gläubiger jeine Forderung. 
Unrichtig ift aber die Eintheilung in eigentliche® und uneigentliches Pfandrecht 
(man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 350). 

2) Man vergl. 1. 3 Cods qui potiores in pignor., 1.2,1.3 8.1,1,5,1.6D.de 
distr. pignor., 1. 59 pr. D. ad Sct. Treb., I. 30 $. 1 D. de except. rei jud. und 
Jeitichrift für Nechtöpflege und Verwaltung N. F. Bd. 31 ©. 485 flg. — Nach 
dem Ingroſſationsſyſteme kann nur die zulegt erwähnte Ausnahme mit gewiflen 
Beihränfungen vorkommen. 
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Die Verpfändung einer fremden Sade (res aliena) fann zwar 
dem Eigenthümer feinen Nachtheil bringen, wohl aber infofern rechtliche 
Wirkung haben, als der Verpfänder dem Prandgläubiger zum Schaden: 
erjage verpflichtet fein und das Pfandredht convalesciren kann, wenn 
der Verpfänder das Eigenthbum erwirbt, oder wenn der Eigenthümer 
Erbe des Verpfänders wird, oder die VBerpfändung genehmigt '). 


8. 227. 
Untheilbarfeit des Pfandrechts. 


Die Untheilbarkeit des Pfandrechts zeigt fi darin, daß daſſelbe 
fortdauert, jo lange nicht die ganze Schuld, für welche es Sicherheit 
gewähren ſoll, bezahlt iſt?). Yon Wichtigkeit ift dies in dem Falle, 
wo der Pfandgläubiger mit Hinterlaffung mehrerer Erben ftirbt, in: 
dem, troß des Princips, daß die Forderung von felbjt unter die 
mehreren Erben getheilt ift, jeder Erbe, nad feinem Antheile an der 
Forderung, jeine Befriedigung aus dem Pfande fordern fanır und das 
Pfandredt nur erlöfht, wenn alle Erben ihre Befriedigung erhalten 
haben. Der Grund, warum die verpfändete Sache nicht dadurd 
von dem pfandredtliben Nerus frei wird, daß ein Theil der Schuld 
bezahlt wird, liegt darin, daß die Schuld durch Abjchlagszahlungen 
gemindert werden fann, das Pfandrecht aber nur erjt nah Zahlung 
der ganzen Schuld feinen Zwed erfüllt hat. Eine bloße Folge bier- 
von ift e$, daß, wenn mehrere Saden für eine und diefelbe Forderung 
verpfändet worden find, der Pfandgläubiger nur dann, wenn er die 
ganze Forderung bezahlt erhalten hat, verpflichtet ift, jede einzelne 
Sade aus dem pfandredtlichen Nerus zu entlafjen ?). 


1) Man vergl. 8.472 Sat ı des BGB.'s. — (l. 16 8. 1 D. de pigner. act. 
l. 1 pr. D. de pignorib., I. 41 D. de pigner. act., |. 14 Cod de rei vind., 1. 22 
D. de pignor.) 

2) Man vergl. $. 473 des BGB.'s. Siebenhaar, Gorrealobligationen 
©. 156. — (l. 98.3 D. de pigner. act., I. 56 D. de condict. et demonst.) 

3) Man vergl. $. 474 des BGB.'s (1. 19 D. de pignor.). — Werden mehrere 
Sachen beionders für mehrere Forderungen verpfändet, fo befteben fo viele 
Pfandrechte, als Forderungen vorhanden find; es wird die Sache, melde für 
eine Forderung verpfändet ijt, mit der Bezahlung diejer Forderung bon dem 
pfandrechtlichen Nexus frei (l. 15 D. quib. mod. pign. solvi tur). — Hätte ein 
Schuldner für einen Theil der Forderung eine Sade, für den anderen Theil 
eine andere Sade, 3. B. ivenn er Zwei Hundert Thaler ſchuldig wäre, für Ein 
Hundert ein Pferd, für Ein Hundert eine goldene Uhr, verpfändet, fo würde er 
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Haben Mehrere gine ihnen gehörige gemeinſchaftliche Sache für 
eine und dieſelbe Forderung verpfändet, jo kann der Einzelne feinen 
ideellen Theil der verpfändeten Sache nur dur Bezahlung der ganzen 
Forderung einlöfen!). Iſt für eine Forderung mehrerer Gläubiger 
eine und dieſelbe Sache verpfändet worden, jo gilt das über das Vers 
hältniß der mehresen Erben Eines Gläubigers Gejagte. 


8. 228. 
Wirkungen des Pfandredt3. 


Derjenige, deſſen Sache pfandmäßig haftet, behält, ſoweit nicht 
das Pfandrecht eine Beihränfung mit fi bringt, feine Rechte an der 
Sadhe?), insbefondere das Net, die Sache zu veräußern und ander: 
weit zu verpfänden. Zwar verfteht es ſich von felbjt, daß die Ver» 
äußerung das Pfandrecht nicht aufbebt, und, wenn cs fih um ein 
zauftpfand handelt, der Prandgläubiger nicht genöthigt werden fann, 
vor Zahlung feiner Forderung das Pfand an den Erwerber auszu— 
antworten. Aber ein Vertrag, daß der Berpfänder nicht ſolle veräußern 
können, ift wirkungslos ?). 

Nah römishem Rechte hatte der Pfandgläubiger 

a) die j. g. actio hypothecaria auf Cinräumung des Befiges am 
Pfande wider den Berpfänder und dejjen Erben und wider jeden 
minder berechtigten dritten Befiger der Sache“), und 

b) das Recht, das Pfand zu verkaufen. 


iwar, wenn er Ein Hundert zahlte, bejtimmen können, dab damit die eine oder 
andere Sache eingelöft werben follte, aber, wenn er ohne eine folche Beftimmung 
gezahlt hätte, beide Saden nur erft nad Zahlung der ganzen Schuld zurüdzus 
fordern berechtigt fein. 

1) Iſt ein im Miteigentbume befindliches Grundftüd verpfändet, jo kann der 
Gläubiger die Pfandklage auch nur gegen einen Miteigenthümer anftellen. An- 
nalen R. 5. Bd. 8 ©. 443. 

2) Man vergl. $. 345 des BOB. 3. — Hat ein Miteigenthümer feinen ide: 
ellen Theil verpfändet, jo ift er nicht gehindert, auf Theilung des gemeinfchaft: 
lien Grundftüds anzutragen, auch kann fein Miteigenthümer die Theilungsflage 
wider ihn anftellen. Ungeachtet der Theilung behält aber der Pfandgläubiger 
feine Rechte an dem ganzen Grundftüde, alfo aud an dem dem Miteigenthümer 
adjubieirten Theile (man vergl. oben ©. 352). 

3) Man vergl. $. 792 des BGB.'s, oben ©. 308, Commentar Bd. ı ©. 353. 
Eiebenhaar, Gorrenlobligationen S. 254 not. 1. 

4) Dan vergl. I. 16 8.3 D. de pignor., 1. 9, l. 68 D. de rei vind., I. 25 pr. 
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Das unter a) angegebene Necht hat der Pfandgläubiger nad 
Sähfifhem Rechte bei beweglihen Saden nur wider den Ber» 
pfänder und deſſen Erben’), nicht wider den dritten Bejiger ?), bei 
Grundftüden und Berechtigungen, welde ein Folium im Grundbude 
erhalten haben, nur mit der Beihränfung, daß er nicht verlangen 
kann, in den Befig und in die Benugung des verpfändeten Grundftüds 
oder der verpfändeten Berechtigung gejeßt zu werden’). Wenn das 
bürgerliche Geſetzbuch bejtimmt *), daß Aenderungen an der verpfändeten 
Sache, welche deren Werth zum Nachtheile des Pfandgläubigers mindern, 
nicht ohne deffen Einwilligung vorgenommen werden dürfen, jo wird, 
da der Pfandgläubiger bei der beweglichen Sache Schadenerfaß wegen 
verjchuldeter Vernichtung und Beihädigung der Sache mittelft der ihm 
wider den Berpfänder und defjen Erben zuftehenden Klage fordern 
fann, nur der hypothefarifche Gläubiger das Recht haben, auf diefe 
Beftimmung den Antrag auf proviforiihe Mafregeln zu gründen, 
wenn der Beſitzer des verpfändeten Grundftüds oder der verpfändeten 
Berechtigung Aenderungen vornimmt, melde den Werth des Grund» 
ftüds oder der Berechtigung zu feinem Nachtheile mindern). Eben- 
falls nur auf die Hypotheken bezieht fih die Vorfchrift‘), daß eine 
den Werth der verpfändeten Sache mindernde Beitellung von Rechten, 
joweit jie die Sicherheit des Pfandgläubigers verlegt, demfelben gegen 
über nur wirffam ift, wenn er jeine Einwilligung dazu ertheilt hat’). 

Das unter b) aufgeführte Necht zum Verkaufe des Pfandes ift 
ein fo mefentliches Necht des Pfandgläubigers, daß fogar ein Verzicht 
auf dafjelbe nichtig iſt )). Dafjelbe fann ausgeübt werden, wenn aud 
nur erjt ein Theil der durch das Pfandrecht geficherten Forderung 
fällig ift’). Sind mehrere Sachen für diefelbe Forderung verpfändet 





D. de oblig. et act., $. 31 J. de act. — 1. 16 8. 6,1. 21 $.3 D. de pignor , 1.43 
D. de solut. — Der Befit des Pfandgläubigers ift Fein Ujucapionsbefig. 

1) Man vergl. Annalen R. F. Bd. 5 ©. 386 fig. 

2) Man vergl. 8. 497 des BGB.'s und Annalen a. a. D. ©. 400 lg. 

3) Man vergl. $. 424 Sat 4 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 377 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 354. 

5) Man vergl. Annalen N. %. Bd. 3 ©.410. — Ueber die Dismembrationen 
und Gonfolidationen der Grundftüde vergl. 88. 419 bis 423 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 376 des BGB.'s. 

7) Vorſchriften, welche auf diefen Sag zurüdzuführen find, enthalten bie 
SS. 421, 519, 528 des BOB. 3. Man vergl. auch Commentar Bd. ı ©. 353 flg- 

8) Man vergl. S. 1442 de8 BGB.'s (l. 4 D. de distr. pign.). 

9) Man vergl. $. 378 des BGB.'s. — Man merke wohl, daf die Fälligkeit 
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worden, fo kann der Pfandgläubiger fie ſämmtlich verfaufen. Läßt fich 
vorausjegen, daß zur Befriedigung des Pfandgläubigers nicht der Verkauf 
fämmtlicher verpfändeter Sachen erforderlich ift, jo fann der Pfand- 
ihuldner verlangen, daß mit dem Verkaufe der einzelnen Saden nur 
nad und nad bis zur volljtändigen Befriedigung des Pfandgläubigers 
verfahren wird; es bat jedoch der Piandgläubiger das Recht, zu be— 
itimmen, welche Sache zuerſt verfauft und in welder Reihenfolge mit 
dem Berfaufe der übrigen Saden verfahren werden joll!). Wird eine 
Sache zur Befriedigung der Pfandgläubiger verkauft, fo hat der Ver— 
pfänder, und, wenn diefer das Eigenthum auf einen Dritten über» 
tragen hat, der legtere, das Recht, zu verlangen, daß ihm der nad) 
Tilgung fämmtlicher Forderungen, für welche das Pfand verhaftet war, 
verbleibende Ueberſchuß ſammt Zinjfen, wenn ſolche gezogen worden 
iind, ausgeantwortet wird ?). Findet fich bei dem beabfichtigten Ver— 
faufe einer bemweglihen Sade fein Käufer, jo hat der Prandgläubiger 
das Recht, Diejelbe um den Schägungsmwerth an Zahlungsitatt anzu» 
nehmen ?). Die vor der Verfallzeit der Pfandſchuld getroffene Verab- 
redung, daß im Falle der Nichtzahlung dem Gläubiger für die ge— 
fiherte Forderung oder für einen im Voraus beftimmten Preis ver- 
fallen fein (ſ. g. lex commissoria) oder ein Verkauf in anderer, als 
der gejeglich vorgefchriebenen Art erfolgen Toll, ift nichtig ®). 
Prandrechte können nur mit der durch fie geficherten Forderung 


der Forderung binreicht, es aljo nicht nöthig ift, da der Schuldner durch Mahn: 
ung in Verzug gefett wird. 

1) Man vergl. 88. 379, 380 des BGB.'s. — Ueber die Vertheilung mehrerer 
Pfandmaſſen vergl. Commentar Bd. 1 ©. 356 flg. 

2) Man vergl. $. 381 des BGB.'s und I. 6 $. 1 D. de pigner. actione vel 
contra. — Ueber die Vertheilung der Licitationsgelder unter die hypothekariſchen 
Gläubiger und das Net der hirographariichen Gläubiger auf die ſ. g. Hyper— 
ocha vergl Geſetz, die Wirkfamteit u. f. mw. betreffend vom 30. Juli 1868 $. 25, 
und Gejeg, einige Beftimmungen über den Concurs der Gläubiger betreffend, vom 
8. Juli 1868, und hierzu Siegmann, Annalen N. %. Bd. 4 ©. 489 flg. 

3) Man vergl. 8. 382 ded BGB. — Nach der erl. P.O. ad tit. 39 $. 8 
wurde eine vorherige Feilbietung nicht gefordert. — Ueber die Zuichlagung der 
Grundftüde, wenn fich bei der nothwendigen Subhaftation ein Käufer nicht findet, 
vergl. erl. B.:D. ad tit. 39 $. 19. 

4) Man vergl. $. 383 des BGB.s und Commentar a. a. D. ©. 358. — Die 
in ber 1. 34 D. de pigner. act., l. 13 Cod. de pignor., l. 16 $. 9 D. de pignor. 
erwähnten Verträge find nach Süchftichem Nechte ebenfalls ungültig. 
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verpfändet werden und durch Abtretung auf Dritte übergehen’). 
Uebergang der Forderung durd Erbfolge hat ohne Weiteres den Meber- 
gang der dafür beftellten Hypothek zur Folge); beim Fauftpfande 
und in anderen. Fällen des Ueberganges der Forderung entjcheiden die 
bei den einzelnen Arten des Pfandrechts Darüber geltenden befonderen 
Vorſchriften“). Die Uebertragung der Forderung giebt dem neuen 
Gläubiger einen Rechtsgrund zur Uebertragung des damit verbundenen 
Pfandrechts ?). 


Pfandrecht an unbeweglichen Sachen. 
8. 229. 


Eintragung der Forderung. 


Das Pfandredt an unbewegliben Sachen (Grundjtüden und Be 
rechtigungen, welde ein Folium im Grundbude erhalten haben), 
Hypothek, entſteht durch Eintragung der zu fichernden Forderung 
in das Hppothefenbuh (in der dritten Rubrik); die Eintragung jegt 
einen Rechtsgrund zur Hypothek voraus’). Die Forderung dari 
nur auf einzelne, mit einem bejonderen Folium im. Grundbude 
verfehene, oder auf mehrere zu einer Geſammtſache vereinigte Grund- 
jtüde, jowie auf ideelle Antheile einzelner Miteigenthümer, nicht auf 
andere Theile und auf Zubebörungen des einzelnen Grundftüds oder 
der eine Gefammtjache bildenden Grundftüde eingetragen werden ®). 


1) Man vergl. 88. 384 Satz 1, 475 Satz 2, 498 bed BGB.'s. — Der zweite 
Sat des $. 384, „die Mebertragung eines Pfandrechts auf eine andere order: 
ung ift als Beftellung eines neuen Pfandrechts zu beurtheilen,“ bezieht ſich nur 
auf das Verhältniß des Berpfänders zu dem Pfandgläubiger. Selbſt bei dem 
Fauftpfande kann es nicht vorkommen, daß die Gläubiger und der Concurs des 
Berpfänderd, von der actio pauliana abgefehen, wider die Uebertragung des 
Fauftpfandrechts auf eine andere Forderung ein Widerſpruchsrecht haben können. 
Noch weit weniger ift Dies der Fall bei Hppothefen, weil nach dem Ingroſſations— 
ſyſtem eine eingetragene Forderung mit voller Wirkung gegen Dritte, nament: 
lich gegen nachftehende Hypothekarier, jo lange in Kraft bleibt, als fie nicht ge: 
löſcht ift. 

2) Man vergl. $. 385 Sat 1 des BGB.'s und Siegmann, Annalen N. F. 
Bd. 7 ©. 241 flg. und Bd. 8 ©. 193 fig. 

3) Man vergl. 88. 385 Sat 2, 437, 438, 482, 2287 bed BGB.'s. 

4) Man vergl. SS. 386, 954 des BGB.'s und Commentar Bd. ı ©. 359. 

5) Man vergl. 3. 387 des BGOB.'s. 

6) Man vergl. 88. 388, 372, 64 des BGB.'s und oben ©. 371. 
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Die Forderung kann nur mit einer beftimmten Summe eingetragen 
werden, für welche und bis zu welcher die Hypothek wirkſam fein joll’). 
Der von eimer aufjchiebenden Bedingung abhängig gemachte Eintrag 
einer Hypothek ift mit dem Ingroſſationsſyſteme unvereinbar. 


Anm. Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche erledigen fich für das Hypotheken— 
recht mehrere Fragen, welche nad) dem römijchen Rechte entftehen fonnten, nament: 
lih ‚die Trage, ob, wenn eine Hypothek für eine bedingte Forderung bejtellt 
worden ift, und der Grunbftüdseigenthümer vor Eintritt der Bedingung eine 
Hypothek Für eine unbedingte Forderung bat eintragen laflen, jene ober 
dieie den Vorrang babe, ingleichen die Frage, mit welchem Momente die Hypothek 
für eine künftige Forderung entftebt (man vergl. 88. 387, 434 des BGB.'s und 
Annalen NR. 5. Bd. 7 S. 497). it eine Hypothek Lediglich zur Sicherung 
erſt künftig entftehender Forderungen (Gautionsbhpothef) beftellt, jo hat der 
Gläubiger zu bemweilen, daß die Forderung entjtanden ift, und zwar, wenn bie 
Hypothel Für eine beitimmte Geichäftsverbindung oder blos für gewiſſe Arten von 
Forderungen, 3. B. Wechlelforderungen, beftellt worden ift, daß die Forderung in 
Folge der Geſchäftsverbindung entitanden ift, oder die beitimmte Eigenichaft hat. 
Eine Geffion der Cautionshypothek vor der Entitehung einer Forderung ift 
unſtatthaft. 

Bereits oben wurde bemerkt, daß ein Pfandrecht an eigener Sache undenkbar 
iſt. Zwar hat man in neuerer Zeit behauptet, es ſei die Hypothek am eigenen 
Grundſtücke durch Geſetz einzuführen. Aber, wie dies geſchehen ſoll, hat man 
nicht anzugeben vermocht. Wenn man ſich auf die Analogie des Wechſels an 
eigene Ordre berufen hat, ſo hat man überſehen, daß ein ſolcher Wechſel erſt 
durch die Begebung ins Leben tritt, eine Hypothek an eigenem Grundſtücke alſo, 
ſollte die Analogie des Wechſels an eigene Ordre entſcheidend ſein, immer erſt 
durch ihre Uebertragung auf einen Anderen wirkſam werden könnte. Aber, auch 
abgeſehen hiervon, liegt auf der Hand, daß Hypotheken ſich nicht wie Wechſel be: 
bandeln laſſen. Wenigſtens würde ein Geſetz, welches Hypotheken mit der Beweg— 
lichkeit der Wechfel zu fchaffen vermöchte, doch nicht bewirken fünnen, daß Hypo: 
tbefen zu eriftiren aufhörten. Die Idee der Hypotheken auf den Inhaber ift eben: 
falls nicht ausführbar. Den unbegreiflicher Weile getvünjchten freien Verkehr mit 
Hppothelen durch deren Umwandlung zu beiveglichen Sachen könnte man nur dann 
berftellen, twenn man den NRecognitionsichein zum Anhaberpapiere machte. Aber 
damit würde dem Grundftüdäbefiter jehr geichadet iverden, dem Inhaber des Re: 
cognitionsjcheines aber jehr wenig gedient fein. — In den SS. 442, 443 wird, tie 
bier im Vorübergeben erwähnt werben mag, die Hypothek am eigenen Grundftüde 
nicht anerkannt. — Nach meiner Anficht würde der Verkehr mit Hypotheken weient: 
lich erleichtert werben, wenn der Ceſſionsſtempel in Wegfall käme und die Gerichtd: 
foften herabgejegt würden. An dem Erforderniffe der Eintragung der Ceffion im 
Supothetenbuche kann dagegen Etwas nicht erlaffen werden. 


1) Man vergl. $. 389 und wegen der Ausnahme bei dem Auszuge $. 516 
des BGB.'s, und Commentar Bd. 1 ©. 361 fig. 
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8. 230. 
Rechtsgründe zur Eintragung der Hypothek. 


Da die Hppothef nach dem im vorigen Paragraphen Gefagten 
nur durch Eintragung in das Hypothekenbuch entfteht, fo haben die 
Gründe, aus melden nah den allgemeinen Nechtsgrundjägen Pfand— 
rechte erworben werden fünnen, jo lange die Eintragung noch nicht 
erfolgt ift, blos die Eigenfhaft von Forderungen, vermöge deren der 
Eigenthümer eines Grundſtücks oder einer Berechtigung, melde ein 
Folium im Grundbude erhalten bat, verpflichter ift, die Hppotbef 
eintragen zu laſſen. Diefe Gründe, welche Rechtsgründe oder Nechts- 
titel zur Eintragung einer Hypothek genannt werden, können beruben 
entweder 

a) auf einer gefeglichen Vorſchrift, vermöge deren, unter gewiſſen 
Vorausfegungen, die Hypothek ohne und ſelbſt gegen den Willen 
des Eigenthümers einzutragen iſt, oder 
b) auf dem vom Eigenthümer erklärten Conſenſe. 
Zu a) 

Geſetzliche Nechtsgründe zur Eintragung einer Hypothek find nad 
dem bürgerlichen Geſetzbuche nachftehende: 

aa) Die Ehefrau bat, jo lange die Ehe beiteht, das Recht, zu 
verlangen, daß wegen der Gelder und beweglihen (werbraudbaren 
und unverbraucbaren) Sachen, welche jie bei der Schließung der Ehe 
oder während der lehteren ihrem Ehemanne eingebradt bat, eine 
Hppothef an den Grundjtüden ihres Ehemannes eingetragen wird '). 
Wegen inferirter Forderungen, mit Ausnahme der oben Seite 205, 
not. 3 und 4 erwähnten Fälle, hat die Ehefrau den gejeglichen Rechts— 
grund zur Ermwerbung der Hppotbef nicht?) Die wegen des ehe— 


1) Man vergl. 8. 390 des BGB's und oben ©. 199 not. 3. — So viel bie 
inferirten Sachen anlangt, To ift der Werth einzutragen, welchen fie zur Zeit 
der Illation gehabt haben (Annalen N. F. Bd. 5 ©. 287). Sind fie unterge: 
gangen oder hat fich ihr Werth vermindert, jo ift, ohne Unterichied, ob der Che: 
mann den Untergang oder die Berichlecbterung verichuldet bat, die eingetragene 
Summe nicht berabzufeten. — Ueber die Frage, ob die Ehefrau bei der nichtigen 
Ehe den geſetzlichen Rechtsgrund zur Erwerbung der Hypothek babe, vergl. Com: 
mentar Bd. ı ©. 363 flag. — Unter Grundftüden find bier und in dem Nach— 
ftehenden auch die Berechtigungen zu verfteben, welche ein Folium im Grundbuce 
erhalten haben. 

2) Ueber die Forderungen, welche die Ebefrau felbft an ihren Ehemann bat, 
vergl. oben S. 205 unter c. 
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weiblichen Einbringens eingetragene Hypothek überhebt zwar die Ehe- 
frau, wenn fie das Einbringen auf deren Grund zurüdfordert, nicht 
des Beweiſes ihres Einbringens. Eine Cautionshypothek kann fie aber 
nur injofern genannt werden, als fie nur dann wirkſam wird, wenn 
der Fall der Nüdgabe des Einbringens eintritt'). Die Ceſſion der 
Hypothek iſt auch vor diefer Zeit nicht ausgeſchloſſen; jedoch Tann 
der Gejjionar nicht mehr Rechte haben, als die Ehefrau hat. 

bb) Kraft des Geſetzes haben die in väterlicher Gewalt ftehenden 
Kinder einen Nechtsgrund zur Erwerbung einer Hppothef an den 
Grundftüden des Vaters wegen ihres in deſſen Verwaltung befind- 
lihen bemeglichen Vermögens und wegen der aus diefer entjtehenden 
Anſprüche, joweit fie deßhalb Sicherheit zu fordern beredtigt find ?). 

ce) Minderjährige und andere unter Vormundſchaft ftehende 
Perjonen haben wegen der gegen den Vormund aus deffen Vermögens: 
verwaltung etwa entjpringenden Forderungen bis zu dem Betrage, 
für welden der Vormund Sicherheit zu beftellen verbunden ift, einen 
gejeglihen Rechtsgrund zur Erwerbung einer Hypothek an den Grund: 
jtüden ihres VBormundes >). 

dd) Vermöge des Geſetzes haben der Staat, die Kirchen, ingleichen 
die mit juriftiicher Perfünlichkeit verjehenen Vermögensmaſſen, deren 
Mittel für öffentliche Unterrichtsanftalten, Stipendien, öffentliche Verſorg— 
ungs⸗, Unterftügungs-, Heil, Straf» und Beſſerungsanſtalten beftinmt 
find, einen Rechtsgrund zur Erwerbung einer Hppothef an den Grund- 
ſtücken der bei der Vermögens» oder Cafjenverwaltung angeftellten Diener 
wegen der aus der Verwaltung etwa entftehenden Forderungen ®). 


ee) Ein Gläubiger, defjen Forderung, fei es auf Grund rechtlicher 
Entſcheidung, oder gerichtlich geſchloſſenen Vergleichs, oder im Wege des 
j. g. Erecutiongsprocejjes, oder in Folge Zahlungsgebots ’,, oder jonft 


1) Man vergl. oben $. 125. 

2) Man vergl. $. 391 des BGB.'s und oben ©. 238, 241. 

3) Man vergl. $. 392 des BGB.'s und oben ©. 261 fg. 

4) Man vergl. $. 393 des BGB.'s, oben S. 65 u. 69, Annalen WR. F. Bd. 8 
S. 221. — Die Hypothek, welde in den Fällen unter bb, cc und dd eingetragen 
wird, ift eine Cautionshypothek. 

5) Man vergl. Erecutiondgejeb vom 28. Februar 1838, SS. 1 flg. 85, 86, 
GBejeg, die Abkürzung und Bereinfahung deö bürgerlichen Procehverfahrens betr., 
vom 30. Dec. 1861 88. 9, 24, 33. Gejeg, die gütliche und koftenfreie Bermittelung 
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zur Hülfsvollitvedung geeignet ift, hat einen gejeglichen Rechtsgrund 
zur Eintragung diejer Forderung auf die Grundftüde des Schuldners '). 

ff, Wird der Eigenthümer eines Grundftüds auf Grund eines 
Verſprechens, eine Hypothek zu bejtellen, oder im Theilungsverfahren 
zur Beitellung der Hppothef verurtheilt, jo hat der Gläubiger einen 
geſetzlichen Nechtögrund zur Eintragung ?). 

Wer in den Fällen unter aa bis ee) vermöge gejeglichen Rechts— 
grundes die Eintragung einer Hypothek zu fordern beredtigt ift, bat, 
wenn Derjenige, welchem gegenüber der gejegliche Rechtsgrund zuſteht, 
mehrere Grundftüde eigenthüntlich befigt, das Recht, die Eintragung 
auf alle Grunditüde, oder auf einzelne, oder erft auf das eine und 
dann auch auf das andere zu verlangen. Derjelbe gejegliche Rechtsgrund 
fann, wenn neue Anfprüce entjteben, 3. B. wenn die Ehefrau jpäter 
Vermögen inferirt, wiederholt geltend gemadt werden’). Die Ein- 
tragung einer Hypothek vermöge geſetzlichen Nechtsgrundes wird durch 
Widerſprüche des Eigenthümers und Dritter nicht gehindert‘). Der 
Eigenthümer kann aber jeine Einwendungen, insbejfondere, daß die 
Forderung gar nicht oder nicht nach der eingetragenen Summe be- 
jtehe, oder daß mehr Grundftüde, als nöthig, belaftet worden feien, 
mittelft der Negatorienklage ausführen und die gänzliche oder theil- 
weife Löſchung verlangen?). Die Beweislaft trifft, wenn die einge- 


u. f. w. betreffend, vom 30. December 1861 $. 14, ferner wegen ber Koften, Ertl. 
B.:D. ad tit.7 8.4, ad tit. 36 $. 2 flg., Gejek das Liquidiren der Advocaten in 
bürgerlichen Nechtöftreitigfeiten betreffend vom 14. Mai 1840. Advocatenordnung 
vom 3. Juni 1856 $. 24. Ausführungsverorbnung zu derielben $. 7; endlich 
wegen der Erecution auf Nequifition der VBerwaltungsbehörden, Geſetz A. vom 
28. Januar 1835 SS. 3 flg. 

1) Man vergl. $. 394 des BGB.'s. — Ter Schuldner kann dur die Er: 
Härung, daß er die Hülfe für vollftredt annehme, oder durch Verzicht auf die 
Zahlungsauflage und auf bie Zahlungsfrift, nicht bewirken, daß die Forderung des 
Gläubigers vermöge gefeglichen Nechtögrundes eingetragen wird. (Man vergl. 
Commentar Bd. 1 5. 367). — Einzutragen ift das Liquidum, an Gapital, Binfen 
und Koften, wie e8 zur Zeit der Eintragung ift; künftig erft eriwachfende Zinfen 
und Koften können nicht eingetragen werden, weil in Beziehung auf fie ein geſetz— 
licher Rechtsgrund zur Eintragung nicht befteht, und ihrer Eintragung das Er- 
forderniß der beftimmten Summe entgegenftebt. 

2) Man vergl. $. 395 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 396 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 397 Saf 1 des BGB.'s und oben ©. 375 not. 3. 

5) Dan vergl. $. 397 Sab 2 des BGB.'s und oben $$. 208, 209, 
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tragene Forderung jtreitig ift, Denjenigen, welcher den gejeplichen Nechts- 
grund geltend macht, und wenn behauptet wird, daß eine befchränftere 
Sicherftellung genügend fei, den Eigenthümer '). 


8. 231. 
Fortjeßung. 
Bu b) 

Der Eigenthümer kann jein Grundſtück ſowohl durch letztwillige 
Verfügung, als aud durch Vereinbarung mit dem Gläubiger ver- 
pfänden ?). In Folge einer freiwilligen Verpfändung fann eine Ein- 
tragung nur dann erfolgen, wenn das zu verpfändende Grundftüc 
und die Summe, für melde oder bis zu welcher dafjelbe pfandmeife 
haften foll, beftimmt ift?). Fehlt es an einer folden Beftimmtheit, 
jo bat der Prandgläubiger zuvörderft Gewißheit über das Grundſtück 
und über die Höhe der einzutragenden Forderung im Rechtsiwege oder 
ſonſt herbeizuführen. 

Wer unter einer auflöfenden Bedingung als Eigenthümer in das . 
Grundbuch eingetragen ift, kann das Grundftüd nicht mit Hypotheken 
belaften!). Sind Beſchränkungen des Eigenthümers binfichtlich der 


1) Dan vergl. $. 397 Sat 3 und 4 des BGB.'s. — Leber die Eintragung 
ded Auszugs vergl. SS. 515, 516 des BGB.'s und über bie frage, ob der Ein: 
gularfuccefjor des Eigenthümers die Negatorienktlage habe, Annalen N. F. Bd. 1 
©. 215. 


2) Dan vergl. $.898 des BGBe's. — Wenn in bem $. 387 Sat 2 des BGB,’ 
gejagt wird, es jege die Eintragung der Hypothek einen Rechtsgrund voraus, jo 
ift dies, nach meiner Anficht, nur von dem Nechtögrunde der Eintragung der 
Hypothek, nicht von dem Rechtsgrunde der Forderung, welche eingetragen wird, 
zu verſtehen. Forderung ift bier nur die Summe, welche eingetragen wird, 
nicht etwa Schuld. Namentlich ift es gleih, auf welchem Rechtsgrunde die 
Schuld beruht, ob auf einem Darlehne, einem Kaufe, einer Schenkung, einem 
Anerfenntnibvertrage u. f. w. Ob die Schuld befteht oder nicht, ift lediglich 
Sache zwiſchen dem Befteller der Hypothek und Demjenigen, welchem bie Hypothek 
beftellt wird. Für Dritte und jelbft für den Ceſſionar, welder fih in redlichem 
Glauben befindet, ift dies eine res inter alios acta. (Man vergl. 88. 398, 465 
des BGB.'s und oben ©. 95 not. 3). — Ueber die Proteftation in einem Falle, 
wo wegen eines Darlehns eine Hypothel in dem Hypothekenbuche eingetragen 
worden, die Auszahlung des Darlehns aber nicht erfolgt ift, vergl. Ger.: 
Ordn. $. 220. 

3) Man vergl. $. 403 Satz 1 und oben ©. 379. 


4) Man vergl. $. 399 des BGB.'s. — Ueber den Grund diefer Vorjchrift 
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freien Verfügung über das Grundftüd im Grundbude eingetragen, 
fo kann derjelbe nur mit Einwilligung Derjenigen, zu deren Gunften 
die Verfügungsbeſchränkungen gereichen, eine Hypothek beftellen ). Die 
Einwilligung eines Vor⸗ oder Wiederfaufsberechtigten wird zur Ber- 
pfändung des Grundjtüds nicht erfordert; ift aber das Bor» oder 
Wiederfaufsreht mit einer im Voraus beftimmten Summe als Ber- 
fügungsbefhränfung in dem Grundbude eingetragen, jo hat die ohne 
feine Einwilligung bejtellte Hypothek, jo weit fie die Bor» oder Wieder- 
kaufsſumme überfteigt, Feine Wirkung gegen den Vor» oder Wieder- 
taufsberedtigten ). Der Einwilligung Desjenigen, welchen der Nieh- 
braud, als ein Recht an fremder Sache, an dem Grundftüde zuftebt, 
bedarf es nicht zur Bejtellung einer Hppothef an demfelben; ift der 
Niepbrauh als Verfügungsbeſchränkung in das Grundbuch einge- 
tragen, jo erjtredt ſich die Hypothek, jo lange der Nießbraud dauert, 
nicht auf die Früchte des Grundftüds ?). 


8. 232. 
Bormerfung. 


Iſt eine Forderung und der Rechtsgrund zur Eintragung dur 
unverdächtige öffentliche oder Privaturfunden bejcheinigt, die Eintragung 
aber wegen eines das Weſen der Forderung und des Rechtsgrundes 
betreffenden Mangels oder Hindernifjes, 3. B. Mangel der gerichtlichen 
Recognition der Prandverjchreibung, oder der Beglaubigung öffentlicher 
Urkunden, Broteftation Dritter gegen die Verpfändung, Widerſpruch 
des Schuldners wider die Eintragung, Unbeftimmtheit dev Summe in 
unmefentlichen Beziehungen, namentlich bezüglich der Höhe der Zinfen, 
vergl. Commentar ©. 370 und über die Berpfändung der Grunbdftüde, melde 
mit der Eigenjchaft einer Anwartichaft, insbefondere einer Jamilienanwartichaft 
in dad Grundbuch eingetragen worden find, 88. 2514, 2517, 2529 des BGB.'s, 
$. 114 der Gerichtsordnung und Commentar Bd. 3 ©. 414 flg. und S. 420 fig. 
— Eine Eintragung des Eigenthümers unter einer aufichiebenden Bedingung ift 
unzuläffig und es kann daber die Frage, ob er Hypotheken beftellen fünne, gar 
nicht entitehen. 

1) Man vergl. $. 400 des BGB.'s und über die Wirkungen einer in das 
Grund: und Hypothekenbuch eingetragenen Verwahrung Siegmann, in den 
Annalen N. F. Bd. 1 ©. 146 fig. 

2) Man vergl. SS. 401, 1126, 1137 des BGB.'s, $. 200 der Gerichtsordnung 
und Bekanntmachung des Juftizminifteriums vom 9. Januar 1860 (Gejek: und 
Verordnungsblatt vom Jahre 1860 ©. 161). 

3) Man vergl. SS. 402, 646 des BGB.'s. 
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Hindernifje, welche der Eintragung des VBerpfänders, als Eigenthümers 
des verpfändeten Grundftücds, entgegenftehen, insbeſondere Mängel der 
Zegitimation dejjelben als Erben, fo fann die Forderung in dem Hypo— 
thefenbuche vorgemerkt werden; der Antrag auf Eintragung der For- 
derung gilt für einen jolden Fall zugleich als Antrag auf Bormerkung '). 
Die Bormerkung fihert der vorgemerkten Forderung ihre Stelle in der 
Reihenfolge der Hypotheken *). Sie hat die Wirkung, daß jeder, welcher 
das Grundftüd auf andere Weife, als durch Zmwangsverfteigerung, jpäter 
erworben bat, ſich nach erfolgter Befeitigung des entgegenftehenden 
Mangels oder Hindernifjes die Eintragung der vorgemerkten Forder— 
ung gefallen lajjen muß?). Der Eigenthümer des Grundftüds und 
jeder nachfolgende hypothekariſche Gläubiger können verlangen, daf 
Demjenigen, welder die Vormerkung erlangt hat, die Bejeitigung des 
der Eintragung entgegenftehenden Mangels oder Hindernifjes inner- 
halb einer angemefjenen Frift unter der Verwarnung aufgegeben werde, 
daß außerdem die Vormerkung gelöſcht werden folle t). 


8. 233. 


Wegfall des Rechtsgrundes zur Eintragung der 
Hypothek. 

Iſt in Folge eines Concurjes oder aus einem anderen Grunde 
ein allgemeines Beräußerungsverbot in das Grundbuch eingetragen 
worden, jo fann, jofern nicht das VBeräußerungsverbot vor der Zwangs— 
verfteigerung wieder gelöfcht wird, irgend ein Rechtsgrund zur Eintrag- 
ung einer Hypothek nicht weiter geltend gemacht werden, und zwar 
jelbjt dann nicht, wenn die Forderung vorher vorgemerkt worden ift°). 
Gegen einen Eigenthümer, welcher das Grundftüd als Singularjuccefjor 
erworben bat, kann ein dem früheren Eigenthümer gegenüber er- 
langter Rechtsgrund zur Eintragung der Hypothek oder zum Zwecke 
der VBormerkung der Forderung nicht zum Zmede der Eintragung der 
Hypothek geltend gemacht werden‘). Dagegen bat der Erbe des 


1) Man vergl. $. 404 ded BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 405 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 406 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 407 des BGB.'s. Soviel den Cigenthümer des Grundftüds 
betrifit, jo fann er natürlich nicht verlangen, daß ein in jeiner Perſon liegendes 
Hindernik der Eintragung der Hypothek bejeitigt wird. 

5) Man vergl. $. 408 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 409 des BGB.'s. 

Siebenbaar, Privatrecht. 25 
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Eigenthümers den feinem Erblaffer gegenüber erworbenen Rechts— 
grund zur Eintragung der Hypothek jelbit dann anzuerkennen, wenn 
er Miterben hat und die Hppothef auf das Grundftüd nicht vor feiner 
Eintragung als alleiniger Eigenthümer defjelben eingetragen worden ift '). 


8. 234. 
Umfang der Hypothek nah dem Gegenjtande. 

Die Hypothek ergreift das verpfändete Grundftüd und Alles, mas 
demjelben jpäter zuwächſt?“). Weder der Berpfänder noch der jpätere 
Eigenthümer des verpfändeten Grundftüds hat den hypothekariſchen 
Gläubigern gegenüber Anſpruch auf Erjtattung der auf das Grund- 
ftüf gemachten Verwendungen’). Nah dem bürgerlichen Gejegbuche 
erſtreckt jih die Hypothek au auf Zubehörungen, welche mit dem 
verpfändeten Grundftüde in einer gemijjen Verbindung ftehen, und 
zwar ohne Unterfchied, ob jie zur Zeit der Eintragung der Hypothek 
bereits vorhanden gewejen oder fpäter hinzugefommen find. Die 
Hypothek nämlich, welche an einem zun Betriebe eines Gewerbes er- 


1) Man vergl. SS. 409, 2246 ded BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 375. 

2) Man vergl. $.410 Sag ı und oben $. 43, ingleidhen Gejeg über Ab- 
löfungen und Gemeinheitötheilungen vom 17. März 1832, SS. 167 fla., Geſetz, 
die Beſchränkungen der Edictalvorladungen u. f. w. betreffend, vom 15. Januar 
1838, endlich oben ©. 80 not. 1. 

3) Man vergl. 8. 410 Satz 2. — Die Frage, ob der Eigenthümer des 
Grundftüds, welcher nicht perjünlicher Schuldner ift, von den hypothekariſchen 
Släubigern Erftattung feiner Verwendungen verlangen Tünne, wird namentlich 
dann entjtehen, wenn er auf dem verpfändeten Grund und Boden ein Haus ge: 
baut, oder ein darauf jtehendes Haus nach deſſen zufälligem Untergange wieder 
aufgebaut bat. Nach römischen Rechte (l. 29 8. 2 D. de pignor., 1. 44 $&.1ı D. 
de damno inf.) jcheint der Eigenthümer das Net, die Erjtattung feiner Ber: 
wendungen zu fordern, dann gehabt zu haben, wenn er bei der Erwerbung bes 
Grundftüds nicht gewußt hat, daß daffelbe verpfändet fei. Aber, abgeieben 
davon, dab das römische Recht auch in diefem Falle nur ein Retentionsrecht 
gab, fo kann nad dem Ingroffationsipfteme der Erwerber eines Grundftüds fich 
nicht mit Erfolg auf Unkenntniß mit den Einträgen im Grund: und Hypotheken— 
buche berufen. — Hätte ein Dritter auf das verpfändete Grundftüd Etwas ver: 
wendet, jo würde er zwar eine Forderung auf Erftattung feiner Verwendung an 
den Eigenthümer haben, aber dieje Forderung könnte er nicht gegen die hypothe— 
kariſchen Gläubiger geltend machen. Bei dem Baurechte und Kellerrechte Tann die 
Frage, ob der hypothekariſche Gläubiger ein von einem Dritten errichtetes Bau: 
werk zu feiner Befriedigung in Anipruch nehmen könne, gar nicht entjtehen. (Man 
vergl. oben ©. 368). 
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richteten Grundſtücke beftellt worden tft, erftredt fi aud auf die Zu- 
behörungen, melde mit dem Grundftüde fo verbunden find, daß die 
Verbindung ohne Verlegung des Bindemitteld, des Grundftüds oder 
der Zubehörung nicht aufgehoben werden kann, überdies bei Gewerben, 
welche eine bewegende Kraft (Wafjer- oder Dampffraft) benugen, auf 
die zu deren Erzeugung und Uebertragung dienenden Vorrichtungen 
und bei Mahl- und Schneidemühlen, bei Stampf-, Poch-, Walz- und 
Walkwerken jeder Art, überdies auf die zur Erreichung des Zweckes 
jelbft dienenden Vorrichtungen, foweit fie mit der Mühle oder mit dem 
Werke in irgend einer Verbindung ftehen '). Ebenfo erftredt fich die 
Hppothef, melde an einem zum Betriebe der Landwirthſchaft einge- 
richteten Grundftüce beftellt worden ift, auf die Zubehörungen, welche 
mit dem Grund und Boden oder mit dem Gebäude fo verbunden 
find, daß die Verbindung ohne Verlegung des Bindemittels, des Ge- 
bäudes oder der Zubehörung nicht aufgehoben werden kann, und über- 
die8 auf den im Grundftüde erzeugten Dünger ?). Zubehörungen, 
welche die Hypothek ergreift, find wie Beftandtheile des Grundſtücks 
zu beurtheilen. Werden bewegliche Sachen, welche mit einem Grund- 
ftüde als Beitandtheile oder Zubehörungen verbunden find, veräußert, 
jo haben die hypothekariſchen Gläubiger zwar das Necht, der Weg— 
nahme der bemweglihen Saden, wenn dadurch ihre Sicherheit ver- 
mindert wird, zu widerſprechen, aber eine rei vindicatio gegen den 
dritten Befiger fteht ihnen nicht zu ?). 

Natürlide Früchte des verpfändeten Grundjtüds werden durch 
die Hypothek ergriffen, wenn fie zur Zeit der auf Antrag des bypo- 
thefarifhen Gläubigers angelegten Sequeftration oder erfolgten Zwangs— 
verfteigerung des Grundftüds oder der Eröffnung des Concurjes zum 
Vermögen des Eigenthümers nicht erhoben find*). Bürgerliche Früchte, 
welche an die Stelle der natürlichen treten, ergreift die Hypothek, ſo— 
weit fie nad den oben ©. 85 aufgeftellten Grundſätzen auf die Zeit 

1) Man vergl. 88. 410, 411 des BGB.'s, oben S. 81 not. 2, Annalen R. F. 
Bd. 2 S. 218, Bd. 3 ©. 531. 

2) Man vergl. SS. 410, 412 des BGB.'s und oben ©. 8i not. 4. 

3) Man vergl. $. 413 des BGB.'s. 

4) Man vergl. SS. 414, 424 des BGB.'s und oben ©. 83 flg. Insbeſondere 
fann auch der ©. 85 unter Nr. 2 aufgeftellte Sap Anwendung finden. — it die 
Sequeftration nit auf Antrag eines hypothekariſchen Gläubigers , jondern in 
Folge der Concurseröffnung angelegt worden, jo gebört der Erlös der erhobenen 
Früchte zur Pfandmaſſe im Ganzen. (Man vergl. Annalen R. F. Bd. 3 ©. 169 fig.) 
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nad Anlegung der Sequeftration oder nah Eröffnung des Concurfes 
zu vertheilen find; andere bürgerlide Früchte dienen zur Befriedigung 
der bypothefarifchen Gläubiger, wenn fie nach den gedachten beiden 
BZeitpuncten fällig werden '). 


8. 235. 
Umfang der Hppotbef in Anjehung der Forderung. 


Die Hypothek erjtredt fi auf die eingetragene Forderung, auf 
die geſetzlichen Zinjen, 3. B. die ſ. g. usurae judicati, und auf die 
Verzugszinfen, dagegen auf verjprochene Zinfen nur dann, wenn das 
Zinsverfpredhen und der Zinsfuß in das Hppothefenbud eingetragen 
worden ift ?). Im Eoncurfe, ingleichen, wenn das verpfändete Grund- 
ſtück ziwangsweife 'verfteigert wird, und die Licitationsgelder nicht 
zur Befriedigung aller darauf eingetragenen Forderungen ausreichen, 
aud außerhalb des Concurjes, erjiredt fich die Hypothek wegen der 
wiederkehrenden Leiftungen und der Zinfen jeder Art, nur auf die 
Rückſtände der legten drei Jahre von der Eröffnung des Concurfes, 
oder der außerhalb des Concurſes bewirkten Ziwangsverfteigerung oder, 
wenn der Gläubiger Klage erhoben und den Necdhtsitreit nicht über 
drei Monate liegen gelajjen hatte, von der Anbringung der Klage, 
oder wenn im Erecutionsprocefje nad 8. 86 flg. des Gefehes, das 
Berfahren bei Vollitredung u. f. w. betreffend, vom 28. Januar 1838, 
eine noch in Kraft beftehende Auflage, oder im Mahnverfahren ein 


1) Man vergl. 8.415 des BGB. und oben ©. 83 fly. — Soviel die 
erftere Art der bürgerlichen Früchte betrifft, jo fann der Pachter oder Miether, 
wenn auf Antrag eines hypothekariſchen Gläubigers die Sequeftration angelegt 
wird, ſich gegen die Verbindlichkeit zur Bezahlung der Pacht: oder Mietbzinien, 
welche auf die Zeit nach der Anlegung der Sequeftration zu rechnen find, nicht 
damit jchügen, daß er an den Eigenthümer des Grundſtücks praenumerando be: 
zahlt habe. — Ueber die Collifion der Hypothek mit dem Nechte eines Nieß— 
braucher8 oder eines Gläubigers, für melden die Hülfe in die Früchte des ver: 
pfändeten Grundftüds vollitredt worden ift, vergl. Annalen N. F. Bd.3 ©. 173 
und oben ©. 81 unter Wr. 2. 

2) Man vergl. $. 416 des BGB.'s — Die verſprochenen Zinfen fönnen eine 
andere Stelle haben, als der Hauptftamm, wenn fie nicht zugleich mit der For— 
derung, jondern erft fpäter, nachdem andere Forderungen zuvorgelommen waren, 
eingetragen worden find. Erhöhung des Zinsfußes bedarf ebenfalls der Eintrag: 
ung. — Eine Conventionaljtrafe für den Fall der Nichtzahlung des Capitales 
kann eingetragen werden; wäre jie in progrejfivem Verhältniſſe verfprochen worden, 
jo würde es der Angabe einer Summe bedürfen, bis zu welder die Strafe 
höchſtens fteigen kann. 
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noch in Kraft beftehbendes Zahlungsgebot erlafien worden war, von 
dem Antrage auf Erlaffjung der Auflage oder des Zahlungsgebotes an 
zurückgerechnet ’). 

Sit eine Hypothek wegen der Koſten bejtellt, jo find unter diefen 
die Koften der Kündigung und der Einflagung der Forderung bis zum 
Antrage auf Zwangsverfteigerung, jowie die Sequeftrationskoften zu 
verftehen, welche nicht durch den Sequeftrationsertrag gededt werden. 
Sind Kojten neben der Hauptforderung ohne eine beftimmte Summe 
eingetragen worden, jo gilt die Hypothek im Concurſe, ſowie bei Un- 
zulänglichfeit des Grundftüds zur Befriedigung aller darauf einge- 
tragenen Forderungen außerhalb des Concurſes, bis zum Betrage von 
Fünfzig Thalern. Die Koften der Zwangsverfteigerung des Grundftüds 
find von den Licitationsgeldern im Voraus wegzunehmen ?). 


8. 236. 


Rehtsverhältniffe der Hppotheken bei Abtrennung und 
Hinzufhlagung von Grundftüden. 


Zu Grundftüdsabtrennungen, ingleihen zur Veräußerung mit dem 
verpfändeten Grundftüde verbundener Berechtigungen, melde in das 
Grundbuch eingetragen worden find, bedarf der Eigenthümer der Ein- 
willigung der bypothefarifchen Gläubiger; die Einwilligung kann aber 
durch die Grund- und Hypotbefenbehörde, in deren Grund» und Hypo— 
thekenbuche das Grundftüd eingetragen worden ift, ergänzt werden, 
wenn wegen verhältnigmäßiger Geringfügigfeit der Forderung oder 
des abzutrennenden Theils für die Rechte der bypothefariichen Gläu- 
biger Etwas nicht zu befürchten ijt ?). Hypothekariſche Gläubiger, melde 
mit Vorbehalt ihrer Rechte in die Abtrennung willigen, können verlangen, 
daß ihre Forderungen auch auf dem neuen Folium des Trennftüds oder 


1) Man vergl. $. 417 des BGB.'s, $. 21 unter 3, 4 des Gejehes vom 30. Juni 
1868, eine Beſchränkung der Wirkſamkeit ꝛc. betreffend, und Siegmann in den 
Annalen N. F. Bd. 4 ©. 501 flg. — Nah dem Gejege vom 8. Juli 1868, einige 
Beitimmungen über den Coneurs u. ſ. w. betreffend, SS. 1, 3 ſollen im Concurſe 
Släubiger, welche aus einem dinglichen Rechte auf Befriedigung aus beftimmte 
unbeweglichen Saden Anjpruc haben, aus denjelben, abgejondert von anderen 
Gläubigern, befriedigt werben. 

2) Man vergl. $. 418 des BGB.'s nnd dazu Commentar Bd. 1 ©. 381. 

3) Man vergl. $. 419 des BGB.'s, Verordnung vom 3. Auguft 1868 (Gefet: 
und Berorbnungsblatt vom Sabre 1868 ©. 504) und wegen der Abbaurechte 
und der Baurechte und Kellerrechte Commentar Bd. 1 ©. 288 flg. und 489 fig. 
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auf dem Folium des Grundftüds, zu welden das Trennftüd hinzuge- 
ſchlagen wird, eingetragen werden. Die ohne Vorbehalt gegebene, inglei- 
chen die von der Grund» und Hypothefenbehörde ergänzte Einwilligung 
der hypothekariſchen Gläubiger gilt als Verzicht auf das Pfandredt an 
dem Trennftüde'). Will der Eigenthümer eine Reallaft in das Grund- 
buch eintragen laffen, oder foll bei einer Grundftüdsabtrennung die 
Uebertragung eines Theiles der eingetragenen Reallaft auf das 
Trennftüd unterbleiben, fo ift hierzu die Einwilligung der hypothe— 
farifchen Gläubiger erforderlich; diefelbe kann unter den oben ange 
gebenen Vorausfegungen von der Grund» und Hppothefenbehörde er- 
gänzt werden ?). Eine Hinzufchlagung des einen Grundftüds zu dem 
anderen, welche zu dem Zwede gejchieht, daß die mehreren Grundftüde 
Beftandtheile Eines Ganzen werden, hat die Wirkung, daß ſich Hypo» 
thefen, die vor der Hinzufchlagung auf dem einen oder dem anderen 
Grundftüde oder auf den mehreren Grundftüden hafteten, auf alle 
Grundftüde erftreden, welche durch die Hinzufchlagung zu Einem Ganzen 
vereinigt find). Haften auf beiden Grundjtüden Hypotheken, jo it 
die Hinzufhlagung nur zuläflig, wenn entweder die hypothekariſchen 
Gläubiger des einen Grundftüds den hypothekariſchen Gläubigern des 
anderen Grundftüds nactreten oder die hypothekariſchen Gläubiger 
beider Grundſtücke fi über die Nangverhältniffe ihrer Hppothefen in 
anderer Weife einigen *). 
$. 237, 
Wirkungen der Hypotheken. 


Die Pfandflage (actio hypothecaria) ift nach Analogie der 
Gigenthumstlage zu beurtbeilen 5). In Beziehung auf die Hypotheken 
iſt fie aber im Berhältniffe zu dem römischen Rechte infofern bejchränft, 
als der hypothekariſche Gläubiger, wenn die Forderung ganz oder 
theilweife fällig ift, nicht dag Necht hat, zu verlangen, daß er in den 
Beſitz und in die thatjächliche Benugung des Grundftüds gefegt werde, 
ſondern nur die Zwangsverfteigerung und die gerichtliche Sequeftration 

1) Man vergl. $. 420 ded BGB.'s. — Denkbarer Weile können Schaden: 
erfaganfprüche wider das Gericht begründet fein. 

2) Man vergl. SS. 421, 513, 514 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 422 des BGB.'s und Gommentar Bd. 1 ©. 383. 

4) Man vergl. $. 423 des BGB.'s. 

5) Man vergl. Annalen N. 3. Bd. 3 ©. 343 flg. Wie dort gezeigt wird, 
hat der Pfandgläubiger insbeſondere auch die actio confessoria und negatoria und 
die actio ex lege Aquilia, 
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fordern Fan !). In der Wahl zwifchen der Zmangsverfteigerung und 
der gerichtlichen Sequeftration ift er aber nicht beſchränkt; er kann zu> 
nächſt auf Sequeftration und, wenn er damit feinen Zwed nicht er- 
reiht, ohne die Sequeftration aufzugeben, auf Zwangsverſteigerung 
antragen, auch mit dem Antrage auf Zwangsverfteigerung den Antrag 
auf einftweilige Sequeftration verbinden ?). Die Zmangsverfteigerung 
muß ſich aber auf das ganze Grundftüd erftreden, felbft wenn nur 
ein ideeller Theil dejjelben verpfändet worden ift ?). 

Die Pfandklage geht gegen den im Grundbude eingetragenen 
Eigenthümer. Wider mehrere Eigenthümer und wider mehrere Erben des 
Eigenthümers des verpfändeten Grundjtüds, und zwar im legteren Falle 
ohne Unterjchied, ob die Erben als Eigenthümer des Grundftüds ihres 
Erblafjers eingetragen worden find oder nicht, kann der hypothekariſche 
Gläubiger die Pfandklage in solidum anftellen, d. h. er fann von jedem 
einzelnen Miteigenthümer die Ueberlaffung des ganzen Grundftüds zu 
feiner Befriedigung oder die Zahlung der ganzen Pfandſchuld verlangen 
und e8 wird das Grundftüd nicht durch antheilige Zahlung der Pfand- 
ſchuld liberirt*). Der hypothekariſche Gläubiger kann die perfönliche 
Klage und die Pfandklage, wenn fie gegen diefelbe Berfon geben, 
mit einander verbinden; er kann aber auch, wenn die Hypothek für 
die Schuld eines Dritten beftellt worden, oder das verpfändete Grund- 
ftüd in das Eigenthum eines Dritten übergegangen ift, die perfönliche 
Klage und die Pfandflage neben einander anjtellen, aud, wenn er 
die eine oder andere angeftellt hat, jo lange er noch nicht volle Be- 
friedigung erhalten hat, die getroffene Wahl ändern). Der Kläger 
bat bei der Pfandklage die Forderung, ihre Eintragung in das Grund: 
buch, ihre Fälligkeit und daß der Beklagte als Eigenthümer in das 
Grundbuch eingetragen ift, zu beweiſen ‘). Wer eine eingetragene 


1) Man vergl. $. 424 Saß 1 und 4 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 424 Sab 3 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 384. 

3) Man vergl. $. 424 Sab 3 des BGB.'s. Dagegen ift die Sequeftration 
des verpfändeten ibeellen Theiles zuläflig. 

4) Man vergl. 8.425 des BGB.'s, Commentar Bd. 1 ©. 385 und Annalen 
N. F. Bo. 5 ©. 293 not. 8. 

5) Man vergl. $$. 426 bis 428 des BGB.'s, Commentar a. a. D. und An: 
nalen a. a. D. ©. 294 not. 9, ‚ 

6) Man vergl, 8. 429 Satz 1 des BGB.'s. — Eines befonderen Beweiſes 
der Forderung wird e8 nur bei den ſ. g. Cautionshypotheken bedürfen, weil, 
wenn die Hypothel definitiv für eine Schuld eingetragen worben ift, ber 
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Forderung abgetreten erhalten bat, braudt nicht die Forderung, 
jondern nur die Eintragung zu beweiſen; biergegen hat der Bellagte 
zu beweifen, daß die Forderung nicht beftanden habe, oder zur Zeit 
der Abtretung erlofhen geweſen fei und der Kläger das Eine oder 
Andere damals gewußt babe’). Der Beflagte, ſelbſt wenn er nicht 
perfönliher Schuldner ift, kann die Prandflage abwenden, wenn er 
dem hypothekariſchen Gläubiger die Forderung bezahlt, für welche das 
Srundftüd verpfändet ift?). Wird Derjenige, welcher die Hypothek 
an dem Grundftüde beftellt hat, mit der Pfandklage belangt, jo fann 
er auf Grund eines ihm an dem verpfändeten Grundftüde zuftehenden 
Rechts der Klage nicht Einreden entgegen fegen, ohne Unterfchied, ob 
er das Recht vor oder nad der Berpfändung erworben hat?) Hat 


Beweis der Forderung in dem Schuldbelenntniffe liegt, wäre aud eine causa 
debendi specialis, 3. B. Darlehn, nicht angegeben worden. 

1) Man vergl. 88. 429 Sat 2, 463 Sat 2 des BGB.'s. — Die Worte „jo: 
mweit die Forderung aus der Eintragung erhellt“ find, nad meiner Anficht, mit 
Rüdfiht auf die Fälle beigefügt, in melden es fich um eine Forderung handelt, 
für welche eine Cautionshypothek beftellt worden ift, weil der Ceſſionar in biejem 
Falle beweifen muß, daß fein Gedent zur Zeit der Ceſſion eine Forderung ge: 
habt babe. — Nah meiner Anficht nämlich ift die Frage, inwieweit auf Grund 
des Necognitionsfcheines geklagt werben fünne, dahin zu beantivorten, daß zwar 
der Pfandgläubiger nur auf Grund des Rechtsgeſchäfts Hagen kann, vermöge deſſen 
die Forderung eingetragen worden tft, alfo 3. B. aus der Schuld: und Pfand: 
fchreibung, aus der rechtöfräftigen Entſcheidung, aus dem letzten Willen, der 
Ceifionar aber die hypothekariſche Klage auch blos auf den Necognitionsfchein grün: 
den kann. Ein Zweifel hiergegen liebe fich nur erheben, wenn man von dem Geffionar 
den Beweis der Fälligkeit der Forderung unter allen Umftänden verlangte. Dies 
würde ſich aber nur dann rechtfertigen laffen, wenn fih aus dem Recognition: 
icheine felbit ergäbe, dab eine Kündigung vorausgehen müßte, 3. B. für die Zahl: 
ung von Zinſen bejtimmte Termine gejegt worden wären. Außerdem würde es 
unbedenklich jein, den Saß, quod sine die debetur, statim debetur anzuivenden. 
Freilich verfenne ich nicht, daß die Frage ein materielles Intereffe nur haben 
tönnte, wenn die Unterlagen für die Eintragung der Hypothek verloren ge: 
gangen wären. 

2) Man vergl. $. 430 des BGB.'s. — Nach römischen echte hatte ber 
dritte Befiter des Pfandes diefes Recht nicht. (1. 16 SS. 3, 6 D. de pignor., 1.9, 
1. 68 D. de rei vind., I. 25 pr. D. de oblig. et act., $. 31 J. de act., 1. 21, $. 3 
D. de pignor.) 

3) Man vergl. $. 431 des BGB.'s. — Nah dem Ingroffationsipfteme wird 
von djejem Sage nur jelten Gebrauch zu machen fein. Ich vermag nur folgenden 
Fall zu conftruiren: A. verpfändet fein Grundftüd, auf welchem B. bereits eine 
Hypothek bat, dem C. Später bezahlt er die Hypothek des B. und läßt fie auf 
fih umfchreiben. In diefem Falle würde er dem C. gegenüber nicht die Priorität 
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der Eigenthümer eines Grundftüds bei deſſen Erwerbung gegen den 
Veräußerer eine auf dem Grundftücde haftende hypothekariſche Schuld 
in Aufrehnung auf die Kaufgelder übernommen, oder fih ohne 
nähere Beftimmung zu deren Bezahlung verpflichtet, jo begründet 
dies zwar nur ein Rechtsverhältnii zwiſchen dem VBeräußerer und 
Erwerber, e8 wird aber der Erwerber von dem Zeitpuncte jeiner 
Eintragung in dem Grund- und Hppothefenbuhe an, auch dem 
hypothekariſchen Gläubiger, wenn diefer dem Uebereinfommen bei- 
getreten ift, für feine Perfon zur Bezahlung der hypothekariſchen 
Schuld verpflichtet; diefe Verpflichtung dem Gläubiger gegenüber hört 
auf, wenn er das Grumdftüd veräußert, ausgenommen wenn der 
Gläubiger vor der Eintragung des neuen Erwerbers in das Grund» 
buch die perſönliche Klage gegen ihn bei Gericht angebradt und den 
Rehtsftreit nicht über drei Monate liegen gelafjen hat; die perfönliche 
Verpflichtung des Eigenthümers zur Bezahlung der während der Zeit 
feines Eigenthums fällig gewordenen Zinfen von der übernommenen 
hypothekariſchen Schuld dauert auch nach der Veräußerung des Grund» 
tüds fort ). 


8. 238. 
Zujfammentreffen von Hypothefen. 


Sind auf einem und demfelben Grundftüde mehrere Forderungen 
eingetragen worden, jo beftimmt fich, fofern nicht wegen einer Vormer— 
fung eine Ausnahme eintritt ?), der Vorrang unter denfelben nach der 
Zeit ihrer Eintragung). it wegen mehrerer Forderungen mehreren 
Släubigern dafjelbe Grundftüd gleichzeitig verpfändet, fo haftet es den- 
felben nach Verhältniß der Größe ihrer Forderungent). Iſt daffelbe 


in Anfpruch nehmen können. Deutlicher wird die Sache, wenn man das Ber: 
hältniß eined Gigenthümerd nimmt, welcher nicht der Verpfänber ift. Wenn 
nämlid A. an einem Grundftüde die erfte und B. die zweite Hypothek hätten, 
A. das Grundftüd eigenthümlich erwürbe, ohne fich für die Hypothek des B. per: 
lönlih zu verpflichten, jo würde er, vorausgejegt daß feine Hypothek nicht ge: 
löiht worden wäre, die Priorität vor B. haben; oder wenn A. ein Grunbdftüd 
eigenthümlich erwürbe, auf welchem B. an erjter und C. an zweiter Stelle eine 
Hypothel hätten, A. die Hypothek des B. bezahlte und auf fich umfchreiben ließe, 
jo würde er die Priorität vor C. haben. 

1) Man vergl. $. 432 in Verbindung mit 88. 854, 1405, 1407, 1408 
des BGB.'s. 

2) Man vergl. oben $. 232. 

3) Man vergl. $. 434 Sat 1 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 433 des BGB.'s. 
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Grundftüd Mehreren nah einander verpfändet worden und reicht es 
zu deren voller Befriedigung überhaupt nicht, oder, wenn erft ein 
Theil der Erftehungsgelder bezahlt, ein anderer noch rüdjtändig ift, 
zeitweilig nicht zu, jo entjcheidet der Vorzug der Zeit in der Weife, 
daß die bypothefarifchen Gläubiger in der Reihenfolge befriedigt 
werden, in welcher ihre Forderungen eingetragen worden find !). Die 
Zeit der Eintragung beftimmt den Vorzug der Hppothef ohne Unter: 
ſchied, ob die Forderung eine bedingte oder unbedingte, eine bereits 
begründete oder erft fünftige (eine f. g. Cautionshypothek) ift ?). 
Der von einem bypothefarijchen Gläubiger beantragten Zwangs⸗— 
verfteigerung oder Gequeftration können andere ältere oder jüngere 
hypothekariſche Gläubiger nicht widerſprechen; fie fünnen aber die 
Zmwangsverfteigerung oder Sequeftration abwenden, wenn fie von dem 
ihnen zuftehenden Ablöſungsrechte Gebrauh machen). Iſt auf den 
Antrag eines nachſtehenden Hppothefariers die Sequeftration angelegt 
worden, jo bat der vorgehende Hppothefarier auch das Necht, zu ver- 
langen, daß die Sequejtration zu feinen Gunften fortgefegt wird *). 


8. 239. 
Uebergang der Hypotheken. 


Eine eingetragene Forderung geht ohne Weiteres auf die Erben 
des Gläubigers über; die Erben fünnen aber Umfchreibung der Hypothel 
‚auf ihren Namen verlangen; findet eine Abtretung unter Miterben 
ftatt, jo ift die Forderung, ohne daß es eines Zwifcheneintrags der 
Miterben bedarf, auf den Miterben umzufchreiben, welchem fie abge 
treten wird). Außer dem Falle der Erbfolge geht die Hypothek nad 
der Stelle der urfprüngliden Eintragung fowohl gegen Dritte als 
auch gegen den Eigenthümer des Grundftüds erſt durch die Umfchreib- 
ung auf den neuen Gläubiger über, ohne Unterjchied des Rechts— 
grundes des Meberganges der Hppothef®). Eine Abtretung einer im 
zu 1) Man vergl. S. 434 Sab 2 des BGB.'s. 

2) Man vergl. oben ©. 381. 

3) Man vergl. SS. 435, 446 bed BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 436 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 88. 385, 437, 438 Satz 2, 2287 bes BGB.'s. Siegmann, 
in den Annalen NR. F. Bb.7 ©. 241. 

6) Man vergl. 88. 438 Sab 1, 439 des BGB.'s. — Man hat zu untericei: 
den ziwiichen dem Uebergange der Hypothel durch Umfchreibung auf den Namen des 
neuen Gläubigers und dem Rechtögrunde zur Umfcreibung. Mit der Umſchreib— 
ung erlangt der neue Gläubiger die Hypothek mit voller Wirkung gegen Dritte 


Bon den Rechten an fremden Sachen. 39 


Grund» und Hppothefenbuche eingetragenen Forderung mit der Er: 
färung, daß die Hypothek nicht mit übertragen fein folle, gilt als 
Verzicht auf die letztere ). Eine Abtretung der Hypothek ohne die For: 
derung ift unzuläflig ?). Die Hypothek fann an Mehrere nad Theilen 





und gegen den Eigenthümer des verpfändeten Grundſtücks; hätte der hypothekariſche 
Gläubiger die Hypothek Mehreren zu verjchiedenen Zeiten abgetreten, jo würde Der: 
jenige unter ihnen den Vorzug haben, auf deilen Namen die Hypothek im Grund: 
und Hypothekenbuche umgefchrieben worden wäre, follten aud nach dem Nechte 
der Abtretung von Forderungen (8. 973 des BGB.'s) die Anderen den Vorzug 
vor ihm gehabt haben; es können auch dem neuen Gläubiger, auf welchen die 
Hypothek umgefchrieben worden ift, fofern er zur Zeit der Umfchreibung in red: 
lihem Glauben geftanden hat, weder Eintwände, welche darauf beruhen, daß die 
Hypothek aus einem nichtigen oder anfechtbaren Rechtsgrunde eingetragen worden 
fei, noch Einreden aus der Perfon des urjprünglichen Gläubigers entgegengefett 
werden (SS. 463 Sab 2, 465 Sat 1 des BGB.'s). Dagegen geben die Rechts: 
gründe zur Umfchreibung der Hypothek, namentlich Geſetz, rechtöfräftige Ent: 
ſcheidung, Vermächtniß, Rechtsgeſchäft unter Lebenden, nur Rechte zwiichen dem 
bupothelarifchen Gläubiger und Demjenigen, welcher einen Rechtsgrund zur Um: 
Ihreibung für fich bat; der letztere hat nur dem erfteren und deſſen Erben gegen: 
über das Necht, zu verlangen, dab die Hypothek auf ihn umgefchrieben wird; 
unter Mebreren, welche ein Recht auf die Umfchreibung haben, entjcheiden die 
Vorſchriften in F. 764 des BGB.'s über den Vorzug; dem Eigenthümer des ver: 
pländeten Grundftüds gegenüber können Rechte nur durch Umfchreibung er: 
worben werden. Db der Rechtägrund zur Umfchreibung auch gegen den Concurs 
des hypothekariſchen Gläubigerd Wirkung habe, hängt davon ab, ob der Concurs 
ald ein Dritter zu betrachten fei, gegen melden nach dem $. 438 des BGB.'s 
der Rechtägrund zur Umfchreibung wirkungslos ift. Ich verneine diefe Frage, 
weil der Concurs nicht mehr Rechte haben kann, als der Gemeinfchuldner gehabt 
bat. Inder Praris wird die Frage bejaht, jedoch mit der Mobdification, daß, 
wenn in Folge einer Zwangsverfteigerung oder jonft aus einem Grunde die 
Sppothel vor der Umſchreibung gelöjcht worden ift, in Beziehung auf die per: 
fönlihe Forderung und auf die prioritätifche Vefriedigung aus den Erftehungs: 
geldern, auch die nicht zur Eintragung gediehene Abtretung gegen den zum Ber: 
mögen des abtretenden Gläubiger8 eröffneten Concurd und gegen die übrigen 
hypothelariſchen Gläubiger geltend gemacht werden fann. (Man vergl. Commentar 
2.1 S. 391.) 

1) Man vergl. $. 456 des BGOB.'s. 

2) Man vergl. 8.384 Sat 1 des BGB.'s. — Wie verhält es fich nun aber, 
wenn für eine Schuld, 3. B. für ein Darlehn, eine Hypothek bejtellt worden ift, 
und der Gläubiger die condictio ex mutuo abtritt, ohne zu erwähnen, daß ihm 
dafür eine Hypothek beftellt worden ift? Man bat zu unterjcheiden, ob der ab: 
treiende Gläubiger noch Inhaber der Hypothek ift, oder die Hypothek auf einen 
Anderen übertragen hat. Im erfteren Falle würde der Hypothekenſchuldner der 
actio hypothecaria die Ausflucht entgegenjegen können, daß derjelbe nach der Mb: 
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abgetreten werden !); eine Abtretung der Nebenforderungen, 3. B. der 
fünftig fällig werdenden verfprodenen Zinfen, ohne die Forderung 
ift unſtatthaft). Hat der hypothekariſche Gläubiger bei der Ab» 
tretung eines Theils der Hypothek dem abgetretenen Theile den Vorzug 
por dem für fich behaltenen eingeräumt, jo gilt dies, vorausgefegt, daß 
ein entfprechender Eintrag im Hypothekenbuche gemacht worden ift, aud 
Demjenigen gegenüber, welchem der übrige Theil der Hypothek fpäter 
abgetreten wird’). Die Abtretung einer Hppothef ift eine einfeitige 
Verfügung des Gläubigers über die Hypothek, nicht ein Rechtsgeſchäft 
zwifchen demfelben und Demjenigen, welchen die Hypothek abae- 
treten wird ). 

Das Vorrecht einer eingetragenen Forderung nad dem Alter 
fann aud ohne die Forderung abgetreten werden; dies erfordert aber 
zur Wirkſamkeit gegen Dritte die Eintragung in das Hypothekenbuch; 
die betreffenden hypothekariſchen Gläubiger wechſeln ihre Stellen nad 
der Summe, für welde das Vorrecht abgetreten wird, unbejchadet 
der Rechte anderer Pfandgläubiger ?). 





tretung der Forderung Fein Pfandrecht mehr habe, wogegen er gegen die condictio 
ex mutuo bed neuen Gläubigers den Einwand hätte, daß er nur gegen Löfchung 
der wegen der Forderung beftellten Hypothek zu zahlen verbunden wäre. Im Iet: 
teren Falle würde der Hypothekenſchuldner nur dem neuen Gläubiger der Hppotbel 
gegenüber haften, Dagegen den neuen Gläubiger ber perfönlichen Forderung gegenüber 
die Einrede entgegenzufeken haben, daß die Forderung nur geltend gemacht werben 
könne, wenn er dem neuen Gläubiger der Hypothek gegenüber liberirt werde. 

1) Ueber die Frage, wie die Koftenforderungen zu lociren feien, wenn eine 
Hypothek antheilig auf mehrere Perfonen übergegangen ift, vergl. Siegmann 
in den Annalen R. F. Bd. 3 ©. 165 flg. 

2) Der Grund liegt darin, dab Zinſen Feine jelbjtändige Forderung bilden, 
über welche gefondert von der Forderung verfügt werden fann. (Man vergl. 
8. 966 des BGB.’ und Commentar Bd. 2 ©. 174 flg.) 

3) Man vergl. $. 502 Sat 1 des BGB.'s. 

4) Es bedarf daher nicht der Annahme von Seiten des neuen Gläubigers. 
(Man vergl. Commentar Bd. 2 ©. 169 not. 1.) — Nady meiner Anficht kann es 
einem gegründeten Zweifel nicht unterliegen, dab ein Mandatar, welcher von 
fämmtlihen Erben Auftrag bat, Erbichaftäforderungen an einen Miterben ab: 
treten kann. 

5) Man vergl. 8.440 des BGB.'s. — Der Borbehalt des Eigenthümers 
eines Grundftüds, daß er berechtigt ſei, neben der Hypothek, melde er eintragen 
läßt, eine der Summe nach beftinnmte andere Forderung mit gleichem Range oder 
mit dem Borrechte des Alters eintragen zu lafjen, ift zwar nicht wirkungslos 
(man vergl. 88. 143, 162, 164 der Gerichtsordnung und Commentar Bd. 1 ©. 392), 
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Der perſönliche Schuldner, welcher bei Veräußerung des Grund- 
ftüds darauf haftende Hypotheken dem Erwerber dejjelben zur Be- 
zablung überwiejen hat, erwirbt, wenn er in folge der vom Gläubiger 
wegen einer folchen überwiefenen Schuld wider ihn erhobenen Klage 
vollitändige Zahlung geleiftet hat, ohne Weiteres die Hypothek und 
fann deren Umfchreibung auf feinen Namen im Hypothefenbuche ver- 
langen '). 

Befriedigt der Eigenthümer des verpfändeten Grundftüds den 
hypothekariſchen Gläubiger, jo fann er, ſelbſt wenn er zugleich perjün- 
liher Schuldner ift, verlangen, daß die Hppothef entweder gelöfcht 
oder auf jeinen Namen in dem Hppothefenbude umgejchrieben werde; 
in dem legteren Falle hat er das Recht, die Forderung Anderen ab- 
zutreten. Auch in anderen Fällen, wo ſich das Eigentum des ver- 
pfändeten Grundftüds und die eingetragene Forderung in Einer Perſon 
vereinigt, 3. B. wenn der Eigenthümer des verpfändeten Grundjtüds 
Erbe des Gläubigers wird, hat der Eigenthümer, als Pfandgläubiger 
das Necht, die Forderung Anderen abzutreten. Hat der Eigenthümer 
in diejen Fällen die Forderung nicht abgetreten, jo wird der Ueber- 
gang der Forderung auf den Eigenthümer den ſpäteren hypothefarifchen 
Bläubigern gegenüber wirkungslos ?). 

Iſt der hypothekariſche Gläubiger verbunden, vom Schuldner 
Zahlung der Schuld anzunehmen, jo kann ein Dritter mit Einwilligung 
des Schuldners dem Gläubiger Zahlung leiften und es tritt der 
Dritte Dadurch in die Hypothek ein (Eintretungstedht). Soll ein Grund- 
ftüd auf Antrag eines bypothefarifchen Gläubigers verkauft werden, 
jo fann ohne deſſen und des Schuldners Einwilligung jeder andere 
hypothekariſche Gläubiger die Hypothek durch deren Bezahlung ab- 
löfen und dadurch erwerben (Ablöjungsredt); wollen Mehrere ablöfen, 
jo hat Derjenige, dejjen Hypothek jünger ift, den Vorzug vor Dem- 
jenigen, deſſen Hypothek älter ift. Das Eintretungsreht und Ab» 
löſungsrecht kann nur ausgeübt werden, wenn die Hypothek ganz be— 
zahlt wird; bei ungegründeter Verweigerung der Annahme von Seiten 


legt aber die Eintragung im Hhpothefenbuche voraus, verliert auch feine Kraft, 
wenn der Eigenthbümer jpätere Hypothelen hat eintragen lafjen, ohne ſich dieſen 
gegenüber einen gleichen Vorbehalt zu machen. 

1) Man vergl. $. 441 des BGB.'s und Commentar Bd. ı ©. 393 flg. 

2) Man vergl. 88. 442— 444, 449, 2285, 2454 des BGG.'s, Zeitſchrift für 
Rehtöpflege und Verwaltung R. F. Bd. 31 ©. 385, Commentar a. a. D. ©. 395 flg., 
oben S. 373 und Juftizminifterialblatt Jahrgang 1870 S. 72 file. 
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des Gläubigers kann der Betrag der Schuld gerichtlich niedergelegt 
werden. Durch Ausübung des Eintretungsrehts und Ablöfungsrechts 
wird das Necht auf Uebergang der Hypothek und auf Umschreibung 
im Hppothefenbude erivorben. Iſt eine Forderung im Hupothefen- 
buche jo eingetragen, daß die Zahlung in Terminen erfolgen und 
die Hppothef wegen jeder Terminzahlung geloſcht werden foll, fo 
fann von dem Eintretungsrechte nur bei der legten ZTerminzablung 
Gebrauch gemacht werden’). | 
8. 240. 


Erlöſchen der Hypothek. 


Die Hypothek erlöſcht mit dem Untergange des Grundſtücks *. 
Iſt eine Forderung ſo eingetragen, daß die Hypothek nur auf Zeit 
beſtehen ſoll, jo erlöſcht fie mit deren Ablaufe, ausgenommen wenn 
vorher Concurs zum Vermögen des Eigenthümers des Grundſtücks 
eröffnet oder die Pfandklage bei Gericht angebracht und eine die Con- 
curseröffnung oder die Anbringung der Klage betreffende Eintragung 
im Hppothefenbuche bewirkt worden ift; läßt der Gläubiger den Rechts— 
ftreit über drei Monate liegen, jo kann Jeder, welder ein rechtliches 
Intereſſe daran bat, Löfchung des die Anbringung der Klage be- 
treffenden Eintrags verlangen; die Verlängerung oder Erneuerung einer 
auf Zeit beftellten Hypothek gilt als Beftellung einer neuen Hypothek 
und iſt als folde einzutragen). Die Zwangsverfteigerung eines 
Grundftüds hat zur Folge, daß mit der Eintragung derfelben fämmt- 
lihe auf dem Grundftüde haftende Hypotheken erlöſchen ®). 

Bon den vorftehenden Fällen abgejehen, erlöſcht die Hypothek 
nur durch ihre Löſchung im Hppothefenbude. Rechtsgründe zur 
Löſchung der Hypothek find: 

1) Man vergl. SS. 445 biß’449 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 S. 397 fle. 

2) AS Untergang des Grundftüds ift es nicht zu betrachten, wenn bie 
Hypothek auf dem Grund und Boden ruht und nur ein darauf ftehendes Gebäude 
untergebt , weil die Hypothek fih auch auf das Gebäude, welches neu aufgebaut 
wird, erftredt. Ueber die Frage, ob der hypothekariſche Gläubiger ein Recht auf 
die Brandentjehädigungsgelder und wenn ein Dritter den Brand verjchuldet hat, 
die Klage ex lege Aquilia wider benjelben bat, vergl. oben ©. 80 not. 1 und 
S. 390 not. 5. 

3) Man vergl. $. 451 des BGB.'s. — Wird dad Grundſtück vor Ablauf 
der Frift, auf welche die Hypothek beftellt worden ift, außerhalb des Concurſes 
zwangsweiſe verjteigert, jo behält die Hypothek bei der Bertheilung der Gr: 
ftehungsgelder aud nad) dem Ablaufe der Frift Wirkjamteit. 

4) Man vergl. 8. 452 des BGB.'s. 


Bon den Rechten an fremden Saden. 399 


a) der Eintritt der auflöfenden Bedingung, unter welcher die Hypothek 
eingetragen worden ift'); 

b) Verzicht des Gläubigers auf die Hypothek, wenn der Eigen- 
thümer des Grundftüds den Berzicht angenommen hat?). Die 
Abtretung einer in das Hppothefenbud eingetragenen Forderung 
mit der Erflärung, die Hypothek nicht mit übertragen zu wollen, 
gilt als Verzicht auf die legtere ?); die Einwilligung des Gläubigers 
in die Veräußerung oder weitere Verpfändung des verpfändeten 
Grundjtüds, ingleichen die Annahme eines anderen Pfandes oder 
einer anderen Sicherheit, enthalten nicht einen Verzicht auf die 
Hypothek); 

Vereinigung des Eigenthums an dem verpfändeten Grundſtücke 
und der hypothekariſchen Forderung in Einer PBerjon >); 

d) Bezahlung der Hypothek oder jonftige Befriedigung des hypothe⸗ 
kariſchen Gläubigers; theilweife Tilgung der Hypothek giebt ein 
Recht auf Abjchreibung der getilgten Summe ®); 

e) die dem Gläubiger gegenüber gegebene rechtsfräftige Entfcheidung, 
daß die Hypothek zu löjchen jei’); endlih fann man hierher 

f) au den Fall rechnen, wo die Hypothek aus eimem nichtigen oder 
anfechtbaren Grunde eingetragen worden iſt ꝰ). 

Aus diefen Redtsgründen zur Lölhung der Hypothek kann der 
Eigenthümer des Grundjtüds Löſchung dem Gläubiger gegenüber ver- 
langen, gegen welden der Rechtsgrund zur Löſchung eingetreten ift; 
baben Dritte vor der erfolgten Löſchung der Hypothek, auf Grund 
der Eintragung der legteren, in$befondere durch Umfchreibung der- 
jelben auf ihren Namen, Rechte erworben, jo kann ihnen gegenüber 
der Rechtsgrund zur Löſchung nur geltend gemacht werden, wenn fie 
von demfelben zur Zeit ihrer Eintragung Kenntnig gehabt haben °); 


c 


— 


1) Man vergl. 8. 454 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 455 des BGB.'s. — Wäre die Hypothek auf den Antrag des 
Gläubigers bereits gelöjcht worden, bevor der Schuldner den Verzicht angenommen 
bätte, fo würde e8 natürlich zum Erlöfchen der Hypothek einer Annahme des 
Verzicht von Seiten des Schuldners nicht bedürfen. 

3) Man vergl. $. 456 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 457 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 458 in Verbindung mit $. 443 des BGB.'s und oben ©. 397. 

6) Man vergl. 8. 459 des BGB.'s. 

7) Man vergl. 8. 460 de8 BGB.'s. 

8) Man vergl. $. 465 des BSB.'8. 

9) Eine Ausnahme tritt nad) dem 8. 464 des BGB.'s bei verfallenen twieder- 
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der Rechtsgrund zur Löfchung erledigt ſich wenn ihn der Eigenthümer des 
Grundftüds vor der Löſchung der Hypothek aufgegeben bat; Dritte, 
namentlih nachſtehende Gläubiger, haben nicht das Recht, zu ver- 
langen, daß die Hypothek als gelöjcht betrachtet werde, weil der Eigen- 
thümer einen Rechtsgrund zur Löſchung gehabt habe, auf welchen er 
ihnen gegenüber nicht habe verzichten können ?). 

Iſt die Hypothek aus einem nichtigen oder anfehhtbaren Grunde 
gelöfht worden, jo kann Wiederherftellung der früheren Eintragung 
verlangt werden, joweit nicht Dritte auf Grund der gejchehenen Löſchung 
Rechte an dem Grundjtüde erworben und zur Zeit der Erwerbung 
ihrer Rechte den Grund der Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit der Löſchung 
nicht gekannt haben ?). 

Auf Grund einer Verjährung kann eine Hypothek nicht gelöfcht 
werden ?); it aber die Klage wegen verfallener wiederfehrender 
Leiftungen und verfallener Zinfen verjährt, jo kann die für diefelbe 
bejtellte Hypothek nicht mehr geltend gemacht werden *). 

Haften auf einem Grunditüde Hppothefen, deren Inhaber unbe- 
fannt find, jo kann der Eigenthümer des verpfändeten Grund- 
ftüds nah Ablauf von dreißig Jahren, von der legten die Hypothek 
betreffenden Eintragung an, dffentlide Vorladung der Inhaber zum 
Behufe der Löfhung verlangen; tritt die Zahlungszeit erft nach der 
legten Eintragung ein, oder ift nad derjelben die Forderung durch 
Zinsjahlung oder auf andere Weije anerkannt worden, jo werden 
die dreißig Jahre erjt von dieſem Zeitpuncte an beredinet?). Der 
Zwed diefer Borladung ift eine Mortification der Hypotheken; es 
fann daher, wenn fi in Folge der öffentlichen Aufforderung Perſonen 
melden, welche einen Anfpruch auf die Hypotheken zu haben behaupten, 





tehrenden Zeiftungen und verfallenen Zinjen ein, indem ber dritte Inhaber ver 
Hypothek die Einrede der Zahlung jelbft dann gegen fi gelten laſſen muß, 
wenn fie nicht im Hypothekenbuche bemerkt iſt. 

1) Man vergl. $. 463 des BGB.'s. — Nach dem 8. 459 giebt felbjt die 
Zahlung nur einen Rechtstitel zur Löſchung; es kann aljo der Eigenthümer des 
verpfändeten Grundftüds, jelbjt wenn er Zahlung geleiftet hat, auf den erlangten 
Rechtsgrund zur Löſchung dadurch verzichten, dab er fi) das Geld von dem 
Gläubiger wieder zuriüdgeben läßt, bevor die Hypothek wirklich gelöjcht worden ift. 

2) Man. vergl. $. 465 ded BGB.'s. 

3) Man vergl. S. 462 Satz 1 des BGB.'s und oben ©. 139. 

4) Man vergl. $. 462 Sab 2 des BGB.'s und oben ©. 139. 

5) Man vergl. $. 461 des BGB.'s, Annalen N. F. Bd. 4 ©. 68 und Com- 
mentar Bd. 1 ©. 402. 
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nicht auf Löſchung der Hypotheken erkannt werden und nach meiner 
Anſicht würde, wenn, nachdem auf Löſchung erkannt worden wäre, 
ſich vor der wirklichen Löſchung Perſonen meldeten, welche auf die 
Hypotheken Anſprüche machten, mit der Löſchung ſo lange Anſtand zu 
nehmen ſein, bis über dieſe Anſprüche erkannt worden wäre. 


Pfandrecht an beweglichen Sachen (Fauſtpfand). 
8. 241. 
Entſtehung des Fauſtpfandes. 


Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche bat an beweglichen Sachen 
ein Pfandrecht nur als Fauſtpfand ſtatt. Daſſelbe entſteht, wenn die 
bewegliche Sache auf Grund einer richterlichen Entſcheidung oder einer 
zwiſchen dem Verpfänder und dem Pfandgläubiger getroffenen Ver— 
einbarung dem Gläubiger oder für dieſen einem Dritten, welcher die— 
ſelbe Namens des Gläubigers als Pfand beſitzen ſoll, übergeben 
wird‘). Die Uebergabe der beweglichen Sache zum Fauſtpfande 
ſteht der Uebergabe zum Eigenthume mit dem Unterſchiede gleich, 
daß bei jener der Wille der Intereſſenten auf Uebertragung und Er— 
werbung eines Pfandrechts gerichtet iſt, während bei dieſer der Zweck 
der Uebergabe in der Uebertragung und Erwerbung des Eigenthums 
an der Sache liegt). Insbeſondere iſt es eine gültige Uebergabe 
zum Fauftpfande, wenn duch ein Rechtsgeſchäft beftimmt wird, daß 
fih die auf einem anderen Grunde berubende Inhabung des Gläubigers, 
3. B. bei der Miethe, in eine Inhabung als Pfand verwandeln 
ſoll (f. g. traditio brevi manu) ?). Nur kann ein Pfandrecht nicht da— 
dur begründet werden, daß der Berpfänder die bewegliche Sache für 
den Pfandgläubiger inne haben zu wollen erklärt (j. g. constitutum 
possessorium) *). 

Nur der Eigenthümer der Sade oder deren rechtmäßiger oder 
redliher Beliger (ſ. g. Publicianifcher Beliger), letterer jedoch unbe- 
ihadet der Rechte des Eigentbümers, fann ein Fauftpfand bejtellen 5). 


1) Man vergl. SS. 466, 1441, 1443 des BGB. 3 und Annalen N. F. Bd. 5 
©. 386 flg. 

2) Man vergl. oben SS. 180, 194. 

3) Man vergl. $. 468 des BGB.'s und Annalen R. 5. Bd. 5 ©. 398, 

4) Man vergl. $. 467 des BGB.'s. j 

5) Man vergl. $. 469 des BGB.'s. — Auch Saben, deren Bindication aus: 
geichlojfen ift (SS. 296, 297), können verpfändet werden; durch deren lebergabe 
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8. 242. 
Anfang des Pfandrechts an bemwegliden Saden. 


Iſt die Forderung, zu deren Sicherheit die bewegliche Sache dienen 
ſoll, wenigftens infofern bereits entftanden, ald das Rechtsverhältniß, 
aus welchem diefelbe hervorgehen kann, begründet tft, z. B. ein 
Dienftverhältniß, bei welchem gleih Anfangs Forderungen vorhanden 
find und die Ungewißheit nur darin liegt, daß ſich nicht überjehen 
läßt, ob und inwieweit Schadenerfaganiprüde entjtehen werden, jo 
beginnt das Fauftpfand mit der Uebergabe des Fauftpfandes an den 
Piandgläubiger. Iſt die Forderung eine von einer aufjdiebenden 
Yedingung abhängige, oder wird diefelbe, ohne da ein obligatorifches 
Verhältniß bereits begründet ift, nur als eine mögliche fünftige vor- 
ausgejegt, jo beginnt das Pfandrecht, der früher erfolgten Uebergabe 
der Sache ungeachtet, erſt mit dem Eintritte der aufſchiebenden Be- 
dingung oder mit der Entjtehung der Forderung !). Iſt eine fremde 
beweglihe Sache zum Fauftpfande übergeben worden, jo begimnt, 
ohne Unterjchied, ob die Sade zur Zeit der Verpfändung Dem 
Berpfänder wenigſtens geſchuldet wurde, oder nidt, ob der Pfand⸗ 
qläubiger wußte, daß die Sade eine fremde wäre oder nicht, das 
Pfandrecht mit dem Zeitpuncte, wo der Eigenthümer der verpfändeten 
Sache die Verpfändung genehmigt oder Erbe des Verpfänders, oder der 
Verpfänder Eigenthümer der verpfändeten Sache wird. Unter mehreren 
Pfandrechten an derfelben fremden Sade, z. B. wenn die Sache nad 
und nad für mehrere Gläubiger bei einen Dritten niedergelegt worden 
ift, wird es, wenn einer der eben angegebenen Fälle eintritt, jo be- 
trachtet, als wären fie zu der Zeit, wo fie der Nichteigenthümer ein- 
geräumt bat, beftellt worden ?). 


zum Fauftpfande geht das Cigenthum nit auf den Pfandgläubiger über und 
es ift waher jehr wohl denkbar, dab der Eigenthümer die actio pigneraticia directa 
wider den Pfandgläubiger haben kann, wenn diefem eine jolde Sache von einer 
Berfon zum Fauftpfande übergeben worden tft, gegen welche die Eigentbumstlage 
nicht ausgeſchloſſen geweſen ift, 3. B. von einem Depofitar. — Ueber die Ber: 
pfändung einer fremden Sache vergl. oben S. 374 not. 1. 

1) Man vergl. $. 471 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 406 flg. 

2) Man vergl. $. 472 des BGB.'s. 
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8. 243. 
Wirkungen des Faufipfandes. 


Das Pfandrecht an einer beweglichen Sache, ſelbſt nach Ueber- 
gabe des Pfandes an den Pfandgläubiger, leidet infofern an einer 
Unvollfommenbeit, als der Fauftpfandgläubiger nicht die hypothekariſche 
Klage hat!). Der Gläubiger hat nur 

a, das Net, die verpfändete Sache ſo lange zurüdzubalten, bis 
er vollftändige Befriedigung wegen der Forderung erbalten bat, 
für melde die Sache verpfändet ift, und 

b) das Recht, die verpfändete Sache zu verfaufen. 

Zu a) 

Das Zurückhaltungsrecht hat der Prandgläubiger wegen des Haupt: 
ſtammes, wegen der Zinſen jeder Art, wegen der Koſten der Kündigung 
und Einflagung der Forderung und wegen der Verwendungen ?). Iſt 
jedoh das Fauitpfand für eine fremde Schuld beitellt, jo baftet das— 
jelbe wegen des Hauptjtammes und der Nebenanjprüde nach den 
Vorſchriften der Bürgſchaft“)). Der Pfandgläubiger hat die Befig- 
Hagen, die actio legis Aquiliae wegen Beſchädigungen der verpfändeten 
Sache und Die condictio furtivat). Dem Berpfänder gegenüber iſt 
er als Verwahrer einer fremden Sade zu betradten; er darf das 
Hand nicht ohne Einwilligung des Verpfänders weiter verpfänden ?), 
auch nicht benugen‘). Wird eine fruchtbringende Sache verpfändet, 
jo ift, in Ermangelung einer anderen Vereinbarung, anzunehmen, daß 
dem PBrandgläubiger die Erhebung der Früchte geftattet jei; derſelbe 
bat jedoch über die Früchte Nechnung abzulegen und deren Betrag 
von feiner Forderung abzurechnen‘), ausgenommen wenn ihm die 
Früchte anjtatt der Zinfen überlaſſen worden jind, welchenfalls fie als 
Erjag für die Zinfen dienen >). 


1) Man vergl. $. 479 Sab 2 des BGB.'s. 

2) Man vergl. SS. 473, 474, 1448 des BGB.'s. 

3) Man vergl. SS. 473, 1456, 1457 des BGB.'s. 

4) Man vergl. SS. 208, 1494, 1498 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 475 des BHB.sS. 

6) Man vergl. 8. 476 Sat 1 des BGB.'s. 

7) Man vergl. SS. 476 Satz 2, 477 des BGB.'s. 

8) Man vergl. $. 478 des BGB.'s und Geſetz vom 25. October 1864, die 
Aufhebung der Zinsbeſchränkungen betreffend. 
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Zu b) 

Bei dem Verkaufe des Pfandes handelt der Prandgläubiger im 
Auftrage des Verpfänders ); er bat nicht blos den gelöjten Kaufpreis, 
jondern aud alle Nebenvortbeile, 3. B. den Gewinn eines NReugeldes, 
dem Verpfänder in Rechnung zu ftellen ?). 

Der Verkauf des Brandes muß in öffentlicher Verfteigerung durch 
eine bierzu verpflichtete Berfon geſchehen; Handelswaaren fönnen durch 
verpflichtete Mäkler aus freier Hand verkauft werden). Der Pfand— 
gläubiger bat, wenn der VBerpfänder oder ein Bevollmächtigter des 
jelben am Orte der Zahlung der Pfandſchuld anweſend ift, vwierzebn 
Tage vorher dem Berpfänder oder dejjen Bevollmächtigten anzuzeigen, 
daß zum Verkaufe des Pfandes gejchritten werden ſoll; wegen Unter- 
laſſung diefer Anzeige kann aber der Berfauf nicht angefochten werden, 
der PBfandgläubiger ift jedoch zum Erſatz der verurſachten Schäden 
verpflichtet *). 


8. 244. 
Uebertragung und Erlöſchen des Jauftpfandes. 


Durch Abtretung der Forderung wird das Fauitpfand nur dann 
übertragen, wenn die verpfändete Sache mit übergeben wird). Die 
Vorſchriften über das Eintretungsreht bei Hppotbefen finden auf 
das Fauftpfand analoge Anwendung ®). 

Das Fauftpfand erlöfcht in den Fällen, wo Hypotheken erlöfchen 
und da, wo ein Rechtsgrund zur Löſchung einer Hypothek vorliegt, 
mit dem VBorbandenjein dieſes Rechtsgrundes ). Außerdem erlöjdt 
das Fauftpfand durd eine das Eigenthum aufhebende Aenderung der 
verpfändeten Sade, 3. B. Umarbeitung und Umbildung (Specification) 
und durch Rückgabe der Sache an den Verpfänder °). 


— 


1) Man vergl. oben ©. 376 flg., Annalen N. F. Bd. 5 ©. 401 und $. 951 
des BOB.!S. 

2) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 410. 

3) Man vergl. $. 480 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 481 des BGB.'s. 

5) Man vergl. SS. 482, 386, 954 des BGB.'s. 

6) Man vergl. SS. 483, 445, 447, 448 des BGB.'s, oben S. 397 fig. umd 
Annalen R. F. Bd.'s ©. 402 flg. 

7) Man vergl. $. 486 des BGB.S und über die Frage, ob der Pfandſchuldner, 
wenn er die Pfandichuld bezahlen will, das Recht der Zurüdhaltung fo lange babe, 
bis ihm der Pfandſchuldner das Pfand zurüdgiebt, Annalen N. F. Bd. 5 ©. 459. 

8) Man vergl. 88. 485, 486 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 S. 418. 
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Endlih ift noh zu erwähnen, daß, wenn die Forderung, für 
welde das Pfand haftet, getilgt oder fonft erlofhen ift, das Pfand 
nicht wegen anderer Forderungen zurüdgehalten werden kann?). 


8. 245. 
Berpfändung der Rechte an fremden Saden. 


Eine Verpfändung des Rechts an einer fremden Sache (jus 
in re aliena) läßt jih in einer doppelten Art denken. Es kann 
nämlich der Eigenthümer einer Sache ein Recht an Ddiefer zu dem 
Zwede bejtellen, um einem Gläubiger eine Sicherheit wegen einer 
Forderung zu gewähren. Es kann aber aud Derjenige, welcher ein 
Recht an einer fremden Sache bat, dieſes Necht verpfänden. Beide 
Arten der Verpfändung der Rechte an fremden Sachen find nur in» 
foweit ftatthaft, als ein Verfauf der verpfändeten Nechte an Sachen 
möglich iſt, mweil das Recht des Berfaufs ein weſentliches Recht des 
Rfandgläubigers ift. Nach römiſchem Necte können die emphyteusis, 
die superficies und der ususfructus verpfändet fverden ?); dagegen 
bat die Berpfändung des usus und der servitutes praediorum urba- 
norum nicht jtatt?); endlich ift es zweifelhaft, ob die servitus prae— 
diorum rusticorum verpfändet werden fünne *). 

Nah dem bürgerlichen Geſetzbuche bat fich die Frage, ob die 
emphyteusis verpfändet werden könne, erledigt, weil dieſes Recht an 
der Sade mit dem Ingroſſationsſyſteme unvereinbar ift. Die super- 
fieies gehört zu den Berehtigungen, welchen nur dann die Eigenschaft 
von Redten an Sachen zufommt, wenn fie ein Folium im Grundbuche 
haben, und es gelten daher über ihre VBerpfändung die Vorſchriften 
über die Hppothefen?). Bon den perjönlichen Dienftbarkeiten kann 


1) Man vergl. SS. 473, 1447, 1448 des BGB's. — (Die |. 1 God. etiam 
ob chirog. pecuniam pignus retineri potest, gilt alſo nicht.) 

2) Man vergl. I. 11 $. 2, 1. 31 D. de pignprib. et hypothecis, |. 16 5. 2 D. 
de pigner. act. 

3) Man vergl. I. 11 88. 2 u. 3 D. de pignorib. et hypothecis. 

4) Man vergl. I. 12 D. de pignor. et hypoth. — Der Zweifel liegt nämlich 
darin, daß die servitutes praediorum rusticorum nicht verkauft werden können 
(1. 23 8.3, 1. 24 D. de serv. praed. rust.) und Baulus in der angegebenen 
Gefetftele auch nur jagt, „quae sententia propter utilitatem contrahentium ad- 
mittenda est.“ 

5) Man vergl. oben ©. 368 und $. 495 des BGB.'s. 
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nur der Nießbrauch verpfändet werden"). Dagegen bat eine Ber- 
pfändung der Grunddienitbarfeiten nicht ftatt. 

Soviel die Verpfändung des Nießbrauchs anlangt, jo jet Diefelbe 
bei beweglihen und unbewegliden Sachen die Uebergabe der Sachen 
voraus '); dritten Perſonen gegenüber hat fie bei unbewegliden Saden 
nur Wirkung, wenn ſie als Dispofitionsbeichränfung im Grundbuche 
eingetragen worden ft’). Diefelbe gilt alg Ueberlaffung der Ausübung 
des Nießbrauchs; der Pfandgläubiger hat das Recht, die Früchte zu 
erheben, muß aber über dieſelben Nechnung ablegen und deren Betrag 
von feiner Forderung abrechnen *). 


$. 246. 
VBerpfändung von Werthpapieren. 


Auf den Inhaber geftellte Wertbpapiere, ingleihen auf benannte 
Perſonen ausgejtellte Antheilfcheine bei VBereinsunternehmungen können, 
wie andere beweglide Sachen, durch Uebergabe an den Gläubiger 
oder für diefen an einen Dritten verpfändet werden’). Der Verkauf 
derjelben kann durch verpflichtete Mäkler nad) dem Curswerthe aus 
freier Hand geſchehen °). Können auf verpfändete Werthpapiere oder 
dazu gehörige Anweifungen andere ‚Wertbpapiere, Gapitaljcheine, 
Zingleiften, Zinsſcheine, Gewinnantheilicheine erhoben werden, jo ift 
der Pfandgläubiger berechtigt, diefelben zu erheben und als Pfand 
zu behalten‘), Wird ein verpfändetes Werthpapier zahlbar, fo bat 
der Prandgläubiger den Betrag zu erheben, und fih daraus, wenn 
die Pfandſchuld fällig it, bezahlt zu machen; it die Pfandſchuld noch 
nicht fällig, jo kann er den erhobenen Betrag zu feiner Sicherung 
inne behalten °). 


1) Man vergl. 8. 496 Sat 1 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 496 Sat 2. — Die Verpfändung des Nießbrauchs an 
Forderungen ift nad) den über die Berpfändung der Forderungen geltenden Bor: 
ichriften zu beurtheilen ($. 496 Sak 3). 

3) Man vergl. 8. 646 des BGB.'s. 

4) Man veral. $. 497 des BGB.'s. Ueber die Verpfändung des Pfanp: 
rechts vergl. oben ©. 377 flg. 

5) Man vergl. SS. 296, 499 Sat 1, 2 in Verbindung mit 88. 466, 1042 
des BGB.'s. — Ueber die Verpfändung der Wechiel vergl. Annalen N. F. Bd. 5 
©. 389 flg. 

6) Man vergl. $. 499 Sat 3 des BGB.'s. 

7) Man vergl. $. 500 des BGB.'s. 

8) Man bergl. $. 501 des BGB.'s. 
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8. 247. 
Verpfändung von Forderungen. 


Forderungen, welche in das Grundbuch eingetragen worden find, 
3. B. Hppothef, Auszug u. ſ. w., können nur dur Eintragung der 
auf ihre Verpfändung gerichteten Willenserklärung verpfändet werden; 
eine Benadrictigung des Eigenthümers des verpfändeten Grundftüds 
von der Berpfändung wird zur Gültigkeit der Berpfändung 
nicht erfordert !). 

Die Berpfändung einer anderen ‚Forderung ift nur zuläflig, 
wenn legtere auf eine Geldleiftung gerichtet und eine Urkunde darüber 
ausgeftellt worden ift; ihre VBerpfändung gefchieht durch Uebergabe der 
Urkunde nad den LVorjchriften über das Fauſtpfand“). Die Ber- 
pfändung einer Forderung, welde dem Schuldner gegenüber nur 
unter den im $. 974 des BGB.S angegebenen VBorausjegungen 
Wirkung bat, giebt dem Prandgläubiger, wenn die Forderung, für 
welche die verpfändete Forderung haftet, ganz oder theilmweife fällig 
ift, das Recht, die verpfändete Forderung einzuflagen und zu erheben 
und den erhobenen Betrag, joweit feine Forderung fällig iſt, hierauf 
abzurechnen, und joweit feine Forderung noch nicht fällig iſt, zu feiner 
Sicherung inne zu behalten). Auch fteht dem Piandgläubiger das 
Recht zu, die verpfändete Forderung, und zwar fjelbjt in öffentlicher 
Auction, zu verlaufen!). Bei einer verpfändeten hypothekariſchen 
Forderung kann der Pfandgläubiger nah eingetretener Berfallzeit 
feiner Forderung verlangen, daß die verpfändete Forderung bis zum 
Betrage feiner Forderung auf feinen Namen im Hypothekenbuche um- 
geichrieben wird °). 


1) Man vergl. $$.438, 502 Satz 1 des BGB.'s, 8. 192 der Gerihtsorbnung, 
Annalen R. F. Bd. 2 ©. 524 fg. 

2) Man vergl. $. 502 Sat 2 des BGB.'s u. Annalen N. 5. Bd. 5 S. 394 fig. 

3) Man vergl. 8. 503 des BGB.'s. — Die Verpfändung der Forderung ift 
nicht als eventuelle Abtretung, ſondern ala eine Art des ſ. g. mandatum in rem 
suam zu betradhten. (Man vergl. Commentar Bd. 1 S. 419 und Annalen R. F. 
Bd. 5 ©. 396.) — Ueber die Hülfsvollftredung in Forderungen vergl. $. 56 des Ere: 
cutionsgeſetzes v. 28. Febr. 1838 in Verbindung mit $. 148 der Gerichtäordnung, 
Annalen N. F. Bd. 3 S. 399, Bd. 4 ©. 381 und 387. 

4) Man vergl. Geſetz die Aufhebung des Verbots der Beräußerung von 
Forderungen auf dem Wege öffentlicher Berfteigerungen betr. vom 26. Febr. 1870, 

5) Man vergl. $. 504 des BGB.'s. 
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8. 248. 
Pfandredt durch Pfändung. 


Der Eigenthümer und der Beliger eines Grundftüdes, ferner Der- 
jenige, welchem die Inhabung des Grundftüds zum Zwede feiner Sicher- 
ung oder zur Benußung eingeräumt worden tft, Fünnen, wenn dafjelbe 
widerrechtlicher Weife von Perſonen oder von fremdem Viehe betreten 
wird, der Berfon Sachen abnehmen oder das Vieh zurüdhalten. Diejes 
Recht der Pfändung ſteht auch Demjenigen zu, weldyer an einem Grund— 
jtüde eine Dienſtbarkeit hat, twenn diefe durch ein widerredtlides Betreten 
des Grundſtücks geftört oder gehindert wird". Die Prändung kann 
nur auf friiher That und auf dem betretenen Grundjtüde oder auf 
einem an dafjelbe anftoßenden Wege gefcheben, obrigkeitlich ver- 
pflichtete Flurwächter können jedoch rüdjichtlich einzelner Grundftüde die 
Pfändung innerhalb des ganzen Bezirkes, für welden ſie angeftellt wor- 
den find, vornehmen?). Die Pfändung muß mit möglichiter Schonung 
geſchehen; bietet der Gepfändete ftatt des ihm abgenonmenen Pfandes 
ein anderes geeignetes Pfand an, jo hat der Pfänder ſolches anzu— 
nehmen; eine Perſon kann nur feitgehalten werden, wenn Dies zur 
Erlangung einer Sicherheit oder zur Sicherung der Nectsverfolgung 
nothwendig ift?). Derjenige, welcher gepfändet wird, kann, wenn 
ihm der Pfänder unbekannt ift, verlangen, daß der legtere ihm bis 
in den nädften Ort folge und das Pfand bei einer Behörde oder 
bei einer Ortsgerichtsperfon an diefem Orte niederlege t). Der Pfän- 
der hat die Wahl, einen Pfandjchilling von fünf Neugroſchen oder 
Erſatz der verurſachten Schäden von dem Gepfändeten zu fordern; 
für den Pfandſchilling, ſowie für Schäden und Koſten haftet die ab» 
gepfändete Sade als Pfand’). Der Pfänder muß bei Berluft feines 
Pfandrechts die Pfändung innerhalb adhtundvierzig Stunden bei dem 
Berichte des Prändungsortes anzeigen ®). 


1) Man veral. 8. 488 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 489 des BGB.'s. 

3) Man vergl. SS. 490 u. 491 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 492 des BGB.'s, 8. 9 der Ein: und Ausführungsverord— 
nung vom 9. Januar 1865. 

5) Man vergl. $. 493 in Verbindung mit 88. 699, 700 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 494 des BGB.'s und $. 10 der Ein: und Ausführungs: 
berordnung vom 9. Januar 1865. 
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IV. Neallaften. 
8. 249. 
Begriff der Reallaſten. 


Unter Reallaft verfteht man eine Bejchwerung eines Grundftüds, 
vermöge deren der Eigenthümer dejjelben dem jedesmaligen Eigen- 
thümer eines beftinmten anderen Grundftüds oder einer beftinmten 
Perfon gegenüber zu einem Geben (ad dandum) oder zu einem Thun 
ad faciendum) verpflichtet wird‘). Die Reallaft unterfcheidet ſich 
von der Grunddienftbarfeit dadurch, daß bei ihr das verpflichtete 
Grundſtück dem Eigenthümer eines beftimmten anderen Grundftüds 
oder einer beftimmten (phofifchen oder juriftiichen) Perfon gegenüber 
zu einer Leiftung verpflichtet ift, welche eine Perfon in fofern zu er- 
fülen bat, als fie Eigenthümerin des verpflichteten Grundftüds ift, 
während vermöge der Grumddienftbarfeit der Eigenthümer eines 
Grundſtücks rückichtlih diefes Grundftüds zum Vortheile eines be- 
fimmten Grundftüds Etwas zu dulden oder zu unterlaffen bat ?), 
ferner von der perſönlichen Dienftbarfeit dadurd, daß jie, als 
ein Recht an einer frenıden Sache, nicht blos einen beftimmten Grund- 
jtüde zuftehen fann, jondern auch, wenn fie einer beftimmten (phy— 
ſiſchen oder juriftiihen) Perſon zufteht, nicht, wie der Niekbraud ?), 
mit dem Tode des Berechtigten oder nah Ablauf einer Zeit von 
Einhundert Jahren erlöfcht, weiter von der Forderung dadurd, 
dak fie auf einem Grundſtücke haftet, während bei der Forderung 
der Schuldner nur eine Perſon fein kann, endlid von der Hypothek 
dadurh, daß bei ihr einzelne wiederkehrende Leiſtungen vorkommen, 
während die Hypothek, wenn fie auch für Zinfen beftellt worden ift, 


1) Man vergl. $. 505 des BGB.'s. — Cine obligatio in non faciendo kann 
nicht eine Neallaft fein. Eine Sicherftellung derjelben durch ein Grundftüd läßt 
fh nur als eine Cautionshypothek wegen des durch die Vornahme der Hand: 
lung entftebenden Schadenerfaganiprucdes denken. Namentlich gilt dies aud 
dann, wenn für den Fall des Zumwiderhandelns eine Gonventionaljtrafe veriprochen 
worden ift. Eine ſolche Cautionshypothek unterjcheidet fih von der ſ. g. nega— 
tiven Serpitut in fofern wefentlich, als bei ihr der Eigenthümer des Grundftüds 
zur Unterlaffung einer Handlung verpflichtet ift, während er bei der negativen 
Serpitut ein in dem Eigenthume enthaltenes Necht nicht ausüben darf. 


2) Man vergl. 88. 520, 522, 535 des BOB.!S. ’ 
3) Man vergl. 8. 656 des BGB.'S. 
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eine Forderung vorausfegt, für welche das Grundftüd haftet’). Nach 
dem bürgerlihen Geſetzbuche kann em Grumdftüd mit einer Reallaft 
befchwert werden, jo weit nicht ein Geſetz entgegenfteht ?). 


Entjtebung der NReallaften. 


Neallajten entjteben durch Eintragung in das Grundbuch; die 
Eintragung des Werthes einer in einem Thun beftehenden Reallaft, 
oder des Gapitalbetrages der einzelnen wiederkehrenden Zeiftungen 
wird nicht erfordert ?). Haften auf dem Grundftüde Hppothefen, jo 
fann eine Reallaft nur eingetragen werden, wenn die hypothekariſchen 
Gläubiger ihre Einwilligung dazu ertheilt haben, ſofern nicht ein 
all vorliegt, in welchem die Einwilligung derjelben dur die zujtän- 
dige Behörde ergänzt werden kann“) Sind Beichränfungen des 
Eigenthümers binfichtli der freien Verfügung über das Grunditüd 
in das Grundbuch eingetragen worden, jo fünnen NReallaften nur mit 
Einwilligung Derjenigen, zu deren Gunften jene Bejchränfungen ge- 
reihen, auf das Grundftüd gelegt werden’). Eine Vormerkung 
wegen der Reallaften hat nicht ftatt. 

Nechtsgründe zur Eintragung einer Reallaft find: Gonjens des 
Eigenthümers des Grundjtüds, legtwillige Verfügung defjelben und 
richterliche Entjcheidung. Ueber diefe Rechtsgründe gilt das über die 
Rechtsgründe zur Eintragung der Hypothek oben Gejagte ®). Erfig- 
ung iſt fein Rechtsgrund zur Eintragung einer Neallaft ?). 


1) Man vergl. Annalen NR. F. Bd. 5 ©. 302 fig. 

2) Man vergl. 8. 505 des BGB.'s und von den Ablöſungsgeſetzen inäbe: 
fondere Geſetz, Nachträge zu den bisherigen Ablöſungsgeſetzen betreffend, vom 
15. Mai 1851. 

3) Man vergl. $. 506 Sat 1 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 421. 

4) Man vergl. SS. 376, 419, 421 ded BGB.'s. — Wäre eine Reallaft ein: 
getragen worden, obne daf die hypothekariſchen Gläubiger eingemwilligt hätten 
oder ihre Einwilligung ergänzt worden wäre, jo würde fie den hypothekariſchen 
Gläubigern gegenüber nicht gelten. 

5) Man vergl. $. 507 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 506 Sa 2 des BGB.'s und oben $. 230. 

7) Man vergl. $. 512 des BGB.'s. — Wenn eine Reallaft jchon vor dem 
bürgerliden Geſetzbuche durch Erittung erworben worden wäre, fo würde die 
Eintragung derjelben noch erfolgen können, ſoweit nicht das Princip der Def: 
fentlichkeit der Grund: und Sppothetenbücher entgegenitände. (Man vergl. Com: 


— 


mentar Bd. 1 S. 421 flg.) 
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gs. 201. 
Wirkungen der Neallajten. 


Die aus der Neallaft bervorachenden einzelnen Yeiltungen bat 
Derjenige zu erfüllen, welcher zur Berfallzeit derfelben Eigenthümer 
des bejchwerten Grundftüds iſt. Der Nachfolger im Eigenthunte 
haftet auch für die während der Befitzeit feines Vorgängers fällig 
gewordenen und von diefem nicht bezahlten Yeiltungen, vorbehältlic 
jeines Negreffes an den Vorgänger im Eigenthume'). Eine Aus- 
nahme tritt nur bei der Zmwangsverfteigerung ein, indem bei dieſer 
der Griteher nicht für die Nücftände aus der Zeit vor feiner Ein- 
tragung im Grundbuche haftet‘), obſchon die Neallaft jelbit durch 
die Zmwangsverfteigerung nicht erlöjcht. 

Die einzelnen Leiftungen der Neallaft werden nad den Bor» 
Ichriften über die Forderungen beurtheilt, namentlich in Beziehung 
auf Verzug, VBerzinfung, Verjährung u. f. w.?). Im Goncurfe, in» 
gleichen im Falle der Zwangsverfteigerung außerhalb des Concurſes, 
genichen die Neallaftenrücjtände Priorität, wenn fie in den lebten 
drei jahren fällig geworden find, oder wenn der Gläubiger vor der 
Eröffnung des Concurſes oder vor der außerhalb des Eoncurfes be> 
wirkten Ziwvangsverfteigerung die Klage bei Gericht angebradt und 
den Nedtsftreit nicht über drei Monate liegen gelafjen bat *). 

Zu Grundftüdsabtrennungen bedarf es nicht der Einwilligung 
der Reallaftenberecdhtigten; es find aber die theilbaren Neallaften ver- 
hältnißmäßig auf das Trennſtück zu legen; das urſprünglich mit der 
Saft beſchwerte Grundftüd bleibt, jofern es nicht des Anſpruches ent- 
laſſen worden iff, wegen des auf das Trennftüd gelegten Theils der 
Reallaſt, aushülflich verpflichtet °). Soll ein verhältnigmäßiger Theil 
der Reallaft auf das Trennſtück nicht ‚geleat werden, letzteres viel- 
mehr von derjelben befreit fein, jo bedarf es hierzu der Einwilligung 
des Berechtigten; doc kann diefe durch die zuftändige Grund» und 

1) Man vergl. $. 510 des BGB. und Annalen a. a. D. ©. 302 in Ver: 
bindung mit ©. 297 flg. 

2) Man vergl. $. 510 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 511 Sag 1 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 88. 417, 511 Sat 2 des BGB.'s und Gefeh vom 30. Juni 
1868, ingleihen Siegmann in den Annalen N. F. Bd. 2 ©. 117 und Bd. 4 
S. 499. 

5) Man vergl. 8. 513 des BGB.'s. 
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Hypothekenbehörde ergänzt werden, wenn wegen verhältnigmäßiger 
Geringfügigfeit der Neallaft oder des abzutrennenden Theils des 
Grundftüds ein Nachtheil für den Berechtigten aus der Abtrennung 
nicht zu befürchten ift; die ohne Vorbehalt erklärte, und die durch Die 
Behörde ergänzte Einwilligung des Beredtigten gilt als Verzicht auf 
das Recht an dem Trennftüde '). 


8. 252. 
Erlöſchen der Reallaften. 


Reallaften erlöfchen durch Untergang des Grundftüds, auf welchem 
fie haften, dur Ablauf der Zeit, für welche fie beftellt worden find, 
und durd Löſchung im Grundbuche vermöge eines auf deren Auf: 
bebung gerichteten Rechtsgrundes. Rechtsgründe zur Löſchung find: 
Wegfall des berechtigten Grundftüds oder der beredtigten Perſon, 
Bereinigung des Eigenthums an dem befchwerten Grundftüde mit der 
Berebtigung, Conſens des Berechtigten, leptwillige Verfügung und 
richterliche Entjcheidung ?). Neallaften erlöfchen weder durch die 
Zwangsverfteigerung des beſchwerten Grundftüds, noch durch Ber: 
jährung ?). Bei einer Neallaft, welche einer beftimmten Perſon zu- 
jteht, fann eine öffentliche Aufforderung der unbefannten Berechtigten, 
wie bei den Hypotheken, erlaſſen werden ®). 


8. 253. 
Auszug, YXeibrente und eijerne Gapitalien. 


Wird bei der Veräußerung eines Grundftüds ein Auszug auf 
demfelben vorbehalten, oder belaftet der Eigenthümer fein Grund 
ftüd duch legten Willen mit einem Auszuge, oder wird ein verzind- 
libes Gapital als eifernes Capital auf ein beftimmtes Grundftüd ge 
legt, jo bat der Auszugsberechtigte oder der Gläubiger, ſelbſt obne 
eine darauf gerichtete Beftimmung, das Recht zu verlangen, daß der 
Auszug oder das eijerne Capital in das Hypothekenbuch unter den 
‚Forderungen eingetragen wird; diefe Eintragung hat die Wirkung, 
daß der Auszug oder das eiferne Capital die Eigenfhaft einer Real- 


1) Man vergl. 8.514 deö BGB.'s und Verordnung vom 3. Aug. 1868 Nr. 1. 
2) Man vergl. 8. 508 des BGB.'s. 

3) Man vergl. oben ©. ‘139. 

4) Man vergl. SS. 461, 509 des BGB.'s und oben ©. 400. 
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laft erhält‘). Gegen die Eintragung des Auszugs und des eifernen 
Capitals haben die hypothetariſchen Gläubiger fein Widerſpruchsrecht ?). 
Der Auszug ift ohne Angabe der Werthsſumme einzutragen”). 

Leibrenten, welche nicht als Auszug oder als eifernes Capital 
gelten, erlangen die Eigenjchaft einer Neallaft durch Eintragung der 
jäbrliben Renten nad ihren Geldwertbe in das Hppotbefenbud; die 
Eintragung kann nur verlangt werden, wenn durch Gonjens oder 
legtwillige Verfügung beftimmt worden tft, daß fie die Eigenſchaft 
einer Reallaſt haben follen ). 

Auszug, eiferne Gapitalien und Xeibrenten, welde durch Ein- 
tragung in das Hypothekenbuch die Eigenjchaft der Reallaſten erhalten 
baben, jind, joweit es ihre Natur zuläßt, nad den Vorſchriften über 
die Hppotbefen zu beurtbeilen °) 

Släubiger, deren Hypothek dem Auszuge, dem eijernen Gapitale 
oder der Xeibrente dem Alter nah vorgebt, find, wenn jie nicht in 
die Beſchwerung des verpfändeten Grundftüds mit dieſen Laſten cin» 
gewilligt haben, oder ihre Einwilligung durch die Behörde ceraänzt 
worden tft, zu verlangen berechtigt, daß das Gericht die Zwangsver— 
jteigerung des Grundftüds unter Annahme doppelter Gebote, einmal 
auf das Grundjtüd mit der Laſt des Auszuges, des ceifernen Gapi- 
tals oder der Xeibrente, jodann auf das Grunditüd ohne dieſe 
Laſten bewerfitelligt. Ergiebt jih, daß die älteren hypothekariſchen 
Gläubiger durch Ueberweifung diejer Laſten Nachtheil erleiden, To ift 
das Grundſtück ohne Diejelben dem Erſteher zuzufchlagen, im ent- 
gegengefegten Falle die Berfteigerung mit den Laften fortzujegen ©). 

1) Man vergl. $. 515 des BGB.'s. — Das bier erwähnte eiferne Capital 
ift obngefäbr das Recht an einem Grundftüde, weldes die neuere Doctrin an 
die Stelle der Hypotheken zu ſetzen beabfichtigt. Ich glaube, dat man fich dabei 
ftarf verrechnet, weil die Capitaliften ſich ſchwer entichliepen, ihr Geld zu eiſer— 
nen Gapitalien berzugeben. 

2) Man vergl. $. 516 Sat 1 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 516 Satz 2 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 517 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 426. 

5) Man vergl. $. 518 des BGB... — Nicht anwendbar find die SS. 418, 
442 biö 449 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 519 des BGB.'s. — Die Berfteigerung mit doppelten Ge- 
boten jest den Antrag eines älteren hypothekariſchen Gläubigerö voraus; der 
Antrag fann aber noch im Bietungstermine bis zum Zuſchlage geftellt werden 


(man vergl. Annalen N. F. Bd. 3 ©. 160). Ueber das Recht der Neallaften in 
einem Falle, wo das Grundftüd ohne diejelben verfteigert worden ift, jedoch 
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V. Dienftbarkfeiten. 
8. 254. 
Beariff der Dienftbarfeiten. 


Dienjtbarfeit ift das zum Vortheile eines bejtimmten Grundjtüds 
oder einer bejtimmten Berfon bejtehende Necht an einer fremden Sade, 
vermöge dejjen deren Eigenthümer rückſichtlich dieſer Sache Etivas zu Dul- 
den oder zu unterlafien hat!). Die Dienftbarkeit ift ein Recht an einer 
fremden Sache in fofern, als vermöge derjelben der Dienjtbarfeitsbered- 
tigte einen Nugen bat, welder ohne jie dem Eigenthümer der dienen- 
den Sache zufommen würde Nimmt man dagegen auf den Eigen- 
thümer der dienenden Sade Nüdjicht, fo erjcheint deſſen Eigenthum 
durch die Dienftbarkeit als zum Theil beſchränkt. Aber der Grund 
davon liegt nicht darin, daß der Dienjtbarfeitsberedhtigte ein Recht 
des Eigenthümers ausübt, jondern vielmehr darin, daß die Sadıe 
den Eigenthümer nur in jomweit einen Nugen gewähren kann, als 
Dies wegen des Nechtes eines Anderen möglich ift. Eine Dienitbarfeit 
it nur an einer fremden Sade denkbar. Denn wer über feine eigene 
Sache verfügt, handelt dabei vermöge feines Eigenthums, nicht vermöge 
eines ihm an feiner Sache zuftehenden Rechts?). Fällt nun zwar die 
Dienftbarfeit unter den Begriff eines Rechts an einer fremden Sade, 
jo iſt Doch nicht jedes Recht an einer Sade eine Dienitbarfeit, jon- 
dern nur dasjenige, vermöge dejjen der Eigenthümer der Sade rüd- 
Jichtlich diejfer Etwas zu dulden oder zu unterlaffen bat ?). Wie bereits 
oben in S. 18% bemerkt worden ift, der Eigenthümer hat das Recht, 


nad) Bezablung der vorgehenden Hypotheken fich ein Weberichuß ergiebt, veral. 
GCommentar Bd. 1 ©, 427, Hätten die vorgehenden hypothekariſchen Gläubiger 
den Antrag auf Verfteigerung mit doppelten Geboten zu ftellen unterlaffen und 
lieferte die Verfteigerung mit den Reallaften ein Ergebnif, nach welchem fie nicht 
ihre volle Befriedigung erhalten Könnten, jo bätten fie, nad meiner Anficht, 
nicht blos auf die Bezahlung von den Reallaftenrüdftänden (man vergl. Com: 
mentar a. a. D.), jondern auch auf die Fünftig fällig werdenden Reallaften- 
beträge, bis zu ihrer vollftändigen Befriedigung, Anſpruch. 

1) Man vergl. 8. 520 Sat 1 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 520 Satz 2 des BGB.'s und Annalen N. F. Bd. 8 ©. 446. 

Das im angegebenen Paragraphen aufgeftellte weitere Prineip, dab es an 
der Dienftbarkeit Feine Dienftbarfeit giebt, ift jelbftverftändlich, weil Dienft: 
barkeit ein Recht an einer Sache ift und dieſes nicht ſelbſt das Object eines 
Nechtes an einer Sache fein fann. 

3) Man vergl. $. 520 Sat 1 des BSB.’S und 1. 15 8. 1 D. de serrit. 
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ſeine Sache zu gebrauchen, wie er will, und das Recht, jeden Anderen 
von der Einwirkung auf die Sache auszuſchließen. Jenes Recht wird 
beſchränkt, wenn der Eigenthümer verpflichtet iſt, eine Handlung an der 
Sache zu unterlaſſen, welche er vermöge ſeines Eigenthums daran 
vornehmen könnte, dieſes Recht dagegen, wenn er geſchehen laſſen muß, 
daß ein Anderer eine Handlung an der Sache vornimmt. Eins 
von dieſen beiden Rechten muß beſchränkt werden, wenn von einer 
Dienſtbarkeit die Rede ſein ſoll. Namentlich kann die Verpflichtung, 
daß der Eigenthümer auf ſeinem Grundſtücke Etwas thun, oder auf 
demſelben erbaute Früchte einem Anderen leiſten, oder eine Geldab— 
gabe von demſelben entrichten joll!), nicht als eine Dienſtbarkeit be— 
fteben. Endlih kann, ſoweit nicht ein Geſetz entgegenjteht ?), jede 
zum Bortheile des Dienftberechtigten gereichende Art der Nugungen 
einer fremden Sache Gegenftand der Dienftbarfeit jein, ſelbſt wenn 
dadurch dem Berechtigten nur eine Annehmlichfeit verjchafft wird ?). 
Eine Verpflichtung aber, melde dem Berechtigten meder einen Bor- 
tbeil noch eine Annehmlichkeit verjchafft, jondern den Eigenthiimer 
blos in der Verfügung über jeine Sache beſchränkt, kann nicht eine 
Dienſtbarkeit jein?). 
Wefen der Dienftbarkeiten im Allgemeinen. 


Für eine Dienftbarfeit fann nicht blos ein Kaufpreis oder 
eine ſonſtige Entihädigung überhaupt gegeben merden, jondern es 
widerftreitet auch nicht dem Begriffe Dderjelben, daß namentlich bei 
Grunddienftbarkeiten der Dienftbarfeitsberechtigte eine Gegenleiftung 
zu entrichten bat’). In dem legteren alle findet an der Gegen- 
leiftung ein Rechtsbeſitz ftatt %); was jo zu verfteben iſt: Beftände Die 
Gegenleiftung darin, daß der Eigenthümer des dienenden Grundftüds ala 


1) Man vergl. $. 522 des BGB.'s. — Dergleichen Berpflichtungen Tafien 
fih als Rechte an einer fremden Sache nur in der Eigenjchaft der Neallaften 
denken und müſſen auf die oben im &. 250 angegebene Art, nämlich durch Gin: 
tragung im Grund- und Hypothekenbuche, begründet worden jein. 

2) Man vergl. $. 3 Nr. 2 der Publicationsverordnung. 

3) Man vergl. 3. 521 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 792 des BGB.'s, oben $. 188 und 1.81 $.1 D. de contrah. 
eint, 

5) Man vergl. $. 523 des BGB.'s. 

6 Ran vergl. $. 531 des BGB.'s. 
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GSegenleiftung für die Dienftbarfeit zu Gunſten des herrichenden Grund- 
ftüds mit einer Dienſtbarkeit an jeinem Grundftüde bejchwert worden 
wäre, jo würde diefe Gegenjeitigfeit der Dienftbarfeiten an der recht- 
lichen Natur der einzelnen Dienjtbarfeit Etwas nicht ändern, es würde 
insbefondere auch an der zur Gegenleijtung beftellten Dienftbarfeit 
Nechtsbefig ftatt haben. Aber auch dann, wenn die Gegenleiftung in 
einem Geben oder Thun bejtände, würde ein Rechtsbeſitz an derfelben, 
unbejchadet des Princips, dab Neallaften nicht durch Erfigung er- 
mworben! werden können, in jofern ftatt haben, als die Dienftbarkeit 
nur gegen Emtrichtung der Gegenleiftung tbatfählih ausgeübt, die 
Dienftbarkeit alfo nur mit diefer Beſchränkung erjeffen werden fönnte, 
und nah Vollendung der Erjigung der Eigenthümer des dienenden 
Srundftüds zwar berechtigt wäre, die Gegenleiftung, jofern Ddiejelbe 
nicht etwa in gewiſſen Abentrichtungen für die jedesmalige Ausübung 
beftände, jelbjt dann zu fordern, wenn der Eigenthbümer des berr- 
fchenden Grundftüds die Dienjtbarkeit zeitweilig nicht ausübte, der 
legtere fich aber dur Verzicht auf die Dienjtbarfeit von der Gegen- 
leiftung für die Zukunft zu befreien vermöchte !). 

Dienftbarkeiten find mit mögliditer Schonung des Eigenthums aus- 
zuüben ?). Die zu deren Ausübung erforderliden Vorrichtungen bat der 
Dienftbarfeitsberechtigte herzuftellen und zu erhalten ?). Der Eigentbümer 
der dienenden Sache muß dem Dienjtbarkeitsberedhtigten alle Handlungen 
geitatten, ohne welche die Dienjtbarkeit nicht ausgeübt werden fann, 
und fich aller Verfügungen über feine Sade enthalten, durch melde 
die Dienjtbarkeit gehindert oder geftört wird). So meit die Dienft- 


1) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 431. 

2) Man vergl. $. 524 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 525 des BGB. und Annalen N. F. Br. 8 ©. 362. — 
Wenn der Eigenthümer die Vorrichtung ebenfalls benußt, jo ift die Frage, in 
wie weit derſelbe zu deren Heritellung und Erhaltung einen Beitrag zu geben 
babe, nad den Vorjchriften über die Gemeinfchaft (communio) zu beantworten 
(Annalen N. F. Bd. 1 ©. 227). 

4) Man vergl. $. 526 des BGB. und Annalen N. F. Bd. 8 ©. 249. — 
Die Berpflibtung, alle Handlungen zu geftatten, ohne welche die Dienftbarteit 
nicht ausgeübt werden kann, ift eine ſehr umfaflende. So liegt 3. B. in der 
Dienftbarkeit des Niehbrauds an einem Haufe das Recht des Zuganges zu dem 
Haufe, in der Dienjtbarleit des Nießbrauchs an einem Grundftüde das Recht 
des Zuganges über den von der Dienftbarfeit freien Theil des Grundftüds, jo: 
weit ein solcher zur Ausübung der Dienftbarkeit erforderlich ift, in der Dienft- 
barkeit des Waflerichöpfens das Recht des Zuganges zur Quelle. Die angege: 
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barkeit eine gleichartige Benugung der dienenden Sade von Seiten 
des Eigenthümers zuläßt, 3. B. die Wegegerechtigkeit, und ſoweit die 
Dientbarkeit nicht mit einem Verbietungsrechte gegen ihn erworben 
worden ift, bat der Eigenthümer das Recht zu der gleichartigen 
Benutzung und zu der Beftellung gleichartiger Dienjtbarkeiten '). 

Hypothekariſche Gläubiger, welche einer durch Vertrag oder legten 
Willen beftellten Dienftbarfeit dem Alter nad vorgehen, können, wenn 
das Grundftüd zur Zmwangsverfteigerung kommt, verlangen, dab das 
Grundjtüd mit doppelten Geboten verfteigert wird ?). 


8. 256: 
Fortſetzung. 

Treffen mehrere Dienſtbarkeiten an derſelben Sache zuſammen, 
welche nicht oder nicht unbeſchränkt neben einander ausgeübt werden, 
lönnen, jo bat die ältere Dienſtbarkeit den Vorzug vor der jüngeren; 
find die Dienftbarkeiten gleichzeitig beftellt, fo muß jeder Dienftbarteitg- 
berechtigte, wenn dadurch die Ausübung der mehreren Dienftbarkeiten 
neben einander möglich gemacht werden fann, zu Gunften des An- 
deren verhältnigmäßig Etwas nachlaſſen; entweder rückſichtlich des 
Umfanges oder rüdfichtlih der Zeit der Ausübung; künnen die meb- 
reren Dienftbarkeiten auch hierdurch nicht erhalten werden, jo ent- 
ſcheidet Das 2008 °). 

Der Rechtsbeſitz bei Dienjtbarkeiten iſt, ſoweit es die Natur der- 
jelben zuläßt, nah den Vorſchriften über den Beſitz der Sachen zu 
beurtheilen *). Der Dienftbarfeitsberechtigte hat gegen Jeden, welcher 


bene Verpflichtung erjtredt ſich auch auf die Herftellung und Erhaltung der zur 
Ausübung der Dienitbarfeit nöthigen Vorrichtungen, 3. B. eines Steges ober 
einer Brüde, der zur Waflerleitung erforderlichen Röhren. 

1) Dan vergl. 88. 527, 589 des BGB.'s, Annalen N. F. Bd. 8 ©. 249. — 
Hat der Eigentbümer das Recht der gleichartigen Benutzung, jo fteht ihm auch 
das Necht der Benugung der Vorrichtungen zu, jelbit wenn fie von dem Dienft- 
barfeitöberechtigten hergeitelt worden fein jollten, weil fie nach dem Rechte der 
Acceſſion zum Grundftüde gehören. Ob der Dienftbarkfeitäberechtigte in einem 
jolhen Falle von dem Eigenthümer eine Entihädigung zu fordern berechtigt jei, 
ift nah den Vorſchriften über Miteigenthum zu beurtheilen. 

2) Man vergl. $. 528 des BGB.'s, oben ©. 413 und Gommentar Bd. 1 ©. 433. 

3) Man vergl. $. 529 in Verbindung mit SS. 130, 131, 764 des BOB.'3. 

4) Man vergl. SS. 530, 556 bis 558 des BGB.’ und oben $. 175 unter a). 
— Bas bei der Sade der Beſitz ift, ift bei der Dienſtbarkeit der Gebrauch der 
Sade; ver f. g. animus domini ift der Wille des Nechtöbefigers, die Dienftbarfeit 
für fih auszuüben. 
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die Ausübung der Dienjtbarkeit hindert oder ftört, oder mit Beziehung 
auf ein ihm zuftehendes Necht bejtreitet, eine Klage (actio in rem) 
auf Anerkennung der Dienftbarkeit, Befeitigung des Hinderniffes, Wie- 
derherftellung des vorigen Zujtandes, Erſatz des verurſachten Scha— 
dens und Androhung einer Strafe für weitere Störungen (jo 
genannte Eonfefforienklage)'). Der Kläger hat den Beweis der Dienit- 
barkeit zu führen, jelbjt wenn er fich im Rechtsbeſitze befindet und 
jelbft, wenn er durch richterliches Erkenntniß in demſelben geſchützt 
worden ift?). Wird die Eonfefjorienklage wider eine Perſon ange 
ſtellt, welche die dienende Sadhe im fremden Namen inne bat, oder 
dur Ausübung eines Nechts im Namen eines Dritten geftört bat, 
ſo kann fie die Klage von fi abwenden, wenn fie Denjenigen nennt, 
in deſſen Namen fie die Sache inne hat, oder für den fie das Nedht 
ausgeübt hat, und dieſer den Nechtsftreit an ihrer Stelle übernimmt 
(f. g. auctoris nominatio); jo weit fie eine Verſchuldung trifft, bleibt 
fie deſſen ungeachtet verpflichtet ?). 

Die Dienftbarkeiten find entweder perſönliche Dienftbarfeiten, oder 
Grunddienftbarkeiten. Jene find diejenigen, welde einer Perſon an 
einer fremden beweglichen oder unbewegliden Sade zuftehen; dieſe 
diejenigen, melde einem Grundftüde an einem anderen Grundftüde 
zufteben. Das bürgerliche Gefegbuh handelt von den Grunddienit- 
barfeiten an erſter und von den perfünliden Dienftbarfeiten an 
zweiter Stelle und ich werde diefe Reihenfolge beibehalten. 


Grunddienftbarkeiten. 
8. 257. 
Wefen der Grunddienftbarfeiten. 

Eine Dienftbarfeit ift nur dann eine Grunddienftbarfeit, wenn 
die Verpflichtung des Eigenthümers des dienenden Grundjtüds, eine 
Handlung gefcheben zu laſſen, gegen welde er vermöge feines Eigen- 
thums ein Widerjpruchsrecht hätte, oder eine Handlung nicht vorzu- 
nehmen, zu welcher er vermöge feines Eigenthbums berechtigt märe, 
dem herrſchenden Grundftüde, als ſolchem, einen Nuten gewährt ®). 
Zwar kann diefer Nugen aud darin beftehen, daß die Bewirthſchaftung 
des herrſchenden Grundftüds eine bequemere und vortheilhaftere ift, 


1) Man vergl. SS. 532, 603 bes BGB.'s und oben ©. 345. 
2) Man vergl. 8. 533 und oben S. 347. 

3) Man vergl. 8. 534 des BGB.'s und oben ©. 344, 347, 
4) Man vergl. 8. 535 des BGB.'s. 
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3. B. darin, daß bei dem Adern die Pferde das angrenzende Grund- 
ftüd betreten, oder bei dem Schlagen von Holz die geichlagenen Hölzer, 
oder bei dem Einſammeln von Keldfrüchten die eingefammelten Früchte, 
bis zu ihrer Abfuhre, auf dem angrenzenden Grundftüde einjtweilen 
niedergelegt werden dürfen. Aber eine Dienitbarfeit, welche den Zwed 
bat, daß der Eigenthümer des herrſchenden Grundftüds für feine 
Perſon oder in jeinem Gejchäftsbetriebe eine Handlung auf dem die- 
nenden Grundftüde vornehmen, 3. B. auf dem dienenden Grundftüde 
erbaute Früchte an ſich nehmen, oder ein Bauwerk auf demjelben haben, 
oder dasjelbe zur Wohnung oder zu einem anderen Zwecke benuten 
dürfe, kann nicht eine Grunddienftbarkeit fein‘). Wird eine Dienft- 
barkeit, welche als eine Grunddienftbarfeit beitehen kann, dem Eigen- 
thümer des berrichenden Grundjtüds nur für feine Perfon beftellt, 
fo gilt fie mit der Beichränfung als Grunddienftbarkeit, daß fie nur 
jo lange Dauert, als Derjenige, welchem fie beftellt wird, das Eigen- 
thum an dem herrſchenden Grundftüde behält, und, fofern fie nicht 
blos für die Perſon, fondern auch für die Erben beftellt worden ift, 
beim Ableben des Dienftbarkeitsberechtigten auf deſſen Erben nur dann 
übergeht, wenn diefe das herrſchende Grundftüd erben ?). 

Grunddienftbarkeiten find untheilbar; fie fünnen weder an ide- 
ellen Theilen des dienenden noch für ideelle Theile des berrjchenden 
Grundſtücks erworben werden, auch nicht nach ideellen Theilen er- 
löſchen; befindet fih das herrſchende Grundſtück im Miteigenthume, jo 
fann jeder Miteigenthümer wegen der Dienftbarkeit Hagen; fteht das 
dienende Grundſtück im Miteigenthume, jo fann jeder Miteigentbümer 
wegen der Dienftbarkeit verklagt werden ?). 

Eine Grunddienftbarfeit fann weder dem Rechte, noch der Aus- 
übung nach von dem berrichenden Grundftüde getrennt und auf ein 
anderes Grundftüd übertragen werden; eben jo tft eine Uebertragung 
derjelben von dem dienenden Grundftüde auf ein anderes Grundftüd 
unftatthaft *). Sie fann nur ausgeübt werden, joweit es das Be- 


1) Man vergl. 8. 540 Sa 2 des BGB.'s. — Die Vorichriften des römi: 
ſchen Rechts über die j. g. Vicinität und die |. g. causa perpetua servitutum bat 
das bürgerliche Gejesbudh nicht aufgenommen, weil fie fich bei der Anwendung 
der allgemeinen Bejtimmungen über das Wejen der Grunddienjtbarfeiten auf 
concrete Fälle von jelbjt ergeben. 

2) Man vergl. SS. 535, 601, 646 des BGB.'s. 

3) Man vergl. SS. 538, 564, 570, 590, 596 des BGB.s und Siebenhaar, 
Gorrealobligationen ©. 195 flg. 

4) Man vergl. $. 536 des BOB.S. 
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dürfniß und die Benutzung des herrſchenden Grundftüds erfordert". 
Wird das herrſchende Grundftüd durch Hinzufchlagung anderer Grund- 
ftüde vergrößert oder die Benugungsart dejjelben geändert, jo fann 
die Dienftbarfeit nur in dem urfprünglichen Umfange ausgeübt werden ?). 
Zu Gunften Dritter darf die Dienftbarfeit nicht ausgeübt werden ?). 
- Die ideelle Theilung des herrſchenden oder dienenden Grund— 
ftüds ändert an der Grunddienftbarfeit Etwas nicht; es wird dadurd 
die Grunddienftbarfeit nicht in jo viele einzelne Grunddienjtbarkeiten 
zerfpalten, als ideelle Theile gemacht werden, vielmehr dauert fie fort, 
wie fie vor der Theilung gewesen tft‘). Auch bei der phyſiſchen 
Theilung des berrfchenden oder dienenden Grundftüds beftebt die 
Dienftbarkeit an allen Theilen fort, ausgenommen, wenn fie aus 
Ihlieglih an einem phyſiſchen Theile des berrfchenden oder dienenden 
Grundftüds beftanden hat, welchen Falls nad der Theilung nur dieſer 
Theil als berrfchendes oder dienendes Grundftüd gilt’). Weder die 
ideelle noch phyſiſche Theilung des herrſchenden Grundftüds darf eine 
größere Beläftigung des dienenden Grundftüds zur Folge haben ?). 


8. 258. 
Einzelne Grunddienftbarfeiten. 


Die Zahl der Grunddienftbarkeiten ift feine gefchloffene ”). Nichts- 
deftoweniger giebt es mehrere Grunddienjtbarkeiten, welche ſich, da fie 
vorzüglih oft vorkommen, in der Weife gejeglih bejtimmen lafjen, 


1) Man vergl. $. 537 Sat 1 des BGB.'s. 

2) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 437. — Als eine Aenderung der Benut- 
ungsart ift es nicht anzuſehen, wenn die Ertragsfähigleit des herrſchenden Grund- 
ftüds durch beſſere Gultur erhöht oder ein Wohngebäude von dem Dienftbar: 
teitöberechtigten nicht ſelbſt bewohnt, jondern an Andere vermiethet wird (Annalen 
N. F. Br. 3 ©. 252). 

3) Man vergl. $. 537 Sat 2 des BGB.'s. 

4) Man vergl. S. 539 Sat 1 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 539 Sab 2 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 539 Say 3 des BGB.'s. — Daß, wenn mehreren Grund: 
ftüden eine Grunddienjtbarfeit an Einem dienenden Grundftüde zuftebt, oder 
mehrere Grundftüde mit einer Grunddienftbarkeit Eines berrichenden Grundftüds 
beſchwert find, jo viele felbjtändige Grunddienftbarkeiten eriftiren, als Grund- 
ftüde berechtigt oder bejchwert find, verfteht fich von jelbft. 

7) Man vergl. $. 540 des BGB.'s. — Der römiſche Unterfchied zwiſchen 
servitutes praediorum rusticorum und servitutes praediorum urbanorum bat in dem 
BGB. mit Recht feine Aufnahme gefunden. 
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dab das Gefek bis zum Beweije eines Anderen Anwendung findet. 
Das bürgerliche Geſetzbuch enthält über diefe Dienftbarfeiten nach— 
jtehende Beltimmungen. 

a) Befteht eine Grunddienjtbarkeit in der Befugniß, auf der 
Mauer, dem Gewölbe, der Säule oder fonft einer Bauanlage des 
Nachbars ein Bauwerk ruhen zu lafjen (servitus oneris ferendi), fo 
bat der Eigenthümer des dienenden Grundjtüds die Unterlagen in 
dem Zuftande zu erhalten, melden fie zur Zeit der Auflegung der 
Beichwerung gehabt haben, und diejelben, wenn jie baufällig find, her— 
zuftellen ). Der Widerſpruch, welchen man hierin mit dem Grund- 
ſatze, daß die Dienjtbarfeit nicht in faciendo beftehen könne, von je- 
ber gefunden bat, erledigt jih, wenn man erwägt, daß, wollte man 
dem Eigenthümer des herrichenden Grundftüds die Verpflichtung auf- 
legen, die jchadhaft gewordenen Unterlagen berzuftellen, man ein ganz 
eigenthümliches Rechtsverhäktnig injofern einführen würde, als man 
dem Eigenthümer des herrſchenden Grundftüds auf der einen Seite 
das Recht gäbe, die Unterlagen auch ſelbſt wider den Willen des 
Eigenthümer8 des dienenden Grundftüds berzuftellen, auf der 
anderen Seite aber die Verbindlichkeit auflegt, auf feine Koften 
einen Bau auszuführen, welcher dem Eigenthümer des dienenden 
Grundftüds ex jure accessionis gehörte. 

b) In der Grunddienftbarkeit, Balken oder andere Bauftüde in die 
Wand oder Mauer des benachbarten Grundftüds (j. g. servitus tigni 
immittendi) zu legen, ift das Recht enthalten, die ſchadhaft oder un- 
braudbar gewordenen Balken oder Bauftüde wieder herzuftellen oder 
durch neue zu erjegen ?). 

c) Bei der Grunddienftbarkeit der Dachtraufe (ſ. g. servitus 
stillieidii immittendi oder fluminis) fann der Eigenthümer des herr— 
ihenden Grundftüds zwifhen dem Herabfallen des Regenwaſſers in 
Tropfen und der Leitung dejjelben in Röhren oder Rinnen wählen, 


1) Man vergl. $. 541 des BGB.'s. — 1.68, 2 D. si serv. vindic., I. 33 D. 
de servit. praed. urb. — Cine nterpretation der 1. 28 D. de adquir. rerum 
dominio findet man Annalen N. %. Bd. 4 ©. 321 not. 31. 

2) Man vergl. $. 542 des BGB.'s. — l. 6 8. 2, l. 8 88. 1, 2 D. si sern. 
rindie. — Beſondere baupolizeiliche Geſetze find: das Geſetz, nebſt der Ausführ— 
ungsverordnung, das wegen polizeilicher Beaufſichtigung der Baue zu beobachtende 
Verfahren betreffend, vom 3. Juli 1863, ferner das Geſetz, die Gültigkeit der 
Localbauordnungen betreffend vom 11. Juni 1868 und die durch Verordnung vom 
27. Februar 1869 publicirten Baupolizeiordnungen für Städte und Dörfer. 
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auch, wenn dadurch das dienende Grundjtüd nicht mehr beſchwert 
wird, die getroffene Wahl ändern, aud den Tropfenfall höher oder 
niedriger legen und die Bauart jeines Dadyes ändern, felbft wenn 
damit eine Nenderung im Tropfenfalle oder in der Röhren» oder 
Rinnenleitung verbunden iſt ). 

d) Das Lichtrecht beiteht darin, daß auf dem dienenden Grund: 
ftücle nicht Etwas vorgenommen werden darf, wodurd das für die 
Deffnung oder den Raum, worauf fich die Dienftbarkeit bezieht, bezivedte 
Licht entzogen oder gejchmälert wird. it das Lichtrecht in Beziehung 
auf ein Fenſter ohne nähere Beitimmung geftattet, jo darf dem berr- 
Ihenden Grundftücde der Einfall des Lichtes vom freien Himmel nicht 
weiter, als bis zur Höhe eines halben rechten Winkels von der Sohl- 
bank des Fenſters aufwärts entzogen werden. Iſt das Lichtrecht einem 
Gebäude im Allgemeinen beftellt worden, fo ift die Höhe des halben 
rechten Winkels lediglih nah den Lichtöffnungen im Erdgeſchoſſe zu 
bemefjen?). 

e) Das Recht der Ausficht giebt die Befugniß, auf dem dienen> 
den Grundftüde jede neue Anlage zu verwehren, durch welche die be> 
ftimmte Ausjicht entzogen oder gejchmälert wird ?). 

f) Das Recht, ein Fenſter in fremder oder gemeinfchaftlicher 
Mauer zu haben, giebt das Lichtrecht, das Recht der Ausficht aber 
nur, wenn es befonders erworben worden tft ?). 

g) Das Necht des Fußſteigs (ter) umfaßt die Befugniß, auf dem 
Steige zu gehen und, joweit es die Dertlichfeit geftattet, darauf Laften 
zu tragen und fih von Menſchen tragen zu laffen®), aljo nicht das 
Recht zu reiten ®) und mit Handfuhrwerfe zu fahren. In dem Rechte 
des Fahrwegs (via) liegt das Necht des Fußfteigs dergeftalt, daß wenn 
das legtere durch befonderen Bertrag ausgenommen würde, die Natur des 
Fahrwegs aufhören würde”). Der Berechtigte darf auf dem Fahrwege 
fahren, reiten und Vieh führen, nicht aber ſchwere Laften fchleifen oder 


1) Man vergl. $. 543 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 544, 545 bes BGB.'s. — Das römische Necht ift bei 
diefer Dienftbarkeit unbeftimmt und controvers (1.4 D. si serr. vind., 1. 4, 1. 40 
D. de serv. praed. urbanorum, I. 8 Cod. de servit. et aqu.). 

3) Man vergl. 8. 546 des BGEB.'s. 

4) Man vergl. 8. 547 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 8. 548 des BGB.'s. 

6) Anders nach römiſchem Rechte (I. 7 pr., 1. 12 D. de serrit. praed. rustic.). 

7) Dan vergl. 8. 549 Sat 1 des BGB.'s. 
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freigelafjenes Bieh treiben '). Das Recht des Vichtriebes (servitus actus) 
umjaßt das Recht des Fußfteiges, aber nicht das Necht zum Fahren und 
niht das Recht, ein Fahrzeug vor fich her zu fchieben ?). Der Berechtigte 
baftet für den Schaden, welcher durch das Uebertreten des Viehes 
verurſacht wird, darf aber zur Abwendung des Schadens den Viehweg 
vermachen, joweit es ohne Nachtheil für den Eigenthümer des dienen> 
den Grundftüds gejchehen fann ?). „it ein Fußſteig, eine Viehtreibe 
oder ein Fahrweg ohne nähere Bezeihnung der Richtung oder Breite 
beftellt oder die Erjigungszeit hindurch in verjchiedenen Richtungen 
ausgeübt worden, jo kann auf Antrag des Eigenthümers des herr- 
ſchenden oder dienenden Grundjtüds der Theil des dienenden Grund- 
tüds, auf weldem die Dienjtbarkeit ausgeübt werden fol, mit Be- 
rüdjihtigung des Zwedes der Dienftbarfeit, der Dertlichfeit beider 
Grundjtüde und mit möglichſter Schonung des dienenden Grundftüds 
feftgeftellt werden; es wird jedoch dadurch der übrige Theil des 
dienenden Grundftüds nicht frei von der Dienftbarkeit, vielmehr kann, 
wenn fich die für die Anweifung der Richtung oder Breite maßgeben— 
den Berhältnifje ändern oder der angewiefene Theil des dienenden 
Grundftüds untergeht, auf anderweiten Antrag des Berechtigten, die 
Dienitbarfeit auf andere Theile des dienenden Grundftüds verlegt 
werden *). Giebt für die Breite des Fußfteiges oder Fahrweges weder 
die Abficht der Intereſſenten, noch der Zweck des Weges, noch die 
Erfitung einen Anhaltepunft, fo ift anzunehmen, daß der Fußfteig 
eine Breite von drei, der Fahrweg von acht Fuß haben foll’). Des 
Außfteiges oder des Fahrweges darf jih, wenn es im Zwede der 
Dienjtbarfeit liegt, neben dem Cigenthümer des herrſchenden Grund- 
tüds und deſſen Familie oder dem Miether oder Pachter und deſſen 
Familie, auch jeder Andere bedienen, welcher entweder auf das berr- 
Ihende Grundftüd oder von da zurüdgelangen will). 

h) Befteht eine Grunddienftbarkeit in dem Rechte, Fliſſſigkeiten 
auf ein fremdes Grundftüd abzuleiten, oder durch dafjelbe zu leiten, 
oder von dem fremden Grundjtüde auf das herrichende Grundjtüd 


1) Man vergl. $. 549 des BGB.'s und Eommentar Bd. 1 ©. 442. 

2) Man vergl. $. 550 Sat 1 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 550 Sab des BGB.'s. 

4) Man vergl. 88. 551, 552 ded BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 553 des BGB.'s. — Die Breite der Viehtreibe ift nad 
dem jebeömaligen Bebürfnifie feftzuftellen. 

6) Man vergl. $. 554 des BGB.'s. 
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⸗ 
hinzuleiten, ſo muß der Eigenthümer des letzteren die dazu beſtimmten 
Gräben, Canäle, Schleußen, Röhren und Rinnen in Stand erhalten, 
insbeſondere erforderlichen Falles decken und reinigen '). 


8. 259. 
Nechtsbefig bei Grunddienftbarkeiten. 


Der Rechtsbeſitz bei Grunddienftbarkeiten ſetzt den Beſitz des 
Grundftüds voraus, zu deſſen Bortheile die Dienftbarkeit ausgeübt 
wird ?). Erworben wird der Rechtsbejig der Grunddienftbarfeit duch 
deren Ausübung mit dem Willen (animus), ein Recht an dem Grund» 
ftüde zu haben, an weldem die den inhalt der Grunddienftbarfeit 
bildende Handlung vorgenommen wird’). Hat jedoh der Eigenthü- 
mer eines Grundftüds eine jolde Handlung vorgenommen, fo it 
anzunehmen, daß er dies mit dem Willen (animus), ein Recht ausju- 
üben, gethan habe, jofern nicht das Gegentheil dargethban wird, 3. B. 
daß er wegen einer Ueberſchwemmung der gewöhnlichen Wege über 
ein Grundftüd gefahren jei, daß er in der Meinung geftanden habe, 
der Fahrweg, welchen er benuge, jet ein öffentlicher *), oder daß er 
den Fahrweg im Namen eines Anderen benugt habe. Beſteht eine 
Grundgerechtigkeit in der Bornahme einzelner von Zeit zu Zeit 


1) Man vergl. $$. 525, 555 bed BGB.'s. — Das Net, Wafler von einem 
fremden Grundftüde auf das eigene zu leiten, kann nicht blos an der Quelle, 
fondern aub an dem zur Anjammlung des Quellwaſſers dienenden Waſſerbe— 
hältern beſtehen (1.9 D. de serv. praed., 1.2 D. comm. praed.). Das Recht, Waſch— 
wafler, Spülmwafler u. ſ. w. mittelft einer Schleuße oder Röhre u. f. w. abzu: 
leiten, kann nit als Grunddienftbarfeit gedacht werden. Anders beim 
Regenwafler, felbft wenn es mit Waſchwaſſer und Spülwaffer zc. vermifcht ift, 


2) Man vergl. $. 556 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $. 530 in Berbindbung mit 5. 186 des BGB.'s und oben ©. 418. 


4) Nur in dem im Terte angegebenen Sinne kann die Behauptung des Be 
Hagten, es könne der Kläger eine Wegegerechtigkeit nicht erfeffen haben, weil er 
nicht den Willen, ein Recht auszuüben, gehabt habe, eine Exception fein. Wäre 
dagegen der Weg, d. b. der zu einem Wege beitimmte Grund und Boden, in ber 
Wirklichkeit ein öffentlicher, jo würde es fi um ein außer Verkehr ftebendes Grund: 
ftüd handeln, an welchem weder der Kläger nod) der Bellagte Eigentum, ober 
Befig oder ein Recht an der Sache haben könnte (man vergl. oben S. 72 Wr. 3). 
Uebrigens verfteht es ſich von jelbit, dak die Berwaltungsbebörde nur zu dem 
Ausipruche, ob ein Weg (augenblidlih) ein öffentlicher jei, competent ift, und 
ein vor der Juftizbehörde anhängiger Rechtsftreit ſich nur durch diefen Ausſpruch 
der Verwaltungsbehörde erledigen kann. 
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wiederfehrender Handlungen, fo wird der Nechtsbefib durch dieſe 
Handlungen erworben’), An Grunddienftbarkeiten, welche zu ihrer 
Ausübung eine Anlage oder Vorrichtung auf dem Grundftüde erfor: 
dern, wird der Rechtsbeſitz durch Herftellung der Anlage oder Vor— 
richtung erworben ?). Geht eine Grunddienftbarfeit dahin, daß auf 
dem dienenden Grundftüde Etwas unterlaffen werden foll, fo wird 
der Rechtsbefig erworben, wenn der Eigenthiümer des dienenden 
Grundſtücks der Dienftbarkeit zumider zu handeln verjucht, jedoch auf 
wörtlihen oder thatſächlichen Widerfpruh davon abgejtanden bat, 
oder wenn die Dienftbarkeit eingeräumt oder anerkannt worden it ?). 
Der Rechtsbeſitz fann auch durch Stellvertreter erworben werden). 
Durh Perſonen, welche nicht Stellvertreter des Eigenthümers des 
berrfhenden Grunditüds find, kann Rechtsbeſitz nicht erworben, wohl 
aber erhalten werden, vorausgefegt, dab fie die Belighandlung in der 
Meinung, es ftehe die Dienftbarfeit dem Grundjtüde zu, vornehmen ?). 

Derjenige, welcher ſich im Nechtsbeiite befindet, bat Beſitzklagen, 
wie der Befiger fürperliher Saden ®). Gegen Diejenigen aber, welche 
Eigenthum oder Rechte an dem dienenden Grundjtüde oder den Be— 
fit deffelben haben, kann der Bejiger der Grunddienftbarfeit nur 
dann Schuß im Nechtsbejige verlangen, wenn fein Rechtsbeſitz bei 
Grunddienftbarkeiten, deren Ausübung eine Anlage oder Vorrichtung 
vorausfegt , oder in Folge deren auf dem dienenden Grundftüde 
Etwas unterlafjen werden muß, menigitens ein Jahr lang gedauert 
hat, bei Grunddienjtbarkeiten aber, welche in Ausübung einzelner 


1) Man vergl. $. 559 des BGB.'s. 

2) Dan vergl. $. 557 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 558 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 88. 202, 203 des BGB.s und Commentar Bd. 1 ©. 446. 

5) Man vergl. $. 561 des BGB.'s und Annalen R. 5. Bd. 1 ©. 48, Bb. 3 
©. 538, Bd. 4 ©. 127. — Man merke wohl, daß der Eigenthümer eines Grund: 
ftüds den Rechtsbeſitz einer Grunddienftbarfeit nicht dadurch erwerben fann, daß 
er Dritten, welche mit ihm in Gejchäftsverfehr ſtehen, Auftrag oder Anweiſung 
giebt, über ein fremdes Grundftüd zu geben oder zu fahren, um auf jein Grund: 
ftüd zu gelangen. 

6) Man vergl. SS. 530, 532, 534 des BGB.'s und oben ©. 298 jlg. Eine 
Störung des Nechtöbefiges kann auch darin Liegen, dab der Eigenthümer des 
dienenden Grundftüds die Wiederherjtellung der zur Ausübung der Grundbdienft- 
barteit erforderlichen Vorrichtungen oder die Heinigung der zur Waſſerleitung 
dienenden Rinnen und Röhren hindert. 
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von Zeit zu Zeit wiederfehrender Handlungen bejtehen, wenigitens 
drei Bejighandlungen vorgefommen find, von melden die neuejte in 
das legte Jahr vor der Störung fällt und wenigjtens Ein Jahr von der 
erften Bejighandlung entfernt liegt; in allen diefen Fällen wird dem 
Befige des Eigenthümers des berrfchenden Grundftüds der Rechts 
bejig feiner Vorgänger im Eigenthume binzugeredhnet?). 

Der Rechtsbeſitz einer Grunddienftbarkeit geht verloren mit dem 
Beſitze des Grundftüds, zu deſſen Vortheile die Dienftbarkeit ausge 
übt worden ift, ingleihen wenn der Befiger des herrjchenden Grundftüds 
den Willen aufgiebt, die Dienftbarkeit auszuüben, wenn ein Zujtand 
bergeftellt wird, welcher die Ausübung der Dienftbarkeit für die Dauer 
unmöglich macht, und bei Grunddienftbarfeiten, welche auf eine Unter- 
laſſung gehen, durch eine der Dienftbarkeit zumiderlaufende Hand- 
lung ?). 


8. 260. 
Gonfefforienflage bei Grunddienjtbarfeiten. 


Die oben ©. 418 bejchriebene Gonfefjorienklage ſteht bei den 
Grunddienftbarfeiten dem Eigenthümer des herrſchenden Grundftüds 
zu’). Befindet ſich das herrſchende Grundftüd im Miteigenthume, jo 
bat jeder Miteigenthümer das Recht, die Confeſſorienklage anzuftellen '). 
Das bürgerlide Gefegbudh giebt audy eine der ſ. g. publiciana in 
rem actio analoge Confeſſorienklage Demjenigen, weldyer in redlichem 
Glauben und mit einem zur Beftellung der Dienftbarkeit geeigneten 
Rechtsgrunde den Rechtsbefig der Grundbdienjtbarkeit erworben bat; 
jedoch unbefchadet der Rechte des Eigenthümers des dienenden Grund- 
ſtücks *). 

Der Kläger hat bei der Confeſſorienklage das Eigenthum an dem 
herrſchenden Grundſtücke, die Grunddienſtbarkeit und die Störung zu 
beweiſen ). 

1) Man vergl. $. 560 des BGB.'s, Anhang zur Erl. B.:D. $. 19, Annalen 
N. F. Bd. 3 ©. 419, 473 und oben ©. 27 not. 1. 

2) Man vergl. $. 562 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 563 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 564 Sat 1 des BGB.'s und oben ©. 419. 

5) Man vergl. $. 566 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 S.448. — Ueber 
die Frage, ob die bupothefariichen Gläubiger die Eonfeflorienflage haben, veral. 
oben ©. 390 not. 5. 

6) Man vergl. $. 565 des BGB.'s. 
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8. 261. 
Erwerbung der Grunddienftbarteit. 


Grunddienftbarfeiten werden erworben durch zwifchen dem Eigen— 
thümer des Grundſtücks, welches das herrichende werden foll, und den 
Eigenthümer des Grundftüds, welches dienſtbar werden joll, getroffencs 
Uebereinfommen, daß die Grunddienftbarkeit beftellt ſei ), (ſ. g. ver- 
tragsmäßige Beitellung und durch Vermächtniß der Grunddienftbarkeit 
(j. g. legtwillige Bejtellung) ?). Bon der legteren Art der Beftellung der 
Grunddienjtbarkeit wird in dem Erbrechte gehandelt werden. Soviel die 
ſ. 9. vertragsmäßige Beftellung anlangt, jo kann eine Grunddienjtbarkeit 
au bis zu einen Endtermine und unter einer auflöfenden Beding- 
ung beftellt werden). Wird eine Grumddienftbarfeit von Demjenigen 
beitellt, welcher zur Zeit der Beftellung nicht Eigenthümer des dienen» 
den Grundftüds ift, jo hat der Eigenthümer des herrſchenden Grund- 
ftüds unter den im vorigen Paragraphen angegebenen VBorausfegun- 
gen die ſ. g. actio publiciana confessoria; es ift aber auch die 
Srunddienitbarkeit als vom Anfange an gültig bejtellt zu betrachten, 
wenn der Eigenthümer des dienenden Grundftüd3 die Beitellung der 
Dienftbarfeit genehmigt oder wenn Derjenige, welcher die Dienftbar: 
feit beftelt hat, das Eigenthum an dem dienenden Grundjtüde er: 
wirbt). Wer widerruflihes Eigenthum an einem Grundjtüde bat, 
fann nicht eine Grunddienitbarfeit an demjelben mit der Wirfung be- 
ttellen, daß fie auch dann noch fortbefteht, wenn jein Eigenthum an 
dem Grundjtüde erloſchen ift°). 


1) Man vergl. SS. 567, 568, 574 des BGB.'s. — Das bürgerliche Geſetzbuch 
unterſcheidet zwiſchen dem Bertrage über die (künftige) Beitellung einer Grund: 
dienftbarfeit und dem Conſenſe, daß die Dienftbarkeit beftellt jeın joll. Aus er: 
terem fließen Forderungen, durch letzte ren werden Rechte an Sachen begründet. 

2) Man vergl. 8. 2451, 2456 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 598 des BGB.E. — Daß eine Grundbdienitbarkeit von 
einem beftimmten Zeitpuncte an und unter einer aufichiebenden Bedingung be: 
ftellt werden kann, unterliegt feinem Zweifel. (Ueber das römische Recht vergl. 
Hugo Donellus 1. 1. t. 6 pag. 331 sequ.) 

4) Man vergl. Annalen N. F. Bd. 1 ©. 499 und Eommentar Bb.1 ©.449. 
Für die Erwerbung der Grunddienftbarfeiten durch Stellvertreter find die oben 
&. 295 flg. u. ©. 321 entwidelten Grundfäße über die Erwerbung des Befited und 
Eigentbums am körperlichen Sachen mafgebend. (Die 1. 6 pr., 1. 8 D. comm. 
praedior. handelt nicht von der Stellvertretung.) 

5) Man vergl. $. 573 bed BGB.'S und Commentar Bd. 1 ©. 452. — (Das 
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Während nad römischen Nechte der Eigenthümer eines Grund- 
ftüds, weldes mit einem Nießbrauche beſchwert ift, auch nicht ein- 
mal mit Einwilligung des Nießbrauchers eine Grunddienſtbarkeit be> 
ftellen konnte!), geftaltet ſich dieſes Verhältnig nach dem bürgerlichen 
Geſetzbuche aus dem Grunde anders, weil die Grunddienftbarkeiten 
zu ihrer vollen Wirkſamkeit auch Dritten gegenüber nit der Ein- 
tragung im Grund- und Hppothefenbuche bedürfen, der Niekbraud 
dagegen nur dann Dritten gegenüber Wirkung hat, wenn er als 
Dispofitionsbefhränfung im Grundbude eingetragen worden ift ). 
Cine nothwendige Folge hiervon ift die, daß ein Nießbrauch, welcher 
nicht eingetragen worden it, einer jpäter beftellten Dienjtbarfeit ge— 
genüber gar nicht in Betracht kommen kann, die legtere aljo dem er- 
fteren gegenüber den Vorzug hat?) Aber auch in Beziehung auf den 
Nießbrauch, welcher in das Grundbud eingetragen worden ift, weicht 
das bürgerliche Gefegbuh von dem römischen Rechte ab, indem es 
bejtimmt , daß zwar eine Grunddienftbarfeit mit voller Wirkung dem 
Nießbraucher gegenüber nur mit deſſen Eimmilligung beitellt werden 
fann, dejjenungeadhtet, wenn die Dienjtbarkeit ohne Einwilligung des 
Nießbrauchers bejtellt worden ift, dies nur infofern eine Folge hat, als 
die Dienjtbarfeit nicht zu dem Nachtheile des Nießbrauchers ausge- 
übt werden fannı*). 

An einem im Miteigenthbume befindlichen Grundjtüde fann eine 
Grunddienftbarfeit nur mit Einwilligung fämmtliher Miteigenthümer 
beftellt werden). Hat aber ein Miteigenthümer an dem gemein: 
ichaftlihen Grundftüde ohne Einwilligung der übrigen Miteigenthümer 
eine Grunddienftbarkeit bejtellt, jo ift er zur Entwährung verpflichtet, 
wenn die übrigen Miteigenthümer die Grunddienftbarkeit nicht aner- 
fennen ®); es gilt auch die Grunddienftbarfeit al an dem Grund: 


bürgerliche Geſetzbuch ftimmt in dieſer Beziehung mit dem römischen Rechte über: 
ein (J, 12 8.1 D. familiae ereisc., 1. 105 D. de cond, et demonstrat., I. 11 $. 1 D. 
quemadmod. servit. amitt.). 

1) Man vergl. 1. 15 $. 7, 1. 17 pr. D. de usufr. „proprietatis dominus ne 
quidem consentiente fructuario imponere potest servitutem.“ 

2) Man vergl. 88. 402, 569 Sab 2, 646 des BGB.'s. 

3) Man vergl. S. 569 Satz 1 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 569 Sak 2 des BGB.'s. 

5) Man vergl. S$. 330, 570 Sag ı in Verbindung mit $. 538 des BGB.'s, 
I. 2 D. de servit., 1. 34 D. de serv. praed. rustic. und Gommentar Bd. 1 ©. 451. 

6) Man vergl. 8. 570 Satz 2 des BGB.'s und |, 10 D. de evict, 
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ftüde gültig beftellt, wenn er alleiniger Eigenthümer deijelben wird !). 
Miteigenthümer eines Grundftüds fünnen zum Beften eines im all- 
einigen Eigenthume eines Miteigenthümers befindlichen Grundſtücks 
eine Grunddienjtbarfeit am gemeinfchaftlihen Grundftüde beftellen ?). 
Iſt für ein Grundftüd, welches im Miteigenthume fteht, einem Mit- 
eigenthümer eine Grunddienftbarfeit beftellt, jo gilt fie als ſämmtlichen 
Miteigenthümern beftellt ?). 

Eine vertragsmäßige Beltellung einer Grunddienftbarkeit ift nur 
dann anzunehmen, wenn die Abficht der Intereſſenten auf die fofortige 
Beitellung der Grunddienftbarkeit gerichtet ift. Iſt dies der Fall, jo 
bedarf es zur Erwerbung des Rechtes nicht der Erwerbung des Rechts— 
befiges +). Stillſchweigend wird eine Grunddienftbarkeit beftellt, wenn 
jemand zwei Grundftüce befitt, deren eins das andere duch eine 
Anlage oder Vorrichtung beläftigt, und vermöge eines Nechtsgefchäfts 
oder eines legten Willens das Eigenthum eines diefer Grundftüde 
auf einen Anderen, oder beider Grundftüde auf verfchiedene Perſonen, 
ohne Bejeitigung der Anlage oder Vorrichtung, übergeht °). 


1) Man vergl. 8. 570 Sat 2 des BGB.'s. 


2) Man vergl. 8.571 des BGB.'s und Commentar Bd. ı S.451. Ich glaube, 
dat ſchon nad römiſchem Nechte Miteigentbümer, welche eine Grundbdienftbarkeit 
für ein im alleinigen Eigenthume eines Miteigenthümers befindliches Grundftüd 
beftellt hatten, wenigjtens obligatorisch verpflichtet waren, ihren Miteigenthümer 
niht in der Ausübung der Grunddienftbarkeit zu bindern. Wenigitens ſtehen 
diefer Anſicht die I. 6 SS. 1bis 3 D. commun. praediorum und |. 32 D. de servit. 
praed. rusticor. nicht entgegen. — Uebrigens made ich noch darauf aufmerkiam, 
dab von der Zuläffigfeit der vertraggmäßigen Beftellung einer folden Grund— 
dienftbarkeit nicht auf die Zuläffigfeit der Erfigung derfelben geichlojfen werden 
darf; letzterer fteht der Sag: „res propria nemini servit,* entgegen. 

3) Man vergl. 8 572 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 S. 452, 


4) Man vergl. $. 574 des BGB.’S und Commentar Bd. 1 ©. 453. — In 
der j g. vertragsmäßigen Beitellung einer Grunbbienftbarfeit liegt nämlih er- 
ftens ein Rechtsgeſchäft über die Beftellung der Grunddienftbarkeit und zwei— 
tens das auf dieſes Rechtsgeſchäft gegründete Einverftändniß, dab die Grund— 
dienftbarfeit beftellt jein fol. Das Nechtsgeihäft kann jein: Kauf, Tauſch, 
Schenkung u. ſ. w. Das angegebene Einverftändnik vertritt bei den Grunddienit- 
barteiten die Stelle der Uebergabe bei körperlichen Sacen (ſ. g. quasi traditio). 


5) Man veral. $. 575 des BEB.'E. 
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8. 262. 
Fortſetzung. 


Grunddienſtbarkeiten werden durch Ausübung während eines 
Zeitraumes von dreißig jahren mittelſt Erſitzung erworben ). Der 
Beſitz der Grunddienſtbarkeit muß während der Erſitzungszeit ohne 
Unterbrechung ſtattgefunden haben; doch gilt dabei Hinzurechnung 
des Beſitzes der Vorgänger im Eigenthume des herrſchenden Grund 
ſtücks?). Bei Grunddienſtbarkeiten, welche dahin gehen, daß auf dem 
dienenden Grundſtücke zum Vortheile des herrſchenden Grunpdjtüds 
Etwas unterlajjen werden ſoll, ijt die Erjigung vollendet, wenn nad 
der den Belit der Grunddienjtbarfeit begründenden Handlung die 
Erfipungszeit abgelaufen ift, ohne daß der Eigenthümer des dienen- 
den Grundftüds der Dienjtbarfeit zumider gehandelt bat?). Bei 
Grunddienftbarfeiten, melde zu ihrer Ausübung eine Anlage oder 
Vorrichtung erfordern, wird, wenn das VBorhandenfein einer folchen am 
Anfange und am Ende der Erfigungszeit dargethan worden ift, ununter- 
brochener Befig in der Zmifchenzeit vermutbett). Bei Grundpdienit- 
barfeiten, melde zu jeder Zeit oder in regelmäßig wiederkehrenden 
Zeiträumen ausgeübt werden, it, wenn außer der Ausübung am 
Anfange und am Ende der Erfigungszeit noch drei Ausübungen in 
der Zwifchenzeit vorgelommen find, welche über Jahresfrift von der 
eriten und legten Ausübung entfernt und felbit über Jahresfriſt aus- 
einander liegen, ununterbrodener Beſitz mährend der Erfigungszeit 
zu vermutben; iſt während eines „Jahres und, wenn die Ausübung 
der Dienjtbarkeit in länger als Jahresfriſt regelmäßig wiederkehrt, 
während dieſes längeren Zeitraumes feine Ausübung erfolgt, fo fält 
die Vermuthung des ununterbrodenen Beliges während der Erfit- 


1) Man vergl. 8. 577 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 578 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 580 des BGB.'s oben ©. 344 u. Annalen R. F. Bdu s S. 71. 

4) Man vergl. 8. 579 des BGB.'s, oben 8. 94 und Annalen N. F. Bp. 5 
©. 115. 

5) Man vergl. 8. 581 deö BGB.'s, und fo viel die Frage betrifft, ob die 
Vermuthung durch einen Legaleib zu eränzen jei, oben 8. 94 und Gommentar 
Bd.1 9.455. — Das bürgerliche Geſetzbuch verwirft die vorzüglich auf die l. 14 
D. de servit. gegründete Meinung, daß discontinue Grunddienftbarfeiten nicht dur 
Erfigung erworben werden können. (Man vergl. über diefe Meinung Hugo Do- 
nellus I. I. t. 6 pag. 355 sequ.) 
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Bei Grumddienftbarkeiten, welche nur bei nicht regelmäßig wiederfeh- 
renden Gelegenheiten ausgeübt werden, ift die Erjitung vollendet, 
wenn die Grunddienjtbarfeit bei drei Gelegenheiten, zwijchen deren 
erjter und legter wenigſtens die Erfigungszeit inne liegt, ausgeübt 
worden ift; wird nachgewieſen, daß außer den drei Gelegenheiten noch 
weitere Gelegenheiten vorhanden geweſen jind, jo ift die Erſitzung 
für unterbrochen anzujehen, wenn nicht die Benutzung auch Ddiefer 
Gelegenheiten bewiejen werden kann!). 

Der Rechtsbeſitz muß während der ganzen Erjigungszeit in redlichem 
Glauben und fehlerfrei, nicht mit Gewalt (vi), nicht heimlich (clam) 
oder in Folge Geftattung auf beliebigen Widerruf (precario) ausgelibt 
worden fein; redlicher Glaube und Fehlerloſigkeit des Nechtsbefiges 
werden vermuthet?). Als gewaltfam gelten Handlungen, welche unter 
Befeitigung der von dem Eigenthümer des dienenden Örund- 
ſtücks entgegengejegten thätlichen Hindernifje, 3. B. eines das Fahren 
unmöglich machenden Grabens, oder eines verſchloſſenen Schlag. 
baumes, vorgenommen worden find ?). 

Heimlih ift der Nechtsbeiig, welcher in einer Art und Weiſe 
ausgeübt wird, daß der Eigenthümer des dienenden Grundftüds 
davon feine Kenntnig erlangen foll?). 

Der Rechtsbeſitz wird unterbroden duch ein auf Antrag des 
Eigenthümers des dienenden Grundftüds an den Eigenthiimer des 
herrſchenden Grundftüds erlaffenes gerichtliches Verbot der Ausübung, 
durch eine bei Gericht angezeigte Pfändung, durch Anjtellung der 
Negatorienflage, endlih duch Anerkennung des Eigenthümers des 
berrjchenden Grundſtücks, dab ihm die Grumddienjtbarfeit nicht zu- 
ftehe 5). Eine Erfigung der Grunddienftbarfeit kann nicht beginnen 
und eine begonnene jteht jtill, wenn und fo lange der Eigenthümer 
des dienenden Grundftüds fih in einer Lage befindet, in welcher 
gegen N die Verjährung der Negatorienkflage nicht läuft). Durch 


1) Man vergl. $. 582 ded BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 583 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 ©. 456 fe. und 
über das f. g. precarium oben ©. 289. 

3) Dan vergl. 8.584 des BOB. 3 und Commentar a. a. ©. 457 flg. 

4) Man vergl. $. 585 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 586 des BGB.'s und oben ©. 143 flg. Wenn die Erfitung 
unterbroden worden ift, jo fann von Neuem eine Erfitung beginnen, wenn bie 
Borausfegungen derjelben vorhanden find. 

6) Man vergl. $. 587 des BGB.s und oben ©. 142 fig. 
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Erfigung wird die Grunddienftbarfeit in dem Umfange erworben, in 
welchem fie die Erfigungszeit über gleichmäßig ausgeübt worden ift 
(quantum possessum tantum praescriptum) !). Ein Verbietungsredt 
gegen die nicht ſchon nad der Natur der Grundbdienftbarfeit ausge- 
ſchloſſene gleichartige Mitbenugung des dienenden Grundftüds durch 
deſſen Eigenthümer ift nur dann mit der Grunddienftbarfeit verbun- 
den, wenn der Erfigende dem Eigenthümer die Mitbenugung unter- 
jagt und diefer fih dabei während der Erfigungszeit berubigt bat ?). 

Endlih entjteht eine Grunddienftbarfeit durch richterliche Ent- 
jheidung, wenn der Richter im Theilungsverfahren oder fonft die 
Dienftbarkeit für beftellt erklärt und die Entſcheidung Nechtäfraft er- 
langt bat °). 


8. 263. 
Erlöſchen der Grunddienftbarkeiten. 
Grunddienitbarfeiten erlöſchen: 


a) wenn der Eigenthümer oder die ſämmtlichen Miteigenthümer des 
berrjhenden Grundftüds auf die Grunddienftbarfeit verzichten 
und der Eigenthümer des dienenden Grundftüds den Verzicht 
annimmt %); ein Verzicht ift anzunchmen, wenn der Eigenthümer 
des herrſchenden Grundftüds dem Eigenthümer des dienenden 
Grundftüds Zugeftändniffe macht, neben welden die Ausübung 
der Grunddienjtbarkeit nicht möglich it’); 


1) Man vergl. $. 588 des BGB.'s und Commentar a. a. D. ©. 459 flg. — 
Wenn der Eigenthümer des dienenden Grumbftüds behauptet, es fei eine Grund- 
dienftbarfeit nur zu einer beftimmten Tageszeit, z. B. es fei nur des Vormittags, 
nicht des Nachmittags, nur bei hellem Tage, nit in der Dunkelheit gefahren 
worden, oder unter bejonderen Nebenumftänden, 3. B. e8 jei nur gefahren wor— 
den, wenn er fein Grundftüd im Frühjahre noch nicht bejtellt gehabt habe, aus: 
geübt worden, jo kann dies nicht dahin führen, daß der Eigenthümer des herrſchen— 
den Grundftüds den Beweis feiner Gerechtigkeit jpeciell darauf zu richten bat, er 
babe die Dienftbarkeit auch zu den angegebenen Zeiten und unter ben angege: 
benen bejonderen Nebenumftänden ausgeübt und durch Erfigung erworben, viel: 
mehr bat er nur die Dienftbarkeit zu beweilen, und es ift Sache des Gegenbe: 
weiies, die Beichränfung derſelben in Gewißheit zu ſetzen. 

2) Man vergl. SS. 527, 592 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 576 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 590 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 591 des BGB.'s. 
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b) wenn dem Eigenthümer des dienenden Grundftüdes die Freiheit 
bon der Dienftbarfeit von dem Eigenthümer des herrſchenden 
Grundjtüdes vermacht wird ’); 


ce) wenn fie von einem Endtermine oder einer auflöfenden Beding- 
ung abhängig find und der Endtermin oder die auflöfende Be 
dingung eintritt ?); 


d) wenn fih das alleinige Eigenthbum an dem berrjchenden und 
dienenden Grundftüde in Einer Perfon vereinigt; die Grund- 
dientbarfeiten leben aber wieder auf, wenn die Vereinigung des 
Eigentbums beider Grundjtüde aus dem’ Grunde wieder auf 
hört, weil ſolche gleich von Anfang an eine vorübergehende ge 
weſen ift, oder durch Anfechtung des ihr zu Grunde liegenden 
Rechtsgeſchäfts aufgehoben wird ?); 

e) wenn das herrjchende oder das dienende Grundftüd untergeht, 
oder die Eigenjchaft verliert, welde die nothiwendige Voraus: 
jegung der Grunddienftbarfeit it; die Grunddienjtbarkeiten leben 
aber mit Wiederherftelung der Grundjtüde oder ihrer Eigen- 
Ichaft wieder auf*); 

f) wenn fie während eines Zeitraumes von dreißig Jahren weder 
von dem Eigenthümer des berrjchenden Grundjtüds, noch von 
anderen Berjonen für daſſelbe, und zwar nicht einmal theilweije, 
ausgeübt worden find (Erlöfchen durch j. g. non usus)°); 
Grunddienjtbarkeiten, welche nur bei gewillen, nicht regelmäßig 
twiederfehrenden Gelegenheiten ausgeübt werden, erlöjchen nur 
dann durch non usus, wenn wwenigjtens dreimal Gelegenheit 
zur Ausübung vorhanden gewejen und von der erjten Gelegen- 
beit an während eines Zeitraumes von dreißig Jahren feine Aus: 
übung vorgefommen ift; es wird aber nicht erfordert, daß die 


1) Dan vergl. $. 592 in Berbindung mit $$. 2436—2451 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 593 des BGEB.'s und oben S. 427. 

3) Man vergl. $. 594 in Berbindung mit $. 2454 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 595 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 596 des BGEB.'s. Eine Folge der Untheilbarkeit der Grund» 
dienftbarkeiten ift 3. B. die, daß, wenn der Eigenthümer eines Grundftüds die Fahr— 
wegsgerechtigkeit über mehrere Grundftücde hat und während dreißig Jahren nur über 
Ein Grundftüd, nicht über die übrigen Grundftüde gefahren ift, er deffenungeachtet 
die Fahrwegsgerechtigkeit über alle Grundftüde behält. (Man vergl. 1.18 D. de ser- 
vit, praed. rustic.) 
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legte der drei Gelegenheiten an das Ende bes dreigigjährigen 

Zeitraums reicht '); 

g) endlich erlöjchen Grunddienjtbarkeiten, in Folge deren auf dem 
dienenden Grundftüde Etwas unterlaflen werden muß, wenn 
der Eigenthümer des dienenden Grundjtüds eine Handlung 
vorgenommen bat, durch welche der Rechtsbeſitz aufgehoben 
worden ift und der Dienitbarfeitsberechtigte fich während eines 
Zeitraumes von dreißig Jahren dabei beruhigt bat (j. g. usu- 
capio libertatis) ?). 

Grunddienftbarkeiten erlöjchen nicht durd; Aenderung des Eigen- 
thums des dienenden Grundjtüds, ausgenommen, wenn fie derjenige 
beftellt bat, welcher widerrufliches Eigenthbum an dem Grundftüde bat ?). 

Soviel die Beweisfrage bei dem Erlöfchen der Grunddienitbar- 
feiten durch non usus anlangt, jo bat der Eigenthümer zu beweiſen, 
daß die Grunddienftbarfeit durch Nichtausübung während der dreißig 
Jahre erlofchen ſei; der Beweis der ſ. g. Confervativacte bildet 
einen directen Gegenbeweis*). 


Perſönliche Dienftbarfeiten. 
8. 264. 
Berjönlidhe Dienjtbarfeiten überhaupt. 


Perſönliche Dienjtbarkeiten bejtehen zum VBortheile einer beftimm- 
ten (phyſiſchen und juriftiichen) Perſon und find an diefe in der 
Weiſe geknüpft, daß fie dem Rechte nach nicht auf Andere übertra- 
gen werden können. Die Ausübung der perfönlichen Dienftbarfeit 
fann der Berechtigte, wenn die Dienftbarfeit nicht blos für feine Per: 
fon beftimmt ift, Anderen überlaffen. Wird die Dienftbarfeit dem 
Rechte nach auf einen Anderen übertragen, jo gilt dies auch nicht als 
Ueberlafjung der Ausübung, und eben jo wenig als ein Grund des 
Erlöjchens der Dienjtbarkeit ). Gegenjtand einer perjönlichen Dienft 
barkeit können jein die gefammten Nugungen oder einzelne Arten der 


1) Dan vergl. $. 597 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 598 des BGEB.'s. 

8) Man vergl. oben ©. 427. 

4) Man vergl. $. 599 des BGEB.'s. 

5) Man vergl. $. 600 des BGB.'s. — Ueber die Berpfändung der perjönlichen 
Dienftbarkeiten vergl. oben ©. 405 fig. 
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Nugungen einer Sache). Befugnifje, welche den Anhalt von Grund- 
dienjtbarfeiten bilden, können, ohne mit dem Eigenthume eines Grund- 
füds verbunden zu fein, als perjönliche Dienftbarkeiten beftehen, ſo— 
fern jie einer Perfon an fich einen Vortheil zu bringen vermögen ?). 
Der Rechtsbefig an perjönlichen Dienjtbarfeiten, welche zu ihrer Aus- 
übung die Inhabung der dienenden Sache vorausfegen, wird durch 
die mit dem Willen (animus), die Dienjtbarkeit auszuüben, erlangte 
Inhabung eriworben und mit derjelben verloren; bei anderen Arten 
der perjönlichen Dienftbarkeiten kommen, joweit es die Natur der 
dienenden Sache zuläßt, die VBorjchriften über die Erwerbung und den 
Berluft des NRechtsbefiges an Grunddienjtbarfeiten zur Anwendung ?). 

Zum Schuße der perjönlichen Dienjtbarkeit dient die Confeſ— 
jorienflage*). Dieje Klage hat insbefondere bei dem Nießbrauche die 
Natur der Eigenthumsklage, wenn fich die Sache, an welcher der Nieß— 
brauch zufteht, in der Inhabung eines Anderen, als des Nießbrauchers, 
jei e3 des Eigenthümers oder eines Dritten ?), befindet; fie kann jedoch 
auch angejtellt werden, wenn der Nießbraucher die Sache befißt, aber in 
der Ausübung feines Nießbrauchs an derjelben geftört oder gehindert 
wird. Das Klaggejuch iſt bei derjelben zu richten auf Anerkennung des 
Nießbrauchs, auf Herausgabe der Sache an den Nießbraucer, und 
Erftattung der Früchte, wenn der Nießbraucher nicht befißt, auf Un— 
terlaffung der Handlungen, in welchen eine Störung oder ein Hin- 
derniß des Nießbrauchs liegt, wenn der Nießbraucher in dem Gebrauche 
jeines Rechts gejtört oder gehindert wird, und in beiden Fällen 


1) Man vergl. $. 601 Sat 1 des BGB.’ und über den Begriff der Nutzun— 
gen oben $$. 46, 47. 

2) Dan vergl. $. 601 Sat 2 des BGB.'s. — Die Frage, ob das Recht zum 
Ausgraben von Thon, Lehm und Sand eine Grundbdienftbarkeit, oder eine perfönliche Dienft- 
barkeit fei, ift jo zu beantworten: Eine Grunddienftbarkeit ift anzunehmen, wenn das 
Ausgraben lediglich nad dem Bedürfniffe des berechtigten Grundftüds geftattet ift, 
eine perfönliche Dienftbarfeit ift anzunehmen, wenn das Material auch zu perfönlichen 
Zwecken des Befiters, 3. B. zum Betriebe eines Gewerbes oder zum Berfaufe gegraben 
werden darf. Aber auch in dem erfteren Kalle kann das Recht nur eine perfönliche _ 
Dienftbarkeit fein. 

3) Man vergl. 8.602 des BOB.'8. 

4) Man vergl. 8. 603 des BGB.'8. 

5) Man vergl. 8. 603 de8 BGB.'s. — Die Eonfefforienflage fteht der Eigen- 
thumstlage namentlich darin gleich, daß fie wie diefe auch gegen Denjenigen angeftellt 
werden kann, qui liti se obtulit vel dolo malo possidere desiit. 
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auf Erſatz der durch die widerrechtliche Störung oder Hinderung ver- 
urjachten Schäden '). 


8. 265. 
Nießbrauch an nicht verbraudbaren Saden. 


Der Nießbraud giebt das Recht, alle Nußungen der dienenden 
Sache zu ziehen ?2). Derſelbe ift theilbar; er kann nach ideellen Tbei- 
len erworben werden und erlöſchen“). Findet er an einem ideellen 
Theile der Sache jtatt, jo wird dadurch eine Gemeinjchaft des Nieß— 
brauchers und der rüdjichtlich der übrigen ideellen Theile der Sache 
Berechtigten begründet *). 

Der Nießbraucer bat ein Recht auf die Inhabung der Sad’), 
auf die natürlichen und bürgerlichen „Früchte und auf dem Ge- 
brauch der Sade, des Zuwachjes und der Zubehörungen derjelben, 
jollten die legteren auch erjt nach der Beſtellung des Niepbrauds 
binzugefommen jein‘®); er fann die mit der Sache verbundenen Rechte, 
3. B. die Jagd, ausüben; er ift auf fein Bedürfniß nicht bejchränft 
und kann die Sache auch zur bloßen Annehmlichkeit benugen ”). Wer: 
den Gegenjtände, welche in der dienenden Cache eingemauert, ver 
graben oder verborgen find (Schaß), entdedt, jo erwirbt der Nieß— 


1) Dem Niefbraucher fteht auch die Negatorienflage zu, wenn e8 fich um die Befeiti- 
gung einer Störung des Nießbrauchs handelt, 3. B. wenn Jemand auf dem Grund 
ftücte, welches dem Niefbrauche unterworfen ift, einen Graben anlegt, auf das Grund- 
ſtück Unrath oder Schutt bringt. (Man vergl. Annalen N. F. Bd. 3 S. 343 folg.) 

2) Man vergl. $. 604 Sat 1 des BGB.'s. — Der Nießbrauch umfaßt ſowohl 
das Necht auf die Früchte, als auch auf den Gebraud (oben $. 46). Wären blos 
die Früchte genannt, fo würde darunter auch der Gebrauch mit begriffen fein (I. 41 D. 
de usu leg., 1. 10 D. de fruct,), fofern nicht der Nießbrauch an einem Brudhtbeile 
ber Früchte beftände (1.58 $. 1 D. de usu), Wäre der Niefbrauh ohne den Ge- 
brauch beftellt, fo würde der Nießbraucher deffenungeachtet den Gebrauch inſoweit 
haben, als zur Ziehung der Früchte nöthig wäre. 

3) Man vergl. 88. 618, 658 des BGEB's. 

4) Man vergl. $. 604 Sat 2 des BGB.'s. und oben ©. 349 not. 2. 

5) Man vergl. $. 605 Sat 3 des BGB.'s. — Der Niefbraucher hat, obſchon 
er die Sache nicht animo domini befißt, und daher auch nicht erfigen kann, nach dem 
bürgerlichen Geſetzbuche die Befitstlagen ($. 208 des BGB.'s). 

6) Dan vergl. $. 605 Sat 1 des BGB.'s und oben SS. 43, 44, 45. — Da 
Niepbrauder kann den Nießbrauch verkaufen und, wie bereits oben &. 405 bemerft 
worden ift, verpfänben. 

7) Dan vergl. $. 605 Sag 1 und 2 des BGB. Ueber den Zeitpunkt, mit 
weichem der Nießbraucher die Früchte erwirbt, vergl. Annalen N. F. Bd. 5 ©. 531 fig. 
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braucher, als folcher, weder das Eigenthum, noch den Nießbrauch 
daran . Wälder und Gehölze find wirtbichaftlich, und wenn fie fich zur 
forftmäßigen Bewirtbichaftung eignen, forftmäßig zu benugen; Bäume, 
welche der Zufall bricht, oder ein Dritter widerrechtlich niederjchlägt, oder 
deren Fällen fich wegen Haupenfraßes oder eines anderen Naturer- 
eigniſſes nöthig macht, gehören dem Nießbraucher nur, joweit er ſie 
bei wirthichaftlicher oder forftmäßiger Benugung zu beziehen gehabt 
hätte, wogegen, was diefe Nußung überjteigt, zu verkaufen, der Car 
pitalerlös zunächit zur wirtbichaftlichen oder foritmäßigen Cultur zu 
verwenden, der übrige Betrag zinsbar anzulegen und der Zinſen— 
genuß dem Nießbraucher auf die Dauer feines Rechts zu überlaffen 
iit?). Bäume, welche in Parkanlagen, Gärten und Weinbergen, Fel— 
dern, Wiejen,und dergleichen fteben, kann der Nießbraucher, wenn es 
die zweckmäßige Behandlung des Grundftüdes zuläßt, fällen und fich 
aneignen, auch gehören ihm die abgejtorbenen Bäume; bricht ſolche 
Bäume der Zufall, oder jchlägt fie ein Dritter mwiderrechtlich nieder, 
oder macht Raupenfraß oder ein anderes Naturereigniß das Füllen 
nötbig, jo fommt das Holz dem Eigenthümer des dienenden Grund: 
ſtücks zu?). Der Nießbraucher darf die bei Entjtehung jeines Nieß- 
brauches vorhandenen Bergwerfe, Stein, Schiefer- und Kalkbrüche, 
Sand», Kies-, Lehm, Thon, Mergel-, Torfgruben und ähnliche 
Werke fortbauen und die Ausbeute für fich behalten; neue Werfe 
diefer Art darf er nur anlegen, wenn das Grundftüd dadurch nicht 
wejentlich geändert wird; die VBortbeile, welche dem Eigenthümer des 
Grundftüds von Berg. und Steinkohlenwerfen dritter Perſonen nad 
den Gejegen gebübhren, erhält der Nußnießer, die Werke mögen vor 
oder nach Entjtehung des Nießbrauchs angelegt worden jein *). 

Der Nießbraucher ift verbunden, die dienende Sache, joweit e3 
bei Ausübung feines Rechts möglich ift, ungefchmälert und in gutem 
Zuſtande zu erhalten und bei ihrer Benugung als ordentlicher, auf 
merfjamer Hausvater zu verfahren; er haftet für den (einfachen) 
Diebitahl und für Beichädigung der Sache durch feine Yeute?). Der- 
felbe darf mwejentliche Aenderungen mit der Sache nicht vornehmen, 


1) Man vergl. $. 606 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 607 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 608 des BGB’. 

4) Man vergl. $. 609 des BGB.’ und Commentar Bd. 1 ©. 468 folg. — 
Ueber die f. g. adminicula servitutum vergl. oben ©. 416. 

5) Man vergl. $. 610 des BGB.'s und oben $$. 74, 76. 
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wenn fie nicht durch den Zweck orbnungsmäßiger, der Beitimmung 
der Sadje entiprechender Benugung gerechtfertigt werden; er darf weder 
Gebäude in Yandgrundftüde, noch umgekehrt, verwandeln '); ſoweit 
es zur ordnungsmäßigen Benugung des dienenden Grundftüds er- 
forderlih ift, fann er, wenn der Eigenthümer dies nicht thun will, 
neue Gebäude errichten, auch abgebrannte oder untergegangene Gebäude 
wieder beritellen; bejteht aber der Nießbrauch blos an einem Ge 
bäude, jo darf der Nießbraucher dafjelbe weder vollenden, wenn es bei 
der Entitehung des Nießbrauchs unvollendet ift, noch wieder aufbauen, 
wenn es während der Dauer des Niekbrauchs abbrennt oder unter: 
gebt?).. Der Nießbraucer ift verpflichtet, die Sache zu bewahren 
und auf feine Koften zu leiften, was zu deren Erhaltung nötbig it; 
er bat bei Gebäuden die gewöhnlichen Ausbejjerungen zeitig vorzu: 
nehmen, bei Thieren die Fütterung und die gebräuchliche Pflege zu 
bejtreiten, bei landwirtbichaftlichen Grundjtüden die Zubebörungen 
in gebörigem Stande und volljtändig zu erhalten, bei Waldungen, 
Gebölzen, Baumanlagen und Weinbergen durch wirtbichaftliches Nach— 
pflanzen den Beſtand zu erhalten, bei Heerden?) die abgegangenen *) 
Ctüde aus den Jungen zu ergänzen’); er trägt alle Laſten ver 
Sade und baftet für die laufenden Zinjen der zur Zeit der Ent 
ftehung jeines Niepbrauds in das Hypothekenbuch eingetragenen 
Forderungen); er bat Sorge dafür zu tragen, daß die Sache von 
einem Dritten nicht erjellen wird, an derjelben feine Dienftbarfeiten 
durch Erfigung entjtehen und die derjelben zuftehenden Rechte nicht 


1) Man vergl. 88. 611 Sat 1 und 2, 612 Sat 1 des BGB.'s. — Durch wefent- 
liche Aenderungen der Sache geht der Nießbrauch verloren; es ift aber auch die 
Unterlaffung folcher Aenderung eine Verbindlichkeit, welde in dem Gabe, daß der 
Nießbrauch die Sache nur salva rei substantia benugen darf, enthalten ift. 

2) Man vergl. $. 611 Sat 3 und 4 des BGEB.'s. 

3) Alfo nicht bei einzelnen Stüden, bei welchen $. 615 des BGB.'s zur An- 
wendung kommt. 

4) Aljo nicht, wenn ein Stüd durd; Brand ober Einfturz des Stalles unter 
gegangen ift. 

5) An den fubftitwirten Jungen erwirbt der Proprietar ipso jure das Eigen- 
tum, weil der Nießbraucher fie in deffen Namen befigt. Ebenfo erwirbt der Nief- 
braucher durch die Subftitution das Eigentum an ben Stüden, an deren Stelle 
andere fubftituirt werben (l. 69 D. de usufruct.). 

6) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 470. — Der Niehbrauder haftet für den 
Schaden, welchen das ihm zum Nießbrauche übergebene Thier verurſacht (pauperies), 
joweit er durch Ueberlafjung des Thieres ausgeglichen werden kann. (Man vergl. 
8. 1561 des BGB.'s.) 
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verjähren; maßen fich Dritte Rechte an der Sache an, jo hat er dem 
Eigenthümer zeitig Anzeige davon zu machen’). Dem Eigenthümer 
der Sache ſteht jchon während der Dauer des Nießbrauchs eine 
Klage wider den Niepbraucer auf Schadenerfag, 3. B. wegen 
Schäden aus Handlungen, welche unter die lex Aquilia fallen, und 
auf Erfüllung der dem Nießbraucher obliegenden Berbindlichkeiten, 
3. B. bei unterlafjener Zahlung von Zinjen und Grundfteuern, zu ?). 
Nah Erlöichen des Nießbrauchs bat der Niepbraucher die 
Sache nebjt Zubehörungen, Zuwachs und Früchten, jomweit ihm die 
legteren nicht gehören, an den Eigenthümer herauszugeben und wegen 
verjchuldeten Unterganges und verjchuldeter Verſchlechterung und 
ordnungswidriger Benußgung der Sache Schadenerjaß zu leijten ). Bei 
gefallenen Thieren gewährt der Nießbraucher, wenn ihn nicht eine 
Verſchuldung trifft, blos den Nußen, welcher von den gefallenen 
Stüden zu ziehen ijt, 3. B. die Haut‘). Hat der Nießbraucher, ohne 
vermöge des Nießbrauchs dazu verpflichtet zu jein, auf die Sache 
Etwas verwendet, jo genießt er nach Erlöſchen des Nießbrauchs 
alle Rechte, welche dem redlichen Beliger bei der Eigenthumsklage in 
Betreff der auf die Sache gemachten Verwendungen zuftehen ). 


$. 266. 
Fortſetzung. 


Der Nießbraucher hat wegen der ihm obliegenden Verbindlichkeit, 
die Sache als ordentlicher, aufmerkſamer Hausvater, unbeſchadet ihrer 
Subſtanz, zu benutzen, und dieſelbe nach Erlöſchen des Nießbrauchs 
zurückzugeben, dem Eigenthümer eine Sicherheit zu leiſten; die Sicher— 
heitsleiſtung kann jedoch in jedem Falle und ſelbſt bei einem durch 
legten Willen beſtellten Nießbrauche erlaffen werden‘). in Erlaß 
der Sicherheitsleiftung ſchließt das Necht nicht aus, Sicherheit zu 
fordern, wenn der Nießbraucher mit der Sache nicht pfleglich umgeht, 
oder die Nüdgabe nach erlofchenem Nießbrauche gefährdet it”). 

Einer Sicherheitsleiftung bedarf es nicht, wenn der Nießbraucher 


1) Man vergl. $. 612 des BGB.'s. 
2) Dan vergl. $. 613 des BGB.'s. 
3) Man vergl. 88. 614, 76 des BOB.’ und oben $. 47. 
4) Man vergl. $. 615 des BOB!E. 
5) Man vergl. $. 616 des BGB.'s und oben $. 342 fig. 
6) Man vergl. $. 617 des BGB.'s. 
7) Dan vergl. $. 618 bes BGB.'s. 
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_ oder defien Erben das Eigenthum an der dienenden Sache nab Be 
endigung des Nießbrauchs erwerben, oder der Schenker fich den Nieß’ 
brauch an der gejchenkten Sache vorbehalten hat’). 

Der Eigenthümer kann auf Sicherheitsleiftung klagen; die Be: 
jtelung der Sicherheit ift aber feine Borausjegung der Ausübung 
des Niegbrauchsrechtes; der Eigenthümer fann, wenn die Sicherbeit 
vor der Uebergabe der dienenden Sache nicht beitellt wird, diejelbe 
zurüdhalten und für Rechnung des Nießbrauchers jelbit verwalten 
oder auf deren Sequeftration antragen?). Die Sicherheit iſt ihrem 
Betrage nach mit Rückſicht auf die Bejchaffenheit der dienenden 
Sade, auf die Perjönlichkeit des Niepbrauchers und auf die für 
den Eigenthümer bejtehende Gefahr zu beftinnmen und nach den oben 
©. 130 flg. angegebenen Borfchriften zu leiſten?). Befindet fich der 
Nießbraucher außer Stande, die Sicherheit zu leiften, jo ift auf An- 
trag des Eigenthümers die dienende Sade dur richterliche An- 
ordnung ficher zu ftellen ®). 


8. 267. 
Nießbraub an verbraudbaren Saden und an Forderungen. 


Sind vertretbare oder verbrauchbare Sachen ®), insbejondere aud 
Waarenlager, Gegenftände des Nießbrauchs, jo wird der Nießbraucher 
Eigenthümer der Sachen; er darf fie verbrauchen und veräußern, 
trägt die Gefahr derjelben und gewährt, fofern er fie nicht um eine 
bejtimmte Summe faufsweije angenommen hat, bei Beendigung des 
Niepbrauchs nach feiner Wahl‘) Sachen derjelben Zahl, Gattung 
und Güte, oder den Werth, welchen fie zur Zeit der Entitehung des 
Nießbrauchs gehabt haben”). 

Sit ein Nießbrauch an einer Forderung beitellt, jo hat der Nieh- 


1) Man vergl. $. 619 des BGEB.'s. — Leber die Ausnahme beim gefetslichen 
Nießbrauche vergl. oben ©. 200, 238. 

2) Man vergl. 8. 620 des BOB.'s. 

3) Man vergl. $. 621 des BGB.sE. 

4) Man vergl. $. 622 des BGB.'s. 

5) Man vergl. oben $. 41. 

6) Man vergl. 88. 697, 700 des BGB.'s. 

7) Man vergl. $. 623 des BGB.'s. — Wäre an vertretbaren und verbraud. 
baren Sachen ein wirklicher Nießbrauch (verus ususfructus) beftellt worden, fo 
würden die Borjchriften über den Gebrauch Anwendung finden. An Kleidungsſtücken, 
welche da8 BGB. nicht zu den verbrauchbaren Sachen zählt ($. 624), kann auch ein 
ſ. g. quasi ususfruetus beftellt werden. 
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braucher auch ohne eine bejondere Abtretung das Necht, die Forder— 
ung zu fündigen und einzuflagen und darüber gültig zu quittiren; 
erhält er den Gegenitand der Forderung, jo fann er denjelben in 
der nach deſſen Zwede und Bejchaffenheit zuläjligen Weile benugen ’). 
Sit der Nießbraucher jelbit Schuldner der Forderung, jo kann die 
legtere nicht vor der Beendigung des Nießbrauchs gefündigt und ein- 
geklagt werden ?). Beſchränkt ſich der Nießbrauch auf den Zinjen- 
genuß, jo ift der Nießbraucher weder zur Kündigung noch zur Ein- 
fagung, nod, wenn von dem Schuldner gekündigt wird, zur Er- 
bebung des Hauptitammes berechtigt; durch Nüdzahlung der Forder— 
ung erlöjcht der Nießbrauch, wenn nicht der Zinſengenuß an dem 
Betrage der Forderung fortbeftehen joll, 3. B. wenn die Zinjen von 
einer Summe vermacht tworden wären ®). 

Der Nießbrauh an Wertbpapieren berechtigt nicht zu deren 
Berfaufe; nach Beendigung des Nießbrauchs ift daſſelbe Werthpapier 
zurüdzugeben; wird dajjelbe während des Nießbrauchs ausgelooit, 
jo Hat der Nießbraucher den Ausloofungsbetrag zu gewähren‘). Der 
Nießbraucher ift in diefen Fällen zur Eicherheitsleiftung verbunden, 
ausgenommen wenn er bei Forderungen felbjt der Schuldner iſt, oder 
lediglich den Zinfengenuß an einer Forderung bat °). 


$. 268. 
Nießbrauch an einer Xeibrente, an einem Auszuge und 
an einem Kure. 


Findet der Nießbrauch an einer Yeibrente oder an einem Aus- 
zuge ftatt, jo gebühren dem Niepbraucher die während feines Nieß- 
brauches fällig werdenden Leiſtungen. Bon einem dem Nießbrauche 
unterliegenden Kure fallen Ausbeute und wieder erjtatteter Verlag 
dem Nießbraucher zu, der leßtere bat jedoch die Zubuße zu be 
zahlen °). 


1) Man vergl. 8. 625 Sat 1 de8 BGB. — Der Nießbraucher haftet auch 
bei der Geltendmadjung der Forderung für culpa levis ($. 625 Satz 2). 

2) Man vergl. $. 626 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 627 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 628 bes BOB.8. 

5) Man vergl. $. 629 des BGB.'s und Tommentar Bd. 1 ©. 476 fig. 

6) Man vergl. $. 630 des BGB.'s und Nevidirtes Berggefeg vom 16. Juni 1868, 
Abjchnitt II. 85. 7 fig. 
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8. 269. 
Niepbraub an einem ganzen Bermdgen. 


An einem ganzen Fünftigen Vermögen oder einem ibeellen 
Theile deijelben kann nur dur letzten Willen ein Nießbrauch be 
jtellt werden). Sowohl der Eigenthümer, als auch der Nießbraucher 
bat bei dem Nießbrauche an einem ganzen Vermögen das Necht, die 
Aufnahme eines durch Unterjchrift vollzogenen Bermögensverzeichnifles 
zu verlangen?). Gegenjtand des Nießbrauchs an einem ganzen Ber: 
mögen ift das Bermögen nach Abzug der darauf haftenden Schulden; 
der Nießbrauch bat an den einzelnen zum Vermögen gehörigen Ge- 
genftänden ftatt umd richtet fich namentlich auch rüdfichtlich der Ver: 
bindlichfeit zur Sicherheitsleiftung nach den über den Nießbrauch an 
denjelben beſtehenden Vorjchriften ). Wird ein Schat gefunden, jo bat 
der Niegbraucher eines ganzen Vermögens den Nießbrauch an dem 
Antheile, welcher dem Eigenthümer zufällt*).. Gehört zu dem ganzen 
Bermögen ein Nießbrauch, jo bat der Niepbraucher des ganzen Ber: 
mögens auf die Nußungen eben jo Anſpruch, als wenn ibm der 
Nießbrauch zuftände ®). 


8. 270. 
Gebrauch einer Sade, Wohnung, Herberge. 


Das Recht des Gebrauchs einer Sade iſt auf das Bedürfnif 
des Berechtigten beſchränkt; iſt die Sache eine fruchttragende, jo um: 
faßt der Gebrauch auch die Befugnig, natürliche Früchte zu ziehen, 
ſoweit e3 zum Bedarf des Berechtigten und der Familie dejlelben 
nöthig it‘). VBermöge des Necdhtes der Wohnung in einem Haufe 

1) Mau vergl. $. 631 Sat 1 des BOB. — Auf den geſetzlichen Nießbrauch 
bezieht ſich dieſe Vorſchrift felbftverftändfich nicht. Ueber die Frage, ob ein Vertrag 
über die Beftellung eines Nießbrauchs an einem ganzen gegenwärtigen und 
fünftigen Bermögen oder einem ideellen Theile deffelben wenigftens in Beziehung 
auf das gegenwärtige Vermögen aufrecht zu erhalten fei, vergl. 8. 631 Sat 2 
des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 632 de BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 633, 636 des BGB.'s und oben ©. 206 und ©. 243 not. 3. 

4) Man vergl. $. 634 des BGB.'s und oben S. 311. 

5) Man vergl. 8. 635 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 8. 637 des BGB.’ — Bei einigen Sachen kaun der Ger 
brauch auch den Nießbrauch enthalten, 3. B. wenn ein Geſchirr einem Lohnkutſcher oder 
wenn jchlagbares Holz vermacht worden ift (l. 12 $. 4, 1. 22 D, de usu et habit.). 
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fann der Berechtigte alle zur Wohnung und Haushaltung beftimmten 
Räume des Haufes, joweit er deren bedarf, benugen?). Bei dem 
Rechte des Gebrauchs an einem Haufe und bei der Wohnung in 
einem Hauſe it das Bedürfniß des Berechtigten mit Rückſicht auf 
jeine Familie?), ohne Unterjchied, ob deren Glieder bei Entſtehung 
des Nießbrauchs bereit vorhanden gewejen oder erit jpäter hinzu: 
gefommen find, jedoch, ſoviel die eigenen und zugebrachten Kinder 
betrifft, nur bis ste jich durch Verheirathung oder Gründung einer 
bejonderen Haushaltung von ihm getrennt haben, ingleichen mit 
Rüdficht auf feine Dienerjchaft und auf Gaftfreunde zu beſtimmen ?°). 

Bei dem Gebrauce einer Sache und bei der Wohnung it der 
Berechtigte verbunden, die gewöhnlichen Ausbefjerungen auf feine 
Koften zu beforgen, er ift aber nicht zur Sicherheitsleijtung verpflichtet *). 
Hat er auf die Sache Etwas verwendet, jo bat er diejelben echte, 
wie der Nießbraucher °). Der Berechtigte haftet für geringe Fahr: 
läffigfeit und für Bewachung der Sache; die Laſten der Sache trägt 
aber der Eigenthümer °). 

Das Recht der Herberge beiteht in der Mitbewohnung der dem 
Eigenthümer zur Wohnung und Haushaltung dienenden Räume und 
giebt dem Berechtigten die Befugniß, auch den zur Zeit der Be 
ttellung des Rechts mit ihm verbundenen Ehegatten und die Kinder 
mit aufzunehmen, welche in einer von ihm wor jener Zeit geſchloſſenen 
Che geboren oder vor diefer Zeit von einem Ehegatten ihm zuge 
bracht worden find; iſt die berechtigte Perſon weiblichen Gejchlechts, 
jo kann fie auch ihre außerehelichen Kinder, nicht aber die ent- 
fernteren Abkömmlinge in die Herberge aufnehmen, ohne Unterjchied, 
ob fie vor oder nach der Entjtehbung des Herbergsrechts geboren worden 
find; in allen Fällen kann der Berechtigte eigene oder zugebrachte 


— Der Gebrauch ift untheilbar ($$. 648, 658 des BGB.'s). Die Untheilbarfeit des 
Gebrauchs hat den Sinn, daf von mehreren Berechtigten jeder einzelne den Gebraud) 
ganz (in solidum) hat, es alſo fo viele Dienftbarkeiten des Gebrauchs find, als be- 
tehtigte Berfonen. (Man vergl. Siebenhaar, Eorrealobligationen ©. 189 fig.) 

1) Man vergl. $. 638 des BGB.'s. 

2) Der Ufnar darf alfo nicht eine Koncubine und die Ufnarin nicht eimen 
Zuhälter bei ſich aufnehmen. 

3) Man vergl. 8. 639 des BGB. — Gebraucht der Berechtigte nicht alle 
Ränme des Haufes, fo ift der Proprietar deffenungeachtet nicht berechtigt, die umge 
brauchten Räume zu gebrauchen. 

4) Man vergl. $. 640 Sag 1 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 88. 640 Sat 2 und 616 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 640 Sat 3 in Verbindung mit $$. 610, 612 Sat 2 des BGB.'s. 
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Kinder nur jo lange in die Herberge aufnehmen, als fie fich nicht 
verheirathet oder eine befondere Hausbaltung gegründet haben; einem 
Berechtigten männlichen Gejchlechts ſteht das Recht der Aufnahme 
feiner außerehelichen Stinder in die Herberge nicht zu’); der Eigen. 
thümer bat die mothivendige Herbeiziehung dritter Perjonen zur 
lege des Berechtigten zuzulaſſen?). Bei dem Gebrauche eines 
Haufes, bei der Wohnung und bei der Herberge ift der Berechtigte 
zum Mitgenuffe und Gebrauche des bei dem dienenden Grundftüde 
vorhandenen Röhr- und Brunnenwaffers zum Hausbedarfe berechtigt ?), 

Der Gebrauch einer Sade, die Wohnung und Herberge fünnen 
auch nicht der Ausübung nad auf Andere übertragen, namentlid 
nicht verpachtet oder vermiethet werden *). 


$. 271. 
Erwerbung der perjönlichen Dienſtbarkeiten. 

Berfönlihe Dienjtbarfeiten entitehen durch vertragsmäßige oder 
legtwillige Bejtellung von Seiten des Eigenthümers der Sache, welde 
Gegenjtand der Dienftbarkeit jein fol?) Bei beweglichen Sachen 
fann auch der rechbtmäßige und redliche Beliger, unbejchadet der 
Nechte des Eigenthümers, einen Nießbrauch bejtellen °). 

Durch richterlihe Entjcheidung entjtehen perjönliche Dienftbar- 
keiten ebenfo wie Grunddienitbarfeiten ?). 

Der Nießbrauh und der Gebrauch an unbeweglichen Sachen, 
mit Ausnahme des Falles, wo die dadurch ertheilten Befugnifie nicht 
über den Inhalt der Dienftbarfeiten hinausgehen’), ingleichen das 
Net der Wohnung und der Herberge haben nur dann Dritten 
gegenüber Wirkung, wenn fie als Berfügungsbejchräntung in das 


1) Man vergl. 8.641 Eat 1 bis 4 des BGB.s, Annalen N. F. Bd.5 ©. 115. 

2) Man vergl. $. 641 Cat 5 des BGB.'s, Annalen Bd. 7 ©. 332. 

3) Man vergl. $. 642 des BGEB.'s. 

4) Man vergl. $. 643 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 8. 644 Sat 1 des BOB. — Ein Eigenthümer, welcher deu 
Nießbrauch nicht hat (dominium detracto usufructu), kann einen Niefbrauch be 
ftellen mit der Wirkung, dab der Nießbrauch eintritt, wenn nach Beendigung der 
alten Dienftbarkeit, der Nießbrauch confolidirt. 

6) Dian vergl. $. 614 Sat 2 des BOB. — In wiefern Derjenige, welcher 
widerrufliches Eigenthum hat, einen Nießbrauch beftellen köune, vergl. 8. 644 Satz 3 
des BSGB.'8 und oben ©. 427, fowie über die frage, ob es einer quasitraditio be- 
bürfe, 8. 644 Sat 4 des BGB.'s und oben ©. 427 not. 1. 

7) Man vergl. $. 645 des BGB.'s. 

8) Man vergl. oben ©. 419. 
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Grundbub eingetragen worden find‘) Durch Erfitung können per- 
fönliche Dienftbarkeiten nicht erworben werden ?). 


8. 272. 
Erlöſchen der perjönlichen Dienftbarkeiten. 

Perjönliche Dienftbarfeiten erlöfchen durch Verzicht des Be- 
rechtigten, wenn derjelbe von dem Eigenthümer der dienenden Sache 
angenommen wird’). Durch Vermächtniß der Freiheit von der 
Dienftbarkeit erlöjcht die perjünliche Dienftbarfeit, welche dem Be- 
Ihwerten an einer Sache des Bermächtnißnehmers zufteht, oder 
welche für die Erben des Erblaffers bejtellt worden iſt). Der Nieß— 
braucher kann ſich durch Verzicht auf den Nießbrauch und durch 
Rüdgabe der Sache an den Eigenthümer zu jeder Zeit von allen 
ihm obliegenden Berbindlichkeiten für die Zukunft, namentlich auch 
von der Verbindlichkeit zur Inſtandſetzung der ohne feine Verſchuld— 
ung jchadhaft gewordenen Sace?), einjeitig befreien‘). Perſönliche 
Dienftbarfeiten erlöjchen aus den oben bei den Grunddienftbarkeiten 
©. 433 unter ce und d angegebenen Gründen. Cine perjönliche 
Dienftbarkeit, welche bis zu der Zeit bejtellt wird, wo ein Dritter 
ein gewiſſes Alter erreicht, erlöfcht erſt zu der dadurch beftimmten 
Zeit, jelbjt wenn der Dritte vorher gejtorben iſt). Perſönliche 
Dienitbarfeiten erlöjchen durch Untergang der Sache oder deren 
Umwandlung in eine andere; bei Wiederherjtellung der Sache leben 
fie nicht wieder auf‘). Wird bei-dem Nießbrauche an einer Forder; 
ung der Gläubiger Erbe des Schuldners, jo hat der Niegbraucher 
das Recht, eine den bisherigen Zinjen entjprechende Rente auf die 

1) Mau vergl. 8. 646 des BGB.’ und die umftändlidhe Interpretation dieſer 
Gefetsftelle im Commentar Bd. 1 S. 483 fig. 

2) Dean vergl. $. 647 des BOB. — Nah römischen Rechte war eine Er- 
figung der perjönlichen Dienftbarfeiten zuläffig (l. 12 Cod. de praescript.). So 
konnte Derjenige, welchem ein Niefbraud von dem Nichteigenthümer der Sache (a 
non domino) verkauft, vermacht oder gejchenft worden war, den Nießbrauch durch 
Erfigung erwerben, wenn ihm die Sache übergeben worden war und er diefelbe die 
Erfigungszeit Über benutzt hatte (1. 12 Cod. de praescript., pr. J. de usucap.). 

3) Dean vergl. $. 649 des BGB.'s 

4) Man vergl. 8. 649 des BGB.'s und Commmentar Bd. 1 ©. 485. 

5) Man vergl. 1, 48, 1. 64 D. de usuf. 

6) Man vergl. 8. 650 des BGEB.'s. 

7) Man vergl. $$. 651, 652 des BGB.'s. 

8) Man vergl. $. 653 des BOB. und Commentar Bd. 1 ©. 186. — Der 
Nießbrauch erlöjcht ganz, wenn die ganze Sache untergeht, und zum Theil, wenn bie 
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Dauer des Nießbrauchs zu fordern’) Perſönliche PDienftbarkeiten 
erlöſchen durch umunterbrochene Nichtausübung während eines Zeit 
raumes von dreißig Jahren?) Perſönliche Dienftbarfeiten erlöjchen 
mit dem Tode des Berechtigten und, wenn fie einer juriftijchen 
Perſon ohne Beitimmung der Dauer beitellt find, nad bundert 
Jahren ?). Eine den Erben des Berechtigten mitbeitellte perjönliche 
Dienftbarkeit gilt als eine neue Dienjtbarfeit und kann fih nur auf 
die unmittelbaren Nachfolger des Berechtigten erjtreden; unter den 
Erben find ſowohl die durch Gejeß, als auch die aus anderen Gründen, 
legtem Willen oder Erbvertrag, Berufenen zu verjtehen*). Andere 
perjünliche Dienftbarfeiten, als der Nießbraud, können nicht nad) 
ideellen Theilen erlöſchen“). Durch Aenderung des Eigenthums an 
der dienenden Sache erlöjchen perjünliche Dienftbarfeiten nicht, aus- 
genommen wenn Derjenige die Dientbarkeit bejtelt hat, welcher nur 
twiderrufliches Eigenthum hatte ®). 


Sadje nur zum Theil umtergeht ($. 658 des BGB.'s.). Der Niefbraud) an ver- 
brauchbaren Sachen erlöfcht nicht durd Untergang der Sache oder deren Ummand» 
fung in eine andere ($. 659 des BGB.'s6). 

1) Man vergl. $. 654 des BGOB.'s. 

2) Man vergl. $. 655 des BGB.’ Auch der im Grundbuche als Dispofitions- 
beſchränkung eingetragene Nießbrauch erlöſcht durch non usus; dagegen erlöſcht der 
Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen nicht durch non usus ($. 659 des BOSB.R). 
Ueber den ususfructus alternis annis vergl. oben ©. 141. 

3) Man vergl. $. 656 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 657 des BGB.'s. 

5) Dan vergl. 8. 658 des BGB.'s. 

6) Man vergl. oben ©. 434. 


Niertes Buch. 


Reht der Forderungen. 


— 


Erſter Abſchnitt. 
Von den Forderungen im Allgemeinen. 


Erſtes Capitel. 
Begriff, Eintheilungen und Gegenſtände der Forderungen. 


8. 273. 
I. Begriff der Forderung. 


Die Macht der Perſon über die Sache kann eine doppelte fein, 
nämlich erſtens eine unmittelbare, und zweitens eine mittel- 
bare’). Erjtere bildet den Gegenitand des Sachenrechts, leßtere 
den Gegenitand des Rechts der Forderungen?). 


1) Eine dritte Art ber Machtentfaltung der Perfon über die Sache giebt e8 nicht. 
Wenn man eine ſolche in den Klagen (actiones) hat finden wollen, fo hat man 
überfehen, daß diefe nur dazu dienen, den Widerftand zu befeitigen, weldyer der Aus- 
übung eines Rechts entgegengefetst wird. (Man vergl. oben $. 82). 

2) Die deutſche Sprache hat für den Begriff der römifchen obligatio feinen 
anderen Ausdruck als „Forderung“. Dan muß zugeben, daß diefer Ausdruck info- 
fern nicht erfchöpfend ift, als damit direct nur die active Seite der Obligation ange- 
zeigt iſt, dagegen die paffive Seite derfelben nur indirect angedeutet wird. Aber der 
juriſtiſche Sprachgebrauch hat fi) in Deutfchland fo gebildet, daß aus der Obligation 
nur die Forderung (das Recht des Gläubigers), als das die Schuld (die Berbind- 
lichkeit des Schuldners) beftimmende Merkmal, hervorgehoben und auf die ihr ent- 
ſprechende Schuld nur dann Nüdfiht genommen wird, wenn e8 darauf aukommt, 
den Gattungsbegriff der Forderung in feine Beftandtheile, Forderung und Schuld oder 
Reht des Gläubiger und Berbindlichkeit des Schuldners, zu zerlegen. -Iu ganz 
gleicher Weife wird in der Dienftbarkeit das Recht an fremden Sachen als das 
Weientlihe und die entfprechende Beſchwerung der dienenden Sadje als die fid) er- 
gebende Kolgerung betrachtet (man vergl. oben ©. 414). Das deutſche Recht weicht 
in dieſer Beziehung nicht einmal jo fchlechterdings von dem römiſchen ab, indem 
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Forderung iſt ein Rechtsverhältniß, vermöge deſſen eine Perſon 
(der Gläubiger) von einer anderen Perſon (dem Schuldner) eine 
Leiſtung, welche einen Geldwerth hat oder ſich durch Schätzung 
darauf zurückführen läßt, verlangen kann. Für den Begriff der For— 
derung iſt hiernach weſentlich 

a) ein rechtliches Band zwiſchen zwei Perſonen, von welchen die 
eine das Recht hat, eine Leiſtung zu fordern, der anderen die 

Verbindlichkeit aufliegt, dieſe Leiſtung zu bewirken, und 

b) als Gegenſtand dieſes rechtlichen Bandes eine Leiſtung, welche 
einen Geldwerth bat oder ſich durch Schätzung darauf zurüd- 
führen läßt. 

Zu a) 

Gläubiger und Schuldner können nur Perſonen, nie Saden 
fein. Zwar kann ein Grumdjtüd für eine Forderung verpfändet und 
mit einer Reallajt, d. h. mit der Verbindlichkeit zu einem Geben (ad 
dandum) oder zu einem Thun (ad faciendum) bejchiwert werden; es 
it auch zuläjig, daß das Recht aus der Reallaſt mit einem Grund: 
jtüde verbunden wird. Aber die verpfändete oder mit einer Reallaft 
bejdywerte Sade iſt nicht Schuldnerin und das Grundftüd, mit 
welchem das Recht aus der NReallaft verbunden wird, ift nicht 
Gläubiger. Beides ijt nicht denkbar, weil eine Sache weder Ver: 
bindlichkeiten noch Rechte haben kann. Nicht einmal die Anficht 
würde richtig jein, daß der Eigenthümer des verpfändeten oder mit 
einer Neallaft bejchwerten Grundjtüds der Schuldner oder der 
Eigenthümer des Grundjtüds, mit welchem das Necht aus der Reallaft 
verbunden ijt, der Gläubiger jei. In jenem Falle ift der Eigen 
tbümer, als jolcher, nicht für feine Perſon verpflichtet, die Pfand: 
Ihuld oder die fällig werdenden einzelnen Termine der Reallaft zu 
bezahlen, vielmehr Fann er, vorausgefegt, daß er fich nicht perjönlich 


nach dem Teßteren, wenigftens in der Yegaldefinition der Obligation (pr. J. de oblig.), 
auch nur Eine Seite, nämlich die paffive, für das wejentliche Merkmal der Obligation 
erflärt wird. Nach meiner Anſicht Tiegt Fein Grund vor, an dem einmal herge- 
brachten Spradigebraude Etwas zu ändern. Wenn man namentlich vorgeichlagen 
hat, dem Ausdrude „Forderung“ den „Schuldverhältnig“ zu fubftituiren, fo hat dies 
das Bedenken gegen fich, daß damit ein Ausdrud zu einem technifchen gemacht werden 
würde, welcher es bis jetzt nicht gewejen wäre, überdies aber in dem „Schuidver- 
hältniß“ nicht die geringfte Andeutung für die weientlichen Beftandtheile der Obli- 
gation, Forderung und Schuld oder Recht des Gläubigers und Berbindlichkeit des 
Schuldners, enthalten ift. 
1) Dan vergl. $. 662 des BGB.’ und Kommentar Bd. 2 ©. 7. 


Begriff, Eintheilungen und Gegenftände der Forderungen. 449 


verpflichtet bat, das Grundftüd derelinquiren, und' ebenſo ift in 
dDiejem Falle der Eigenthümer, als joldher, nicht für feine Perſon, 
jondern nur vermöge feines Eigenthums berechtigt und es erlöjcht 
jein Recht namentlich auch mit dem Untergange des Grundftüds. 
Wenn gelagt worden ijt, es jei die Forderung ein Rechtsver- 
hältniß zwijchen zwei Perjonen, von welchen die eine die Zeiftung 
fordern Eönne, die andere zu der Leiſtung verpflichtet jei, jo ſoll da— 
mit -ausgejprochen werden, daß, wenn mehrere Perfonen auf der 
Gläubigerjeite oder Schuldnerjeite jteben, nicht blos Eine Forderung 
anzunehmen ijt. Iſt nämlich der Gegenftand der Forderung theilbar 
und getheilt (Theilforderung), jo find jo viele einzelne Forderungen 
vorhanden, als Schuldner oder Gläubiger vorhanden find, auf 
welche die Forderung vertbeilt wird"), 3. B. bat A. eine Forderung 
von 100 Thalern an B. und O., jo bat er zwei Forderungen von 
50 Thalern, von welchen der einen der B., der anderen der C. als 
Schuldner gegenüber jteht, oder haben A. und B. eine Forderung 
von 100 Thalern an C., jo bat C. zwei Gläubiger, von welcen 
jeder 50 Thaler zu fordern hat. Iſt dagegen die Forderung zivar 
theilbar, aber ungetheilt (eine Geſammtſchuld), jo find jo viele Forder- 
ungen von gleichem Umfange vorhanden, als Gläubiger oder Schuldner 
vorhanden jind?), 3. B. haben A. und B. als Gejammtgläubiger 
100 Thaler von C. zu fordern, jo haben jie jeder eine Forderung 
von 100 Thalern an C., oder find A. und B. als Gejammtfchuldner 
100 Thaler dem C. jchuldig, jo bat EC. zwei Forderungen von 
100 Thalern, von welchen der einen A. und der anderen B. als 
Schuldner gegenüber jteht. Der Gegenjtand mehrerer Forderungen 
kann nämlich derjelbe jein, aber das rechtliche Band zwiſchen Gläubiger 
und Schuldner kann immer nur Eins fein und ſich weder auf der 
activen, noch auf der pafliven Seite über mehrere Perjonen eritreden. 
Das Wefen der Forderung befteht nicht darin, daß dadurch das 
Eigentbum einer Sache übertragen oder eine Dienftbarfeit bejtellt 
werden, jondern darin, daß der Schuldner dem Gläubiger gegenüber 
zu einer Leiſtung verpflichtet fein joll®). Es fteht daher zu ihrer 
Geltendmachung nur eine Klage wider den Schuldner (actio in per- 


1) Man vergl. $. 663 des BGEB.'s. 
2) Man vergl. $$. 1019 bis 1038. 
3) Dan vergl. 1. 3 pr. D. de oblig. et act. 
Siebenhaar, Privatredit. 29 
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sonam) zu dem Zwecke zu, daß diefer, wenn er jeiner Berbindlichkeit 
nicht nachkommt, zur Erfüllung der Forderung verurtheilt wird '). 
Zu b) 
Die Leiftung, welche den Gegenjtand einer Forderung ausmadht, 


fann fein entweder ein Geben (dare) oder ein Thun oder Nichtthun 
(facere vel non facere) ?). 


Unter dem Geben verſteht man die Uebertragung des Eigentbums 
einer Sade?), oder die Beitellung eines Nechtes an einer fremden 
Sade; unter dem Thun die Vornahme einer Handlung, welche nicht 
unter den Begriff des Gebens fällt, 3. B. ein Grundjtüd thatjächlic 
zu übergeben, einen Graben berzuftellen, ein Gebäude aufzuführen, 
einen Dienft zu leiſten ); unter dem Nichtthun die Unterlajjung einer 
Handlung, 3. B. einen angefangenen Nechtsitreit nicht fortzuftellen. 
Die in einem Geben (in dando) beſtehende Yeiltung wird, wo nicht 
immer, jo doch in der Kegel einen zu Gelde anzujchlagenden Werth 
haben). Die in einem Thun oder Nichtthun (in faciendo oder in non 
faciendo) bejtehende Leiſtung dagegen ift nur gültig, wenn entweder 
eine Gonventionaljtrafe verjprochen worden iſt, oder durch die Nicht: 
erfüllung der Forderung der Gläubiger einen Schaden erleidet. Denn 
der Schuldner kann zu der Handlung oder Unterlaffung nicht direct 
gezwungen werden‘). In jedem Falle bedarf e8 aber zu der Klage 
auf Erfüllung einer Forderung, bejtebe fie in einem Geben (in dando) 
oder in einem Thun oder Nichtthun (in faciendo oder non faciendo), 
nicht der Beziehung darauf, daß die Leiſtung einen Geldwerth babe, 
oder fich darauf zurüdführen laſſe, vielmehr bat der Richter, ſoweit 
nötbig, unter Zuziebung Sadwerftändiger, zu ermeilen, ob nach den 


1) Man vergl. oben ©. 134. 

2) Im weiteren Sinne liegt in dem Geben aud) ein Thun, und in dem Thum 
ein Geben (l. 2 D. de verb. oblig., 1. 218 D. de verb. signif.). 

3) Hierzu gehört vor Allem die Zahlung baaren Geldes (88. 248 Sat 2 und 
296 des BGEB.'s). 

4) Man vergl. J. 72 pr. D, de verb. oblig. 

5) Man vergl. Siebenhaar, Korrealobligationen S. 221 fig. — Wäre ber 
Gegenftand der Forderung fo unbeftimmt angegeben, daß auch etwas Werthloſes ge- 
feiftet werden könnte, fo würde eine Forderung überhaupt gar nicht vorhanden fein. 

6) Nach römiſchem Rechte war ber Schuldner bei den Obligationen, welche in 
faciendo oder non faciendo beftanden, wenn eine Conventionalftrafe nicht beigefügt 
worden war, im Falle der Nichterfüllung unzweifelhaft nur zum Schadenerfate ver 
bunden (man vergl. Siebenhaar, a. a. O. ©. 221 not. 2, S. 267 flg., S. 276 
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Berhältniffen des einzelnen Falles anzunehmen ift, daß die Leiftung, 
auf welche geklagt wird, überhaupt einen Werth babe '). 

Wäre die Leiltung in die bloße Willfür des Schuldners geitellt 
worden, jo würde nicht eine Forderung vorhanden jein, da dieje 
nicht ohne einen rechtlihen Zwang des Schuldners gedacht werden 
fann ?). 

Anm. Die dem Gläubiger wegen der Forderung zuftehende Klage (actio in per- 
sonam) verfolgt immer nur Einen Zwed, nämlich den, die Forderung geltend zu 
machen, wie fie begründet iſt. Eine Eintheilung der Klagen nad) ihrem Zwecke, wie 
fie bei den actionibus in rem um deswillen zwedmäßig ift, weil die rei vindicatio, 
publieiana in rem actio, actio negatoria und confessoria, actio hypothecaria, 
ihred gemeinfamen Merkmales als actiones in rem ungeachtet, in der Sache felbft 
verjchieden find, kaun daher bei den actionibus in personam nicht gemacht werben. 
Wenn bdefjenungeachtet auch die actiones in personam im römifchen Rechte fehr ver- 
ichiedenartig eingetheilt werden, jo hat dies im Wefentlichen nur einen wifjenfchaftlichen 
Werth, für das practifche Leben aber höchſtens den Nuten, daß die Beichaffenheit einer 
Forderung mit dem technifchen Namen der bamit verbundenen actio in einer für den 
gebildeten Juriſten verftändlichen Weife kurz angegeben werden fanı. Bon den römi— 
ſchen Eintheilungen der actiones in personam haben jedoch mehrere für unfer Recht 
jede Bedeutung verloren, 3. B. die Eintheilung in actiones civiles, praetoriae, ex- 
traordinariae, in directae und utiles, in actiones vulgares und actiones praescrip- 
tis verbis, im actiones populares und noxales, in actiones poenales, rei persecu- 
toriae und mixtae. Dagegen haben fid) im juriftifchen Sprachgebrauche einige Namen 
der actiones in personam eingebürgert, und es ift zweckmäßig, ſich diefelben dem Ge— 
dächtniffe einzuprägen; namentlich gehören dahin: die actio legis Aquitiae (die Klage 
wegen Sachbeſchädigung), die actio pauliana (die Klage auf Wiederaufhebung der zur 
Benachtheiligung der Gläubiger vorgenommenen Beräußerungen), die judieia duplieia 
(bei welchen auch der Kläger verurtheilt werden faun, al® das judicium familiae er- 
eiscundae, communi dividundo, fnium regundorum, das interdietum retinendae 
possessionis), die Klagen aus Contracten, 4. B. actio emti venditi, locati con- 
dueti, pro socio, die actio direeta und contraria, namentlid) commodati vel contra, 
mandati vel contra, negotiorum gestorum vel contra, depositi vel ‚contra, pi- 


fig). Aber auch nad) heutigem Rechte ift dies anzunehmen. Zwar kann nach unferem 
Proceſſe ein Schuldner zur Bornahme einer Handlung verurtheilt und im Hülfsver- 
fahren in eine Geldftrafe und Gefängnißftrafe genommen werden. Aber wenn er beffen- 
ungeachtet die Handlung nicht vornimmt, fo kommt es doc; fchließlich nur zur Leiftung 
eines Schadenerfages (man vergl. $. 71 des Erecutionsgejeßes vom 28. Februar 1838). 
Hiernach würde, wenn fid) annehmen ließe, daß die Handlung eine folche wäre, deren 
Vornahme dem Gläubiger überhaupt gar feinen Nuten bringen könnte, von einer 
Berurtheilung zur Handlung ganz abzufehen fein. Deun die Geldftrafen 
und Gefänguißftrafen haben den Zwed, dem Gläubiger zu feinem Rechte zu verhelfen, 
fie find aber zwedlos, wenn überhaupt ein Hecht des Gläubigers nicht vorhanden ift. 

1) Man vergl. Kommentar a. a. O. 

2) Dan vergl. $. 664 des BGB.'s. 
9% 


— 
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gneraticia velcontra, Actio tutelae vel contra, die actio generalis, 5. B. actio pro 
ocio, im Gegenſatze zu der actio specialis, die actio universalis, namentlich bie 
hereditatis petitio, im Gegenfage zu der actio singularis, endlich die ſ. g. Eondictionen, 
namentlich condietio furtiva, indebiti, ob causam datorum, sine causa, ob turpem 
vel injustam causam. 


8. 274. 
1. Eintbeilungen der Forderungen. 
Bollfommene und unvollflommene Forderungen. 

Nach römischen Rechte werden die Obligationen eingetbeilt in 
obligationes perfectae und imperfectae,; zu leßteren wurde ge 
reihnet die obligatio naturalis tantum und obligatio civilis 
nuda. Unter der obligatio naturalis tantum verjtanden die rö- 
miſchen uriften eine Obligation, tweldye nach) dem jus gentium 
(Bernunftrechte) entitanden war, und zivar nicht mittelit Klage (actio) 
geltend gemacht werden Eonnte, wohl aber injofern rechtliche Wirkungen 
batte, als bei ihr die condictio indebiti nicht jtatt hatte, wenn 
fie erfüllt worden war, mit ihr aufgerechnet (compenfirt) werden 
fonnte, Bürgen und Pfänder für fie bejtellt werden fonnten, fie jelbit 
conjtituirt und novirt werden konnte). Sogenannte obligationes 
eiviles nudae jind diejenigen, welche durch eine Einrede (exceptio 
perpetua) entkräftet werden fünnen?). 

Die römijche Lehre von der ſ. g. obligatio naturalis bat ſich 
nach dem bürgerlichen Gejeßbuche injoweit erledigt, als es nach ihm 
1) Man vergl. 1. 95 $. 4 D. de solut. in Berbindung mit 1. 11 D. de just. 
et jure und 1.8481 D.de regulis jur., ferner 1.10 D.de oblig. et act., 1.64 D. 
de cond. ind., 1. 6 D. de comp., 1.16 8. 3 D. de fidej., 1. 5 D. de pign., L. 1 
88. 7, 8 D. de const. pec., 1. 1 D. de novat. — Die Gründe der römtfchen obli- 
gatio naturalis find zweifacher Art, nämlich entweder der Mangel einer civilrechtlichen 
Begründung der Obligation, oder das perfönliche Berhältniß zwiſchen Gläubiger und 
Schuldner oder diejes oder jenes. Wegen eines Grumdes der erfteren Art wurde eine 
obligatio naturalis angenommen bei der nuda pactio (l. 7 8. 4 D. de pact., 1.5 
$. 2 D. de solut.), bei freigelaffenen Sclaven zur Leiſtung der f. g. operae artificia- 
les (1. 26 $. 12 D, de cond. ind.), bei der Mutter und bei dem Bater, welcher die 
Tochter nicht in väterlicher Gewalt hatte, zur Ausftattung ihrer Tochter (1. 2, 1. 3 
D. de just. et jure, 1. 32. 8. 2 D. de cond. ind,). Gründe der letzteren Art find, 
die dominica potestas (l. 32 D. de regul. juris, 1. 14 D. de oblig. et act, 
$. 12 J. de oblig. quae quasi ex del), die Minderjährigkeit (1. 9 
D. de auct. tut., 1. 127 D. de verb. oblig., 1. 1 in f. D, de nov. Perſonen, 
welche im Kindesalter ftanden, wurden anch nicht einmal naturaliter verbindlich), 
väterlihe Gewalt (1. 38 88. 1, 2 D. de cond. ind.), endlich das von einem Haut 
foyne wider das Senatusconsultum Macedonianum aufgenommene Darlehn. 

2) Dian vergl. $. 6 J. de except., 1. 3 $. 1 D. de const. pecunia, 
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zur Gültigkeit eines Bertrages nicht mehr der Stipulation bedarf, 
die Sclaverei und Leibeigenfchaft gänzlich aufgehoben find, der Vater 
nicht mehr durch feine in wäterlicher Gewalt befindlichen Kinder er» 
wirbt, und die Borjchrift des Senatusconsultum Macedonianum 
außer Kraft geſetzt worden ift'). Es bleiben daher, wie ſich aus dem 
S. 452 not. 1 Gejagten ergiebt, als Fälle der ſ. g. obligatio na- 
turalis nur die ſ. g. causa pietatis bei der Ausjtattung der Tochter 
und die Obligationen der Minderjährigen übrig. Soviel jene an 
langt, jo ift von derjelben bereits oben S. 201 not. 3 die Rede ge 
weien?). Soviel dieje betrifft, jo können von einem Minderjährigen 
übernommene Berbindlichkeiten durch nachträgliche Genehmigung 
des Bormundes oder des Minderjährigen jelbit, nachdem er die 
Volljährigkeit erreicht hat, volle Wirkſamkeit erlangen?); es läßt fich 
auch nicht bezweifeln, daß für die unvolllommene Berbindlichkeit 
eines Minderjährigen von Anderen PBfänder und Bürgen beftellt 
werden fünnen ®). 

Dagegen giebt e8 nach dem bürgerlichen Gejegbuche einige For: 
derungen, welche nichtig find, bei welchen aber, wenn fie erfüllt 
werden, die condictio indebiti nicht jtatt bat’). Dieje Forderungen 
baben zwar einige Merkmale der römischen obligatio naturalis, 
ſtehen aber diejen leßteren in feiner Weije gleich ®). 

Sogenannte obligationes eiviles nudae vder Forderungen, welche 
durdy eine zerjtörliche Erception entkräftet werden fünnen, giebt es 
natürlich nach dem bürgerlichen Geſetzbuche ebenfalls; es gilt auch das 
römische Recht injofern, als die der Forderung entgegenitehende Ein- 
rede nur berüdjichtigt wird, wenn fie tempeſtiv vorgeſchützt worden 
üt, der Schuldner, wenn er auf Grund der Erception von der Klage 
entbunden und losgezählt worden ift, auch nicht naturaliter ver- 
pflichtet bleibt, und die Einreden durch bloßes Einverftändni des 
Schuldners und Gläubigers aufgegeben werden künnen ?). 


1) Man vergl. 8$. 144, 782, 821 des BGB.'s und oben ©. 51, ©. 237, ©. 
243 not, 3, 

2) Man vergl. aud Annalen N. 5. Bd. 8 ©. 260 fig. — Man merke jedoch 
wohl, daß das Geben zu einem Zwecke (dare ob causam) Nichts mit der römifchen 
obligatio naturalis gemein hat. 

3) Man vergl. oben ©. 242, ©. 263. 

4) Man vergl. $. 1459 in Berbindung mit SS. 372, 473 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 88. 1480, 1522, 1641, 1650 tes BOB.’S. 

6) Man vergl. oben ©. 146 fig. und Annalen N. 5. Bd. 5 ©. 486 fig. 

7) Man vergl. oben ©. 146 flg. 
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8. 275. 
Theilbare und untbeilbare Forderungen. 


Die Theilbarkfeit oder Untheilbarkeit der Forderung bejtimmt 
fih nach der Theilbarfeit oder Untbeilbarkeit der Leiftung, welche 
den Gegenftand der Forderung bildet. Theilbar (dividua) ift eine 
Leiftung, wenn bei ihr eine Erfüllung oder eine der Erfüllung gleid- 
ftehende Tilgungsart, 3. B. Erlaß, Neuerungsvertrag, in der Weife 
möglich ift, daß die Forderung, fofern fie zu einem Theile erfüllt 
oder getilgt wird, als um diejen Theil vermindert und nur nad 
dem unerfüllt oder ungetilgt verbliebenen Theile als fortbeitehend 
zu betrachten iſt. Untheilbar (individua) ijt die Yeiftung, wenn eine 
folche theilmweije Erfüllung oder Tilgung derjelben nicht möglich iſt. 

Theilbar ift hiernach eine Forderung, vermöge deren vertretbare 
Sahen nach Maß, Zahl und Gewicht zu leijten find. Treffen bei 
einer folchen Forderung mehrere Gläubiger oder mehrere Schuldner 
zufammen, fo ift, abgejehen von dem Falle, wo ein Geſammtſchuld— 
verhältniß begründet it, anzunehmen, daß die Forderung unter den 
mehreren Gläubigern oder mehreren Schuldnern nach der Perjonen- 
zahl (ipso jure) getheilt iſt). Dieje Forderung gilt auch als (ipso 
Jure) getheilt, wenn Mehrere Erben Eines Gläubiger oder Eines 
Schuldners werden ?). 

In gleicher Weiſe als theilbar und als getheilt ijt eine Forder— 
ung zu betrachten, vermöge deren eine einzelne dem Stüde nad be 
ftimmte Sache (Species) oder eine Mehrzahl dem Stüde nad be- 
ftimmter Sachen geleiftet werden joll. Eine ſolche Korderung kann 
nämlich nach einem ideellen Theile der dem Stüde nach bejtimmten 
Sache oder der dem Stüde nad bejtimmten mehreren Sachen erfüllt 
oder auf andere Weije getilgt werden, 3. B. nad einem Drittbeile 
des fundus Cornelianus oder des fundus Cornelianus und Sempro- 
nianus. Unter mehreren Gläubigern oder mebreren Schuldnern, in- 
gleichen unter mehreren Erben Eines Gläubigers oder Eines Schuldners 
ijt diefe Forderung nach den der Perjonenzahl entjprechenden ideellen 
Theilen getheilt ), Eine Forderung aber, welde darin bejteht, daß 


1) Man vergl. $. 663 des BGB.'s, 1. 11 8. 1 D. de duobus reis, 1. 124 D. 
de leg. 1 und oben $. 42, 

2) Man vergl. 8. 2847 des BGB.'s. 

3) Man vergl. oben ©. 78, 1. 54 D. de verb. oblig., 1. 29 D. de solut., Sie- 
benhaar a. a. O. S. 226 Nr. 2,— Vorausgeſetzt ift bei dem im Texte Geſagten, daf 
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eine einzelne dem Stüde nad beitimmte Sache oder eine Mehrzahl 
dein Stüde nad bejtimmter Sacen tbatjächlich übergeben werben 
joll (}. g. stipulatio tradi), ift untheilbar '). 

Eine Forderung, vermöge deren eine blos der Gattung nad) 
(generaliter) bezeichnete Sache, 3. B. ein Pferd, ein Gefäß, zu 
leiften ift, ferner eine wahlweije (alternative) Forderung, bei welcher 
das Wahlrecht dem Schuldner zuſteht, endlich Eine Forderung, ver- 
möge deren vertretbare Sachen nad Zahl, Maß und Gewicht unter 
einer Gonventionalftrafe zu leiften find, ift, wenn mehrere Schuldner 
zufammentreffen oder mehrere Erben an die Stelle Eines Schuldners 
getreten find, injofern untheilbar, als die mehreren Schuldner oder 
die mehreren Erben Eines Schuldners die Forderung nicht zu ihren 
Antbeilen erfüllen können ?). 

Untheilbar find Forderungen, melde die Beitellung der perjön- 
lihen Dienftbarfeit des Gebrauchs und der Wohnung oder einer 
Grunddienitbarfeit zum Gegenjtande haben, oder welche darin beitehen, 
daß der Schuldner eine Handlung vornehmen joll?). 

Ob die Forderung, welche in einem Nichtthun (in non faciendo) 
befteht, theilbar oder untheilbar ift, richtet ſich darnach, ob die 
Leiftung, auf die fie fich bezieht, eine theilweije Erfüllung oder Tilg- 
ung zuläßt oder nicht *). 

8. 276. 
Einzelnforderung und Gejammtforderung. 


Eine Einzelnforderung ift diejenige, bei welcer nur Eine 
Perjon, als Gläubiger, Einer Perſon, als Schuldner, gegenüber: 
ſteht. Bei der Einzelnforderung können, neben dem Gläubiger und 
dem Schuldner, noch andere Perfonen als Nebenperjonen vorkommen, 
3. B. auf der Gläubigerjeite eine Perfon, an welche der Schuldner 
mit befreiender Wirkung erfüllen kann’) (. g. Zablungsempfänger oder 


die Forderung nicht vom Anfange an nur auf ideelle Theile geht, weil, wenn bies 
der Fall ift, fo viele Forderungen vorhanden find, als ideelle Theile gefeiftet werden 
follen. — 

1) Man vergl. 8.1099 Sag 1 des BGB.'s, 1.28, 1. 72, 1.75 8.7 D. de verb. 
oblig., 1. 11 $. 8 D. de act. emt. vend. und Siebenhaar a. a. D. ©. 246 fig. 
2) Man vergl. 8. 1037 des BGB.'s, Siebenhaar a. a. D. ©. 231 fig. 

3) Man vergl. oben ©. 78, ©. 419 fig, S. 443. Siebenhaar a. a D. ©. 
259 flg., ©. 265 fig. 

4) Man vergl. 8. 1037 des BGB.'s, Siebenhaar a. a. D. ©. 276 fig. 

5) Man vergl. $. 692 des BGB.'s. 
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solutionis causa adjectus), auf der Schuldnerjeite ein Bürge, oder 
Schuldübernehmer. Cine Gejammtforderung ijt diejenige, bei welcher 
Mehrere diejelbe Leiftung (dem debitum) als Gläubiger fordern 
fönnen oder Mebrere für dieſelbe Leiſtung dem debitum) als 
Schuldner haften, oder auch zu gleicher Zeit mehrere Gläubiger und 
mehrere Schuldner vorhanden ſind,). In einer Gejammtforderung 
find jo viele einzelne Forderungen enthalten, als jich Gläubiger uud 
Schuldner gegenüber jtehen. Dieje ‚forderungen baben aber den: 
jelben Umfang ; an eine und diejelbe Leiſtung ſchließen ſich mehrere 
Forderungen an. 


8. 277. 
III. Gegenitände der Forderungen. 
Seldleiftungen. 


Schon im römiſchen Rechte hatten Forderungen, vermöge deren 
der Schuldner zur Zahlung einer Summe Geldes verpflichtet war, 
vor Forderungen, vermöge deren eine Quantität vertretbarer Saden, 
oder eine dem Stüde nach bejtimmte Sade (Species), oder ein 
Recht an einer fremden Sache zu leiten war, einen Vorzug injofern, 
als es bei ihnen zur Verurtheilung des Schuldners nicht erjt einer 
Schätung (aestimatio) bedurfte, wie fich eine jolche bei Forder— 
ungen, welche in einem Geben (in dando) oder in einem Thun (in 
facıendo) bejtanden, nöthig machte, bevor es zu der ſ. g. pecuniaria 
condemnatio ?) fommen Eonnte?), 

Nach heutigem Nechte hat ſich dies zwar injofern geändert, als 
die ſ. g. pecuniaria condemnatio weggefallen und die Schäßung (aesti- 
matio) in das Hülfsverfahren verwiejen tworden ijt. Nichtsdeitos 
weniger liegt es in der Natur der Sache, daß die Volljitredung einer 
rechtskräftigen Entjcheidung, welche auf Zahlung einer Summe Geldes 
gebt, viel einfacher it, als die Volljtredung einer anderen rechts- 
kräftigen Entjcheidung. Iſt nämlich eine Summe Geldes zu bezahlen, 


1) Dan vergl. $. 1019 des BOB.'s. — Leber die Frage, ob die Verbindlichkeit 
mehrerer Wechielgaranten eine Geſammtſchuld enthält, vergl. Archiv für Wechſelrecht 
und Hanbelsreht Bd. 16 ©. 132 fig. 

2) Dan vergl. Gaji inst. lib. IV. 88. 48, 52, 1. 68, 1. 72 pr., 1. 81 pr. 
1. 103 D. de verb. oblig., 1. 3, 1. 4 D. de cond. ind,, 1. 22 D. de reb. cred. 

3) Man vergl. 1. 42 D. de fidej. et mand. „quia non ut aestimatio rerum, 
quae mercis numero habentur, in pecunia numerata fieri potest, ita pecunia 
quoque merce aestimanda est.“ — 
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jo kann es fich nur um die Frage handeln, in melden Geldftüden 
die Summe gewährt werden dürfe. Wie hoch die zu zahlende Summe 
jei, kann nur dann Zweifel haben, wenn fie nach einer im Inlande 
nicht mehr gültigen oder nach einer im \nlande nie gültig gewefenen 
Währung oder Münzforte angegeben ift, 3. B. Ein Thaler in zwanzig— 
Gulden = (Conventions »)fuße, Ein Frank, Ein Dollar, Ein Biafter 
u. ſ. w. Indeſſen macht jich auch in diejen Fällen nicht eine Schätz— 
ung (aestimatio), jondern nur eine Umrechnung in den im Inlande 
gejeglich geltenden Münzfuß nöthig. 

Das bürgerliche Gejeßbuch jtelt den Begriff des Geldwerthes, 
wie er fchon im römischen Nechte ') und noch bejtimmter in einem 
älteren Sächſiſchen Gefege?) angegeben wird, in nachitehender 
Weiſe feit. 

Sit eine Geldfumme Gegenftand einer Korderung und über die 
Münzforten feine Beitimmung vorhanden, jo fann in jeder zur Zeit 
und am Orte der Zahlung gültigen inländifchen oder diejer durch 
Gejeß gleichgeftellten ausländifchen Münzforte gezahlt werden”). Unter 
dem Werthe der gültigen inländischen oder diejen gleichitehenden aus— 
ländiſchen Münzjorten ift, jofern nicht etwas Anderes gejeßlich be 
ftimmt ift, der Werth zu veriteben, welcher den Münzen durch die 
Prägung beigelegt ift (j. g. äußerer Werth oder Nennwerth oder auch 
gejeglicher Werth) *); bei anderen Münzen it der Courswerth zur 
Zeit und am Orte der Zahlung maßgebend ®). 

Iſt eine Geldſumme zu bezahlen und eine Beitimmung über die 
Münzjorte nicht vorhanden, jo gilt, wenn fich feit der Entitehung 
der Forderung der Münzfuß geändert bat, der Werth, welchen die 
Geldfumme zur Zeit der Entitehung der Forderung gehabt bat, als 
Gegenjtand der Zahlung, und es kann diefer Werth durch zur Zeit 
und am Orte der Rückzahlung gültige inländijche oder diejen durch 
Geſetz gleichgeitellte ausländische Münzforten geleijtet werden ®). 
Iſt bei einer Forderung, welde eine Geldjumme zum Gegenſtande 
bat, feitgefegt worden, daß diejelbe in bejtimmten Münzſorten 





1) Man vergl. 1. 1 pr. D. de contrahend. emt. 

2) Man vergl. Const. 28 P. IL vom Jahre 1582. 

3) Man vergl. $. 665 des BGB.'s und Kommentar Bd. 2 ©, 10. 

4) Man vergl. $. 666 Sat 1 de8 BGB.’ und Kommentar Bb. 1 ©. 11. 

5) Man vergl. 8. 666 Sat 2 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 88. 667, 1076 des BGB.'s, Annalen N. F. Bb. 3 ©. 479 fig. 
und Kommentar Bd. 2 ©. 12. 
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bezahlt werden fol, und bat fich feit der Entitehung der Forderung 
der Werth der Münzen geändert, jo ift die gejchuldete Summe in 
jo vielen Stüden der bejtimmten Münzforte zu bezahlen, als er 
forderlih find, um den Werth berzujtellen, welchen die gejchuldete 
Geldjumme zur Zeit und am Orte ihrer Zahlung bat; kann die be- 
ftimmte Münzforte nicht mehr gejchafft werden, oder ift fie gänzlich 
entwerthet, jo ilt die gejchuldete Geldjumme in zur Zeit und am 
Orte der Zahlung gültigen Münzjorten zu bezahlen '). it das Ver, 
hältniß der bejtimmten Münzjorten zu dem Werthe jet gültiger 
Münzjorten nicht auszumitteln, auch deren Werth nicht ſonſt durch 
Gejege beitimmt, jo ift jo viel von den jeßt gültigen Münzjorten 
zu gewähren, als ihrem Metallgehalte nach dem Metallwerthe der 
bejtimmten Münzjorten entſpricht?). Geht eine Forderung auf eine 
Zahl einer beftimmten Münzforte, fo ift diefe Zahl Gegenftand der 
Forderung, ohne Unterjchied, ob der gejeßliche Werth oder der 
Courswerth der Münzjorte bis zur Zeit der Zahlung fich gleich ge: 
blieben ift, oder fich geändert hat; fann diefe Münzjorte nicht mehr 
gejchafft werden, jo ift, jofern nicht etwas Anderes gefeglich beftimmt 
it, der Betrag des jener Münzjorte inwohnenden Metallgebaltes in 
zur Zeit und am Drte der Zahlung gangbaren Münzjorten der: 
jelben Metallart zu gewähren). Bei Forderungen, deren Gegen: 
ftand Papiergeld oder Banknoten find, dient, in Ermangelung einer 
Vereinbarung oder eines Ziwangscourjes, der Courswerth zur Richt 
Ihnur, nad Analogie Deffen, was von geprägten Münzen gilt*). 
Wie weit bei Geldleiftungen Münzforten der Goldwährung zu Zahl— 
ungen in Silberwährung oder umgekehrt verwendet werden dürfen, 
ferner wie weit der Gläubiger die Zahlung in Scheidemünze, Papier: 
geld, Banknoten vder ſonſtigen an die Stelle des baaren Geldes 
tretenden Wertbzeichen ſich gefallen laſſen muß, endlich wie weit be 
jtimmte einzelne Münzjorten als Zahlung ausbedungen werden dürfen, 
oder ein Zahlungsverjprechen auf verjchiedene Münzjorten zugleich 
oder wahlweije zuläjfig iſt, beitimmen bejondere Geſetze ). 


— — — — 


1) Man vergl. 8. 668 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 669 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 670 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 671 des BGB.’ und Commentar Bd. 1 ©. 14 fig. 
5) Dan vergl. $. 672 des BGB.'s und Commentar a. a. O. 
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8. 278. 
Wahlweiſe Forderungen. 

Eine wahlweiſe (alternative) Forderung it diejenige, vermöge 
deren von mehreren einzeln aufgeführten Gegenftänden nur Einer 
geleiftet werden joll'), 3. B. ein Stier oder ein Pferd, ein Pferd oder 
Einhundert Louisd’or. Es ift feine wahlweiſe Forderung, wenn be» 
ſtimmt worden ift, daß eine Sache geleiftet und, fofern fie nicht ge- 
leiltet wird, Geld gezahlt werden joll, 3. B. ein Pferd, und wenn 
diejes nicht gegeben wird, Einhundert Louisd'or“), oder wenn dem 
Schuldner das Recht zufteht, ſich von feiner Verbindlichkeit zur Leiſtung 
des gejchuldeten Gegenjtandes durch eine andere Leiſtung zu befreien, 
3. B. bei der Beichädigung durch ein Thier (j. g. pauperies) durch 
Ueberlaffung des Thieres, welches den Schaden verurfacht bat (ſ. g. 
jus alternativum) ?). 

Bei der wahlweijen Forderung kann das Recht zu wählen dem 
Schuldner, dem Gläubiger oder auch einem bejtimmten Dritten zu» 
ſtehen“). So würde 3. B. der Gläubiger die Wahl haben, wenn 
beitimmt worden wäre, daß von den mehreren Gegenſtänden der: 
jenige geleiftet werden jolle, welchen er (der Gläubiger) wollen werde 
(si volet oder voluerit), oder daß der Gläubiger das Recht haben 
jole, einen von den mehreren Gegenftänden zu nehmen. Fehlt es 
an einer Beitimmung, daß der Gläubiger oder ein beitimmter Dritter 
die Wahl Haben joll, jo ijt anzunehmen, daß der Schuldner das 
Wahlreht bat’). Das Wahlrecht ift, wenn es dem Gläubiger zus 
fteht, nicht an deſſen Perſon gebunden und geht mit der Forderung 
auf die Erben vder Gejjionare über“). Steht einem bejtimmten 


1) Man vergl. $. 697 des BGB.'s. — Wäre eine größere oder geringere Summe, 
3. B. fünf oder zehn, angegeben, jo würde, wenn der Schulduer die Wahl hätte, au- 
zunehmen fein, daf die geringere Summe zu leiften wäre. 

2) Man vergl. 88. 1428 bis 1435 des BGB.'s. 

3) Dan vergl. $$. 1561, 1564 bes BGB.'s. 

4) Man vergl. 88. 697, 698 Sat 1 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 697 (Schluß) des BGB.'s. — Dies galt ſchon nad) römischen 
Rechte, 1. 10 8. 6 D.de jur. dot,, 1, 105 D. de verb, oblig., $. 33 J. de act,, 1. 
31 8.6 D. de contr. emt,, 1. 2 8. 3 D. de eo quod certo loco, 

6) Man vergl. 5. 2480 des BEB.'s. — Nach römischen Rechte ſcheint das 
Wahlrecht des Gläubigers infoweit ein an deffen Perfon gebundenes geweſen zu fein, 
ald, wenn er vor getroffener Wahl geftorben war, das Recht der Wahl dem Sculd- 
ner zufam (l. 76, 1. 141 pr. D. de verb. oblig., 1.8 8, 3 D. de liber. leg.), — 
Dat; das Wahlrecht des Schuldners nicht ein an deſſen Perfon gebundenes fei, ver- 
fteht ſich von jelbft. 
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Dritten das Wahlrecht zu, fo liegt darin die ſtillſchweigende Beding- 
ung, daß die Korderung nicht zur Wirkſamkeit gelangt, wenn ber 
Dritte nicht wählt oder vor der Wahl ftirbt '). 

Die Unbeftimmtheit, welche in der wahlweiſen Forderung lient, 
wird gehoben durch die erfolgte Wahl eines der mehreren Gegen: 
tände von Seiten Desjenigen, welchem das Wahlrecht zufteht?), und 
durch die Unmöglichkeit der Yeiltung der übrigen gejchuldeten Ge 
genitände bis auf Einen ?); es verwandelt fich die Forderung in dem 
einen oder anderen Falle in eine Forderung, vermöge deren der ge 
wählte oder der noch übrig gebliebene Gegenftand zu leiften iſt. 

Soviel die Wahl betrifft, jo enthält das bürgerliche Geſetzbuch 
nachitehende, mwenigitens zum Theil von dem römiſchen Rechte *) ab: 
weichende, Beitimmungen: 

a) Steht das Wahlrecht dem Gläubiger oder dem Schuldner zu, 
jo gilt die Wahl als vollzogen, wenn der wahlberechtigte Theil 
dem anderen Theile gegenüber die Wahl erklärt; es kann aud 
die Wahl, nachdem fie erklärt worden iſt, nicht geändert werden’). 
Die Wahl gilt als ftillfebweigend vollzogen, wenn der Schuldner, 
welcher das Wahlrecht hat, einen der mehreren Gegenitände ge 
leijtet, oder iwenigftens mit der Xeiftung eines derfelben den 
Anfang gemacht hat°), oder wenn der Gläubiger, welder das 
Wahlrecht bat, die Yeiltung eines der mehreren Gegenftände oder 
einen Theil davon angenommen oder auf Xeiftung eines der 
mehreren Gegenitände Klage erhoben bat, und der Schuldner 
von der Klage durch das Gericht benachrichtigt worden ijt ”). 

b) Steht einem bejtimmten Dritten das Wahlrecht zu, jo gilt die 


1) Man vergl. 8. 698 Sat 2 des BGB.'s. — Im Falle der Deficienz der Be 
dingung würden bie Borichriften im $. 872 des BGB.’ Amvendung finden. 

2) Dan vergl. 88. 699, 700 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 721 bis 727 des BGB.'s. 

4) Man vergl. Pöſchmann, in den Annalen N. %. Bd. 2 S. 1 fig. 

5) Dan vergl. 8. 699 des BGB.'s. 

6) Dean vergl. $. 700 Say 1 des BGB.'s. — Ob ber etwa geleiftete Theil ein 
phyſiſcher oder ideeller Theil ift, macht keinen Unterfchied, weil von den mehreren Ge— 
genftäuden nur Einer, diefer aber ganz, zu leiften ift, namentlich nicht Theile der 
verjchiedenen mehreren Sachen geleiftet werden dürfen. Hierin liegt der Grund, warum in dem 
Falle, wo mehrere Schuldner oder mehrere Erben Eines Schuldners vorhanden find, 
der Einzelne die Forderung nicht dadurd; erfüllen kann, daß er, bevor die ſämmtlichen 
Schuldner gewählt haben, den anf ihn kommenden Theil einer einzelnen Sache leiftet. 
(Dan vergl. oben ©. 456.) 

7) Dan vergl. $. 700 Satz 2 des BGEB.'s. 


Begriff, Eintheilungen und Gegenftände der Forderungen. 461 


Wahl als unwiderruflich, wenn fie jowohl dem Gläubiger als 
auch dem Schuldner gegenüber erklärt worden iſt). Soviel 
die Unmöglichkeit der Leiſtung anlangt, jo ſteht dem Unter: 
gange einer wahlweije gejchuldeten Sace der Fall gleich, wo 
der Gläubiger Eigenthümer einer der mehreren Saden ge 
worden ijt. 

In wie weit eine VBerichuldung des Gläubigers auch bie 
Verbindlichkeit des Schuldners zur Leiſtung der Sadıe, deren Xeijtung 
noch möglich ijt, aufhebt, wird weiter unten angegeben werden. 

8. 279. - 
Binfen. 

Das bürgerliche Gejeßbuch veriteht unter Zinjen die Leiſtung, 
welche der Schuldner einer Geldjumme für die ihm von dem 
Öläubiger gejtattete oder von ibm dem Gläubiger entzogene Be- 
nugung derjelben nach Verhältniß des Schuldbetrages und der Zeit 
der Benugung zu gewähren bat”). Xeiltungen für die gejtattete oder 
entzogene Benußgung anderer vertretbarer Sachen, als des Geldes, 
(1. g. Aufmaß) ?) oder einer nicht vertretbaren Sache, (j. g. Frucht 
zinjen) *), jollten fie auch im Uebrigen unter den Begriff von Zinjen 
fallen, betrachtet das bürgerliche Gejegbucd nicht als Zinjen. Da— 
gegen enthält das bürgerliche Geſetzbuch nicht die Beitimmung, daß 
die Zinjen ebenfalls nur in Gelde bejteben können ®). In dem Ber 
griffe der Zinſen liegt, daß der Yauf derjelben aufhört, wenn der 
Schuldner von jeiner Schuld befreit wird, oder die Forderung, von 
welcher jie zu zahlen find, durch Erfüllung, Neuerungsvertrag oder 
auf andere Weije erlojchen it ®). 


1) Man vergl. $. 699 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 673 des BGEB.'s. 

3) Man vergl. die Motive zu den $. 673 des BGB.'s im Kommentar Bd. 2 
©. 16. — Wenn in dem $. 1078 des BGB.’ Zinfen von Darlehnen erwähnt wer« 
den, jo bezieht fich dies nur auf Gelddarlehne, nicht auf Darlehne in dem weiteren 
Sinne des $. 1067. 

4) Man vergl. Zeitichrift für Rechtspflege und Berwaltung N. F. Bd. 28 ©, 
508 und Kommentar a. a. O. 

5) Dan vergl. Commentar a. a. O. — Ueber die Frage, ob ein Zinsverfprechen 
den Wechfel ungültig macht, vergl. Novelle 4 zu Art. 7 der allg. d. Wechſelorduung 
und Annalen Bd. 7 ©. 496 fig., uud über die Zinfen im Wechfelrechte und Handels- 
rechte Kommentar a. a. D. 

6) Man vergl. 88. 1005, 1015 des BGB.'s (1. 19 Cod. de usur., 1. 18 D, de nov., 
l, 1,1.7 D. de usur,, 1. 40 D, de reb, ered.). 


462 Biertes Bud. 


Berubt die Verbindlichkeit zur Bezahlung von Zinjen auf Vers 
trag '), auf legtem Willen oder rechtsfräftiger Entjcheidung, jo beſteht fie 
neben der Hauptforderung als jelbjtändige Forderung, welche mit 
einer bejonderen Klage geltend gemacht werden kann; ijt aber die 
Hauptforderung verjährt, jo gilt auch die Klage wegen der Zinſen 
als verjährt). Zinjen, welche aus anderen Gründen, als den an 
gegebenen, 3. B. vermöge Gejeßes ?) oder aus einem VBerzuge, zu 
bezahlen find, können nur jo lange, als die Hauptklage bejtebt, und 
mit der Klage wegen der leßteren gefordert werden *). 

Bei einer durch legten Willen begründeten Zinsverbindlichkeit 
richtet fich die Höhe der Zinſen nach der in demjelben enthaltenen 
Beitimmung?). Vertragsmäßige Zinfen unterliegen in ihrer Höbe 
feiner gejeglichen Beichränfung *). ft die Höhe der Zinjen, welche auf 
Bertrag, auf legtem Willen oder rechtskräftiger Entſcheidung beruben, 
nicht beſtimmt, oder fließt die Zinsverbindlichkeit aus anderen Gründen, 
3. B. aus einem Berzuge, jo jtreitet die Vermuthung für Zinjen zu 
fünf vom Hundert”). - 

Hat der Gläubiger drei Zinstermine gleichmäßig in einem nied- 
rigeren Betrage, als dem urjprünglichen, angenommen, ohne einen 
Vorbehalt, 3. B. in der Quittung, zu machen, jo gelten die Zinjen 
für die Zukunft, als auf das geringere Maß und, wenn die drei: 
maligen Zinszahlungen in ihrem Betrage nicht gleich find, als auf 
den böchiten Satz unter den bezahlten geringeren Beträgen, berab- 
gejeßt ®). 

Das Nehmen von Zinjen von rüdjtändigen Zinſen, jelbjt wenn 


1) Ob der Bertrag ein felbfläudiger oder ein Nebenvertrag, 3. B. eines Dar- 
lehns, Kaufs u. ſ. w., ift, macht feinen Unterſchied. 

2) Man vergl. 8. 674 des BGB.'s und oben ©. 141, insbefondere not, 5. 

3) Man vergl. 88. 1311, 1348, 1873 Sat 2, 1937 des BGB.'s 

4) Man vergl. 8. 675 in Verbindung mit $. 146 des BGB.'s. — Eine Ant- 
nahme von diefer Regel tritt in dem Falle des $. 986 des BGB.'s ein. 

5) Man vergl. $. 676 Satz 1 des BGB.'s. 

6) Man vergl. Gele, die Aufhebung der Zinsbeſchränkungen v. 25. October 1864 
‚und Bundesgeieg v. 14. November 1867. Das leßtere Geſetz fpricht nur von „Dar- 
lehnen und anderen crebitirten Forderungen.“ ine Interpretation des Sãchſiſchen 
Geſetzes v. 25. October 1864 findet man im Commentar Bd. 1 ©. 9. — Nach den 
angegebenen Geſetzen hat fi) auch der Begriff des contractus mohatrae erledigt. 

7) Man vergl. 8. 677 des BEB.'s. — Bei Wechfeln und bei Handelsgeſchäften 
betragen die Berzugszinjen jehs vom Huubert, man vergl. Commentar Bd. ı ©. 17. 

8) Man vergl. $. 678 des BGB.'s. 
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leßtere rechtskräftig zuerfannt worden find, ilt verboten’). Diejes 
Verbot findet aber feine Anwendung, wenn auf einen zweijährigen 
Zeitraum rüdftändige Zinſen zu einer Hauptforderung erhoben (capi« 
talifirt) worden find; in diefem Falle können von dem Capitale nicht 
blos vertragsmäßige Zinfen, jondern auch Verzugszinſen gefordert 
werden ?). Ebenſo haben Kaufleute und Gewerbtreibende, welche unter 
einander oder mit einer anderen nicht zu dem Kaufmanns oder Ger 
werbjtande gehörigen Berfon in laufender Rechnung (im Contocor— 
rentverhältnifje) jtehen, das Recht, von dem bei ihren Rechnungsab- 
Ichlüffen ihnen zulommenden und auf die neue Rechnung übergetragenen 
Guthaben für die Zukunft Zinjen zu verlangen, jelbjt wenn daſſelbe 
ganz oder theilweije aus Zinſen bejteht?). 

Die Verbindlichkeit zur Zahlung von Zinfen hört nicht aus dem 
Grunde auf, weil die rüditändigen Zinfen das Capital in der Höhe 
überjteigen*). Die Erhebung der Zinjen im Voraus dur Abzug 
von dem Gapitale oder bei der Schließung eines Nechtsgejchäftes 
ift verboten. Dagegen ijt die Erhebung der Zinfen im Boraus 
während der Dauer des Schuldverhältnifjes geftattet ?). 

Rechtsgejchäfte, bei welchen Zinsbejchränfungen, joweit jolche nach 
dem Geſetze vom 25. October 1864 und dem Bundesgejete vom 14. No— 
vember 1867 überhaupt noch in Kraft ſtehen ®), überjchritten werden, 
find, joweit dies der Fall it, nichtig. Der Richter hat die Nichtigkeit 
amtshalber zu berüdjichtigen. Sind verbotene Zinfen bezahlt, jo 
mindert ſich das Capital ohne Weiteres um deren Betrag von der 
Zeit ihrer Zahlung an; es kann auch, wenn das Capital bezahlt ift, 
das zuviel Bezahlte mittelft der condictio sine causa zurüdgefordert 
werden. Die Klage auf Rüderjtattung verjährt in drei Jahren ”). 


1) Mau vergl. 8. 679 des BGB.'s und Bundesgefeß vom 14. November 1867 
8. 4. — Das Berbot des f. g. anatocismus conjunctus bezieht fi) nicht auf den 
Fall, wo die Rüderftattung von Zinfen gefordert wird, welche bei der Geihäftsführung 
vermöge Auftrags oder ohne Auftrag, oder im Erecutivprocejfe indebite bezahlt worden find, 

2) Man vergl. 8. 680 des BGB.’S und Kommentar a. a. D. ©, 21. 

3) Dian vergl. $. 681 des BGB.'s, Art. 291 des allg. d. Handelsgeſetzbuchs und 
ECommentar Bd. 2 S. 21 fig. 

4) Maut vergl. $. 682 des BGB.'s und Art. 293 des allg. d. Handelsgeſetzbuchs. 

5) Man vergl. $. 688 des BOB. und Commentar Bd. 2 ©. 22, 

6) Eine ſolche noch gültige Zinsbeichräntung ift die, daß der Schuldner, welcher 
mehr als fechsprocentige Berzinfung verfproden hat, zur halbjährigen Kündigung be 
rechtigt ift; man vergl. $. 2 der im Texte augef. Geſetze. 

7) Man vergl. $. 684 des BGEB.'s. 


ru... — 
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8. 280, 
Sachenwerth und Schadenerjaß. 

Die Begriffe des Sachenwerthes und Schadenerjages jind bereits 
oben in 88. 49, 75 gegeben worden. In den gegenwärtigen Zu: 
jammenbange kann es fich nur darum handeln, die Gejtaltungen, in 
welchen diefe Begriffe bei den Forderungen in die Erſcheinung treten 
fünnen, überfichtlich anzugeben. 

A) Geht eine Forderung ihrer Entſtehung nad dahin, daß der 
Werth der Sache geleiftet werden joll, 3. B. wenn der Richter 
im Theilungsprocefle dem Einen die Cache gegen Zahlung 
des Werthes derjelben an den Anderen zufpricht, oder wenn ver: 
tretbare Sachen zu der bejtimmten Zeit nicht geleitet worden 
find, jo it der ordentliche Werth zu leilten, welchen die Sadıe 
zu der Zeit gehabt bat, wo die Forderung auf den Werth der- 
jelben entitanden ijt ’). 
Seht eine Forderung ihrer Entjtehung nach dahin, daß der Wertb 
der Eache zu einer Fünftigen Zeit geleitet werden foll, 3. B. 
bei der Verficherung der Cache gegen Feuersgefahr, fo tft der 
ordentliche Werth zu leiften, welchen die Sache zu der bejtimmten 
Zeit gehabt bat ?). 
Geht eine Forderung ihrer Entjtebung nach dahin, daß an 
Stelle einer dem Stüde-nac bejtimmten Sace der Wertb ge 
leijtet werden joll, welchen diejelbe für den Gläubiger gebabt 
hätte, wenn fie nicht durch Verfchuldung des Schuldners oder 
nad Eintritt des Verzuges untergegangen vder verjchlechtert 
worden wäre, jo ijt der außerordentliche Werth zu leiſten, welchen 
die Sache zur Zeit ihres Unterganges oder ihrer Verſchlechterung 
gehabt hat’). 
D) Gebt eine Forderung ihrer Entjtehung nad auf Schadenerjag ‘), 
jo finden die oben im $. 75 angegebenen Grundjäße Anwend— 


B 


— 


C 


— 


1) Man vergl. 8. 685 des BGB.'s und Commentar Bd. 1 S. 23 flg., wo noch 
andere Beilpiele gegeben werden. — Unter dem ordentlichen Werthe, welchen ein 
Grundftüd hat, ift der Werth zu verftehen, welcher demfelben mit Nüdficht auf jeine 
Lage oder jeine fonftige natürliche Beichaffenheit zulommt, 3. B. wenn es fidh zu 
dem Betriebe eines Gewerbes oder zur Bebaunng mit einem Haufe befonders eignet. 

2) Man vergl. $. 685 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 685, 686 und 687 des BGB.'s und oben $. 49. 

4) Man vergl. 88. 761, 773, 774, 1483 bis 1508 des BOB.s. 
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ung’). Die Verbindlichkeit zum Schadenerjaße beitebt darin, 
daß, wenn eine Sache zeritört oder bejchädigt worden ift, die 
Sade in Natur wieder verjchafft oder in den früheren Zujtand 
wieder hergeſtellt, und, wenn dies nicht möglich ijt, oder der 
verurjachte Schaden dadurch nicht vollftändig erjegt werden kann, 
der Schadenerſatz in Gelde geleijtet wird?). Der Gläubiger, 
welcher Schadenerjag aus einer fahrläffigen Handlung eines 
Anderen zu fordern berechtigt ift, kann nicht Erjaß des Schadens 
fordern, welchen er durch Anwendung der erforderlichen Sorgfalt 
hätte abwenden können, 3. B. wenn der Eigenthümer einer Sache, 
welche durch eine unabfichtliche Handlung eines Anderen in Brand ge 
rathen iſt, das Auslöjchen des Feuers, objchon es ihm möglich ift, 
unterläßt, oder wenn der Eigenthümer eines Thieres, twelches 
Durch einen Anderen verlegt worden tft, den Tod des Thieres 
nicht durch zeitige Prlege oder Eur abwendet?). Ein Schuldner 
aber, welcher aus einer ablichtlichen Verſchuldung zum Schaden- 
erſatze verpflichtet ift, Fann fich gegen die Verbindlichkeit, den 
durch jeine Handlung entitandenen Schaden zu erjeßen, nicht mit 
dem Einwande ſchützen, daß der Gläubiger den Schaden durch 
Anwendung der erforderlichen Sorgfalt hätte abwenden fünnen*)- 


Zweites Gapitel. 
Erfüllung der Forderungen. 
8. 281. 
I. Erfüllung im Allgemeinen. 
Erfüllung der Forderung ift die Leiftung Desjenigen, was ver- 


1) Man vergl. $$. 686, 687 Sat 1 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 687 Sat 2 und 3 des BOB. — Hierin Tiegt aber nur 
eine Modalität der Schägung des Schadens. Der Gläubiger ift nicht verbunden, auf 
Wiederverichaffung oder Miederherftellung der Sadje und auf Erfats anderer Schäden 
zu Magen, fondern hat das Recht, feinen Schaden zu Gelde anzufchlagen und die Be- 
zahlung der berechneten Summe zu fordern. (Dan vergl. Commtentar Bd. 2 ©. 26, 
S. 71 und das in den Annalen N. F. B.8 S. 170 mitgetheilte Urthel des OAG.'s.) 
— Das allg. d. Handelsgeſetzbuch enthält in den Art. 283, 284, 396 einige Beftim- 
mungen über Schadenerjat. 

3) Man vergl $. 688 des BGB.'s und Eommentar Bd. 2 S. 26 fig. 

4) Man vergl. 8. 688 (Schluß) des BGB.'s. — Die Vorſchrift der 1. unica 
Cod. de sent., quae pro eo, hat das BGB. nicht aufgenommen; diefe Geſetzſtelle ift 
daher antiquirt und nur die Bemerkung fei noch beigefügt, daß die befte Interpretation 
diefer Stelle die des Hugo Donellus 1. 1. t. 15 pag. 172—221 ift. 

Siebenhbaar, Privatredit. 30 
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möge bderjelben gejchuldet wird ')., Die Frage, wer eine Forderung 
erfüllen und wer die Erfüllung der Forderung annehmen Fünne, üt 
mit folgender Unterjchbeidung zu beantworten. Soviel 
A) die Perſon anlangt, welche mit der Wirkung, daß die order: 
ung aufgehoben wird, erfüllen kann, jo verſteht es fich von jelbit, 
dab der Schuldner oder ein Beauftragter deſſelben Die For— 
derung durch deren Erfüllung tilgt. Da jedoch in der Erfüllung 
eine Beräußerung liegt, jo kann nur ein Schuldner, welder 
bandlungsfähig it, mit voller Wirkung erfüllen, weil, wenn er 
in der Handlungsfähigfeit bejchränft ift, 3. B. wenn er minder: 
jährig ift, der gejegliche Vertreter das Necht hat, den Gegenjtand 
der Erfüllung, jofern er noch bei dem Gläubiger in Natur vor- 
handen ift, zu vindiciren. In einem jolchen Falle erlöjcht die 
Forderung erit dann, wenn der Gläubiger das Erhaltene ver: 
braucht, insbejondere erhaltene Gelder mit den jeinigen ver- 
mischt). Denn it dies gejcheben, jo it die Vindication ausge 
ichlojjen, und es kann auch von einer Nüdforderung mittelſt 
der condictio indebiti oder sine causa nicht die Rede jein. 
Indeſſen hat das bürgerliche Gejeßbuch von dieſen feinen Unter: 
jchieden aus praktiſchen NRüdfichten abgejehen und in dem Falle, 
wo ein in der Handlungsfähigkeit Bejchränkter eine Forderung 
erfüllt Hat, dem gejeßlichen Bertreter deifelben das Recht, das 
Geleiſtete zurüdzufordern, nur dann gegeben, wenn der Gläubiger 
der Zeit oder dem Gegenjtande nach mehr erhalten Hat, als er 
zu fordern berechtigt geweſen it ?). 
Sit die Forderung auf eine Xeiltung des Schuldners in 


1) Der Ausdrud „Zahlung“ erſchöpft nicht den Begriff der „Erfüllung.“ Nicht zu ge- 
denfen, daf Zahlung nur von dem baaren Gelde gebraucht wird, während Erfüllnug 
jede Art der Leiſtung des geſchuldeten Gegenftandes in ſich begreift, fo bezeichnet Zab: 
jung nur das thatfächliche Geben einer Summe Geldes, ohne Unterichied, ob dadırd) 
eine Forderung begründet oder aufgehoben wird, während der Ausdruck „Erfüllung“ 
den Zwed, die Forderung durch Leiftung Desjenigen, was geſchuldet wird, aufzuheben, 
angiebt. 

2) Man vergl. oben ©. 336 not. 5. 

3) Man vergl. 8. 689 des BOB.’ ımd Kommentar Bd. 2 S. 38. — Kür 
die Forderung, welche ein in feiner Handlungsfähigkeit Beſchränkter erfüllt hat, eine 
fufpenfiv bedingte geiwefen, fo wiirde die condietio indebiti begründet fein. Wäre 
fie eine von einer Zeitbeſtimmung abhängige geweien, jo würde nur anf die Swifchen- 
zinfen anf die Zeit vom Tage der Erfüllung bis zum Eintritte des dies gellagt wet- 
den fünnen. 
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Perſon bejchränkt, 3. B. Dienjte, jo muß diejer ſelbſt erfüllen ®). 
Andere Forderungen fann ein Dritter im Namen des Schuldners, 
jelbit ohne deſſen Vorwiſſen und Einwilligung, erfüllen; es ift 
der Gläubiger die Erfüllung von dem Dritten anzunehmen ver- 
bunden, uud es fann der leßtere, wenn der eritere die Annahme 
verweigert, die Forderung durch gerichtliche Niederlegung der 
angebotenen Erfüllung tilgen®). Die Erfüllung der Forderung 
Namens des Schuldners durd einen Dritten unterjcheidet jich 
wejentlic von dem Ablöjungsrechte bei Hypotheken, von welchem 
oben S. 397 flg. die Rede geweſen ilt. 
Soviel 

die Perſon betrifft, welcher gegenüber eine Forderung erfüllt 
werden kann, jo wird die Forderung aufgehoben, wenn der 
gejchuldete Gegenjtand dem Gläubiger oder für dieſen einem zu 
der Empfangnabme der Xeijtung berechtigten (gefeglichen, ver- 
faſſungsmäßigen oder freiwilligen) Stellvertreter geleiitet wird °). 
In der Berjon des Gläubigers twird jedoch vorausgejegt, daß 
er die freie Verfügung über jein Vermögen bat. Erfolgt näm- 
lich die Erfüllung an einen Gläubiger, welcher in feiner Hand- 
lungsfäbigfeit bejchränkt ift*), 3. B. an einen Minderjährigen, 
jo wird der Schuldner dadurch nicht von jeiner Schuld befreit, 
ausgenommen joweit das Geleijtete an den Vertreter des 
Empfängers gelangt, oder der Empfänger bereichert oder das Ge— 
leiftete bei ihm noch vorhanden ift®). 


B 


— 


1) Man vergl. 88. 690, 1007, 1232 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 690, 746, 756 des BGB.'s. — Der Dritte liberirt durch die 
Erfüllung Namens des Schuldners diefen und die Bürgen und Pfänder, erlangt aber 
nicht das Recht, Eeffion der Forderung, oder Heransgabe der in den Händen bes 
Slänbigers befindlichen Schuldverſchreibung, oder eines für die Forderung beftellten 
Fanftpfandes zu verlangen. Die frage, ob er Erfag von dem Echuldner fordern 
könne, ift nach den Vorſchriften der Geichäftsführnung ohne Auftrag zu beurtheilen, und 
e8 tann namentlich der $. 1355 des BGB.'s Anwendung finden. 

3) Man vergl. $. 691 Sat 1 des BGB.'s. 

4) Die Erfüllung an einen Handlungsunfähigen, 3. B. an ein Kind umter fieben 
Jahren, oder an einen des Bernunftgebrauchs Beraubten, gilt gar nicht als Erfüllung. 

5) Man vergl. $. 693 des BGB.'s, 1. 15 D. de aolut., $. 2 J. quib, alienare 
licet vel non. — Eine Bereicherung des Minderjährigen ift 3. B. anzunehmen, wenn 
er mit dem erhaltenen Gelde Sachen gefauft hat, welche er noch hat, oder deren er 
nothwendig bedarf. 

30% 
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Wird einem Dritten, welcher nicht das Recht hat, als ge- 
jeglicher, verfallungsmäßiger oder freitwilliger Stellvertreter die 
Erfüllung Namens des Gläubigers in Empfang zu nehmen, ge 
leijtet, jo bat dies nicht die Wirkung, daß die Forderung als 
erfüllt gilt, e8 wäre denn, daß der Gläubiger die gejchebene 
Erfüllung an den Dritten genehmigte, oder nach den Borjchriften 
über die Gejchäftsführung ohne Auftrag gegen ich gelten laſſen 
müßte, oder der Dritte das Empfangene an den Gläubiger aus- 
antwortete '). 

Iſt einer Forderung die Nebenbejtimmung beigefügt, daß 
die gejchuldete Leiſtung an einen Dritten, als Zablungsempfänger, 
gejchehen joll (j. g. solutionis causa adjectio), jo kann der 
Dritte an der Stelle des Gläubigers die Erfüllung in Empfang 
nehmen und der Schuldner kann jelbjt wider den Willen des 
Gläubigers an den Dritten erfüllen. Der Letztere tritt aber nicht 
dadurch in die Forderung ein; er iſt namentlich nicht berechtigt, auf 
Erfüllung zu Klagen, einen Neuerungsvertrag über die Forderung zu 
jchließen, mit derjelben aufzurechnen oder dem Schuldner die For: 
derung zu erlaſſen. Die Beitellung des Zahlungsempfängers erledigt 
fich, wenn der Gläubiger auf Erfüllung klagt und der Schuldner 
durch das Gericht von der Klage benachrichtigt worden oder der 
zur Annahme der Zahlung bejtellte Dritte geftorben ift?). Das 
Verhältniß zwijchen dem Gläubiger und dem Zabhlungsempfänger 
fann ein verjchiedenes fein; im der Regel wird es auf einem 
Auftrage beruben. 

8. 282. 
II. Gegenftand der Erfüllung. 
Eine Forderung wird erfüllt, wenn Alles geleiftet wird, was 
nach ihrer bejonderen Beichaffenbeit geleiftet werden jol. Wie be 
reits oben bemerft worden tft, kann die Forderung in einem Geben 


1) Man vergl. 88. 691 Satz 2, 1340 des BOB. und Annalen N. F. Bd. 
6 ©. 112 fig. g . 

2) Man vergl. 8. 692 des BOB.’ und Commentar Bd. 2 ©. 30 fig. — Daß 
der Schuldner nicht an den Zahlungsempfänger erfüllen fann, wenn er dem Gläubi- 
ger fpäter verfprodhen hat, nur an ihn, den Gläubiger, nicht an den Zahlungsempfän- 
ger, zu erfüllen, verfteht fidh von jelbft. — Die Bejtellung eines Zahlungsempfängers 
tommt im praftifchen Leben fehr oft vor, und es ift deshalb nothwendig, dieſes Nechts- 
verhältni von anderen verwandten Mechtsverhältniffen, welche unter die Borfchriften 
über den Auftrag und über die Anweifung fallen, zu unterjcheiden. 
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(in dando) oder in einem Thun oder Nichtthun (in faciendo oder 
non faciendo) beſtehen. ine Forderung, welche darin beiteht, daß 
eine Sache gegeben werden joll, wird erfüllt, wenn die gefchuldete 
Sache geleijtet wird, und eine Forderung, welche darin beitebt, daß 
Etwas gethan werden joll, wird durch die Vornahme der Handlung 
erfüllt. Eine andere Sache oder eine andere Handlung, als die- 
jenige, welche den Gegenjtand der Handlung bildet, kann ohne Ein- 
willigung des Schuldners nicht von dem Gläubiger gefordert, und 
ohne Einwilligung des Gläubigers nicht von dem Schuldner geleiftet 
werden '). 

Iſt eine Forderung theilbar, jo fann der Gläubiger diejelbe nach 
Theilen an Andere abtreten, und, jelbit wenn die ganze Forderung 
fällig ift, nur einen Theil derjelben einklagen, aber er fann nicht ge— 
zwungen werden, tbeilweije Erfüllung, Stüdzablung, anzunehmen ?). 

Hat der Schuldner Sachen aus einer Gattung zu leiten, welche 
nicht im Boraus bejtimmt find, jo Fann er diejelben auswählen, doch 
dürfen fie nicht unter mittelmäßiger Beichaffenbeit jein ?). 


1) Man vergl. 8. 694 des BOB.s, 1.17 Cod. de solut., 1. 98 8.6 D. de so- 
Int. — Befteht die Forderung darin, daß eine Sache (dem Eigenthume nad) geleiftet 
werden ſoll, jo wird fie nicht durch die Yeiftung einer fremden Sache (res aliena) 
erfüllt. Hieraus folgt, daß der Schuldner, wenn er eine fremde Sache an Zahlungs- 
flatt gegeben hat, gleih von Anfang au nicht als von der Schuld liberirt gilt und 
der Glänbiger die Forderung, wie fie geweſen ift, als fortbeftehend betrachten kann 
(1. 46 in Verbindung mit L 38 $. 3 D. de solut.). Das Geben an Zahlungsftatt 
enthält aber and einen Kauf in fo fern, als eine Sache für Geld gegeben worden ift, 
und diefer Kauf hat nur das Eigenthümliche, daß er zum Zwecke der Aufhebung einer 
Forderung geichlofien wird. Der Gläubiger, weldjer eine fremde Sache an Zahlungs» 
ftatt erhalten hat, hat daher, wenn .die Sache epincirt wird, an den Schuldner An— 
ſprüche wegen Entwährung (l. 24 pr. D. de pign., 1. 4 Cod. de eviet., 1. 4 8. 31 
D. de doli mali exe., 1. 44 D. de solut.), mithin in dieſem Kalle die Wahl zwiſchen 
der Klage aus der alten Forderung und der Entwährungsklage. — Ueber die frage, ob der 
Gläubiger immer mar die geichuldete Leiftung (ſ. g. Naturalerfüllung) oder and an- 
flatt derſelben das Intereſſe (Schadenerfaß) fordern fünne, vergl. das in den Annalen 
N. F. Bd. 8 ©. 168 flg. mitgetheilte Urthel des Oberappellationsgerichts. 

2) Man vergl. $. 695 des BOB’ und Kommentar Bd. 2 ©. 32. 

3) Man vergl. 8. 696 des BOB. und Kommentar a. a. DO. ©. 33, aud) Art. 
335 des allg. d. Handelsgejeßbuchs. — Conenrriren bei einer |. g. obligatio generis 
mehrere Schuldner oder mehrere Erben Eines Schuldners, jo fann, bevor alle Schuld- 
ner oder alle Erben des Schuldners gewählt haben, der einzelne Schuldner oder ber 
einzelne Erbe die Forderung nicht durch Leiftung eines Theild einer Sache erfüllen. 
(Man vergl. oben ©. 455.) 
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Der Schuldner bat den mit der Erfüllung verbundenen Aufwand, 
3. B. die Ktoften, welche dadurch entitehen, daß er den Gegenjtand 
der Leiſtung am Erfüllungsorte bereit hält, zu tragen’). Bei 
Beitelungen von einem anderen Orte geichieht der Transport der 
Sache auf Koſten des Beitellers ?). 


8. 283. 
II. Ort der Erfüllung. 


Der Ort der Erfüllung der Korderung ift, in Ermangelung einer 
Vereinbarung darüber, unter Berücdlichtigung der Natur des Nechts- 
geſchäfts und der Bejchaffenheit der Leiſtung zu beitimmen ). Sind 
mehrere Erfüllungsorte wahlweiſe feitgejegt, ohne daß bejtimmt 
worden ijt, wen die Wahl zujteben joll, jo hat der Schuldner die 
Wahl!) Hit blos im Allgemeinen bejtimmt, daß an mehreren Orten 
erfüllt werden ſoll, und iſt die Forderung theilbar, jo ift an den 
mehreren Orten zu gleichen Theilen zu erfüllen; it die Forderung 
untbeilbar, jo bat der Schuldner die Wahl’). Bewegliche Sachen, 
welche den Stüden nach bejtimmt oder aus einer an einem bejtimmten 
Orte befindlichen Menge auszufcheiden find, find an dem Orte zu 
übergeben, wo fie jich befinden, vorausgejegt, daß diefer Ort den Ver— 
tragjchließenden bei der Schließung des Vertrages befannt geivejen 
it. Die Rückgabe einer beweglichen Sache, namentlich bei der 
Gebrauchsleihe (Commodat) und der Mietbe, geſchieht an dem Orte, 
two fie übernommen worden ift”),. Die Zahlung einer Geldjchuld, 


1) Man vergl. 8. 701 Sat 1 des BGB.'s und Art. 342 Alinea 1 in Berbind- 
ung mit Art. 351 des allg. d. Handelsgeſetzbuchs und Kommentar a. a. O. ©. 35, 

2) Dan vergl. $. 701 Sag 1 in Verbindung mit $$. 204, 866, 867 des BOB.’ 
und Art. 344, 351 des allg. d. Handelegeſetzbuchs und oben S. 297 fig. 

3) Man vergl: $. 702 des BHB.'S umd Art. 324 des allg. d. Handelsgeſetzbhuchs. 
— Die Borfchrift bezieht ſich nur auf bewegliche Sachen. Denn unbewegliche Sachen 
fönnen nur an dem Orte, wo fie liegen, übergeben werden; eine Vereinbarung, daf 
fie an einem anderen Orte zu übergeben feien, wirde wegen Unmöglichkeit der Yeiftung 
ungültig fein. — Ueber die Frage, an welchen Orte eine hinterlegte Sache zurüczu« 
geben jei, vergl. Kommentar a. a. O. ©. 36, fiber den Ort der Leitung des Aus— 
zugs $. 1168 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 703 in Berbindung mit SS. 697, 698 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 708 des BGB.v. 

6) Man vergl. 8. 706 Sa 1 des BGB.'s, Art. 324 Alinea 2 und Art. 342 
des allg. d. Handelsgejeßbuchs (1. 38 D. de jud.). 

7) Dan vergl. $. 706 Sat 2 des BOB.'s. 
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ohne Unterjchied, ob fie aus einem durch baare Zahlung vder auf 
andere Weife entitandenen Darlehne geichuldet wird‘), ift an dem 
Orte zu leilten, wo der Gläubiger zur Zeit der Entjtehung der Kor: 
derung feinen Wohnfig gehabt hat?). Für Forderungen, welche durch 
unerlaubte Handlungen begründet worden find (Delicts: und Quafi- 
delictsobligationen), gilt, jofern nicht die Beichaffenheit der Yeiltung 
etivas Anderes mit fich bringt, der Wohnſitz des Verleßten zur Zeit 
der Erfüllung als Ort derſelben. Zahlungen an eine öffentliche 
Caſſe und aus derjelben, ausgenommen die ‚Fälle, in welchen es fich 
um die Rüdzablung oder Berzinfung eines Darlebns handelt, welches 
die Galle aufgenommen bat, müſſen an dem Orte, wo fich die Caſſe 
befindet, geleiftet und in Empfang genommen werden ®). 

Kur, wenn die voritehenden Borjchriften über den Erfüllungs: 
ort in einem einzelnen Falle nicht ausreichen, gilt nach dem bürger- 
lichen Gejegbuche als Erfüllungsort der Ort, wo die Forderung ent: 
ftanden ift, und wenn bierüber Gewißheit nicht zu erlangen, der 
Wohniit des Schuldners zur Zeit der Entjtehung der Forderung, 
und wenn auch diejer nicht auszumitteln it, der Aufenthaltsort des 
Schuldners zur Zeit der Erfüllung’). Weder der Gläubiger noch 
der Schuldner kann einfeitig verlangen, dag an einem anderen Orte, 
als dem bejtimmten GErfüllungsorte, geleitet wird 9). 


1) Man vergl. 88. 1067 Satz 1, 1071, 1072, 1073 des BOB.’ 

2) Man vergl. $. 707 des BOB, Art. 325 des allg. d. Handelsgeſetzbuchs. 
Ueber den Zahlungsort bei Wechjeln vergl. Art. 4 no. 8, 24, 43, 91, 98, 99 der allg. 
db. Wechſelordnung. 

3) Man vergl. $. 708 des BGB.'s. 

4) Wan vergl. $. 709 des BOSB.'S. 

5) Dian vergl. $. 705 des BOB.s, 

6) Man vergl. $. 710 des BOB. Kommentar Bd. 2 ©. 39 und über bie 1. 
28.8 D.deeo quod certo loc., Annalen R. F. Bd. 6 S.293 not. 7. Der hauptjäch- 
lichfte Fall des Berfprechens einer Geldfumme an einem beftimmten Orte ift die Aus- 
ftellung eines Wechfels. Wie in diefem Falle das Intereſſe des Ortes der Zahlung 
auszugleichen fei, wenn die Zahlung nicht erfolgt, beftimmt Art. 50 der allg. d. 
Wechlelordnung. Nach meiner Auficht ift diefe Borfcdrift analog auch dan anwend— 
bar, wenn es fih um das DOrteintereffe aufer dem Wechſelrechte handelt, fo fern 
nicht etwas Anderes nach der -muthmaßlichen Abficht der Intereſſenten anzuneh- 
men ift, 3. B. wenn Derjenige, welcher fich die Zahlung einer Geldfumme an einem 
beftimmten Orte hat veriprechen laſſen, dem Promittenten mitgetheilt hätte, er habe 
an dem beftimmten Orte eine Zahlung unter einer Konventionalftvafe zu leiſten. 
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$. 284. 
IV. Seit der Erfüllung. 


Iſt die Zeit, zu welcher eine Forderung zu erfüllen ift, nicht 
durch Bereinbarung, legtwillige Berfügung, rechtsfräftiges Urtbel, 
oder Gefeß ') feitgejeßt, und ergiebt ſich auch aus der Bejchaffenheit 
der Leiſtung? nicht ein Moment für deren Beftimmung, jo kann der 
Gläubiger jofort nach der Entſtehung der Forderung, oder wenn dieje 
eine bedingte ift, jofort nach dem Eintritte der Bedingung die Erfüllung 
verlangen, und der Schuldner, wenn der Gläubiger nicht fordert, zu 
jeder beliebigen, nicht unangemejjenen Zeit erfüllen?). 

Iſt die Zeit dahin bejtimmt, daß die Leiftung „ebeitens“, „ſobald 
als möglich oder thunlich“, „bei guter Gelegenbeit“ und auf ähnliche 
Weife, oder dahin bejtimmt, daß fie „nach und nach“ und in nicht 
näber angegebenen Friſten geſchehen joll, jo bat der Schuldner in 
angemejjenen Friften, welche nach richterlihem Ermejjen feitzuftellen 
find, zu erfüllen‘). it die Zahlung einer Geldjumme „eheitens“, „jo: 
bald als möglich oder thunlich“, „bei guter Gelegenbeit“ oder auf 
ähnliche Weife verjprochen, jo kann der Schuldner vor Ablauf eines 
halben ‚jahres nach der Entftehung der Schuld nicht zur Zahlung 
angebalten werden °). 

Sit die Erfüllung einer Forderung auf ein Fünftiges Creigniß 
nicht als Bedingung, jondern als Zahlungszeit gejtellt, und wird ge— 
wi, daß das Creigniß nicht eintreten Fann, jo tritt mit dem Zeit— 
puncte, wo über die Unmöglichkeit des Eintrittes des Ereigniffes Ge— 
wißheit vorbanden ift, die Erfüllungszeit der Forderung ein ®). 

1) Man vergl. 3. B. 88. 714, 715, 1077, 1154, 1164, 1863, 2487 des BOB. 
und Art. 326, 357 bes allg. d. Handelsgeſetzbuchs. 

2) Dean vergl. oben S. 120 not. 2, über die Erfüllungszeit bei einem Banaccorde 


Commentar Bd. 2 S. 40 fig. und über Creditbewilliguug nach Höhe einer bejtimm- 
ten Summe Annalen N. F. Bd. 3 ©. 421. 

3) Mau vergl. 8. 711 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 712 Sat 1 des BOB. und Annalen N. F. Bd, 8 ©. 256. 
— Wird zu einer Zeit geflagt, wo die Friſten, welche der Richter für angemeffene 
hält, bereits abgelaufen find, fo ift eine pure Verurtheilung auszuſprechen. 

5) Dean vergl. 8. 712 Zap 2 des BOB. — Der Gläubiger kaun in diefem 
Falle auch ſchon vor Ablauf des halben Jahres Hagen, eine Bernrtheilung ift aber 
nur auszusprechen, wenn das halbe Jahr wenigftens zur Zeit der Ertheilung der Ich» 
ten Enticheidung abgelaufen iſt, und der Schuldner nicht vorher Zahlung geleiftet hat. 

6) Man vergl. 8. 713 des BOB. uud Kommentar Bd. 2 S. 42. 
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Soll die Leiftung in „einigen“ oder „etlichen“ Jahren, Monaten, 
Wochen oder Tagen erfolgen, jo find darunter zwei, vom Tage der 
Entjtehung der Forderung an gerechnet, zu verjtehen'). it die Zeit 
der Leiſtung dem Belieben des Schuldners überlaſſen worden, jo 
fann die Erfüllung jofort nach deſſen Tode von deſſen Erben gefordert 
werden; iſt aber die Leiſtung eine ſolche, welche der Schuldner nur 
in Perſon erfüllen kann, jo ift die Zeit nach richterlichem Ermeſſen 
zu bejtimmen ?). 

Der Gläubiger kann die Erfüllung der Forderung nicht vor der 
bejtimmten Zeit fordern’). Der Schuldner fann vor der bejtimmten 
Zeit erfüllen, wenn die Zeitbejtimmung zu feinen Gunjten gereicht 
oder der Gläubiger einwilligt; es it im Zweifel anzunehmen, daß 
die Zeitbeitimmung zumBortheile des Schuldners beigefügt worden ift ®), 

Zahlt ein Schuldner eine verzinsliche Geldjchuld im Voraus, jo 
bat er die Zinjen auf die Zeit zwifchen der Zahlung und der Fällig— 
feit der Schuld mit zu bezablen. Zahlt er eine unverzinsliche oder 
niedriger, als mit den erlaubten höchſten Zinfen, zu verzinfende 
Geldſchuld im Voraus, jo bat er nicht das Necht, ohne Einwilligung 
des Gläubigers einen Abzug aus dem Grunde zu machen, weil 
diefer aus der Vorauszahlung einen Gewinn bat. Kommt es in 
Folge Bereinbarung zwijchen Gläubiger und Schuldner oder aus 
anderen Gründen bei der VBorausbezahlung einer unverzinslichen 
Schuld zu einem Abzuge, jo it eine Summe zu bezahlen, welche, wenn 
man zu derjelben den Betrag der bis zur Berfallzeit der Schuld zu 
berechnenden Zinjen zu fünf vom Hundert binzurechnet, dem Betrage 
der urjprünglichen Schuld gleichfommt (ſ. g. interusurium). Die: 
jelbe Berechnungsweije kommt zur Anwendung, wenn es ſich um die 
Berechnung des ſ. g. interusurii bei der Borauszahlung einer Schuld 
handelt, welche mit geringeren Zinjen als fünf vom Hundert zu vers 
zinjen ift °). 

8. 285. 
V. Einfluß der Verſchuldung auf Forderungen. 
Hat der Schuldner die Erfüllung der Forderung durch Ver— 


1) Man vergl. 8. 714 des BGB.'s, Commentar a. a. O. und Annalen N. F. 
Bd.s ©. 256. 

2) Man vergl. $. 715 des BGB.'s und Commentar a. a. O. 

3) Man vergl. $. 716 des BGB.'s. 

4) Dan vergl. 8. 717 des BOB. und Commentar a. a. D. ©. 44. 

5) Dian vergl. 8$. 718 bis 720 des BGB.’ und Commentar Bd. 2 ©. 44 fig. 
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ihuldung unmöglich gemacht, jo beſteht feine Verbindlichkeit deſſenun— 
geachtet fort, und cs kann der Gläubiger Erfüllung der Forderung 
und Schadenerfaß oder Erjaß des Schadens fordern, welcher dadurch 
entitanden iſt, daß der Schuldner fich durch Verſchuldung außer Stand 
gejebt bat, die Forderung zu erfüllen (ſ. q. perpetuatio obligationis) '). 
Hat der Gläubiger die Erfüllung der Forderung durch Berjchuldung 
unmöglid gemacht, jo gilt, ſoweit dies der Fall ift, die Forderung 
als erfüllt ?). 

Dieje beiden Sätze geben bei den wahlweijen Forderungen, 
welche nur danı wegen Wegfalls ibres Inhalts erlöjchen, wenn die 
Leiſtung vüdjichtlid aller wablweife gejchuldeten Gegenjtände uns 
möglich geworden it’), eine Menge denkbarer Fälle. Mit folgenden 
Factoren: 

A) Bon den Objecten der Leiſtung find unmöglich geworden a. eins, 

b. alle. 

B) Wabhlberechtigt it a. der Schuldner, b. der Gläubiger. 
C) Die Verſchuldung bejtebt auf Seiten a. des Schuldners, b. des 

Gläubigers. 

D) Eine Berſchuldung fällt ſowohl dem Schuldner, als auch dem 

Gläubiger zur Laſt, aber in Beziehung auf verſchiedene Objecte. 
E) Bei den mehreren Objecten treffen Zufall und Berſchuldung 

und zwar a. des Echuldners und b. des Gläubigers zufammen, 
findet man dieſe Fälle durch eine einfache Gombination *). 


1) Mau vergl. 8$. 721 Sat 1, 1009 des BGB.'s, über den Unterichied, welcher 
zwifchen dem römischen und füchfiichen Rechte in Beziehung auf die Haftung des 
Schuldners für Verſchuldung befteht, Annalen N. %. Bd. 6 ©. 296 flg., über die 
Frage, ob der Gläubiger auf Scadenerfag Hagen könne oder müſſe, Annalen N. F. 
230.8 ©. 172 flg., und über die vage, ob der Gläubiger bei zweileitigen Korderun- 
gen von dem Bertrage abgehen, könne, Annalen N. F. Bd. 5 ©. 218, Bd. s ©. 173 
nuter bb, 

2) Mau vergl. S. 721 Satz 2 des BOB. 

3) Man vergl. 8. 1012 des BGB.'s. 

4) Man vergl. Kommentar Bd. 1 S. 48. Das bürgerliche Geſetzbuch berüd: 
fichtigt in den SS. 722 bis 727 nur die hauptfächlichften der logiſch zu conftruirenden 
Fälle, und es werden daher dieſe SS. in dem Nadıftehenden wörtlich gegeben: 


8. 722. 

Hat der Berpflichtete die Wahl unter mehreren Gegenftänden und wird die Yeiftung 
eines dieſer Gegenftände durch deffen Verſchuldung unmöglich gemacht, fo kann weder 
der Verechtigte wegen jenes Segenftandes Schadenerſatz fordern, noch der Berpflichtete 
ſich durch Leiſtung dieſes Schadenerſatzes feiner Berbindlichkeit entledigen; es beichränft 
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Perjonen, welche in einem Verhältniſſe als Gläubiger oder 
Schuldner zu einander ftehen, haften gegenfeitig für abfichtliche Ver— 
ſich vielmehr die Forderung auf die übrigen Gegenſtände. Stand dem Berechtigten 
die Wahl unter dem mehreren Gegenftänden zu, jo kauun er in dem Falle eines von 
dent Berpflichteten verichuldeten Unterganges eines der mehreren Gegenftände aud) 
Schadenerſatz wegen dieſes Gegeuftandes wählen. 

8. 723. 

Hat der Berpflichtete rückfichtlich ſämmtlicher Gegenftände, unter welchen ex die 
Wahl hat, die Leiftung durd) feine Berihulduug unmöglich gemadht, fo leiftet er, wenn 
die Unmoglichleit rückſichtlich ſämmtlicher Gegeuftände gleichzeitig eingetreten iſt, Scha— 
denerſatz für einen dieſer Gegenſtände nach ſeiner Wahl, und wenn die Unmöglichleit 
zu verſchiedenen Zeiten eingetreten iſt, Schadeuerſatz für den Gegenftand, welcher zuletzt 
untergegangen iſt. Kam dem Berechtigten die Wahl zu, fo Faun er in allen Fällen 
wählen, für welchen Gegenftand er Schadeuerſatz fordern will. 

8. 721. 

Verſchuldet der Berechtigte die Umumöglichleit der Leiſtung eines der mehreren 
Örgenftände, unter welchen ev die Wahl hat, fo gilt die Forderung als erfüllt. Hatte 
der Berpflichtete die Wahl, jo kann er eutweder verlangen, daß der Berechtigte die 
Forderung als erfüllt annchme, oder einen der übrigen Gegenftände -leiften und wegen 
des durd; die Berjchuldung des Berechtigten umtergegangenen Gegeuflandes Scaden- 
erſatz fordern. 

8. 725. 

Berjchuldet der Berechtigte die Unmöglichkeit der Leiftung rückſichtlich ſämmtlicher 
Gegenftände, unter welchen er die Wahl hatte, fo kann er, wenn fid) die Unmöglich— 
feit bei ſämmtlichen &egenftänden gleichzeitig ereignet hat, den Gegenftand wählen, 
durch welchen feine Fordernug als erfüllt gelten fol, nnd feine Verbindlichkeit zum 
Schadenerſatze bejchränft fi) auf die übrigen Gegenftände, wogegen, wenn die Unmög— 
lichkeit für die einzelnen Gegenflände zu verſchiedenen Zeiten eintritt, die Forderung 
duch den Gegeuſtand, defjen Yeiftung zuerſt unmöglich gevorden ift, als erfiillt gilt 
und der Berechtigte wegen der übrigen &egenftände zum Schjadenerfate verpflichtet ift. 
Staud dem Berpflichteten die Wahl zu, jo fann dieler im alle eines von dem Be— 
rechtigten verichuldeten Untergauges ſämmtlicher Segenftände den Gegenftand beftimmen, 
durch welchen die Forderung als erfüllt gelten foll, und für Die übrigen Gegeuftände 
Schadenerſatz fordern. 

8. 726. 

Berihuldet der Berpflichtete die Ummöglichkeit der Yeiftung des einen dev mehreren 
Gegenftände und gehen die anderen Gegenftände durch Zufall unter, fo hat der Ber- 
pflichtete, e8 mag ihm oder dem Beredrnigten die Wahl zukommen, Schadenerſatz für 
den durch feine Berſchuldung untergegaugenen Gegenftand zur Leiften. 

8. 727. 

Iſt die Leiſtung des einen der mehreren Gegeuſtände durch Berichuldung des Be- 
rerhtigten unmöglich geworden, und gehen die anderen Gegenftände durch Zufall unter, 
fo gilt, gleichviel ob der Berechtigte oder der Berpflichtete die Wahl hat, die Forde— 
tung als erfüllt. 
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Ihuldung und für grobe und geringe Fahrläſſigkeit)y. Hat jedoch 
eine derjelben nach der Natur des Rechtsverhältnifjes feinen Vortheil 
aus demjelben, jo haftet fie blos für abjichtliche Berjchuldung und 
für grobe Fahrläſſigkeit). Aber auch in diefem Falle haftet fie für 
geringe Fahrläſſigkeit, wenn fie fich zu einem Gejchäfte aufgedrängt, 
oder unaufgefordert angeboten bat, ingleichen wenn fie fremde Ge: 
ſchäfte führt ?). 

Iſt die Erfüllung einer Forderung unmöglich geworden, jo wird 
der Schuldner nur dann von feiner Verbindlichkeit befreit, wenn die 
Unmöglichkeit in einem Zufalle ihren Grund bat, oder von dem 
Släubiger verjchuldet worden iſt). Hat aber ein Naturereigniß die 
Unmöglichkeit herbeigeführt, jo gilt der Schuldner als liberirt, jo- 

„fern ihm nicht eine DVerjchuldung beigemeijen werden kann, durch 
welche der Einfluß des Naturereignifjes auf die Erfüllung der Forder— 
ung veranlaßt oder möglich getvorden ift?). 

8. 286. 
VI Einfluß des Verzugs auf Forderungen. 
Verzug des Schuldners. 

Verzug ift die ungerechtfertigte Hinausſchiebung der Erfüllung 

einer Forderung. Derjelbe wird begründet 

A) durch Mahnung des Schuldners nach Eintritt der Fälligkeit der 
Forderung °); 

B) durch Anftellung der Klage wegen der Forderung’); 

C) durch Ablauf der für die Erfüllung der Forderung bejtimmten 

Zeit ®). 


1) Man vergl. oben $. 74 und 8. 728 Sat 1 des BGB. und Annalen N, F. 
Bd. 6 ©. 303 flg. — Art. 282 des allg. d. Handelsgeſetzbuchs nennt die culpa levia 
bie „Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns.“ 

2) Man vergl. 8. 728 Sak 2 des BGB.'s. — Die Fälle, in welchen die Vor- 
Schrift Anwendung findet, find im Kommentar Bd. 2 S. 50 zufammengeftellt. 

3) Man vergl. $. 729 des BGOB.'s und Kommentar a. a. O. — lieber bie ſ. g. 
eulpa in concreto vergl. oben $. 74. 

4) Man vergl. $. 731 des BGB.'s. — Was im Terte als materielles Recht an- 
gegeben worden ift, wird im dem angezogenen $. al8 ein bie Vertheilung der Berveis- 
rollen beftimmender formeller Sat aufgeftellt. (Commentar a. a. D. ©, 51.) 

5) Man vergl. 8. 732 des BGB.'s und Annalen N. F. Bd. 6 S. 300 fig. 

6) Man vergl. 8. 733 Sat 1 des BEP’. 

7) Mau vergl. $. 733 Cat 2 des BGB.'s. 

8) Dan vergl. $. 736 des BGB.'s. 
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D) durch mwiderrechtliche Aneignung und Rückhaltung einer fremden 

Sade’). 

Zu A) 

Die Mahnung kann gerichtlih und außergerichtlich gejchehen, 
aber nicht vor der Fälligkeit der Forderung, und nicht unter einer 
Bebingung?); es wird zu ihrer Gültigkeit vorausgejeßt, daß die 
Forderung, deren Erfüllung verlangt wird, erkennbar ift *); dagegen 
ift es nicht nothivendig, daß fie an dem Orte erfolgt, wo die For- 
derung zu erfüllen ijt *); fie wird nicht dadurch unwirkſam, daß ein 
jpäterer Zablungstermin gejeßt wird; fie erfolgt im Zweifel auf 
Koften des Gläubigers °). 

Die Mahnung bat nur dann Wirkung, wenn fie von dem 
Gläubiger, und, fofern diejer handlungsunfähig oder in der Handlungs» 
fäbigfeit bejchränft ift, von deſſen gejeglichem Vertreter, oder von 
einem vom Gläubiger oder vom gejeglichen Vertreter dejjelben zur 
Mahnung, zur Eintreibung der Schuld oder zur Klagerhebung be- 
jtellten Beauftragten, oder von einem Gejchäftsführer ohne Auftrag 
in Beziehung auf ein von diefem im Namen des Gejchäftsherrn ges 
ſchloſſenes Rechtsgejchäft vorgenommen wird, und an den Schuldner 
und, wenn dieſer nicht frei über jein Bermögen verfügen kann, an 
deſſen gejeglichen Vertreter oder an einen vom Schuldner oder deſſen 
gejeglichem Bertreter im Allgemeinen zur Verwaltung des Vermögens 
oder wenigftens zur Annahme der Mahnung bejtellten Beauftragten 
— rd 

y Man vergl. 8. 739 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 733 Sat 1 des BGB.'s und Zeitichrift für Nechtspflege und 
Berwaltung N. F. Bd. 28 ©. 395. 

3) Man vergl. $. 734 Sat 2 des BGB.'s. — Daß die Mahnung nicht zu einer 
unangemefjenen Zeit, 3. B. nicht zur Nachtzeit, geichehen dürfe, verfteht fich von felbft ; 
es ift dies aber ein Gegenftand, welcher nicht durch das Geſetz georbuet werden fann, 
vielmehr muß die rein thatfächliche Frage, ob eine Handlung nach den befonderen Ber- 
hältnifjen des einzelnen alles eine Mahnung enthalte, dem richterlichen Ermeſſen über- 
laffen bleiben. 

4) Man vergl. $. 734 Sat 3 des BGB.'s. 

5) Man vergl. Zeitjchrift für Rechtspflege und Berwaltung a. a. O., wo * 
hier einſchlagenden Fragen umſtändlich behandelt werden. 

6) Man vergl. $. 784 Satz 1 des BGB.'s und die Interpretation dieſer Geſetz⸗ 
ftelle in der Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung a. a. O. ©. 401 fig. — 
Ueber die frage, ob der Ceſſionar kündigen könne, vergl. 88. 438 Sat 1, 934 des 
BGB.'s. 
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Iſt eine Mahnung aus Gründen, welche in der Perſon des 
Schuldners liegen, nicht möglich, jo kann fie durch eine Erklärung 
vor „jedem“ inländijchen Gerichte erfolgen '). 


3u B) 

Die Anftellung der Klage gilt von der Zeit an als Mahnung, 
wo der Schuldner durch das Gericht von der Klage benachrichtigt 
wird ?), vorausgejeßt, daß die Forderung zu diejer Zeit fällig ift?). 
Iſt die Forderung zu dieſer Zeit noch nicht fällig, wird fie aber 
während des Procefjes, wenigitens vor der Entjcheidung in leßter 
Inſtanz, fällig, jo gilt fie von dem Zeitpuncte der Fälligkeit der 
Jorderung an als Mahnung ?). 

zu C) 

Dit dem Ablaufe der für die Erfüllung einer Forderung feit- 
gejeßten Zeit, gerätb der Schuldner ohne Mahnung in Verzug, wenn 
die Erfüllungszeit durch Vertrag feitgejeßt und die Zeit entweder 
nach dem Kalender bejtimmt ift oder nach dem Kalender durch vor- 
ausgegangene Kündigung bejtimmt werden fann ®). 


3u D) 
Den römijchen Saß: „fur semper est in mora“, oder „fur 
semper moram facere intelligitur“ drüdt das bürgerliche Geſetzbuch 
jo aus: „wer eine Sache zurüdzugeben bat, welche er in Folge 


1) Dan vergl. $. 735 des BGB.'s und Zeitichrift fiir Nechtspflege und Berwal- 
tung a. a. O. ©. 404. 

2) Man vergl. $. 733 Sat 2 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 733 Sat 1 des BOB!E. 

4) Man vergl. oben S. 136 und Annalen N. F. Bd. 8 ©. 85. 

5) Dan vergl. $. 736 des BGB.'s, Motive zu diefem $. im Kommentar Bd. 2 
S. 54 fig. und Zeitichrift für Nechtspflege und Berwaltung a. a. DO. ©. 409 fig. — 
Die im Bürgerlihen Gejeßbuche angenommene Meinung, welche mit dem Sate aus- 
gedrüdt zu werben pflegt, „dies interpellat pro homine,* ift unzweifelhaft die bes 
römijcyen Rechts (l. 12 Cod. de contrah. stipul., 1.38 D. de negot. gest., 1.4 $4 
D. de leg. commis.), Wenn dagegen auf die l. 32 pr. D. de usur. „moraın non ex re fieri, 
sed ex persona* Bezug genommen wird, fo hat man überjehen, daß diefer Anspruch nicht 
den Sinn hat, es werde eine den Verzug begründende Handlung des Gläubigers erfordert, 
fondern vielmehr den, es reiche nicht der Eintritt der Fälligkeit der Forderung bin, 
um den Schuldner in Berzug zu ſetzen, jondern e8 werde hierzu eine Verſchuldung 
des Schuldners erfordert. Eine Berfchuldung des Schuldners ift aber unzweifelhaft 
vorhanden, wenn er, obſchon der Gläubiger gleich Anfangs zu erfennen gegeben hat, 
daß er auf die Erfüllung zur beftimmten Zeit rechne, bei dem Cintritte diejer Zeit 


nicht erfüllt. 
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s 
eines Berbrechens inne bat, it in allen Fällen von Zeit feiner In— 
babung an als im Berzuge befindlich zu betrachten H.“ 

Der Eintritt des VBerzugs wird nicht Dadurch ausgeſchloſſen, daß 
der Schuldner zur Zeit der Mahnung, oder der Anjtellung der 
Klage oder bei dem Eintritte der Erfüllungszeit zu erfüllen unfähig 
oder die Erfüllung für ihn jebwierig it”). Kann jedoch der Schuldner 
beweijen, daß er durch Äußere Umſtände, welche ein ordentlicher, auf: 
merfjamer Hausvater weder vorbergejeben, noch abgewendet baben 
würde, an der Erfüllung gebindert worden ſei, oder daß er über das 
Beiteben der Schuld, den Betrag derjelben, die Crfüllungszeit oder 
die Berechtigung des aufgetretenen Gläubigers aus gerechten Gründen 
Zweifel gehabt oder ſich darüber in einem entjchuldbaren Irrthume 
befunden babe, jo tritt bei der Mahnung und Klaganitellung (nicht bei 
dem dies certus solutionis) der Verzug erjt mit Beſeitigung dieſer 
Hinderniſſe ein ?). 

Bedarf es aber zur Erfüllung einer Mitwirkung des Gläubigers, 
3. B. einer Vorkehrung zur Empfangnabme, insbejondere im Han— 
delsverfehre der Leitung der erforderlichen Säcke oder Gefäße, oder 
bat der Gläubiger die Xeiftung bei dem Schuldner oder an einem 
bejtimmten Orte in Empfang zu nebmen, jo tritt der Verzug, jelbit 

1) Dan vergl. $. 739 des BGB.'s, Zeitichrift für Rechtspflege und Benwaltung 
a. a. O. ©. 414, Aunalen N. F. Bd. 4 S. 302. — Die einichlagenden römischen 
Geſetze find 1. 8 8. 1, 1. 20 D. de cond, furt., 1. 1 8. 34, 1. 19 D. de vi. Zwar 
wird in der 1. 7 Cod. de cond. ob turp. caus. gejagt, e8 liege hierin eine „mora in 
rem.“ Uber der in voriger Note angegebenen Regel der 1. 32 pr. D. de usur, fteht 
dies nicht entgegen, weil die Berichuldung des Schuldners in Niüdgabe der Sache 
aus der ımerlaubten Handlung defielben folgt. 

2) Man vergl. $. 738 Satz 1 des BGB.'s. — Modificationen diejer Kegel treten 
in den Fällen der 88. 668, 670, 2458 Sat 2 des BGB.'s ein. Auch wiirde der 
Schuldner nicht als im Verzuge befindlich betrachtet werden können, wenn er in Fällen, 
in welchen er Duittung oder Rücgabe des Schuldſcheines zu fordern berechtigt ift, die 
Zahlung vor Ansftellung der Quittung oder vor Rückgabe des Schnldſcheines ver- 
weigerte. (Dan vergl. Annalen N. 5. Bd.6 ©. 458 flg.) — lieber das f. g. modi- 
enm tempus bei der Mahnnug und Anftellung der Klage vergl. Kommentar Bd. 2 
©. 52 fig. 

3) Dian vergl. $. 733 Sat 2 des BGB.'s, Zeitichrift für Nechtöpflege und Ber- 
waltung a. a. O. ©. 407 fig. — Daß ein Berzug nicht eintritt, weinm eine Forderung 
nicht vorhanden ift oder dem Schuldner peremtoriiche Einveden wider diefelbe zuſtehen, 
verfteht fich von jelbft. — Die Borfchrift des $. 738 Say 2 des BGB.'s dürfte laum 
eine Abweichung vom vömijchen Rechte (l. 5 D. de reb. cred., 1.42 D, de reg. jur., 
1. 13 D. depositi) enthalten. 
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wenn der Gläubiger gemahnt, oder Klage erhoben bat, oder der 
Forderung ein bejtimmter Crfüllungstag beigefügt worden ift, nur 
dann ein, wenn die Vorausſetzungen der Erfüllung vorhanden find, 
alfo der Gläubiger die Vorkehrung getroffen, oder fidh bei dem 
Schuldner oder an dem bejtimmten Orte eingefunden bat'). 


8. 237. 
sortjeßung. 

Der Schuldner, welcher in Verzug kommt, bat dem Gläubiger 
den Schaden zu erjeßen, welchen diejer dadurch erleidet, daß die 
Forderung nicht zeitig erfüllt worden ift?). 

Geht eine Forderung auf die Xeiltung vertretbarer Sachen, fo 
bat der Gläubiger, wenn der Schuldner in Berzug kommt, die Wahl, 
ob er den Wertb, welchen die Sachen zur Zeit und am Orte der 
Erfüllung gehabt haben, mit Zinjen des Berzuges, oder die Sachen 
und Dasjenige mit VBerzugszinjen fordern till, was die Sachen, 
wenn ſie zur Zeit und am Orte der Erfüllung geleiftet worden, mehr 
werth gewejen wären, als fie zur Zeit und am Orte ihrer wirklichen 
Leiftung wertb ſind'). Geht die Forderung auf die LZeiftung einer 
Geldjumme, jo kann der Gläubiger, wenn der Schuldner in Verzug 
fommt, Zinfen zu fünf vom Hundert fordern, jelbjt wenn die ver- 
tragsmäßigen Zinjen weniger betragen; betragen fie mehr als fünf 
vom Hundert, jo laufen jie nach Eintritt des Verzugs in ihrer bis- 
berigen Höhe fort; hat der Gläubiger durch die unterbliebene Er- 


1) Man vergl. $. 737 des BGB.'s. — Ich warme vor der irrigen Anficht, daf 
dieje Borausjetsungen des Verzuges unter deu Geſichtspunkt der Bedingungen der For- 
derung zu bringen feien, — Bei Forderungen, welche auf ein Unterlaffen (mon facere) 
gehen, kaun von einem Berzuge feine Rede fein ($. 762 des BGB.'s). 

2) Mau vergl. 8. 740 des BOSB.'S und die Interpretation diejes $. in der Zeit 
fchrift für R. md B. a. a. D. ©. 481—515. 

3) Man vergl. 88. 741, 744 Sat 2 und 3, 1087 in Berbindung mit 88. 698 
bis 700 des BGB.'s und Zeitichrift für R.ımd B.a.a. DO. ©. 500. — Diefe Borfchrift, 
welche den Gläubiger weit vortheilhafter ftellt, als die Art. 355, 356, 357 des allg. 
d. Handelsgeſetzbuchs, findet namentlich dann Anwendung, wenn e8 fih um den Kauf 
vertretbarer Sachen, zu welchen unter Umftänden auch Staatspapiere gehören, handelt, 
indem der Käufer, wenn er den Berkäufer durch Oblation des Kaufgeldes in Verzug 
geietst hat, ohne Weiteres die Preisdifferenz fammt Berzugszinfen fordern kann. Nach 
meiner Anficht kann fich der Känfer auch in Handelsfachen die Bortheile des bürger- 
lichen Gefeßbuchs unter Umpftänden dadurch verichaffen, daf er die Klage bei dem ge- 
wöhnlichen Civilforum anhängig madıt. 
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füllung der Forderung einen größeren Schaden gehabt, als ihm durch 
die Berzugszinjen vergütet wird, jo kann er deſſen Erſatz verlangen '). 
Bei Schenkungen, öffentlihen Abgaben oder auf einem Rechtsge— 
jchäfte beruhenden Strafgeldern können Verzugszinjen nicht gefordert 
werden; bei Schenkungen kann der Gläubiger jedoch den Erjat des 
Schadens fordern, welcher ihm durch den Verzug verurjacht wird ?). 
Seht eine Forderung auf die Leiſtung einer fruchtbringenden Sache, 
jo bat der Schuldner, welcher in Verzug fommt, die Früchte nach den 
Borjchriften bei der Eigenthumsklage zu erftatten ?). 

Der Schuldner, welcher in Verzug fommt, ift verbunden, den 
Gläubiger wegen der Werthänderung der Sache während des Ver- 
zuges zu entjchädigen; der Gläubiger bat in diejer Beziehung auch 
bei nicht vertretbaren Sachen diejelben Rechte, wie bei den vertret: 
baren Sachen“). Der Schuldner haftet von der Zeit des Verzuges 
an für jede Berjchuldung, ſelbſt wenn er vorher in bejchränfterer 
Weiſe, 3. B. blos für dolus und culpa lata, verantwortlich ge— 
wejen ift; er haftet auch für zufällig eingetretene Unmöglichkeit der 
Erfüllung, für die Gefahr des Unterganges und der Verjchlechterung 
der gejchuldeten Sache, ausgenommen wenn der Zufall die Sache 
auch im Falle zeitiger Erfüllung bei dem Gläubiger getroffen haben 
würde (j. g. perpetuatio obligationis°). 


8. 288. 
Verzug des Gläubigers. 


Der Gläubiger wird in Verzug gejeßt, wenn der Schuldner oder 
ein Dritter, welcher Namens des Schuldners erfüllen darf‘), ihm 
oder einem Beauftragten, insbefondere auch einem bejtellten Zahl 


1) Man vergl. $. 742 Sag 1, 2, 3 des BGB.'s und $.3 des Bundesgefeges dom 
14. November 1867. 

2) Man vergl. 8. 742 Sat 4, 5 des BGB.'s, Annalen N. F. Bd. 2 ©. 222 
und Zeitfchrift für R. und B. a. a. O. S. 509 flg. — Sogenannte Procezinfen kennt 
das Bürgerliche Gefeßbuch nit. (Man vergl. Commentar Bd. 2 ©. 58.) Als öffent 
liche Abgaben betrachtet das Dberappellationsgeriht auch |. g. Steuereredite. (Man 
vergl. Annalen N. 5. Bd. 5 ©. 513.) 

3) Man vergl. $$. 743, 309, oben ©. 341 und Zeitfchrift fir R. und B. a. a. 
D. ©. 513. 

4) Man vergl, $. 744 des BGB.'s und Zeitſchrift für R. und V. a. a. O. 
©. 514. 

5) Man vergl. $. 745 des BGEB.'s und die Interpretation diefes 8. in der Zeit- 
fchrift für R. und B. a. a. DO. ©. 504 fig. 

6) Mau vergl. oben ©. 467. 

Siebenhaar, Privatredt. 31 
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ungsempfänger, oder einem Gejchäftsführer ohne Auftrag rücjichtlich 
eines im Namen des Gejchäftsheren gejchlofjenen Rechtsgejchäfts die 
fofortige Erfüllung anbietet, und dieſes Anbieten ohne gerechte 
Gründe nicht angenommen wird; ift der Gläubiger handlungsunfähig 
oder in der Handlungsfähigfeit bejchränft, jo muß die Erfüllung dem 
gejeglichen Vertreter defjelben angeboten werden‘), Das Anbieten 
muß jo erfolgt jein, wie die Erfüllung dem Schuldner obgelegen 
bat; mit der Hauptjchuld müſſen die davon zu zahlenden Zinjen und, 
wenn der Schuldner ſich in Verzug befunden bat, der damit ver- 
bundene Schadenerjag angeboten werden; bat der Schuldner nur 
gegen eine Wegenleiftung zu erfüllen, jo fommt der Gläubiger in 
Berzug, wenn ibm der Schuldner die Erfüllung anbietet und er 
entiweder die Erfüllung nicht annimmt, oder zwar bierzu bereit ift, 
aber die Gegenleiftung verweigert”). Es genügt wörtliches Anbieten, 
vorausgejeßt, dab der Schuldner bereit ift, die Forderung in der 
Weiſe zu erfüllen, wie ihm nach dem Inhalte derjelben obliegt; hat 
der Schuldner bewegliche Sachen dem Gläubiger zu übergeben oder 
eine Handlung zu leiten, zu welcher er fich bei dem Gläubiger per- 
ſönlich einzufinden bat, jo wird thatjächliches Anbieten erfordert, aus 
genommen, wenn der Gläubiger im Voraus gegen den Schuldner 
erklärt hat, daß er die Erfüllung nicht annehmen werde °). 

Der Gläubiger wird auch in Verzug gefegt, wenn er, ohne durch 
gerechte Gründe entjchuldigt zu fein, jeinerjeitS die Vorbereitungen, 
ohne welche der Echuldner zu erfüllen nicht im Stande ift, unge 
achtet der Bereitwilligkeit des Schuldners zur Erfüllung oder auf 
Aufforderung deffelben, zur beftimmten Zeit nicht trifft, oder ſich zur 
beftimmten Zeit am Orte der Erfüllung nicht einftellt, während der 
Schuldner dajelbit zur Erfüllung bereit ift, oder ungeachtet einer -an 
ihn ergangenen Erinnerung die Klarmachung (Liquidation) einer von 
ibm behaupteten Forderung verzögert *). 

1) Dan vergl, $. 746 des BGEB.'s und Zeitfchrift für Nechtöpflege und Berwalt- 
ung N. F. Bd. 29 ©. 1 fig. 

2) Man vergl. 8. 747 des BGB.'s, Zeitfchrift für R. und V. a. a. O. ©. 11 
fig. und Commentar Bd. 2 ©. 61 fg. 

3) Dan vergl. $. 748 des BEB.'s und Kommentar a. a. DO. ©. 62. — Bei 
baarem Gelde wird erfordert, daß die Summe, welde der Schuldner dem Gläubiger 
anbietet, auch in ber That der gejchuldete Betrag fei. Eine Aufzählung des Geldes 
ift zwar nicht unbedingt nothwendig, aber in jedem alle rathſam. 

4) Man vergl. $. 749 des BGB.'s und Zeitfchrift für R. ud B. a. a. DO. 
©. 16, 17. 
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Der Gläubiger, welcher in Verzug der Annahme fommt, trägt 
die Gefahr des Unterganges und der Berfchlechterung der dem 
Stüde nad bejtimmten oder Behufs der Erfüllung ausgejchiedenen 
Sade. Der Schuldner haftet, jelbit wenn er urjprünglich für 
Berihuldung im weiteren Umfange verantwortlih war, nur noch 
für abfichtliche Verſchuldung und grobe Fahrläjfigkeit '); bei Forder- 
ungen, welde Geldjummen zum Gegenjtande haben, wird er von 
jeder Zinszahlung frei?); ift der Gegenjtand der Xeiftung eine frucht- 
bringende Sache, jo bat er nur die gezogenen Früchte herauszugeben; 
der Gläubiger bat ihm den aus dem Berzuge erwachſenen Schaden 
zu erjegen?). Bei Forderungen, welche auf Xeiltung vertretbarer 
Sachen gehen, kann der Schuldner, wenn der Gläubiger in Verzug 
der Annahme fommt, nad jeiner Wahl, entweder die Sache jelbit 
leiften und, jofern deren Werth gejtiegen ift, Bergütung Desjenigen, 
was fie zur Zeit und am Orte der wirklichen Leiſtung mehr werth 
find, als fie zur Zeit und am Orte der Erfüllung werth waren, ver 
langen, oder jtatt der Sachen den Werth leiften, welchen die Sachen 
zu diejer Zeit und an diefem Orte gehabt haben *). 


8. 289. 


Aufhebungsgründe des Berzuges des Schuldners und des 
Gläubigers. 


Der Schuldner kann die rechtlichen Folgen des Verzuges für die 
Zufunft dadurch abwenden (moram solvendi purgare), daf er dem 


1) Dan vergl. $. 750 Sat 1 umd 2 des BGB.'s umd Zeitfchrift für R. und B, 
a. a. O. ©. 19. 

2) Man vergl. $. 750 Sat 3 des BGEB.'s und Zeitſchrift für R. und V. a. a. 
D. ©. 24. — Wenn nad) römiſchem Rechte der Schuldner, bei der mora accipiendi 
bes Glänbigers, nicht von ber Bezahlung vertragsmäßiger Zinfen befreit wurde, fo 
fann der Grund nur darin liegen, daß bei dem Darlehne vertragsmäßige Zinfen nur 
auf Stipulation beruhen konnten. — Uebrigens beginnt der Lauf der Zinfen mit der 
purgatio morae ($. 752). 

3) Man vergl. $. 750 Sat 4 und 5 des BGB.'s, Zeitichrift für R. und B. 
a. a. D. ©. 19 fig. und Kommentar Bd. 2 ©. 64. 

4) Man vergl. $. 751 des BGB.'s und Zeitfchrift für R. und B. a. a. O. ©. 
26. — Man fege ben Ball, daß A. an den B. zehn Scheffel Korn zu fünf Thaler 
für den Scheffel verkauft und dem B. die zehn Scheffel Korn am Lieferungstage ange» 
boten, B. aber fie nicht angenommen hat, und am Lieferungstage der Marktpreis 
des Scheffels Korn drei Thaler if. In diefem Falle hat A. die Wahl, ob er den 
Preisunterfchied zwifchen dem ftipulirten Preife uud dem Marktpreife am Lieferungs- 

8? 
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Gläubiger die gefchuldete Leiftung und Dasjenige anbietet, was er 
demjelben wegen des Verzuges zu leijten bat, 3. B. Verzugszinſen, 
Entſchädigung, wenn die gejchuldete Species während des Verzuges 
verjchlechtert worden iſt)y. Der Gläubiger fann die rechtlichen Folgen 
des Verzuges für die Zukunft dadurch abivenden (moram aceipiendi 
purgare), daß er fih zur Empfangnahme bereit erflärt und, jofern 
die Annahme Vorbereitungen von feiner Seite erfordert, dieje trifft, 
auch wenn der Schuldner durch den Verzug bereit3 Schaden erlitten 
bat, zugleich die Eritattung diejes Schadens anbietet ?). 

Die Wirkungen des Berzuges können durch Bertrag befeitigt 
werden; wird dem Schuldner, nacdıdem er in Berzug gefommen ift, 
eine Stundung bewilligt, jo werden dadurch die rechtlichen Wirk: 
ungen des Berzuges nur für die Zukunft, nicht für die VBergangenbeit 
aufgehoben, jofern nicht ettvas Anderes vereinbart worden ift ?). 

Mit der gänzlichen Erlöfchung der Forderung fallen die durch 
den Berzug begründeten Anfprüche weg, joweit fie nicht vorbehalten 
worden find ®). 

$. 290, 
VII Erfüllung durch gerichtliche Niederlegung. 

In dem Begriffe der Forderung liegt, daß der Gläubiger nicht 
gezwungen werden Fann, die Leiftung von dem Schuldner anzus 
nehmen, weil, würde der Gläubiger hierzu verurtheilt, eine Hülfsvoll- 
ftrefung ganz undenkbar wäre’). Der Schuldner fann nur ver 


tage, alfo zwanzig Thaler, fordern oder die zehn Scheffel Korn gegen Bezahlung des 
ftipulirten Preifes liefern umd, wenn der Scheffel Korn bis zur Erfüllung des Kaufes 
über fünf Thaler geftiegen ift, biefes Mehr fordern will. (Man vergl. aud) oben ©. 
480 not. 3.) 

1) Man vergl. 88. 753, 742, 745 bes BOB. — Eine Ausnahme von ber 
Megel, daß der Schuldner moram purgiren kann, tritt in den Fällen ein, wo bie 
Leiſtung präci® zu einer beflimmten Zeit oder an einem beftimmten Orte zu erfüllen 
geweſen ift. 

2) Man vergl. 8. 752 des BGEB.'s umd Zeitfchrift für R. und ®. a. a. DO. 
©. 31 flg. — Für die Vergangenheit wirft die purgatio morae accipiendi nidt; 
der Gläubiger kann namentlich nicht Zinfen für die Zeit des Verzuges der Annahme 
verlangen ($. 750 Sat 3 des BGB.'s). ‚ 

3) Dan vergl. 8.755 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 88. 754, 146, 675, 977, 986, 1015 des BGB.'s, Zeitichrift für 
R. und V. a. a. D. ©. 33 fig. nnd Annalen N. F. Bd. 8 ©. 256 fig. 

5) Man vergl. oben S. 127. — Die 1. 9 D. de act, emt. vend, „si is, qui 
lapides ex fundo emerit, tollere eos nolit, ex vendito agi cum eo potest, ut eos 
tollat* beweift Nichts für das Gegeniheil, weil das Wegſchaffen der gefauften Steine 
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langen, daß er von der Berbindlichkeit zur Leiftung befreit wird. 
Ein Anſpruch, neben diejer Befreiung, ift nur denkbar unter Ver— 
bältnifjen, welche eine actio mandati oder negotiorum gestorum be: 
gründen. Eine hiervon völlig verjchiedene Frage ift die, ob bei 
ziweijeitigen Zorderungen ein Theil die Leiſtung von dem anderen 
Theile, ohne Gegenleiitung, fordern könne Dieſe Frage fann in 
dem einzelnen Falle zu bejahen jein; es bat aber die Verbindlichkeit 
zur Zeitung ohne Gegenleiftung mit der Verbindlichkeit zur Annahme 
der Leitung Nichts gemein. 

Aus dem Vorſtehenden ergiebt fich, daß die gerichtliche Nieder- 
legung der gejchuldeten Sache und jede andere Maßregel, welche 
dem Schuldner bei einem VBerzuge des Gläubigers in der Empfang- 
nahme geitattet ift, unter den Gefichtspunct eines Rechtes des Schuldners 
fällt, die Forderung auf eine andere Weiſe, als durch die wirkliche 
Erfüllung, zu löjen und ſich von feiner Verbindlichkeit zu befreien. 

Nach dem bürgerlichen Gejeßbuche hat der Schuldner, deſſen ge— 
jeglicher Stellvertreter und Beauftragter und jeder Dritte, welcher 
Namens des Schuldners erfüllen kann), das Recht, nachdem der 
Gläubiger durch gehöriges Anbieten in Verzug geſetzt worden it, den 
Gegenftand der Forderung, ſofern er fich zur gerichtlichen Nieder- 
legung eignet, bei dem Gerichte des Erfüllungsortes niederzulegen 
(deponiren). Hierdurch befreit der Deponent den Schuldner von der 
Forderung auch injoweit, als diefe, ungeachtet der ungerechtfertigten 
Annahme -» Berweigerung des Gläubigers, noch fortgedauert hat ?). 


von dem Grundſtücke (tollere) etwas Anderes ift, als die Empfangnahme der gefauf- 
ten Steine. Es läßt ſich daraus, daf der Eigenthümer eines Grundſtücks auf Weg- 
nahme der von einem Anderen darauf gebrachten Sachen unter gewifjen Vorausſetzungen 
eine Klage haben kann, nicht die Schlußfolgerung ziehen, daß dem Berläufer wider 
den Käufer eine Klage auf Empfangnahme der gelauften Sachen zufteht. Selbft von 
einem „tollere* wird hier in der Regel nicht die Rede fein können. Aber auch in 
den Fällen, in welchen eine Verbindlichkeit des Käufers zum „tollere* befteht, kaun 
der Berläufer immer nur Erſatz der Koften fordern, welche durch das „tollere* ent» 
fiehen. Im römischen Rechte war eine Schägung (aestimatio) ſchon wegen 
ber f. g. pecuniaria condemnatio nöthig, und nad heutigem Mechte könnte 
ber Käufer zwar zu dem „tollere* vernrtheilt werden, aber eine Hülfsvollſtreckung 
wäre doch immer mur wegen des Intereffes, welches der Berfäufer an dem „tollere* 
hätte, möglich). 

1) Man vergl. oben ©. 367. 

2) Man vergl. $. 756 Sag 1 umd 2 in Berbindung mit $. 750 des BGB.'s. 
— In der Regel wird es fih um Geld handeln, weil der Schuldner durch Oblation 
des geichuldeten Geldes zwar von der Berbindlichkeit zur weiteren Zinszahlung, nicht 
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Der Deponent fann die Depofition, jo lange dem Gläubiger nod 
nicht durch das Gericht befannt gemacht worden ift, daß diejelbe 
erfolgt jei'), rüdgängig macen und fich das Niedergelegte zurüd- 
geben lafien, und es lebt die Verbindlichkeit des Schuldners, mie fie 
vor der gerichtlichen Niederlegung geweſen ijt, nebft den Nebenver- 
bindlichfeiten, 3. B. Pfandrechten und Bürgjchaften, wieder auf?) 
Bon dem Zeitpuncte an aber, wo das Gericht dem Gläubiger be 
fannt gemacht bat, daß die gerichtliche Niederlegung erfolgt ei, gilt 
die Forderung als erfüllt; der Deponent bat von diefem Momente 
an nicht mehr das Necht, die Niederlegung zu widerrufen; willigt 
der Gläubiger in die Nüdgabe an denfelben, jo lebt dadurch die 
frühere Verbindlichkeit nicht wieder auf, es haften namentlich die für 
die frühere Verbindlichkeit beftellten Pfänder und Bürgen nicht für 
die neue Forderung, welche durch die Einwilligung des Gläubigers 
in die Nücdgabe an den Deponenten begründet wird’). " 

Eignet ſich der Gegenftand der Leitung nicht zur gerichtlichen 
Niederlegung, und ift deren Aufbewahrung ohne Koften und Unbe 
quemlichkeiten nicht möglich, jo kann der Schuldner den Gläubiger 
zur Uebernahme des Gegenjtandes durch das Gericht des Erfüllung 
ortes der Forderung unter Bejtimmung einer angemejjenen Friſt 
auffordern laſſen und nach vergeblichem Ablaufe der Frijt den Ge 
genjtand, wenn er ein beweglicher ift, nach den Vorjchriften über die 
Beräußerung des Fauftpfandes zum Verkaufe bringen oder, jofern 
der Verkauf unthunlich ift, preisgeben, und, wenn es ein Grunditüd 
ift, nach vorgängiger Anzeige bei dem Gerichte der belegenen Sad, 
daſſelbe verlafjen ®). 


aber von der Verbindlichkeit zur Zahlung der Schuld befreit wird. Uebrigens ver- 
fteht e8 fich von felbft, dag, wenn der Gläubiger moram purgirt hat, eine fpätere 
gerichtliche Niederlegung nicht zuläffig ift. 

1) Das Gericht hat den Gläubiger von der gerichtlichen Niederleguug ohne Ber 
zögerung zu benachrichtigen. (Man vergl. $. 12 der Einführungsverordnung zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche.) 

2) Man vergl. 8. 758 Sat 1 des BGB.'s. — Bis zu dem Zeitpunfte, wo ber 
Gläubiger durch das Gericht von der gerichtlichen Niederlegung benachrichtigt worden 
ift, können andere Gläubiger des Schuldners die Hülfe in das Depofitum vollftreden 
laſſen. 

3) Man vergl. 88. 756 Satz 3, 758 Eat 2 des BGB.'s und Kommentar Bd. 
2 ©. 69. 

4) Man vergl. 88. 757, 183, 480 des BGB.'s, oben S. 335 und Kommentar 
a. a. O. S. 68, 
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Die gerichtliche Niederlegung eines dazu geeigneten Gegenftandes 
bei dem Gerichte des Erfüllungsortes, und zwar mit der Wirkung, daß 
die Forderung jofort als erfüllt gilt, ift dem Schuldner, außer dem 
Falle eines Verzuges des Gläubigers in der Empfangnahme, auch noch 
geftattet, wenn der Gläubiger verfügungsunfäbig, abwejend oder un- 
befannt und nicht vertreten ift, oder über die Sachlegitimation des 
Gläubigers aus gerechten Gründen Zweifel beftehen, oder die For: 
derung mit Bejchlag belegt wird '). 

Die Koften einer gehörig erfolgten gerichtlichen Niederlegung 
trägt der Gläubiger, ausgenommen wenn der Schuldner in den ge- 
eigneten Fällen von dem Rechte des Widerrufs Gebrauch macht ?). 


8. 291. 
VII. Klage auf Erfüllung. 


Der Gläubiger, welcher auf Erfüllung der Forderung Elagt, 
kann immer nur die gejchuldete Leiftung fordern. Er ift nicht be— 
techtigt, jtatt der gejchuldeten Leiſtung eine andere, und neben der ge- 
ihuldeten Leiftung und ohne dieſe das Intereſſe zu verlangen,” aber 
auch nicht verpflichtet, jein Klaggefuh nur auf das Intereſſe zu 
richten, jollte auch die Forderung auf eine perjönliche, in einem Thun 
des Schuldners bejtehende Leiſtung gerichtet fein’). Dieje Negel hat 
aber eine Menge Ausnahmen, welche fich auf verfchiedene Gründe 
zurüdführen laſſen, unter weldyen, neben den Fällen, in denen fchon 
nad dem Geſetze ein Anjpruch auf Schadenerfat begründet ift, die 
Aenderungen die vorzüglichiten find, welche die Verfchuldung oder 
der Verzug des Schuldners in den Forderungen bervorbringt*). Es 
ift biernach die Frage, ob der Gläubiger überhaupt nur auf Schaden- 


1) Dan vergl. $. 759 des BOB. und Commentar a. a. DO. ©. 70. 

2) Man vergl. $. 760 in Verbindung mit $. 758 Satz 1 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 761 Sat 1 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 761 Sat 2 de8 BGB.'s, Kommentar Bd. 1 S. 71, Annalen 
N. 5. Bd. 8 ©. 170 fig., ©. 453 fig. und oben ©. 465. — Was hier von der For- 
derung im Allgemeinen gefagt worden ift, gilt auch von der Forderung, vermöge 
deren der Schuldner zu einer beftimimten Zeit nnd an einem beftimmten Orte zu 
leiſten hat. Wird nämlich nicht zu der beftimmten Zeit an dem beftimmten Orte er- 
fült, fo hat der Gläubiger das Recht, auch das Zeit- und DOrtsintereffe zu fordern, 
und es Fan der Schuldner nicht moram purgiren. Für Wechſel gilt die VBorfchrift 
des Art. 50 der allg. d. Wechjelordunng und es ift dieſe Vorſchrift analog auch auf 


— 


andere Fälle anwendbar. (Man vergl. oben S. 434 not. 1.) 
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erjat lagen fönne, oder auf die gejchuldete Leiftung klagen müſſe, 
ob er die gejchuldete Zeijtung und das Antereffe, oder jtatt der ge 
jchuldeten Yeiftung lediglich das Intereſſe zu fordern berechtigt jei, 
eine rein tbatjächliche Frage, welche fich nicht im Boraus beant- 
worten läßt). 

Iſt eine Forderung darauf gerichtet, daß der Schuldner Etwas 
unterlaffen foll, und bat er Dem zuwider gehandelt, jo kann der 
Gläubiger auf Bejeitigung der dadurch berbeigeführten Aenderungen, 
auf Schadenerfaß und auf Androhung einer Geldftrafe für tmeitere 
Zumwiderhandlungen Eagen?). it der Schuldner zur Bezahlung einer 
beitimmten Geldſumme rechtskräftig verurtheilt worden, jo bat der 
Gläubiger das Recht, von der Rechtskraft an Zinfen zu fünf vom 
Hundert zu verlangen, jelbft wenn fie ihm nicht zugejprochen worden 
find (ſ. g. Jubdicatszinjen ®). 


8. 292. 
IX. Zufammentreffen der Forderungen. 


Haben mehrere Perſonen aus verfchiedenen Forderungen gegen 
denjelben Schuldner ein Necht auf diejelbe Leiftung, und ift die XLeift- 
ung von der Beichaffenheit, daß fie nur Einem zu Theil werden 
fann, 3. B. A. verfauft feine goldene Uhr an B. und dann an C, 
jo geht der Gläubiger, welchem geleiftet (in dem angegebenen Falle 
die Uhr übergeben) worden ijt, den übrigen vor*). it noch feinem 
ber mehreren Gläubiger geleitet worden, jo entjcheidet, wenn die 
Forderungen zu verjchiedenen Zeiten entitanden find, das Alter der: 


1) Aus dem allg. d. Handelsgeſetzbuche fchlagen hier ein die Art. 27, 55, 56, 
81, 94, 95, 173, 178, 204, 241, 245, 310, 311, 343, 345, 854 bis 359, 362 bie 
365, 380, 393, 395, 397 bis 399, 422 bis 431. 

2) Man vergl. $. 762 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 763 des BGOB.'s. 

4) Dian vergl. 8. 764 Zap 1 des BOB. — Diefe Vorfchrift gilt auch bei 
Grimdftücden, wenn einem Käufer außergerichtlich iibergeben worden ift, vorausgeiekt, 
daß nicht eim anderer Käufer als Eigenthümer des Grumdftüdes in das Grundbuch 
eingetragen worden ift. — Iſt Mehreren ein und dieielbe Sache separatim vermiethet worden, 
fo geht Derjenige, welchem die Sache übergeben worden ift, den übrigen vor ($. 208 
des BGEB.'s, 1. 26 D. locat.). Ueber die Concurrenz mehrerer Ceffionare und meh: 
rerer Bertragserben vergl. 88. 973, 2542 des BGB.'s. — Eine Eoncurrenz mehrerer 
Gläubiger kann auch dadurch entftehen, daß der Eigenthümer einer Sache dieſe ver- 
kauft und deffen Beauftragter diefelbe Sadje einem Anderen verlanft. Man vergl. auch 


— 


oben S. 81 und S. 113, 
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jelben, und wenn fie gleichzeitig entjtanden find, das Loos über den 
Borzug; die nachjtebenden Gläubiger haben unter den erforderlichen 
Borausjegungen an der Stelle des Anjpruches auf die Leiltung ein 
Recht auf Schadenerfat '). 

Im Falle des Zujammentreffens von Forderungen wegen Unzu— 
länglichkeit des ganzen Vermögens oder einzelner VBermögenstbeile, 
3. B. bei der Zmangsverfteigerung eines Grundftüds?), haben zu» 
vörderjt die Gläubiger, welchen ein Vorzug, 3. B. auch das ſ. g. 
privilegium exigendi, geſetzlich zufteht, einen Anſpruch auf Befriedig- 
ung aus der vorhandenen Vermögensmaſſe des Schuldners ?); andere 
Gläubiger kommen, ohne Rückſicht auf das Alter ihrer Forderungen, 
nebeneinander nach Verhältniß der Größe ihrer Forderungen zur 
Befriedigung *). 

Forderungen, welde im Goncurje des Schuldners nicht ange: 
meldet worden oder nicht vollftändig zur Befriedigung gelangt find, 
fönnen nach Beendigung des Concurjes gegen den Schuldner geltend 
gemadt werden, jedoch, joviel die angemeldeten, aber nicht voll» 
jtändig befriedigten betrifft, nur joweit fie leer ausgegangen find’). 


$. 293. 
X. Zurüdbaltungsrecdt. 


Wer in Folge eines dem Anderen zufommenden Rechts an einer 
Sache, 3. B. in Folge einer wider ihn angeftellten Eigenthumsklage, 
oder in Folge einer dem Anderen zujtehenden Forderung, 3. B. bei 
der Klage auf Uebergabe der gefauften, oder auf Rüdgabe der ge- 
mietheten Sache, zu der Herausgabe einer körperlichen Sache ver: 


1) Man vergl. $. 764 Sat ? und 3 des BGB.'s und Kommentar Bd. 2 ©. 73. 

2) Man vergl. Gefet, einige Beftimmungen über Zwangsverſteigernug betreffend, 
vom 30. Zunt 1868 und Siegmann, in den Annalen N. 5. Bd. 4 ©. 489 fig. 

3) Ueber Eoncnrie zu einer Handelsfirma vergl. Art. 119 bis 122 des allg. d. 
Handelsgeſetzbuchs und 8. 11 des Einführungsgefetses dazu, fiber Bergconcurfe Gefeß 
vom 16. Juni 1868 8. 54. — Nah Sächſiſchem Coneursrechte haben Kanftpfand- 
gläubiger ihre Fauſtpfänder an den Concurs abzuliefern und ihre Forderungen zur 
prioritätifchen Befriedigung aus dem Pfanderlöfe bei dem Koncurfe anzumelden. Mit 
Hinfiht auf die Art. 313 bis 316 des allg. d. Handelsgeſetzbuchs hat man, nach mei« 
ner Anficht mit Unrecht, eine Ausnahme bei den für Handelsfchulden beftellten Fauſt- 
pfändern gemadt. Im jedem Falle darf dies nicht weiter ausgedehnt werben, weil 
der Concurs ein Recht auf die Hyperocha hat. 

4) Mau vergl. $. 765 des BGEB.'s und Commentar Bd. 2 ©. 74. 

5) Man vergl. $. 766 des BGB.'s und Kommentar Bd. 2 
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pflichtet ijt, Fan, wenn er auf die Sache Berwendungen gemacht oder 
durch diejelbe Schaden erlitten hat, bis zu feiner Befriedigung die 
Herausgabe der Sache verweigern und dieſelbe zurüdhalten ’). 
Beruht die Berbindlichkeit zur Herausgabe einer Sache oder zur 
Bornahme einer Handlung auf einem Rechtsgejchäfte, vermöge deſſen 
dem Gläubiger eine fällige Gegenleiftung obliegt, jo kann der 
Schuldner bis zu feiner Befriedigung wegen der Gegenleijtung die 
gejchuldete Sache oder Handlung zurüdhalten?). Ein Zurüdhaltungs- 
recht ſteht Demjenigen nicht zu, welcher durdy eine unerlaubte Handlung 
in den Befig der Sache gefommen ift, um deren Herausgabe es fi 
handelt ?). 


Drittes Capitel. 
Entfiehung der Forderungen. 
8. 294. 
I. Entjtehbungsarten der Forderungen. 


Forderungen fünnen entjtehen aus dem öffentlichen Rechte, 3. B. 
die Steuern und Abgaben, und aus dem Privatrechte. Jene über- 
gebe ich, weil fie mit dem öffentlichen Rechte zufammenhängen, welches 
ich nicht vorzutragen beabfichtige. Soviel dieſe betrifft, jo Fönnen 
fie beruhen auf dem Familienjtande, 3. B. die geſetzliche Unterhalts- 
pflidht, von welcher bereit3 oben gehandelt worden ijt*), oder 
auf einem Rechtsgejchäfte, welches die Begründung einer Forderung 
zum Zwecke bat°®), oder auf einer unerlaubten Handlung des 
Schuldners ®), oder auf thatjächlichen Verhältniffen, an deren Vor— 
handenſein die Gejeße eine Forderung fnüpfen (ſ. g. obligationes ex 
quasi contractu”), quasi delieto ®) und ex variis causarum figuris?). 
Durch richterliche Entjcheidung entjtehen Forderungen nur in ben 
Theilungsprozeflen. 


1) Man vergl. 8. 767 des BGEB.'s und Annalen N. %. Bd. 4 ©. 289 fig, 
Bd. 5 ©. 289 fig. und ©. 385 fig. 

2) Man vergl. 8. 768 des BGEB.'s und Annalen N. F. Bd. 5 ©. 483 fig. 

3) Man vergl. 88. 769, 1499 des BGB.sS und Commentar Bd. 2 ©. 77. 

4) Man vergl. oben ©. 173, ©. 189 flg., S. 245 flg., S. 252 flg. 

5) Man vergl. oben ©. 88 fig. 

6) Man vergl. oben ©. 120 fig. 

7) Namentlich die Gefchäftsführung ohne Auftrag und der Erbſchaftsantritt. 

8) Man vergl. 3. B. $$. 1554 bis 1558 des BGB.'s. 

9) Man vergl. 3. B. 88. 1551, 1552 des BGB.'s. 
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Nie bereits ©. 88 bemerft worden ift, find die. vorzüglichiten 
Entjtebungsgründe der Forderungen die Rechtsgeſchäfte und die uner- 
laubten Handlungen. 

$. 295. 
I. Rechtsgeſchäfte. 

Bereit3 oben S. 89 ift gefagt worden, daß zu der Schlief- 
ung eines Rechtsgejchäfts Uebereinftimmung des Willens der Inter— 
eifenten (Einverjtändniß, Conjens) erfordert wird und durch ein- 
jeitigen Willen einer Perſon ein Rechtsverbältniß (eine Forderung) 
nicht begründet werden fann!). Eine Ausnabme macht das bürger- 
liche Gejegbuch nur bei der ſ. g. Auslobung. Unter Auslobung ver- 
fteht man die öffentlich befannt gemachte Zuficherung eines Preiſes 
oder einer Belohnung für den Fall einer beftimmten Leiftung. Durch 
die Auslobung wird die Verbindlichkeit für den Auslobenden be- 
gründet, den Preis oder die Belohnung Demjenigen zu geben, 
welcher die beftimmte Yeiftung bewirkt. Die Auslobung kann aber 
auf dieſelbe öffentliche Weife, wie fie gefchehen ift, jolange gültig 
widerrufen werden, als die derjelben entjprechende Leiſtung noch 
nicht erfolgt iſt). Die verbindliche Kraft der Auslobung beruht 
lediglich auf dem Gejeße; fie ijt daher jtreng zu erklären; namentlich 
it den Verſuchen der neueren Doctrin, ein Recht der Auslobung 
logifch zu conjtruiren, irgend ein Einfluß auf die nterpretation des 
Geſetzbuchs nicht zuzugeftehen ?). 


$. 296. 
II. Unerlaubte Handlungen. 


Was unerlaubte Handlungen find, ift bereits oben ©. 120 flag. 
und ©. 473 flg. angegeben worden). Die Forderung des durch 
eine unerlaubte Handlung eines Anderen BVerlegten gebt auf Schaden- 
erjag, wenn Schaden verurfacht worden und ſoweit dies der Fall 
iſt; außer dem Schadenerjage kann eine Leiftung von dem Urheber 
der unerlaubten Handlung nur gefordert werden, wenn dies ein Ge- 


1) Man vergl. auch $. 770 des BOB.’ umd namentlich oben ©. 89 not. 3. 

2) Man vergl. $. 771 umd Kommentar Bd. 2 ©. 78 fig. 

3) Namentlich ift die Behanptung, es müſſe der Auslobende zum Scadenerfate 
verpflichtet fein, wenn er widerrufe, eine völlig irrige. 

4) Dan vergl. auch $8. 773, 776 des BGB.'s und Kommentar Bd. 2 5. 80, 
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je ausjpricht‘). Schadenerfaß wegen derjelben unerlaubten Hand- 
lung fann immer nur Einmal gefordert werden, jollte auch die uner- 
laubte Handlung von verfchiedenen Gefichtspuncten aus eine Rechts: 
verlegung entbalten?).. Haben Mehrere eine unerlaubte Handlung 
gemeinschaftlich begangen, jo haftet jeder Einzelne ganz (in solidum) 
für Schadenerjas (als Gejfammtjchuldner)?); hat jedoch Einer von 
ihnen Schadenerſatz geleijtet, jo wird der Andere liberirt, weil ein 
Schaden, welcher erjegt werden fünnte, nicht weiter vorhanden ift ). 
Anitifter und Gehülfen haften für die Folgen der unerlaubten Hand- 
lung gleich dem Handelnden; wer eine ıumerlaubte Handlung, an 
welcher er feinen Theil genommen bat, infofern begünftigt, als er 
mit dem Urheber der Handlung den Gewinn aus derjelben tbeilt, 
baftet nur joweit er Etwas erhalten bat; wer von dem Urheber einer 
unerlaubten Handlung einen Gewinn aus derjelben, ohne zu willen, 
daß es ein Gewinn aus einer unerlaubten Handlung jei, unent- 
geltlich erhält, haftet dem Verletzten ſoweit er bereichert ift,?). 
Derjenige, welcher die unerlaubte Handlung eines Anderen ver 
bindern fonnte und dies ungeachtet einer bejonderen Verpflichtung 


1) Man vergl. $. 774 des BGB.'s. — Nah Sächfiſchem Rechte kann im den 
geeigneten Fällen aufer Schadenerfag nur Sachſenbuße ($. 1497) und Schmerzen- 
geld ($. 1489) gefordert werben. 

2) Dan vergl. $. 775 des BGB.'s und oben ©. 135 flg. 

3) Man vergl. $. 777 des BGB.'s. 

4) Man vergl. Siebenhaar, Correalobligationen ©. 419 fig. — Ob der Scha- 
denerfats durch Zahlung der Entſchädigungsſumme, Geben an Zahlungsftatt, gericht 
lihe Niederlegung oder dadurch gewährt wird, daf der eine Schuldner mit Be 
willigung des Glänbigers etwas Anderes leiftet, oder daß der Gläubiger dem einen 
Schuldner gegenüber erklärt, ex fei befriedigt, macht keinen Unterfchied. — Ju wie 
weit der Schuldner, welcher Schadenerſatz geleiftet hat, einen Regreß gegen den ande: 
ren Schuldner habe, vergl. $. 1495 des BGEB.s. — Man merke aber wohl, daß Meh— 
rere, welche durch eine unerlaubte Handlung Schaden geftiftet haben, nur dann, wenn 
fie gemeinſchaftlich (communi consilio) gehandelt haben, für den Schadenerjag als 
Geſammtſchuldner (Solidarfchulduer) haften. Haben Diehrere für ſich gehandelt, jo 
haftet der Einzelne nur für den Schaden, welchen er verurfacht hat, 3. B. A. bat das 
Gebäude des B. eingeriffen und C. anf eigene Hand die noch brauchbaren Baufleine 
vernichtet. Im diefem Falle haftet A. für den Schaden, welcher durch das Einreißen 
des Gebäudes entftanden, und C. für den Schaden, welcher durch die Vernichtung der 
Baufteine verurfacht worden if. (Man vergl. 1. 15 $. 2 D. de int. quod vi aut 
elam.). Eine Ausnahme macht das Bürgerlihe Geſetzbuch wur in dem falle des 
$. 1495 Sag 2 und 3. 

5) Dan vergl. 8.778 des BGB. und Zeitjhrift für Nechtspflege und Berwalt- 
ung N. 5. Bd. 31 S. 97 fig. und Bd. 33 ©. 1 fig. 
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hierzu verfäumte, haftet für den durch die Handlung verurjachten 
Scabden, kann jedoch, wenn der Urheber handlungsfähig ift, von diefem 
Erjag forderny. Willigt der Verletzte in die NRechtsverlegung, fo 
bat er feinen Anſpruch auf Schadenerfag. Wer fich felbit einen 
Schaden zuzieht, kann Schadenerjag nicht fordern ?). Sit in dem 
legteren Falle ein Anderer mit thätig gewejen, fo haftet diefer nur 
im Falle abfichtlicher Berfchuldung ?). 

Anm. Im der neueften Zeit ift vielfach darüber geftritten worden, im wie weit 
einzelne Perſonen oder Actiengefellichaften, welche aus dem XZransporte von Menfchen 
und Waaren ein Gewerbe machen, für die Perjonen zu haften haben, deren fie fich 
bei dem Betriebe ihres Gewerbes bedienen, ob fie lediglich für culpa in eligendo 
haften, oder unbedingt jeden Schaden zu erfegen haben, welchen dieſe Perfonen ver: 
urfacht haben. Man hat, nach meiner Anficht, Schon die Frage ganz unrichtig geftellt. 
Im Wefentlichen wird es ſich nämlich in den angegebenen Källen um eine Beihädigung 
ber Perſonen oder Sachen durch eine pofitive Handlung oder durch Unterlaffung einer 
Handlung, zu welcher eine Verbindlichkeit befteht, oder, fo viel die Sachen betrifft, 
um einen Diebftahl handeln. Die Frage ift daher nicht fo zu ftellen, ob die einzelne 
Perſon, oder die Actiengefellfchaft den Schaden zu erfetsen babe, welchen die Perfonen, 
deren Hülfe fie fich bedient hat, verurſacht Haben, fondern vielmehr fo, ob diefelbe 
dadurch, daf fie fich diefer Berfonen bedient hat, von der Verbindlichkeit zum Schaden: 
erfate befreit worden fei, und ftellt man bie frage fo, fo wird man zu Ergebniffen 
gelangen, welche‘ von den bis jett als umaweifelhaft angenommenen weientlich ab» 
weichen. Denn die Hafıpflidt für die Handlungen der in Dienft genommenen Ber- 
fonen ift nicht auf ein Verſehen bei der Wahl diefer Berfonen, fondern auf die That- 
fache zurüdzuführen, daß unzuverläffige Perfonen mit der Ausführung betraut wor- 
ben find. 


Viertes Gapitel. 
Verträge. 
8. 297. 


I. Berträge im Allgemeinen. 


Berjteht man unter einem Rechtsgejchäfte jedes zwiſchen zwei 
Perſonen getroffene Uebereinfommen, bei welchem der übereinjtim- 
mende Wille darauf geht, in Einklang mit den Gejegen eine For- 





1) Man vergl. $. 779 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 780, 781 Say 1 des BGB. und Annalen N. 5. Bd. 4 
S. 536, Bd. 5 ©. 17. 

8) Man vergl. 8. 781 des BEB.'s. — Bermöge diefes $. können auch Gefell« 
fchafter, welche in gleicher Berfchuldung verfiren, feinen Schädenanfpruc an einander 
machen (l. 10 D. de comp.). Ueber die compensatio doli vergl. Kommentar Bd. 2 
S. 80. 
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derung zu begründen, aufzuheben und zu ändern’), jo find Rechtsge— 
Ihäft und Vertrag identische Begriffe. Verſteht man dagegen unter 
dem Rechtsgejchäfte das auf Begründung einer Forderung gerichtete 
Uebereintommen, jo iſt Rechtsgefchäft ein engerer, Bertrag dagegen 
ein weiterer Begriff, weil durch den Bertrag Forderungen nicht blos 
begründet, fondern auch aufgehoben werden können?) Verſteht man 
endlich unter dem Nechtsgejchäfte einen Vertrag, durdy welchen eine 
Forderung begründet wird, jo unterjcheiden ſich Nechtsgejchäjt und 
Vertrag injofern, al® durch den letteren, jelbit wenn er über die 
Begründung einer Forderung gejchloffen wird, nicht unter allen Um— 
Händen eine Forderung gejchaffen wird. Forderung it nämlich ein 
Rechtsverhältniß, vermöge deſſen eine Perſon, der Gläubiger, eine 
Keiftung zu fordern berechtigt ift, und einer anderen Perjon, dem 
Schuldner, die Verbindlichkeit zu diejer Leiftung obliegt. ft aber 
ein Bertrag geichloflen, jo entiteht aus demjelben eine Forderung 
nur, wenn noch ein Moment binzutritt, vermöge deifen er eine For— 
derung bervorbringt. Diejes Moment kann ein doppeltes jein. 
Erjtens bringt der Vertrag eine Forderung hervor, wenn er in 
ein Rechtsgefchäft übergeht, welches die Natur des Kaufs, der 
Miethe (locatio conductio rerum, operarum und operis), der Ge 
jellichaft oder des Auftrags bat. Diefe vier Arten der Rechtsge- 
ihäfte umfajfen den geſammten menjchlichen Verkehr, werden aber 
auch von dieſem als nothwendig gefordert’). Ihr Zweck kann nur 
erreicht werden, wenn aus dem Gonjenje über eine unter ihren Be 
griff fallende Leiftung eine Forderung hervorgeht, und das Recht, 
welches die verbindliche Kraft eines jolchen Vertrages anerkennt, er- 
füllt nur eine Bedingung des Verkehres und eine VBorausjegung der 
jedem Handlungsfähigen zuftehenden freien Verfügung über jein Ver: 
mögen. Zweitens entiteht aus einem Bertrage, vermöge deijen der 
eine Bertragjchliegende dem Anderen Etwas leiften (dare oder facere) 


1) Man vergl. oben ©. 88 fig. 

2) Man vergl. oben a. a. O. 

3) Nach römischen Nechte gab es, außer den im Xerte angegebenen vier Konfen- 
fualcontracten, noch ſ. g. pacta legitima, welche durch bloßen Conſens zu Stande 
kamen, namentlid; constitutum, contractus emphyteuticus, pactum donationis 
Bon diefen hat fi der contractus emphyteutieus nad) dem Bürgerlichen Geſetzbuche. 
erfedigt. So viel dagegen die beiden anderen pacta legitima anlangt, fo fan auf 
diefelben an diefer Stelle, wo nur im Allgemeinen eine Ueberſicht über die Verträge 
gegeben werden foll, feine Nücficht genommen werden. 
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jol"), damit der leßtere auch ſeinerſeits Etwas leifte, dann eine 
Forderung, wenn die Leiſtung, welche vorausgehen joll, erfolgt ift 
und ſoweit dies der Fall iſt. Zerlegt man diejen Vertrag in jeine 
Beitandtbeile, jo findet man einen Vertrag, welcher das gegenjeitige 
Verhältnig beftimmt, und eine Xeiftung (res), welche den Grund der 
Forderung enthält. Wenn das Recht diejem Vertrage die verbind- 
liche Kraft abfpricht und zur Entſtehung der Forderung die Leiftung 
(res) fordert, jo entjpricht Dies den eigenen Antentionen der Vertrag- 
ichließenden, welche die Entjtehbung der Forderung von der Leiſtung 
(res) abhängig gemacht haben. 

Conſens und erfolgte Leiltung (res) find die beiden einzigen 
Momente, welche dem Bertrage die Kraft geben, eine Forderung zur 
Entjtehung zu bringen?); es find dies aber nicht von außen zu dem 
Bertrage bHinzutretende Momente, jondern in dem Vertrage liegende 
und durch diejen feitgejeßte Borausjegungen, unter welchen die For- 
derung wirkſam wird. Ein Vertrag, welcher durch Conſens zur 
Vollendung gelangt, wird zu einem Bertrage, deſſen Vollendung die 
Zeitung (res) erfordert, nicht dadurch, daß in deſſen Gemäßheit ge 
leiftet wird. So bleibt ein Kauf ein j. g. Conjenjualvertrag, jelbit 
nachdem der Verkäufer die verkaufte Sache dem Käufer übergeben, 
oder der leßtere dem erfteren den Kaufpreis bezahlt hat. Aber auch 
der ſ. g. Realvertrag, z. B. das Darlehn, wird nicht dadurch zu 
einem Gonfenjualvertrage, daß bejondere Bereinbarungen über Neben- 
umftände, 3. B. über die Auszahlung oder Verzinfung des Darlehns 
getroffen werden. 

Wenn im $. 2 J. de oblig. gejagt wird: „sequens divisio 
(obligationum) in quatuor species dedueitur, aut euim ex contractu 
sunt, aut quasi ex contractu, aut ex maleficio, aut quasi ex ma- 
leficio; prius est, ut de iis, quae ex contractu sunt, dispiciamus; 
Harum aeque quatuor sunt species; aut enim re contrahuntur, 
aut verbis, aut literis, aut consensu“®), jo liegt darin nicht etwa 

1) Ein folder Bertrag kann auf eine doppelte Art geichloffen werden, entweder 
fo, daß Daffelbe zurücigegeben werben foll, was geleiftet worden if, und zwar dem-⸗ 
jelben Stüde nad (in berfelben Species), z. ®. bei der Gebrauchsleihe (Tommodat) 
oder im gleicher Gattung und Güte (tantundem), 3. B. bei dem Darlehn, oder fo, 
daf für die Leiftung etwas Anderes gegeben oder Etwas gethan werben foll. 

2) Man vergl. 1. 7 8.4 D. de pact., 1. 10 Cod. eod. — Ohne das eine oder 
andere Moment ift der Vertrag ein pactum nudum oder paetio nuda, 


3) Man vergl. aud) 1. 52 D. de oblig. et act. „obligamur aut re aut verbis, 
aut simul utroque, aut consensu.“ 
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der Sinn, es iverde eine Forderung (Obligation) begründet durch 
Conſens und ohne diejen durch res, verba und literae, jondern e3 
werde eine Forderung begründet durch bloßen Conſens und neben 
diefem durch res, verba und literae ’),. Die Vorſtellung, es jeien 
nach heutigem Rechte alle Gontracte Conjenjualcontracte, es werde 
die Forderung in jedem Falle ſchon durch das Eiwerſtändniß der 
Contrahenten begründet, ift, nach meiner Weberzeugung, eine un- 
richtige und in ihren Ergebnifjen gefährlihe. Eine Aenderung des 
römifchen Rechts injoweit, als zu der einen Forderung der Conſens 
binreicht, zu einer anderen Forderung dagegen es neben dem Conjenje 
noch der res bedarf, ift, ohne einen Widerſpruch mit dem praftijchen 
Leben, nicht möglich. Allerdings bat fich unſer Recht in der Lehre 
der Entitehung der Forderungen durch Rechtsgeſchäfte anders ge- 
bildet, als nach römijchem Rechte. Aber dies bezieht fich nicht auf 
jene Eintheilung der Gontracte, jondern auf die VBerbal- und Literal- 
obligation, indem die VBerbalobligation nicht mehr an die Form der 
Stipulation gebunden tft, wie ich bereitS oben bemerft babe?), und 
die Literalobligation des neueren römischen Rechts (ſ. g. chirographum 
intra biennium non retraetatum) ganz außer Anwendung gefommen 
ift, wie weiter unten an dem geeigneten Orte noch des Mehreren aus- 
geführt werden wird. 

In dem Nachitebenden ſoll von dem Vertrage als der. allge 
meinen Grundlage der Nechtsgejchäfte, ohne Unterfchied, ob durch ihn 
eine Forderung begründet, aufgehoben und geändert wird, und ohne 
Unterjchied, ob er eine Forderung mit oder ohne den Hinzutritt eines 
anderen Momentes bervorbringt, gehandelt werden. 


8. 298. 
I. BZeitpunct, mit welchem ein Bertrag als gefchloffen 
gilt, und Eintheilung der Berträge. 
Der Bertrag iſt mit dem Momente geichlojjen (perfect), wo die 
Bertragichließenden über die nad) dem Gejege oder nach ihrer Abjicht 





1) Man vergl. oben $. 54 und 1. 2 D. de oblig. et act. 

2) Dean vergl. oben ©. 453. Nad meiner Anficht ift nach heutigem Rechte an 
die Stelle der römischen Stipulation die in Worten ausgefprochene Berpflichtung zu 
einer ihrem Inhalte nach angegebenen Leiſtung (ad dandum oder ad faciendum) ge 
treten. Dieſe Berbalobligation des heutigen Rechts beruht zwar aud) auf dem Con- 
jenfe, aber nicht auf diefem allein, fondern in Berbindung mit den Worten, welche 
die Uebernahme der Schuld enthalten. Der hauptſächlichſte Fall ift der des Anerkennt- 
nifvertrages, von welchem noch weiter unten die Rede fein wird. 
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mwejentlihen Puncte des in Frage ftehenden Rechtsgejchäfts ihren 
übereinftimmenden Willen in bindender Abjicht und in gehöriger 
Form, jofern eine jolche zu der Schliegung des Vertrages erforderlich 
it, erflärt haben ’). Während es nach römijchem Nechte contractus 
strieti Juris und bonae fidei gab und nur bei den leßteren be- 
ſondere Bereinbarungen, welche die gejegliche Natur des Contractes 
modificirten, wenn fie bei der Schließung dejjelben beigefügt worden 
waren, als integrirende Theile des Contractes betrachtet wurden ?), 
fommt es nad dem Rechte des bürgerlichen Gejegbuchs bei der 
Interpretation eines Vertrags in allen Fällen lediglih auf den 
Willen der Bertragichließenden an und es hat das Gejeß, welches 
die Natur des Vertrages bejtimmt, nur eine jubfidiäre Bedeutung ?). 
Wie der Vertragswille erklärt wird, ob ausdrüdlich, oder ſtill— 
ihweigend *), ob unter Gegenwärtigen (inter praesentes) oder 
Abweienden (inter absentes), ob mündlich oder jchriftlich, macht 
feinen Unterjchied °). Soviel endlich die Form der Verträge an 
langt, jo it das oben in $. 61 Gejagte zu vergleichen. 

Borbereitende Verhandlungen zu einem Bertrage, |. g. Tractaten, 
ind unverbindlid). 

Man theilt die Verträge ein in einfeitige und zweijeitige. Ein— 
feitig ift der Vertrag, durch welchen blos eine Forderung des einen 
Vertragjchließenden gegen den anderen entiteht, 3. B. bei dem Dar- 
lehne. Zweiſeitig ift der Vertrag, durch welchen für beide Vertrag— 
Ichliegende Forderungen (Leiſtung und Gegenleijtung) entjtehen, 3. B. 
Kauf. Der bloße Umjtand, daß der Bertragichließende, welcher dem 
anderen zu einer Xeiftung verpflichtet ift, gegen dieſen im einzelnen 
Falle einen Anjpruch auf Erjaß von Koften und Schäden bat, 5. B. 
bei der Gefchäftsführung vermöge Auftrags oder ohne Auftrag, macht 
den Vertrag nicht zu einem zmweijeitigen “). 





1) Man vergl. $. 783 des BGB.'s. 

2) 1.34, 1.72, 1.78, 1.79 D, de contrah. emt., 1.31 $8. 22—25 D, de aed. ed,, 
1. 7,1. 17 D. de pact., 1. 5 Cod, de pact. inter emt, et vend, 

3) So kann es feinem Zweifel unterliegen, da jelbft dem Darlehne der Zins- 
vertrag gültig beigefügt werden fann. Anders nad römiſchem Rechte (1. 3 Cod. de 
usuris). 

4) Ein Kauf fan 3. B. auch dadurd) ftilljchweigend geichloffen werden, daß der 
Eigenthümer, wenn feine Sache ohne fein Borwiffen von einem Anderen verkauft wor» 
den ift, den Kaufpreis annimmt (l. 12 D. de evict.). 

5) Man vergl. oben $. 60. 

6) Man vergl. $$. 785, 859, 868, 870, 899, 930, 1013, 1014 des BOB.'s. — 

Siebenhaar, Privatredt. 32 
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$. 299. 
III. Fähigkeit der Berjonen zur Schließung der Berträge. 

Auf das oben im $. 52 Gefagte Bezug nehmend, bemerfe ich 
noch, daß auch ein Vertrag, bei welchem nur ein Bertragjchließender 
bandlungsunfäbhig, der andere aber handlungsfähig geweſen ift, als 
nicht geichloffen (als nichtig) zu betrachten ift ’). 

Perſonen, deren Handlungsfäbigkeit bejchräntt ift, können Ber: 
träge, aus welchen fie lediglich eriverben, gültig fchließen, 3. B. eine 
Schenkung annehmen. Schließen fie Verträge, durch welche fie eine 
Berbindlichfeit übernehmen oder vermöge deren fie zu einer Gegen- 
leiftung für eine Leitung gehalten find (j. g. negotium claudicans), 
jo fönnen, jo lange das Verhältniß beſteht, vermöge deſſen ihre 
Handlungsfähigkeit beſchränkt ift, die Perjonen, deren Einwilligung 
zu dem Bertrage erforderlich gewejen wäre, und wenn diejes Ber- 
hältniß aufgebort bat, fie jelbit den Vertrag entiveder genehmigen, 
oder für unverbindlich und ungültig erklären; im erſten Falle ift der 
Bertrag als von Anfang an gültig, im leßteren als von Anfang an 
unverbindlich und ungültig zu betrachten; dem anderen (handlungs- 
fähigen) Bertragjchließenden fteht frei, die Erklärung darüber, ob 
der Vertrag beiteben fol, zu verlangen; erfolgt die Erklärung nicht 
innerhalb dreißig Tagen, jo ift er berechtigt, auch jeinerfeit von 
dem Vertrage abzugeben ?). 

$. 300. 
IV. Stellvertretung bei Verträgen. 

Bon der Stellvertretung bei Nechtsgejchäften iſt bereits oben im 
$. 62 die Nede geweſen. Dem dort Gejagten ift im dem gegen: 

» 





Wenn bei einem Nechtegeichäfte, ans welchem eine actio direeta und contraria ent- 
fpringt, dem Bertragjchliegenden, welcher die actio contraria hat, 3. B. bei dem Auf- 
trage dem Beauftragten, eine Belohnung für feine Mühwaltung durch befondere Ber- 
einbarung zugefichert wird, fo trifft ein Conjenfualvertrag mit einem Realvertrage zu- 
fammen, indem die Belohnung nur erft nad Ausführung des Auftrags gefordert 
werden kann. Das Bürgerliche Geſetzbuch faht aber dieſe Fälle als ſolche auf, in 
welchen der Vertrag in eine andere Art der Berträge übergeht. (Man vergl. $$. 1175, 
1268, 1299 des BGB.'s.) 

1) Man vergl. $. 786 des BOB.S und über den Begriff der Nichtigkeit oben 
88. 63, 64. Ein nichtiger Vertrag kann nicht conftitnirt, nicht novirt werden, eben 
fo find Pfänder und Bürgichaften bei demfelben nicht denfbar, wird er erfüllt, jo hat 
die Rückforderung wegen bezahlter Nichtſchuld ftatt. 

2) Dan vergl. $. 787 des BOB.sS, Kommentar Bd. 2 5. 88 fig. und oben 
S. 192, ©. 242, ©. 261. 
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wärtigen Zufammenhange noch die Bemerkung beizufügen, daß Ver: 
träge für einen Anderen auch von dem Gejchäftsführer ohne Auftrag 
geichloifen werden können. 

Ein gejeßlicher, verfaflungsmäßiger oder freiwilliger Gtellver- 
treter, ingleichen der Gejchäftsführer ohne Auftrag kann auf eine 
doppelte Weife Verträge mit einem Dritten ſchließen; et kann nämlich 
A) den Vertrag für den von ihm Bertretenen, ohne dem Dritten 

gegenüber zu erklären, daß er in feiner Eigenfchaft als Ver— 

treter handle, in feinem Namen jchließen; er kann aber auch 
B) ſich dem Dritten gegenüber als Vertreter des Anderen zu er 
fennen geben und den Bertrag im Namen des Bertretenen 
ſchließen '). 
Zu A) 

In diefem Falle gilt der Vertrag nur als zwiſchen dem Ver— 
treter und dem Dritten geichlojfen. Die Fähigkeit, den Vertrag zu 
Schließen, die Form des Bertrages, der Inhalt deifelben ijt lediglich 
nach der Perſon des Vertreters zu beurtbeilen; es werden nur For- 
derungen für und gegen den Vertreter begründet und es braucht ſich 
der dritte Bertragichließende den Eintritt des Vertretenen in den 
Vertrag nur nach den über die Abtretung der Forderungen und über 
die Schuldübernahme geltenden Borjchriften gefallen zu laſſen?). 
Der dritte Vertragichliegende bat nur dann einen Anjpruch an den 
Bertretenen, wenn der Bertreter Dasjenige, was er aus dem Ber: 
trage erhalten, in den Nuten des Vertretenen verivendet, 3. B. wenn 
der Gejchäftsführer vermöge Auftrags oder ohne Auftrag ein Dar: 
lehn zu Beftreitung der mit der Gefchäftsführung verbundenen Aus- 
lagen aufgenommen und bierzu verwendet, oder wenn bei dem Ber“ 
dingungsvertrage der Uebernebmer, abgejehen von dem Accorde, 
Arbeiten gedungen bat oder fich die erforderlichen Materialien bat 
liefern lajjen. In dieſem Falle nämlich bat der Dritte das Recht, 
von dem Bertretenen den Erſatz des Wertbes, welchen das in deſſen 
Nugen Verwendete zur Zeit der VBerivendung gehabt bat, zu fordern; 
er muß aber die Einreden, welche dem Vertretenen feinem Vertreter 


1) Die Erklärung, daß er im Namen des Bertretenen handle, ift feine Solemmität 
und es fann fid) namentlich aud ans den Berhältniffen ergeben, daß die Abficht der 
Bertragichließenden anf die Schliefung des Bertrages im Namen des Vertretenen ger 
richtet gewejen fei. — Aus dem Handelögefegbuche jchlagen hier ein Art. 41, 85, 114 
bis 118, 133, 157, 158, 167, 196, 209, 227. 

2) Man vergl. 8. 790 des BGB..'s. 

32* 


500 Biertes Bud). 


gegenüber’ zuftehen, 3. B. Compenfation, Zahlung, fofern fie vor der 
Zeit entitanden find, zu welcher ihm der Dritte von jeinem Anjpruche 
Auzeige gemacht bat, gegen fich gelten laſſen '). 

Zu B) 

In diefem Falle ift zu unterjcheiden zwiſchen den gejeglichen, 
verfaffungsmäßigen oder freiwilligen Stellvertretern und dem Ge- 
ihäftsführer ohne Auftrag. Soviel jene anlangt, jo gelten Willens: 
erflärungen, welche ſie innerhalb der Grenzen ihrer Befugnifje ab: 
gegeben haben, jo, als ob fie von dem BVertretenen abgegeben worden 
wären, und Willenserflärungen, welche von dem Dritten ihnen gegen- 
über abgegeben worden find, jo, al$ ob fie dem Bertretenen gegen: 
über abgegeben worden wären; aus DBerträgen, welche auf dieje 
Weiſe geſchloſſen werden, entjtehen unmittelbare Forderungen zwiſchen 
dem Vertretenen und dem Dritten; Form und Inhalt des Vertrages, 
j. B. die Berbürgung der Ehefrau für den Ehemann, oder die Hand, 
lungsfähigfeit find nach der Perſon des Vertretenen zu beurtbeilen ?). 
Soviel diejen anlangt, jo gilt der Vertrag als unter der Beding- 
ung gejchlojfen, daß der Gejchäftsherr das Gejchäft genehmigt’). 

Hat der Stellvertreter, welcher als jolcher den Bertrag im Namen 
des Vertretenen gejchloffen hat, die vorgegebene Eigenjchaft eines 





1) Mau vergl. $. 791 des BGB.'s, Commentar Bd. 2 S. 93. — Ein hiervon 
ganz verichiedener Fal ift der, wo die bei einem Baue eines Haufes befchäftigten 
Arbeiter Namens des Bauherrn Baumaterialien von einem Dritten entnommen haben. 
In diefem alle fommt es darauf un, ob nad) den befonderen Berhältniffen anzuneh— 
men ift, daß die Arbeiter zu der Entnahme der Materialien Namens des Bauherrn 
ermächtigt geweſen find. 

2) Man vergl. $. 788 und über den Irrthum des Stellvertreters F. 846 des 
BGB.'s, auch Commentar Bd. 2 S. 89 flg. — Hätte fich der Stellvertreter bei der 
Schließung des Bertrages im Namen des Bertretenen eines Zwanges (vis metus) 
oder einer Täuſchung (dolus) ſchuldig gemacht, fo würde der Bertretene zwar nidıt 
zum Schadenerfage verpflichtet fein, aber die Einrede des Zwanges und der Täuſchung 
gegen ſich gelten lafjen müfjen. (Man vergl. Annalen N. F. Bd. 4 ©. 27 not. ? 
am Schluſſe.) — Der Vertreter Tann den im Namen des Bertretenen gefchloffeuen 
Bertrag nur dann wieder aufheben, wenn er auch hierzu Auftrag hat. 

3) Man vergl. Kommentar Bd. 1 ©. 90 und Annalen N. 5. Bd. 6 S. 112, 
©. 122 flg., Bd. 7 ©. 144 flg., und über die frage, ob die Behauptung des Ber- 
tragichließenden, er habe nicht in feinem Namen, fondern im Namen des Bertretenen 
contrahirt, und ob der Bertretene, wenn er aus dem vom Stellvertreter gefchloffenen 
Bertrage Hagt, ſchon im der Klage anzuführen habe, es fei der Vertrag durch einen 
Stellvertreter geichloffen worden, Pölhmann, in den Annalen ©. 289 fig. und 
Annalen N. F. Bd. 4 ©. 282 fig. 
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Stellvertreters nicht gehabt, oder feine Befugniffe als jolcher über- 
Ichritten, und wird der Vertrag nicht noch von dem Bertretenen 
jpäter genehmigt, jo haftet der Stellvertreter dem dritten Vertrag: 
Ichließenden, nach der Wahl des leßteren entweder jo, als ob er den 
Vertrag für jeine Perjon gejchlofien hätte") oder für Schadenerſatz. 


8. 301. 
V. Gegenitand der Verträge. 


Im Allgemeinen gilt über den Gegenjtand der Verträge das 
oben in $$. 53, 64, 188 und 273 unter b. Gefagte. Im Befonderen ift 
aber in dem gegenwärtigen Zufammenbange darüber noch Nachftehen: 
des zu erwähnen.. 

Soviel 

A) die Sachen anlangt, jo können Sachen, welde gar nicht vor- 
handen find, ohne Unterjchied, ob fie nicht vorhanden fein 
fönnen, nie vorhanden gewejen, oder vor der Schließung des 

Bertrages untergegangen find, 3. B. ein todtes Thier, ein 

niedergebranntes Gebäude, ein untergegangenes Schiff, nicht Ge: 

genjtand eines Vertrages jein?). Sachen aber, weldye zwar zur 

Zeit der Schließung des Vertrages nicht vorhanden find, aber 

fünftig entiteben können, ſei es vermöge der Kräfte der Natur, 3. B. 

Früchte eines Gründftüds, die Jungen eines Thieres, oder durch 

Zufall, 3. B. ein Filchzug, können Gegenjtand des Vertrages 


1) Man vergl. $. 789 des BGB... — Hätte der dritte Contrahent dem falsus 
procurator Etwas geleiftet, fo würde er zur Rüdforderung berechtigt fein. — Ein 
unter den $. 759 zu fubfumirender Kal würde unter andern nachftehender fein: A. 
giebt dem B. Auftrag, fein (des A.) Haus zu vermiethen, B. unterhandelt mit C., 
welcher jedoch das Haus nicht miethen, fondern kaufen will, B. entwirft eine Urkunde, 
nach welcher A. fein Haus an C. verfauft und legt diefe dem A. unter dem Borgeben, 
daf fie einen Miethvertrag enthalte, zur Unterfchrift vor. In diefem Kalle ift A. 
dem C. aus dem Kaufe nicht verpflichtet, jedoch kann C. möglicher Weife Anſprüche 
an B. haben. 

2) Man vergl. 8. 793 des BGB.'s. — Ein folder Vertrag ift nichtig, e8 kann 
weder der Werth des Gegenftandes, welcher zur Zeit der Schliefung des Bertrages 
nicht mehr vorhanden geweſen ift, noch eine verfprochene Conventionalftrafe gefordert 
werden (5. 1433 des BOB’). Iſt mur ein Theil der Sache untergegangen, fo ift 
die Frage, ob der Vertrag wenigftens nad dem noch vorhandenen Theile gültig fei, 
eine facti quaestio, fiir deren Beautwortung die 1. 57 und 1. 58 D. de contrahend, 
emt. vend. einige Auhaltepuncte geben. Man vergl. aud $. 797 des BOB.'E.) 
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fein, und zwar erjtere als res speratae, leßtere als fogenannte 
spes '). 

Der Bertrag, vermöge deſſen der Eigenthümer einer Sache 
dieſe jelbit erwerben ſoll, ift nichtig”). Dagegen fann fich der 
Eigenthümer einer Sade deren Werth und wenn jeine Sache 
fih in der Inhabung eines Anderen, 3. B. des Diebes, be- 
findet, deren Herausgabe an fich, oder, wenn einem Anderen der 
Niepbrauc daran zujteht, den Niegbrauch gültig verjprechen laſſen °). 
. Nicht blos Förperliche Sachen können Gegenſtand des Ber: 
trages fein, jondern auch unförperliche Sachen, z. B. Rechte an 
(fremden) Sachen, Erbichaft, Korderung ®). 

Berträge über Sachen, welce einem Dritten gehören, find 
gültig, jedoch unbejchadet des Nechts des Dritten °). 

Soviel 

B) die Handlungen (auch Unterlajjungen) betrifft, jo unterliegen 

die Verträge über Ddiejelben einer Beſchränkung infofern, als 
nur ſolche Handlungen verjprocen werden fünnen, welche dem 
Släubiger einen Nußen gewähren), und auch wegen Hand- 
lungen, welche gültig verjprochen werden können, wenn die Straf 
auflagen im Hülfsverfahren erfolglos find, immer nur auf die 


— — 





— 


j 1) Dan vergl. 8. 1083 des BGB.'s, 1.8 D, de contrah. emt., 1. 7 D. de 
hered. vel act. vend., 1. 73, 1. 75 $. 4 D. de verb, oblig., 1. 15 D. de pign. 
2) Mau vergl. 8. 795 des BGB. — Als Grund wird in $. 14 J. de act. 

ber augegeben: „quia cuiquam dari id intelligitur, quod ita datur, ut fiat ejus, 

nec res, quae jure alicujus est, magis ejus fieri potest.* Der Eigenthümer Tann 
feine eigene Sache nicht faufen (l. 11 D. de act. emt., 1. 16 D. de contrah, emt.), 
nicht miethen (1. 20 Cod. loc. cond,), nicht zum Pfande und nicht auf Widerrnf 

(precario) erhalten (l. 45 D. de reg. juris), auch macht es keinen Unterfchied, ob er 

weiß, daß die Sache fein ift, oder irrig glanbt, daß fie fremd fei (I, 16 D. de con- 

trah. emt.). Als Eigenthimer gilt aber Derjenige nicht, welcher lediglich den Nie- 
braud) (l. 16 D, de contrah. emt.), oder nur widerrufliches Eigenthum an der Sadıe 
hat (l. 4 Cod. de contrah. emt.). 

3) Man vergl. $. 795 des BGB.'s. — 1. 31 8. 4 D. de contrah. emt., 1. 29 
in f, 1. 35 D. de verb, oblig., 1. 25 D. de verb. signif. 

4) Man vergl. 88. 1082, 2872 bis 2381 des BGB.'s. 

5) Dan vergl. 8. 798 in Verbindung mit $. 102 des BGB. — 1. 75 8. 10, 

1. 137 8. 4 D. de verb. oblig. — Die Vorſchrift des $. 24158 Satz 2 wird auch bei 

dem Bertrage über eine fremde Sache anzuwenden fein. 

6) Man vergl. 8. 792 des BGB.'s, Kommentar Bd. 2 ©. 93 flg., oben &. 450 
und über die Ungültigkeit des dem Cejjus vom Ceſſionar gegebenen Beriprechens, nicht 

an den Cedens zurücdzncediren, Annalen N. 5: Bd. 5 ©. 118. 
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verfprochene Gonventionaljtrafe oder auf Schadenerfat geklagt 
werden kann‘). Verträge über Handlungen, welche unmöglich 
find, oder den Geſetzen oder guten Sitten widerftreiten, find 
nichtig). Das Beriprechen der Handlung eines Dritten ver» 
pflichtet zum Schadenerfage, wenn die Handlung des Dritten 
nicht erfolgt’). Gebt das Verjprechen blos dahin, daß der Ver 
jprechende nach Kräften thätig jein wolle, den Dritten zu der 
Handlung zu bewegen, jo beiteht der Gegenſtand des Vertrages 
in der den Verhältniſſen entiprechenden Bemühung, die Hand» 
lung des Dritten zu bewirken *). 


8. 302. 
Fortſetzung. 

Der Gegenſtand eines Vertrages, die Sache oder Handlung, 
muß nach dem Einverſtändniſſe der Vertragſchließenden ſo beſtimmt 
angegeben fein, daß ſich erkennen läßt, was geleiſtet werden ſoll ). 
Bei Leiſtungen aus einer Gattung muß die Art und der Umfang, 
die Größe oder Zahl, erfennbar fein‘. Fehlt es an der erforder: 
lihen Bejtimmtheit, jo gilt der Vertrag nicht als gejchloifen ”); es 
wird jedoch nicht gefordert, daß der Gegenftand des Vertrages ſich 
ſchon aus dem Inhalte des leßteren mit Beſtimmtheit ergiebt, vielmehr 
genügt es, wenn die Gewißbeit über denjelben in Folge des Ver» 
trages durch Benugung anderer Umftände gewonnen werden fann ®)- 


1) Dan vergl. oben ©. 450 not. 6. 

2) Man vergl. 8. 798 des BOB.'s, Annalen N. F. Bd. 3 ©. 426, ©. 463. — 
Wäre bei dem Berdingungsvertrage ein fo kurzer Zeitpunct gefetst, daß die Ausführ- 
ung innerhalb der beftimmter Friſt nicht möglich wäre, fo würde nicht der Berding- 
ungsoertrag, fondern mur die Vereinbarung über die Friſt nichtig fein (l. 58 8. 1 
D. locat). 

3) Man vergl. 8. 799 Sat 1 des BGB.'s, Kommentar Bd. 2 S. 97, Sieben- 
baar, Correalobligationen S. 276, Annalen N. F. Bd. 8 ©. 458. 

4) Man vergl. 8. 799 Satz 2 des BGB.'s und Kommentar a. a. D. 

5) Man vergl. 8. 800 Sat 1 in Berbindung mit 88. 90, 664 des BGB.'s. — 
Hat Derjenige, welcher mehrere einzelne Species, 3. B. mehrere Grundftücde, mehrere 
Pferde, hat, eine Species ohne nähere Angabe verfprocen, fo fann er, wenn er und 
der Promiffar nicht an verfchiedene Species gedacht haben, in welchen alle der Kon: 
ſens mangelt, die Species beftimmen, welche er Teiften will. 

6) Man vergl. $. 800 Sat 2 des BGB.'s. 

7) Dan vergl. $. 800 Sat 3 des BGB.'s. — So würde das Verſprechen ohne 
Angabe der Zahl, des Maßes oder Gewichts, ingleichen das Verſprechen eines Thieres, 
eines Hanfes u. ſ. w. ungültig fein. 

8) Man vergl. $. 801 des BGB.'s. 
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Ansbejondere kann die Beitimmung des Gegenftandes der Leiſtung 
zwar nicht der Willkür, wohl aber dem billigen Ermeflen eines Ber- 
tragſchließenden oder eines bejtimmten Dritten überlaffen werden. 
Wird die Beitimmung des Gegenftandes im Allgemeinen auf die 
Willkür oder das Ermejjen geitellt, oder einem Bertragichließenden 
die Beftimmung der Gegenleiftung ſtillſchweigend überlaflen, jo ift 
anzunehmen, daß das billige Ermejjen gemeint ſei). Der Bertrag- 
Schließende, welchem die Beſtimmung überlaffen worden iſt, ijt ver- 
bunden, die Beitimmung zu treffen und nicht berechtigt, von der ge 
troffenen Beftimmung wieder abzugeben; die von ihm getroffene Be 
ftimmung kann von dem anderen Bertragichließenden wegen Un— 
billigfeit und Unangemejjenbeit angefochten werden?) Iſt die Be- 
ftimmung des Gegenftandes der XYeiltung dem billigen Ermeſſen 
eines bejtimmten?) Dritten überlajien worden, jo it es jo zu be 
trachten, als wäre der Bertrag von dem Ausjpruche des Dritten 
als einer aufjcbiebenden Bedingung abhängig und es kommt derjelbe 
nicht zur Vollendung, wenn der Dritte den Ausjpruch nicht geben 
fann oder will ); ift die Beitimmung des Gegenjtandes auf das Er- 
mejjen mebrerer bejtimmter Dritter geitellt, jo entjcheidet nur eine 
übereinftimmende Erklärung Aller und die Bedingung des Vertrages 
fällt weg, wenn eine folche nicht erfolgt’). Handelt es fich blos um 
eine Summe und weichen die Angaben der mehreren bejtimmten 
Dritten von einander ab, jo ift die Durchſchnittsſumme maßgebend 
(ſ. g. Schürzungsprincip)). Haben der Dritte oder die mehreren 


1) Man vergl. 8. 802 in Verbindung mit $. 820 des BGB.'s, Commentar Bd. 2 
S. 99 und Annalen N. 8. Bd. 7 ©. 69, Bd. 8 ©. 73. — Es handelt fich bei dem 
8. 802 um um eine Interpretationsregel. Wäre anzunehmen, daß die Beflimmung 
lediglih von der Willkür des Bertragichlichenden oder des beftimmten Dritten 
abhängen folle, jo würde der Vertrag als nicht geſchloſſen zu betrachten fein. 

2) Man vergl. $. 803 des BGB.'s. 

3) Wäre die Beftimmung im Allgemeinen auf das Ermeffen eines Dritten ge- 
ftellt worden, fo würde der Bertrag ungültig fein (l. 25 pr. D. locat.). Dagegen 
würde der Vertrag, daf eine Schätzung durd Zachverftändige erfolgen folle, gültig 
fein. Bon dem im Terte angegebenen Nechtaverhältniffe ift das Compromiß auf 
Schiedsgericht verichieden; «8 findet hier namentlich die Borfchrift des 8. 1419 des 
BGB.'s niht Anwendung. 

4) Man vergl. $. 804 Satz 1 des BGB.'s. 

5) Dan vergl. $. 804 Eat 2 des BEB.'s 

6) Man vergl. $. 805 des BGBe's und Kommentar Bd. ? ©. 100, 
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Dritten die Erklärung abgegeben, jo fünnen fie den Ausipruch nicht 
ändern; ihr Ausſpruch kann jedoch angefochten werden, wenn er eine 
auf Abficht oder grober Fahrläfligfeit beruhende Unbilligkeit enthält '). 
Geben der Dritte oder die mehreren Dritten die Erklärung nicht ab, 
jo kann jeder BVertragichliegende verlangen, daß denfelben die Ab- 
gabe der Erklärung binnen einer nach richterlichem Ermeſſen, nicht 
unter einem Monate zu beftimmenden Friſt, aufgelegt wird und der 
Bertrag ift als nicht geſchloſſen zu betrachten, wenn die Erflärung 
in dieſer Friſt nicht erfolgt ?). 

Unbejtimmtbeiten in außerweſentlichen Dingen ſchaden der Gültig— 
keit des Vertrages nicht; fie find nach Maßgabe der einichlagenden 
gejeglichen Borfchriften und nach der muthmaßlichen Ablicht der Ver: 
tragichliegenden zu ergänzen ®). 


8. 303. 
VI Auslegung der Verträge. 
Sind die Worte des Vertrages deutlich, jo it der Sinn anzu— 


nehmen, welchen fie geben, ausgenommen wenn die VBertragichließenden 
einen anderen Sinn damit verbunden haben’). Hat fich der Sprach— 





1) Dan vergl. $. 806 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 807 des BGB.'s. 

3) Dan vergl. 8. 808 des BOBE. — Was „anferivefentliche Dinge“ feien, ift 
facti quaestio. Man vergl. auch Kommentar Bd. 2 102. — Man merfe wohl, 
da es weder ein pactum de contrahendo, noch eine eulpa in contrahendo giebt, 
fo fern man nicht etwa unter dem erfteren den Bertrag verfteht, daß eine Forderung 
durch eine Leiftuug (re) begründet werden foll, 3. B. das pactum de mutuo dando, 
Namentlich ift die f. g. culpa in contrahendo eine Erfindung der Neuzeit, welche 
weder im römiſchen Rechte, noch in der Logik eine Grumdlage hat. 

4) Man vergl. $. 809 des BGB's. — Man hat zwei Fülle zu umterfcheiden. 
Hat nämlich der eine Bertragichliefende das gebrauchte Wort in einem auderen Sinne 
verftanden, als der andere, fo ift der Vertrag wegen Mangels des Confenjes nicht ge- 
ſchloſſen und es kann fi in dieſem Kalle nur darum handeln, ob das gebrauchte 
Wort einen im gewöhnlichen Leben fo feftftehenden Sinn hat, daß ein Mifverftändnif 
nicht möglich und der Beweis des Irrthums ausgeichlofien ift. Hat dagegen das ge- 
brauchte Wort dem Spracdhgebrauche nach einen unzweifelhaften Einn, wird aber von 
einem Bertragichließenden behauptet, es jei dafjelbe in einem anderen Sinne genommen 
worden, fo fett dies, wenn der andere Sinn der Auslegung des Vertrages zu Grunde 
gelegt werden foll, den Beweis des Einverftändniffes der Bertragichließenden über 
diefen Sinn voraus. Nach unjerem Rechte, weldyes die römische Stipulation nicht 
fennt und die Verpflichtung durdy Worte von dem Sinne abhängig macht, welchen die 


er 
S. 
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gebrauch feit der Schließung des Vertrages geändert, fo ift auf den 
Sprachgebrauch zu jeben, welcher zur Zeit der Schließung des Ber: 
trages gegolten bat’). Haben die Vertragichließenden verfchiedene 
Wohnfiße und verbindet der Sprachgebrauch an dem Wohnfite des 
einen Bertragichließenden mit einem gebrauchten Worte einen anderen 
Sinn, als an dem Wohnlige des anderen Vertragſchließenden, jo 
entjcheidet der Sprachgebrauch am Mohnfige des Theiles, welcher 
die in Frage jtebende Beitimmung des Vertrages vorgejchlagen bat ?). 
Iſt bei der Auslegung eines Vertrages auf die Abficht der VBertrag- 
ichließenden zurüdzugeben, jo it die Auslegung anzunehmen, melde 
den übrigen Bertragsbeitimmungen, den vorausgegangenen Berhand- 
lungen oder den früheren Verträgen unter denjelben Perfonen am 
meiſten entjpricht 9). it bei der Auslegung dunkler Bertragsbe 
ftimmungen durch Anwendung vorjtebender Vorfchriften zu einem 
Ergebniffe nicht zu gelangen, jo iſt den Worten des Vertrags die 
Bedeutung beizulegen, bei welcher der Vertrag beiteben und einen 
Erfolg haben kann, und fofern dieſe Vorſchrift nicht enticheidet, die 
dunfle Vertragsbeftimmung zum Nachtbeile Desjenigen auszulegen, 
welcher daraus ein Necht auf eine ihm vwortheilhaftere oder größere 
Leiſtung ableitet *). 


8. 304. 
VII Arten der Willenserflärung. 


«Da der Vertrag durch Conſens der Bertragschließenden vollendet 
(perfect) wird, jo fommt, wenn derjelbe gejchloffen ift ’), darauf Etwas 


Bertragichlieienden mit den gebrauchten Worten muthmaßlich verbunden haben, ift 
diefer Unterfchied von der größten Wichtigkeit. Hätte 3. B. A. dem B. gegenitber er- 
Härt, er fei demfelben 100 Thaler fchuldig und werde diefe Summe an einem be 
ftimmten Tage bezahlen, fo wirde er mit dem Beweife, daß er dem B. die 100 
Thaler nicht fchuldig geweſen fet, oder daf er mit dem Ausdrude „bezahlen“ einen 
anderen Sinn, als die Erfüllung einer Forderung, verbunden habe, nicht, wohl aber 
mit der Behauptung, daß B. mit ihm einverftanden geweſen fei, es folle die Erflärung 
unverbindlich fein, zu hören fein. Weber die f. g. condictio indebiti promissi vergl. 
oben ©. 95 not. 3. 

1) Man vergl. 8. 810 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 811 des BGB.'s. 

3) Man veral. $. 812 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 813 des BOB.E. 

5) Man vergl. 8. 783 des BGB.'s. 
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nicht an, ob beiden vorausgegangenen Verhandlungen das Verjprechen 
der Annahme in der Form des Anerbietens, oder die Annahme dem 
Berjprechen in der Form des Erſuchens, VBerlangens oder einer An 
frage, vorausgegangen ift'). Handelt es fih aber darum, ob in den 
Erflärungen, welche eine Perſon gegen die andere abgegeben bat, 
ein Bertrag enthalten jei, jo hat man zu unterfcheiden zwijchen dem 
Falle, wo die Erklärungen mündlich (inter praesentes) und dem 
Falle, wo fie unter Abwejenden (inter absentes) durch Briefe, oder 
Boten oder durch den Telegraphen abgegeben worden find. So— 
viel die mündlich abgegebenen Erklärungen anlangt, jo 
fönnen Erklärungen, welcde einen Vorſchlag zu einem Vertrage (ein 
Anerbieten oder eine Offerte) ?) enthalten, jo lange widerrufen werden, 
bis deren Annahme von der anderen Seite erflärt worden iſt ). Die 
Annahme des Vorſchlags it jo lange ftattbaft, als über denjelben 
verhandelt wird; mit dem Abbruche der Verhandlungen erledigt fich 
der Vorſchlag und es kann derjelbe, jelbit wenn er bis dahin nicht 
widerrufen tworden iſt, nicht weiter angenommen werden ®). Eine Aus— 
nahme tritt nur dann ein, wenn Derjenige, welcher den VBorjchlag ge 
macht, dem Anderen eine Bedenfzeit gegeben bat, indem in diefem Kalle 
der Borjchlag zwar nicht vor Ablauf der Bedenkfzeit miderrufen 
werden kann, fich aber auch mit dem Ablaufe der Bedentzeit erledigt, 
wenn er nicht von dem Anderen bis dahin angenommen worden ift®). 


.1) Dan vergl. 8. 814 des BGB.’8. — Die bei weiten meiften Verträge werben 
geichlofien, ohne daß Anerbieten nud Annahme als äußerlich getrennte Handlungen 
hervortreten. Namentlich ift dies der Fall bei den f. g. gegenfeitigen Verträgen, deren , 
Zweck darin befteht, daß beide Bertragichliefende Gläubiger und Schuldner werben 
follen. Man würde den Begriff des Vertrages aufheben, wenn man denfelben in zwei 
Beftandtheile, nämlich Anerbieten und Annahme, zerlegen wollte. Beide Beftandtheile 
können vorhanden und dennoch fann der Vertrag nicht geichloffen fein. Die Zerlegung 
des Vertrages in das Anerbieten und die Annahme hat zwar einen fehr guten theore- 
tifchen Grund, darf aber nicht zu dem Auseinanderreifien des Bertrages, als eines 
Ganzen, benutst werden. 

2) Ein Borichlag zu einer einzelnen Bertragsbeftiimmmng kann, felbft wenn er 
von dem anderen Theile angenommen worden ift, bi® zum Abichluffe des Vertrages 
widerrufen werben. 

3) Man vergl. 8. 816 Sat 1 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 817 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 816 Satz 2 des BGB.'s. — Als geichloffen gilt der Vertrag 
in dieſem Falle erft mit dem Zeitpuncte, wo die Annahme (innerhalb der Bedentzeit) 
erflärt wird. 
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Soviel die Schliefung des Vertrages unter Abwejenden 
betrifft, jo gilt eine Willenserklärung, ohne Unterfchied, ob fie einen 
Vorſchlag (ein Anerbieten, eine Offerte) oder eine Annahme eines 
Borjchlages enthält, erſt mit dem Zeitpuncte als gejcheben, to fie 
an den Anderen gelangt’); ſie ift unwirkſam, wenn fie bis dahin 
widerrufen wird?) Gin Borjchlag, welcher an den Abweſenden ges 
langt ijt, Fann zu jeder Zeit widerrufen werden, fo lange nicht defien 
Annahme von der anderen Seite erklärt worden ijt?); er verliert 
aber jeine Kraft, wenn die Annahmeerflärung verzögert wird ); ob 
die Annahmeerklärung verzögert worden fei, ift nach den Umſtänden 
und der Sitte des Verkehres zu entjcheiden?). Der Vertrag gilt 
als gejchloffen mit dem Zeitpuncte, wo die Annahme an Denjenigen 
gelangt ift, weldyer den Borjchlag gemacht bat, und zwar felbit 
dann, wenn ein Theil vorher gejtorben it, es wäre denn, daß der 
Borichlag auf mit dem Tode weggefallenen perjönlichen Beziehungen 
berubte‘). Dieſe jämmtlichen Borfchriften gelten aber nicht bei dem 
Auftrage und den auftragsähnlichen Nechtsgefchäften, 3. B. bei dem 
Commiffionsgefchäfte, indem das bürgerliche Gejeßbucb über die Er- 
tbeilung des Auftrags, deſſen Erlöſchen durch Tod und Widerruf 
und über die Verbindlichkeit des Auftraggebers, den Beauftragten im 
Falle eines unzeitigen Widerrufs zu entjchädigen, bejondere Bor: 
ichriften enthält ?). 

1) Dean veral. $. 815 Eat 1 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 815 Sat 2 des BGB.'s. — Die Frage, ob, wenn der den 
Widerruf enthaltende Brief zu gleicher Zeit mit dem die Erklärung euthaltenden Briefe 
„bei dem Adreffaten einginge, der Widerruf als tempeftiv erfolgt zu betrachten jei, 
fönnte nur bei der Annahme eines Vorſchlags entftehen, würde aber hier unzweifelhaft 
zu bejahen jein. 

3) Man vergl. 8. 816 Sat 1 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 817 Sat 1 des BGEB.'s. 

5) Man vergl. 8. 817 Sab 2 des BOB.’ — Wäre der Eingang des die 
Anmahmeerflärung enthaltenden Briefes durch Zufall verzögert worden, fo würde die 
Annahme unwirkſam fein. 

6) Man vergl. 8. 818 des BGB.'s. — Der Berluft der Handlungsfähigkeit ift 
wie der Tod zu beurtheilen. 

7) Man vergl. 88. 1297, 1319 Bis 1321, 1324 bis 1327 in Verbindung mit 
88. 1314, 1315 des BGB.'s und Archiv für Wechjelrecht und Handelsrecht N. F. 
Bd. 2 ©. 236. — Die einfchlagenden römischen Gefete find 8. 10 J. de mand., |. 
16, L 26 pr, 1. 34 8. 1,1. 58 D. mand, 1. 12 8. 2,1. 18, 1. 32%, 1.34 8.8, 1.38 
8. 1, 1.58 D. de solut., 1. 17 D. de officio praesid., 1, 12 D. ad Senat. Maced., 
l. 41 D. de reb. ered,, 1. 11 in f. D. depos., 1.19 8.3 D. de donat. — Das allg. 
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$. 305. 
Fortſetzung. 


Eine eigenthümliche Form, in welcher ein Vertrag zu Stande 
kommt, iſt die Verſteigerung an den Meiſtbietenden oder 
Wenigſtnehmenden. Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche) ſoll, 
wenn die den Bietern vor der Verſteigerung bekannt gemachten Ver— 
ſteigerungsbedingungen nicht etwas Anderes beſtimmen, ein Gebot, 
welches gethan wird, den Bieter nur dann verbinden, wenn nicht 
innerhalb der vorausbeſtimmten Zeit oder bis zum Zuſchlage ein 
beſſeres Gebot erfolgt, dagegen wenn zeitig ein beſſeres Gebot er— 
folgt, der Bieter an fein Gebot nicht mehr gebunden fein, und der 
Berjteigernde nicht das Recht haben, das beilere Gebot zurüde 
zumweijen und den früheren Bieter an fein Gebot zu halten. Das 
gegen enthält das bürgerliche Gejegbuch nicht die Vorjchrift, daß 
der DVerjteigernde zujchlagen müjje, wenn das gethane Gebot nicht 
durch ein bejjeres überjtiegen wird ?). 

Endlich dehnt das bürgerliche Geſetzbuch) die Vorſchrift 
des römijchen Rechts), daß, wenn gewiſſe Arten von Dieniten ge- 
leijtet worden find, auch ohne befonderes Verſprechen eine Belohnung 
gefordert werden kann, überhaupt auf die Leiſtung von Sacden 
zum Berbrauche oder Gebrauche und auf Dienjte aus, wenn nad 
den Umjtänden anzunehmen tt, dab die Xeiltung nur gegen eine 
Vergütung erwartet werden konnte, es wird auch bejtimmt, daß in 
diejen Fällen die in der Yeiftung und Annahme liegende jtilljchweigende 
Willensmeinung als auf eine Vergütung gerichtet anzujehen iſt, welche 





d. Handelsgeſetzbuch enthält Borfchriften über die Schließung der Verträge unter Ab- 
wejenden in den Art. 318 bis 321, welche Dr. Pigozzi in Bologna im Serafini- 
fchen Archivio Giuridico t, VI pag. 3—59 umſtändlich beleuchtet hat. 

1) Dan vergl. $. 819 des BGB.'s. 

2) In den Motiven zu dem $. 819 des BGB.'s wird nur gefagt, daß dem Ber- 
fteigernden nicht die Auswahl unter den Bietern und nicht das Recht, jelbft Gebote 
zu thun und dadurd den Abſchluß des Vertrages zu hindern, zuftehe. — An den Bro- 
ceßgeſetzen über die Jwangsverfteigerung von Grundſtücken ift durch das Bürgerliche 
Geſetzbuch Etwas nicht geändert worden und nur die Bemerkung ift beizufügen, daß 
das Geje vom 13. Juni 1868 8. 13 fig. mehrere Beftimmungen über die Zwangs- 
verfteigerung enthält. (Dan vergl. Commentar Bd. 2 ©. 108 not. 2.) 

3) Dan vergl. $. 820 des BEB.'s und Annalen N. F. Bd. 8 S. 74, ©. 75 fig. 

4) Man vergl. 1. 1 D, de extraord, cogn. 
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durch das billige Ermeſſen Desjenigen beftimmt wird, welcher die 
Sachen oder Dienjte geleiitet bat’). 


$. 306. 
VIII. Form der Berträge. 


- Berträge erfordern in der Negel feine bejondere Form zu ihrer 
Gültigkeit ?). Verträge, welche die Uebertragung des Eigentbums 
an einem Grundjtüde, oder die Uebertragung einer Berechtigung, 
welche ein Folium im Grundbuche erhalten bat, 3. B. eines Bau 
rechts und Ktellerrechts, zum Gegenjtande haben, find mitteljt einer von 
den Vertragfchließenden vollzogenen Urfunde oder vor Gericht zu 
Protocol zu jchließen ). Iſt für einen Vertrag eine bejondere Form, 


1) Die Praris, welche fit auf Grund des $. 820 des BGB.'s gebildet hat, 
wird im Commentar Bd. 2 ©. 108 fig. angegeben. Man vergl. auch oben ©. 504. 

2) Man vergl. $. 821 des BGB.'s. 

3) Dan vergl. $. 822 des BGB. und Commentar Bd. 2 ©. 110. — Im rö- 
mifchen Rechte gab es einen einzigen Contract, welcher, obſchon er ein Conjenfualver- 
trag war, dennoch zu feiner Gültigkeit eine Schrift erforderte, nämlich den contra- 
etus emphyteuticarius (l. 1 Cod. de jure emphyt.). — Dem im Kommentar Gejagten 
habe ich Nachftchendes beizufügen. Durch den 8. 822 des BGB.'s wird midht ein jo- 
lenner Vertrag eingeführt, vielmehr bleibt der Verkauf von Grundftücden und dieſen 
gleichgeftellten Berechtigungen ein materieller Vertrag, welcher nur das Beſondere hat, 
daß feine Perfection von der Beobachtung einer Form abhängig gemacht worden ift. 
Namentlich ift der Vertrag nicht deshalb gültig, weil die Korm beobadıtet worden ift. 
Gründe, aus welchen jeder andere materielle Vertrag nichtig oder anfechtbar ift, gelten 
auch bei dem angegebenen Bertrage, 3. B. wenn er von Handlungsunfähigen oder in 
der Handlungsfähigkeit beſchränkten Berfonen, blos zum Scheine oder in einem tejent- 
lichen Irrthume gefchloffen, wenn er erzwungen worden, oder ein Betrug dabei vorgefom- 
men ift. 

Zwar bildet die vorgeichriebene Form nicht blos die Borausfeßung der Verbind— 
lichkeit des Veräußerers, jondern auch die des Erwerberd. Aber dies bezieht fich mur 
auf das Object, foweit e8 ein Immobile ift, nicht auf Mobilien, welche zugleich mit 
verfauft worden find, 3. B. auf das Inventar, und nicht auf Nebenumftände, 3. B. 
die Modalität der Zahlung des Kaufpreifes oder der Uebergabe des verkauften Grund» 
ftüdes. 

Zur Wiederauffebung oder zu fpäteren Aenderungen des Vertrages, ohne Aenderung 
des Objects, foweit e8 ein Immobile ift, und zur Abtretung ber Forderungen aus 
dem Bertrage, bedarf es nicht der Beobachtung der vorgefchriebenen Form. 

Privatprotocolie können die fchriftliche Form nur damı erſetzen, wenn fie von den 
Vertragſchließenden mit unterfchrieben worden find. Briefe find ungeeignet, die Form 
zu erfegen, weil das enticheidende Moment nicht in der Schriftlichkeit überhaupt, ſon— 
dern in der Abfafjung einer Urkunde liegt. 
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3. B. deſſen jchriftliche Abfaſſung, verabredet worden, jo ift anzu- 
nehmen, daß die Form nur die Erlangung eines Beweismittels be- 
zwect, ausgenommen wenn nach der Abjicht der VBertragjchließenden 
die Perfection des Vertrages von der Beobachtung der Form ab» 
bängig jein jol'). it durch Gejeß oder Vertrag eine bejondere 
Form für die Perfection eines Bertrages bejtimmt, jo wird der Ver- 
trag erit mit Vollendung der Form bindend und es kann auf Her— 
ftellıimg oder Vollendung der Form micht geklagt werden?). Zur 
Bollendung der Form, weldye in der jchriftlichen Abfaſſung des Ver- 
trages liegt, gehört die Unterjchrift der Vertragsurkunde durch die 
Bertragichliegenden; werden mehrere Eremplare der Urkunde zur 
gegenjeitigen Aushändigung ausgefertigt, jo ift nicht erforderlich, 
daß Derjenige, welchem ein Exemplar ausgehändigt wird, dieſes 
Erempkar mit unterjchrieben bat, vorausgejeßt, daß die übrigen 
Eremplare von ihm mit unterjchrieben worden find), Wird die 
Abfaſſung einer Urkunde zur Gültigkeit des Vertrages von dem Ges 
jeße gefordert, jo find mündliche Verabredungen, welche vor oder bei 
der Unterjchrift der Urkunde liegen, aber mit diefer nicht überein- 
ftimmen, oder einen erweiternden oder bejchränfenden Zuſatz enthalten, 


Das Berfprechen einer Conventiomalftvafe für den Fall, daß der Eigenthümer eines 
Grundftiids diefes an einen Anderen, als den Promifjar veräußern follte, ift gültig, 
weil e8 ſich dabei, wenigftens in erfter Linie, micht um die Uebertragung des Eigen- 
thums an den Promiffar handelt. 

1) Man vergl. $. 823 des BGB.'s und Kommentar a. a. O. 

2) Man vergl. $. 824 des BGB.'s. — Wäre eine arrıa (Angeld, Draufgeld) 
gegeben worden, jo wiirde auch diefe zurückzugeben fein, wenn der Vertragſchließende 
die Herftellung der Form verhinderte (55. 894 Sat 2, 896 des BOB.s). Anders 
nad) römiſchem Rechte bei der Verabredung der jchriftlichen yorm (l. 17 D. de fide- 
juss. in Verbindung mit pr. J. de emt. vend.). 

3) Man vergl. $. 825 des BGB.'s und über die Form der Unterfchrift Rechts» 
ja des OAG.'s vom 9 März 1838. Die VBorichrift des $. 825 des BGB.'s findet 
Anwendung auf den Fall, wo die fchriftliche Form die Perfection des Bertrages be- 
dingt, und auf den Fall, wo fie blos zum Beweismittel dient. Hiernach wird ein 
Bertragichliegender, welcher eine von dem anderen unterjchriebene Urkunde ausgehändigt 
erhalten, dieje aber nicht ſelbſt unterichrieben hat, aus der Urkunde nur dann kla— 
gen können, wenn er ſich darauf zu beziehen vermag, daß er das dem anderen Ber- 
tragfchliegenden ausgehändigte Eremplar unterjchrieben habe. Cine hiervon völlig ver- 
ſchiedene Frage aber ift die, ob eine nur von einem Bertragfchließenden unterfchriebene 
Urkunde wenigftens als Beweismittel für den Bertrag benutst werden könne. Dieje 
Frage ift zu bejahen. j 
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wirkungslos‘). it die Echliegung des Bertrages durch Ueberein— 
fommen der BVertragjchliegenden von der Abfaffung der Urkunde ab- 
bängig gemacht worden, jo gelten dergleichen Berabredungen, wenn 
vereinbart worden ift, daß fie neben der Urfunde gelten jollen ?). 

Bei vorläufigen jchriftlichen Aufzeichnungen der weſentlichen 
Buncte eines Vertrages, welcher erjt noch in einer bejonderen Form 
zum Abjchluffe kommen joll (Bunctationen) ?), ift, wenn fie nicht eine 
Niederjchrift blos worbereitender Verhandlungen find, jondern eine 
Bereinbarung über BVBertragspuncte enthalten, anzunehmen, daß die 
Bunctation ſchon an und für fich einen gültigen Vertrag enthält und die 
unbejtimmt gebliebenen Nebenpuncte bei der vorbehaltenen bejonderen 
Form bejtimmt werden jollen; erfolgt über die Nebenpuncte feine 
Vereinigung, jo find fie nach den gefeglichen Bejtimmungen über die 
Natur des vorliegenden Rechtsgejchäfts und, wo dieje nicht entfcheiden, 
nach richterlichem Ermeſſen, (in den geeigneten Fällen unter Zuziehung 
Sadverjtändiger) feitzujtellen®). 

8. 307. 
IX. Sceinverträge. 

Haben die Vertragjchliegenden einen Vertrag der äußeren Er: 
jcheinung nach gejchlojen, find fie aber darüber mit einander ein 
verjtanden gewejen, daß derjelbe nur zum Scheine gejchlofjen fein 
und überhaupt Feine verbindliche Kraft haben jolle, fo ift der Ber‘ 
trag nicht geichlofjen ). Wird ein Vertrag unter der Äußeren Er’ 


— — 





1) Man vergl. $. 826 Satz 1 des BGB.'s. — In der Anwendung auf den 
8. 822 hat diefe Borfchrift den Sinn, daß der Nebenvertrag, es folle das Eigenthum 
noch an einem anderen Grundſtücke, als dem in der Urkunde angegebenen, übertragen 
werden, nicht gilt. Dagegen fteht der Gültigkeit der Nebenverträge, daß einzelne Theile 
des Grundftüds ausgenommen fein follen, daß der Kaufpreis ein anderer uud neben 
dem Grundftüde auch noch das Inventar verkauft fein ſolle u. ſ. w., ein Bedenken 
nicht entgegen, vorausgeſetzt, daß der Vorfchrift des $. 826 Sat 2 des BGB.'s ent- 
fprochen worden iſt. 

2) Man vergl. $. 826 Sat 2 des BGB.'s. 

3) Hierzu gehört ein Kauf über ein Immobile, fo weit die Abfaffung einer Ur- 
funde nad) dem $. 822 des BGB.'s weſentlich ift, nicht, weil ein ſolcher Kauf auch 
als Punctation nur gilt, wenn er wenigftens der dort angegebenen Form entiprict. 

4) Dan vergl. $. 827 des BGEB.'s und Commentar Bd. 2 ©. 113 fig. und 
Annalen N. F. Bd. 7 ©. 150. 

5) Dan vergl. $. 528 des BGB.'s. — Handelt es ſich um einen mündlich ge- 
ſchloſſenen Vertrag, jo hat der Bertragjchließende, welcher behauptet, es fei der Ber: 
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Iheinung eines anderen Vertrages gejchlojien, jo it derjelbe nad 
den Vorjchriften des beabjichtigten Vertrages zu beurtheilen ') (j. g. 
fimulirte Verträge). 


$. 308. 
X. Irrthum, Zwang und Furt, Täufchung. 


An das über den Begriff des Irrthums, über die Eintheilung 
deilelben in Irrthum über Thatfachen und Rechtsirrthum, endlich 
über den Einflus des Irrthums auf die Gültigkeit eines Nechts- 
geſchäfts oben in $$. 55 bis 57 und 63 Gejagte anjchließend, habe 
ih über den Irrthum bei Berträgen noch Nachſtehendes zu 
bemerken. : 

Bezieht ich der Jrrtbum auf eine Menge oder Summe, fo gilt 
ein einjeitiger Vertrag, und wenn eine größere Menge oder Summe 
verjprochen, als gefordert worden ift, auch ein zweijeitiger Vertrag 
rüdfichtlich der geringeren Summe oder Menge?). Hit bei einem zwei— 


trag geichlofjen worden, der Behauptung des anderen Bertragfchließenden gegenüber, 
es fei ein Scheinvertrag geweſen, abgejehen von der f. g. exceptio joei (man vergl. 
oben ©. 93 not. 3), den Bertrag zu beweijen. Iſt der Eid angetragen, fo ift auf 
dieſen zu erfennen. Wenigftens wird dies als Regel gelten; nad) den befonderen Ber- 
hältniffen des einzelnen Falles können jedoch Ausnahmen zu machen fein. 

1) Man vergl. $. 829 des BGB.'s. — Eine Ceiftion, bei welcher der Cedent 
und Ceſſionar dahin übereingefommen find, daß der erftere dem letzteren gegenüber 
noch als der Forderungsberechsigte zu betrachten fein folle, fan von dem Cefjus nicht 
als eine Scheinceifion angefochten werden (Annalen N. %. Bd. 4 ©. 431). Ueber den 
Sceinfauf zur Verdeckung eines Fauftpfandes vergl. Annalen N. %. Bd. 5 S. 401 
fig. und über die Simulation bei Wechfeln Archiv für Wechfelrecht und Handelsrecht 
Bd. 18 ©. 254. — In den meiften Fällen wird über den Vertrag eine Urkunde auf- 
genommen worden jein. In diefem Falle trifft den Theil die Beweispflicht, welcher 
die Simulation behauptet. Nach meiner Anficht genügt nicht der Beweis, daß bie 
Urkunde nur zum Scheine aufgenommen worben fei; vielmehr ift auch der in der Ur- 
funde verborgene Vertrag zu beweifen, Enthält die Urkunde Geftändniffe, 3. B. wenn 
ein Kauf fimulirt worden ift, und der Verkäufer über die Kauffumme quittirt hat, fo 
muß auch bewiefen werden, daß die Geftändniffe blos zum Scheine abgelegt worden 
find. — Eine Urkunde, in welcher der Ausfteller befennt, ein Darlehn fchuldig zu fein, 
kann wicht dadurch entkräftet werden, daß bemwiefen wird, es jei das Darlehn nicht 
ausgezahlt worden; vielmehr muß bewiefen werden, daf eine Schuld nicht vorhanden 
gewefen, die Urkunde alfo indebite ausgeftellt worden ſei. 

2) Man vergl. 8. 339 Sab 1 des BGEB.'s und oben S. 127 flg. — Natürlich 
famı e8 fi nur um eine Regel handeln. Bei einem einfeitigen Rechtsgefchäfte fann 
eine beftimmte Menge oder Summe wejentlich fein, 3. B. bei dem Bertrage über das 
Geben und Nehmen eines Darlehns, indem der das Darlehn Suchende nicht, wenig« 
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jeitigen Bertrage eine geringere Menge oder Summe verfprocen, 
als gefordert worden, jo ift anzunehmen, daß der Vertrag nicht ge- 
ichloffen jei, ausgenommen wenn ſich Derjenige, welcder dafür die 
Gegenleijtung zu geben hat, mit dem verjprochenen geringeren Betrage 
einverjtanden erklärt). Der Jrrthum über die Perſon des anderen 
VBertragichließenden bat blos dann Einfluß auf die Gültigkeit des 
Vertrages, wenn der Irrende ein rechtliches Intereſſe hatte, nur 
mit der Perſon, für welche er den Anderen bielt, den Vertrag zu 
Schließen, alfo nicht, wenn er ſich zwar nicht über die Jdentität der 
Perſon, jondern nur über den Grund, warum er den Vertrag ge 
Ichloffen, geirrt, 3. B. in dem Glauben gejtanden bat, er habe gegen 
diejelbe. Pflichten der Freundjchaft, Pietät oder Dankbarkeit zu er- 
füllen ?). Ebenfo it ein Irrthum über die perſönlichen Eigenjcaften 
des anderen Bertragichließenden nur dann ein wejentlicher, wenn 
wegen des Nichtvorhandenjeins diejer Eigenjchaften die Erfüllung des 
Vertrages unmöglich ift, alſo nicht, wen die vorausgejegten Eigen: 
ichaften zwar vorhanden, aber nicht in dem Grade vorhanden find, 
wie irrthümlich angenommen worden ift’). Einen wejentlichen Jrr- 
thum über den Stoff der Sache, welche den Gegenitand des Vertrages 
bildet, nimmt das bürgerliche Gejegbuch nur an, wenn der Irrende 
irrthümlich geglaubt hat, daß die Sache aus einem Stoffe beitebe, 
vermöge deſſen Diejelbe zu einer anderen Gattung oder Art von 
Sachen zu rechnen jein würde), Zrifft der Wille der Bertrag: 
Ichließenden in Nebenpuncten, welche nach dem bisher Gejagten feinen 
Einfluß auf die Gültigkeit des Vertrags haben, nicht zufammen, jo wird 
es jo betrachtet, als ob über die Nebenpuncte Etivas nicht verein 
bart worden wäre). „zit der irrende Theil durch eigene Verſchuldung 


ftens nicht ohne Weiteres, verbunden wird, wenn ein Capitalift ihm eiue größere oder 
geringere Summe, als die gefuchte, zu geben bereit if. Aber auch bei einem Kaufe 
fann nad) den bejonderen Berhältniffen anzunehmen fein, daß, wenn Waaren beitellt 
worden find, nicht eine größere Ouantität, als die beftellte, angenommen werden mu. 
In diefen und ähnlichen Fällen ift es Sache der Beurtheilung des einzelnen Falles, 
ob das minus in dem plus enthalten, oder ob das minus oder plus ein aliud if. 
1) Man vergl. $. 839 Sat 2 des BGB. und Kommentar Bd. 2 S. 1%. 
2) Dan vergl. $. 841 Sag 1 des BGB.'s und Motive zu diefem 8. im Tom- 
mentar Bd. 2 ©. 121. 
3) Man vergl. $. 841 Sat 2 des BOB... 
4) Dan vergl. $. 842 des VOB.8, 
- 5) Dan vergl. $. 840 des BOB... 
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in den Irrthum geratben und bat der andere Theil um den Jrr- 
tbum deſſelben nicht gewußt, jo ijt der eritere zum Erſatze des durch 
feine Verſchuldung dem leßteren verurſachten Schadens verpflichtet '). 

Endlich ijt noch zu erwähnen, daß von der bereits oben ange 
gebenen?) Regel über den Irrthum des Stellvertreter eine Aus- 
nahme dann eintritt, wenn der Vertretene mit der Bejchaffenheit der 
Sache bekannt tft, und deifenungeachtet zu der Schließung des Ver: 
trages über diejelbe Auftrag gegeben bat ?). 


$. 309. 
Fortſetzung. 


Dem oben im $. 58 über Zwang und Furcht Geſagten iſt 
noch Nachitehendes beizufügen. Die Einrede des Zivanges oder der 
Furcht ift injofern eine allgemeine (in rem), als fie wider einen er- 
ziwungenen Bertrag auch dann geltend gemacht werden fann, wenn 
nicht der andere Vertragichließende, jondern ein Dritter, ohne Vor: 
wiſſen deijelben, fi des Zwanges ſchuldig gemacht bat’). Auch 
haftet Derjenige, welcher aus einem erzivungenen Bertrage einen 
Gewinn gehabt, jelbit, wenn er zur Zeit der Erwerbung in redlichem 
Glauben gejtanden hat, dem Gezwungenen injoweit, als er bereichert 
worden ilt?). 

Das Recht des Geziwungenen auf Schadenerjfaß gegen Den- 
jenigen, welcher den Zwang verübt bat, "beiteht neben dem Rechte, 
den Bertrag anzufechten, joweit nicht dadurch der verurjachte Schaden 
ausgeglichen worden ift, und jelbjt wenn der erziwungene Vertrag 
nicht angefochten wird, kann, wenn durch den Zwang Schaden ver- 
urjacht worden ift, Schadenerfaß gefordert werden‘). Bezieht fich der 

1) Man vergl. 8. 844 des BGB.'s. — Diefer $. betrifft, wo nicht allein, fo 
doch vorzüglich den Fall eines Irrthums in der Perfon oder in den perfönlichen Eigen- 
fchaften des anderen Bertragfchliefenden (vergl. das im Kommentar Bd. 2 ©. 122 
angegebene Beijpiel) und dient hier zur Ausgleihung von Härten, welche fid) aus ben 
Principien über den Einfluß des Irrthums auf Berträge für das praftifche Leben er- 
geben können. 

2) Man vergl. oben S. 500 not. 2, 

3) Man vergl. $. 846 (Schluß) des BEB.'s. 

4) Man vergl. $. 832 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 8$. 778 Sab 3, 850 Sat 2 des BGB.'s und oben ©. 98 
not. 4 


6) Dan vergl. $. 851 des BGB.'s und oben $. 92, 
33* 
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Zwang auf Nebenpuncte, welche für die Schließung des Vertrages 
unweſentlich find, jo fann nur Schadenerjaß gefordert werden ’). 

Soviel endlich die oben im $. 59 erwähnte Täuſchung (Betrug, 
dolus) anlangt, jo fann der Bertragjchließende, welcher zur Schließung 
des Vertrages von dem anderen Vertragjchliegenden durch Betrug ver- 
mocht worden iſt, bei dem Vertrage jtehen bleiben oder denjelben an- 
fechten ®). Ein von einem Dritten verübter Betrug, um welchen der Ver- 
tragichließende nicht gewußt hat, giebt zwar nicht ein Recht zur An- 
fechtung des Vertrages, kann aber aus dem Gelichtspuncte des Irr— 
tbums von Einfluß jein?). Als Betrug gilt die Erzeugung eines 
Irrthums durch Täufchung, ingleichen die Benugung eines ſchon vor: 
bandenen Irrthums, vorausgejegt in beiden Fällen, daß Wahrheit 
und Aufklärung über das Verhältnig, rücjichtlich deſſen geirrt worden, 
nach Treue und Glauben zu erwarten gewejen ift; allgemeine Be 
theuerungen oder Verlicherungen und jonjtige Mittel, durch melde 
zur Schließung von Verträgen aufgefordert wird, ohne daß denjelben 
im Berfehre ein bejonderer Glauben gejchenft zu werden pflegt, ent- 
balten feinen Betrug‘). Das Necht des Betrogenen ift im Uebrigen 
nach den oben angegebenen VBorjchriften über das Recht des Ge 
zwungenen zu beurtheilen ?). 


8. 310. 


XI Perſonen, welde durch Berträge berechtigt oder ver 
pflichtet werden. 


Rechte und BVerbindlichfeiten geben, jofern fie nicht rein per: 
jönlich find, auf die Erben der Vertragichliegenden über*). Verträge 
fönnen in der Weije gejchlojjen werden, daß die Vertragjchließenden 
für ihre Erben oder auch nur für Einen ihrer Erben Etwas ver- 
jprechen oder ſich verjprechen lajjen ”). 





1) Dan vergl. 8. 834 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 833 Gab 1 des BGB.’ — Die ſ. g. actio doli ift 
nach dem Bürgerlichen Gefetsbuche eine actio in personam (auf Schadenerfat) und 
eine f. g. actio subsidiaria (Zeitihrift für Rechtspflege und Berwaltung N. 5. Br. 
31 ©. 97 flg.). 2 

3) Dan vergl 85. 833 Cab 2, 836 des BGEB.'s und Annalen N. F. Bo. 7 
©. 349. 

4) Dan vergl. $. 835 des BOB.S und Commentar Bd. 2 ©. 118. 

5) Dan vergl. 88. 778, 834, 850, 851 des BOB. 

6) Man vergl. $. 852 Sat 1 des BGB.'s und Commentar Bd. 3 ©. 335 fig. 

7) Dan vergl. $. 852 Sat 2 des BGB.'s und die Juterpretation dieſer Vor— 
ichrift in den Annalen N. %. Bd. 8 ©. 154 fig. 
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Für Dritte entiteht in der Negel aus einem Vertrage weder ein 
Recht noch eine Verbindlichkeit ’). 

Bon der Regel, daß ein Dritter aus einem zwiſchen anderen 
Perſonen gejchlofienen Vertrage nicht Rechte erwirbt, giebt es nad) 
dem bürgerlichen Gejegbuce Ausnahmen, welche, wenigſtens der 
größten Mehrzahl nach, bereit$ im römifchen Rechte anerkannt 
waren ?). Dieje Ausnahmen find nachitehende: 

A) Der Grundjag, daß Niemand durch Dritte erwerben kann, be— 
zieht fich nicht auf den Befiß, indem diefer durch Dritte un— 
mittelbar erworben wird ?). 

B) Durch Verträge, welche Stellvertreter und Gefchäftsführer ohne 
Auftrag mit Dritten fchließen, werden zwifchen den Vertretenen 
und den Dritten unmittelbar Forderungen begründet, wenn die 
Bertreter fich den Dritten gegenüber als jolche zu erfennen ge 
geben und die Berträge im Namen der Bertretenen gejchloffen 
haben *). 

C) In einer Menge von Fällen giebt das bürgerliche Gefeßbuch 
einem Nichtvertragichliegenden die Forderung aus dem Vertrage, 
3. B. aus Cheftiftungen), aus der f. g. donatio sub modo ®), 
aus dem Darlehne, welches der Darleiber im Namen eines 
Dritten ausgezahlt bat”). 

D) Zwilchen dem Gläubiger und dem Schuldner kann die Erfüllung der 
Forderung an eine außerhalb des Schuldverhältnifjes ftehende 

Perſon auf eine dreifache Weije vereinbart werden, nämlich ent: 





1) Man vergl. $. 852 Sat 3 des BGB.'s, 1. 38 8. 17 D. de verb. oblig. 
und 1. 11 D. de oblig. et act. 

2) Wenn gewöhnlich behauptet wird, das deutiche Recht habe das Princip, daß 
aus einem Vertrage hur für den Bertragichliekenden felbft, nicht für einen Dritten eine 
Forderung entftehen könne, den praftifchen Bedürfniffen angepaßt und insbejondere er- 
weitert, fo kann dies nicht fo unbedingt zugegeben werden. Wenigftens find die vor- 
züglichften Bälle, in melden nach römifchen Rechte Forderungen auch durh Dritte er- 
worben werden fonnten, namentlich die dominica und patria potestas, nad heutigem 
Rechte ganz weggefallen. 

3) Dan vergl. oben $. 182. 

4) Man vergl. oben &. 500 unter B. — Nach meiner Anficht hat dies ſchon nad) römi- 
fhem Rechte gegolten, indem ſich die Unzuläffigkeit des f. g. stipulari tertio uur auf 
die actio directa, nicht auf die actio utilis bezog. (Man vergl. 1. 68 D. de procur,, 
1. 9 D. de verb. oblig., 1. 18 8. 16 D. de damno inf., 1. 5 D. de stip. praeto- 
ria, 1. 1, 1.2 D. de inst. act., 1. 13 8. 25 D. de act. emt. vend.) 

5) Man vergl. oben S. 210 not. 4. 

6) Man vergl. 8. 1066 des BOB. 

7) Dian vergl. $. 1074 des BOB. 8. — Dies gilt auch, weunn eine Nichtfchuld 
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weder jo, daß eine Berjon benannt wird, welche, ohne das Recht 
des Eintrittes in das Schuldverhältniß, die Zahlung anzunehmen 
berechtigt fein fol, und an welche der Schuldner mit der Wirkung 
der Xiberation Zahlung leiften kann (j. g. solutionis causa ad- 
jeetio) '), oder fo, daß der Schuldner fich gegen Innebehaltung 
des Gegenwerthes (der Valuta), dem Gläubiger gegenüber ver 
bindlich macht, diefen von einer Schuld zu befreien und im 
Falle der Nichterfüllung Schadenerjaß zu leiften?), oder endlich 
jo, daß der Schuldner mit der Bezahlung an den Dritten ge: 
mwiejen wird’). In dem erſten Falle kann der Dritte die For: 
derung nur erwerben, wenn fie ihm von dem Gläubiger abge- 
treten wird. In dem zweiten Falle kann der Dritte durch 
Beitritt zu dem zwiſchen dem Gläubiger und Schuldner über 
die Schuldübernahme geichloffenen Bertrage oder durch Ans 
nahme der zu feinem Vortheile gereichenden Leiſtung einen Ans 
ſpruch an den Schuldner erlangen®). In dem dritten falle 
erwirbt der Dritte eine Forderung an den Angemwiejenen, wenn 
diejer ihm gegenüber die Amveifung annimmt °). 

Endlich verfteht es fich von felbft, daß ein Dritter den Vertrag: 
Ichließenden gegenüber felbitändig als BVertragfchließender auf 
treten und Forderungen gegen diejelben erwerben kann. 

Auf die Ausnahmen unter C. bis E. beziehen fich die Be— 
ftimmungen des bürgerlichen Geſetzbuchs, dab aus einem Vertrage, 
durch welchen ‘Jemand dem Anderen eine Leiſtung an einen Dritten 
verjpricht, in der Abficht, dem Anderen und dem Dritten verpflichtet 
zu jein, ſowohl Derjenige, welchem das Versprechen gegeben worden 
ift, als auch der Dritte eine Forderung gegen den Berjpredhenden 


E 


— 


im Namen eines Dritten bezahlt worden iſt. (Man vergl. $. 1524 Satz 2.) Man 
fanı hierher auch die Fälle der $$. 1162, 1163, ingleichen die der ſ. g. cessio neces- 
saria in ben $$. 957, 968 des BGEB.'s rechnen. — Im Wefentlichen liegt dem Bür— 
gerlichen Geſetzbuche hier diefelbe ratio zu Grunde, aus welcher das römiſche Recht 
die von einem Bertragfchließenden erworbene actio direeta utiliter einem Dritten gab, 
3. B. nad) der 1. 8 Cod. ad exhib., 1, 3 Cod. de donat. sub modo, 1. 13 D. de 
pigner. acf., 1. 7 Cod, de pact conv., 1. 65 D. solut. matrim. 

1) Man vergl. oben S. 468 und Annalen N. F. Bd. 7 ©. 321. 

2) Man vergl. 88. 1402 bis 1408 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1328 des BOB!s. 

4) Man vergl. 8. 432, 854, 1405, 1107 des BOB 'S. — Der Schuldübernehmer 
tritt an die Stelle des urfprünglichen Schuldners nur durch einen mit dem Gläubiger 
des letzteren gefchloffenen Nenerungsvertrag ($. 1013 des BOB.E). 

5) Dan vergl. $$. 1328 Sat 2, 1333 des BGOB.s. 
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erlangt, ferner, daß der Dritte und jofern es fich nicht um eine rein 
perfönliche Leiſtung handelt, deffen Rechtsnachfolger, eine von dem 
Willen Desjenigen, welcher fich die Leiſtung bat verfprechen laſſen, 
unabhängige jelbitändige Forderung aus dem Vertrage von der Zeit 
erwerben, wo fie dem Bertrage beitreten umd die zu ihren Guniten 
gereichende Leiſtung annehmen, weiter daß Derjenige, welchem die 
Zeiftung an den Dritten verjprochen worden iſt, bis zu der Zeit, wo 
der Dritte oder deſſen Rechtsnachfolger eine jelbjtändige Forderung 
aus dem Bertrage erlangt haben, den Anderen von der übernommenen 
Berbindlichfeit befreien fann; daß endlich Derjenige, welchem zu 
Gunjten des Dritten Etwas verjprocdhen worden iſt, einen Verzicht 
ded Dritten oder feiner NRechtsnachfolger gegen fich gelten lafjen 
muß‘). Der Zweck diefer Beitimmungen ijt der, die bei den ange 
gebenen Ausnahmen entjiheidenden Gefichtspuncte hervorzuheben, und 
jofern in dem bejonderen Theile des Rechts der Forderungen nicht 
alle denkbaren Fälle erſchöpft jein follten, wie dies namentlich bei 
dem Hinterlegungsvertrag (Tepofitum) der Fall it, wenn vereinbart 
wird, daß die Rüdgabe des Hinterlegten an einen Dritten erfolgen 
joll, eine Entjcheidungsnorm zu geben ?). 

Bezieht ſich ein Bertrag auf ein Grundftüd, jo berechtigt und 
verpflichtet derjelbe Diejenigen nicht, welche, ohne Rechtsnachfolger der 
Bertragfchließenden zu fein, das Grundjtüd erwerben, ausgenommen 
wenn unmittelbar durch den Vertrag Nechte an der Sadıe, 3. B. Grund» 
dienftbarfeiten, begründet worden find, oder wenn es jich um Rechte 
handelt, welche jich zur Eintragung in das Grundbuch eignen und 
wirklich eingetragen worden find °). 


8. 311. 
XI. Erfüllung der Verträge. 


Die Erfüllung eines Vertrages bat Dasjenige zu umfaſſen, was 
nach der bejonderen Bereinbarung der Vertragjchließenden, nach den 
gejeglichen Vorjchriften über den in Frage stehenden Bertrag und 


1) Man vergl. $$. 853 bis 1855 des BGB.'s. 

2) Uebrigens wird durch die Borichrift, daf ein f. g. pactum in favorem tertii 
nur daun anzunehmen fei, wenn der Bromittent die Abficht gehabt habe, dem Pro— 
miffar und dem Dritten verpflichtet zu fein, die Meinung veprobirt, es gebe eine 
negotiorum gestio in dem Umfange, daß e8 Jeder in feiner Macht habe, den Einen 
zu Gunften des Anderen zu verpflichten. 

3) Man vergl. $. 857 des BGB.'s. 
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überhaupt nad) Treu und Glauben und nad der Handlungsweije 
eines redlichen Mannes zu leijten ift '). 

Soviel die Frage betrifft, in welcher Reihenfolge bei zmweifeitigen 
Berträgen die den Bertragjchliegenden obliegenden Leiſtungen zu er 
füllen find, jo bat man zu unterfcheiden zwifchen Verträgen, bei 
welchen die beiderjeitigen Xeiftungen unabhängig von einander find, 
3. B. Die Forderungen aus einem Vergleiche oder Gejellichaftsvertrage, 
Berträgen, vermöge deren die Leiſtung des einen VBertragfchließenden | 
der Leiſtung des anderen Vertragjchliegenden vorausgehen muß, ins- 
bejondere der Bacht- oder Miethvertrag, und Verträgen, bei melden 
die gegenjeitigen Leijtungen Zug um Zug erfolgen jollen, insbejondere 
der Kauf?). Nur bei der legten Art der Berträge gilt die Regel, 
daß die Erfüllung gefordert werden kann, wenn Derjenige, welcher 
die Erfüllung verlangt, auch jeinerjeits erfüllt hat, oder wenigſtens 
zur Erfüllung bereit it. Unter den zwei Meinungen, von welchen 
die eine das Anführen des Klägers, er habe bereits erfült, oder er 
fei mwenigitens zur Erfüllung bereit, zur Begründung der Klage 
fordert, die andere dagegen diejes Anführen des Klägers nicht zur 
Begründung der Stlage für nöthig anfieht, jondern dem Beklagten 
überläßt, feine Rechte aus der Nichterfüllung des Kaufes von Seiten 
des Klägers mittelft einer Crception (ſ. g. exceptio non adimpleti 
contractus) geltend zu machen, bat das bürgerliche Gejegbuch der 
legteren Meinung den Borzug gegeben, indem es beftimmt hat, es 
babe der Kläger bei den ſ. g. Zug um Zug Xeiftungen nicht nöthig, 
fib in der Klage darauf zu beziehen, daß er erfült babe oder zur 
Erfüllung bereit jei, er fönne vielmehr abwarten, ob der Beflagte 
eine hierauf gerichtete Einrede entgegenjeße ?). 

Die Erfüllung des Vertrages ift von Demjenigen zu beweiſen, welcher 
behauptet, daß er den Vertrag erfüllt habe *). Dies gilt jelbit dann, wenn 
der Gegner anführt, es jeien von mehreren Xeijtungen nicht alle, oder 
bei Leiftungen aus einer Gattung nicht die gejchuldeten Beträge geleiſtet 


1) Man vergl. 8. 858 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 859 des BOB. und Annalen N. %. Bd.5 ©. 147 flg. und 
Bd. 8 ©. 4155. — Im Terte wird von ben Fällen abgefehen, in welchen die in der 
Natur des Bertrages liegende Reihenfolge ber Leiftungen durch befondere Verabredung, 
3. ®. bei dem ſ. g. Pränumerationskaufe und Creditfaufe, geändert worden ift. 

3) Dean vergl. 8. 860 des BGB.'s, Tommentar Bd. 2 ©. 128 fig. und Anna- 
len N. 5. Bd. 5 ©. 148 fig., Bd. 7 ©. 81. 

4) Dan vergl. 8. 861 des BGB.'s. 
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worden). Nur wenn der Gläubiger zwar den Empfang einer ge 
jchuldeten einzelnen Sache oder einer gejchuldeten Geſammtſache zu- 
geiteht, aber behauptet, e3 habe die einzelne Sache Mängel gehabt, 
oder es ſeien nicht alle zu der Gejammtjache gehörigen Stüde ge 
leiftet worden, trifft ihn der Beweis der Mangelbaftigfeit oder Un- 
vollftändigkeit der Leiſtung, vorausgejeßt, daß er vor oder bei der 
Leiſtung die Beſchaffenheit des geleiteten Gegenitandes unterjuchen 
fonnte und feinen Vorbehalt gemacht bat (ſ. g. exceptio non rite 
adimpleti contractus) ?). | 

Man kann nicht einfeitig von dem Bertrage abgehen und die 
Erfüllung verweigern, weil der andere Bertragichließende noch nicht 
erfüllt hat, oder die Umſtände, unter welchen der Vertrag geichloffen 
worden ift, fich geändert haben, ausgenommen, wenn eine bejondere 
Vereinbarung oder eine gejetliche Beitimmung dazu berechtigt *). 
Die Anfechtung eines Vertrages wegen Verlegung über oder unter 
der Hälfte ift ausgejchloffen *). 

Sit ein Vertrag nad jeinem Inhalte oder nach der aus ben 
Berbältnifien zu entnebmenden Abficht der Vertragichließenden darauf 
gerichtet, daß die Yeiftung zu einer bejtimmten Zeit, weder früber noch 
jpäter, oder bis zu einer bejtimmten Zeit, und nicht jpäter, erfolgen 
joll, jo giebt die Nichterfüllung des Vertrages zur bejtimmten Zeit 
oder bis zur bejtimmten Zeit dem anderen Bertragjchließenden das 
Recht, von dem Vertrage zurüdzutreten und das etwa Geleiitete zu— 
rüdzufordern; die Leiſtung kann nicht nachgeholt werden; die Beant- 
wortung der Frage aber, ob der VBertragichließende, welcher die Xeift- 
ung fordern fonnte, einen Anfpruch auf Schadenerjaß babe, hängt davon 
ab, ob er den anderen Bertragichließenden, joweit erforderlich, durch 
Anbieten der Gegenleiftung, in Verzug geſetzt bat, oder nicht). 


1) Man vergl. 8. 862 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 863 des BOB.s, Commentar Bd. 2 S. 129 und Annalen 
N. F. Bd. 5 ©. 451. 

3) Man vergl. 8. 864 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 864 des BOB. — Was nad gemeinem Rechte unter bie 
j. g. laesio enormis fällt, giebt nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche nur in Verbindung 
mit Irrthum oder Täufchung einen Grund zur Anfechtung des Bertrages. 

5) Man vergl. $. 865 des BOB.s, Commentar a. a. D. und Annalen N. F. 
Bd. 6 ©. 373, Bd. 7 ©. 235, ©. 345. — Der einfahfte Fall diefer Art ift nach- 
fiehender: A. foll dem B. am 1. Januar 1871, aber nicht früher oder fpäter, zehn 
Stüd Actien zu dem reife von 88% per Stüd liefern und B. hat vorläufig eine 
Anzahlung geleiftet. Liefert A. die Actien nicht am 1. Januar 1871, fo ift B. nicht 
verbunden, diefelben jpäter anzunehmen, vielmehr hat er das Recht, die Anzahlung 
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$. 312. 
XIU. Uebergang der Gefahr. 

Unter Gefahr einer Sacde (periculum rei) verjteht man den zu* 
fälligen Untergang und die zufällige Berjchlechterung einer dem Stüde 
nach beitimmten Sade'). Bei Berträgen, weldye auf. Veräußerung 
einer dem Stüde nach bejtimmten Sache (einer Species) gerichtet 
find, geht die Gefahr der Sache auf den Erwerber mit dem Zeit 
puncte der Perfection (des Abſchluſſes) des Vertrages über, jofern 
nicht bejondere Gründe, namentlich Berjchuldung und Verzug des 
Beräußerers, eine Ausnahme rechtfertigen ?), oder der Beräußerer die 
Gefahr der Sace vermöge Bertrages übernommen hat. Sollen 
Sachen aus einer Gattung überlafjen werden und bedürfen die ein- 
zelnen Sachen einer Ausſcheidung aus der Gattung durch Zuzählung, 
Zumeffung und Zumwiegung oder jonjt, jo trägt der Eriverber die 
Gefahr erit von Zeit der in Gemäßheit des Vertrages erfolgten Aus- 
Scheidung, bei Sachen, welche von einem anderen Orte zu überjenden 
find, unter den fonitigen Borausjeßungen von der Uebergabe an den 
Spediteur an . Der Erwerber ift, wenn die Sache nadı der Per— 
fection des Beräußerungsvertrages durch Zufall untergebt oder ver: 
jchlechtert wird, zur vertragsmäßigen Gegenleiltung ohne Minderung 
verpflichtet). Von der Zeit an, wo der Erwerber die Gefahr der 


zurüidzufordern. Einen Anfpruch auf die Coursdifferenz zwifchen dem PBreife von 88", 
per Stüd und dem Courſe am Yiefeninastage würde er nur dann haben, wenn er an 
diefem Tage dem A. den Kaufpreis angeboten und der letere die Actien nicht geliefert 
hätte. 

1) Dan vergl. über den Zufall oben $. 76 und über die Gefahr bei bedingten 
Beräußerungen oben ©. 113 

2) Man vergl. $. 866 des BGB.'s und oben S 474 und ©. 481. Das Bür- 
gerliche Geſetzbuch ftimmt in diefer Hinficht mit dem römischen Nechte überein (1. 35 
8. 4 D. de contrah. emt., 1. 51, 1. 56 D. de act. emt., 1. 11 D. de peric, et com- 
mod. rei vend.). Eine Aenderung diefer Sätze über die Gefahr würde mit dem prat- 
tifchen Leben in Widerfpruch treten, weil, wenn die Gefahr der veräußerten Sache bei 
dem Veräußerer verbleiben follte, die Haftung des letzteren für geringe Fahrläffigfeit 
(1.28. 1,1 3,1.11 D. de peric. et commod. rei vend, 1. 36, 1. 54 D. de act. 
emt.) ungerechtfertigt wäre, und wenn man anch dies ändern wollte, die Natur des 
Beräuferungsvertrages in fo fern ganz umgeftaltet werden würde, als der Moment 
der Perfection deffelben auf die Zeit der Uebergabe der veräußerten Sache verlegt wer 
den würde. Specielle Borfchriften über die Gefahr enthalten bei bedingten Verträgen 
$. 873, beim Kaufe $. 1091, beim Berlagsvertrage $$. 1144 bis 1148, beim Padıt- 
und Miethvertrage $. 1213, beim Dienftvertrage $. 1235, beim Berdingungsvertrage 
8. 1249, beim Trödelvertrage &. 1292. \ 

3) Man vergl. 88. 867, 1091 in Berbindung mit $. 204 des BGB.'s. 

4) Dan vergl. $$ 868, 1013 des BGEB.'s. 

“- * 


Berträge. 523 


Sade trägt, treffen ihn auch die Laſten der Sache, es gebühren ihm 
aber auch die Bortheile derfelben, welche außerdem dem Eigenthümer 
zukommen, insbejondere der Zuwachs, naürliche Früchte, welche zu 
jener Zeit noch nicht getrennt find, und bürgerliche Früchte, welche 
nach dieſer Zeit fällig werden '). 

Iſt der Gebrauch einer Sache gegen eine Gegenleiftung über: 
laffen oder jind Dienjte gegen eine Gegenleijtung verjprochen worden, 
und wird Demjenigen, welcder den Gebraud der Sache oder die 
Dienfte verjprochen hat, die Leiſtung unmöglich, jo wird der andere 
Vertragfchließende von der Gegenleiftung frei; kann Derjenige, welchem 
der Gebrauch der Sache oder die Dienfte verſprochen worden find, 
wegen eines in jeiner Perſon eingetretenen Zufalles, die Sache oder 
die Dienfte nicht gebrauchen, jo hat er deifenungeachtet die Gegen- 
leiftung zu entrichten ?). 

8. 313. 
XIV. Bedingte Verträge. 

Auf das oben in 88. 66 bis 70 über die Bedingung Gefagte 
Bezug nehmend, bemerke ich über die den Verträgen beigefügten Be- 
dingungen Nachitehendes: 

Eine Klage auf Erfüllung einer dem Bertrage beigefügten auf: 
jchiebenden Bedingung findet nicht jtatt’;. Eine Bedingung kann 
nicht auf das bloße Wollen des Schuldners gejtellt werden; dagegen 
fann ein Vertrag von einer Handlung des Schuldners abhängig ge 
macht werden, obſchon die Handlung von dejfen Willkür abbängt ®). 

Eine den Gejeben und den guten Sitten widerjtreitende Be- 
dingung ift diejenige, welche beigefügt wird, um eine den Geſetzen 
und den »guten Sitten twiderjtreitende Handlung zu „befördern ?). 
Diejen allgemeinen Sab führt das bürgerliche Gefetzouch ſo aus: 

Ein Verſprechen für den Fall, wenn der Verſprechende eine den 
Geſetzen oder den guten Sitten widerſtreitende Handlungvollbringt, iſt 
gültig; ein Verſprechen für den Fall, wenn der Verſprechende eine 
ſolche Handlung nicht verübt, oder wenn er ſeine Pflicht erfüllt, iſt 





1) Man vergl. 8. 869 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 870, 1196, 1239 des BOB. 

3) Man vergl. $. 871 Sat 3 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 876 des BGB.'s. Iſt das zur Bedingung gemachte Ereignif 
zur Zeit der Schliefung des Bertrags bereits eingetreten, fann es aber öfters eintreten, 
fo ift der wiederholte Eintritt des Ereigniffes nur erforderlich, wenn die Bertragfchlie- 
henden gewußt haben, daß es bereits eingetreten wäre ($. 882 des BGB.'s). 

5) Man vergl. 8. 109 des BEB.'s. 
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nichtig; ein Berfprechen unter der Bedingung, wenn Derjenige, welchem 
Etwas verjprochen wird, eine den Geſetzen oder den guten Gitten 
widerftreitende »Dandlung vollbringen oder ein beabjichtigtes Ver 
brechen nicht begehen werde, iſt nichtig; ein Verſprechen unter der 
Bedingung, wenn ein Bertragjchließender oder ein Dritter die Re 
ligion oder Confeſſion ändern oder nicht ändern werde, ift nichtig; 
it die Bedingung in diefen Fällen eine auflöjende, jo ift nur die 
Bedingung nichtig, ausgenommen wenn der Bertrag zu dem Zwecke 
gejchloffen worden ift, um eine den Gejegen oder den guten Sitten 
widerjtreitende Handlung zu befördern '). 

Kann oder will Derjenige, deſſen Handlung zur Bedingung 
eined Vertrages gemacht worden, ift, die Bedingung nicht erfüllen, 
jo ift die Bedingung als nicht eingetreten zu betrachten; die Erklärs 
ung, die Bedingung nicht erfüllen zu wollen, kann nicht widerrufen 
werden ?). 

8. 314. 
XV. Draufgeld und Reugeld. 


Wird bei einem Vertrage Etwas als Draufgeld, Handgeld, 
Angeld, Arrha gegeben), jo iſt im „Ziveifel anzunehmen, daß dies 
zum Zeichen des abgejchloffenen Bertrages erfolgt jei". Wird der 
Bertrag erfüllt, jo wird, jofern nicht etwas Anderes beitimmt worden 
oder üblich ift?), das Angeld in die Leiſtung des Gebers eingerechnet, 
oder von dem Empfänger zurüderjtattet‘). Das Angeld it auch zus 
rüdzuerjtatten, wenn der Bertrag mit beiderfeitiger Einwilligung der 
Bertragichließenden aufgelöjt oder von einem VBertragfchließenden 
einjeitig aus rechtmäßigen Gründen aufgehoben wird’). 

Kann der Vertrag wegen Verjchuldung des Gebers nicht erfüllt 
werden, jo verliert diefer das Angeld an den Empfänger; ver 
Ichuldet der Empfänger die Unmöglichkeit der Erfüllung des Ber: 

1) Man vergl. 8. 877 bie 880, 1540 bie 1544 des BGB.'s und Kommentar 
Bd. 2 ©. 136 fig. 

2) Man vergl. 8. 892 des BGB.'s. 

3) Zum Begriffe des Draufgeldes wird das Geben erfordert; es ift dieſes Merk⸗ 
maf dasjenige, durch welches ſich das Draufgeld von verwandten Inſtituten, nament- 
lich von den Nebenverträgen des Reugeldes, der Nechtsverwirfung (8. 1436) und ber 
Eonventionalftrafe ($. 1426) unterfcheidet. 

4) Dan vergl. 8. 893 des BGB. (S. g. arrha pacto perfecto data), 

5) Man vergl. 3. B. Gefindeordnung vom 10. Januar 1885 88. 17, 22, 

6) Man vergl. $. 894 Sat 1 des BOIB.E. 

7) Man vergl. $. 894 Sat 2 des BGB.'s. 
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trages, jo bat er dem Geber das Doppelte des Empfangenen zu 
leiften; in beiden Fällen ift die Ausführung der durch die verjchuldete 
Nichterfüllung des Vertrags verurjachten Schäden nicht ausgefchloffen; 
es ijt jedoch der Betrag des Angeldes auf das Entjchädigungs- 
quantum abzurechnen!). Sit vereinbart worden, daß der eine Ver— 
tragfchließende von dem Bertrage zurüdtreteten kann, wenn der 
andere nicht, oder nicht zur rechten Zeit erfüllt, jo iſt der eritere 
wenn er von dem Bertrage aus diefem Grunde zurüdtritt, nicht ver: 
pflichtet, das von dem leßteren erhaltene Angeld zurüczuerjtatten ?). 

St bei der Schliegung eines Vertrages Etivas als Reugeld oder 
Reubuße gegeben oder veriprochen worden, jo iſt der VBertragichließende, 
welcher die Reubuße gegeben oder verjprochen hat, berechtigt, von 
dem Bertrage mit Berluft des gegebenen oder mit der Zahlung des 
verjprochenen Reugeldes zurüdzutreten, ausgenommen, wenn er mit 
der Erfüllung de3 Vertrages den Anfang gemacht oder die Erfüllung 
von dem anderen Vertragichließenden angenommen hat?). Wird der 
Bertrag erfüllt, oder durch beiderfeitiges Einverftändniß aufgelöft, 
oder einjeitig aus rechtmäßigen Gründen aufgehoben, jo it das ge- 
gebene Reugeld zurüdzuerftatten und das VBerjprechen eines Reu— 
geldes als erledigt zu betrachten*). 

Fit ein Angeld in der Erwartung, daß ein Vertrag gejchlofjen 
werden wird, gegeben worden (arrha imperfecto pacto data), jo iſt 
dafjelbe zurüdzuerftatten, wenn der Vertrag geſchloſſen wird oder ohne 
Berichuldung des einen oder anderen Theils nicht zum Abjchluffe 
fommt; wird der Vertrag nicht gejchloffen, weil der Geber ſich 
weigert, jo behält der Empfänger das Angeld; weigert fich der 
Empfänger, jo bat er dafjelbe in doppeltem Betrage zurüdzugeben °). 





1) Man vergl. $. 895 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 896 des BGEB.'s, 1. 6 pr. D. de lege commiss, 

3) Dan vergl. $. 897 Sat 1 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 897 Sat 2 des BGB.'s 

5) Man vergl. $. 898 des BGB.'s. — Eine f. g. arrha pacto imperfecto data 
fann insbejondere bei bedingten Verträgen und bei Berfäufen aus einem genus vor- 
fommen. Freilich wird ſich in vielen Fällen nicht ermitteln laffen, welcher Bertrag- 
fchließende das AZuftandefommen des Bertrages verjchuldet habe, 3. B. wenn A. und 
B. darüber mit einander einverftanden find, daß der erftere das Grundftüd des leß- 
teren kaufsweiſe erhalten ſoll, die näheren Bedingungen aber erſt fünftig vereinbart 
werden jollen, und B. einen Preis fordert, welchen A. nicht geben will. In Fällen 
diefer Art wird die gegebene arrha, nach hergeftellter Gewißheit, daß der Vertrag 
nicht zu Stande kommt, mittelft der condictio ob causam datorum zurüdgefordert 
werben lönnen. 
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$. 315. . 
XVL Gewähr der Febler und Berbindlidhfeit wegen Ent 
währung. 


Gewähr der Fehler. 


Bei Verträgen, durch welche eine (unbewegliche oder beivegliche) 
Sache!) gegen eine Gegenleijtung veräußert wird ?), haftet der Ber: 
äußerer dem Erwerber dafür, daß die veräußerte Sache feine Fehler 
bat, und zwar jowohl dafür, daß diejelbe nicht an verborgenen 
Mängeln leidet, ald auch dafür, daß fie die Eigenjchaft bat, welche 
er verjprocen - hat)y. Die Haftpfliht für die Fehler der ver- 
äußerten Sacde jegt das Vorhandenjein der verborgenen Mängel 
oder das Nichtvorhandenjein der verjprochenen Eigenjchaften zur Zeit 
der Schließung des Vertrages, und wenn demjelben eine aufichiebende 
Bedingung beigefügt ift, zur Zeit des Eintrittes der Bedingung, und 
wenn Sachen veräußert worden find, welce duch Zuzählung, Zus 
mefjung, Zuwiegung oder ſonſt aus einer Gattung ausgejchieden 
werden, zur Zeit der erfolgten Ausfcheidung voraus ). Der Ber- 
äußererer haftet ohne Unterjchied, ob er das VBorhandenjein des ver- 
borgenen Mangels oder das Nichtvorhandenjein der verjprochenen 
Eigenſchaft gekannt hat oder nicht ?). 

"Als verborgener Mangel einer Sache gilt jede Abweichung von 
der regelmäßigen oder nach der Natur des Bertrages vorausgefegten 
Beichaffenheit derjelben, welche deren Werth oder Brauchbarkeit auf: 
bebt oder im nicht unerheblicher Weije mindert, und zwar ohne Unter: 
jchied, ob der Mangel ein dauernder oder vorübergehender it ®). 
Sit der Mangel jo offenfichtlih, daß er von einem „jeden bei An- 
wendung gewöhnlicher Aufmerkjamkeit bemerkt werden kann, fo gilt 
er nicht als ein verborgener”). Auch haftet der VBeräußerer nicht für 


1) Nicht Forderungen (8. 971 des BGB.'s). 

2) Die hauptfächlichften Fälle find Kauf ($. 1092), Tauſch ($. 1138), Geben an 
Zahlungsftatt ($. 1100). Eine Zufammenftellung der faufs- und taufchähnlichen Ber- 
träge, bei weldyen Gewähr der Fehler vorfommen kann, wird im Commentar Bd. 2 
©. 144 gegeben. 

3) Dan vergl. $. 899 des BGB.'s. — Aus dem allg. d. Haudelsgeſetzbuche 
ichlagen hier ein die Art. 347 fig. 

4) Dan vergl. $. 900 des BGB.'s und Annalen N. F. Bd. 2 ©. 225. 

5) Man vergl. $. 901 des BGB.'s und über die Stellvertreter bei Beräuferungs- 
verträgen $. 846 des BGB.'s, ſowie oben S. 498 fig. 

6) Man vergl. $. 902 des BGB.'s. 

7) Man vergl. $. 903 des BOB, 1. 1 8. 6, L. 14 $. 10 D. de aed, ed. 


Berträge. 527 


Mängel, welche der Erwerber zur Zeit der Echliefung des Vertrages, 
der Verabredung der Bedingung oder der Ausjcheidung der Sachen 
aus einer Gattung gekannt bat, oder, jofern er Sacdverjtändiger 
ift, fie bat wahrnehmen müſſen; aber auch in dem leßteren Falle 
haftet der VBeräußerer, wenn er die Mängel gekannt und dem’ Er- 
twerber nicht angezeigt bat '\. Sind mebrere Sachen in folcher Zahl 
oder in einem folchen Umfange veräußert worden, daß eine Unter- 
fuchbung der einzelnen Sacen nicht tbunlich oder im Verkehre nicht 
üblich ift, jo ſchließt jelbit die Augenfälligkfeit der Mängel einzelner 
Stüde die Haftpflicht des Veräußerers rückſichtlich dieſer Stücke 
nicht aus ?). 

Die Haftpflicht für verjprochene Eigenjchaften der veräußerten 
Sache jet die Zuficherung bejtimmter Eigenschaften, fei es jolcher, 
für welche der Beräußerer vermöge des Gejeßes baftet, oder jolcher, 
bei welchen dies nicht der Fall ift, voraus; die Zuficherung kann fich 
auf das Nichtvorhandenfein gewiller Fehler oder auf das Vorhanden- 
fein gewiſſer Vorzüge beziehen’. Allgemeine Anpreifungen be: 
gründen nicht die Haftpflicht auf Grund einer Zulicherung *). Ein 
allgemeines Berjprechen, für alle Mängel haften zu wollen, ijt auf 
die oben angegebenen verborgenen Mängel zu bejchränfen; auch die 
Buficherung bejtimmter Vorzüge iſt im Zweifel nicht jo zu erklären, als 
ob die Vorzüge im böchiten Grade vorhanden jein müßten?) In 
der Veräußerung nach Proben oder Mujtern liegt das Berjprechen 
der probemäßigen oder den Muftern entjprechenden Eigenjchaft 9. 
Die Haftpflicht wegen verfprochener Eigenichaften ijt ausgejchloffen, 
wenn der Erwerber das Nichtvorbandenjein dieſer Eigenfchaften ge: 
fannt bat”). 

1) Man vergl. $. 904 des BOB!s. \ 

2) Dan vergl. $. 905 des BGB.'s und Art. 347 des allg. d. Handelsgeſetzbuchs. 

3) Dan vergl. $. 906 Sat 1 und 2 des BGB.'s. — Eine Zuficherung eine 
beftimmmten Eigenfchaft der Sache kann auch in dem Berlaufe der Sadıe zu einem be- 
ftimmten Zwede liegen. So beruht aufer Zweifel, daf der Berfäufer eines fchadhaften 
Gefäßes, aud) wenn er die Schadhaftigkeit nicht gefannt hat, zum Erjate des Schadens 
verbunden ijt, welchen der Käufer durd) die Schadhaftigleit des Gefähes erlitten hat. 
(l.6 8.4 D. de evict.) 

4) Man vergl. $. 906 Sat 3 des BGB..'s. 

5) Man vergl. $. 906 Sat 4 und 5 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 907 des BGB.'s und Annalen N. F. Bd. 1 ©. 478, Bd. 2 
©. 48 fig. und über die Beweislaft Bd. 1 ©. 207, Bd. 2 ©. 19, ©. 52, ©. 66, 
Br. 4 ©. 82, ©. 286. 

7) Dan vergl. $. 908 des BGB.'s. 
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$. 316. 
Fortſetzung. 


Hat die veräußerte Sache verborgene Mängel oder fehlen ihr 
verſprochene Eigenſchaften, ſo hat der Erwerber die Wahl zwiſchen 
der Aufhebung des Vertrages (actio redhibitoria, Wandelklage) und 
der Minderung feiner Gegenleijtung (actio quanti minoris, Minder 
ungsflage); hat der Erwerber die Wandelklage oder Minderungsflage 
angeftellt, und ift der Beräußerer von der Klage durch das Gericht 
benachrichtigt worden, jo kann die Wahl nicht mehr geändert werden '). 
Mehrere Erwerber derjelben Sache (nicht der ideellen Theile der: 
jelben) und mehrere Erben Eines Erwerbers können die Aufhebung 
des Vertrages nur zufammen, Minderung der Gegenleijtung aber 
jeder zu jeinem Antheile verlangen. Mehrere Beräußerer derjelben 
Sache (nicht der ideellen Theile derjelben) und mehrere Erben Eines 
Veräußerers können auf Aufhebung des Vertrages nur zufammen, 
auf Minderung der Gegenleijtung aber jeder zu feinem Antheile ver- 
klagt werden ?). 

Iſt eine Geſammtſache für einen Geſammtpreis oder für einen 
Preis nach einzelnen Stücken veräußert worden, und ſind einzelne 
Stücke fehlerhaft, ſo kann Aufhebung des ganzen Vertrages gefordert 
werden, wenn durch die Rückgabe der fehlerhaften Stücke das Weſen 
der Geſammtſache als ſolcher beeinträchtigt werden würde; Aufhebung 
des Vertrages rückſichtlich der einzelnen fehlerhaften Stücke hat ſtatt, 
wenn ein Preis für die einzelnen Stücke, nicht aber, wenn ein Ge— 
ſammtpreis beſtimmt worden it’). Sind mehrere einzelne Sachen 
für einen Gejammtpreis veräußert worden, und find einzelne Stüde 
fehlerhaft, jo kann blos wegen diejer Stüde Aufhebung des Vertrages 
verlangt werden; erhöht aber der gemeinjchaftliche Befi den Werth der 
mehreren veräußerten Sachen, 5. B. ein Zweigefpann, jo fann obne 


1) Dian vergl. $. 909 des BGB. — Der. Erwerber hat die Wahl zwifchen 
der actio redhibitoria nnd quanti minoris, ohne Unterfchied, ob die Fehler wejentliche 
oder unmefentliche find. — Ereipirt der Erwerber wegen fehler der Sache, jo gehört 
zur Begründung der Erception die beftimmte Erflärung, ob er Aufhebung des Ber- 
trages oder Minderung der Gegenleiftung verlangt. 

2) Man vergl. $. 910 des BEB.'s, 1. 5 bis 9, 1. 31 8. 10 D. de aed, ed. 
und Siebenhaar, Eorrealobligationen S. 105 flg- 

3) Man vergl. $. 915 des BOB. — Bereits die Motive bemerken zu dieſem $., 
daß, wenn eine Geſammtſache um einen Gejammtpreis veräußert worden ift, wegen 
Fehler einzelner Stüde nur Minderung des Gefammtpreijes gefordert werden faın. 
(Commentar Bd. 2 ©. 1583.) 
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Unterjchied, ob ein Gejammtpreis oder ein Preis für die einzelnen 
Sachen beftimmt worden ift, wegen fehlerhafter Bejchaffenheit einzelner 
Stüde die Aufhebung des Vertrages rüdjichtlich ſämmtlicher Sachen 
gefordert werden‘), Die Aufbebung des Bertrages wegen Fehler: 
baftigfeit der Hauptjache bat auch die Aufhebung des Vertrages, ſo— 
weit er fich auf Nebenjachen bezieht, zur Folge; wegen Fehlerbaftigfeit 
einer Nebenjahe kann nicht Aufhebung des VBertrages rüdjichtlich 
der Hauptfache verlangt werden *). 


8. 317. 
Fortſetzung. 


Der Zweck der actio redhibitoria iſt der, für beide Theile den 
Zuftand berzujtellen, wie er vor dem Vertrage gewejen ijt’). Der 
Erwerber bat die Sache in der Belchaffenheit, wie er fie erhalten, 
nebit Zuwachs, allen davon gezogenen Früchten und jonjtigem 
Gewinne *) zurüdzugeben, auch wegen der durd feine Verſchuldung 
nicht gezogenen Früchte und wegen von ihm oder feiner Familie ver- 
jchuldeter Verjchlechterung der Sache Erjag zu. leiten). Hat er die 
Sade mit Rechten Dritter belaftet, jo kann er Aufhebung des Ver- 
trages nur fordern, wenn er diefe Rechte bejeitigt ®). 

Der BVeräußerer hat die empfangene Gegenleiftung zurüdzugeben, 
die nothiwendigen oder üblichen oder mit feiner Einwilligung aufge- 
wendeten Bertragskojten zu erjtatten, den Eriverber von den durch den 
Vertrag übernommenen VBerbindlichkeiten, namentlih auch Dritten 
gegenüber, auf welche Forderungen durch Abtretung übergegangen 
jind, zu befreien, die Schäden, welche dem Erwerber aus der Fehler— 
baftigfeit der Sache entitanden find, zu erjeßen und die von dem 
Erwerber auf die Sache gemachten Bermwendungen, 3. B. auch die 
Transportkoften bei überjendeten Waaren, nach den VBorjchriften über 


1) Dan vergl. $. 916 des BGEB.'s. 

2) Man vergl. 8. 917 des BOB... 

3) Man vergl. $. 911 des BGB.'s. 

4) Als ein folcher Gewinn würde 3. 3. ee ein in der Sache gefundener Schaß, 
fo weit er dem Eigenthümer zufällt, zu vechuen fein. Hätte der Beräußerer wegen 
nicht rechtzeitiger Erfüllung des Beräuferungsvertrages dem Erwerber eine Conventio- 
nalftrafe bezahlt, fo würde auch diefe zurückzugeben fein. 

5) Man vergl. $. 912 Sat 1 des BGB.'s, 1. 21 $.2 in f, 1.23 8.9 D. de 
aed. ed. 

6) Man vergl. $. 912 Sat 2 des BEB.s 

Siebeuhaar, Privatrecht. 34 
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die Eigenthumsklage zu erjtatten y; beſteht die Gegenleiftung in 
Geld, jo hat er davon Zinfen zu fünf vom Hundert auf das Jahr, 
von Zeit des Empfanges an, zu bezahlen; bejteht jie in anderen 
Sachen, jo gelten für deren Rüdgabe die oben angegebenen Bor- 
jchriften über die Rüdgabe der veräußerten Sache; hat er die Sadıe 
mit Nechten Dritter belajtet, jo bat er dieje zu bejeitigen oder, wenn 
dies nicht möglich iſt, Schadenerjaß zu leiften; hat er Beriwendungen 
gemacht, jo gebührt auch ihm Erſatz nach den Vorjchriften über die 
Eigenthumsflage. 

Der Erwerber kann Aufhebung des Vertrages auch danı fordern, 
wenn er die Sache nicht zurüdgeben kann, weil fie in Folge ihrer 
Sehlerhaftigkeit oder durch Zufall untergegangen it; er giebt in 
diefem Falle nur zurüd, twas von der Sache noch vorhanden ift und 
eritattet die bis zum Untergange derjelben gezogenen und durch jeine 
Verſchuldung nicht gezogenen Früchte, während die Berbindlichkeiten 
des Beräußerers unvermindert fortbeiteben. Kann er die Sache nicht 
zurüdgeben, weil er über fie verfügt hat, und fie fich deshalb nicht 
wieder verjchaffen kann, oder weil fie durch Umgejtaltung eine andere 
geworden, oder durch jeine Verſchuldung untergegangen ift, jo fann 
er nicht Aufhebung des Vertrages, jondern nır Minderung der Ge 
genleiftung verlangen. Die Aufhebung des Vertrages ift jedoch bei 
der Umgeitaltung zuläſſig, wenn fich erjt bei dieſer die Fehlerhaftig— 
feit der Sache ergeben hat?). 


$. 318. 
Fortſetzung. 


Die actio quanti minoris hat den Zweck, daß der Veräußerer 
dem Erwerber jo viel von der Gegenleiſtung erlaſſen oder fo viel 
erjegen joll, als die veräußerte Sache wegen ihrer Fehlerhaftigkeit 
zur Zeit der Schließung des Vertrages weniger werth geweſen ift, 
als die Gegenleiftung beträgt oder zu diefer Zeit werth geweſen ijt®). 
Minderung der Gegenleiftung kann wegen verjchiedener Fehler mebr- 


1) Dan vergl. 8. 913 des BGB.'s und über die Frage, ob der Beräußerer aud) 
von der noxae deditio Gebrauch machen könne, Commentar Bd. 2 S. 152, 

2) Man vergl. $. 918 des BGB.'s. 

3) Dan vergl. $. 919 des BGEB.'s. — Daß es ſich nur um den Unter 
ſchied des Werthes der Sache mit den Fehlem zu dem Werthe derfelben ohne dieſe 
Fehler (um eine Differenzbere[hnung), nicht um eine Berechnung des BVerhältniffes der 
Segenleiftung zu dem Werthe der Sache mit den Fehlern und ohne diefe Fehler (um 
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mals verlangt werden, jo lange nicht der Vertrag wegen eines 
Fehlers aufgehoben worden ift‘). it eine Minderung der Gegen- 
leitung nicht möglich, weil der Werth der Sache, ihrer Fehlerhaftigkeit 
ungeachtet, den Betrag der Gegenleiftung erreicht oder überfteigt, jo 
fann der Erwerber deijenungeachtet Aufhebung des Bertrages ver- 
langen ?), | 

Hat der Veräußerer zur Zeit der Schließung des Vertrages die 
verborgenen Mängel der Sache gekannt, oder find‘ verfprochene 
Eigenſchaften nicht vorhanden, jo kann der Erwerber neben der Auf 
hebung des Bertrages oder der Minderung der Gegenleiftung, oder 
auch ohne das eine oder das andere, Erjaß der Schäden mit Ein- 
ſchluß des entzogenen Gewinnes fordern ?). 

Die actio redhibitoria und die actio quanti minoris verjähren 
bei beweglichen Sachen in ſechs Monaten, bei unbeweglichen in Einem 
Jahre*). Beide Friften find von der Zeit an zu berechnen, wo der 
Erwerber die fehlerhafte Sache in Empfang genommen hat). Dieje 
Verjährung findet nicht jtatt, wenn der Veräußerer zur Zeit der 
Schließung des Vertrages von den verborgenen Mängeln Kenntniß 
gehabt und diejelben dem Erwerber nicht angezeigt, oder wenn er 
Eigenſchaften verjprochen hat, welche nicht vorbanden find ®). 

$. 319. 
Fortſetzung. 

Werden Thiere gegen eine Gegenleiſtung veräußert, ſo ſind ver— 
borgene Krankheiten derſelben, welche ihren Werth oder ihre Brauch— 
barkeit aufheben, oder in nicht unerheblicher Weiſe mindern, als 
Mängel zu betrachten, für welche der Veräußerer zu haften hat —2 
eine Proportionsrechnung) handelt, wird im Commentar Bd. 2 ©. 155 ausgeführt 
Nach römischen Rechte (1. 18, 1.19 $. 6, 1.38 D. de aed. ed.) fcheint ebenfalls das 
Differenzprincip gegolten zu haben. 

1) Dan vergl. 8. 920 des BOB.'. 

2) Man vergl. $. 921 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 922 des BOB.F. 

4) Man vergl. $. 923 Sat 1 des BEBes. — Mit der Klage verjährt auch bie 
Erception (man vergl. oben $. 92). 

5) Man vergl. $. 923 Sat 2 des BOB... 

6) Man vergl. $. 923 Sat 3 des BGB.'s. 

7) Man vergl. 8. 924 des BGEB.'s. — Die Zuficherung von Eigenfchaften ift 
bei Thieren, wie die Zuficherung von Eigenſchaften bei Sachen zu beurtheilen. — Auch 
im Uebrigen gelten, ſoweit nicht etwas Anderes befkmmt ift, die Vorfchriften über 


die Gewähr der Fehler. 
34 * 
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Zur Erleichterung des Beweijes, daß das veräußerte Thier bereits 
zur Zeit der Schließung des Bertrages frank geweſen fei, ftelt das 
bürgerliche Gejegbud) mehrere Bermuthungen auf. Erkrankt oder fällt 
das Thier innerhalb vierundzwanzig Stunden nach der Schlieung 
des Vertrages, jo wird vermutbet, daß es ſchon zu jenem Zeitpuncte 
krank gewejen jei'). Eine gleiche Vermuthung tritt ein, wenn ſich 
bei Pferden, Eſeln, Maulthieren und Maulejeln wahre Stätigkeit 
innerhalb fünf Tagen, verdäcdtige Druje, Rotz, Wurm, Räude, 
Dämpfigkeit oder Herzichlägigkeit, Hartſchnaufigkeit oder Kehlkopf— 
pfeife oder pfeifender Dampf, Dummfoller und jchwarzer Staar 
innerhalb fünfzehn Tagen, Mondblindheit innerhalb fünfzig Tagen, 
beim Rindvieh die Perlſucht oder Franzoſenkrankheit innerhalb fünfzig 
Tagen, Xungen- und Xebertuberfeln oder Lungen- und Xeberfäule 
und Lungenjeuche innerhalb dreißig Tagen, die Näude innerhalb 
fünfzehn Tagen, bei Schtweinen die Finnen, Zungentuberfeln und 
Lungenwurmkrankheit innerhalb dreißig Tagen, bei Schafen und 
Biegen die Poden innerhalb zehn Tagen, die Räude innerhalb 
fünfzehn Tagen, die Lungenwurm- und Egelwurmkrankheit innerbalb 
dreißig Tagen zeigt”). Bei den angegebenen Thiergattungen kann 
wegen der aufgeführten Krankheiten blos Aufhebung des Vertrages 
gefordert werden; nur, wenn die Krankheit ſich erjt bei ausge 
ſchlachtetem Viehe gefunden bat und der Verkauf des Fleifches nur 
zum Theil polizeilich verboten ift, Fann auch Minderung der Gegen: 
leiftung verlangt werden. Wegen anderer, als der erwähnten Febler 
tritt bei Pferden und beim Rindvieh eine Haftpflicht des Veräußerers 
nur ein, wenn er den Fehler gekannt und dem Erwerber nicht ange: 
zeigt oder dejjen Nichtvorbandenfein verjprocden hat ?). 

Wird der. Bertrag aufgehoben, jo kann der Erwerber Vergütung 
der Fütterungsfoften, welche er auf das Thier verwendet bat, ver- 
langen; der Veräußerer iſt jedoch berechtigt, den Vortheil des Ge- 
brauch des Thieres, wenn, und joweit ein folder ftattgefunden bat, 
aufzurechnen ). Sind WMuttertbiere mit ihren Jungen veräußert 
worden, jo tritt, jofern nicht etwas Anderes nachgewieſen werden 

1) Man vergl. $. 925 des BGB.'s. 


2) Dan vergl. 8. 926 des BGEB.'s und über die Beamtenorganifation in der 
Thierarzneitunde Gefeg vom 14. December 1858, 


3) Man vergl. $. 927 des BGB.'s. 
4) Dan vergl. $. 928 des BOB.'F. 
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kann, wegen der verborgenen Krankheiten der leßteren eine Gewähr: 
leiftung nicht ein). 


$. 320. 
Berbindlichfeit wegen Entwährung.’ 


Iſt eine Cache gegen eine Gegenleiftung veräußert worden und 
wird die Sache oder ein (phhfiicher oder ideeller) Theil derjelben, 
oder ein mit ihr verbumdenes Recht, oder die Freiheit der Sache 
von Rechten Dritter an derjelben, dem Eriverber aus einem vor der 
Schliefung des Veriußerungsvertrages vorhandenen Grunde von 
einem Dritten entwäbrt (evincirt), jo ift der VBeräußerer dafür zu haften 
verbunden?). Dafjelbe gilt, wenn ein Recht an einer Sache oder eine 
Forderung gegen eine Gegenleiftung veräußert worden ift, und jenes 
oder dieſe aus einem Grunde der angegebenen Art ganz oder theil- 
weije entwährt wird’). 

Zur Entwährung einer Sache (Eviction) gehört, daß der Erwerber 
diejelbe ganz oder theilweiſe, oder mit ihr verbundene Nechte, oder ihre 
Freiheit von Rechten Dritter in Folge eines in einem NRechtsitreite 
mit einem Dritten ergangenen richterlichen Urtheiles aufgeben muß, 
ohne Unterfchied, ob er als Bellagter oder al3 Kläger aufgetreten 
iſt). Abftreitung duch Befigflage gilt nicht als Entwährung°). 





1) Man vergl. $. 929 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 930 Sat 1, 1092, 1413 Sat 1 des BGB.'s. — Liegt der 
Grund der Entwährung nach der Scliefung des Bertrages, jo ift der Anſpruch des 
Erwerbers aus dem Gefichtspuncte einer den Veräußerer zur Entſchädigung verpflic)- 
tenden Bertragsverleßung zu beurtheilen. (Man vergl. Motive im Kommentar Bd. 2 
S. 159.) — Uebrigens liegt in dem Begriffe der Entwährung, daß eine Sache nur 
erft nach deren Uebergabe an den Erwerber entwährt werden kann. 

3) Man vergl. 88. 930 Sat 2, 971 des BGB.'s und Annalen N. F. Bd. 3 
©. 484. 

4) Man vergl. 8. 931 Say 1 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 931 Satz 2 des BOX. — Die actio publiciana in rem 
ift nicht eine Beſitzllage. Im Terte find die Worte „als Entwährung“ zu premiren. 
Wäre nämlich dem Erwerber der Befits der tradirten Sache aus einem vor der Tra- 
dition liegenden Grunde abgeftritten worden, fo würde der Veräußerer nur etwa ex 
dolo fchadenerfaßpflichtig fein. Namentlich bedürfte es nicht einer Streitverfündigung, 
weil, wenn fie felbft proceffualifch ftatthaft wäre, es fi nur um die Tradition han- 
deite. (1. 11 $. 13 D. de act. emt. vend. „Idem Neratius ait, venditorem in 
re tradenda debere praestare emtori, ut in lite de possessione superior sit; sed 
Julianus libro quinto decimo Digestorum probat, nee videri traditum, si superior 
in possessione emtor non sit; erit igitur ex emto actio, nisi hoc praestetur.“) 
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Hat der Dritte in einem Eigenthumsitreite gegen den Erwerber ob» 
geſiegt, jo ilt die Entwährung als gejchehen zu betrachten, wenn die 
Sahe in Folge rechtsfräftigen Urtbeiles dem Erwerber entzogen 
worden tft. In anderen Fällen gilt die Entwährung mit der Rechts— 
kraft des Urtheiles als gejchehen. Findet der Erwerber nach rechts- 
fräftigem Urtbeile den Dritten ab, jo kann er von dem Beräußerer 
nur fordern, was er dem Dritten gegeben bat’). 

Die Haftpflicht des VBeräußerers iſt dadurch bedingt, daß der 
Erwerber den Beräußerer von dem Rechtöftreite dur das Geridt, 
bei welchem der Rechtsitreit anhängig ift, von dieſem zu einer Zeit 
benachrichtigen läßt, wo es dem Veräußerer noch möglich it, dem Er- 
werber mit VBertheidigungsmitteln gegen den Dritten beizuitehen?). 
Dieje Streitverfündigung, welche auch im Erecutivproceffe zuläſſig 
ift ), kann unterbleiben, wenn der VBeräußerer das Recht des Dritten 
bei der Beräußerung gefannt und dem Erwerber nicht angezeigt, 
oder auf die Streitverfündigung Verzicht geleijtet hat, oder fich der 
jelben abſichtlich entzieht, oder aus eigenem Antriebe dem Rechts— 
ftreite beigetreten, oder der Aufenthalt des Veräußerers unbekannt ift, 
oder der Erwerber das Necht des Dritten dem Veräußerer gegenüber 
nachweiſen kann). Sind mehrere Veräußerer oder mehrere Erben 
Eines Veräußerers vorhanden, jo bat der Erwerber, wenn er ſie 
Jämmtlich wegen Entwährung in Anfpruch nehmen will, ihnen allen 
den Streit zu verfündigen °). 

Der Erwerber kann, jelbit wenn er den Nechtsftreit zeitig ver: 
fündigt bat, einen Ynfpruch wegen Entwährung nicht erheben, wenn 


1) Man vergl. 8. 932 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 933 Sat 1 des BGB.'s und über das Verfahren bei ber 
Streitverfünbigung erl. BO. ad tit. XIV. — Sind mehrere fncceffive Beräuferungen 
vorgelommen, fo muß Jeder feinem Auctor den Streit verfünbigen ; jeboch pflegt mar 
nach der (von mir nicht gebilligten) Praris nicht mehr, als zwei Streitverfündigungen zuzu- 
faffen. Die Streitverfündigung hat nur den Zweck, dem Beräußerer von dem Rechtsſtreite 
Anzeige zu machen, damit er dem Erwerber beiftehen kann. Sie erfolgt auf Koſten des Erwer⸗ 
bers; ein Streit über ihre Zuläſſigkeit ift überflüfftg; verweigert der Veräußerer ben 
Beitritt zu dem Nechtöftreite, fo ift nur zu erkennen, daß es bei der Streitverfündigung 
bewenbet. 

3) Man vergl. Annalen N. F. Bd. 4 ©. 387. 

4) Man vergl. $. 933 Sat 2 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 88. 934, 910 des BEGB.s und oben S. 528. (Die römtichen 
Geſetze, 1. 189 D. de verb. oblig., 1. 85 8. 5 D. eod., 1. 62 8. 1 D. de evict., 
beziehen fich auf die bei uns nicht mehr übliche stipulatio duplae,) 
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der Rechtsſtreit durch jeine Verſchuldung verloren gegangen iſt, 3. B. 
wenn er fich in conditione usucapiendi befunden und eine Unter: 
brechung der Erfigung veranlaft, oder wenn der Dritte durch einen 
ungerechten Richterjpruch obgefiegt hat, wegen deſſen der Richter auf 
Schadenerfag in Anjpruch genommen werden fann'). 
Der Entwährung durch richterliches Urtbeil ſteht es gleich, wenn 
a) der Erwerber freiwillig, oder durch Vergleich oder in Folge 
Ichiedsrichterlihen Spruches die Sache oder ein Recht an der 
Sache aufgiebt oder ein Recht eines Dritten an der Sache aner- 
fennt, und der Beräußerer dazu feine Einwilligung ertheilt ?), 
b) der Erwerber Erbe des Dritten, welcher entwähren konnte, oder 
der Dritte Erbe des Erwerbers wird und das Recht, vermöge 
deſſen eine Entwährung hätte erfolgen können, beiviefen wird ®), 
c) der Beräußerer die Haftpflicht wegen der Nechte Dritter durdy 
bejonderes BVBerjprechen übernommen oder zur Zeit der Schließ- 
ung des Vertrages das Recht Mes Dritten gelannt und dem 
Erwerber nicht angezeigt bat, und in dem einen oder anderen - 
Falle der Erwerber das Recht des Dritten freiwillig anerkennt 
und nachmweijt *). 


$. 321. 
Fortjegung. 

Eine theilweiſe Entwährung ijt diejenige, welche entweder nach 
einem ideellen Theile des Ganzen oder in Beziehung auf ein Recht an 
der Sache erfolgt. Dagegen enthält die Entwährung eines phofijchen 
Theil des Ganzen feine theilmeife Entwährung, jondern nur des 
Theiles, welcher entwährt wird. Auch ift in diefem Falle nicht das 
Ganze, jondern nur der phyſiſche Theil, als ein für fich beftehendes 
Ganze, zu jchäßen. 

Iſt der Gegenitand des Vertrages eine Gefammtjache und wird 
durch Entwährung einzelner dazu gehöriger Stüde das Weſen der 
Gejammtjache, als jolcher, beeinträchtigt, jo kann der Erwerber gegen 
Rüdgabe der nicht entwährten Stüde den Veräußerer wegen Ent: 


1) Man vergl. $. 935 in Verbindung mit $. 1506 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 936 des BOB!E, 

3) Man vergl. $. 937 des BGB.'s und Eommentar Bd. 2 &. 162. — Wäre 
der Veräußerer Erbe des Dritten oder letsterer Erbe des erfteren geworden, fo würde 
der Erwerber die exceptio rei venditae et traditae haben. 

4) Man vergl, $. 938 des BGB.'s. 
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währung der ganzen Gejammtjache in Anſpruch nehmen‘). Sind 
mehrere einzelne Sachen um einen Gejanmtpreis oder um einen 
Preis nach den einzelnen Stüden veräußert worden und erhöht ihr 
gemeinfchaftlicher Belig ihren Werth, jo kann der Erwerber, wenn 
einzelne Stüde entwährt werden, die übrigen Stüde dem Veräußerer 
zurüdgeben und dieſen in Anjprud nehmen, wie wenn ſämmtliche 
Stüde entwwährt worden wären ?). 


8. 322. 
Fortſetzung. 


Wird der ganze Vertragsgegenſtand abgeſtritten (entwährt, evin— 
cirt), ſo kann der Erwerber den Werth, welchen der Gegenſtand zur 
Zeit der Entwährung gehabt hat, alſo, wenn der Werth in der 
Zwiſchenzeit zwiſchen der Schließung des Vertrages und der Entwäh— 
rung, z. B. wegen zufälliger Verſchlechterung des Gegenſtandes, ge— 
fallen, nur diejen geringeren ynd wenn der Werth geſtiegen iſt, den 
höheren Werth, ferner Erjaß der Schäden, welche er durch die Ent- 
währung erlitten bat, 3. B. unter den geeigneten Vorausſetzungen auch 
die Koften des Entwährungsitreites, jedoch alles dies nur unter Ab- 
rechnung der von dem entwährenden Dritten erjegten Berivendungen, 
fordern. Wird der Vertragsgegenftand theilweife entwährt, jo kann 
der Erwerber eine Summe, welcde dem Verhältniſſe des entwährten 
Theiles zu dem Werthe des Ganzen entjpricht, und Schadenerjat 
fordern’). Aber auch bei einer nur theilweijen Entwährung Fann 
der Erwerber Aufhebung des Vertrages, „ie bei der Gewähr der 
Fehler, verlangen, wenn anzunehmen ift, daß er, falls er die Ent- 
währung vorbergejeben hätte, den Vertrag nicht gejchlojien haben 
würde"). it die Entwährung noch nicht erfolgt, jteht fie aber bevor, 
jo kann der Erwerber, wenn der Veräußerer die noch rüdjtändige 
Gegenleijtung fordert, die legtere jo lange zurüdhalten, als nicht der 
Beräußerer die Gefahr der Entwährung abgemwendet, oder ibm des: 
halb Sicherheit geleijtet hat °). 

Wegen öffentlicher Abgaben trifft den Veräußerer feine Haft- 
pflicht, ausgenommen wenn er den Erwerber wegen derjelben wiſſent— 


2) Dan vergl. 88. 940, 916 bes BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 941 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 942 in Berbindung mit $$. 911 bis 914 des BGB.'s. 
5) Man vergl. $. 943 des BOB. 
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lih in Irrthum verjegt, oder fie dem Erwerber auf Befragen ver: 
ſchwiegen oder die Freiheit davon verjprochen bat’). Daſſelbe gilt 
wegen Grunddienftbarkeiten, ivelche ficb aus der äußeren Lage und 
Beichaffenheit des Grundftüds ergeben vder ortsüblich find ?). Auch 
fällt die Haftpflicht des Veräußerers weg, wein der Erwerber das 
Recht des Entwährenden zur Zeit der Schließung des Vertrages ge: 
fannt, ohne Unterjchied, ob er durch den Veräußerer oder ſonſt 
Kenntnig davon erlangt hat, oder eine Sache, als eine der Gefahr 
der Entwährung ausgejegte, veräußert worden ift; in allen diejen 
Fällen haftet der VBeräußerer dann, wenn er ſich dazu bejonders ver: 
pflichtet bat; das bloße Wiffen des Erwerbers, daß ein Dritter An— 
Iprüche zu haben bebauptet, ſchließt die Haftpflicht des Veräußerers 
nicht aus ®). 

Der Anfpruc wegen Entwährung verjährt in drei Jahren, von 
der Entwährung an, ausgenommen wenn der Veräußerer das Necht 
des Dritten gekannt und dem Erwerber nicht angezeigt, oder für 
die Entwährung zu baften verfprochen bat). 


$. 323. 
Gemeinſchaftliche Beitimmungen über die Gewähr der 
Fehler und die Verbindlichkeit wegen Entwährung. 


Die Gewähr der Fehler und die Verbindlichkeit wegen Entwährung 
beruhen auf verjchiedenen Gründen und verfolgen verichiedene Zwecke, 
wie fich insbejondere daraus ergiebt, daß die Gefahr der veräußerten 
Sache bei jener der Verähßerer, dagegen bei diefer der Erwerber 
trägt ). In Fällen des Jufammentreffens beider Nechtsmittel finden 
die oben in $. 85 entwidelten VBorfchriften Anwendung. 

Die Haftpflicht des Veräußerers für verborgene Mängel der 
veräußerten Sacde und für Entwährung kann durch Vereinbarung 


1) Man vergl. 8. 945 des BGOB.'s. — Ueber die Entwährung wegen der auf 
einem Grundſtücke haftenden Hypotheken vergl. Annalen N. %. Bd. 5 ©. 309 not. 26, 

2) Man vergl. 8. 945 des BOB. — Für andere Grunddienftbarkeiten haftet 
der Beräufßerer nad) $. 930 des BGB.'s. Ueber die Frage, ob der Veräußerer aud 
für Grunddienftbarkeiten haftet, welche von Dritten erjeffen worden find, wenn die Er- 
fitung während der Befitszeit des Veräußerers begonnen und erft während der Befit- 
zeit bes Erwerbers vollendet worden ift, vergl. Kommentar Bd. 2 ©. 165. 

3) Man vergl. $. 914 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 946 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 918, 941 des BGB.'s. 
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der Vertragfchließenden (im Boraus) ausgejchloffen werden; aber 
auch dann haftet der VBeräußerer für Täufchung (dolus) umd dieſe 
ift anzunehmen, wenn er den Mangel der Sache oder das Recht des 
Entwäbrenden gekannt, der Erwerber aber nicht darum gewußt bat '). 
Bei Beräußerung eines ganzen Vermögens oder eines ideellen Theiles 
eines ſolchen tritt die Haftpflicht für verborgene Mängel und für 
Entwährung einzelner Stüde nur im Falle befonderen Verſprechens oder 
der Täufchung ein? Bei VBeräußerungen ohne Gegenleiftung finden 
die Vorfchriften über Gewähr der Mängel und Entwährung nicht 
Anwendung; die Fälle der bejonderen Vereinbarung und der Täufc- 
ung find nad den allgemeinen Vorjchriften zu beurtbeilen ?). Bei 
Zwangsverjteigerungen hat der Eriverber wegen verborgener Mängel 
der Sache nicht Anſpruch auf Gewähr‘); der Erwerber hat fich bei 
Imwangsverfteigerungen im Falle einer Entwährung und bei anderen 
Arten der Öffentlichen Berfteigerungen wegen verborgener Mängel der 
Sache und wegen Entwährung blos an die Perfon zu balten, deren 
Sache veräußert worden ift®). 

Hat eine zum Fauftpfande gegebene Sache verborgene Mängel 
oder wird fie entwährt, jo ift der Verpfänder verpflichtet, ein anderes 
taugliches Pfand zu geben oder die Forderung ſofort zu erfüllen, 
für welche das Fauftpfand gegeben worden ijt‘). Wird eine ver- 
pfändete Sache von dem Fauftpfandgläubiger veräußert, jo kann der 
Erwerber wegen verborgener Mängel der Sache und deren Entwähr— 
ung nur den Pfandjchuldner in Anfpruch nehmen; es iſt jedoch der 
Prandgläubiger baftpflichtig, wenn er die Sache als die jeinige ”), 
oder als Fauftpfandgläubiger twiderrechtlich veräußert, oder gewußt bat, 
daß der entwährende Dritte ein befferes Recht hätte, als ihm oder 
dem Berpfänder zugeltanden bat). 


1) Man vergl. $. 947 in Berbindung mit $. 123 des BGB.'bs. 

2) Man vergl. $. 948, 2372 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 949 des BGB.'s, Zeitfchrift für Nechtspflege und Verwaltung 
N. F. Bd. 28 ©. 340 umd Annalen N. F. Bd. 2 ©. 221. 

4) Man vergl. 8. 950 Sat 1 des BGB.'s, erl. PO. ad tit. XXXIX 8. 11, 
Annalen R. F. Bd. 4 ©. 539. 

5) Man vergl. $. 950 Sat 2 in Verbindung mit 8. 315 des BOB.’ 

6) Man vergl. 8. 1446 des BGB.'s. 

7) Hat der Pfandgläubiger den Berpfänder namhaft gemacht, fo handelt er bei 
der Beräufierung als Beauftragter des Berpfänbers, welcher fich als folder zu erfeumen 
gegeben hat. ($. 788 bes BGB.'s.) 

8) Man vergl. 8. 951 des BGEB.'s, aud 1. 11 8.16 D. de act. emt. vend. — 
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Der Beräußerer kann fih von ſeiner Daftpflicht wegen Fehler 
der Sache nicht durch Nachlieferung einer fehlerfreien Sache und von 
der Verbindlichkeit wegen Entwährung nicht durch Wiederverſchaffung 
der entwährten Sache befreien '). 

Anm. Das bürgerliche Gefetsbuch hat die Borjchriften über die Gewähr ber 
Fehler uud die Berbindlichkeit wegen Entwährung nicht auf den Badıt- und Miethvertrag 


ausgedehnt. infchlagende Vorſchriften über diefes Schuldverhältnifi enthalten die 
&8, 1196 bis 1198 des BGB.'s. 


j Fünftes Gapitel. 
Yebergang der Forderungen anf andere Gläubiger im Altae- 
meinen und Abtretung der Forderungen insbefondere. 


8. 324. 
I. Uebergang der Forderungen auf andere Släubiger 
im Allgemeinen. 

Wenn von einem Uebergange der Forderungen auf einen anderen 
Gläubiger, als den urfprünglichen, die Rede tft, jo find damit die 
Fälle ausgefchloffen, in welchen nach dem oben in den 88. 300, 310 
Gejagten der Bertretene durch Verträge der Vertreter oder ein Dritter 
aus einen zwiſchen anderen Berfonen gejchloffenen Vertrage unmittel: 
bar Forderungen erwirbt. Aber es müſſen bier aud die Fälle aus- 
gejchieden werden, in welcden eine Forderung verpfändet oder die 
Hülfe in diefelbe volljtredt worden ift, weil der Pfandgläubiger und 
Derjenige, für welchen die Hülfe volljtredt worden ift, zwar Nechte 
an der Forderung, nicht aber die leßtere jelbft eriverben ?). 

Gründe des Ueberganges der Forderungen auf andere Glaubis 
ger find: | 

1) Erbrecht, Vermäctniß und Anwartichaft, 

2) Geſetz, 

3) richterliche Entjcheidung, und 

4) (freiwillige) Abtretung (Ceſſion). 

Soviel den Grund 


Wäre bei einer Hülfevollftvedung eine dem Schuldner nicht gehörige Sache abgepfän- 
det umb veratetiomirt worden, fo würde der Eigenthümer die Binbication nur mit 
ber Beichränfung im 8. 315 des BGB.’S haben, dagegen von dem Hülfsgläubiger 
Herausgabe des Auctiongerlöfes fordern können. 

1) Man vergl. 8. 952 des BGB.'s. . 

2) Man vergl. oben $. 247 und $8. 59, 60 des Erecutionsgefetses. Gin Leber- 
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3u 1) 
anlangt, ſo verjchiebe ich die Behandlung defjelben in das Erbredt'). 


Soviel den 
Zu 2) 

angegebenen Grund anlangt, jo kann das Gejeß den Uebergang der 
Forderung an gewiſſe thatjächliche Borausfegungen entweder in der 
Weiſe fnüpfen, daß mit deren Eintritte die Forderung ohne Weiteres 
als auf einen anderen Gläubiger übergegangen betradhtet, oder 
in der Weiſe, daß bei dem Borbandenfein der thatjächlichen 
VBorausfegungen Derjenige, welcher eine Forderung erworben bat, 
für verpflichtet angefchen wird, die Forderung als einer anderen Berion zu- 
jtändig anzuerkennen (j. g. notbivendige Abtretung oder cessio ne- 
cessaria). Beijpiele der erjteren Art find die allgemeine Güterge 
meinfchaft unter Ehegatten?) und die Geſellſchaft, welche das ganze 
gegenwärtige und Fünftige Vermögen der Gejfellichafter zum Gegen: 
itande bat’). Ein bejonderer Fall des gejeglichen Leberganges der 
Forderung auf einen anderen Gläubiger ift auch der, wenn ein Gläu— 
biger von einem Dritten an der Stelle des Schuldners befriedigt 
wird und der Dritte ſich vor oder bei der Befriedigung die Abtretung 
der Forderungen ausbedungen bat, indem in dieſem Falle die For: 
derung mit der Befriedigung des Gläubigers ohne Weiteres als auf 
den Dritten übergegangen betrachtet wird *). Als Fälle der letzte— 
ren Art führt das bürgerliche Geſetzbuch nachſtehende auf: 

a) den ‚all, wo ein Stellvertreter eine Forderung zwar für fic, 


gang der Forderung auf einen anderen Gläubiger läßt fich hier nur bei der Forderung 
denfen, für welche eine Forderung verpfändet oder wegen deren die Hülfe vollftredt 
worden ift. 

1) Borläufig verweife ich auf $$. 2281, 2287, 2312 Sat 1, 2347, 2477 bis 
2481, 2503 bis 2507 des BEB.'s. Auch von der Beräuferung einer Erbichaft, ſoweit 
in derfelben eine Abtretung von Forderungen liegt ($. 2379 des BGB.s), wird erſt 
in dem Erbrechte gehandelt werden. 

2) Man vergl. oben ©. 211. 

3) Man vergl. $. 1389 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 955 des BGOB.'s. — Der Grund des Ueberganges der For— 
derung auf den Zahler liegt hier in dem Cinverftändniffe, welches der Gläubiger da— 
durch zu erkennen giebt, daß er die Zahlung ohne Widerſpruch annimmt. — lieber 
das j. g. benefieium cedendarum actionum vergl. Annalen N. F. Bd. 6 S. 114 
fig. — Die Frage, ob, wenn für die fremde Schuld ein Bürge haftet, auch die For 
derung wider den Bürgen auf den Dritten ftillfchweigend mit übergegangen feir 
ift zu verneinen. 
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aber in der Abficht erwirbt, daß fie dem Vertretenen gehören 

jol'); 

b) den Fall, wo ein Stellvertreter mit den Mitteln des Vertretenen, 
3. B. ein Beauftragter mit den Geldern jeines Auftraggebers, 
ein Bormund mit den Geldern jeines Mündels, ein Cajjenbe- 
amter mit den ihm anvertrauten Geldern, eine Forderung nicht 
für den Vertretenen, jondern für jich erivirbt?); 

e) den Fall, wo eine Sache veräußert worden ift und der Veräußerer 
eine die Sache betreffende Forderung bat, welche als in der 
Beräußerung mit begriffen anzujehen ijt?); 

d) den Fall, wo der Schuldner außer Stande it, die gejchuldete 
Sade zu leijten, jedoch eine auf Erlangung diejer Sace gerich- 
tete Forderung bat*); endlich 

e) den Fall, wo Jemand Schadenerfag wegen einer Sache zu leijten 
bat, und Demjenigen, welchem er Schadenerjaß leitet, eine auf 
Erlangung der Sache oder auf Schadenerjaß gerichtete Klage 
gegen einen Dritten zujtebt®). 

In allen diejen Fällen ift der Gläubiger verbunden, die Forder— 
ung als auf den Anderen übergegangen oder als diejem zujtändig 
oder abgetreten zu betrachten und den neuen Gläubiger dem Schuldner 
gegenüber zur Sache zu rechtfertigen (zu legitimiren) ®). 

Das Verhältnig Desjenigen, welcher ein Recht auf die j. g. 
nothiwendige Abtretung bat, dem Schuldner gegenüber, iſt nach den 
Borjchriften über die freiwillige Abtretung zu beurtheilen. Eine Eigen- 
thümlichfeit der j. g. cessio necessaria ift, daß Derjenige, welchem 
die Forderung freiwillig abgetreten wird, ohne Unterjchied der Zeit, 
wo jie erfolgt ift, Demjenigen nachjteht, welcher ein Recht auf die 
nothwendige Abtretung hat. 


1) Dan vergl. $$. 957, 1310 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 958 des BGB.'s und Annalen N. 5. Bd. 6 S. 125 fig. 

3) Dan vergl. $. 959 des BEB.'s. — Ein hierher gehöriger Fall würde z. B. 
fein, wenn der Beräußerer einen Schadenerjaganfprucd wegen Beichädigung der ver- 
äußerten Sache an einen Dritten hätte. 

4) Dan vergl. $$. 960, 296, 306, 1010 des BGB. o. 

5) Man vergl. 88. 961, 304, 306 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 962 Sag 2, 974 des BGB.'s. — Das bürgerliche Gejeßbud), 
welches infoweit mit dem römiſchen Rechte übereinftiimmt, erwähnt nicht die Fälle, 
welche in der 1, 27 in f., l. 28, 1, 63 D. de proc., I, 79 D. de verb. oblig., I. 18 
8.16 D. de damno inf, 1.5 D. de praet. stipul. aufgeführt werden. Inſoweit 
nicht einer der oben in $.310 angegebenen Gefichtspuncte eintritt, wird man einen unmit- 
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Soviel den 
3u 3) 
aufgeführten Grund betrifft, jo kann eine richterliche Entjcheidung die 
Abtretung (den Uebergang) der Forderung in einem Nechtsjtreite 
zwischen Mebreren über die Forderung, 3. B. unter mehreren Gejiio- 
naren, in einem Theilungsverfabren oder im Hülfsverfahren aus- 
jprechen '). 
Soviel endlich den 
Zu 4) 
erwähnten Grund betrifft, jo iſt derjelbe von ſolcher Wichtigkeit, daß 
ibm ein bejonderer Abjchnitt gewidinet werden muß. 


8. 325. 
II. Abtretung der Forderungen. 
Begriff der Abtretung der Forderungen. 

Wenn Eörperliche Sachen von dem Eigenthümer durch deſſen 
Willen auf Andere übertragen werden können, jo muß es auch mög— 
lich jein, daß. ein Gläubiger die Forderung, welche er auf eine vom 
Rechte anerkannte Weiſe erworben bat, joweit e3 deren Natur 
zuläßt, auf einen anderen Gläubiger überträgt (Abtretung der For- 
derung, Gejlion). Während nun zu dem Uebergange des Eigenthums 
an förperlichen Sachen Uebergabe derjelben erfordert wird, feblt es 
bei der Forderung, von den ſ. g. Inhaberpapieren abgejehen, an 
einem in die Äußeren Sinne fallenden Gegenjtande, durch deſſen 
Uebergabe die Forderung auf einen Anderen übertragen werden könnte, 
und es vertritt hier der übereinjtimmende Wille des Gläubigers und 
Desjenigen, welcher der neue Gläubiger werden joll (der Eonjens), 
die Uebergabe, durch melde das Eigenthum an körperlichen Sachen 
von dem Eigenthümer einem Anderen überlajjen wird?) Da jedoch 
der Wille, die Forderung zu Übertragen, nur dann erkannt werden 


telbaren Uebergang der Forderung in diefen Fällen nicht annehmen, jedoch unter 
den fonftigen Borausfegungen dur Iuhibitionen auch dann heffen Lönnen, wenn eine 
Gefahr des BVerluftes der Forderung nicht nachgewiefen worden ift. — Daß die Gläu- 
biger des Gläubigers, welcher vermöge Geſetzes zur Abtretung verbunden ift, nicht bie 
Hülfe in die (fremde) Forderung volljtreden laffen können, die Forderung auch nicht 
zum Goncurje des Gläubigers gezogen werden barf, verfteht fi) von felbft (man 
vergl. Archiv für Wechfelrecht und Handelsrecht N. F. Bd. 2 ©. 7). 

1) Man vergl. $. 956 des BGEB.s. und namentlich über die Ueberweiſung ber 
Forderung, in welche die Hilfe vollftredt worden ift, Commentar Bd. 2 ©. 171. 

2) Dean vergl. $. 962 Satz 2 des BEB.'E und Zeitfchrift für Rechtspflege und 
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fann, wenn ein Grund vorhanden ijt, aus welchen der Gläubiger 
die Forderung übertragen will, jo wird bei der Abtretung der 
Forderung ein Grund derjelben (j. g. causa cessionis) erfordert, je- 
doch, wie bei der Uebergabe Eörperlicher Sachen’), nicht in dem 
Sinne, als ob zu dem Willen, die Forderung abzutreten, ein Grund 
binzutreten müßte und ohne diejen der Wille als nicht vorhanden zu 
betrachten wäre, jondern vielmehr in dem Sinne, daß der Wille, die 
Forderung abzutreten, durch dieſen Grund zum Ausdrude gebracht 
wird. Der gemwöhnlichjte Grund der Abtretung ijt der Verkauf der 
Forderung?). Indeſſen ijt Dies nicht der einzige; wie körperliche 
und andere unkörperlihe Sachen aus allen anderen Gründen 
auf einen Dritten übertragen werden fünnen, jo verhält es ſich aud 
mit der ‚Forderung, und es fann 3. B. die Forderung zur Ausitattung 
gegeben, gejchenft und an Zablungsjtatt überlafien werden ). 


$. 326. 

Fortſetzung. 

Wie in dem vorigen 8. bemerkt worden iſt, kommt die Abtretung - 
der Forderung durch den übereinjtimmenden Willen des Abtretenden, 
die Forderung auf den neuen Bläubiger zu übertragen, und des 
neuen Gläubigers, die Forderung zu haben, zu Stande. Auf Seiten 
des Abtretenden wird vorausgejegt, daß ihm Die Forderung, welche 
er abtritt, gehört, und er zur freien Verfügung über jein Vermögen 
und zu der Schließung des der Abtretung zu Grunde liegenden Rechts— 
gejchäfts berechtigt iſt)y. Bejondere Formen jind nur injoweit zu be- 


Berwaltung N. F. Bd. 28 ©. 289 fig. — Zu warnen ift vor einer Verwechſelung 
der Eeffion mit dem Indoſſament (Giro). Yebteres ift nur im Wechſelrechte denkbar 
und hat mit der Ceſſion Etwas nicht gemein (vergl. Archiv für Wechſelrecht und Han- 
delsredht Bd. 18 ©. 242 flg.). Wenn man im neuerer Zeit angefangen hat, ein Giro 
auch außerhalb des Wechſelrechts für gültig anzujehen, jo liegt darin etwas Weiteres 
wicht, als eine Interpretation der Abficht des Girirenden, welcher fich nur unrichtig 
ausgedrüdt hat. Ein Giro aber, welches als Ceffion aufrecht erhalten wird, ift eben 
bloß eine Ceſſion und kann nie ein Giro werden. 

1) Dan vergl. oben ©. 321 fig. 

2) So wird in der 1. 3, 1. 7,1.8 D,de hereditate vel act. vend. der Berfauf 
der Forderung als j. g. causa cessionis angegeben. 

3) Mau vergl. 8. 962 Say 2 des BOB. — Das bürgerliche Geſetzbuch ge- 
braucht den Ausdrud „Abtretung der Forderung“ für „Eeffion,“ ferner „zeitheriger 
oder abtretender Gläubiger oder Abtretender“ für „Eedent,“ weiter „newer Gläubiger“ 
für „Ceffionar,“ endlich) „Schuldner“ für „debitor cessus,* 

4) Man vergl. $. 963 Say 1 des BEB.'s. — Die Stellvertretung bei der Ab- 
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obachten, als das Rechtsgeſchäft, auf welchem ſie beruht, ſolche er— 
fordert)y. Mit welchem Zeitpunkte die Forderung als abgetreten 
gilt, richtet fich nach dem Nechtsgejchäfte, welches der Abtretung zu 
Grunde liegt?), Mit der Forderung find auch die Nebenrechte, welche 
zu ihrer Sicherheit dienen, 3. B. Bürgjchaften, Pfänder, oder ſonſt 
dazu gehören, 3. B. veriprochene Zinjen für die Zukunft, ohne Wei: 
teres al3 abgetreten zu betrachten, joweit nicht bei hypothekariſchen 
Forderungen eine bejondere VBorausjegung zu erfüllen it’). Wird 
eine theilbare Forderung Mehreren zu gleicher Zeit abgetreten, jo 
gilt fie als unter den mehreren neuen Gläubigern nach der Perjonen- 
zahl getheilt. Iſt mit der Forderung ein Pfandrecht, oder eine Hy— 
pothef verbunden, jo ift zwar die Forderung unter den neuen Gläu- 
bigern getheilt, das Pfandrecht oder die Hypothek erlöjcht aber nur, 
wenn die ganze Forderung bezahlt ijt ’). 

Die Abtretung der Forderung tft eine Veräußerung, deren Gegen- 
jtand die Forderung it. Das Berhältniß Dderjelben zu der j. g. 
causa cessionis ijt daſſelbe, wie das der Uebergabe der förperlichen 
Sachen zu der j. g. causa traditionis. Namentlich wird der, Usber- 
gang der Forderung von dem Abtretenden auf den neuen Gläubiger 
nicht Dadurch gehindert, Daß der erjtere jich in der causa cessionis 
geirrt hat). 
tretung hat nichts Befonderes. — Die Schenkung einer Forderung unter Ehegatten ift 
ungültig (oben $. 119), ebenfo die Eeffion der Ehefrau zur Sicherftellung eines Gläu- 
bigers des Ehemannes (oben $. 120). 

1) Man vergl. $. 963 Sat 2 des BGB.'s. — Eine befondere Form wirde 
3. B. bei der f. g. donatio immodica ($. 1056) erforderlich fein. 

2) Man vergl. $. 962 Sat 2 des BGB.'s. — So gilt, wenn eine Forderung 
verlauft wird, die Ceſſion erft mit der Bezahlung des Kaufpreifes als erfolgt; es wird 
aber Zahlung oder Stundung des Kaufpreifes zu dem Uebergauge der Forderung, wenn 
der Berfäufer, ohne Zahlung erhalten zu haben, cedirt hat, nicht erfordert ($. 1094 
des BGB.'s). 

3) Man vergl. 8. 954 in Berbindung mit 88. 437 bis 449 des BGB. — 
Der Uebergang der Nebenredhte auf den neuen Gläubiger mit der Abtretung der For- 
derung ift nicht jelbft als eine Abtretung zu betrachten, indem er ſich von der letzteren 
injofern wejentlich unterfcheidet, als von einer Haftung des Abtretenden für die Neben- 
rechte nicht die Rede fein Faun. — Hatte fich der neue Gläubiger für die abgetretene 
Forderung verbürgt oder hatte er Pfänder für diefelbe beftellt, jo ift feine Bürgſchaft 
oder das von ihm beftellte Pfand als erloſchen zu betrachten. Ueber die Umfchreibung 
der Hypothek vergl. oben ©. 394. 

4) Man vergl. oben ©. 374 fig. 

5) Dan vergl. oben S. 96. — Natürlich erwirbt der neue Gläubiger die For- 
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Die Einwilligung des Schuldners ift zur Abtretung nicht erfor- 
derlich "), weil derjelbe, wenn er Etwas nicht ſchuldig ift, durch die 
Abtretung nicht verpflichtet wird, und, wenn die Schuld bejteht, durch 
die Abtretung in der Sadıe etwas Weiteres nicht geändert wird, als 
daß die Erfüllung an den neuen Gläubiger geicheben muß, während 
der Schuldner dur die Erfüllung an diejen auch dem Abtretenden 
gegenüber von feiner Schuld befreit wird. Der Mangel jeden In— 
tereiies des Schuldners an der Abtretung der Forderung tft auch der 
Grund, warum jelbjt das Verjprechen des Gläubigers, die Forderung 
nicht abzutreten, wenigitens in der Negel unverbindlich ijt?), und 
warım der Schuldner gegen die Klage des neuen Gläubigers mit der 
Einrede, e3 jei die Forderung nur zum Scheine abgetreten worden, 
nicht gehört werden kann ?). 

Der Eejlionar erwirbt nur das Recht, die abgetretene Forderung, 
mit Ausjchluß des Gedenten, geltend zu machen, nicht aber eine 
jelbjtändige Forderung wider den Schuldner, ausgenommen, wenn 
der letztere den Ceſſionar, fei es durch Anerkenntnißvertrag, oder durch 
das Verſprechen der Erfüllung an denfelben, als jeinen Gläubiger 
anerkannt hat, indem in diefem Falle die Forderung des Cedenten 
an den debitor cessus aufgehoben wird und an deren Stelle eine 
neue Forderung des Gejlionar an den debitor cessus tritt ®). 


$. 327. 
Forderungen, welche abgetreten werden können. 
ALS Regel gilt, daß alle Forderungen, fällige und nicht fällige, 


derung nicht wider feinen Willen. Aber die Abtretung fommt häufig durch Handlun- 
gen des Abtretenden zu Stande, welche eine einfeitige Verfügung deffelben über fein 
Bermögen enthalten, 3. B. bei Hypothelen durch den Antrag des Kupothefariichen 
Gläubigers, die Hypothet auf den neuen Gläubiger umzufchreiben. Zu der Gültigfeit 
diefer Handlungen bedarf es natürlich nicht der Concurrenz des neuen Gläubigerd. — 
Ueber Bedingungen und Zeitbeſtimmungen bei der Abtretung der Forderungen vergl. 
Zeitichrift für Nechtspflege und Berwaltung a. a. O. ©. 314 fig. 

1) Dan vergl. $. 963 Sat 3 des BOB!E. 

2) Man vergl. 8. 792 des BGB.'s und oben S. 502 not. 6, 

3) Dan vergl. Annalen RN. F. Bd. 3 ©. 431. — Nur dann würde ter Schuldner 
mit diejer Einrede zu hören fein, wenn er damit die Behauptung verbände, er wäre 
zu einer- Aufrechnung mit Forderungen berechtigt, welche er au den Abtretenden nach 
dem im $. 975 Sab 2 des BGB.’ angegebenen Zeitpuncte erlangt hätte. 

4) Man vergl. $. 1002 des BOB. und Zeitjchrift für Rechtspflege uud Ber- 
waltung a. a. D. ©. 304 fig. 
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bedingte und unbedingte, bejtimmte und wahlweiſe (alternative), ab» 
getreten werden können). Ob die Forderung oder die zu ihrer Gel- 
tendmachung dienende Klage (actio) abgetreten wird, macht feinen 
Unterjcbied ?). Auch eine Klage auf ein Recht an einer Sache (actio 
in rem) fann mit derjelben Wirkung, wie die perjönliche Klage (actio 
in persomam) abgetreten werden?); jedoch ift die Abtretung der actio 
in rem nur unter den VBorausjegungen zuläſſig, unter welcen das 
Recht an der Sache erworben werden. fann. So würde z. B. die 
Abtretung der rei vindicatio wegen eines Grundftüds nur dann 
Wirkung haben, wenn der neue Gläubiger als Eizenthümer in das 
Grund» und Hypothekenbuch eingetragen worden wäre, die Abtretung 
der actio hypothecaria nur dann, wenn die Hypothek auf den neuen 
Gläubiger im Grundbuche umgejchrieben worden wäre, die Abtretung 
der actio confessoria wegen einer Grunddienjtbarkeit nur dann, wenn 
der neue Gläubiger das Eigentbum an dem herrſchenden Grundjtüde 
erivorben hätte*). Nebenforderungen können nicht ohne die Haupt: 
jorderung abgetreten werden; jedoch iſt Die Abtretung der Forderung 


1) Man vergl. $. 964 des BGB.'s. — Die gemeinvrechtlichen Verbote der Ceſſion, 
namentlich der Litigiöfen Forderungen, der Ceffion an einen potentior, der Ceſſion 
einer Forderung des Juden gegen einen Chriften und au einen Chriften, ingleichen bie 
Beſchränkungen der Ceſſion, wie fie die lex Anastasiana enthält, fennt das bürger- 
liche Gefetsbuch nicht. Dagegen ift die Vorfchrift der Advocatenordnung vom 3. Juni 
1859 $. 25, als eine disciplinelle, durch das bürgerliche Geſetzbuch nicht geändert 
worden. — Eine Forderung, welche gar nicht befteht, oder erloſchen ift, kann micht 
abgetreten werden. Daffelbe gilt von einer fünftigen Forderung, weldye zur Zeit der 
Abtretung auch nicht einmal infomweit begründet ift, daß fie von dem Cintritte einer 
conditio oder eines dies abhängt, weil e8 ganz von der Willkür des Abtretenden 
abhängen würde, ob er die Forderung erwerben wollte. — Eine befondere Envähnung 
verdient die f. g. Cautionshypothel. Diefe ift nämlich nicht als ein blofes Nebenvecht 
zu betrachten. Wird die Forderung abgetreten, für welche die Cautioushypothek haftet, 
jo liegt hierin nicht eine Abtretung der Hypothel. Aber auch, wenn die Cautions- 
hypothet mit abgetreten wird, fo hat dies nur die Wirkung, daf der neue Gläubiger 
feine Befriedigung aus der Hypothel fo weit fordern kann, als der Abtretende feine 
Befriedigung daraus zu fordern berechtigt ift. 

2) Man vergl. 8. 967 Sat 1 des BGB.'s und oben ©. 132 fig. 

3) Man vergl. $. 967 Sat 2 des BGB. und Kommentar Bd. 2 S. 175. — 
In der I. 9 Cod. de hered. vel act. vend, wird ausdrüdlid gejagt: „ad similitu- 
dinem ejus, qui personalem redemerit actionem, et utiliter eum movere suo no- 
mine conceditur, etiam eum, qui in rem actionem comparaverit, eadem uti fa- 
eultate.‘ 

4) Ein Fall der Abtretung einer actio in rem ift die Veräußerung einer Erb- 
ichaft ($. 2379 des BGEB.'s), von welchem weiter unten gehandelt werden wird. 
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wider den Bürgen für den Fall, daß der Hauptjchuldner nicht zahlt, 
zuläffig '). 

Forderungen, bei welchen der Gläubiger zugleich Berbindlichkeiten 
bat, 3. B. die actio emti oder venditi, fünnen nicht mit den Ver— 
bindlichkeiten abgetreten werden; ohne dieſe VBerbindlichfeiten fünnen 
fie abgetreten werden; es bleibt aber der Abtretende perjönlich ver- 
bindlich und es kann der neue Gläubiger die abgetretene Forderung, 
wenn es ſich um Zugumzugleiftungen handelt, nur dann geltend 
machen, wenn er, oder der Abtretende die Verbindlichfeiten erfüllt 2). 
Sept eine Forderung zu ihrer Geltendmachung eine nicht übertrag- 
bare Eigenjchaft des Gläubigers voraus, oder würde deren Inhalt 
durch die Leiftung an einen Anderen geändert, jo it die Abtretung 
derjelben unftatthaft ?). 

Gejammtforderungen fünnen nicht blos von einem einzelnen Ge- 
jammtgläubiger an einen Dritten abgetreten werden, jondern es fann 
jelbjt die Abtretung der Forderung des einen Gejammtgläubigers an 
den anderen, 3. B. wenn die Gejammtforderung einem Gejammts 
gläubiger gegenüber verjährt wäre, von Wirkung jein. 


$. 328. 
Wirkungen der Abtretung der Forderungen. 

Man würde das heutige Nechtsleben ganz unrichtig auffalfen, wenn 
man annähme, es fände fich in der Abtretung der Forderungen noch irgend 
eine Spur des j.g.mandatum in rem suam. Allerdings hat fich die Geffion 
im römischen Rechte aus dem j.g. mandatum in rem suam berausgebils 
det*). Aber jchon im neueren römischen Nechte wurde dem Gejlionar auch 
eine ſ. g. utilis actio, d. h. eine Klage, gegeben, welche die ſ. g. 
direeta actio des Cedenten ausjchloß und mittelft deren der Gejjionar 


1) Dan vergl. Motive zu $. 966 des BOB.’ im Kommentar Bd. 2 ©. 174. 

2) Dan vergl. $. 965 des BGB.'s. — Nechtsverhältniffe, aus welchen Forder— 
ungen entftehen können, aber noch nicht eutftanden find, 3. B. das Sorietäts- oder 
Mandatsverhältniß, das Recht, Rechnungslegung zu fordern, können nicht abgetreten 
werben. 

3) Dan vergl. 8. 966 de BGB.'s, Zeitfchrift für Nechtöpflege und Verwaltung 
a. a. D. ©. 327. — Der Inhalt der Forderung wiirde namentlich geändert werden, 
wenn Derjenige, weldyer mit einem Anderen in einem Contocorrentverhältniffe oder einer 
dauernden Geichäftsverbindung fteht, eine aus dem Berhältniffe geriffene Forderung 
als eine jelbftändige cedirte. 

4) Mit dem nicht richtigen Ausdrude „mandatum in rem suam* pflegt man die 
Art der Ceffion zu bezeichnen, welche darin beftand, daß der Gedent dei Gejftonar 


35 * 
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die cedirte Forderung jelbjtändig und zu eigenem Vortheile geltend 
machen konnte). Ob ſich das Inſtitut der ſ. g. mandata actio noch 
neben der utilis actio forterhalten und ob namentlich der Gefjionar 
die Wahl gehabt habe, entweder die actio direeta des Cedenten als 
j. g. procurator in rem suam, oder die utilis actio in feinem 
Namen anzuftellen, läßt fich nicht mit voller Gewißheit ermitteln. 
Soviel beruht jedoch außer allem Zweifel, daß im heutigen Rechte 
das Inſtitut der f. g. actiones mandatae gänzlich verſchwunden iſt, 
die Forderung durch die Cejfion auf den Cejjionar übergeht und diejer 
dem debitor cessus gegenüber als Gläubiger gilt, insbejondere über 
die Forderung verfügen, diejelbe erheben und einklagen Fann. 

Dieſer Nechtsanficht bat das bürgerliche Geſetzbuch Ausdrud 
gegeben, wenn es bejtimmt bat?), die Abtretung babe die Wirkung, 
daß der Abtretende aufböre, Gläubiger zu jein, die Erfüllung der 
Forderung nicht weiter verlangen, fie nicht ein zweites Mal abtreten 
könne, überhaupt aber die Aufhebung der Forderung durch einen ihm 
oder einem Anderen, dem er die Forderung anderweit abgetreten habe, 
gegenüber wirkſamen Grund ausgejchlojfen ſei; der neue Gläubiger 
trete an die Stelle des Abtretenden; er babe das Recht, über die 
Forderung zu verfügen, fie anderiveit abzutreten und gegen den 
Schuldner geltend zu machen. 


$. 329. 
Fortſetzung. 

Der neue Gläubiger erwirbt die abgetretene Forderung in dem 
Umfange, in welchem ſie dem Abtretenden zugeſtanden hat). Das 
Recht, rückſtändige Verzugszinſen und Legalzinſen zu fordern, geht 
auf den neuen Gläubiger über, ausgenommen, wenn es von der Ab— 
tretung ausgeſchloſſen worden iſt, welchenfalls dieſe Zinſen als erlaſſen 


zum procurator in rem suam beſtellte (l. 5, 1. 8 Cod. de hered. vel act. vend,, 
l. 24 pr. D. de minorib., l. 55 D, de procur.). Der von dem Cedenten zum pro- 
curator in rem suam beftellte Ceffionar erlangte ein unmiderrufliches Recht infofern, 
als der Eedent den ertheilten Auftrag nicht widerrufen konnte (1.55 D. de procurat.) 
und der Auftrag fogar nicht mit dem Tode des Cedenten endigte (l. 1 Cod. de oblig, 
et act). Aber der Auftrag erloſch, wenn der Ceſſionar ftarb (l. 3 D, de mand,). 

1) Man vergl. 1. 9 Cod. de hered. vel act. vend,, 1. 55 D. de procurat, 

2) Man vergl. 8.968 des BGB.'s. — Eine umftändliche Interpretation dieſes $. findet 
man in der Zeitjchrift für Rechtspflege und Verwaltung a. a. O. S. 206 flg., deren Er- 
gebniffe im Kommentar Bd. 2 ©. 176 im furzen Abriſſe gegeben werden. 

3) Dian vergl. $. 969 Say 1 des BGEB.'s und oben ©. 128 flg. 
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gelten’). NRüdjtändige Zinſen, welche durch befondere Klage gefor- 
dert werden fünnen, find in der Abtretung der Forderung nicht mit 
begriffen, jondern bilden jelbjtändige Forderungen ?). Borzugsrechte 
der Forderung, 3. B. die für die abgetretene Forderung beftellte, aber 
noch nicht eingetragene, ingleichen die vorgemerfte Hypothek, der ge- 
jegliche Rechtsgrund zur Eintragung einer vechtsfräftig zugejprochenen 
sorderung?), gehen auf den neuen Gläubiger über, ebenfo perjönliche 
Borzugsrechte des Abtretenden, 3. B. das privilegium exigendi, 
wenn die Forderung nach der Eröffnung des Concurjes zu dem Ber- 
mögen des Schuldners abgetreten worden ift*). Ein bloßer Rechts« 
grund zur Erwerbung von Vorzugsrechten, 3. B. das Recht der Ehe: 
frau, wegen ihres Cinbringens eine Hypothek auf das Grundftüd 
des Ehemannes eintragen zu laffen, kann nicht von dem neuen 
Gläubiger geltend gemacht werden °). 

Hat der Gläubiger diejelbe Forderung nach und nad an Meh— 
rere abgetreten, jo bat der Gefltonar, welchem die Forderung früher 
abgetreten worden tit, den Borzug vor dem Gejlionar, twelchen die 
Forderung jpäter abgetreten worden iſt, jollte jelbit der leßtere die 
Abtretung dem Schuldner früher bekannt gemacht haben‘). Ein 
Recht, die Herausgabe der in redlichem Glauben erhaltenen Zahlung 
zu fordern, ſteht aber dem früheren Gejfionar gegen den jpäteren 
nicht zu”). 


$. 330. 


Verbindlichleiten des abtretenden Gläubigers gegen den 
neuen Gläubiger. 


Die Abtretung verpflichtet den abtretenden Gläubiger, dem neuen 
Gläubiger die Verfolgung der Forderung, joweit die Mittel dazu in 
feinen Händen find, möglich zu machen und zu erleichtern, ihm die 
erforderliche Aufklärung über die Forderung zu geben und die etwai— 
gen Rechtsbehelfe gegen die entgegengejegten Einwendungen mitzus 


1) Man vergl. oben ©. 135. 

2) Man vergl. oben ©. 462. 

3) Man vergl. Siegmann, in den Annalen N. F. Bd. 1 ©. 465 fig. 

4) Man vergl. $. 969 Sat 2 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 8. 969 Sab 3 des BOB.s und Siegmann, a. a. D. 

6) Man vergl. 88. 764, 973 Sat 1 des BOB.*. 

7) Man vergl. $. 973 Sat 2 des BGB.'s. — Neblicher Glaube ift die Nicht- 
lenntniß der früheren Ceſſion. 
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theilen, die auf die Forderung bezüglichen Beweismittel anzuzeigen, 
die Schuldurfunde auszuantiworten, Dasjenige, was er nach der Ab- 
tretung von dem Schuldner erhalten bat, herauszugeben und auf 
Berlangen eine Urkunde über die Abtretung auszuftellen; ift eine ge- 
richtliche Schuldverfchreibung vorhanden, jo kann eine gerichtliche Ab- 
tretungsurfunde verlangt werden‘). Die Frage, inwieweit der Ab: 
tretende dafür bafte, daß die abgetretene Forderung begründet fei, 
it nach den Vorjchriften über die Entwährung zu beantworten ?). 
Für die Zahlungsfähigkeit des abgetretenen Schuldners haftet der 
Abtretende nicht’). Hat der Abtretende ſich bei dem der Abtretung 
zu Grunde liegenden NRechtsgejchäfte eines dolus in Beziehung auf 
die Zahlungsfähigkeit des abgetretenen Schuldners jchuldig gemacht, 
oder für die Zahlungsfähigkeit des abgetretenen Schuldners zu haften 
veriprochen, jo ſind für die Entjcheidung darüber, was der Gedent 
dem Gejlionar zu leijten babe, die allgemeinen VBorjchriften maß— 
gebend *). 


Aum. Die Berbindlichleit des Abtretenden, fich nad) der Abtretung der Ber- 
fügung über die abgetretene Forderung zu enthalten, 3. B. diefelbe nicht zu erheben, 
den Schuldner nicht feiner Schuld zu entlaffen, die Korderung nicht ein zweites Dal 
abzutreten, fallen unter den Begriff der Berfüigung über eine fremde Forderung. 
Bon einer Haftung für die Berität oder Bonität der Forderung kann hierbei feine 
Rede fein. So wiirde 3. B. Derjenige, welcher eine Forderung jchentungsweife abge 
treten hat, dem neuen Gläubiger Das herauszugeben haben, was er nad) der Abtret- 
ung auf die Forderung erhalten hätte. 


1) Man vergl. $. 970 des BGB.’E und Kommentar Bd. 2 ©. 178, 

2) Man vergl. 8. 971 Sat 1 des BGB.'s und oben &. 583. Insbeſondere 
gelten die $$. 933 (Nothwendigkeit der Streitverfündigung) und 946 (furze Berjähr- 
ung) auch bei der Entwährung der Forderungen. — Dagegen richtet fich die Frage, 
was der Ceifionar dem Gedenten für die Forderung zu leiften habe und ob eine dem 
Ceifionar an den Gedenten zuftehende Forderung durch die Abtretung aufgehoben (die 
cedirte Forderung in solutum gegeben) ſei, lediglich nad) dem Rechtsgeſchäfte, welches 
der Ceſſion zu Grunde Liegt. 

3) Man vergl. $. 972 Satz ? des BGB.'s. 

4) Man vergl. Zeitichrift fiir Nechtspflege und Verwaltung a.a. O. S. 317 fig. 
— Ein hierher gehöriger Fall würde auch der fein, wo ein Schuldner feinen Schuld» 
ner feinem Gläubiger delegirte und die Gefahr der Schuld übernähme (1. 22 $. 2 
D. mand.). — Nach der Anfiht des Oberappellationsgerichts haftet der Ceſſionar, 
welcher für die Bonität der cedirten Hypothek zu ftehen verfprochen Hat, erft nach Aus- 
klagung des perfönlichen Schuldners (Zeitfchrift für Nechtspflege und Verwaltung N. 
F. Bd. 29 ©. 279). 
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8. 331. 
Berbältniß des neuen Gläubigers zu dem abgetretenen 
Schuldner. 

Der neue Gläubiger erwirbt Rechte dem abgetretenen Schuldner 
gegenüber erft von dem Zeitpunfte an, wo diejer glaubbafte Nachricht 
von der Abtretung erhalten hat. Die Benachrichtigung des abgetre- 
tenen Schuldners (Gertioration) iſt eine glaubbafte, wenn jie von 
dem Gerichte, oder von dem Abtretenden, oder von dem neuen Gläu- 
biger ausgegangen ift'). So lange der Schuldner von der Abtretung 
noch nicht glaubhafte Nachricht erhalten bat, kann er fich durch Er: 
füllung an den abtretenden Gläubiger und durch mit diefem über die 
Aufhebung der Forderung gejchlojfene Verträge von feiner Schuld be- 
freien?). Hat der Gläubiger die Forderung mehrere Male abgetreten 
und der Schuldner von der früheren Abtretung feine Kenntniß er: 
halten, jo wird der Schuldner durd Erfüllung an Denjenigen, wel: 
chem die Forderung jpäter abgetreten worden ijt, und durch mit 
demjelben gejchlojfene Liberatorijche Verträge von jeiner Schuld frei?). 
Hat der abgetretene Schuldner von der Abtretung glaubhafte Nach— 
richt erhalten, jo kann er fich durch Erfüllung an den Gläubiger oder 
einen jpäteren Gejjionar und durch mit jenem oder diejem über die 
Aufhebung der Forderung gejchlojfene Verträge nicht von feiner Schuld 
befreien. Zwar fann er verlangen, daß der Gejfionar die Abtretung 
nachweilt (jich zur Sache legitimirt), auch bat die Mahnung des 
Gejlionars nicht die Wirkung, ihn in Verzug zu jeßen. Aber jo lange 
der Gejlionar die an ihn erfolgte "Abtretung nicht nachweift, kann er 
ih, wenn er nicht blos die Erfüllung der Forderung zurüdbalten 
will, nur durch gerichtliche Hinterlegung der Schuld befreien‘). Zur 


1) Man vergl. $. 972 des BGB.'s. — Wäre dem Schuldner eine andere Nach» 
richt von der Abtretung zugegangen, jo witrde er zwar gegen die Klage des Abtreten- 
ben die Einrede, daß derjelbe nicht mehr Gläubiger fei, vorfchüten können, aber eine 
Berbindlichkeit, diefe Einrede vorzuſchützen, würde er dem Ceſſionar gegenüber nicht 
haben. 

2) Man vergl. $. 972 des BGEB.'s. — Unter Erfüllung ift auch die Aufrechnung 
und unter den liberatorifchen Verträgen der f. g. Compenfationsvertrag zu verftehen. 
Wäre der abgetretene Echuldner Erbe des Abtretenden oder dieſer Erbe jenes gewor- 
den, fo würde dies auf das Recht des Eeffionars feinen Einfluß haben. 

3) Dan vergl. 8. 973 Sat 1 des BGB.'s und über das Recht des früheren 
Eeifionars oben &. 549. 

4) Man vergl. $. 974 Satz 1 des BEB.'s. — Die Frage, ob der Geifionar, 
wenn er wider den debitor cessus Hagt, ſchon in der Klage auf die Ceſſion Bezug 
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Nachweiſung der Abtretung durch cine Urkunde ift nicht nothwendig, 
daß in der Urkunde der Grund der Abtretung angegeben jei; es 
bleiben aber dem Schuldner feine Einwendungen gegen die Abtretung 
unbenommen '). 

Der Schuldner kann alle ihm gegen den abtretenden Gläubiger 
(auch wenn diefer nicht der urjprüngliche Gläubiger ift und die or: 
derung ſelbſt erjt abgetreten erhalten hat) zujtebenden Einreden, deren 
thatjächlicher Grund zur Zeit der Abtretung vorhanden war, auch 
dem neuen Gläubiger entgegenjeßen ?). Zur Aufrechnung ift er dem 
neuen Gläubiger gegenüber mit den Gegenforderungen berechtigt, 
welche zu der Zeit, wo er Kenntniß von der Abtretung erhalten hat, 
zur Aufrechnung auf die abgetretene Forderung geeignet geweſen jind?). 


Sechites Capitel. 
Erlöfhen der Forderungen. 
I. Erfüllung. 


Forderungen erlöjchen durch ihre Erfüllung *) und durch Hand— 
lungen, welche der Erfüllung gleichiteben, 3. B. gerichtliche Hinter: 
legung ’). Bejteht die Forderung darin, daß eine dem Stüde nach 
beitimmte Sache (Species) dem Eigentbume nach geleijtet werden 


nehmen miüffe, ift nach meiner Anficht dahin zu beantworten, daß es dieſer Bezug- 
nahme in der Klage nicht bedarf, fondern es hinreicht, wenn ſich aus der Klage er- 
giebt, er mache eine fremde Forderung in feinem Namen geltend. — Nach der Anficht 
des Oberappellationsgerichts hat über die Ceſſion auch der Eidesantrag ftatt (Annalen 
Bd. 6 ©. 421, N. F. Bd. 2 ©. 486). Nach meinem Dafürhalten ift dies mit der 
Beſchränkung zu verftehen, daß der debitor cessus diefem Eidesantrage durch gericht- 
liche Hinterlegung der Schuld ausweichen kaun. — Iſt der Eid nicht angetragen und 
die Eeffion nicht liquid, jo wird erkannt, daß fich der Kläger „zuvörderft“ zu legiti- 
miren habe. 

1) Dan vergl. $. 974 Sat 2 des BGB.'s. 

2) Dan vergl. $. 975 Sat 1 des BGEB.'s. — Der Zeitpunkt der Ceſſion ift 
hier enticheidend, weil der Abtretende mit der Abtretung aufhört, Gläubiger zu fein. 
In wie weit der Schuldner die Forderung fpäter erfüllen und fich durch Berträge li— 
beriven könne, ift bereits oben bemerft. 

3) Dan vergl. $. 975 Sat 2 des BGB.'s und Kommentar Bd. 2 ©. 181. 

4) Was Erfüllung der Korderung fei, ift bereits oben S. 465 flg. angegeben. 

5) Man vergl. $. 976 des BGEB.'s. 
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joll, jo wird fie nicht durch die Leitung einer fremden Sache er- 
füllt’). Der Schuldner bat, wenn er die Forderung erfüllt zu haben 
behauptet, zu beweiſen, daß er dieſe Forderung erfüllt habe; das 
Anführen des Klägers, auf eine andere Forderung Zahlung erhalten 
zu haben, ift als Verneinung der Zahlung der in Frage ftehenden 
Forderung zu betrachten ?). 

Ein Schuldner, welcher jeinem Gläubiger mehrere Summen 
jchuldet, und eine Zahlung leijtet, durch die nicht alle Summen bes 
richtigt werden, kann bei der Zahlung bejtimmen, auf welche Summe 
er Zahlung geleitet baben will; der Gläubiger ijt aber nicht ver- 
pflichtet, eine Zahlung auf eine Hauptſumme anzunehmen, jo lange 
noch von derjelben Zinjen und Proceßkoſten rückſtändig find’). Hat 
der Schuldner unterlaffen, eine Bejtimmung zu treffen, jo kann der 
Gläubiger bei der Empfangnahme der Zahlung oder in der darüber 
ausgeitellten Quittung bejtimmen, auf welche Schuld die Zahlung 
gerechnet werden joll. Iſt der Schuldner damit nicht einverjtanden, 
jo muß er jofort widerfprechen; insbejondere würde in der vorbe— 
baltlojen Annahme der Quittung eine Einwilligung mit dem Inhalte 
der Quittung liegen*). Hat der Schuldner der Beltimmung des 
Gläubigers twiderjprocen oder bat weder der Schuldner noch der 
Gläubiger eine Beitimmung getroffen, jo wird die Abjchlagszahlung 
zuerſt auf Zinfen und Koſten und dann auf Hauptichulden gerechnet, 
welche fällig find‘). Sind mehrere Hauptjchulden fällig und deckt 
die Abſchlagszahlung fie nicht insgefammt, jo wird die läftigere vor 
der weniger läftigen und von den ſich in diefer Hinſicht gleichftehenden 
die Ältere vor der jüngeren als bezahlt angefehen‘). Sind die 
Schulden gleich alt, jo wird die Abjchlagszahlung auf alle verbältniß- 





1) Man vergl. oben S. 469 not. 1 und wegen der Zahlung des Geldes 8. 1034 
Sab 1 des BGB.'s. 

2) Man vergl. das in den Annalen N. F. Bd. 7 S. 207 abgedrudte Urthel des 
DAGer.'E. 

3) Dan vergl.$.977 des BGB.'s. — Der Gläubiger fann in diefem Falle die Annahme 
der Zahlung verweigern, ohne in moram aceipiendi zu fommen. Hätte der Gläubiger in 
einer Quittung gejagt, daß er die Abfchlagszahlung auf Capital und Zinfen angenommen 
habe, jo würde die Zahlung zuerft auf Zinfen und erft dann auf das Capital zu vechnen fein. 
(Motive zu dem $. 977 des. BGEB.'s im Kommentar Bd. 2 S. 182 nnd L. 3 $. 3 
D. de solut,). 

4) Man vergl. $. 978 des BGB.'s. 

5) Mau vergl. $. 979 Sab 1 des BGB’. 

6) Man vergl. $. 979 Sat 2 des BGB.'s. 
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mäßig gerechnet’). Insbeſondere gilt die in Rechtskraft beruhende 
Schuld für läftiger, als die Schuld, bei welcher dies nicht der Fall 
ift, die durch ein Pfandrecht oder eine Bürgfchaft geficherte für 
läftiger, als die nicht geficherte und die eigene für läftiger, als die 
aus einer Bürgjchaft berrübrende ?). 

Iſt über die Forderung ein Schuldjchein ausgeftellt, jo fann der 
Schuldner nach gänzlicber Tilgung der Schuld Rüdgabe des Schuld- 
jcheines und wenn dieje nicht möglich ift, auf Koſten des Gläubigers 
eine gerichtliche Quittung verlangen’). Dies beziebt ſich aber nur 
auf das Net, die Rüdgabe der Schuldverjchreibung oder gericht- 
liche Quittung zu verlangen; der Frage, ob der Schuldner, wenn 
er dem Gläubiger die Zahlung angeboten und der Gläubiger Rüd- 
gabe der Schuldverjchreibung oder gerichtliche Quittung verweigert 
bat, die Zahlung zurückhalten könne, wird dadurch nicht vorgegriffen *). 
Hat der Gläubiger den Schuldſchein dem Schuldner zurüdgegeben, 
jo wird vermutbet, daß die Schuld getilgt ſei; eine beftimmte Art 
der Tilgung ift aber aus der Rückgabe des Schuldjcheines nicht zu 
folgern ®). 

Bei allen Geldzahlungen, ausgenommen bei jofortigen Baarzahl- 
ungen im Kleinhandel, kann der Zahlende von dem Empfänger der 
Zahlung Quittung fordern ®). Iſt der Gläubiger des Schreibens un: 

1) Man vergl. 8. 979 Sat 3 des BEB.R. i 

2) Man vergl. $. 980 des BGEB.'s. Wie fih aus dem Worte „insbeſondere“ 
ergiebt, find dies nur Beifpiele. — Das römifche Recht (l. 1 usque ad 1. 9 D. de 
solut., 1. 1 Cod. eodem;) ift in diefer Materie duntel. 

3) Man vergl. -&. 981 des BGB.'s. — Nach Art. 39 der allg. d. Wechſelordnung 
tann der Wechfelichuldner Rückgabe des Wechſels und Quittung verlangen. 

4) Man vergl. Annalen N. 5. Bd. 5 ©. 459 Wr. 2. 

5) Man vergl. $. 982 des BGB. — Daf die Vermuthung der Tilgung der 
Schuld auch bei den Gefammtichuldverhältniffen gilt, wird im Kommentar Bd. 2 
S. 184 mit Recht bemerkt. — Die Bermuthung dev 1. 24 D. de prob. et praes. 
„si chirographum cancellatum fuerit* hat das bürgerliche Geſetzbuch nicht aufge 
nommen. 

6) Dean veral. $. 983 des BGB.’S und über das Recht des Schuldners, bie 
Zahlung zurüczuhalten, wenn der Empfänger der Zahlung die Ouittung verweigert, 
Annalen a. a. ©, ©. 458 fig. Nr. 1. — Die fchriftliche Onittung und die dem 
Schuldner gegenüber abgegebene mündliche Erklärung (Duittungsvertrag) ftehen fich 
nadı dem bürgerlichen Gefetsbuche gleih. Die volle Gültigkeit der erfteren häugt na- 
mentlich nicht mehr von dem Ablaufe der dreifig Tage ab. Eine Onittung kann je 
doc (wie jede andere Willenserklärung) angefochten werden, 3. B. wenn fie aus Jrr- 
thum oder im Boraus gegen das Berfprechen, der Quittung ungeachtet zu zahlen, 
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fundig, oder über die Schuld ein gerichtliches Schuldbefenntniß aus» 
geitellt, jo kann gerichtliche Quittung, deren Koften der Empfänger 
der Zahlung zu tragen bat, verlangt werden; der Schuldner kann 
eine gerichtliche Quittung auf jeine Koften fordern, wenn er einer 
ſolchen zur Erlangung einer gerichtlichen Verfügung bedarf oder es 
ich um eine Forderung bandelt, welche auf rechtsfräftiger Entjcheid- 
ung beruht *). Sind bei Abgaben, Zehnten, Yeibrenten und anderen 
Renten, ingleicben Zinſen, Mieth- und Bachtgeldern, Penſionen, Be: 
joldungen und anderen terminlichen Xeiftungen, welce nicht als 
terminlide Zahlungen eines Hauptſtammes anzujeben jind, drei 
nach einander folgende Termine von dem Gläubiger angenommen 
worden, jo wird, obne Unterjchied, ob der Gläubiger Quittung aus: 
geitellt hat, oder nicht, vermutbet, daß die früheren Termine bezahlt 
find, es wäre denn, daß der Gläubiger bei der Empfangnabme der 
Zahlung einen Vorbehalt gemacht hätte). it der Gläubiger wegen 
der Hauptforderung befriedigt, jo wird vermutbet, daß ihm auch die 
Zinſen bezablt find, ausgenommen, wenn er wegen der Zinfen einen Vor— 
bebalt gemacht bat; liegt ein jolcher Vorbehalt vor, jo können jelbit 
Zinjen, welche ohnedem nicht durch eine befondere Klage gefordert 
werden können, durch eine jolche verlangt werden ®). Wer verjchlojjene 
und verliegelte Geldrollen, Beutel oder Padete mit Angabe des darin 
enthaltenen Geldbetrages und mit feiner Namensunterjchrift ausgiebt, 
haftet für die Nichtigkeit des Inhaltes nicht blos dem unmittelbaren 
Empfänger, fondern auch Dritten gegenüber, welche weiterhin Zablung 
damit erhalten haben *). 


ausgeftellt worden ift. Auch ift für diefe Anfechtung eine befondere kurze Berjährung 
nicht vorgejchrieben. (Man vergl. Motive zu 8. 983 des BOB's im Kommentar 
Bd. 2 ©. 184.) — Eine Duittung, in faturum ausgeftellt, hat feine Wirkung, weil 
das Belenntniß, bezahlt zu fein, und der Borbehalt der Korderung einen Widerfpruch 
enthält. Dagegen kann eine Dwittung and über eine bedingte und betagte Schuld 
ausgeftellt werden. — Der Gläubiger, der zur Empfangnahme der Zahlung legitimirte 
Stellvertreter und der ſ. g. solutionis causa adjectus fönnen cum effectu libera- 
tionis quittiren. 

1) Man vergl. 8. 984 des BGEB.'s. — Die vor einem Notar zu Protocoll er» 
Märte Quittung vertritt die Stelle der gerichtlichen (Ein- und Ausführungsverordiung 
vom 9. Januar 1865 $. 13) 

2) Man vergl. 8. 985 des BEB's. 

3) Man vergl. $. 986 des BOB... 

4) Man vergl. $. 987 des BGB.'s und dazu Motive im Kommentar Bd, 2 
©. 186 fig. — Der $. 987 bietet Schwierigkeit wegen des Beweiſes. Natürlich muß 
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8. 333. 
I. Aufrebnung. . 


Hat ein Gläubiger eine Forderung auf Geld oder auf andere 
den einzelnen Stüden nach nicht beitimmte vertretbare Sachen und 
der Schuldner gegen ihn eine gleichartige Gegenforderung, jo er: 
löfchen beide Forderungen durch Aufrechnung, ſoweit der Betrag beider 
fich gleichkommt; der überjchießende Betrag der einen Forderung über 
die andere„bleibt Gegenftand der Forderung '). Der entjcheidende 
Zeitpunct, zu welchen Gleichartigkeit der Forderung und Gegenfor- 
derung vorhanden jein muß, wenn die Aufrechnung zuläſſig fein 
joll, ift der Zeitpunct, wo aufgerechnet wird ?). Der Entitehungs- 


Derjenige, welcher auf den Emittenten zurüdgeht, beweifen, daß in der Geldrolle ꝛc. 
nicht jo viel Geld zur Zeit der Emiſſion gewefen, als declarirt worden iſt. Gewichts— 
bifferenzen und Beichädigungen der Verpackung können den Beweis unterftüten oder 
auch widerlegen. Aber diefe Momente find für den Beweis nicht wefentlich und es 
faun namentlich aus der Unterlaffung der Gewichtsprüfung ein Einwand gegen bie 
Klage, in welder das Tchlen des Geldes bei der Emiffion auf Eid geftellt worden 
ift, nicht abgeleitet werden. Uebrigens verfteht es ſich von felbft, daf der Empfänger 
auch ſelbſt dann, wenn er gegen den Emittenten Etwas nicht bewiefen hat, gegen fei« 
nen Bormann Magen kann. Nur die Borficht ift dem Emittenten anzuempfehlen, baf 
er mit der Mamensumterfchrift nicht leichtfinnig zu Werte geht und nicht dadurch Ge— 
legenheit zu Betrügereien giebt. Klagt nicht der erfte, fondern ein fpäterer Empfänger 
gegen den Emittenten, fo gehört zur Begründung der Klage das Anführen, daß die 
Geldrolle u. f. mw. noch zur Zeit der Annahme in dem VBerfchluffe und Siegel unver- 
fehrt geweſen und die darauf bemerkte Summe als Zahlung angenommen worden fei. 
Da diefer Beweis fehr ſchwer zu führen fein wird, fo wird der fpätere Empfänger, 
mit Ausnahme des Falles, wo fein Auctor infolvent ift, es in feinem Intereffe finden, 
nicht per saltum auf den Emittenten zurüczugehen. 

1) Dan vergl. $. 988 des BGB.s. — Die f. g. compensatio voluntaria hat 
mit der Aufrechnung, welche vermöge Gefetses erfolgt, Etwas nicht gemein. Diefelbe 
beruht auf dem Grunde, daf der Gläubiger über feine Forderung frei verfügen, für 
den geichuldeten Gegenftand einen anderen annehmen und fich für feine Forderung als 
befriedigt erflären kann. Sie kommt durch Confens zu Stande nnd weicht von ber 
Erfiillung nur darin ab, daß nicht der geichuldete Gegenftand geleiftet wird, fondern 
der Gläubiger fi durch eine andere Leiftung befriedigt erllärt. — Die Aufrechnung, 
bon welcher hier die Rede ift (f. g. compensatio necessaria), hat das Eigenthümliche, 
daf fich der Gläubiger theilweife Tilgung der Schuld gefallen laſſen müſſe (man vergl. 
Zeitſchrift für Nechtspfiege und Verwaltung N. F. Bd. 29 ©. 98 not. 4). — Daß 
das Zurücdhaltungsrecht (oben S. 489) mit der Aufrechnung Etwas nicht gemein hat, 
bedarf nicht erſt der Erwähnung. 

2) Man vergl. $. 989 des BEB.'s. 
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grund der Forderung oder Gegenforderung bat in der Regel feinen 
Einfluß auf die Aufrechnung; es kann, mit Ausnahme der weiter 
unten zu erwähnenden Fälle der wwiderrechtlichen Beligergreifung 
fremder Sachen, auch gegen Forderungen, welce aus unerlaubten 
Handlungen berrübren, aufgerechnet werden, wenn die übrigen Vor— 
ausfegungen der Aufrechnung vorhanden find. Ebenſo ift die Auf- 
rechnung bei dinglichen Stlagen (actionibus in rem) und bei Klagen 
auf Rüdgabe einer Sache, 3. B. bei dem Commodat, dem Pachte 
und der Miethe, nicht ausgeſchloſſen; nur ift vorauszujegen, daß es 
ich nicht um die dem Stüde nach bejtimmte Sache, jondern um deren 
Werth, 3. B. weil die Sache untergegangen oder verloren gegangen 
it, handelt, und daß, wenn eine Grecutivflage oder Grecutions- 
flage angejtellt worden oder der Proceß bis zur Hülfsvollitredung 
gediehen ift, die Forderung, mit welcher aufgerechnet werden fol, 
in Liquidität beruht). Die Aufrechnung findet nur fatt, wenn For- 
derung und Gegenforderung fällig find”). Dagegen jteht der Auf- 
rehnung der Umjtand nicht entgegen, daß für die Erfüllung der 
Forderung und der Gegenforderung verjchiedene Orte beſtimmt find, 
indem das Ortsinterejje dadurch ausgeglichen wird, daß Derjenige, 
welcher aufrechnen will, dem Anderen vergütet, was diefem dadurch 
entgeht, daß nicht an dem bejtimmten Orte erfüllt wird’). Ein 
Gläubiger, welcher das Necht bat, von jeinem Schuldner Rechnungs 
legung und Herausgabe des ihm biernach zulommenden Guthabens 
zu fordern, kann von dem Rechte, die Rechnungslegung zu verlangen, 


1) Ueber die Trage, ob die Behauptung des Bellagten, die geforderte Species 
ſei untergegangen, zu berücfichtigen fei, vergl. Annalen N. 5. Bd. 8 S. 173 unter 
ee. — Bei wahlweifen (alternativen) Forderungen kaun eine Aufrechnung nur flatt« 
finden, wenn Derjenige, welcher aufrechnen will, die Wahl hat und einen zur Auf- 
rechnung geeigneten Gegenftand wählt. 

2) Man vergl. $. 990 Satz 1 des BOB. — Infoweit es fih um die Schuld 
handelt, anf weiche aufgerechnet wird, jo liegt der Grund, warum Fälligkeit derjelben 
nöthig ift, darin, daß die Zeitbeftimmung zum Beften des Schuldners gereicht und 
diefer nicht wider feinen Willen um den Bortheil gebracht werben kann, welchen ihm 
die Zeitbeftimmung giebt. Inſoweit es fi) dagegen um die Schuld handelt, mit 
welcher anfgerechnet wird, fo tritt der angegebene Grund nicht ein, weil der Schuid- 
ner auf den Bortheil, weichen ihm die Zeitbeftimmung giebt, verzichten und vor dem 
Eintritte der Fälligkeit zahlen kann. Aber auch in diefem Falle mn die Aufrechnung 
nicht ipso jure wirfen, weil dazu ein Verzicht des Schuldners auf den Zeitvortheil 
vorausgefetst wird. 

3) Man vergl. $. 990 des BGB.'s. 
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abjeben, den Betrag feines Guthabens jelbft zur Ziffer bringen und, 
vorausgejeßt, daß er den Beweis führt, auf eine Forderung auf 
rechnen, welche jein Schuldner an ihn bat’). 


8. 334, 
Fortſetzung. 
Die rechtliche Natur der Aufrechnung beſteht darin ?), daß 

a) fie diejelbe Wirkung hat, wie die Erfüllung der Forderung, 

b) dieje Wirkung ohne Weiteres mit dem Zeitpuncte eintritt, wo 
Forderung und Gegenforderung ſich als zur Aufrechnung ge— 
eignet gegenüber jtehen, 

e) eine Aufrehnung aber nur anzunehmen ift, wenn der eine 
Gläubiger dem anderen gegenüber gerichtlich oder außergerichtlich 
erklärt, daß er aufrechnet. 

Soviel den Satz 
Zu a) 

betrifft, jo beruht das Recht der Aufrechnung darauf, daß es feinen 

Unterfchied macht, ob der Schuldner die Forderung erfüllt, oder ob 

die gejchuldete Xeiftung bei dem Gläubiger dadurch verbleibt, daß 

er ſie nicht erjt dem Schuldner ausantwortet, um fie jofort wieder 
zurüdzuerbalten ®. Die Einwilligung des Gläubigers, welchem gegen: 
über aufgerechnet wird, ift zur Gültigkeit der Aufrechnung nicht er- 
forderlich). Eine Folge davon, daß ſich Erfüllung und Aufrechnung 
gleichitehen, it namentlich die, daß, wenn die Erfüllung der For: 
derung sub lege commissoria oder sub poena conventionali ver- 


1) Man vergl. 5. 991 des BGB.'s. — Der im dieſem $. erwähnte all ift we⸗ 
ſentlich verichieden von dem Kalle, wo Derjenige, welcher zur Rechnungslegung ver- 
pflichtet ift, das Guthaben aufrechnet, welches die von ihm abzulegende Rechnung er 
geben wird, ingleichen von dem, wo eine einzelne Rechnungspoſt zur Aufrechnung ges 
bracht wird. — Das bürgerliche Gefeßbuch berührt mehrere felbftverftändliche Borans- 
fetsungen der Aufrechnung nicht, 3. B. daß Niemand mit Forderungen aufrechuen kann, 
welche nicht ihm, fondern einem Anderen zufichen, ausgenommen, wenn fie ihm ab- 
getveten worden find, oder welche ihm gegen einen Anderen zuftehen, als Denjenigen, 
auf deſſen Forderung er aufrechnet, ansgerommen, wenn der letztere aus befonderen 
Gründen auch für die fremden Schulden haftet, ingleichen daß bei der solutionis causa 
adjectio die Aufrechnung mit der eigenen Schuld des solutionis causa adjectns und 
gegen eine folche ausgeſchloſſen ift. 

2) Man vergl. $. 992 Sat 1, 2 und 3 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 1.9 8.5 D, de acquir. rer, dom., l. 15 D. de reb, cred, 

4) Man vergl. $. 992 Say 3 des BEB''s. 


— 
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Iprochen worden ift, und der Schuldner zur bejtimmten Zeit zivar 
nicht erfüllt, aber eine zur Aufrechnung geeignete Gegenforderung ge- 
habt bat, die für den Fall der Nichterfüllung der Forderung ange- 
drohten Nachtheile nicht eintreten. Ebenſo würde die einem Ver— 
mächtniffe beigefügte Auflage, einem Dritten Etwas zu leijten, als 
erfüllt gelten, wenn der Bermächtnißnehmer eine gleichartige und 
gleich hohe Forderung an den Dritten hätte umd dieje zur Aufrech- 
nung brächte. 

Aus dem 

zu b) 

angegebenen Sage ergiebt fich insbejondere, daß die mit der Forder— 
ung verbundenen Nebenrechte, insbejondere Zinjen, Pfänder und 
Bürgen, mit dem Zeitpuncte aufhören, wo eine zur Aufrechnung ge- 
eignete Gegenforderung vorhanden gewejen ift, und, wenn die For: 
derung deilenungeachtet erfüllt wird, eine Nüdforderung mitteljt der 
eondietio indebiti ftatt bat’). 

Endlich liegt der Grund des 

ju ec) 

aufgeftellten Princips darin, daß es von dem Willen des Schuldners 
abhängt, ob er aufrechnen will und der Schuldner auf das ihm das 
durch gegebene Recht nicht blos ausdrücklich, jondern auch ſtill— 
jchiweigend, und zwar ohne dadurch jeiner Gegenforderung verlujtig 
zu werden, verzichten kann. Für die Beitimmung des Einfluffes, 
welchen die Erklärung, aufrechnen zu wollen, bat, iſt dieſes Moment 
von der größten Wichtigkeit, indem ſich daraus ergiebt, daß zwar 
die Erklärung die rechtlichen Folgen, welche das Recht mit der Co- 
eriftenz der Forderung und Gegenforderung verbindet, nicht erſt her: 
borbringt, wohl aber wirfungslos it, wenn fie erit zu einer Zeit er- 
folgt, wo die Forderung, welche zur Aufrechnung kommen joll, nicht 
mebr bejteht, 3. B. erfüllt, durch Neuerungsvertrag aufgehoben oder 
durch Verjährung erlojchen ijt?). 


1) Man vergl. $$. 1015 und 1520 des BGB.'s. 

2) Man vergl. Zeitichrift für Nechtspflege und Berwaltung N. F. Bd. 9 €, 
97 flg., und über die Rechtskraft eines Urthels, welches die Einrede der Compenfation 
verwirft, oben ©. 156 Nr. 2 in Berbindung mit ©. 155 not, 4. — Inwieweit 
auch dann, wenn der Schuldner nicht mehr das Recht der Aufrechnung hat, aus der 
Zeit, wo Forderung und Gegenforderung ſich gegenüber geftanden haben, rechtliche 
Wirkungen übrig geblieben find, welche zur Aufrechnung bemutt werben fünnen, ift 
facti quaestio, 
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Stehen fich mehrere Forderungen gegenüber, gegen welche auf: 
gerechnet werden fann, jo kommen rückſichtlich der Frage, mit welcher 
Forderung aufzurechnen it, die oben S. 553 angegebenen Vorſchriften 
über die Zahlung bei dem gleichzeitigen Borbandenfein mehrerer 


sorderungen zur Anwendung '). 


$. 335. 
Fortſetzung. 


Die Aufrechnung iſt ausgeſchloſſen 

a) gegen die Klage aus einem Hinterlegungsvertrage, ſofern die 
Gegenforderung nicht darauf beruht, daß der Verwahrer auf die 
hinterlegte Sache VBerivendungen gemacht, oder die hinterlegte 
Sache dem Berwwahrer Schaden zugefügt babe ?); 

b) gegen die Klage auf Nüdgabe einer von dem Schuldner wider- 
rechtlicher Weife, 3. B. durch Diebjtahl, in Belig genommenen 
Cache, ohne Unterjchied, ob der urfprüngliche Gegenjtand der 
Xeijtung oder der Werth dafür gefordert wird ?); 

ec, gegen die Forderung einer Staatsfafje mit einer Forderung an 
eine andere Staatsfajje '); 

d) gegen die zorderung auf den Kebensunterhalt, joweit eine Hülfs- 
vollitrefung nicht jtatt bat ?). 

Ein Verzicht auf das Necht der Aufrechnung ift ftattbaft. 
Insbejondere kann Derjenige, welcher baare Zahlung oder Zahlung 
zu einem bejtimmten Zwecke verjprochen bat, nicht aufrechnen mit 
Forderungen, welche zur Zeit des geleiteten Berjprechens vorhanden 
und ibm bekannt gewejen find. In beiden Fällen ift jedoch voraus- 
zufeßen, daß nad den Verhältniſſen anzunehmen ift, es babe ein 
Verzicht auf das Necht der Aufrechnung in der Abficht der Vertrag: 
chliegenden gelegen. So würde 3. B. in dem Verfprechen baarer 
Zahlung ein Verzicht auf die Aufrechnung nicht zu finden fein, wenn 
baare Zahlung nur den Gegenſatz von der Zahlung in Wechjeln 


1) Man vergl. 8. 994 des BGB.'s. — lieber die f. g. Klage mit Compenfation 
vergl. Zeitjchrift für Rechtspflege nud Berwalting-a. a. O. 5. 106 fig. 

2) Dan vergl. 88. 994 und 1271 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 994 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 994 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 995 des BGB.'s in Verbindung mit 88. 52, 68 fig. des Ere: 
cutionsgejehes. 
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bildete, oder wenn nur im Allgemeinen baare Zahlung verſprochen 
worden wäre"). 

Die Borfchriften über die Aufrechnung kommen auch zur An- 
wendung, wenn Forderung und Gegenforderung auf Xeiftung einer 
und derjelben Sache und auf Handlungen ganz gleicher Art gehen ?). 


$. 336. 
III. Aufhebung der Forderungen durch Vertrag. 
Schuldtilgungsvertrag. 


Die Forderung wird aufgehoben durdy den zwiſchen dem Gläu- 
biger und den Schuldner über die Aufhebung derjelben gejchlojjenen 
Bertrag (ſ. g. Schuldtilgungsvertrag oder aufbebender Bertrag) ?). 
Die allgemeine Regel, daß ein Vertrag nur durch Conſens zu Stande 
fommt, gilt auch von dem Schuldtilgungsvertrage; ein Verzicht des 
Gläubigers ohne Annahme des Schuldners hat feine verbindende 
Kraft. Der Schuldtilgungsvertrag kann ſowohl mündlich, als auch 
Ichriftlich, jowohl unter Gegenwärtigen (inter praesentes) als aud) 
unter Abwejenden (inter absentes) gejchlojfen werden. Auf welche 
Weiſe die Befriedigung erfolgt ift, ob durch Erfüllung oder durd) 
Aufrechnung, ob der Gläubiger überhaupt Befriedigung erhalten, 
oder dem Schuldner die Forderung erlaffen oder gejchenft hat?), iſt 
für die Gültigkeit des Schuldtilgungsvertrages ohne Einfluß. Eine 
Anfechtung des Schuldtilgungsvertrages hat nur nach den für die 
Anfechtung der Berträge wegen ungerechtfertigter Bereicherung be- 


1) Dan vergl. 88. 996 und 1399 des BGB.'s. 

2) Dan vergl. $. 997 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 998 Sab 1 des BGEB.'s. 

4) Man vergl. $. 998 Sat 2 des BGB.'s. — Der Schuldtilgungsvertrag be 
fteht in dem Einverftändniffe des Gläubiger und des Schulduers, daß die Forderung aufe 
gehoben ſei. Ob der Gläubiger dem Schulöner ein Anerbieten gemacht, oder diefer 
an jenen eine Bitte oder ein Berlangen oder eine Anfrage geftellt habe, macht, wenn 
Conſens vorliegt, feinen Unterfchied. In vielen Fällen, 3. B. bei einer Berechnung 
und Abrechnung, kann der Schuldtilgungsvertrag nur einen einzelnen Gegenftand der 
ganzen Berhandlung bilden. — Was von den Verträgen überhaupt gilt, gilt auch von 
dem Schuldtilgungsvertrage. — Der f. g. solutionis causa adjeetus und der zur 
Empfangnahme der Erfüllung beftellte Beauftragte können nicht einen Schulötilgungs- 
vertrag Schließen. 

5) Bei dem fchenkungsweifen Erlaffe würden jedod die Vorſchriften in den 8$. 
999, 1049 bis 1051 zur Anwendung fommen. 
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ſtehenden Borjchriften ſtatty. Ein Sculdtilgungsvertrag kann nicht 
sub die oder sub conditione gejchloffen werden ?). Der Schuldtilg- 
ungsvertrag kann, wenn die Forderung tbeilbar tft, auch über einen 
Theil der Forderung oder über einen ideellen Theil der gejchuldeten 
Sache (Species) geſchloſſen werden ?). 

Der Schuldtilgungsvertrag bebt die Forderung mit allen Neben 
forderungen, 3. B. Pfändern und Bürgichaften, auf’). 

Eine bejondere Art des Schuldtilgungsvertrages ijt der Quitt— 
ungsvertrag und der Bertrag, welcher dadurch zu Stande fommt, 
daß der Gläubiger eine Quittung ausjtellt und fie dem Schuldner 
übergiebt ). 

8. 337. 
Einverftändniß der Bertragfchließenden, daß der Vertrag 
als nicht geſchloſſen gelten ſoll. 

Durch das Einverjtändnig der Bertragichließenden, daß der 
Bertrag als nicht geſchloſſen gelten jolle (j. g. contrarius consensus), 

1) Dan vergl. Zeitichrift für Nechtspflege und Verwaltung N. F. Bd. 30 ©. 37 
fig. und oben ©. 95 not. 3. 

2) Man vergl. Zeitichrift für Nechtspflege und Berwaltung a. a. DO. — Wäre 
der Schuldtilgungsvertrag nuter einer Vorausſetzung geichloffen worden, 3. B. wenn 
der Gläubiger dem Schuldner unter der Borausfegung quittirt, daß diefer ihm einen 
Erpromiffor ftellt, jo würde, wenn der Schuldner den Expromiſſor wicht ftellte, die 
condictio ob causam datorum begründet fein (88. 1531, 1538 des BGB... Bon 
dem Schuldtilgungsvertrage ift der ſ. g. Erlafivertrag verfchieden; der Tetstere fan auch 
sub die oder sub conditione geſchloſſen werden. 

3) Man vergl, $. 999 des BGB.'s. — Der Schuldtilgungsvertrag kaun aber 
nicht fo geichlofjen werden, daß, wenn ein Grundſtück gejduldet wird, der ususfru- 
etus erlaffen fein foll (1. 13 8. 2 D. de acceptilat.). Bei wahlweijen Forderungen 
hat der Schuldtilgungsvertrag, wenn er über eine Leiftung geſchloſſen worden ift, 
Wirkung für die ganze Forderung; ebenfo bei der obligatio generis (l. 13 8.4 D. 
de accept.). — Nach meiner Anficht fann ein Schuldtilgungsvertrag nicht zu Gunſten 
eines Dritten geichlofien werden, wel der Dritte nicht durch eine und diefelbe Hand- 
fung die Lage des Gläubigers fchlechter und die des Schuldners beffer machen fanı. 
Ich halte felbft eine negotiorum gestio bei diefem Bertrage für ausgeſchloſſem 

4) Man vergl. $. 1015 des BEB.'s uud über die Folgen des Schuldtilgungs- 
vertrages bei der Bürgichaft und bei Geſammtſchuldverhältniſſen Zeitichrift für Rechts— 
pflege und Berwalting a. a. DO. ©. 39. 

5) Man vergl. oben S.554 not. 6 und Zeitichrift für Nechtöpflege und Berwaltuug a. 
a. O. S. 40 fig. — liebergabe der Quittung ift nicht etwa eine Solennität; bat der 
Schuldner die Onittung in den Händen, fo wird angenommen, daß fie ihm von dem 
Glänbiger übergeben worden ſei, foferu nicht der Gläubiger nachweiſt, daß der Schuld- 
ner die Quittung ohne feine Einwilligung an fid) genommen babe. 
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wird ein Bertrag, welcher weder ganz noch theilweife erfüllt worden 
ift, Jo aufgehoben, als „ob er nicht gefchloffen worden wäre). Ein 
Vertrag, welcher bereits ganz erfüllt ift, Fann nicht durch contrarius 
eonsensus aufgehoben werden. it der Vertrag nur erft zum Theil 
erfüllt, jo bat der contrarius consensus blos die Wirkung, daß der 
Vertrag, ſoweit er noch nicht erfüllt ift, als nicht gefchloifen gilt ?). 

Iſt in dem Bertrage, von welchem die Bertragjchliegenden durch 
gegenfeitiges Einverjtändnißg abgehen, nicht für diefen Fall im Voraus 
Etwas bejtimmt, und ſoll nad der Abficht der Bertragjchließenden 
auch das in Folge des Bertrages Geleijtete zurüderjtattet werden, 
jo gilt dies als ein neuer Vertrag’). Weder durch den contrarius 
eonsensus noch durch Vertrag über die Rüderjtattung des Geleijteten 
fünnen Nechte Dritter beeinträchtigt werden *). 

Der contrarius eonsensus zeritört die Forderung, wie der Schuld» 
tilgungsvertrag ’). 

$. 338, 
Crlaßvertrag. 

Unter dem Erlaßvertrage (Nachlaßvertrag) veriteht man das 
j. g. pactum de non petendo des römijchen Rechts. Der Erlap- 
vertrag kann fich entiveder auf die Forderung (pactum de non pe- 
tendo in rem) oder blos auf die Perjon des Schuldners oder des 
Gläubigers (pactum de non petendo in personam) beziehen °). In 
jenem Falle fällt derjelbe mit dem oben behandelten Schuldtilgungs- 
bertrage zufammen. In diefem Falle wird aus dem obligatorijchen 
Nexus die Perſon des Schuldners oder des Gläubigers herausgenommen. 
Haftet für diefelbe Schuld (idem debitum) nur Ein Schuldner, fo 
it ein Grlaßvertrag, ohne Aufhebung der Schuld, nur auf eine Zeit 
(pactum de non petendo temporale) oder mit der Bejchränfung auf 


1) Man vergl. $. 1000 Sak 1 des BGB.'s. Der contrarius consensus fanı 
auch ftillichweigend erflärt werden. Namentlich gilt ein Kauf al® durch contrarius 
consensus als aufgehoben, wenn der eine Bertragfchliefende den anderen mit deffen Ein- 
willigung aus dem Bertrage entläft, und wenn ein neuer Kauf über dieſelbe Sache 
unter anderen Bedingungen gefchloffen wird. ' 

2) Man vergl. $. 1000 Sab 2 des BGB.'s. 

3) Diefer Vertrag bedurfte zu feiner Gültigkeit der Stipulation (1. 58 in f. D. 
de pact.). Nach heutigem Rechte kommt er durch Conſens zu Stande Mau vergl. 
auch Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung Bd. 29 ©. 508 fig. 

4) Man vergl. $. 1000 Sat 3 des BGB.'s. 

5) Dan vergl. Zeitfchrift für Nechtspflege und Berwaltung Bd. 30 ©. 42. 

6) Man vergl. Zeitfchrift für Rechtspflege und Berwaltung N. 5. Bd. 29 ©. 511 fig. 

36* 
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die Lebenszeit des Schuldners denkbar. Haftet für eine Schuld ein 
Hauptjchuldner und ein Bürge, jo hat ein Erlaßvertrag, den jener 
ſchließt, auch für diefen Wirkung. Haften für diefelbe Schuld Vichrere 
als Gejammtjchuldner, jo wird durch den auf die Perſon bejchränften 
Grlaßvertrag nur der Schuldner, mit welchem er gejchlofjen worden 
ift, liberirt). In ähnlicher Weife ift der von einem Gläubiger für 
jeine Berfon gejchloffene Erlaßvertrag zu beurtbeilen. 


8. 339. 
Neuerungspertrag. 

Durch einen Neuerungsvertrag (Novation) wird eine Forderung 
aufgehoben, wenn durch Bertrag an ihrer Stelle eine neue Forderung 
begründet wird; es wird dazu die ausdrüdlich erklärte oder jonft 
deutlich erfennbare Abficht, die urjprüngliche Forderung aufzuheben 
und eine neue zu, begründen, erfordert ?). 

Hat der Neuerungsvertrag den Zweck, daß ein neuer Gläubiger 
an die Stelle des zeitherigen Gläubigers treten joll (Delegation), jo 
wird erfordert, daß der Schuldner Dasjenige, was er dem bisherigen 
Släubiger zu leiten bat, unter dejjen Einwilligung dem neuen 
Gläubiger verfpricht und der Ießtere dieſes Verſprechen annimmt ?). 
Soll durch den Neuerungsvertrag an die Gtelle des bisherigen 
Schuldners ein neuer Schuldner treten (Erpromiflion), jo jeßt dies 
einen Vertrag des letzteren mit dem Gläubiger voraus, durch welchen 
diefer den bisherigen Schuldner feiner Verbindlichkeit entläßt und 
den neuen Schuldner als joldhen annimmt; Einwilligung des bis- 
herigen Schuldners ift nicht erforderlich. Erfolgt der Eintritt des 
neuen Schuldners in Folge eines Auftrags des bisherigen Schuldners 
oder in der Abficht, deſſen Gefchäfte zu führen, jo ift das Rechtsver- 
hältniß nad) den VBorjchriften der Gejchäftsführung vermöge Auftrags 


1) Man vergl. Zeitichrift für MNechtspflege und Verwaltung N. F. Bd. 30 S 
42 und $. 1030 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1001 des BOB. — Während nadı römiſchem Rechte eine 
Novation die Stipilation erforderte, Tann nad) heutigem Rechte eine Forderung in der 
Weiſe, daf eine nene begründet wird, welche jene in fi) aufnimmt, durch Konfens des Gläu— 
bigers und des Schuldners (durch Nenerungsvertrag) getilgt werben (man vergl. Zeitichrift für 
Rechtspflege und Berwaltung a. a. DO. ©. 35 flg.). — Ueber die Novation einer For— 
derung, welche von einem die® oder von einer conditio suspensiva abhängt, vergl. 
Zeitfchrift für Nechtspflege und Berwaltung N. 5. Bd. 29 ©. 481 flg., und über die 
bedingte Novation ebendafelbft S. 491 flg. und Commentar Bd. 2 ©, 192. 

3) Dan vergl. $. 1002 des BGB. — Die Bemerkung oben ©. 562 not. 3 
am Schluſſe gilt aud) von dem Erlafvertrage. 
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oder ohne Auftrag zu beurtheilen. Willigt der bisherige Gläubiger 
in den Eintritt des neuen Gläubigers, damit eine Schuld des erjteren 
an den leßteren gededt wird, oder übernimmt der neue Schuldner 
eine Berbindlichkeit des bisherigen Schuldners mit deijen Einwillig- 
ung, um ihn wegen einer Schuld zu befreien, jo erlöfcht durch den 
Nenerungsvertrag im eriten Falle die Forderung des neuen Gläubigers 
an den bisherigen Gläubiger, im lebten Falle die Korderung des 
bisherigen Schuldners an den neuen Echuldner?).. Durch einen 
Neuerungsvertrag erlöjcht die bisherige Forderung ſammt allen mit 
ihr verbundenen Rechten und Nebenanjprücden; Einwendungen, welche 
gegen die bisherige Forderung zujtanden, Fünnen gegen ‚die neue 
sorderung nicht geltend gemacht werden; kann von dem neuen 
Schuldner Etwas nicht erlangt werden, jo it dies allein fein Grund 
zu einem Rückanſpruche gegen den bisherigen Schuldner ?). 

Anm. ine befondere Erwähnung verdient der Neuerungsvertrag, welchen eine 
Ehefrau mit dem Gläubiger ihres Ehemannes zu dem Zwecke fchlieht, um den Ehe- 
mann von feiner Berbindlichkeit zu befreien. Im diefem alle nämlich dauert die Ber- 
bindlichfeit des Ehemannes unverändert fort, weil die Interceffion der Ehefrau nichtig 
ift (oben &. 197 flg.) umd die Liberationserflärung des Gläubigers mit ihrer Bor- 
ausfeßung wegfällt (88. 1534, 1547 des BGB.'s). Folgen, welche ſich aus diejem 
Sefichtspunkte ergeben, find unter anderen nachftehende: daß die von dem Ehemanne 
beftellten Bänder und Bürgen durch die Interceffion der Ehefrau nicht befreit werden, 
daß eine confusio debiti et erediti nicht eintritt, wenn der Gläubiger Erbe der Ehe» 
frau wird, daß aber auch durch die Auterceffion der Ehefrau die Verjährung der For- 
derung an den Ehemann nicht unterbrochen wird. Iſt die Schuld des Ehemannes 
eine Gefammtichuld, fo werden die übrigen Gefammtichuldner durch die Interceffion 
der Ehefrau für den Ehemann nicht befreit. Haben Mehrere, als Gefammtgläubiger, 
eine Forderung an den Ehemann und intercedirt die Ehefrau einem Gefammtglänbiger 
gegenüber, jo dauert die Forderung nur diefen Gejammtgläubiger gegenüber fort, 
während fie den anderen Gefammtgläubigern gegenüber als getilgt gilt (Siebeuhaar, 
Correalobligationen S. 87 flg.). 


IV. Redtsfräftiges Urtheil. 


Sit eine Forderung dem Gläubiger durch rechtsfräftiges richter: 
liches oder jchiedsrichterliches Erkenntniß abgejprochen, jo ift fie er- 


1) Man vergl. 88. 1003, 1295 flg., 1339 flg. des BOB.'s. 

2) Man vergl. $. 1004 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1005 des BGB.'s und Motive zu diefem $. im Commentar 
Bd. 2 ©. 198 fig. 
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loſchen). Daß der Bellagte, welcher freigefprochen worden ift, zum 
Schuße feiner gänzlichen oder theilweifen Loszählung von der Klage 
die ſ. g. exceptio rei judicatae hat, ijt bereits oben bemerkt worden ?). 
Es ift daher jehr wohl möglich, daß derjelbe auf die exceptio rei 
Judicatae verzichtet, und zwar ſtillſchweigend durch Unterlaſſung der 
Vorſchützung derjelben und ausdrüdlid durch Bertrag mit dem 
Gläubiger. Eine j. g. naturalis obligatio bleibt aber nach dem 
rechtsfräftigen abjolutorifchen Urtheile nicht übrig. Die Beantwort— 
ung der Frage, ob der Schuldner, welcher die Forderung, troß des 
rechtsfräftigen freifprechenden Urtbeils, erfüllt, die condietio indebiti 
babe, richtet jich darnach, ob der Schuldner unter Verhältniſſen er: 
füllt hat, welche dafür jprechen, daß er auf die exceptio rei judi- 
catae zu verzichten beabjichtigt habe oder nicht. 

Nach römiſchem Rechte bildete die exceptio jurisjurandi eine 
Art der exceptio pacti conventi, weil in dem Eide eine Art des 
Bergleichs erblidt wurde’). Dies hat fich nach unferem Proceſſe 
rücfichtlih des vom Nichter zuerfannten Eides erledigt, indem über 
die” rechtlichen Folgen, welche ein geleifteter Eid hat, erfannt wird und 
die exceptio jJurisjurandi mit der exceptio rei judieatae zuſammen— 
fällt. Eine exceptio jurisjurandi läßt fich nach unſerem Rechte nur 
noch bei einem Bertrage denken, durch welchen die Entfcheidung über 
eine Forderung von der Ableijtung eines gerichtlichen Eides ab- 
hängig gemacht wird *). 


8. 341. 
V. Wegfall der Berjonen bei Forderungen. 


Forderungen, welche vermöge ihrer Natur, 3. B. Leibrenten, 
Auszug, oder vermöge bejonderer Vereinbarung an die Perſon des 
Gläubigers gebunden find, erlöfchen mit deſſen Tode’). Daifelbe 
tritt mit dem Tode des Schuldners ein, wenn ein rein perjönliche 
Leiftung deſſelben, 3. B. Dienjte, Gegenjtand der Forderung find ®). 


1) Man vergl. SS. 1006, 1425 des BGB.'s. 

2) Man vergl. oben S. 156 flg. 

3) Man vergl. 1. 2, 1. 31 in fine D. de jurejur. 

4) Man vergl. $. 1427 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1007 Sat 1 des BGB.'s und oben $. 84. 
6) Dan vergl. $. 1007 Sat 2 des BGB.'s. 


Erlöfchen der Forderungen. 567 


Bereinigen fich die Perſonen des Gläubigers und des Schuldners 
in Einer Perſon, jo erlöjcht die Forderung’). Iſt die Vereinigung 
nur zu einem Theile der Forderung eingetreten, jo erlöjcht die For: 
derung nur zu einem Theile”). Die Forderung lebt wieder auf, wenn 
die Vereinigung in der Art wieder rüdgängig wird, daß fie als nicht 
eingetreten zu betrachten ift?). 


8. 342. 


VI Erlöſchen der Forderung wegen (nachfolgender) Un 
möglichkeit der Leiſtung. 


Wird die Yeiltung, zu welcher der Schuldner verpflichtet ift, uns 
möglich, jo erlöjcht die Forderung, foweit die Leiſtung unmöglich ge 
worden ijt, jedoch vorbehältlich der Haftpflicht des” Schuldners für 
Berfchuldung und für einen etiva eingetretenen Verzug‘). Die For: 


1) Man vergl. $. 1008 Satz 1 des BGB.'s. 

3) Dian vergl. $. 1008 Eat 2 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1008 Sat 3 des BOB.’ — Bei der Abtretung einer Forder⸗ 
ung hat die ſ. g. confusio debiti et erediti nur vücfichtlich dev Bürgſchaft und der 
Pfandbeftellung eine Wirkung, wie bereits oben ©. 514 not. 3 am Schluffe bemerkt 
worden iſt. — Der zwar nicht einzige, aber hanptfächlichfte Kal der confusio tft bie 
ans dem Erbicaftsantritte hervorgehende Bereinigung zweier VBermögensmaffen unter 
der Herrichaft Einer Perfon. Man hat jedoch hier zwei Fälle genan zu unterfcheiden. 
Der erfte Kall ift der, wem der Schuldner Erbe des Gläubigers oder der Gläubiger 
Erbe des Schuldners wird. Im diefem Falle erlöfcht die Forderung nebft allen Neben- 
rechten, foweit nicht bei den Hypothelen nad) den SS. 443, 2285 des BGB.'s eine 
Ausnahme eintritt, mit dem Zeitpunkte des Erbfchaftsantrittes, wie durch Erfüllung ; 
die Korderung lebt aber wieder auf, wenn die Kolgen des Erbichaftsantrittes wieder 
rüdgängig gemacht werden, 3. B. in den Fällen der $$. 2329, 2333, 2520 des BGB.'s. 
Der zweite Fall ift der, wo in Folge des Erbſchaftsantrittes der Erbe zu einer 
Forderung als nener Gläubiger oder als nener Schuldner hinzutritt. Im diefem Falle 
ift zu unterscheiden, ob die Forderung, in welche fuccedirt wird, eine Hauptforderung 
oder eine Nebenforderung ift. Iſt es eine Hauptforderung, 3. B. wenn ein Gefammtgläu- 
biger Erbe eines Gefammtglänbigers oder ein Geſammtſchuldner Erbe eines Gefammt- 
glänbigers wird, fo ift der Erbe fowohl aus eigener Perfon, als aud) in jeiner Eigen- 
ſchaft als Erbe Gläubiger oder Schuldner. Iſt es eine Nebenforderung, fo ift fie als 
durch confusio erlofchen zu betrachten, z. B. wenn,der Schuldner oder der Gläubiger 
Erbe des Bürgen oder der Bürge Erbe des Schuldners oder des Gläubigers wird. 
(Man vergl. $. 1465 de8 BGB.'s, und über die coufusio im Allgemeinen Sieben- 
haar, Correalobligationen S. 4+ flq.) 

4) Dan vergl. $. 1009 des BGEB.'s und oben S. 474 (Berihuldung) und ©. 
481 (Verzug). 
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derung gilt als erloſchen bei jeder Art der Unmöglichkeit, ohne Unter— 
ſchied, ob der Gegenſtand derſelben untergegangen, außer Verkehr 
geſetzt, dem Schuldner abhanden gekommen, oder ſoviel die auf ein 
Thun gerichtete Forderung betrifft, eine perſönliche Unfähigkeit des 
Schuldners entſtanden, und ob die Unmöglichkeit durch oder ohne 
Verſchuldung eines Dritten eingetreten iſt)y. Die Leiſtung einer nur 
der Gattung nach bejtimmten Sache gilt als unmöglich, wenn die 
Leiltung ſämmtlicher zu der fraglichen Gattung gehörigen Sachen 
unmöglich geworden ift?). Eine wahlweife Forderung erlöfcht, wenn 
die Unmöglichkeit der Leiſtung rückſichtlich aller wahlweiſe ges 
jchuldeten Sachen eingetreten iſt; bezieht fich die Unmöglichkeit nur 
auf einzelne Sachen, jo bejchränft fi) das Wahlrecht auf die übrigen 
Sachen’). Kommt "dem Schuldner die Wahl zu, jo kan er fi, 
wenn eine Sace durch Zufall untergegangen ift, durch Bezahlung 
des Werthes der untergegangenen Sache von feiner Verbindlichkeit 
befreien ®). 

Bei zweifeitigen Forderungen kann Derjenige, welchem die Leift- 
ung dur Zufall unmöglich geworden iſt, die Gegenleiftung nicht 
fordern, er ift auch verbumden, die Gegenleijtung, wenn er fie erhalten 
bat, zurücdzugeben, ausgenommen wenn nach den oben ©. 522 an- 
gegebenen Vorſchriften über die Gefahr, 3. B. bei dem Kaufe über 
eine dem Stüde nach beftimmte Sache, die Gefahr von dem Anderen 
zu tragen it, welchenfalls Derjenige, welchem die Leiſtung durch Zufall 
unmöglich geworden it, die Gegenleiftung fordern und wenn er fie 
bereits empfangen bat, "behalten kann“). Wird der Schuldner bei 
einem einjeitigen Bertrage, 3. B. bei dem Auftrage, durch die Un: 
möglichkeit der Leiſtung von jeiner Verbindlichkeit befreit, jo behält 
er deilenungeachtet die in Folge des Bertrages bereits entjtandenen 
Gegenforderungen ®). 

Eine Forderung, welche eine andere als Hauptforderung voraus: 
jeßt, erlöjcht mit der lebteren, ausgenommen wenn das Grlöfchen 


1) Man vergl. $. 1010 des BGB.'s, und über dem Lebergang einer dem Schuld: 
ner wider einen Dritten zuftchenden Forderung oben ©. 541 unter e und $$. 960, 
1010 Sat 2 des BÖB.'s. 

2) Dan vergl. 8. 1011 des BGB.'s. 

3) Dan vergl. 8. 1012 Cat 2, 3 de8 BGB.'s ımd oben ©. 474. 

4) Man vergl. 8. 1012 Sat 4 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 8. 1013 des BGB.'s. 

6) Dan vergl. 8. 1014 des BGEB.'s. 
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der Hauptforderung ihren Grund in einer Verschuldung des Neben: 
verpflichteten bat, 3. B. wenn der Bürge die gejchuldete Sache ver: 
nichtet ). 

Anm. Der Erlüfhungsgrumd der Korderung durch concursus duarum lucra- 


tivarım causarum gilt nach dem bürgerlichen un. ebenfalls, wie in der Zeit— 
Schrift für Nechtöpflege und Berwaltung N. F. Bd. 28 ©. 331 fig. gezeigt wird. 


8. 343. 
VI Erlöſchen der Forderung bitch Berjährung. 


Forderungen erlöfchen durch Verjährung in dreißig Jahren, ſo— 
fern nicht eine fürzere Verjährungszeit gejeglich beftimmt iſt ?). Für 
gewwiffe Forderungen gilt nach dem Geſetzbuche eine dreijährige Ver— 
jährung ?). Ueber den Beginn der Verjährung bei diefen Forder— 
ungen enthält das bürgerliche Geſetzbuch im $. 1018, welcher in der 


1) Man vergl. $. 1015 des BOB. 

2) Mair vergl. 8. 1016 Sat 1 des BGB.'s und oben ©. 138 fig. 

3) Man vergl. $. 1017 des BGB.'s. — Ich gebe diefen 8. bier wörtlich: 

&. 1017. 

Mit dem Ablaufe von drei Jahren verjähren die Forderungen: 

1) der Apotheker, Fabrikanten, Buchhändler, Kanfleute und Händler jeder Art, 
ES pediteure, Küuftler, Handwerker für gelieferte Waaren und geleiftete Arbeiten 
ihres Gefchäftes, mit Ausnahme der Korderungen für ſolche Waaren und Ar- 
beiten, welche dem Schuldner zum Behnfe eines eigenen Gewerbs- oder Han- 
delsbetriebes geliefert oder geleiftet worden find; 

2) der Werfonen, welche aus der Leiſtung gewiſſer Dienfte ein Gewerbe machen, 
fofern die Forderungen aus ihrem Gewerbsbetriebe hewrühren, insbefondere der 
Mäller, Agenten, Feldmeſſer, Hebammen, Barbiere, Wäfcherinnen, Lohnbe- 
dienten ; 

3) der Poft- und Telegraphenanftalten, der Verwaltung von Eifenbahnen, der 
Schiffer, Frachtfuhrlente, Lohnkutſcher, Boten und Pferdeverleiher, an Porto, 
Briefträgerlohn, Telegraphengebühren, Frachtgeld, Fuhrlohn, Botenlohn und für 
Pferdemiethe, ſowie hinſichtlich der bei dem — und Perſonentransporte 
gehabten Auslagen; 

4) der Gaſtwirthe und Derjenigen, welche Speiſen und Getränke irgend einer Art 
gewerbmäßig verabreichen oder verſchänkeu, für Wohnung, Belöſtigung und 
fonftige für ihre Gäfte gewährte Bedürfniſſe und beftrittene Auslagen; 

5) Derjenigen, welche bewegliche Sachen gewerbmäfiig verleihen, wegen des Leih- 
geldes für den Gebrauch derielben; 

6) der öffentlichen und Privat-Lehr- uud Erziehungs -, ſowie Penfions- und BVer- 
pflegungsanftalten jeder Art für Unterhalt, Unterricht, Erziehung, Pflege und 
jeden fonftigen mit dem Zwede der Anftalt in Verbindung ftchenden Aufwand; 
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Note ') wiedergegeben ift, das Nähere, und ich beziehe mich auch bier 
auf das im Commentar Bd. 2 S. 201 flg. Bemerfte. 
Siebentes Eapitel. 
Geſammiſchuldverhältniſſe. 


8. 344. 
J. Geſammtſchuldverhältniſſe im Allgemeinen. 


Bereits oben im $: 276 iſt der Begriff der Geſammtforderung 
im Gegenfage zu der Einzelnforderung gegeben worden. Hierauf 





— 


7) der öffentlichen und Privatlehrer hinfichtlich ihrer Honorare, jedoch, foviel dieje 
und die unter Nr. 6 gedachten Forderungen anlangt, mit Ausnahme derjenigen, 
welche bei den Univerfitäten und anderen öffentlichen Lehr:, Penfions- und Ber- 
pflegungsanftalten vorſchriftemäßig geftundet werden; 

8) der Vehrherren und Lehrmeifter hinfichtlich des Lehrgeldes und anderer im Lehr- 
vertrage bedungenen Leiftungen; 

9) von Auszugsleiftungen; 

10) der Hans: und Wirthichaftsbeamten, Hauslehrer, Erzicherinnen, Privatjecretäre, 
Handlungsgehülfen und anderer Seichäftsgehülfen, Privatcopiften und des Ge— 
findes hinſichtlich des Gehaltes, Lohnes und anderer Dienftbezüge ; 

11) der Fabrikarbeiter, Handwerksgeſellen, Tagelöhner und anderer Haudarbeiter 
wegen Arbeitslohnes; 

12) von Gebühren und Berlägen, welche öffentlichen Behörden jeder Art, Advocaten, 
Notaren, Aerzten, Chirurgen und Thierärzten aus ihren Gefchäftsverhäftniffen 
gegen Privatperfonen zuftehen; 

13) der Kirchen und Schulen, fowie dr Kirchen» und Schuldiener wegen der Ge— 
bühren für Firchliche und andere Amtshandlungen. 

und beziehe mich auf die Interpretation dieles $. im Kommentar Bd. 1 ©. 199 und 
füge dem dort Gefagten nur noch die Bemerkung bei, daf munter Mr. 1 des 8. 
1017 die Forderungen ans dem Berdingungsvertrage, fo weit derfelbe nicht nuter den 
Geſichtspunkt eines Kaufes fällt (8. 1245 des BOB.'S), nicht mit begrifien ift. 


1) 8. 1018. 


Bei allen in $. 1017 genannten Forderungen beginnt die Berjährung mit dem 
Schluſſe des Jahres, in welchen fie fällig geworten find. Bezieht ſich die Forderung 
eines Arztes, Chirurgen oder Thierarztes auf eine beftimmie Kur, fo enticheidet der 
Schluß des Jahres, in welchem fich die Eur endigte. Bei den Forderungen umter Nr. 
12, welche Gerichten und Advocaten aus einem Nechtäftreite erwachien find, wird die 
Verjährung vom Schluſſe des Jahres an gerechnet, in welchem der Mechtöftreit been: 
digt worden, oder die Vollmacht des Advocaten erloſchen ift. 
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Bezug nehmend, bemerke ich über die Geſammtforderung noch Nach— 
ſtehendes. 

Das bürgerliche Geſetzbuch begreift unter den Geſammtſchuld— 
verhältniſſen alle Forderungen, bei welchen entweder von mehreren 
Gläubigern jeder einzelne das Recht hat, den ganzen Gegenſtand der 
Forderung zu verlangen, dieſer aber nur einmal gefordert werden 
kann (Geſammtforderungen), oder von mehreren Schuldnern jeder 
einzelne den ganzen Gegenſtand der Forderung zu leiſten verpflichtet, 
dieſer aber nur einmal zu leijten ijt (Gefammtjchulden)'). Der Unter— 
ſchied zwiſchen Gorrealobligationen und Solidarobligationen, welchen 
man in der Theorie des gemeinen Rechts zu machen pflegt, iſt hiernach 
in das bürgerliche Gejeßbuch nicht übergegangen”). Unſer Rechts: 


1) Man vergl. $. 1019 des BGB.'s. 

2) Der Unterfchieb zwiſchen Correalobligationen und Solidarobligationen ift fol 
gender. Correalobligation ift diejenige Obligation, vermöge deren mehrere Gläu— 
biger eine und diefelbe Forderung haben oder mehrere Schuldner für eine und diejelbe 
Schuld haften. Sieht man auf das Object der Forderimg oder der Schnuld, fo ift es 
bei allen Glänbigern oder Schuldnern ein und daſſelbe, alſo eins, nicht gemeinichaft- 
lich oder einheitlih. Sicht man auf die Perfonen der Gläubiger oder Schuldner, fo 
find fo viele Korderungen vorhanden, als Gläubiger oder Echuldner vorhanden find. 
Entftehungsgründe der Correalobligation waren nach römischen Nechte Stipnlation, 
materielle Contracte, insbefondere Kauf, Pacht und Miethe, Hinterlegung (Depofitun), 
Gebranchsleihe (Commodat), wenn fie von Mehreren mit dem Mebenvertrage, daf fie 
für das Ganze hafteten, geichloffen worden waren, endlich Teftament (1.9 pr. D. de duobus 
reis). Nacd meiner Anficht fonnten Gefammtforderungen (Forderungen mit mehreren 
Gläubigern) nur durch Stipulation und Teftament, nicht durch materielle Contracte 
mit dem Nebeuvertrage der correalen Haftung, begründet werden. Solidarobli- 
gation dagegen ift diejenige Obligation, vermöge deren mehrere Schuldner unabhän- 
gig von einander Einem Gläubiger zu einer Leiſtung verpflichtet find, welche denfelben 
Zwed hat und nur einmal erfolgen kann, weil, wenn der Zweck erreicht ift, der 
Gläubiger feine Forderung mehr hat. Entftehungsgründe der Solidarobligation find 
die Delicte und Onafidelicte, wenn fie von Mehreren begangen werden. So haften 
mehrere Inhaber der Wohnung, aus welder Etwas herabgefallen oder gegofien wor— 
ben ift (l. 1 $$. 1, 4 D, de his, qui effuder. vel dejec.), mehrere Saftwirthe (cau- 
pones), wenn ihre Leute an dem ihnen übergebenen Sachen Schaden verurſacht haben 
($. 3 J. de obligat. quae quasi ex delict. nasc.), endlich Mehrere, welche fich einer 
Beihädigung fremder Sachen, oder eines Diebftahls gemeinfchaftlich ſchuldig gemacht 
haben, für Schadenerfag in solidum (jeder ganz), aber nur in fo weit, als, wenn 
Einer von ihnen den Schaden erjett hat, ein Schadenerfaganipruch nicht mehr vor- 
handen if. Bei einer Solidarobligation fönnen immer nur mehrere Schuldner, nie, 
mehrere Gläubiger vorlommen. 

Der vorzäglichfte Unterfchied zwilchen der Correalobligation and Solidarobligation 
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verkehr kennt dieſen Unterſchied nicht und unjerer Sprache fehlt es 
an technifchen Ausdrücken für die Unterfcheidungsmerfmale der ange— 
gebenen beiden Arten der Gefammtjchuldverhältniffe Eine Gejek- 
gebung würde den praktischen Bedürfniffen nicht genügen, wenn fie, 
einer in ihrem Wertbe ziveifelbaften Theorie zu Yiebe, auf Unter: 
ſchiede Rückſicht nähme, welche in der Entwidelung des Nechtsverfehres 
längit verſchwunden find, Ddeifenungeachtet aber in der Erinnerung 
einiger dem praftifchen Leben fernjtehender Theoretifer fortleben und 
von diefen als ein nur ihnen zugängliches Geheimniß betrachtet 
werden. 

Anm. Auf die Beftimmungen des allg. d. Handelsgeſetzbuchs über die folidarifche 
Haftung der Handelsgejellihafter wird in dem Nachftehenden nicht eingegangen werden. 
Ic habe in meiner Schrift, die Correalobligationen, S. 125 jlg. die Correalobliga> 
tionen der Gefellichaften (socii) umſtändlich dargeftellt, auch ©. 365 flg. die einfchla- 
genden Artikel des allg. d. Handelsgeſetzbuchs (Art. 112, 121, 269, 281) zu interpre- 
tiren gefucht und glaube mich auf das dort Geſagte um fo mehr beziehen zu können, 
als das allg. d. Handelsgeſetzbuch überhaupt nur ein Specialgefet ift. 


8. 345. 
I. Entjtehungsgründe der Geſammtſchuldverhältniſſe. 

In dem bürgerlichen Gefeßbuche wird die correale Haftpflicht 
an eine Menge Berhältniffe geknüpft, welche insgefammt darin über: 
einjtimmen, daß die mehreren Schuldner entweder durch gemeinjchaftliche 
Begehung einer unerlaubten Handlung, oder durch Nichterfüllung 
einer ihnen durch das Geſetz auferlegten Verbindlichkeit, oder durch 
Vernachläſſigung der ihnen obliegenden Diligenz Schaden verurjacht 





beftand im römiſchen Rechte darin, daß bei der erfteren (menigftens bei der durch 
Stipulation begründeten), wenn ein Geſammtgläubiger die Korderung durch litis- 
contestatio in litem deducirt hatte, die iibrigen Gefammtglänbiger von der Geltend- 
machung derjelben Forderung ausgeichloffen waren, und wenn der Gläubiger wider 
Einen Gefammtichnloner geflagt hatte und es zur litiscontestatio gediehen war, 
die übrigen Gefammttichuldner befreit wurden (1. 2, 1. 16 D. de duob, reis, J. 31 $. 
1 D. de novat., 1. 11 8. 21 D. de leg. III, 1. 12 Cod. de solut., 1.18.43 D. 
deposit.), während bei der leßteren nur dann, wenn Ein Gefammtichuldner Sca- 
denerfat geleiftet hatte, die übrigen Geſammtſchuldner als befreit galten. 

Diefer Unterſchied hat fi aber nad) heutigem Proeeßrechte erledigt. Nun fol 
zwar feineswegs in Zweifel gezogen werden, daß fi an den Gefammtjchuldverhält- 
niffen ein Unterfchied in den Entfichungsgründen und in dem Ziele der Forderungen 
erkennen laſſe. Allein dies haben fie mit allen anderen Forderungen gemein. Soweit 
es fich bei ihmen nm die Mehrzahl der Gläubiger oder der Schuldner oder richtiger 
ber Forderungen und namentlich um den Einfluß der Aufhebung der einen Forderung 
auf die andere handelt, ftehen fie fich einander völlig gleich. 


Gefammtichuldverhältniffe. 573 


baben, für deſſen Erjag jeder einzelne für feine Perſon ganz (in 
solidum) haftet ’). 

Geſammtſchuldverhältniſſe können weiter entjtehen durch Vertrag, 
legten Willen oder ichterliche Entjcbeidung 9); die Abficht, ein Ge- 
jammtjchuldverhältniß zu begründen, ift insbejondere anzunehmen, 
wenn die Ausdrüde „Jammt und jonders“ „alle für einen und einer 
für alle“, „zu ungetheilter Hand“ „jolidarifch“ oder „correal“ gebraucht 
worden jind ®). 

Soviel den Vertrag anlangt, jo wird, da die Form der Stipu— 
lation nicht mehr bejteht, die Gejfammtforderung durch bloßen 
Conjens begründet. Derjelbe läßt fih aber nur als ein Nebenver- 
trag denken, welcer einem von Mehreren gejchloffenen materiellen 
Bertrage zu dem Zivede beigefügt wird, daß, ungeachtet der Theil- 
barkeit der Forderung, jeder einzelne Gläubiger das Necht haben 
joll, das Ganze zu fordern, oder jeder einzelne Schuldner verbindlich 
jein fol, das Ganze zu leiften *). Das „idem debitum“ iſt die For— 
derung, welche, wäre der Nebenvertrag der correalen Haftung nicht 
beigefügt worden, als unter die mehreren Gläubiger und Schuldner 
getheilt gelten würde. Die mehreren Forderungen find die order: 
ungen zwijchen den einzelnen Släubigern und Schuldnern und zwar 


1) Man vergl. 88. 777, 1185, 1272, 1289, 1313, 1316, 1458, 1495, 1496, 1556, 
1564, 1958 des BGB.'s und oben S. 271 und ©. 492 not. 4. Das im $. 777 aufgeftellte 
Princip, von welchem namentlich in den $$. 1185, 1272, 1313 mit Rückſicht auf die 
Unmöglichkeit der Theilung der Verſchuldung (culpa), der thatfächlichen Rückgabe 
einer dem Stüde nad; beftimmten Sade (Species) und der Rechnungslegung, nur 
eine einzelne Anwendung gemacht wird, kann natürlich auch für andere im bürger- 
lichen Geſetzbuche nicht berücdfichtigte Berhältniffe maßgebend fein. 

2) Man vergl. $. 1021 Sat 1 des BGB... — In wie weit ein letter Wille 
die Duelle eines Gefammtjchuldverhältnifjes fein fanır, wird in den 88. 2397, 2398, 
2431, 2432, 2433, 2399 angegeben. — Durch richterliche Entſcheidung können Gejammt- 
fhuldverhältniffe namentlich in den ſ. g. Theilungsproceffen begründet werden. — Irrig 
ift die Meinung, daß auch bei dem Berficherungsvertrage eine folidarifche Haftung der 
mehreren Berfichernden anzunehmen fei. Haben nämlich; Mehrere zufammen verfichert, 
fo haftet jeder einzelne nurprorata. Haben Mehrere bejonders (separatim) verfichert, fo haftet 
jeder einzelne ganz für den Schadenerfaß, jedoch, da Schaden nur jo weit vorhanden, 
als nicht deffen Erjat bereits geleiftet ift, blos, wenn der Berficherte nicht von dem 
Anderen Schadenerjats erhalten hat. Man würde zu ganz eigenthümlichen Ergebnifjen 
gelangen, wenn man die Haftpflicht der mehreren Berfichernden unter den Gefichtspunft 
eines Gefammtjchuldverhältniffes bringen wollte. 

3) Man vergl. $. 1021 Sat 2 des BGB.'s. — Es find dies aber nur Beifpiele. 

4) Man vergl. Siebeuhaar, Correalobligationen ©. 380 fig. 
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in berjelben Zabl, in welcher fi Gläubiger und Schuldner gegen- 
überjtehben. Sind es mehrere Gläubiger, jo bat der Nebenvertrag, 
daß jeder einzelne das Ganze fordern kann, den Einn, daß der ein- 
zelne Gläubiger das Necht haben joll, nicht blos über den ihm zus 
fommenden Theil der Forderung, jondern auch über die Theile der 
übrigen Gläubiger, und zwar ohne deren Einwilligung, jelbitändig 
zu verfügen). Sind es mehrere Schuldner, jo hat der Nebenvertrag 
der correalen Haftung den Ziwed, daß jeder einzelne Schuldner, ohne 
Nücficht darauf, in welchem Verhältniſſe er in Beziehung auf Die 
Schuld zu jeinen Mitfchuldnern jteht, die ganze Schuld bezahlen 
joll ?). 

Die Forderungen der einzelnen Gejammtgläubiger und die Schulden 
der einzelnen Gejammtjchuldner find, der Identität des debiti unbe— 
Ichadet, völlig jelbjtändige und von einander unabhängige; es kann 
die eine nichtig oder anfechtbar fein, die andere nicht; es kann die 
Forderung für den Einen von einer Zeitbejtimmung oder einer Be- 
dingung abhängig fein, für den Anderen nicht); es kann für die 
eine ein Bürge oder ein Pfand beftellt werden, für die andere nicht. 


8. 346. 
IT. Rechtliche Natur der Gejammtjchuldverhältnijje. 


Sind mehrere Gejammtgläubiger vorhanden, jo kann jeder ein- 
zelne die Erfüllung der ganzen Forderung von dem Schuldner ver- 
langen, und der leßtere fann nach feiner Wahl diefem oder jenem 
Gläubiger erfüllen, jo lange er nicht von einem Gläubiger verklagt 
und durch das Gericht von der Klage benachrichtigt worden iſt *). 
Sind mehrere Gejammtjchuldner vorhanden, jo kann der Gläubiger 


1) Dies ift namentlich etwas ganz Anderes, als die f. g. solutionis causa ad- 
jeetio, welche aud unter mehreren Gläubigern bei getheilten Forderungen vorlommen 
fan, (Man vergl. 1. 31 8. 1 D. de novat.) 

2) Das pactum der correalen Haftung ift von der wechlelfeitigen Bürgſchaft ber 
Schuldner für einander verichieden, 

3) Man vergl. 8. 1022 des BEB.'s, $. 2 J. de duob. reis, 1.7, 1.8, L 
9 3. 2, 1 12 D. de duobus reis, I. 128 D. de verb. oblig. 

4) Man vergl. $. 1023 des BGB. — Durch die Anftellung der Klage von 
Seiten eines Gefammtgläubigers wird die Klage der übrigen Gefammtgläubiger aus: 
geichloffen. Hätten fie an den Mitgläubiger, welcher geflagt hat, Anfprüce, fo würde 
ihnen unbenommen fein, zu interveniven und fonft procefjuale Sicherheitsmaßregein 
zum Schutze ihrer Nechte zu ergreifen. 
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nach ſeiner Wahl von allen oder von einigen Schuldnern oder von 
einem einzelnen Schuldner das Ganze verlangen; iſt die Forderung 
theilbar, ſo kann er die Forderung, und zwar in anderer Weiſe, als 
nach der Zahl der Perfonen, auch theilen; zur Theilung kann er 
nicht genöthigt werden; durch eine Theilung gebt der Anjpruc auf 
das Ganze nicht verloren, insbefondere fann Derjenige, von welchem 
nur ein Theil gefordert worden ift, auch noch wegen des Uebrigen 
in Anfpruch genommen tverden ’). 

Die Erfüllung an einen Gejfammtgläubiger gilt auch den anderen 
Gejammtgläubigern gegenüber als Erfüllung; die von einem Geſammt— 
jchuldner gejchehene Erfüllung gilt auch für die übrigen Gejammt- 
Ihuldner?). Ein Neuerungsvertrag, welchen ein Gefammtgläubiger 
mit dem Schuldner oder ein Gejfammtjchuldner mit dem Gläubiger 
Ichließt, hebt das Geſammtſchuldverhältniß auch für die übrigen Ge- 
jammtgläubiger oder Gejammtjchuldner auf?). Ein Vergleich wirft 
nur, joweit er eine Erfüllung enthält, gegen die übrigen Geſammt— 
gläubiger und für die übrigen Geſammtſchuldner. Bewilligt ein 
Gejammtgläubiger nur für feine Perſon einen Nachlaß, fo jchadet 
die den übrigen Gejfammtgläubigern nicht; wird einem Geſammt— 
ihuldner nur für feine Perſon ein Nachlaß vertwilligt, fo nüßt dies 
den übrigen Geſammtſchuldnern nicht’). Ein Gejammtjchuldner kann 


1) Man vergl. $. 1024 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1026 des BGB. — Als Erfüllung gilt aud) die gerichtliche 
Hinterlegung der Schuld, unter den fonftigen VBoransfegungen der ES chuldtilgungs- 
vertrag, der ſ. g. Eompenfationsvertrag und die Ausftelung einer Quittung. — Wäre 
die Forderung, nachdem fie bereits erfüllt geweſen, ein zweites Mal erfüllt worden, 
jo würde der Gefammtichuldner, welcher das zweite Mal erfüllt hat, die condictio in- 
debiti haben und der Gefammtgläubiger, welcher das zweite Mal Zahlung erhalten 
hat, zur Nüdgabe nad) den Vorjchriften über die condictio indebiti verpflichtet fein. 

3) Man vergl. $. 1028 des BIB!’S und oben ©. 564. Das den Neuerungs- 
vertrag beherrichende Princip ift nämlih, daß die Forderung nicht blos durd die 
Leiftung Desjenigen, was geichuldet wird, fondern and dadurd aufgehoben wird, 
daß, mit Einwilligung des Gläubigers, anflatt des Gefchuldeten etwas Anderes ges 
feiftet werden fol. Ob der Neuerungsvertrag, eutgeltlih oder unentgeltlich, blos unter 
denfelben Perfonen, oder mit einem Wechſel der Perſon des Schuldners oder des Glän- 
bigers (Erpromiffion und Delegation) geichloffen wird, macht feinen Unterſchied. 

4) Dan vergl. $. 1029 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1030 des BGB.'S und oben S. 563. Ein pactum de non 
petendo, welches ein Geſammtſchuldner fo geſchloſſen hätte, daß es aud) dem aubderen 
Geſammtſchuldner nügen follte, würde auch dem anderen Geſammtſchuldner nütsen 
(l. 25, 1. 26, 1. 27 pr. D. de pact.). 


576 | Biertes Bud). 


nur mit folchen Gegenforderungen aufrechnen, welche ihm jelbit gegen 
den Gläubiger zuiteben; ift aber die Aufrechnung mit einem Ge— 
jammtgläubiger oder von einem Gefammtjchuldner erfolgt, jo jteht 
dies der Erfüllung der Forderung gleich”). Die rechtlichen Folgen 
der Vereinigung der Forderung und der Verbindlichfeit (confusio) 
in der Berfon eines Gejfammtgläubigers oder eines Gejammtjchuld- 
ners eritreden fich nicht auf die Gejammtgläubiger oder auf die 
Sejammtjchuldner, bei welchen die Bereinigung (confusio) nicht 
eingetreten ift?). Der eine Gejammtgläubiger haftet nicht für die 
eulpa und für den dolus des anderen Gejammtgläubigers; wohl aber 
wird, wenn ein Geſammtgläubiger die Yeijtung unmöglich macht, 
der Schuldner den anderen Gejammtgläubigern gegenüber befreit, 
foweit nicht wegen eines Verzuges des Schuldners eine Ausnahme 
eintritt ). Der eine Gejammtjchuldner haftet nicht für die culpa 
oder den dolus des anderen Gejammtichuldners*), wohl aber 
würde der Gefammtjchuloner, welcher in Berzug gejeßt worden 
ift, auch dann haften, wenn die gejchuldete Leiſtung nach Eintritt 
des Verzuges durch Berfchuldung des anderen Gejammtjchuldners 
unmöglich gemacht worden wäre’). Die zufällige Unmöglichkeit der 
Leitung wirft für alle Geſammtſchuldner und gegen alle Gejammt- 
gläubiger; bezieht fie fih nur erit einen Gejammtjchuldner oder auf 
einen Gefammtgläubiger, jo nüßt und fchadet fie den übrigen Ge 
jammtjchuldnern und Gelammtgläubigern nicht ®). 

Der Berzug in Erfüllung der Forderung und in Annahme der 
Erfüllung bat, nur Wirkung gegenüber dem Gejanuntjchuldner, welcher 
fich im Verzuge der Erfüllung befindet, und gegenüber dem Gejammt- 
gläubiger, welcher in Verzug der Annahme gejegt worden ift”). 

Eine gegen einen Gejammtgläubiger eingetretene Berjährung 
wirft nicht zum Nachtheile der übrigen Gefammtgläubiger und eine 
zu Gunjten eines Oejammtjchuldners eingetretene Verjährung nicht 


1) Man vergl. 8. 1027 des BGB.'s und oben ©. 556 fig. 

2) Man vergl. $. 1033 des BGB.'s und oben ©. 557. 

3) Man vergl. 8$. 1031 Sat 1, 1009 des BGB.'s. 

4) Die l. 18 D. de duob. reis bezog fi) nur auf den Fall, wo eine dem Stilde 
nach beftimmte Sache aus einer Stipulation geichuldet wurde. 

5) Man vergl. $$. 1031 Eat 1, 1009 des BGB.'s und oben ©. 567 fig. 

6) Man vergl. 8. 1031 Sat 2 des BGB.'s. 

7) Dan vergl. $. 1025 des BGB.’ und 1. 173 D, de reg. jur. 
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zu Gunften der übrigen Gejammtjchuldner ); eine Unterbrechung 
der Berjährung wirft blos zu Gunften des Gejammtgläubigers, bei 
welchem fie eingetreten ift, und blos zum Nachtheile des Geſammt— 
ſchuldners, gegen welchen fte eingetreten ift?). 

Eine rechtsfräftige richterliche Entjcheidung, welche für oder gegen 
einen Gejammtgläubiger oder einen Geſammtſchuldner ertheilt worden 
ift, wirkt nicht für oder gegen die übrigen Gejammtgläubiger oder 
Gejammtjchuldner ?). 

8. 347. 
Fortfegung. 

Weder die Gejfammtgläubiger können Dasjenige in Anjpruch 
nehmen, was ein Gejammtgläubiger von dem Schuldner erhalten 
bat, noch ftehbt dem Gefammtjchuldner, welcher erfüllt bat, ein Rück— 
anjpruch an die übrigen Gejammtjchuldner zu, ausgenommen, wenn 
zwijchen den Gejfammtgläubigern oder den Gejammtjchuldnern eine 
Gemeinſchaft oder ein Auftragsverhältniß beſteht“). Denn es ift jo 
zu betrachten, als ob jeder einzelne Gejammtgläubiger der alleinige 
Gläubiger und jeder einzelne Gefammtjchuldner der alleinige Schuld- 
ner wäre. Hieraus ergiebt fih, daß der Gejammtjchuldner, welcher 
erfüllt bat, nicht jura cessa gegen die übrigen Gejammtjchuldner 
verlangen kann, weil der Gläubiger, wenn er von einem Geſammt— 
jchuldner befriedigt worden ift, nicht mehr eine Forderung hat, welche er 
abtreten könnte. Wohl aber ift e8 denkbar, daß, jo lange das Ge 
jammtjchulbverhältnig noch beiteht, ein Gejammtgläubiger feine For- 
derung an einen anderen Gefammtgläubiger oder der Gläubiger jeine 
Forderung an einen Gejammtjchuldner abtritt. Im erjteren Falle 
repräjentirt der Gefammtgläubiger, welchem die Forderung abgetreten 
worden ijt, die Perfonen zweier Gejammtgläubiger. Im legteren 
Falle wird nur eine Perfon aus dem obligatorischen Nerus heraus: 
genommen, im Uebrigen dauert aber die Gejammtforderung fort. 
Den übrigen Gejammtjchuldnern fann daraus Fein Nachtheil erwach— 
fen, weil fie nicht blos die Einreden, welche fie dem Abtretenden 

1) Dan vergl. $. 1034 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1035 des BGB. — Hierin ift die l. 5 Cod. de duob, 
reis geändert worden. 

3) Man vergl. 8. 1032 des BGEB.'s und oben S. 154, 351. — Bon einem ge- 
ſchworenen Eide gilt Dafjelbe. (Anders nad römiſchem Rechte, 1. 28 pr. D. de jure- 
jurand.) 

4) Man vergl. 8. 1036 des BGEB.'s. — Hierauf wird fich jedes denkbare Nechts- 
verhältniß unter den Gefammtgläubigern und Gejammtichuldnern zurücdführen laffen. 

Siebenhaar, Privatredit. 37 
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gegenüber hatten, behalten, jondern jogar dem neuen Gläubiger 
gegenüber auch folche Einreden geltend machen können, welche ihnen 
an bdiejfen, namentlich aus dem dem Gejammtjchuldverbältnife zu 
Grunde liegenden Rechtsgejchäfte, zuſtehen ’). 
8. 348, 
IV. Die untheilbare Forderung. 

Das bürgerliche Geſetzbuch faßt die -untheilbaren Forderungen, 
deren Begriff oben S. 454 flg. gegeben worden ift, als Gejammtforder- 
ungen auf?). Wie fich von ſelbſt veriteht, bezieht fich dies nur dar- 
auf, daß bei diefen Forderungen die mehreren Gläubiger die Erfüllung 
nur immer ganz, nicht nach Theilen verlangen, und die mehreren 
Schuldner nur. immer ganz, nicht nach Theilen erfüllen können ®). 
Auch ergiebt die Untheilbarfeit der Forderung für die Frage, ob ein 
Erlöfchungsgrund der Forderung, welcher in der Perſon eines Gläu— 
biger3 oder eines Schuldners eingetreten ift, auf die Forderung der 
übrigen Gläubiger oder auf die Schuld der übrigen Schuldner Ein- 
fluß babe, mehrere rechtliche Folgen, welche mit den aus dem Ge- 


1) Man vergl. oben ©. 544 not. 3, 

2), Man vergl. $. 1037 des BGB.'s. 

3) Nach römischen Rechte hatte die procehrehhtliche Behandlung der untheilbaren 
Forderungen aus dem Grunde feine Schwierigkeit, weil immer nur eine condemnatio 
pecuniaria ftatt hatte. In der 1. 85 D. de verb. oblig. werben die Forderungen, 
mit Rückſicht auf ihre Theilbarkeit oder Untheilbarkeit, folgender Geftalt eingetheilt: 

a) est aliquid quod a singulis heredibus divisum consequi possumus, 3. ®. 
Geld, 

b) aliud, quod totum peti necesse est, nec divisum praestari potest, 3. B. 
die thatfächliche Uebergabe eines Grundſtücks (stipulatio fundum tradi), die 
Beftellung einer Grunddienftbarkeit (1. 2 8. 2 D. de verb. oblig.), 

ce) aliud, quod pro parte petirur, sed solvi nisi totum non potest, 5. B. eine 
Sache aus einem genus, 

d) aliud, quod solidum petendum est, licet in solutionem admittat sectionem, 
3. ®. die f. g. stipulatio duplae. 

Die Forderungen unter b, c, d find die umtheilbaren, fiir welche die furzen Aus 
beutungen genügten, um anzugeben, vworanf die Klage zu richten und wozu der Ber 
Magte zu verurtheilen wäre Alles dies hat ſich nad) heutigem Nechte geändert, weil 
die f. g. aestimatio in das Hiülfsverfahren verwielen worden ift. Es eutfteht daher 
auch der Zweifel, ob, wenn bei einer untheilbaren Korderung mehrere Gläubiger oder 
bie Erben Eines Gläubigers concurriren, der Einzelne Magen kann, ober Alle Hagen 
müffen, und, wenn mehrere Schuldner oder mehrere Erben Eines Schuldners vor- 
handen find, die Klage wider den Einzelnen oder nur gegen Alle ftatt hat. Eine be- 
ftimmte Praris hat fi nicht gebildet. Meine Anficht Über diefe Frage habe id in 
meinem Werke, Correalobligationen ©. 412 flg., entwidelt. 
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fammtjchuldverhältniffe hervorgehenden übereinjtimmen. Wenn man 
gewöhnlich behauptet, es habe die Haftung Mehrerer bei der untheil- 
baren Schuld injofern etwas Eigenthümliches, als der Schuldner, 
welcher das Ganze geleijtet habe, von feinen Mitjchuldnern Erſatz 
für ihren Antheil fordern könne, jo berubt dies auf einem Irrthume, 
weil weder der Negreß bei jeder untheilbaren Forderung jtatt hat, 
noh in dem Berhältniffe der mehreren Schuldner dem Gläubiger 
gegenüber darauf Etwas ankommt, ob der Schuldner, welcher er 
füllt, einen Regreß an feine Mitjchuldner habe’). 

Deflenungeachtet unterjcheidet fich die untheilbare Forderung von 
der Gefammtforderung in vielfachen Beziehungen. So haften die 
mehreren Erben eines Schuldners für die ganze untheilbare Schuld 
aus der Untheilbarfeit, während die Erben eines Gejammtjchuldners, 
wenn die Forderung theilbar ift, nur nach Verhältniß ihrer Erbtheile 
haften ?). Der vorzüglichite Unterjchied zwijchen der Geſammtſchuld 
und der untheilbaren Schuld ijt aber der, daß, wenn an die Stelle 
des untheilbaren Gegenjtandes der Schuld ein theilbarer tritt, ſei es 
der Werth des erjteren oder Schadenerjaß, von diejer Zeit an und 
zwar jelbit dann, wenn es nach rechtskräftiger Verurtheilung in dem 
Hülfsverfahren zu einer Schäßung der untheilbaren Forderung kommt, 
die Forderung als eine theilbare betrachtet wird, ausgenommen, wenn 
ein die Haftpflicht für das Ganze erzeugender anderweiter Grund 
eingetreten ijt?). 


Achtes Capitel. 


Papiere auf den Inhaber. 


$. 349. 
I. Allgemeine Bemerkung. 


Das Inſtitut der Jnhaberpapiere it ein der Neuzeit eigenthüm- 
liches Jnititut, von welchem fich im römiſchen Rechte kaum eine Spur 


1) Man vergl. Siebenhaar, Correalobligationen S. 262 flg., ©. 415 fig. 
2) Dan vergl. $$. 2281, 2334 des BGB.'s und 1. 2 $. 2, 1. 72 D. de verb, 
oblig., 1. 6 D, familiae ercisc., 1. 2 Cod. de hered, act,, I. 26 Cod. de pact. 
3) Man vergl. $. 1038 des BGB.'s und Siebenhaar a. a. D. ©. 414. 
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findet '). Daffelbe ift, da wenigjtens die Ausgabe der auf Geldjum- 
men lautenden Inbaberpapiere durch Gejege geordnet worden iſt?), 
zum Theil öffentlicher Natur. Das Eigenthümliche der auf Geld» 
jummen lautenden Inhaberpapiere ift das, daß bei denjelben nur in 
Beziehung auf den Emittenten von einer Forderung die Rede fein 
fann, während in Beziehung auf das Recht, dieſe Forderung geltend 
zu machen, die Grundfäße über die Jnhabung und das Eigenthum 
der Sachen maßgebend find. So viel nämlich den Emittenten ans 
langt, jo wird er durch die Emiffion zur Zahlung an jeden Inhaber 
verpflichtet, ohne Unterjchied, ob die Schuld beiteht oder nicht, und 
wie der Inhaber zu dem Papiere gelangt ift, jofern nur der leßtere nicht 
etwa das Papier vor deſſen Emiflion wider Wiſſen und WillendesEmittenten 
an fich gebracht, oder bei der Erwerbung gewußt bat, daß es dem Emit— 
tenten mwiderrechtlich entzogen worden jei. Soviel dagegen das Recht 
des Inhabers anlangt, jo füllt Inhabung und Eigenthum infofern 
zufammen, als gegen den Inhaber die Eigenthumsflage nur unter 
ganz befonderen Verhältniffen ftatt hat?), die Rechtmäßigkeit der In— 
babung alfo nur in dem PVerhältniffe des Inhabers zu Demjenigen, 
von welchem er das Papier erhalten Hat, in Betracht kommen kann. 


$. 350. 
II. Bollfommene Inhaberpapiere. 


Vollkommene (ächte, eigentliche) Inhaberpapiere find die mit Ge- 
nehmigung des Staates oder ſonſt in Gemäßheit der Gejeße emittir- 
ten auf Geldjummen lautenden nhaberpapiere*). Schuldner bei 
denjelben ift der Emittent, Gläubiger jeder Inhaber des Papieres °). 
Der Emittent ift nicht berechtigt, gegen den Inhaber Einwendungen 
aus der Art zu macen, wie er zu der Inhabung des Papieres ge- 
langt ift; dem Inhaber können von dem Cmittenten ſolche Einreden 
entgegengejegt werden, welche auf das Verhältnig zwijchen ihm und 
diefem Bezug haben, nicht aber ſolche, welche der Emittent gegen 
einen früheren oder den erjten Inhaber gehabt bat ®). 


1) Nur in den f. g. tesseris frumentariis (l. 52 $. 1 D. de jud., Novella 88 
cap. 2) läßt fich etwas den Inhaberpapieren Aehuliches finden. 

2) Dan vergl. $. 1040 des BGEB.'s. 

3) Man vergl. $. 296 des BGB.'s. 

4) Dan vergl. $. 1040 des BGEB.'s und Kommentar Bd. 2 ©. 209 fig. 

5) Man vergl. $. 1039 des BGEB.'s. 

6) Man vergl. 88. 1045, 1046 des BGB.'s. 
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Das Eigenthum an Inhaberpapieren wird ertworben durch Die 
Uebergabe, nach den Vorjchriften über die Ertwerbung des Eigenthums 
an beweglichen Sachen '). 

Wer durch ein zur Ermwerbung des Cigenthbums geeignetes 
Rechtsgeſchäft Eigenthümer der Urkunde wird, hat die Rechte des 
Eigenthümers, mit Ausjchluß der Eigenthumsflage wider den reb- 
lihen Inhaber des Papieres?). Inhaberpapiere können Gegenftand 
des Pfandrechts, des Nießbrauchs und jeder Art der Forderungen fein, 
wie beweglihe Sachen“). Der Inhaber kann, wenn das Papier 
untergegangen oder ihm abhanden gekommen ift, öffentliche Vorlad— 
ung des etwaigen Inhabers und, wenn fich ein jolcher nicht meldet, 
Mortification des Papieres verlangen; im Falle der Mortification 
gilt er auch ohne das Papier als Gläubiger ®). 


$. 351. 
II Unvollfommene Jnhaberpapiere. 


Unvolllommene (unächte, uneigentliche) Inhaberpapiere find die- 
jenigen, in welchen der Gläubiger genannt wird, der Emittent aber 
das Recht Hat, ſich von der Schuld durch Leiftung an jeden Inhaber 
zu befreien, 3. B. Lebensverficherungspolicen, Sparkafjenbücher °). 
Die unvolllommenen Jnhaberpapiere find lediglich nach privatrecht- 
lihen Vorjchriften zu beurtheilen. Mit den vollfommenen Inhaber— 
papieren haben fie gemein, daß, da der Emittent die Zahlung an 
jeden Inhaber verjprochen hat, die an das Papier gefnüpfte Forde— 
rung durch eine Beräußerung des Papieres auf Andere übertragen 


1) Dan vergl. 88. 1044, 253, 254 des BOB.’ und oben ©. 319 flg. Das 
Inhaberpapier ift eine bewegliche Sache, in welcher eine Geldſumme verkörpert if. 
Nur um eine Sache handelt e8 ſich bei der Veräußerung eines Inhaberpapieres, nicht 
um die Korderung wider den Emittenten. Man würde daher bie Natur des Juhaber- 
papiere® verfennen, wenn man in der Uebergabe defjelben eine Eeffion und ein auf die 
Uebertragung einer Forderung gerichtetes Nechtsgefhäft finden wollte. — Inhaber- 
papiere find infofern untheilbar, als die an diefelben gefnüpften Forderungen nicht nad 
Theilen übertragen werden können, fondern immer ganz übergehen. Dagegen können 
Mehrere das Inhaberpapier nach ideellen Theilen befitsen. 

2) Man vergl. 88. 1041, 296, 297 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1042 des BGB.'s und oben S. 406, 441. 

4) Man vergl. $. 1043 des BGB.'s, Ein- und Ausführungsgefeg vom 9. Fe— 
bruar 1865 8.14, Kommentar Bd.2 5. 211, und über die Aufercoursfegung der In- 
haberpapiere Bd. 1 ©. 302. 

6) Man vergl. $. 1048 des BGB.'s. 
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werden kann, objchon auch eine Abtretung der Forderung bei ihnen 
nicht ausgefchloffen ift. Sie unterjcheiden fich aber von den vollkom— 
menen Inhaberpapieren dadurch, daß die Eigenthumsklage bei ihnen 
nicht ausgejchloffen und der Gmittent nicht verpflichtet ift, jedem 
Inhaber Zahlung zu leiften, jondern von dem Inhaber Nachweis 
des rechtmäßigen Erwerbs des Papieres (Legitimation) verlangen 
fann. Gerade in diefer Unvolllommenheit liegt ein Vorzug des un: 
vollflommenen Inhaberpapieres vor dem volllommenen. So fann der 
Emittent die Zahlung an den Inhaber verweigern, wenn er weiß, 
oder wenigitens glaubt, daß der Inhaber das Papier auf unerlaubte 
Weife erivorben habe; weiter kann die Zahlung an den Inhaber ge: 
richtlich verboten werden; es bedarf feiner Mortification, wenn das 
Papier untergegangen vder dem Inhaber abhanden gekommen ift; 
der Emittent kann dem Inhaber auch die Einreden entgegenjeßen, 
welche er gegen den inedem Papiere genannten Gläubiger oder deſſen 
Erben bat. Von einer Untbeilbarkeit des vollfommenen Inhaber: 
papieres kann blos joweit die Nede jein, als der Schuldner an einen 
Anderen, als den benannten Gläubiger oder dejjen Erben, nur gegen 
Rückgabe des Tapieres zu zahlen nötbig bat"). 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon einzelnen Arten der Forderungen. 
8. 352. 
Allgemeine Bemerkung. 

Bereits oben im $. 294 wurde bemerkt, daß die Forderungen, 
welche aus dem Privatrechte entitehen, abgejehen von dem Familien— 
ftande, als einer für fie möglichen Entftehbungsart, beruhen können 
auf einem Nechtsgejchäfte, deſſen Zwed auf die Begründung einer 
Forderung gerichtet ijt (obligatio ex contractu), oder auf einer uns 
erlaubten Handlung des Schuldners (obligatio ex delicto oder ex 
maleficio), oder auf tbhatjächlichen Verhältniſſen, an deren Bor: 
bandenfein die Geſetze eine Forderung fnüpfen (obligatio ex 
quasi contractu, ex quasi delieto und ex variis causarum figuris). 
Das bürgerliche Geſetzbuch handelt von den Forderungen in den 88. 
1049 bis 1567 in drei Abjchnitten, nämlich: 


1) Wie aus dem im Terte Geſagten hervorgeht, unterſcheiden fich die unvolllom- 
menen Inhaberpapiere don den Mechfeln und den in den Artt. 301 bis 303 des allg. 
d. Handelsgeſetzbuchs erwähnten ſ. g. kaufmänniſchen Papieren weſentlich. 
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Erfter Abjchnitt: Forderungen aus Verträgen und vertragsähnlichen 

Verhältniffen (58. 1049 bis 1482). 

Zweiter Abjchnitt: Forderungen aus unerlaubten Handlungen (88. 

1483 bis 1518) und 
Dritter Abjchnitt: Forderungen aus verfchiedenen Gründen (88. 

1519 bis 1567). 

Der Reihenfolge, in welcher die Forderungen aus Verträgen 
und vertragsähnlichen Verhältniſſen im erften Abjchnitte aufgeführt 
worden find, liegt das Spftem zu Grunde, daß zunächft die Ford- 
erungen behandelt werden, welche jelbitändig dem Bedürfniffe des 
Berfehres zu genügen beftimmt find"). dann die Forderungen folgen, 
welche den Zwed haben, andere Forderungen ficher zu ftellen oder 
wenigſtens außer Zweifel zu jegen?), endlich die Forderungen den 
Schluß machen, welche aus den unter den Begriff der ſ. g. gewagten 
Gejchäfte fallenden Verträgen hervorgehen ). 

Im zweiten Abjchnitte werden behandelt: widerrechtliche Scha— 
denzufügung, Beraubung der perjönlichen Freiheit, Entwendung, ver: 
Iegende Nachrede, Gewalt und Drohung, Betrug und Arglift, Ver: 
legung bejonderer Berufspflichten, Beräußerungen zur Benachtheiligung 
der Gläubiger. 

Der dritte Abſchnitt umfaßt Nüdforderung wegen einer Nicht- 
Ihuld*), Rüdforderung des unter der Borausjegung eines fünftigen 


1) Unter den bier behandelten Berträgen fann man unterfcheiden: Verträge, welche 
gerichtet find auf eine entgeltliche oder nuentgeltliche Veräußerung (Nr. I-VII 88. 
1049— 1172, nämlih: Schenfung, Darlehn, Kauf, Tauſch, Berlagsvertrag, Leibrenten— 
vertrag, Auszug), oder auf Ueberlaffung zum Berbraud; oder Gebrauh (Nr. VIII— 
XIII 88. 1173— 1279, nämlich: &ebrauchsleihe, Pacht- und Miethvertrag, Dienftver- 
trag, Berdingungsvertrag, Mäflervertrag, Hinterlegungsvertrag), oder auf Führung 
fremder Geichäfte (Nr. XIV—XVIU $$. 1280—1358, nämlich: Verbindlichkeit der 
Saftwirthe aus der Aufnahme Reifender, Tröbelvertrag, Geſchäftsführung vermöge 
Auftrags umd ohne Auftrag), oder anf Berfolgung eines den Bertragichliefenden ge- 
meinfamen Intereffes oder auf eine Nechtsgemeinichaft (Nr. XIX—XXI 88. 1359— 
1396, nämlich: Gefellichaftsvertrag, Gemeinfchaft, Rechnungslegung). 

2) Nr. XXJI—XXIX 88. 1397—1479, nämlich: Anerkenntnißvertrag, Schuld- 
übernahme, Bergfeih, Uebereinkommen anf Schiedsſpruch, Verabredung einer Strafe, 
Berabredung der Rechtsverwirkung und andere Nebenberedumngen, Pfandvertrag, Bürg- 
ſchaft. 

3) Nr. XXX 88. 1480—1482, nämlich: Spiel und Wette, 

4) Die Stellung der condictio indebiti in diefem Abfchnitte hat das Bedenken 
gegen fich, daß diejelbe in der 1.5 $.3 D. de oblig. et act., 8.7 J. de oblig. quae 
quasi ex contract., $. 1 J. quib. mod. re contrah. als eine aus einem Duaficon- 
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Ereignifjes Geleifteten, Rüdforderung wegen unfittlihen oder unrecht- 
lichen Grundes, Rückforderung wegen Mangel jeden Grundes, Ford» 
erungen der außerebelich Gejchwächten auf Entjchädigung, Haftung 
für Beihädigung durch Hinauswerfen, Ausgießen oder Herabfallen, 
Beihädigung durch Thiere, Forderung auf VBorzeigung einer Sache 
oder einer Urkunde. 

Ueber das Verhältniß des vorſtehend überlichtlich zufammenge- 
jtellten fpeciellen Theil des Nechts der Forderungen zu dem römi- 
ichen Rechte ift zu bemerken, daß der erjtere theild mehr, theils 
weniger enthält, als das letztere. Mehr enthält er 3. B. in dem 
Berlagscontracte und in dem Auszuge. Inſoweit er weniger ent- 
bält, könnte es den Anjchein gewinnen, als ob das bürgerliche Ge- 
ſetzbuch lückenhaft wäre, und ich habe in diefer Hinficht Nachjtehendes 
zu bemerken: 

a) Die römijche Literalobligation (chirographum intra biennium 
non retractatum) ijt unjerem heutigen Rechte ganz fremd; es 
it auch mit ihr die querela und exceptio non numeratae pe- 
cuniae ganz tweggefallen. 

b) Die Stipulation, als Jormalcontract, war ſchon nach dem neue- 
ren römijchen Nechte außer Gebrauch gekommen '); im heutigen 
Rechte aber wird fie durch den Conſens und, wie weiter unten 
gezeigt werden wird, durch den Anerfenntnißvertrag erjeßt. 

e) Das bürgerliche Gejeßbuch erfennt ein Recht an Sachen, wie e3 
fih in der Empboteufis gebildet bat, nicht an?), und es erledigt 
fich daher der römifche contractus emphyteuticarius. 

d) Die vier generellen Formen der Innominatcontracte, do ut des, 
do ut facias, facio ut des, facio ut facias, fallen, joweit fie 
nicht durch die Beſtimmungen über Taufch, Dienftmiethe und 

tracte fließende Klage aufgeführt wird. Wie jedoch bereitd von Hugo Donellus 1.1. 
tom. 8 pag. 315 sequ. ausführlich gezeigt worden ift, beruht dies auf einem Irrthume. 
Auf der anderen Seite fteht der dort ausgeführten Anficht, die Erfüllung einer Nichtſchuld 
ſei ein (wirklicher) Contract, die 1.66 D. de condict, indeb. entgegen, in welcher der 
Grund der condietio indebiti auf die Billigteit (das bonum et aequum) zurüdgeführt 
wird. Aber, wie man auch hierüber denfen mag, in jedem Falle fcheint es nicht 
zwedmäßig, die condietio indebiti von den mit ihr verwandten Kondictionen zu 
trennen. - 

1) Man vergl. 1. ult. Cod. de dotibus, 1. 6 Cod. de dot. promiss., 1. 1 pr. 
Cod, de rei uxor. act,, 8.1 J.de verb. oblig., 1, 10 Cod.de contrah. et committ, 
stipulat. 

2) Man vergl. oben ©. 364. 
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Berdingungsvertrag gebedt find, unter die allgemeinen Vor— 
jchriften über den Vertrag’). 

e) Bon den ſ. g. Duaficontracten behandelt das bürgerliche Geſetz— 
buch den einen, den Erbjichaftsantritt, in dem Erbrechte. 

f) Verſchiedene Rechtsverhältniffe, welche mitunter in den gemein- 
rechtlichen Syſtemen im Rechte der Forderungen behandelt wer— 
den, 3. B. actio aquae pluviae arcendae, actio finium regun- 
dorum, cautio damni infecti u. f. w., find in das Sachenrecht 
verwieſen worden. 

g) Einigen Lehren, welche gewöhnlich im Rechte der Forderungen 
berüdfichtigt werden, 3. B. die donatio mortis causa, donatio 
inofficiosa, der Kauf über eine Erbjichaft, it, aus Gründen 
"der Zweckmäßigkeit, ihr Plat in dem Erbredhte gegeben worden. 

h) Ueber das sequestrum, den contractus suffragii und die lex 
Rhodia de jactu vergl. Gommentar Bd. 2 ©. 3 fg. 
Uebrigens find einige Lehren, z. B. Speditionsgejchäft, Gommij- 

fionsgefchäft, Frachtcontract, joweit fie im Handelsverfehre eine be- 





1) Bei der frage, inwieweit Handlungen (facta) Gegenftäude der Miethe (loca- 
tio conductio) und zwar der Dienftmiethe (locatio conductio operarum) oder bes 
Berdingungsvertrages (locatio condactio operis) fein Lönnen, hat man fo zu unter« 
fcheiden. Der Vertrag über Handlungen ift ein Mierhvertrag, wenn ber eine Vertrag 
[chließende an der Cache des anderen Bertragfchließenden eine Handlung gegen ein Ent- 
gelt verrichten, z. B. auf deffen Grund und Boden ein Gebäude aufführen, aus deſſen 
Gold ein Gefäß oder einen Ring machen foll. Daffelbe gilt, wenn ein Bertragichlie«- 
fender den Transport der Perfon oder der Sachen des auderen Bertragfchließenden zu 
Schiffe oder auf der Achſe oder mittelſt der Eifenbahn übernimmt. Dagegen ift es 
nicht ein Diiethvertrag, fondern ein Kauf, wenn der eine Bertragichließende aus feiner 
oder einer fremden Sache Etwas verfertigen foll, was er dem anderen Bertragjchlie- 
enden gegen ein Entgelt zu überlaffen hat, 3. ®. wenn ein Goldarbeiter aus feinem 
Golde einen Ring machen, ein Schneider aus feinem Stoffe ein Kleidungsſtück fertigen 
fol. Weder unter ben Begriff der Miethe, noch unter den des Kaufs fallen die Ber- 
träge, nad) welchen der eine Bertragichliegende gegen ein Entgelt eine Handlung vor» 
nehmen foll, durch welche nicht ein Gegenftand hergeflellt wird, der dem anderen Ber- 
tragichließenden überlaffen werden kann, 3. B. wenn ein Bertragfchliefender dem ande» 
ren Bertragichließenden Geld giebt, damit ſich derfelbe für ihn an einen beftimmten 
Ort begeben fol. Fälle diefer Art berüdfichtigt das bürgerliche Geſetzbuch nicht in 
dem befonderen Theile des Rechts der Forderungen und es find diejelben unter die 
allgemeinen Vorſchriften über die Verträge, welche re zu Stande fommen, zu fubju- 
miren. Nach meiner Anficht gehören hierher auch die Berficherungsverträge, indem 
bei diefen die Prämie für die Uebernahme der Gefahr der Sache bezahlt wird (vergl. 
oben S. 493 flg.). Wenigftens wird bei benfelben mit den allgemeinen Borjchriften 
über die Verträge durchzulommen fein. 


586 Viertes Bud). 


fondere Bedeutung haben, prineipiell ausgejchloffen und in ihren im 
Handelrechte eigenthümlichen Beziehungen der Handelsgejeßgebung 
überlaffen worden. 

Endlich wird fich in dem Nachitehenden Gelegenheit geben, noch 
auf einige andere hierher gehörige Gegenftände von geringerer Be— 
deutung zurüdzufommen. 

j Erſtes Capitel. 


Forderungen aus Verträgen und vertragsähnlichen Verhältniffen. 


8. 353. 
I. Schenkung. 


Begriff der Schenkung. 


Schenkung ift das Nechtsgefchäft, durch melches Jemand ohne 
eine Gegenleijtung und aus Freigebigfeit einem Anderen einen Ber: 
mögensgegenjtand zumwendet').. Wird eine, wenn auch nur in der 
Moralität begründete, Verbindlichkeit erfüllt, oder mit Angabe eines 
Grundes oder Zweckes Etwas gegeben, jo ift der Begriff der Frei- 
gebigfeit und mit diefem der Begriff der Schenfung ausgejchloffen?). 
Die Schenkung kommt durch Conſens zu Stande und diejer liegt 
darin, daß der eine Theil, ohne einen rechtlichen Zwang und lediglich 
in wohlwollender Abficht (aus Freigebigfeit, animo donandi), dem 
anderen Theile einen Bermögensgegenitand zuwendet, und der andere 
Theil diefe Zuwendung als eine lediglich auf Freigebigfeit beruhende 
empfängt ( g. animus donum acceptandi) °). 


1) Dafı die Lehre der Schenkung in dem Nechte der forderungen, nicht in dem 
allgemeinen Theile, zu behandeln fei, wird in den Annalen N. 5. Bd. 2 ©. 193 flag. 
umftändlich nachgewieſen. Wie fi) aus dem dort Gefagten ergiebt, ift zwar die 
Schenkung von dem eben zu einem beftimmten Zwecke (dare.ob causam) infofern 
verschieden, als bei ihr erfordert wird, daß nicht zu einen anderen Zwecke, als dem, 
den Geſchenkten zur bereichern, gegeben werde, diefelbe fällt aber unter den Begriff des 
Gebens zu einem beftimmten Zwede infofern, als in ihr die ſtillſchweigende Borans- 
fesung liegt, e8 werde von dem Beichenften nicht Etwas geichehen, was mit der wohl- 
wollenden Abficht in Widerfpruch fteht, welche der Schenker duch die Schenkung zu 
erfennen gegeben hat. 

2) Dan vergl. Annalen N. F. Bd. 8 ©. 260 fig. 

3) Der f. g. animus donandi ımterjcheidet fich weſentlich von der Motive, welche 
einer Leiftung zu Grunde liegt. Jeuer muß bei der Schenfung in dem VBordergrunde 
fiehen. Zwar macht e8 keinen Unterfchied, ob die Abficht der Schenfung (animus 
donandi) ausdrüdlich erflärt wird, oder aus den Nebenumftänden hervorgeht. Aber 
die Motive giebt dem Rechtsgeichäfte nicht die Eigenfchaft einer Schenkung. So kann 
der Berfäufer einer Sache die Abficht haben, das Vermögen des Käufers durch die 


Schenkung. | 587 


Die Schenkung kann durch jede Art der Vermögenszumendung 
geicheben; insbejondere auch durch Aufgebung eines Rechts zu Guns 
jten des Beſchenkten, 3. B. durch Ausſchlagung einer Erbichaft mit 
der Beitimmung, daß fie einer anderen Perſon gehören joll, durch 
Befreiung des Beſchenkten von Berbindlichkeiten gegenüber Dritten, 
durch Führung der Gejchäfte des Bejchenkten mit der Abjtcht, Ver: 
gütung dafür oder Erſatz des dabei gemachten Aufwandes nicht zu 
verlangen, durch abfichtliche Leitung einer Nichtfchuld, oder durch 
abjichtlich Schlechte Procepführung ’). 

Man unterjcheidet im gewöhnlichen Leben und auch in der juri- 
ftiichen Sprache zwijchen Schenkungen, welche durch die Vermögens: 
zumendung, auf die fie gerichtet find, fofort zur Vollziehung gebracht 
worden find, 3.B. durch Uebergabe der gejchenkten Sache oder durch 
Abtretung der gejchenkten Forderung, und Schenkungen, durch welche 
lediglich eine Forderung begründet wird, indem der Schenker jich 
(wenn audy nur sub conditione oder die) zum Sculdner des Be- 
ſchenkten macht (j. g. Schenfungsverjprechen). Mit dem zulegt ge 
dachten Schenfungsverjprechen darf das Berfprechen, erſt Fünftig 
ſchenken zu wollen, welches unverbindlich ift, nicht verwwechjelt werden? 

Die Ausjchlagung eines Vermögensgewinnes, 3. B. die einfache 
Ausjchlagung einer angefallenen Erbſchaft und die Nichterfüllung 
einer potejtativen Bedingung, von welcher eine Forderung abhängt, 
enthält Feine Schenkung’). Daſſelbe gilt von der Beitellung eines 
Pfandes oder einer jonjtigen Sicherheit für eine (vorhandene, begrün- 
dete) Forderung und von der Aufgabe eines bejtellten Pfandes oder 
einer bejtellten jonftigen Sicherheit für eine (vorhandene, begründete) 


verfaufte Sache zu vermehren; an der Natur des Kaufes wird jedoch dadurch Etwas 
nicht geändert, fofern nicht etwa der Verkäufer den Preis der Sache niedriger ftellt, 
um dem Käufer dadırd einen Bermögensvortheil zuzumwenden. Ebenſo läßt ſich denken, 
daß der Schenker zu der Schentung dur den Glanben beftimmt worden ift, er fei 
zur Vergeltung ihm don dem Beichenkten erwielener Wohlthaten verpflichtet geweſen. 
Aber für den Begriff der Schenkung, als eines von dem Schenker lediglich aus Frei— 
gebigkeit und lediglich in der Abficht, den Beichenkten zu bereichern, geſchloſſenen Rechts: 
geſchäfts, ift der angegebene entferntere Beftimmmmmgsgrund (Motive) ohne Einfluf 
Man vergl. hierüber und über die fjrage, ob eine Minderung des Bermögens auf 
Seiten des Schtufers zur Schenkung erfordert werde, Annalen R. 5. Bd. 2 ©. 199 fig. 

1) Man vergl. $. 1050 des BGB.'s, Annalen a. a. DO. ©. 206 flg., und 
über die Schenkung eines Schuldfcheines Annalen a. a. D. ©. 208 not. 14. 

2) Man vergl. Annalen a. a. DO. ©. 219 not. 31. 

3) Man vergl. $. 1051 Satz 1 des BGB.'s und Annalen a. a. O. ©. 210. 
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Forderung". Dagegen findet das bürgerliche Gejetbuh in dem 
Erlaſſe künftiger Zinfen, 3. B. in dem VBerzichte auf ein Zinsver- 
jprechen, eine Schenkung ?). 

Bei zweijeitigen Rechtsgejchäften kann eine Schenfung vorfommen, 
wenn der eine Vertragfchließende die von dem anderen zu gewährende 
Gegenleiftung in freigebiger Abficht niedriger ftellt, als dies außer: 
dem der Fall fein würde und der andere VBertragichließende die nied- 
rigere Gegenleiftung in dem Bemwußtjein, daß damit eine Schenfung 
beabfichtigt werde, verjpricht ?). 

Eine Schenkung unter Xebenden, durch welche Jemand fein gan— 
zes Vermögen oder fein ganzes gegenwärtiges oder fein ganzes fünf- 
tige Vermögen oder einen ideellen Theil dejjelben verjchenkt, erklärt 
das bürgerliche Geſetzbuch für nichtig ‘). 


8. 354. 
Bejondere Arten der Schenkungen. 

Bon den im vorigen Baragraph erwähnten Schenkungen (unter Leben: 
den, donationes inter vivos) unterjcheidet man die Schenkungen auf den 
Todesfall (donationes mortis causa). Von den leßteren wird erſt 
im Erbrechte gehandelt werden °). 

Eine bejondere Art der Schenfungen bilden diejenigen, durch 
welche der Pflichttheil verlegt wird (j. g. donationes inofficiosae); 
auch von diefen wird erjt im Erbrechte die Rede fein ®). ; 

Noch andere im Rechte wichtige befondere Arten der Schenkungen 
find: 


a) Die Schenkungen unter Ehegatten (donationes inter conjuges 
oder inter virum et uxorem); über das Verbot derjelben vergl. 
oben $. 119. 


1) Man vergl. $. 1051 Sat 1 und 3 des BGB.'s und Annalen a. a. DO. S 
211 flg. — Eine Folge der Borfchrift des Sat 3 des $. 1051 ift es unter anderen, 
daß, wenn ein Ehegatte dem anderen eine Forderung ſchenkungsweiſe erläßt, für welche 
ein Pfand haftet, zwar nicht die Forderung, wohl aber das Pfandrecht als erlafien 
gilt. 

2) Man vergl. 8. 1051 Sat des BGEB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1052 des BGOB.'s. — Man nennt einen Kauf, welcher für den 
Käufer eine Schenkung enthält, eine venditio gratiosa (Zeitfchrift für Rechtspflege 
und Verwaltung Bd 3 ©. 59); verfchieden hiervon ift ein Kauf, welcher blos zum 
Scheine ($. 828) geſchloſſen wird. 

4) Dan vergl. $. 1053 des BGEB.'s und dazu Annalen a. a. O. S. 201. 

5) Man vergl. 8$. 2500 bis 2502 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 98. 2603 bis 2613 bes BGEB.'s. 
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b) die Schenkungen, welche eine Benachtheiligung der Gläubiger 
des Schenfers enthalten (donationes in fraudem creditorum); 
dieje haben das Eigenthümliche, daß fie dem Schenker gegenüber 
gültig find, von den Gläubigern des Schenfers aber angefochten 
werden können '); die Behandlung derfelben verjchiebe ich bis 
dahin, wo die j. g. actio pauliana vorgetragen werden wird. 
Endlich 

die bereits oben ©. 140 not. 2 berühbrten Schenkungen, welche 
der Vater jeinen in väterlicher Gewalt jtehenden minderjährigen 
Kindern macht; dieje Schenkungen werden, fofern nicht unter be» 
jonderen Verhältniſſen der Widerruf überhaupt ausgejchlofjen 
ijt, unwiderruflich, wenn das Kind aus der väterlichen Gemalt 
tritt, bevor der Vater widerrufen bat, oder wenn der Vater 
mit Hinterlaffung eines legten Willens jtirbt, ohne in demfelben 
die Schenkungen zu widerrufen; jtirbt der Vater ohne einen leß- 
ten Willen, jo finden die Vorſchriften über die Einwerfung der 
Schenkungen Anwendung ?). 


8. 355. 


Erforderniß der Annahme von Seiten des Beſchenkten und 
rechtlihe Folgen der Schenkung. 


Die Annahme der Schenkung von Seiten des Bejchenften, welche 
jowohl ausdrüdlich, als auch jtillfchtweigend, 3. B. durch Annahme 
der gejchenkten Sache oder Schuldurfunde, durch Behalten der durch 
die Poſt oder durch Boten überjchidten Sache, zu exfennen gegeben 
werden kann?), wird nur bei Schenkungen erfordert, welche auf einem 
Bertrage beruhen, insbejondere bei jolchen, welche durch Uebergabe 
der gejchentten Sace, durch Uebernahme einer Schuld von Seiten 
des Schenfers (ſ. g. Schenfungsverjprechen), durch Erlaß einer Schuld 
erfolgen”). Bei anderen Arten der Schenkung, 5. B. bei der ſchenk— 
ungsweifen Bezahlung einer fremden Schuld, oder bei der ſchenkungs⸗ 
weijen Führung fremder Gejchäfte, bedarf es nicht der Annahme®). 

Bei Schenkungen, durch welche die damit bezwedte Vermögens» 
zuwendung ſofort vollendet worden ift, haftet der Schenker weder für 


© 
nm 


1) Man vergl. $$. 1509, 1513 Sat 2 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2356 des BGB.'s. 

3) Man vergl. oben $. 60. 

4) Man vergl. 8. 1054 Sat 1 des BOB. und Annalen a. q. O. ©. 218 fig. 
5) Man vergl. $. 1054 Sag 2 des BGB.S und Annalen a, a. O. 
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verborgene Mängel der gejchenkten Sade, noch für Entwährung ’); 
wohl aber für verfprochene Eigenjchaften der Sade und für den 
Schaden, welchen er dem Bejchenkten durch abfichtliche Täufchung 
(dolus) zugezogen bat?). 

Eine Verbindlichkeit, weldje der Schenker dem Beſchenkten gegenüber 
übernommen hat (j. g. Schenfungsverjprechen), unterjcheidet ſich von 
anderen Forderungen dadurch, daß, wenn der Schenker ſich zur Zahl 
ung von Geld verpflichtet hat und in Verzug kommt, VBerzugszinjen 
nicht gefordert werden können und wenn eine dem Stüde nad be 
ftimmte Sache oder eine Sache aus einem genus oder eine Forder— 
ung geſchenkt worden ift, der Schenker weder für verborgene Mängel 
der Sache, noch für Entwährung haftet °). 

Die Frage, in wie weit das (aus Freigebigfeit geleiftete) Verſprechen 
einer Unterftügung in bejtimmten regelmäßig wiederkehrenden Friften 
twiderruflich ift und die Erben des Schenfers verbindet, oder den 
Erben des Bejchenkten ein Necht giebt, iſt eine facti quaestio*®). 


$. 356. 
Fortſetzung. 


Aus der Schenkung, ohne Unterſchied, ob ſie durch die Ver— 
mögenszumendung an den Beſchenkten ſofort vollzogen worden iſt, 
oder blos in einem ſ. g. Schenkungsverſprechen beſteht, wird für den 
Schenker eine Forderung auf Rückgabe gegen den Beſchenkten be— 
gründet, wenn Dieſer ſich eines Undanks ſchuldig macht. Das Recht 
geht nämlich davon aus, daß der Schenker bei der Schenkung vor: 
ausgejegt habe, es werde der Bejchenkte fich nicht eines Undanks 
Ihuldig machen, und daß, wenn der Bejchenkte, welcher durch die 
Annahme der Schenkung in diefe Vorausjegung eingemwilligt habe, 
dejjenungeachtet fich eines Undanks jchuldig macht, die Schenkung 
wegen NichteintrittS ihrer Vorausſetzung condieirt werden fönne. 

Das bürgerliche Geſetzbuch führt als Fälle, in welchen der Be— 
Ichenkte als undankbar zu betrachten ift, folgende auf: 


1) Man vergl. 8. 949 des BGB.'s und oben ©. 538. 

2) Man vergl. $. 949 des BGB.'s und Annalen a. a. O. S. 221. 

3) Man vergl. $. 1055 in Berbindung mit $$. 742, 949 des BGB.'s, Annalen 
a. a. D. ©. 222 fig. und oben ©. 481. 

4) Man vergl, Annalen a. a. O. ©. 226 fig. 
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a) wenn der Beſchenkte dem Leben des Schenkers nachitellt, 

b) wenn er den Schenker thätlich mißhandelt oder demjelben 
grobe Beleidigungen zufügt, 

ec) wenn er dem Schenker abfichtlich einen bedeutenden Vermögens- 
verluft zuzieht ’). 

In der Beurtheilung des einzelnen Falles hat der Richter 
freien Spielraum, aber die Grenze muß beobachtet werden, daß nicht 
in dem einzelnen Falle eine Undankbarkeit angenommen wird, welche 
fich nicht unter eine der angegebenen Kategorieen bringen läßt. 

Hat der Schenker dem Bejchenkten die Handlung, in welcher ein 
Undanf liegt, verziehen, jo gilt dies als ein Berzicht auf das Recht, 
die Schenkung wegen Undanks zu widerrufen?). Aber ein im Bor: 
aus erflärter Verzicht auf das Widerrufsrecht wegen Undants iſt 
nichtig ?). 

Wird die Schenkung wegen Undanks widerrufen, jo wird der 
Scenfer von der durch das Schenkfungsverjprechen übernommenen 
Verbindlichkeit frei®). Iſt die Schenkung durch die Vermögenszus 
wendung an den Bejchenkten bereits vollzogen, jo ſteht dem Schenker 
eine Klage auf Rüdgabe des Geſchenks, ſoweit der Bejchenfte be- 
reichert ift, zu?) Ein unredlicher Glaube des Befchenkten ift nicht 
ſchon von der Zeit, zu welcher der Undank begangen worden tft, 
jondern erit von der Zeit an anzunehmen, wo der Schenker von 
feinem Widerrufsrechte Gebraud; machen zu wollen erklärt hat‘). Das 
Widerrufsrecht geht auf die Erben des Schenfers nur dann über, 
wenn diejer den Willen, die Schenkung zu widerrufen, noch bei jeinen 
Xebzeiten erntlich erklärt, oder wenn der Bejchenkte den Schenter 
vorjäglich getödtet hat”). Gegen die Erben des Bejchenkten kann das 
Widerrufsrecht unbedingt geltend gemacht werben ®). 


1) Man vergl. $. 1059 des BGB.'s. — Das bürgerliche Geſetzbuch weicht in 
biefer Beziehung von dem römischen Rechte ab (1. 10 Cod. de revoc. donat.), 

2) Man vergl. $. 1063 Satz 2 de BGB.'s. 

3) Dan vergl. $$. 1063 Gab 3, 123 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1062 Sat 1 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $$. 1062 Sat 2, 1535 bis 15938 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 8. 1062 Spk 3 ded BGB. und Annalen a. a. DO, ©. 229 
not. 50. 
7) Dan vergl. $. 1060 des BGB.'s, 1. 1, 1. 7, 1. 10 Cod. de revoc. donat. 
8) Man vergl. $. 1061 des BGB. und Annalen a. a. D. ©. 229 not. 52. 
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Endlich bat das bürgerliche Geſetzbuch für das Widerrufsrecht 
des Schenfers eine kurze Verjährung von Einem Jahre bejtimmt, 
welche von der Zeit an zu laufen beginnt, wo der Schenker oder, im 
Falle der vorjäglichen Tödtung des Schenkers durch den Beſchenkten, 
der Erbe des erjteren den Grund des Widerrufsrechts erfahren 


at?), 
a. 8. 357. 


| Form der Schenkung. 

Das bürgerliche Geſetzbuch fchreibt für eine Schenkung, deren 
Betrag zur Zeit der Schenkung die Summe von Eintaufend Thalern 
überfteigt, ferner für eine Schenkung von jährlich wiederkehrenden 
Leiftungen, welche den Betrag von fünfzig Thalern für das Jahr 
überjteigen, endlich für eine Schenkung von jährlich wiederkehrenden 
LZeiftungen, welche zwar nur auf bejtimmte Zeit oder auf eine be 
ftimmte Reihe von Jahren erfolgen jollen, deren Gejammtbetrag 
aber die Summe von Eintaufend Thalern überfteigt, die Form der 
gerichtlichen Infinuation vor, jedoch mit der Modiftcation, daß der 
Form genügt wird, wenn entiveder das Schenkungsgejchäft in feinen 
Einzelnheiten zum gerichtlichen Protocol erklärt, oder eine über das 
Schenkungsgeſchäft abgefaßte Urkunde bei dem Gerichte übergeben 
und von diefem die gerichtliche Beitätigung darauf gebracht wird ?). 
Die Infinuation der Schenkung ift bei jedem Gerichte des Inlandes 
zuläjfig®). Bei mehreren nicht gleichzeitigen Schenkungen unter den- 
jelben Perfonen, welche nicht einzeln, wohl aber in ihrem Gejammt- 
betrage Eintaujend Thaler oder fünfzig Thaler jährlich überfteigen, 
ift die Beobachtung der angegebenen Form nicht erforderlich, ausge 
nommen wenn eine Umgehung bes Gejeßes beabfichtigt worden iftz 
bei einer Schenkung an mehrere Perfonen entjcheidet der Betrag der 
auf die einzelnen Bejchenkten kommenden Antheile*). 

Sit bei einer Schenkung, für welche die bejondere Form nöthig 
ift, diefe nicht beobachtet worden, jo ift fie nur bis zum Betrage von Ein» 
taufend Thalern oder fünfzig Thalern jährlich gültig “), im Webrigen 
aber ungültig. Bei einem Schenfungsverjprechen wird der Schenker 


1) Man vergl. $. 1063 bes BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1066 des BOB.s. 

3) Man vergl. Annalen a. a. D. ©. 234. 

4) Man vergl. $. 1057 des BGB.'s, und über die Mobalität der Berechnung 
Annalen a. a. O. ©. 234. ” 

5) Dan vergl. 88. 1058, 108 des BGB.'s. 
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nach dem überjchießenden Theile liberirt, bei Schenkungen, welche ſo— 
fort vollzogen worden find, ift der Schenker zur Rüdforderung des 
Ueberjchuffes, ſoweit der Bejchenfte bereichert ift, berechtigt '). 


$. 358. 


Die Schenkung zur Vergeltung, die Schenfung mit einer 
Auflage. 


Das bürgerliche Gejegbuch faßt die Schenkung zur Vergeltung 
(remuneratorijche Schenkung) als eine reine Schenkung auf, und es 
fällt daher die Abficht des Schenfers, eine von dem Beſchenkten ge 
nofjene Wohlthat zu vergelten oder fonft ſich dankbar zu bezeigen, 
unter den Begriff des entfernteren Beltimmungsgrundes?”). Bon 
diejer Regel werden jedoch zwei Ausnahmen gemacht, nämlich erftens, 
wenn für eine Xebensrettung geſchenkt worden ift, und zweitens, 
wenn die Schenkung den Zweck bat, Dienitleiftungen zu vergelten, 
welche gewöhnlich bezahlt zu werden pflegen. Im erjteren Falle be 
darf es, ohne Nüdficht auf die Summe, nicht der vorgefchriebenen 
bejonderen Form, es kann auch die Schenkung nicht wegen Undanks 
widerrufen werden’). Im letzteren Falle fommen die Vorfchriften 
über die Schenkung nur nach dem Werthe der Dienftleiftungen nicht 
zur Anwendung *). 

Hat der Schenker zu einem beftimmten Zwecke gejchenkt, oder 
den Bejchenkten zu einer beftimmten Leitung verpflichtet, oder die 
Schenkung fonft bejchränft (donatio sub modo), jo finden die Vor- 
Schriften über die Schenfung nur infoweit Anwendung, als die Schenf- 
ung den Werth der Auflage oder der Beichränfung überfteigt®). 
Der Schenker kann die Erfüllung des modus auf Grund des von 
dem Bejchenkten gegebenen Verſprechens verlangen; er kann aber 


1) Man vergl. $$. 1547 bis 1550 bes BOB.’s. — Leber die Fälle, wo bie 
Schenkung durch Zwifchenperjonen zu Stande gelommen ift, vergl. Annalen a. a. O. 
S. 235. 

2) Man vergl. $. 1064 des BGB, 

3) Dan vergl. $. 1064 Sat 1 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1064 Sat 2 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1065 des BEB.'s. — Soweit in der Schenfung sub modo 
feine Schentung liegt, ift der Schenker auch für Gewährleiftung wegen Mängel und 
für Entwährung haftpflihtig. — Bon einem Werthe de8 modus fann nur dann die, 
Rede fein, wenn derfelbe nach der im täglichen Leben herrſchenden Anfiht eine Schät- 
ung zuläßt. 

Siebenhaar, Privatredt. 38 
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auch, wenn der Beſchenkte den modus aus Abſicht oder Verſchuld— 
ung nicht erfüllt, das Geſchenk nach den für die condictio ob causam 
datorum geltenden Vorſchriften zurüdfordern. Gereicht der modus 
zu Gunften eines Dritten, jo fteht diefem eine jelbjtändige Forderung 
auf Erfüllung des modus zu’). 


8. 359. 
I. Darlebn. 
Degriff des Darlehns. 


Ein Darlehnsvertrag wird gejchloffen, wenn wertretbare Sachen, 
gegen die Verpflichtung des Empfängers zur künftigen Rüdgabe einer 
gleichen Summe oder Menge von berjelben Gattung und Güte, zu 
Eigenthum gegeben werden ?). Der Eonjens liegt in dem Geben und 
in der Empfangnahme der vertretbaren Sachen, als dargelichener 
(vprgejchoffener, vorgeitredter), und es bedarf zur Begründung der 
Darlehnsforderung neben diejen Thatjachen nicht noch einer Verein— 
barung, daß die dargeliehenen Sachen in gleicher Summe oder Menge 
von derjelben Gattung und Güte zurüdgegeben werden jollen. Wenn 
vor der darlehnsweijen Uebergabe der vertretbaren Sachen zwijchen 
Demjenigen, welcher das Darlehn geben und Demjenigen, weldyer 
daſſelbe erhalten foll, ein Bertrag über die Summe oder Menge der 
darzuleihenden Sachen, über die Zeit, zu welcher die Uebergabe er- 
folgen joll, über die Verzinfung des Darlehns und jonjtige Neben: 
umftände, gejchloffen wird, jo ift dies zwar nach heutigem Nechte ein 
Hagbarer Vertrag ?), aber nicht ein Darlehnsvertrag in dem oben 
angegebenen Sinne. Insbeſondere kann daraus nicht auf Rüdgabe 
des Darlehns geklagt werden, weil die Verbindlichkeit hierzu nur 
ducch die Uebergabe und Empfangnahme des Darlehns begründet 
wird. Der Zweck der Klage aus einem folchen (vorbereitenden) Ver— 
trage kann vielmehr immer nur dahin gehen, daß der Vertrag: 
Ichließende, welcher den Bertrag nicht erfüllt, dem anderen Bertrag- 
Ichließenden, vorausgejeßt, daß diejer den Vertrag erfüllt, oder jich 
wenigſtens zu deſſen Erfüllung bereit gezeigt hat, Schadenerjat leiſtet *). 


1) Man vergl. 8. 1066 des BOB.’ und Annalen a. a. O. ©. 237 fig. 

2) Man vergl. $. 1067 Sab 1 des BGB.'s. 

3) Dan vergl. 88. 1068, 1069 des BGB.'s und oben S. 495. 

4) Man vergl. Annalen N. F. Bd. 4 ©. 547. — So viel Denjenigen betrifft, 
welcher da8 Darlehn veriprodyen hat, fo kann zwar die Klage wider denjelben auf Er- 


Darlehn. 595 


Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche verjährt die Klage aus einem 
ſolchen Vertrage in Einem Jahre"). 


| $. 360. 
Saden, welde zum Darlehne gegeben werden fünnen. 


Nur vertretbare Sachen fünnen Gegenftände des Darlehns jein, 
weil nur bei diefen ein folches Nechtsverhältnig, wie es im Weſen 
des Darlehns liegt, daß nämlich der Empfänger Eigenthümer der- 
jelben werden und ſie verbrauchen, dagegen aber Sachen derjelben 
Gattung und Güte zurüdgeben fol, möglich ift?). Nichtvertretbare 
Sachen können verfchentt, verkauft, vertaufcht, nicht aber zum Dar: 
lehne gegeben werden. Da die Verbindlichkeit bes Erborgers in der Rück— 
gabe von Sachen in gleicher Summe oder Menge von derjelben Gattung 


füllung des Bertrages gerichtet werden, aber die Erfüllung des Vertrages befteht nicht 
darin, dat er Schuldner und der andere Theil Gläubiger, fondern daß er Gläubiger 
und der andere Theil Schuldner werben fol. Da eine Hülfsvollſtreckung, welche die- 
ſes Verhältniß herftellt, nicht möglich ift, fo kaun es fich, wenn dem rechtsträftigen 
Erlenntnifje nicht Genüge geleiftet wird, nur um Erſatz der Schäden handeln, welche 
dem anderen Theile dadurch verurfacht worden find, daf das Darlehn nicht gegeben 
worden ift. — Aehnlich verhält es fid) mit Demjenigen, welcher das Darlehn zu neh— 
men verfprochen hat. Denn auch bei diefem ift eine Hilfsvollftredung zu dem Zwecke, 
daf er das Darlehn in Empfang nehme, nicht möglich. Alles, was der’ andere Theil 
felbft durch die Depofition der darzuleihenden Sachen erlangen kann, befteht darin, daß 
er wegen des Aufwandes, welchen er durch die Anfchaffung der vertretbaren Sachen, 
insbefondere des Geldes, gehabt hat, und wegen der etwa verfprochenen Zinſen jchad- 
108 gehalten und wenn die Beftellung einer Hypothek zugefichert worden ift, diefe be— 
ftellt wird. — Uebrigens verfteht es fich von jelbft, daß die Klage aus dem Versprechen 
eines Darlehns nur injoweit abgetreten werben kann, als eine Forderung auf Schaden« 
erjat begründet ift. 

1) Man vergl. $. 1069 des BGB.'s. — Bei diefer Klage gelten die allgemeinen 
Vorſchriften über die Klagenverjährung, alfo and namentlich über die Unterbrechung 
berjelben. 

2) Man vergl. oben &. 76 fig. — Auf den Inhaber geftellte Werthpapiere (f. g. 
vollkommene Inhaberpapiere) können in einer doppelten Weife Gegenftände eines Dar- 
lehns fein, nämlich entweder fo, daß beftimmt wird, es jolle eine gleiche Zahl derjel- 
ben Gattung, oder fo, es folle der Werth derjelben zurücdgegeben werben. Iſt in dem 
Ietsteren Falle der Preis nicht beftimmt, zı welchem der Erborger die Iuhaber- 
papiere annehmen foll, fo gilt deren Courswerth zur Zeit der Uebergabe an 
den Erborger als die Darlehnsfumme. (Man vergl. $. 1067 Sag 2 des BGB.'s 
und Kommentar Bd. 2 S. 222.) Wäre die Abficht der Bertragichließenden dahin ge- 
gangen, daß diefelben Juhaberpapiere zurückgegeben werden jollten, jo würde eine Ge- 


brauchsleihe (Commodat) oder eine Miethe vorliegen. 
38% 
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und Güte beiteht, jo läßt fich auch eine Gewährleiftung wegen ver- 
borgener Mängel nicht denken. Der Erborger hat immer blos ver- 
tretbare Sachen von derfelben Bejchaffenheit, wie er erhalten bat, 
zurüdzugeben. Nur wenn der Darleiher durch abfichtliche Täufch- 
ung dem Erborger Schaden zugefügt hätte, würde eine jelbjtändige 
Klage ex dolo jtatt haben. 

Für das Darlehn ift wejentlich, daß der Erborger Eigenthiümer 
der dargeliehenen vertretbaren Saden, insbejondere auch der darge 
liehenen Gelder wird. Wird durch die Uebergabe das Eigenthum 
derfelben nicht auf den Erborger übertragen, weil der Darleiher das 
Eigenthbum nicht bat, oder weil er bandlungsunfähig oder in der 
Handlungsfähigkeit bejchräntt ijt, jo wird der Erborger nur dann 
aus dem Darlehne verpflichtet, wenn die Eigenthumsflage, 3. B. bei 
dargeliehenen Geldern oder Öffentlichen Werthpapieren, ausgejchloffen 
ift, oder wenn er das Eigenthum an den Sacden noch erwirbt, oder 
diejelben in redlichem Glauben verbraucht '). 

ft der Erborger bandlungsunfähig oder in der Handlungs- 
fähigkeit befchränft, jo wird er zwar nicht aus dem Darlehne, wohl 
aber aus der Empfangnabme der dargeliehenen vertretbaren Sachen 
verpflichtet ?). 


8. 361. 
Erforderniß der Uebergabe. 


Für die Uebergaße bei dem Darlehne gelten die allgemeinen 
Borichriften über die Uebergabe ?). Der Uebergabe zum Darlebne 
fteht es jedoch gleich, wenn die Vertragjchließenden dahin überein- 
fommen, daß der Erborger vertretbare Saden, welche er dem Dar- 
leiher aus einem anderen Grunde, 3. B. aus einem Hinterlegungs- 
vertrage, aus einer Schenkung, aus einem Kaufe, jehuldig ift, als 
Darlehn behalten joll*), wenn der Erborger die darzuleihenden Sachen 
in Folge der Anweifung des Darleihers in deffen Namen von einem 


1) Man vergl. 8. 1070 in Berbindung mit 8. 296 des BGB.'s. — Durch den 
8. 1070 wird namentlich auch der Fall der 1. 12 D. de reb. cred. gededt. 

2) Man vergl. oben ©. 176, ©. 242, ©. 264. 

3) Man vergl. oben &. 319 flg. 

4) Man vergl. $$. 1071, 1274 bis 1277 de8 BGB’. — Ob, wenn eine auf 
einem anderen Grunde beruhende Schuld in eine Darlehnsfchuld verwandelt wird, die 
alte Schuld aufgehoben wird, oder der Schuldner aus zwei Gründen fir Daffelbe 
haftet, ift lediglich eine quaestio faeti. 
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Dritten erhält, oder wenn der Darleiher diefelben in Folge der An— 
weifung des Erborgers einem Dritten übergiebt '), oder wenn der 
Darleiher dem Erborger eine Sache übergiebt, damit er fie verkaufe 
und den 5 als Darlehn behalte). In dem letzten Falle 
trägt der Erborger, von der Zeit der Uebergabe an, die Gefahr der 
Sache, aber aus dem Darlehne wird er erſt verpflichtet, wenn er die 
Sache verkauft, und zwar — dem Betrage des für die Sache er— 
langten Kaufpreiſes). 


8. 362. 
Perſon des Darleihers. 


Als Darleiher gilt Derjenige, welcher dem Erborger die ver— 
tretbaren Sachen zum Darlehne gegeben hat. Hat jedoch der Ueber— 
gebende die Sachen im Namen eines Dritten übergeben, ſei es ver— 
möge eines Auftrags, oder als Geſchäftsführer ohne Auftrag, ſo iſt 
der Dritte als Darleiher anzuſehen“). Genehmigt der Dritte im 
Falle einer Gejchäftsführung ohne Auftrag die Darleihung nicht, jo 
bat der Gejchäftsführer die Nechte des Darleihers ). Hat fich der 
Erborger bei der Empfangnahme des Darlehns über die Perjon des 
Darleibers geirrt, 3. B. den Sejus für den Titius gehalten, jo ift 
dies ein für die Entitehung der Forderung des Darleihers unweſent— 
licher Jrrthum®). 


$. 363. 
Beichaffenheit der Darlehbnsforderung. 


Der Erborger ift verpflichtet, eine gleiche Summe oder Menge 
von derjelben Gattung und Güte zurüdzugeben, wie er empfangen 


1) Man vergl. $. 1072 des BGB..'s. 

2) Man vergl. $. 1073 de BGEB.'s. 

3) Dean vergl. $. 1073 des BGB.'s, Kommentar Bd. 2 ©. 225 (l. 11 pr. D. 
de reb. cred.), 

4) Man vergl. $. 1074 Sab 1 des. BGEB.'s. — Verſchieden hiervon find die 
Fälle, in welchen fremde Sachen oder fremde Gelder dargeliehen worden find. Hat 
nämlich der Erborger bei der Empfanguahme gewußt, daß es fremde Sachen ober 
fremde Gelder wären, fo hat der Eigenthümer wider ihn die Eigenthumsflage ($. 296). 
Hat er hiervon Feine Kenntniß gehabt, fo hat der Eigenthümer feine Forderung an 
ihn, fondern nur das Recht, von dem Darleiher Abtretung der Klage wider den Er. 
borger zu fordern ($. 960 und oben S. 541 unter b). 

5) Man vergl. $. 1074 Sat 2 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1075 des BGB.'s. 
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bat; für die Rüdgabe von Gelddarlehnen find die oben im $. 277 
angegebenen Borfchriften maßgebend’). Fit die Zeit der Rüdgabe 
nicht beftimmt, oder eine Kündigung ohne Zablungsfriit bedungen, 
3. B. nur im Allgemeinen bejtimmt worden, es jolle &ber die Rüds 
gabe noch eine bejondere Vereinbarung getroffen werden, jo fann, 
vorbehältlih des Rechtes des Erborgerd auf Geitattung einer nad 
den Umftänden angemejjenen Friſt, die Rückgabe jofort verlangt 
werden ?). i 

Bon einem Gelddarlehne find Zinfen nur dann zu bezahlen, 
wenn fie verjprochen tworden find, oder der Erborger fih im Verzuge 
befindet’). Sind auf den Inhaber geitellte Wertbpapiere zum Dar: 
lehne gegeben worden, jo find, ohne Unterjchied, ob der Cours zur 
Zeit der Darleibung, oder Papiere derjelben Gattung und Menge 
zurüdgegeben werden jollen, die Zinjen, in Ermangelung einer anderen 
Bereinbarung, von dem Courswerthe, welchen die Papiere zur Zeit 
der Darleibung gehabt haben, in Gelde zu bezahlen. Iſt die 
Zeit der Zinszahlung nicht beitimmt, jo ſind die Zinfen jährlich, 
und wenn das Darlehn auf eine fürzere Zeit, als Ein Jahr, ge— 
geben worden ift, zugleich mit dem Hauptſtamme zu bezahlen’). 

Durch bejonderen Bertrag kann bejtimmt werden, daß das Dar- 
lehn in einer anderen Gattung vertretbarer Sachen, oder in einer 
größeren Summe oder Menge, oder in einer bejjeren Bejchaffenbeit, 
als gegeben tworden ift, zurüdgegeben werden ſolle)y. Sol eine 
geringere Summe oder Menge, oder jollen Sachen von geringerer 
Bejchaffenheit zurüdigegeben werden, jo finden injoweit, al$ dem Er— 
borger daraus ein Vortheil erwächt, die VBorfchriften über die Schenf- 
ung Anwendung ”). 


Anm. Das bürgerliche Geſetzbuch weicht in der Lehre des Darlehns in zwei 
wefentlichen Punkten von dem römijchen Rechte ab. Erftens hat es die Borfchriften 


1) Man vergl. $. 1076 des BGB.s. 

2) Man vergl. $. 1077 des BGB.’ — Das f. g. modicum tempus hindert 
bie fofortige Anftellung der Klage nicht. — Die Behauptung des Erborgers, es fei für die 
Rückgabe eine beftimmte Friſt gefetst worden, ift eine vom ihm zu beweifende Einrede. 

3) Man vergl. $. 1078 des BGB.'s und oben ©. 480 flg., und über die Com- 
dietion indebite bezahlter Zinfen 8. 1532. 

4) Man vergl. $. 1079 des BEB.'s und Kommentar Bd. 2 S. 997. 

5) Man vergl. 8. 1080 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1081 Sat 1 des BGB.'s und oben S. 462. 

7) Man vergl. $. 1081 Sat 2 des BGB.'s. 
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des Senatusconsultum Macedonianum nicht aufgenommen (man vergl. oben S. 243 
not. 3), Zmeitens hat es die f. g. querela non numeratae pecuniae gegen 
Sculdverfchreibungen aufgehoben. Bei den Römern nämlid; war die Stipulation, 
wegen der damit verbundenen, proceffualiich begünftigten, condietio certi, ein geeig- 
netes Mittel, dem Darleiher eine Sicherheit für die pünktlihe Rüdzahlung zu gewäh- 
ren und der Gebrauch diefes Mittels war nicht blos ein allgemein hergebradhter, fon- 
bern es kuüpfte ſich aud daran die Folge, daf man im täglichen Verkehre die Darlehns- 
Mage mit der Stipulationsflage identificirte, indem man bei einer Concurrenz des 
Darlehns mit der Stipulation nur Eine Forderung, und zwar die aus der Stipulation 
fließende, aunahım (1. 126 $. 2 D. de verb. oblig., 1. 6 8. 1 D. de novat., 1.7 D. 
eod.). Das Verhältniß der Darlehnsflage zu der Stipnlationsflage geftaltete fich jedoch, 
wie in der 1.7 D. de novat. ausdrüdlich gejagt wird, fo, dafj, wenn aus der Stipu- 
lation geflagt wurde, die Auszahlung des Darlehns lediglich aus dem Gefichtspunfte der 
Borausfegung der Stipulation in Betracht fam, alfo die letstere mit der condictio 
indebiti oder condictio ob causam datorum entfräftet werden fonnte, die Litiscon— 
teftation über die Stipulationsflage die Forderung aus der Auszahlung des Darlehns, 
als die naturalis obligatio, nicht confumirte, dagegen aber die gleichzeitige Anftellung 
der Stipulationsflage und Darlehnsflage nicht ftatt hatte, weil damit die Folge ver- 
bunden gewefen wäre, daß der Bellagte ein und daffelbe Darlehn doppelt hätte bezah- 
len müſſen. Diefe Auffaffung der ſ. g. Darlehneftipulation lag and, den f. g. Sti— 
pulationsurfunden zu Grunde Bei diefen Urfunden trat aber das Berhältniß der 
Auszahlung des Darlehns, als der Vorausſetzung, von welcher die materielle Gültig» 
keit der Stipulation abhing, noch fchärfer, als bei der mündlichen Etipulation hervor, 
weil das Recht des Gläubiger ſich auf die an ihn erfolgte Uebergabe der Urkunde 
gründete und es eine in den Berhältniffen liegende fehr gewöhnliche Erfcheinung war, 
daf der Schuldner in der Boransfeßung, er werde das Darlehn ausgezahlt erhalten, 
in der Stipulationsurfunde den Empfang des Darlehns im Boraus befannte und die 
Urkunde dem Gläubiger im Boraus einhändigte. In diefem Gefchäftsgange und 
wahrfcheinfich auch in dem Umftande, daf in dem Belenntniffe des Empfanges bee 
Darlehns nicht ſowohl das Bekenntniß einer Schuld, als vielmehr die Verficherung einer 
Handlung des Gläubigers Tag, hatten die drei Nechtsmittel ihren Grund, durch welche 
ein. Schuldfchein von dem Ausſteller innerhalb ziweier Jahre entfräftet werden Konnte, 
nämlich die ſ. g. exceptio non numeratae pecuniae, wenn der im Schuldfcheine ge- 
nannte Gläubiger innerhalb zweier Jahre auf Rüdzahlung des Darlehns Hagte, die 
f. g. querela non numeratae pecuniae, mittelft deven der Ausfteller des Schuldfchei- 
nes innerhalb zweier Jahre die exceptio non numeratae pecunia® ſich für immer 
fihern fonnte, und die f. g. condictio chirographi, durch welche der Schuldfchein in- 
nerhalb zweier Jahre zurücgefordert wurde. Alle drei Rechtsmittel hatten das Eigen- 
thümliche, daß, wenn von ihnen innerhalb der gedachten Friſt Gebrauch gemacht wurde, 
nicht dev Schuldner die Nichtzahlung, fondern der Gläubiger die Zahlung zu beweifen 
hatte. 

Alles dies hat ſich nad) dem bürgerlichen Geſetzbuche erledigt. Nach demfelben 
wird der Schuldner, welcher dem Gläubiger einen Schuldfchein übergeben hat, auf 
Grund des hierin Tiegenden Anerkenntnißvertrages felbft dann verpflichtet, wenn der 
Grund der Schuld in dem Scheine nicht angegeben worden ift (88. 1397, 1398). 
Zwar kann (nicht blos innerhalb zweier Jahre, fondern innerhalb der Verjährungsfrift) 
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ber Ausfteller des Schuldfcheines dieſen condiciren (8. 1899), aber mit der bloßen Be- 
hauptung, die Schuld habe nicht beftanden, wird er nicht gehört. Hiernach fällt die 
römifche querela und exceptio non numeratae pecuniae in ihrer angegebenen Eigen» 
thümlichkeit ganz hinweg; es ift aber noch überdies im Auge zu behalten, daf, wenn 
eine Urkunde über ein Darlehn ausgeftellt worden wäre, der Schuldner aud) felbft mit 
dem Bemweife, das Darlehn fei nicht ansgezahlt worden, nicht gehört werben 
könnte, indem eine Darlehnsſchuld nicht blos durch baare Zahlung, fondern auch auf 
andere Weife begründet werben kann. Es würde daher der Schuldner auch in diefem 
Falle nur wider die Urkunde ercipiren können, wenn er ſich darauf bezöge, daß er 
dem Gläubiger überhaupt Etwas nicht fchuldig gewefen wäre, ober daß er die Ur— 
kunde ans Irrthum oder auch gegen die Zuficherung der fünftigen Zahlung, im Bor- 
aus ausgeftellt hätte. 


8. 364. 
IM. Kauf. 
Begriff des Kaufes. 


Kauf ift der über gegenfeitige Leiftungen gejchloffene Vertrag, 
deſſen Zwed dahin gebt, daß der eine Vertragjchließende (der Ber: 
fäufer) dem anderen Bertragjchließenden (dem Käufer) für einen von 
diefem zu zahlenden, in Gelde beitehenden Preis, eine Sache oder 
ein Recht an einer Sache oder eine Forderung überlaſſen ſoll)y. Es 
macht feinen Unterfchied, ob der Preis bezahlt wird für die Sache, 
welche übergeben werden fol, oder die Sade übergeben wird für 
den Preis, welcher bezahlt werden foll, oder vb die Bertragjchließen- 
den ſich dahin vereinigen, daß Preis und Sache Zug um Zug ges 
leiftet werden joll?). 

Auch über eine Fünftige Sache (res futura) kann ein Kauf ges 
fchloffen werden, und zivar entiveder jo, daß der Kauf von der auf: 
fchiebenden Bedingung, wenn die Sade zum Dajein gelangt, 
abhängig gemacht, z. B. eine Ernte, vor ihrer Einbringung, für 
einen nad Maß, Zahl und Gewicht beftimmten Preis (res sperata) 
verfauft, oder jo, daß der Kauf ohne Nüdficht darauf, ob und wie 
die Sache zur Entjtehung gelangt, z. B. ein Fiſchzug, ein Lotteriege- 
winn (spes), unbedingt gejchloffen wird Ar 

Werden einzelne Sachen oder Mehrheiten von Sachen jo ver 





1) Dan vergl. $. 1082 des BGB.'s. — Eine Sache, über welche ein Kauf ge» 
fhloffen werden kann, ift and) die Erbſchaft. 

9) Man vergl. 5. 1082 des BOB. „überträgt oder zu übertragen verfpricht.“ 

3) Man vergl. 5. 1083 des BGEB.'s und oben ©. 501 fig. (Man vergl. auch 1.8 
D. de contrah. emt., 1. 7 D. de hered. vel act. vend,, Il. 12 D. de act. emt.) 
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fauft, daß erft durch die Ausfcheidung derjelben aus einer Gattung 
oder aus einer Menge von Sachen der Gegenitand des Vertrages 
bejtimmt werden joll, jo kann auf die Ausſcheidung geklagt werden ’). 
Werden mehrere einzelne Sachen oder ein aus joldhen bejtehendes 
Ganze oder Gattungen oder Mehrheiten von Sachen jo verkauft, daß 
der Kaufpreis nach der Zahl, dem Maße oder dem Gewichte der 
Sachen bejtimmt wird, jo kann auf die Zuzählung, Zumeſſung oder 
Zumwiegung geklagt werden; es geht auch in diefem Falle die Gefahr 
des Unterganges und der BVerfchlechterung auf den Käufer erjt über, 
wenn die Zuzählung, Zumeſſung und Zumwiegung erfolgt ift?). 

Sind außer Geld noch Leiſtungen anderer Art verjprochen 
worden, jo ift der Bertrag ein Kauf, wenn der größere Werth in 
der Gelbdleiftung enthalten oder der Werth beider Leiftungen gleich 
it). Wird der Marktpreis als Kaufpreis der Sache bejtimmt, jo 
ift der mittlere Marktpreis des Ortes und der Zeit, wo der Kauf 
zu erfüllen ift, maßgebend; befteht an diefem Orte fein Marktpreis, 
jo fommt es auf den Preis des nächjten Ortes an®). 

Der Zweck des Kaufes bejteht darin, daß der Verkäufer dem 
Käufer den Befig der Sache (vacua possessio) verjchafft und dafür 
haftet, daß demjelben die Sache nicht abgeftritten wird (habere licere). 
Wäre vereinbart worden, daß der Käufer das Eigenthum der Sache 
nicht erwerben, oder daß der Verkäufer demjelben das Eigenthum der 
Sache verjchaffen jollte, jo würde der Vertrag nicht als Kauf gelten 
fönnen®). Werden jedoch Grundftüde und Berechtigungen, welche 
ein Folium im Grundbuche erhalten haben, verkauft, jo haftet der 


1) Man vergl. $. 1084 in Berbindung mit 88. 871, 1091 Sab 1 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1085 in Verbindung mit $. 1091 Sat 2 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1086 des BEB.'s. — Da für den Kauf und den Taufch ganz 
gleiche Vorſchriften gelten, jo kann darauf, ob ein Bertrag ein Kauf oder Tauſch fei, 
nur in den Fällen Etwas anlommen, in welchen die befondere Natur des Bertrages, 
3. B. beim Vorkaufsrechte, für die Entfcheidung wejentlich ift. — Mebrigens gelten 
bei dem Kaufpreife die allgemeinen Vorſchriften über die erforderliche Beftimmtheit des 
Gegenftandes einer Forderung. (Man vergl. oben ©. 503 fig.) Die f. g. laesio 
enormis kenut das bürgerliche Geſetzbuch nicht (vergl. oben ©. 521). 

4) Man vergl. $. 1087 des BGB.'s. ö 


5) Man vergl. 88. 1089 Sat 1, 930 des BGB.'s. Ich halte es für Pflicht, 
vor der Anficht zu warnen, als ob nad) heutigen Nechtsbegriffen der Verkäufer ver- 
bunden fei, dem Käufer Eigenthum zu übergeben. Mit diefem Sate ftört man den 
freien Verkehr. 
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Verfäufer dafür, daß der Käufer als Eigenthümer in das Grund- 
buch eingetragen wird '). 

Verkäufer und Käufer haften fich gegenjeitig für abfichtliche 
Verſchuldung, grobe und geringe Fahrläffigkeit ?). 


8. 365. 
Verbindlichkeiten des VBerfäufers. 


Der Berkäufer ift verbunden, dem Käufer die verfaufte. Sache, 
frei von verborgenen Fehlern und in der verfprochenen Bejchaffenheit 
zu übergeben und dafür zu baften, daß fie demjelben nicht abge- 
ftritten wird’). Sit zur Erwerbung des Eigentbums an der Sache 
Eintragung im Grundbuche erforderlich, jo hat er Alles zu thun, was 
jeinerjeitS gejcheben muß, damit die Eintragung des Käufers in das 
Grundbuch erfolgen kann 9. Verkaufte Nechte bat er dem Käufer 
einzuräumen, und verkaufte Forderungen demjelben abzutreten®). 

Der Berfäufer ijt verbunden, mit der Sache den Zuwachs) und 
die Zubehörungen, auch diejenigen, welche nach der Schliegung des 
Bertrages binzugefommen find”), leßtere jedoch nur gegen Erſatz der 
Bertvendungen ®), dem Käufer zu übergeben, die auf die verkaufte 
Sache oder Forderung bezüglichen Urkunden an den Käufer auszu— 
antworten und bei Grundſtücken über die Grenzen, Gerechtigfeiten und 
Laſten derfelben Auskunft zu ertheilen ?). 

Zwar trägt der Käufer von der Schließung des Kaufes an die 


1) Man vergl. $. 1089 Sat 1 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 1088, 728 des BGB.'s. F 

3) Man vergl. 88. 1089 Satz 1, 1092, 899 bis 952 des BGB.'s und oben 
©. 533 flag. 

4) Man vergl. $. 1089 Sat 1 des BGBe's und oben ©. 329, über die Form 
des Verkaufs der Grundftüde und der Berechtigungen, welche ein Kolium im Grund- 
buche erhalten haben, oben S. 510, über den Verkauf von Theilen eines gefchloffenen 
Grundſtücks, wenn die Dismembration nicht genehmigt wird, Annalen N. 5. Bd. 3 
©. 548 und oben S. 91 not. 4 am Schluſſe, über die Verbindlichkeit des Verkäufers, 
das verfaufte Grundftüd frei von Hypotheken zu übergeben, Annalen N. F. Bd. 2 
©. 282, Bd. 4 ©. 67 und oben ©. 533 flg. 

5) Man vergl. 88. 1089 Sat 2, 1092 des BGEB.s und oben ©. 549 flag. 

6) Man vergl. 8. 1090 Sat 1 des BGB.'s und oben ©. 78. 

7) Man vergl. 8. 1090 Sat 1 des BEB.'s und oben ©. 79 fig. 

8) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 110, 

9) Man vergl. $. 1090 Sat 2 des BGB.'s. 
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Gefahr und die Laſten der gekauften Sade; es gebühren ibm aber 
auch von diejem Zeitpunkte an die Vortbeile der Sadıe '). 

Der Berfäufer ijt verbunden, die Sache bis zur Uebergabe an 
den Käufer mit der Eovrgfalt eines ordentlichen, aufmerkfjfamen Haus: 
vaters (diligentia boni patrisfamilias) in Stand zu erhalten und zu 
bewahren ?). 


$. 366. 
Berbindlichfeiten des Käufers. 


Der Käufer ift verbunden, den Kaufpreis mit Gelde zu be: 
zahlen, welches der Verkäufer eigenthümlich behalten kann ?), und 
Dasjenige zu leiften, wozu er fich ſonſt verpflichtet hat*). Zahlung 
oder Stundung des Kaufpreijes wird nicht zum UWebergange des 
Eigenthbums der verkauften Sache auf den Käufer erfordert’). 


1) Man vergl. 88. 1091, 866 bis 869 des BGB.'s. — Zu den Bortheilen der 
Sache gehören die natürlichen und bürgerlichen Rrüchte (oben S. 83 flg.), und zwar 
erftere als integrivende Theile des Grundſtücks, auch felbft dann, wenn fie zur Zeit 
der Edjlieung des Kaufes zwar reif gewejen, jedoch erſt jpäter eingeerntet worden 
find, ingleichen der Schadenerfatanfpruch, welcher gegen einen Dritten ans einer wider: 
rechtlichen Beſchädigung der gekauften Sache zufteht. — Ueber die Frage, ob der Ber- 
fäufer, wenn er diefelbe Sache an Mehrere (einzeln) verkauft hat und die Sache vor 
ber Uebergabe an einen der mehreren Käufer durch Zufall untergegangen ift, ben 
Kaufpreis von allen Käufern, oder, wenn er eine res aliena verkauft hat, und die 
Sache, bevor er fie von dem Dritten erworben, durch Zufall untergegangen ift, den 
Kaufpreis fordern könne, vergl. Kommentar Bd. 2 ©. 232. 


2) Dean vergl. $. 1093 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1094 Sat 1 des BGB.'s. Uebereinftimmend das vömifche 
Necht in der 1. 11 pr. D. de act. emt. Nach dem bürgerlichen Gefetsbuche ($. 296) 
kann aber die Frage, ob die Zahlung des Kaufpreifes Zahlung fei, nur in dem Falle 
entftehen, wenn der Verkäufer bei der Empfangnahme des Geldes gewußt hat, daß 
e8 fremdes, 3. B. geftohlenes, fei. 

4) Man vergl. $. 1094 Sat 1 des BGB.'s. — Sind aufer dem baaren Gelde 
dem Stücke nad beftimmte Sacden (Species) zu leiften, fo haftet der Käufer ebenfo, 
wie der Verkäufer nur für das habere licere. Sind vertretbare Sachen, 3. B. zwei 
Sceffel Korn, zu leiften, fo gilt das vom Gelde Gejfagte. 

5) Man vergl. $. 1094 Satz 2 des BGB.'s. — Im Wefentlichen galt dies ſchon 
nad römischen Rechte, indem die Vorſchrift im $. 41 J. de rer. divis, in Berbind» 
ung mit 1, 5 $. 18 D. de trib. act., 1. 19, 1. 53 D. de contrah. emt., 1. 7 D. de 
stip. praet. durch die f. g. exceptio rei venditae et traditae und durd) die publieiana in 
rem actio ihre Bedeutung verloren hatte. Indeffen hatte der Sats des römifchen Rechts, 
„venditae res et traditae non aliter emtori acquiruntur, quam si is venditorj 
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Der Käufer ift verbunden, den rüdftändigen Kaufpreis von der 
Zeit an, wo er die Sache übergeben erhalten bat, mit fünf vom 
Hundert auf das Jahr zu verzinjen, ausgenommen wenn der Kauf: 
preis geftundet worden oder eine Stundung üblich ift, wie dies z. B. 
anzunehmen, wenn von Handwerkern und Kaufleuten Saden ent- 
nommen und erit jpäter Rechnungen überjendet werden’). 

Endlich ijt der Käufer verbunden, dem Verkäufer die nach der 
Schliefung des Kaufes und vor der Uebergabe auf die Sache ge 
machten nothiwendigen und nüßlichen Verwendungen zu erjegen und 
ihn von den Berbindlichkeiten zu befreien, welche er in diefer Zwiſchen— 
zeit in Beziehung auf die Sache hat übernehmen müfjen?). 


8. 367. 
Gegenfeitigfeit der Leiftungen des Verkäufers und des 
Käufers. 

St nicht vereinbart worden, daß der Verkäufer die Sache vor der 
Bezahlung des Kaufpreifes übergeben (Creditfauf) oder der Käufer 
vor der Uebergabe der Sache den Kaufpreis bezahlen ſoll (Prä- 
numerationsfauf), und ergiebt fich auch ſonſt nicht aus den Verhältniſſen, 
daß die Leiftungen des Verkäufers und Käufers einander nicht be— 
dingen jollen, 3. B. wenn Holz vom Stamme oder hängende Früchte 
verkauft worden find), oder der Kaufpreis auf Termine vertheilt, 
oder ſonſt Etwas zu leiften ift, was weder als Uebergabe der ver: 
fauften Sache noch als Zahlung "des Kaufpreifes angejehen werden 
kann, jo ift anzunehmen, daß die gegenfeitigen Leiltungen des Ber: 
fäufers und des Käufers Zug um Zug erfolgen müllen *). 


pretinm solverit, vel alio modo satisfecerit, veluti expromissore vel pignore 
dato,“ doch noch Folgen bei der Erfikung und e8 war deshalb nöthig, denfelben auf- 
zubeben (oben ©. 324). 

1) Dan vergl. 8. 1095 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1096 des BGB.'s. — Als zu erjetsende Berwendnngen find 
insbefondere zu betrachten: Koften für die Inftandhaltung eines verkauften Gebäudes, 
für die Beftellung eines fruchttragenden Grundſtücks, Eurkoften bei Thieren. Der kri— 
tifche Zeitpunkt ift der, wo der Kauf geichlofjen ift; vor diefem Zeitpunfte gemachte 
Berwendungen find von dem Käufer wicht zu erfeßen. Selbſtverſtändlich endigt aber 
aud) das Recht des Berkäufers auf Erfat der Berwendungen mit dem Zeitpunfte ber 
Uebergabe der Sache an den Käufer. 

3) In diefem alle genügt, daf der Verkäufer die Abbriugung des Holzes und 
der Früchte gefchehen läßt. (Annalen N. %. Bd. 6 ©. 265.) 

4) Man vergl. $. 1098 des BGEB.'s, und über die ſ. g. exceptio non adim- 
pleti contractus oben ©. 520. 
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Haben Mehrere diefelbe Sache (nicht blos jeder feinen ideellen 
Theil für einen bejonderen Kaufpreis) verkauft, jo kann der Einzelne 
die antheilige Zahlung des Kaufpreifes nur gegen Uebergabe der 
(ganzen) Sache fordern‘), Haben Mehrere diefelbe Sache (nicht 
blos nach ideellen Theilen für einen bejonderen Kaufpreis) gekauft, 
jo kann der Einzelne nicht zu feinem Antbeile die Erfüllung des 
Kaufes fordern ?). 


$. 368. 
Bejondere Arten des Kaufes. 
Kauf über ein Grundftüd mit Angabe des Flähengehalts,, 
Geben an Zahlungsftatt, Kauf auf Probe und Befidt. 


Kt ein Grundftüd mit Angabe des Flächengehaltes ver 
fauft und ift derjelbe nicht blos zur Bezeichnung des Grundftüds 
beigefügt *), jo kann der Käufer, wenn er einen geringeren Flächen— 
gehalt erhält, nur verhältnigmäßige Herabjegung des KHaufpreijes 
fordern. Sit jedoch der Ausfall am Flächengebalte jo bedeutend, 
daß das Grundftüd nach richterlichem Ermefjen nicht als das ver: 
faufte gelten kann, fo ift der Käufer berechtigt, Aufhebung des Kaufes 
zu fordern®). Hat das verfaufte Grundjtüd einen größeren Flächen- 
gehalt, als bei der Schließung des Kaufes angegeben worden ift, jo 
fann der Verfäufer verhältnigmäßige Erhöhung des Staufpreijes 
fordern, der Käufer aber, wenn er hierauf nicht eingehen will, von 
dem Kaufe zurüdtreten ®). 

Wird zwiſchen einem Gläubiger und Schuldner ber: 
einbart, daß der erftere vurch eine von dem legteren zu überlajjende 


1) Man vergl. $. 1099 des BGB.'s und oben ©. 520 fig. 

2) Man vergl. $. 1099 Sat 2 deEBGB.'s, Commentar Bd. 2 ©. 235 und 
oben a. a. DO. Dan nennt die Einrede des Verkäufers wider die Klage des einzelnen 
Käufers exceptio plurium consortium, 

3) Wenn dies der Fall fei, ift quaestio facti, So würde e8 feine Garantie des 
Flähengehaltes enthalten, wenn der Berkäufer den Flächengehalt nur nad) dem Flur— 
buche angäbe, fofern er nicht etwa wüßte, daß bei der Yandesvermeffung ein Fehler 
vorgelommen wäre. — Die Angabe nad Scheffeln der Ausfaat ift Feine beftimmte 
Angabe des Flächengehaltes. (Annalen N. F. Bd. 6 ©. 162.) 

4) Man vergl. 8.1097 Sat 1, 2 des BOB.s, und über die Aufhebung 
des Kaufes oben ©. 529. 

5) Man vergl. $. 1098 Sat 3 des BGB.'s. 
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Sache für feine Forderung abgefunden fein jol (Geben an Zahlungs: 
ftatt), jo finden die Vorjchriften über den Kauf Anwendung ’). 

Wird auf Brobe oder Beficht (nit nach Probe und nicht 
zur Probe) gefauft, jo ift der Kauf, in Ermangelung einer anderen 
Vereinbarung, von der aufjchiebenden Bedingung abhängig, daß der 
Käufer den Gegenjtand annehmbar findet”); bis zum Eintritte dieſer 
Bedingung trägt der Verkäufer den zufälligen Untergang und die zu- 
fällige Verjchlechterung der Sache ). Der Verkäufer hat dem Käufer 
die Handlungen zu gejtatten, welche zur Unterfuchung der Bejchaffen- 
heit der Sache erforderlich find *). Iſt eine Frift beftimmt, inner- 
balb welcher fi der Käufer über die Annehmbarkeit zu erflären 
haben ſoll, und läßt er die Frift verjtreichen, ohne fich zu erklären, 
jo gilt der Kauf als nicht geſchloſſen. Iſt eine jolche Frift nicht be- 
ftimmt, jo kann der Verkäufer dem Käufer eine Frift von vierzehn 
Tagen ſetzen und es gilt, wenn der Käufer fich in diefer Frift nicht 
erklärt, der Kauf als nicht gejchloffen ). ft jedoch die auf Probe 
oder Beficht verkaufte Sache dem Käufer übergeben und läßt der- 
jelbe die beftimmte oder von dem Verkäufer geſetzte Frift verftreichen, 
ohne eine Erklärung abzugeben, jo gilt der Kauf als gejchloffen ®). 
Der Kauf gilt als geſchloſſen, wenn der Käufer den Kaufpreis 
ganz oder theilmeife bezahlt, oder über die Sache, wie über die 
feinige verfügt, 3. B. Handlungen vornimmt, welche nicht zur Unter: 
fuchung der Bejchaffenheit der Sache nöthig find, und als nicht ge 
ſchloſſen, wenn der Käufer die Sache zurüdgiebt, ohne fich erklärt 
zu haben”). 

$. 369. 
Nebenverträge bei dem Kaufe. 
Kauf mit dem Borbehalte der Neue und mit dem Vorbehalte 
des befferen Gebots. 
Die einem Kaufe beigefügt ® Nebenverträge, Vorbehalt der 


1) Man vergl. $. 1100 des BGB.'s, und über den Fall, wo eine res aliena 
an Zahlungsftatt gegeben worden ift, oben S. 469 not. 1. 

2) Man vergl. $. 1101 Sat 1 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1101 Sat 2 des BOB. — Dies gilt felbft damı, wenn 
die Sache dem Käufer übergeben worden ift, weil der Käufer im Namen des Verkäu— 
fers beſitzt. 

4) Man vergl. 8. 1102 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 88. 1108, 1104 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1105 des BGB.'s. 

7) Dan vergl. $. 1106 des BGB.'s. 
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Neue (ſ. g. paetum displicentiae) und Vorbehalt des befieren Ge- 
bot3 (addictio in diem)'), lafien, wenn fich die Vertragichließenden 
über den Zweck, zu welchem fie diefe Nebenverträge beigefügt, nicht 
näher ausgejprochen haben, eine doppelte Auffalfung zu. Dan kann 
nämlich diefe Nebenverträge entweder jo veritehen, daß der Kauf 
als unter der aufjchiebenden Bedingung geſchloſſen gelten jolle, wenn 
nicht von dem Vorbehalte der Neue Gebraucd gemacht werde oder 
nicht ein beſſeres Gebot erfolge, oder jo, daß der Kauf ſich wieder 
auflöfen folle, wenn von dem Vorbehalte der Neue Gebrauch gemacht 
werde oder ein bejleres Gebot erfolge. Für die Beſtimmung der 
. rechtlichen Natur der beiden Nebenverträge ijt es von der größten 
Wichtigkeit, ob man jene oder diefe Auffaffung für richtig hält. Er— 
blidt man nämlich in denſelben eine aufjchiebende Bedingung, jo be- 
findet fich der Käufer bis zu dem Zeitpuncte, mit welchem die Un— 
möglichkeit des Eintrittes der Bedingung gewiß wird, nicht in conditione ., 
usucapiendi, er hat nicht Anfpruch auf die Früchte der Sadye, er ift 
nicht verpflichtet, die Gefahr der Sache zu tragen, er iſt überhaupt 
während des Schwebens der Bedingung als bloßer Jnhaber in fremdem 
Namen zu betrachten. Erblidt man dagegen in denjelben eine auf 
löfende Bedingung, jo erwirbt der Käufer durch die Uebergabe der 
Sache das Eigentbum oder den Bublicianifchen Beſitz daran, er zieht 
die Früchte vermöge eigenen Rechts, er trägt die Gefahr der Sache, 
er ift jedoch, wenn die auflöjfende Bedingung eintritt, zur Rüdgabe 
der Sache nebft den in der Zwilchenzeit gezogenen Früchten dem 
Berkäufer verbunden. Aber nicht blos auf die Rechte der Vertrag- 
Ichliegenden hat es Einfluß, ob man diejen oder jenen Sinn mit den 
beiden Nebenverträgen verbindet, jondern auc auf die Rechte Dritter, 
welche die Sade von dem Käufer in der Zwiſchenzeit erworben 
haben, indem davon die Frage abhängt, ob die Eigenthumsflage 
wider die Dritten ftatt habe, oder ausgejchlojfen ſei. 

Das bürgerliche Geſetzbuch faßt beide Nebenverträge als auf 
löjende Bedingungen auf, führt aber auch noch außerdem den Saß 
durch, daß der Eintritt der auflöjenden Bedingung immer nur For 
derungen unter den Bertragfchließenden begründet. Den Vertrag: 
Schließenden bleibt natürlich unbenommen, diefe Nebenverträge ihren 
Sintentionen anzupaffen und durch bejondere Vereinbarung die über: 


1) Bon der f. g. lex commissoria wird weiter unten gehandelt werbeı. 
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haupt blos ſubſidiär anwendbaren Borjchriften des bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs auszuschließen '). 


$. 370. 
Fortſetzung. | 

Soviel den Kauf mit dem Vorbehalte der Reue betrifft, jo ver- 
fteht man darunter den Kauf, welchem der Nebenvertrag beigefügt 
worden ift, daß dem Käufer oder dem Verkäufer freiftehen joll, von 
dem Kaufe zurüczutreten?). Wie bereits im vorigen Paragraphen 
bemerft worden ijt, findet das bürgerliche Gejeßbuch darin eine dem 
Kaufe beigefügte auflöfende Bedingung. ft eine Frift für den 
Rücktritt nicht bejtimmt, jo bat Derjenige, welcher ſich den Vorbehalt 
der Neue gemacht bat, innerhalb dreißig Tagen, von der Verab— 
redung an, den Nüdtritt zu erklären; bat er den Nüdtritt nicht 
vor Ablauf diefer Frift erklärt, jo ift das Neurecht als erlojchen zu 
betrachten ?). 

Wird der Kauf auf Grund der NRüdtrittserflärung aufgehoben, 
jo bat der Käufer die Sache nebſt Zuwachs und Zubehörungen an 
den Käufer zurüdzugeben und den Schaden, welden er durch feine 
Verſchuldung verurfacht hat, zu erjegen, auch Rechte, welche Dritten 
in der Zwijchenzeit beftellt worden find, wenn fie nicht ohnedies un- 
wirkſam find, wie dies 3. B. der Fall fein würde, wenn der Vorbehalt 
der Reue im Grundbuche eingetragen worden wäre, zu bejeitigen 
oder den Verkäufer deshalb zu entfchädigen*). Dagegen fft der Ver- 
fäufer verpflichtet, dem Käufer den bezahlten Kaufpreis zurüdzu- 
zahlen, denjelben von allen in Beziehung auf den Kauf übernom- 
menen Berbindlichkeiten zu befreien, 3. B. wenn der Käufer fich 
mit der Zahlung des Haufpreijes an einen Dritten hätte weiſen (dele- 
giren) laffen, und für die von demjelben gemachten Verwendungen, mit 





1) Bei der wichtigften Art der Sachen, den Grundftüden und Berechtigungen, 
welche ein Folinm im Grundbuche erhalten haben, ift namentlich zu berücfichtigen, 
daß Derjenige, welcher unter einer auffchiebenden Bedingung Eigenthum erwirbt, vor 
Eintritt der Bedingung nicht in das Grundbuch eingetragen werden kann und Der- 
jenige, welcher unter einer auflöfenden Bedingung als Eigenthümer in das Grundbuch 
eingetragen worden ift, weder Hypotheken, noch Grunddienſtbarkeiten beftellen fann ($$. 
399, 533 des BGB.) | 

2) Man vergl. $. 1107 des BGB.'s. 

3) Dan vergl. $. 1108 des BGB.'s. 

4) Mau vergl. $. 1109 Sat 1 des BGB.'s. 
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Ausnahme der in der Zwifchenzeit getragenen Laften der Sache, nad) 
den BVorjchriften der Eigenthumsklage Erjaß zu leiſten). Die Nut- 
ungen der Sache und die (veriprochenen oder vermöge Gejeßes oder 
wegen Berzuges zu zahlenden) Zinjen heben fich, ohne Unterfchied, 
ob ſie ſich in dem Betrage gleichitehen oder nicht, gegenfeitig auf ?). 
Hat der Käufer, welchem das Reurecht zufteht, die Sache durch feine 
Verſchuldung verfchlechtert, jo ift er des Neurechtes verluftig°). 


8. 371. 
Fortſetzung. 

Soviel den Kauf mit dem Vorbehalte des beſſeren Gebotes 
anlangt, ſo verſteht man darunter den Kauf, welchem der Nebenvertrag 
beigefügt worden iſt, daß der Verkäufer den Kauf aufheben kann, 
wenn ein Anderer ein beſſeres Gebot auf die verkaufte Sache thut ®). 
Iſt eine Friſt, innerhalb welcher das beſſere Gebot erfolgen kann, 
nicht bejtimmt, jo gilt bei beweglichen Sachen eine Frift von drei 
Tagen und bei unbeweglichen von Einem Jahre). Das Gebot ift 
ein befjeres, wenn der durch den Dritten gebotene Kaufpreis dem 
Berkäufer im Vergleiche mit der von dem Käufer verjprochenen Leiſt— 
ung binfichtlich der Haupt» oder Nebenfache oder der Nebenbeſtimm— 
ungen einen Vortheil bringt‘). Der Verkäufer ift, wenn ein befjeres 
Gebot zeitig erfolgt, verpflichtet, dem Käufer ohne Verzögerung davon 
Anzeige zu machen, und der Käufer hat fich innerhalb acht Tagen, 
bei Berluft feines Rechts, zu erklären, ob er in das beffere Gebot 
treten will, oder nicht. Tritt der Käufer nicht in das bejjere Gebot, 
jo bat der Verkäufer die Wahl, ob er das bejlerg Gebot annehmen 
oder den eriten Kauf halten will. Kommt es zu der Aufhebung des 
Kaufes, weil der Verkäufer das beſſere Gebot wählt, jo finden die 
im vorigen Paragraphen über die Aufhebung des Kaufes bei dem 
Vorbehalte der Reue angegebenen Beltimmungen Anwendung”). 


1) Man vergl. $. 1109 Sat 2 des BGB.'s und oben ©. 342. 

2) Man vergl. $. 1109 Satz 3 bes BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1110 des BGEB.'s. 

4) Man vergl. $. 1111 des BEB.s. 

6) Man vergl. $. 1112 des BOB.s. ; 

6) Man vergl. $. 1118 des BEB.'s. — Ein beſſeres Gebot würde es nad) bie- 
fem $. nicht fein, wenn zwei Sachen um einen Preis für das einzelne Stüd an einen 
oder an zwei Käufer verkauft worden wären und ein befferes Gebot für beide Sachen 
zufammen gethan würde. (l. 17 D. de in diem add.) 

7) Man vergl. 8$. 1114, 1115, 1009 des BGB.'s. 
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Haben Mehrere eine Sache (nicht nach ideellen Theilen) gekauft, jo 
gilt das beſſere Gebot für abgelehnt, wenn nicht alle in dafjelbe 
treten '). 

Auch der Käufer kann ſich das Recht des Rücktrittes für den 
Fall des beſſeren Gebotes vorbehalten; das zeitig erfolgte beijere 
Gebot gilt in dieſem Falle als der Eintritt der Bedingung für das 
Recht des Käufers, von dem Kaufe zurüdzutreten ?). 

8. 372. 
Borfauf. 

Bermöge des Borkaufsrechts kann der Berechtigte verlangen, bei dem 
Berkaufe der Sache einem anderen Käufer vorgezogen zu werden ?). Die 
Entftehbungsgründe des Vorkaufsrechts können fein: Rechtsgefchäfte 
unter Lebenden, letzter Wille, Erbvertrag und richterliche Entjcheidung *). 
Das Vorkaufsrecht kann ausgeübt werden, wenn derBorfaufsverpflichtete 
mit einem Anderen einen Kauf, bei Grundjtüden und Gerechtigfeiten, 
welche ein Folium im Grundbuche erhalten haben, in der erforderlichen 
Form, geichloffen bat ); jo lange aber der Vorlaufsberechtigte noch 
nicht erklärt hat, daß ervon feinem Rechte Gebraud) macht, Fönnen die 
Bertragichließenden von dem Kaufe abgehen‘), Das Borlaufs- 
recht kann auch ausgeübt werden, wenn ein (phofijcher oder ideeller) 
Theil der Sache verkauft wird; will der Berechtigte in Beziehung 
auf den verkauften Theil jein Recht nicht ausüben, jo hat er das 
Recht, auf Erlaffung eines gerichtlichen Verbot der Veräußerung 
diefes Theiles anzutragen”). Der VBorkaufsverpflichtete ift, wenn er 


1) Man vergl. $. 1116 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 1117 des BGB.'s und Kommentar Bd. 2 ©. 240. 

3) Man vergl. $. 1118 des BGB.’8.— Man merke wohl, daß der Borkauf weder 
ein Recht an der Sache ift, uoch auf das Eigenthum des Borkaufsverpflichteten in ber 
Eigenfchaft als auffchiebende oder auflöfende Bedingung Einfluß hat, fondern lediglich 
eine Dispofitionsbefchräntung des Eigenthümers enthält und als ſolche im Grundbuche 
einzutragen if. 

4) Dean vergl Kommentar Bd. 2 ©. 240 fig. — Ein Borlaufsrecht, als ſolches, 
fan nur bei Beräuferungen unter Lebenden vorfommen, nicht bei der Nachfolge To- 
deswegen (successio mortis causa). (Annalen N. F. Bd. 5 ©. 468.) — Wird ein 
Borkaufsrcht vor einem „Fremden“ oder vor einem „Leibeserben‘ vereinbart, fo ift 
der Ausdrud „Fremder“ und „Leibeserbe“ nad den Berhältniffen des einzelnen Falles 
zu erflären. In der Praris wird der Schwiegerfohn nicht als „Fremder“ betrachtet 

5) Dan vergl. $. 1119 in Verbindung mit 8. 822 des BGEB.'s. 

6) Man vergl. $. 1119 des BGB.'s. 

7) Dan vergl. $. 1120 des BGB. — Der Beicheinigung einer Gefahr des 
Berluftes bedarf es alfo nicht. 
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einen Kauf mit einem Anderen geſchloſſen hat, verbunden, dem Vor— 
faufsberechtigten davon Anzeige zu machen und wenn dieſer fein 
Recht ausüben zu wollen erklärt, deffen Eintritt in den mit dem 
Anderen gejchloffenen Kauf gejchehen zu laffen ). Der Vorfaufsbe- 
rechtigte bat fih, von der Anzeige des Kaufes an, bei Verluft des 
Borkaufsrechts, bei beiveglichen Saden innerhalb drei Tagen, bei 
unbeweglichen innerhalb dreißig Tagen über die Ausübung des Vor- 
faufsrechts zu erflären?). Uebt der Vorfaufsberechtigte fein Recht 
aus, jo muß er, wenn nicht etwas Anderes beftimmt ift, Daffelbe 
leiften, wozu fich der Dritte erboten hat; ift die Sache, in Beziehung 
auf welche das Vorfaufsrecht befteht, mit mehreren anderen Sachen 
für einen Gejammtpreis verkauft worden, jo ift der verhältnigmäßige 
Preis jener Sache durh Schätzung zu ermitteln). Tritt der Vor— 
faufsberechtigte in den Kauf des Dritten ein und kommt er mit ber 
Erfüllung der dadurch übernommenen Berbindlichkeiten in Verzug, 
fo kann der VBorfaufsverpflichtete Aufhebung des Kaufes verlangen 
und e3 verliert der Vorkaufsberechtigte fein Vorkaufsrecht ). Kann 
der VBorfaufsverpflichtete nicht erfüllen, weil er dem Dritten die Sache 
bereit3 übergeben bat, jo fann der Vorfaufsberechtigte Schadenerjag 
fordern; ift die Sache dem Dritten noch nicht übergeben, jo hat der 
Borkaufsberechtigte den Vorzug vor ihm?) Wider den Dritten, 
welcher die Sache übergeben erhalten bat, kann der Vorkaufsberech- 
tigte ſein Necht nur geltend machen, wenn derjelbe zur Zeit der 
Uebergabe an ihn in unredlichem Glauben gejtanden bat, oder, ſo— 
fern es fih um eine unbewegliche Sache handelt, das Borkaufsrecht 
im Grundbuche eingetragen worden ift °). 

Wird. ein mit einem Vorkfaufsrechte bejchtwertes Grundftüd noth- 
wendigeriveife verjteigert, jo it das Vorkaufsrecht nur dann zu be 
achten, wenn es im Grundbuche eingetragen und im Voraus ein bes 
ftimmter Vorkaufspreis feitgefegt worden if. Der Vorkaufsberechtigte 
9 Man vergl. $. 1121 des BGEB.'s. — Inwieweit der Borlaufsverpflichtete fei- 
nen Eontrahenten gegenüber zum Schadenerfage verpflichtet fei, beſtimmt ſich nad) all» 
gemeinen Vorſchriften. 

2) Man vergl. 8. 1122 des BEB.s. — Das Vorkaufsrecht geht, wenn der 
Vorkaufsberechtigte fich wicht erflärt, überhaupt verloren und es ift daffelbe daher, wenn 
es im Grundbuche eingetragen ift, zu Löfchen. 

3) Man vergl. $ 1123 des BGB.'s. 

4) Dan vergl. $. 1125 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1124 Sag 2 und 3 in Berbindung mit $. 764 des BEB.'« 

6) Man vergl. $. 1124 Sat 3 des BGB! 

39% 
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muß bei Berluft feines Vorkaufsrechts fich darüber, ob er jein Recht 
ausüben will, innerhalb einer Frift von dreißig Tagen von der Zeit 
an, two ihm die Abgabe der Erklärung auferlegt wird, erklären und 
den Vorkaufspreis innerhalb jechs Monaten, von jeiner Erklärung 
an, bezahlen‘). Erflärt fich der VBorfaufsberechtigte nicht innerhalb 
der angegebenen Frift oder leiftet er nicht zur bejtimmten Zeit Zabl- 
ung, jo ift er feines VBorfaufsrechts verluftig und es ift mit der 
Berfteigerung des Grundftüds zu verfahren; auch kann der Vorkaufs— 
berechtigte nicht wegen Ausſchluſſes feines Rechts von dem Vorkaufs- 
verpflichteten oder aus dejjen Goncurje eine Entjchädigung verlangen?). 

Das Vorkaufsrecht geht, wenn nicht etwas Anderes bejtimmt 
ift, nicht auf die Erben des Borkaufsberechtigten über, kann auch, 
bevor es in dem einzelnen Falle durch die Erklärung, daß davon 
Gebrauch gemacht werde, wirkfjam geworden iſt, nit an Andere 
abgetreten werden; dagegen kann es gegen die Erben des Vorkaufs 
verpflichteten ausgeübt werden‘). Steht das Vorkaufsrecht Mebreren 
zu und ift Einer von ihnen geitorben oder will er das Vorkaufsrecht 
nicht ausüben, jo find die Uebrigen berechtigt, daſſelbe auszuüben *). 

Die Hinzufchlagung eines mit einem Vorkaufsrechte belafteten 
Grundftüds zu einem nicht mit demjelben Borfaufsrechte belajteten 
bat nur mit Einwilligung des Vorkaufsberechtigten jtatt ®). 

Das Vorkaufsrecht kann nicht bei dem Tauſche, bei dem Geben an 
Zahlungsitatt und bei der Schenkung ausgeübt werben ®). 


1) Dan vergl. $. 1126 Sat 1 und 2 de8 BGB.'se und $. 200 ber Gerichtsord- 
nung. — Da der Borfauf um eine beftimmte Summe dem Wiederfaufe um eine be- 
ſtimmte Summe gleichfteht, fo findet der $. 1109, auf welchen im $. 1132 Bezug 
genommen wird, (menigftens in der Negel) auf denjelben ebenfalls Anwendung. Man 
vergl. auch Annalen N. F. Bd. 8 ©. 473 fig. 

2) Dan vergl. $. 1126 Sak 3 und 4 des BGB. — Was im Texte von einem 
Grundftüce gejagt worden ift, gilt auch von der Berechtigung, welche ein Folium im 
Grundbuche erhalten hat. 

3) Man vergl. $. 1127 des BEB.'s, und über die Frage, ob der $. 461 (Mor- 
tification der HYpothef) auf das Borkaufsrecht Anwendung finde, Kommentar Bd. 
2 S. 245. 

4) Man vergl. $. 1128 des BOB.'s und Siebenhaar, Correalobligationen S. 
418 Anmerkung 1. 

5) Man vergl. $. 1129 des BGB.'s und oben ©. 390. 

6) Dan vergl. 8. 1130 des BGB.'s, welder auf dem runde beruht, daf das 
Vorkaufsrecht, als folches, nur bei dem Kaufe ausgeübt werden kann, nicht bei ande- 
ven dieſem gleichartigen Rechtsgeichäften, fo fern fie nicht blos zum Scheine oder blos 
zur Umgehung des Vorkaufsrechts gejchloffen werden. 
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$. 373. 
Wiederfauf. 

Hat fich der Käufer verpflichtet, dem Verkäufer, auf deſſen Ver- 
langen, die gekaufte Sache wiederfäuflich abzutreten, fo liegt darin, 
in Ermangelung einer anderen Vereinbarung, eine dem Haufe beige 
fügte auflöjfende Bedingung ’). ft über den Wiederfaufspreis Etwas 
nicht bejtimmt, jo ift anzunehmen, daß der Kaufpreis als Wieder 
faufpreis bezahlt werden joll?). Wird das Wiederkfaufsrecht aus: 
geübt, jo finden die oben ©. 608 flg. angegebenen Grundfäge über die 
Aufhebung des Kaufes bei dem Vorbehalte der Reue Anwendung’). 

St das Wiederfaufsrecht auf eine beftimmte Zeit vorbehalten 
worden, jo erlöjcht es mit dem Ablaufe derjelben; iſt eine Zeit nicht 
bejtimmt, jo erlöjcht es, von der Zeit der Uebergabe an den Käufer 
an, bei beweglichen Sachen in Einem Jahre, bei unbeweglichen in 
zehn Jahren“). Was oben über das Necht. des VBorfaufsberechtigten 
dem dritten Beliger gegenüber gejagt worden ift, gilt auch von dem 
Wiederfaufsberechtigten ), Activ und paffiv geht, wenn nicht nad 
den Berhältniffen anzunehmen ift, daß etwas Anderes beabfichtigt 
worden jei, das Wiederkaufsrecht auf die Erben über, auch kann es 
abgetreten werden. Stebt das Wiederfaufsrecht Mehreren zu oder 
treten mehrere Erben an die Stelle Eines Wiederfaufsberechtigten, jo 
fann e3 nur von allen Wiederfaufsberechtigten oder von allen Erben 
des MWiederfaufsberechtigten ausgeübt werden ®). 

Hat fich der Käufer den Rückverkauf vorbehalten, jo kommen die 
Borfjchriften über den Wiederfauf analog zur Anwendung; jedoch 
veritebt fich von felbit, daß der Vorbehalt des Nüdverkaufs feine 
Dispofitionsbeichräntung für den Eigenthümer herbeiführt ’). 

Bei zwangsweijer Verfteigerung des mit dem Wiederfaufe bes 

1) Man vergl. 8. 1131 des BOB.’ und oben S. 606 fig. Im Grundbuche ift 
das Wiederkaufsrecht als Dispofitionsbefchränfung einzutragen. 

2) Man vergl. 8. 1131 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1132 des BGB. und Annalen N. F. Bd. 8 ©. 373 fig. 

4) Man vergl. 8. 1133 des BGB.'s. — Diefe Friften find Präckufivfriften, nicht 
Berjährungsfriften und gelten auch dann, wenn das Wiederfaufsrecht für immer vor- 
behalten ift. Eine beftimmte Frift kaun nicht über die dreißigjährige Berjährungsfrift 
hinausgefetst werden. (Man vergl oben ©. 139.) 

5) Dan vergl. $. 1134 des BGB.s und oben ©. 611. 


6) Man vergl. $. 1135 des BGB.'s. 
7) Man vergl. $. 1136 in Verbindung mit $. 1099 des BGB.'s. 
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ichwerten Grundftüds bat der Wiederkauf, wenn er im Grundbuche 
eingetragen und im Voraus ein bejtimmter Wiederfaufspreis, 3. B. 
der frühere Kaufpreis, feitgejegt worden ift, diefelben Rechte, mie 
der Borfauf, jedoch mit der Mopdification, daß das oben ©. 611 flag. 
angegebene Berfahren auch dann einzufchlagen ift, wenn die für Die 
Ausübung des Wiederfaufsrechts beftimmte Frift noch läuft. Ebenfo 
fann ein mit einem Wiederfaufe belaftetes Grundftüde zu einem nicht 
mit demjelben Wiederfaufe belafteten Srundftüde nicht ohne Einmwillig- 
ung des Wiederfaufsberechtigten binzugefchlagen werden '). 


8. 374. 
IV. Tauſch. 


Den Vertrag, vermöge deflen der eine Vertragjchließende dem 
anderen Vertragſchließenden eine Sade oder ein Recht an einer 
Sache oder eine Forderung gegen eine Sache oder gegen ein Recht 
an einer Sache oder gegen eine Forderung überträgt oder zu über- 
tragen verſpricht (Taufch), faßt das bürgerliche Geſetzbuch unter die 
Borjchriften über den Kauf?). 


8. 375. 


V. Berlagsvertrag. 


Der BVerlagsvertrag befteht darin, daß der Urheber oder In⸗ 
haber eines literariſchen Erzeugniſſes oder eines Werkes der Kunſt 








1) Man vergl. 88. 1137, 1126, 1129 des BOB. 

2) Man vergl. $. 1188 des BGEB.'s. — Hierin liegt in vielfachen Beziehungen 
eine Aenderung des römifchen Rechts. Nach diefem war der Tauſch (permutatio) ein 
Realcontract (l. 1 D. de rer. permut., $. 2 J. de emt. vend.), was von Einfluf 
war infofern, als nur der Bertragfchließende, welcher bereits erfüllt hatte, die Erfüll- 
ung von dem anderen Bertragfchlieienden fordern (1. 3 Cod. de rer. permut.), 
und infofern, als felbft jener fo lange, als diefer noch nicht erfiillt Hatte, pönitiren 
und das Gegebene mittelft ber condictio ob causam datorum zurüdfordern Lonnte. 
Ein weiterer Unterfchied des Tauſches von dem Kaufe lag darin, daß bei demfelben 
weder von Gewähr ber Fehler der Sache, noch von Entwährung die Rede fein konnte, 
weil jeder Bertragfchließende nur infoweit die Erfüllung von dem anderen zu fordern 
berechtigt war, als er ſelbſt erfüllt hatte. Zt nun der Tauſch in dem bürgerlichen Geſetzbuche 
dent Kaufe gleichgeftellt worden, fo ergiebt ſich, daß der Taufch im Zweifel Zug um 
Zug zu erfüllen ift (55. 859, 1098), und daß bei demfelben die Vorfchriften über Ge- 
währ der Fehler der Sadje und über die Eutwährung (oben S. 526 fig., 533 flg.), und zwar 
bei beiden Bertragichließenden, Anwendung finden. — Ueber die Frage, ob ein nad 
den Borfchriften über den Kauf zu beurtheilender Vertrag aud) bei der Contractsform, 


Fon 


facio ut facias, anzunehmen fei, vergl. oben ©. 585, not. 1. 
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daſſelbe einem Anderen, dem Verleger, zur Vervielfältigung, zur Ver-- 
Öffentlichung und zum Vertriebe deſſelben überläßt oder zu über- 
laſſen verfpricht). Der Conſens liegt bei diefem Vertrage in der 
Ueberlafjung zum Berlage von der einen und in der Ueber— 
nahme des Verlages, oder der Vervielfältigung, Veröffentlichung 
und des Bertriebes auf der anderen Seite. Die Ueberlafjung 
zum Verlage it aber nicht blos die Vorleiftung, fondern auch die, 
mwenigitens in Grmangelung einer anderen Vereinbarung, von dem 
Willen des Urhebers oder Inhabers abhängige VBorausjegung der 
Berbindlichkeit des DVerlegers. Erfüllt der Urheber oder Inhaber 
dieje VBorausfegung nicht, fo hat zwar der Verleger ein Recht, das 
etwa im Voraus Gegebene zurüdzufordern und, jofern er in der 
Erwartung, dab ihm das literarifche Erzeugniß oder Werk der 
Kunft zum Berlage werde überlaffen werden, Etwas aufgewendet hat, 


1) Man vergl. 8. 1139 des BOB.’ — Die Worte: „überläft oder zu über- 
laſſen verfpricht,” beziehen fich darauf, daft der Verlagsvertrag auch ftillihmweigendb 
geichloffen wird, wenn der Urheber oder Inhaber eines literariſchen Erzeugniffes oder 
eines Werkes der Kunft daffelbe dem Berleger zum Berlage übergiebt und biefer 
daffelbe annimmt. — Das bürgerliche Geſetzbuch behandelt nur den eigentlichen Ver— 
lagsvertrag, nicht andere bemfelben verwandte Rechtsgeichäfte, welche in ihrer rechtlichen 
Natur nichts Befonderes haben, namentlich nicht den über ein literarifche® Erzeugnif 
oder über ein Werk der Kunft (das Autorvecht) geichloffenen Kauf, nicht den Vertrag, 
durch welchen fich der eine Bertragichliehende dem anderen Bertragfchliefenden gegen- 
über zu der Herftellung eines Titerarifchen Erzeugniffes oder eines Werkes der Kunft 
gegen eine Gegenleiftung verpflichtet, nicht den Bertrag über die mechanifche Bervielfältigung 
eine® literarifchen Grzeugniffes oder eines Werkes der Kunft mit der Beftimmung, daf 
die Eremplare dem Urheber oder Inhaber gehören follen, endlich nicht das Dienftver- 
hältniß, vermöge deſſen fih ein Schriftfteller oder Künftler verpflichtet, nach Anweiſung 
und gegen einen Dienftlohn zu arbeiten. Für alle diefe Rechtsgefchäfte gelten die all- 
gemeinen Borfchriften über den Kauf, über die Dienftmiethe und den Berdingungsver- 
trag, und es liegt in der Entfcheidung des concreten Falles etwas Weiteres nicht als 
eine Subfumtion des einzelnen Falles unter die allgemeinen Grundfäge. — Sopiel 
den (eigentlichen) Berlagsvertrag betrifit, fo bildet das Honorar kein Effentiale des- 
felben. — Die gegenfeitigen Berbindlichkeiten bei dem Berlagsvertrage, mit Ausnahıne 
der Zahlung des Honorare, wenn ein foldhes zu zahlen ift, beftehen in einem Thun 
oder Unterlaffen (obligationes in faciendo und in non faciendo) und es kaun ſich 
bei denfelben immer nur um einen Schadenerſatzanſpruch handeln, fofern nicht etwa 
Eonpentionalftrafen feftgefeßt worden find. — Das f. g. Autorrecht lag dem bürger- 
lichen Geſetzbuche fern, und e8 mag bier nur die Bemerkung gemacht werden, daß ein 
Reichsgefek darüber erſchienen ift, nämlich Geſetz, betreffend das Urheberrecht an Schrift- 
werten, Abbildungen und mufifaliichen Compofitionen und dramatifchen Werken, vom 
11. Juni 1870, welches mit Anfange des Jahres 1871 in Kraft getreten ift. 
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Schadenerſatz zu verlangen. Aber eine weitere Forderung ftebt ihm 
nicht zu und es gehört insbejondere die Klage auf Heritellung des 
literarijchen Erzeugniffes oder des Werkes der Kunſt wider den 
Schriftiteller oder Künftler, joweit fie lediglich auf den Verlags 
vertrag gegründet wird, namentlich eine Conventionalitrafe nicht 
bedungen worden ift, zu den jurijtifchen Bhantafiegebilden, an welchen 
unjer Zeitalter reich ift. Hat jedoch der Urheber oder Inhaber 
des Werkes daſſelbe dem Verleger zum Verlage übergeben, jo bat 
er fich aller weiteren Verfügung über dafjelbe zu enthalten, welche 
zum Nachtheile des Verlegers gereichen; er darf namentlich das 
Werf, jo lange daffelbe nicht vergriffen ift, weder gleichzeitig einem 
Anderen in Berlag geben, noch die Aufnahme deijelben in eine Ge— 
jammtausgabe feiner Werke oder in ein jonftiges Sammelwerk ver- 
anftalten '). Hat der Urheber oder Inhaber des Werks daflelbe ver— 
tragsmäßig und, wenn auf die Zeit Etwas ankommt, zur gehörigen 
Zeit geliefert, jo ilt der Verleger verbunden, das Werf in ange 
meffener, im Zweifel von ihm zu beitimmender Austattung, auf feine 
Ktoften zu vervielfältigen und für den gehörigen Umſatz zu jorgen ?). 
Die Preisbeftimmung hängt ebenfalls von feinem Ermeſſen ab, doch 
darf er nicht durch übermäßige Preisforderung den Abjat hindern ®). 
Der Berlagsvertrag berechtigt blos zu Einer Auflage; iſt über deren 
Stärfe in demjelben Etwas nicht vereinbart, jo bejtimmt ſie der 
Berleger, ohne jedoch die Zahl von Eintaufend Eremplaren überjchreiten 
zu dürfen *). 

ft ein Honorar im Ganzen verfprocen oder ift nad den Ver— 
hältniffen anzunehmen, daß ein folches bezahlt werden fol, jo bat 
der Berleger (nicht der Redacteur einer Zeitjchrift) dafjelbe zu be— 


1) Man vergl. $. 1140 des BOB. — Alles dies kann aber nur als Regel 
gelten; in jedem einzelnen Falle find die befonderen Berhältniffe zu berüdfichtigen. 
So werden fih Ausnahmen rechtfertigen laſſen bei Zeitungsartiteln, aber auch bei 
Auffägen in Zeitfchriften, wenn fte zu der Tagesliteratur herabfinfen, wie dies bei der 
Mittheilung der f. g. Präjudicien der Fall ift. — Hätte ein Autor ein fremdes Wert 
in Berlag gegeben und dem Berleger dadurd) Schaden zugefügt, fo würde er ex dolo 
zum Schadenerfage verpflichtet fein. 

2) Hat der Autor die Reviſion oder Korrectur übernommen, fo kann er für diefe 
in feinem eigenen Intereffe beforgte Arbeit eine Pelohnung nur dann fordern, wenn 
fie ihm befonders verfprochen worden if. Man vergl. Motive zu $. 1141 des BGB.'s 
um Commentar Bd. 2 ©. 249. 

3) Dan vergl. 8. 1141 Satz 2 des BGB.'s. 

4) Dan vergl. $. 1142 des BGB.’ und Kommentar a. a. O. 
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zahlen, jobald das Werf an ihn abgeliefert worden iſt). Iſt das 
Honorar nad der Bogenzahl beitimmt, jo ift daffelbe zu bezahlen, 
jobald das Werk oder, wenn es in einzelnen Lieferungen effcheinen 
jol, eine Lieferung von dem Verleger bis zur Ausgabe vollendet 
worden ijt?). 

Wird die Erfüllung des Verlagsvertrages durch einen Zufall uns 
möglih, welcher nicht in der Perſon des Verlegers eintritt, 3. B. 
wenn der Autor vor der Vollendung des Werkes ftirbt, oder wenn 
der Zwed, zu welchem nach der Abficht der Vertragichliegenden die 
Beröffentlihung dienen foll, nicht erreicht werden fann, jo erlöfcht der 
Berlagsvertrag?). Wird die Erfüllung des Berlagsvertrages durd) 
einen Zufall in der Perſon des Verlegers unmöglich, 3. B. wenn 
der Verleger bandlungsunfähig wird oder jtirbt, jo bat der Verleger 
oder deſſen Erbe das Honorar zu bezahlen, e8 wäre denn, daß der 
Urheber oder Inhaber einen anderen Verleger fände, welcher in den- 
jelben Berlagsvertrag einträte*). Geht das Werf nad) der Abliefer- 
ung an den Berleger durch Zufall unter, jo kann der Usheber oder 
Inhaber das Honorar fordern; auch Fann er die Vervielfältigung 
fordern, wenn er den Berleger durch anderweite Yieferung des - 
Werkes dazu in den Stand jegt; zu dieſer Lieferung ift er vers 
pflichtet, wenn er das Werk andermweit befigt?). Gebt das Werf nad 
dem Beginne des BVertriebes durch Zufall unter, 3. B. wenn die 
Eremplare nach dem Beginne der Ausgabe auf dem Lager verbrennen, 
jo ift der Verleger zur Ergänzung der untergegangenen Exemplare 
auf eigene Koiten berechtigt, ohne ein anderweites Honorar bezahlen 
zu müljen®). 

Iſt ein Vertrag über eine neue Ausgabe oder Auflage gejchloffen, 
und über diejelbe feine Vereinbarung getroffen worden, jo gelten die 
Beitimmungen über die erite Auflage’). 


— — — 


1) Man vergl. 88. 820, 1143 Satz 1 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1143 Sat 2 des BOB!E. 

3) Man vergl. $$. 1144, 1145 des BGOB.'s. 

4) Man vergl. $. 1146 des BGB.'s. 

5) Man vergl. S. 1147 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 8. 1148 des BGB.'s. 

7) Man vergl. $. 1149 des BGB.'s. — Die Frage, ob das Recht des Autors 
ceffibel fei und ob der Berleger das Verlagsrecht einem Dritten überlaſſen dürfe, ift 
nach allgemeinen Grundfägen zu beantworten. 
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$. 376. 
VL Xeibrentenvertrag. 


Unter Xeibrenten verjteht man die auf das Leben einer Perſon 
oder mehrerer Perſonen gejtellte wiederfehrende Leiftung vertretbarer 
Sachen, und unter Leibrentenvertrag den Vertrag, durch welchen fich 
ein BVertragjchließender dem anderen Bertragjchließenden gegenüber 
verbindlich macht, eine Xeibrente gegen eine in Geld oder anderen 
(beweglichen oder unbeweglichen) Sachen bejtebende Gegenleiftung, 
Rentencapital, zu bezahlen‘). Die Dauer der Leibrente kann auf das 
Leben eines Bertragichliegenden oder eines Dritten oder mehrerer 
Dritter gejtellt jein,; in Ermangelung einer anderen Vereinbarung iſt 
aber anzunehmen, daß fie auf die Lebenszeit Desjenigen, welcher fie 
empfangen fol, zu bezahlen ijt?). it die Dauer der Leibrente von 
dem Xeben des Rentenfchuldners oder eines Dritten abhängig, jo ift 
die Rente, wenn nicht beftimmt worden ijt, daß fie auf die Erben 
des Rentengläubigers übergehen joll, nur auf die Lebenszeit des 
legteren zu bezahlen ®). 

Im Zweifel ift jährliche Wiederkehr der Leiftungen anzunehmen; 
eine jährlich wiederkehrende Geldleiftung ift, wenn nicht etivas Anderes 
bejtimmt worden, auf vierteljährliche Friſten zu verteilen und vor- 
auszubezahlen,; andere Sachen find zu Anfange des Zeitraumes zu 





1) Man vergl. 88. 1150, 1151 des BGB. — Der im Terte angegebene Leib- 
rentenvertrag ift nur eine Art der Entftehung der Leibrente; es kann bie Forderung 
auf eine Leibrente aud durch Schenkung ($. 1156) und durch letztwillige Verfügung 
($. 2476) begründet werben. — Zur Umgehung der Wuchergefetse geichloffene ungül— 
tige Leibrentenverträge können nach Aufhebung der Wuchergefete nicht mehr vorfommen. 
Zur Benachtheiligung der Häubiger gefchloffene fallen unter die Borfchriften der actio 
pauliana (Commentar Bd. 2 ©. 251 flg.). — Ueber die Beftellung einer Leibrente 
als Reallaft vergl. oben S. 412 fig. — Befteht das Rentencapital in einem Grundftüde, 
fo bedarf e8 der Beobachtung der im $. 822 des BGB.'s vorgefchriebenen Form. — 
Iſt eine Leibrente mehreren Berfonen verfprochen, fo ift es lediglich facti quaestio, ob 
eine Theilung nach der Perfonenzahl ftatthabe und ob bie Veibrente mit dem Ableben 
eines Rentengläubigers nad deffen Antheil, oder erft nad) dem Ableben aller Renten- 
gläubiger in Wegfall kommt. — Der Rentenglänbiger haftet wegen des Rentencapita- 
les, fo weit e8 in anderen Sachen, als in baarem Gelde, befteht, für Gewähr der 
Fehler und für Entwährung. — Ueber die Frage, inwieweit der Leibrentenvertrag zu 
Gunſten Dritter geichloffen werden kann, vergl. oben &. 517. 

2) Man vergl. 8. 1152 des BGB.'s. — Iſt die Leibrente auf das Leben mehrerer 
Dritter geftellt, fo ift anzunehmen, daß fie erft mit dem Ableben Aller aufhört. 

3) Man vergl. 8. 1153 des BOB’. — In dem Ansnahmefalle ift die Leib- 
rente Theil des Nachlafjes. 
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leiften, auf welchen fie verfprochen worden find; Hört die VBerbind- 
lichkeit zur Zahlung der Leibrente im Laufe einer Frift auf, jo wird 
deffenungeachtet der vorauszahlbare Betrag voll gejchuldet ). 

Die Leibrente endigt mit dem Tode der Perſon, auf deren Leben 
fie geftellt ift, diefer mag erfolgen, auf welche Art es ſei; das Ren— 
tencapital bleibt dem NRentenjchuldner ohne Rückſicht auf die Zeit- 
dauer der Rente; bat jedoch der Rentenfchuldner den Tod der Perſon, 
auf deren Leben die Leibrente geftellt worden ift, abfichtlich herbei- 
geführt, oder, wenn die XLeibrente für die Dauer feines Lebens zu 
bezahlen ift, durch Selbftmord fein Leben beendigt oder die Todes- 
ftrafe erlitten, jo kann das Rentencapital zurücgefordert werden, ohne 
daß der Rentengläubiger oder deifen Erbe zur Erjtattung der ge- 
zogenen Leibrenten verpflichtet ift *). 


8. 377. 
VII Auszug. 
Begriff, Beftellung und Gegenftände des Auszug. 


Auszug (Leibzucht, Ausgeding, Altentheil) ift eine auf die Lebens— 
zeit einer Perjon oder mehrerer Perſonen ausbedungene Leiſtung; 
doch kann beftimmt werden, daß derjelbe nicht auf die ganze Lebens— 
zeit des Berechtigten dauern oder auch, daß er auf die Erben des- 
jelben übergehen jol?). Entftehungsgründe des Auszugs können fein 
Rechtsgeichäfte unter Lebenden, legtwillige Berfügungen, richterliche 
Entjcheidungen; das bejondere Necht des Auszugs kommt aber nur 
dem Auszuge zu, weldyer entweder als NReallaft auf ein Grundſtück 
gelegt oder mit einer Hypothek an einem Grundftüde verſehen ift *). 
Wird bei der Veräußerung eines Grundftüds ein Auszug vorbehalten 
oder wird von dem Eigenthümer eines Grunditüds durch legten Willen 
ein Auszug auf daffelbe gelegt, jo hat der Auszugsberechtigte vermöge 
des Gejeßes das Recht zu verlangen, daß der Auszug in das Hypo— 
thefenbuch unter den Forderungen eingetragen wird und es bat diefe 
Eintragung die Wirkung, daß der Auszug die Eigenfchaft einer 
Reallaft erhält‘). Wird dagegen ein Auszug auf andere Weile be- 


1) Dan vergl. 8. 1154 des BGB.'s. 

2) Dan vergl. $. 1155 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1157 des BOB. 

4) Dan vergl. 8. 1157 Sab 1 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1158 Satz 1 in Verbindung mit 88. 515 bis 519 des BOB.’ 
und oben ©. 412 fig. 
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ſtellt, ſo kann derjelbe nur, wenn ein Rechtsgrund zur Eintragung in 
das Hypothekenbuch vorhanden ift, als Hypothek mit einer Haftjumme, 
und zwar entweder nach einem bejtimmten Capitalbetrage oder nad 
dem Geldbetrage der jährlichen Leiftungen, eingetragen werden ; die 
Eintragung des Auszuges in diefen Fällen giebt dem Nuszugsberecht- 
igten jowohl für die Vergangenheit als Zukunft innerhalb ver 
Grenze der eingetragenen Haftſumme nur die Rechte der Hypothek)). 

Der Auszug kann in einer Xeibrente, in Dienitleiftungen und in 
perjönlihen Dienjtbarfeiten beftehen; er ift binfichtlich der Gegen 
jtände weder auf die Erzeugniffe des belafteten Grundftüds, noch auf 
das Bedürfnig des Berechtigten bejchränft ?). 


8. 378. 
Auszug, welder für Ehegatten beftellt worden ift. 


Ein Auszug, welcher für den Auszugsberechtigten und deſſen 
Ehegatten ‚beitellt worden ift, bezieht fich, in Ermangelung einer 
anderen Beſtimmung, nur auf den Ehegatten, mit welchem der Aus- 
zugsberechtigte zur Zeit der Beitellung des Auszugs verehelicht iſt ). 
Hat fich Jemand einen Auszug für fich und feinen Ehegatten oder 
nur für feinen Ehegatten verjprechen laſſen und wird die Ehe für 
nichtig erklärt oder in Folge Anfechtung aufgehoben, oder werden 
die Ehegatten gejchieden oder auf Lebenszeit von Tiſch und Bette 
getrennt, jo hört, von der Nechtsfraft des die Auflöfung der Ehe 
ausjprechenden Erkenntniſſes an, das Recht des Ehegatten, für welchen 
fich der andere Ehegatte den Auszug bat verjprechen laffen, auf; der 
Auszugspflichtige bleibt jedoch verbunden, den Auszug oder den ver- 
hältnigmäßigen Theil des Auszugs auf jo lange, als der Ehegatte 
lebt, für welchen der Auszug ausbedungen tworden ift, an den anderen 
Ehegatten oder deſſen Erben zu leiſten. it für zwei Ehegatten, 
welche bis zu dem Tode des einen in ungetrennter Ehe gelebt haben, 
zufammen ein Auszug auf deren XYebenszeit bejtellt worden und ftirbt 

1) Man vergl. $. 1158 Sab 2 des BGB.'s und Siegmaun in den Annalen 
N. F. Bd. 3 ©. 163. 

2) Man vergl. 8. 1159 des BGB.'s. — Der Auszug kann daher Gegenftand 
der Hillfsvollftredung fein. 

3) Man vergl. 8. 1161 des BGB.s. — Der NAuszugsberechtigte kaun jedoch, 
wenn er eine bejondere Auszugsmwohnung hat, vermöge eigenen Nechtes, den zweiten 
Ehegatten in die Auszugstwohnung aufnehmen ($. 639). 

4) Man vergl. $. 1162 des BGB.'s. 
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ein Ehegatte, jo erhält der Überlebende Ehegatte von theilbaren Ge- 
genjtänden, 3. B. Getreide, die Hälfte, untheilbare Sachen dagegen 
verbleiben ibm ganz, 3. B. Wohnung, Herberge; aber der überlebende 
Ehegatte erhält auch das Ganze der an ſich theilbaren Sachen, wenn 
es zur Erhaltung oder Benußung eines ihm ganz verbleibenden Ge- 
genitandes beftimmt ift, 3. B. Feuerungsmaterial für die Auszugsftube )). 


8. 379. 
Einzelne Auszugsleiftungen. 

Auf die einzelnen Auszugsleiftungen finden, joweit nicht durch 
das Geſetz etwas Anderes bejtimmt ift, die allgemeinen Vorfchriften 
über die verjchiedenartigen Leiftungen Anwendung ?). Die befonderen 
Beitimmungen des bürgerlichen Geſetzbuchs über die Auszugsleijt- 
ungen beziehen fich auf die Zeit), auf den DOrt*) der Erfüllung und 


1) Man vergl. $. 1162 des BOB. und Annalen N. F. Bd. 7 ©. 151. — 
Ueber die Rechte des Ehemannes an dem Auszuge feiner Ehefrau vergl. oben S. 205 
not. 2, 

2) Man vergl. $. 1160 des BGEB.'s. — Namentlich auch über den Berzug. 

3) Man vergl. 88. 1164, 1165, 1166, 1167 des BGOB.’S, welche hier wörtlich 


gegeben werben: 
8 1164. 


Befteht der Auszug im jährlicher Lieferung von Erzeugniffen des verpflichteten 
Grundftüds, jo tritt die Verfallzeit bei Erzeugniffen, welche zu gewiffen Jahreszeiten 
gewonnen werden, zu der Zeit ein, wo bie ausbedungenen Früchte je nach ihrer Art 
auf dem verpflichteten Grundftücde oder, wenn auf demjelben dergleichen Früchte nicht 
erzeugt worden, in derjelben Flur oder, wenn fie auch hier nicht erzeugt worden, in 
der nächſten Umgegend geerntet und bie etwa vor der Berabreichung daran nöthigen 
Arbeiten verrichtet worden find. Die Einbringung aller Kruchtarten, ſowie die Beend- 
igung aller vor ihrer Verabreichung noch etwa erforderlichen Berrichtungen ift fpäte- 
ftens als bis zum 25. December jeden Jahres erfolgt anzunchmen. 

8. 1165. 

Bon Erzeugniffen der Landwirthfchaft, welche nicht blos zu gewiffen Zeiten des 
Jahres erzeugt werden und ftets gewährt werden fönnen, ift der auf das ganze Jahr 
oder gewiffe Zeitabfchnitte defjelben ausgejetste Betrag nach Beichaffenheit der Erzeug- 
niffe in angemeffenen Friſten zu leiften. 

$. 1166. 

Alle übrigen Naturalien, ingleichen die als Auszug bedungenen jährlichen Geld- 
leiftungen werden mit Ablauf des von Beginn des Auszuges an zu vechnenden Jahres 
fällig, wenn nicht der Zwed des zu leiftenden Gegenftandes eine Ausnahme begründet. 

8 1167. 

Soll der Berpflichtete wirthichaftliche VBerrichtungen leiften, fo find fie zu ber Zeit 
vorzunehmen, zu welcher er in feiner Wirthichaft VBerrichtungen derjelben Art vorzu« 
nehmen pflegt oder, wenn dies nicht der Fall ift, nach wirthichaftlihem Ermeſſen. 

4) Dian vergl. $. 1168 des BGEB.'s, welcher hier wörtlich folgt: 
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auf die Wahl, wenn dem Auszugsberechtigten das Wahlrecht zu⸗ 
ſteht ). 
$. 380. 
Auszugswohnung und Herberge. 


Hat der Auszugsberechtigte das Recht der Wohnung in einem 
Gebäude, oder in beſtimmten Räumen eines Gebäudes, oder das 
Recht der Herberge, jo finden die Vorſchriften in 88. 638 bis 643 
des BGB.s Anwendung. Während aber das Recht der Wohnung 
(habitatio) und der Herberge, als perjönliche Dienftbarfeiten, durch 
den Untergang der Sache oder deren Umwandlung in eine andere 
erlöjchen und bei der Wiederherftellung der Sache nicht wieder auf- 
leben ?), tritt bei der Auszugswohnung und Herberge eine Ausnahme 
injofern ein, als, wenn das Gebäude, in welchem der Berechtigte die 
Mitberwohnung oder alleinige Wohnung bat, dur einen Unglüdsfall, 
3. B. Brand, zerjtört wird, nicht blos das Wohnungsrecht des Aus» 


$. 1168. 

Wenn der Berechtigte auf dem mit dem Auszuge befchwerten Grumdftücte oder in 
einem dabei befindlichen Auszugshaufe wohnt, fo ift der Verpflichtete gehalten, die Na- 
tural» oder Geldabgaben dem Berechtigten zu überbringen. Hält fi der Berechtigte 
außerhalb des Grundftüds auf, von welchem er den Auszug zu beziehen hat, fo hat 
derfelbe die Auszugsleiftungen aus dem belafteten Grundſtücke abzuholen. ($. 748.) 

1) Dan vergl. 88. 1169, 1170, 1171 des BGB.’S, welche ebenfalls wörtlich ge- 
geben werden: 


8. 1169. 

Hat der Berechtigte die Wahl, zur VBerfallzeit entweder die Sache oder den Geld- 
werth berfelben zu fordern, jo geht das Wahlrecht auf den Berpflichteten über, wenn 
der Berechtigte, ungeachtet der Aufforderung des Berpflichteten nad) der Berfallzeit, die 
Erflärung über die Wahl verzögert. ($$. 722 bis 727.) 


8. 1170. 

Wenn die Sache zum Zwecke der Leiftung erft angefchafft oder in Stand — 
werden muß, fo hat der Berechtigte ſich über die Wahl fo zeitig zu erklären, als nad 
wirthichaftlichern Ermeffen erforderlich ift, damit der Berpflichtete die Sache ohne be- 
fondere Beichwerung herbeifchaffen oder in Stand feten kann. 


5. 2175 
Hat ber Berpflichtete die Wahl zwifchen mehreren Leiftungen, fo geht das Wahl- 
recht auf den Berechtigten über, wenn der Erftere, ungeachtet der Aufforderung des 
Letzteren nach der Berfallzeit, die Erklärung über die Wahl verzögert. (88. 722 bie 
727.) 
2) Man vergl. $. 653 des BGB.'s und oben ©. 445. 


Gebrauchsleihe. 623 


zugsberechtigten nach der Wiederherſtellung des Gebäudes wieder auf— 
lebt, ſondern auch der Auszugsberechtigte das Recht hat, zu ver 
langen, daß der Auszugsverpflichtete die Auszugswohnung wieder— 
beritellt, ingleichen daß ihm der leßtere, wenn demfelben eine eigene 
Wohnung auf dem mit dem Auszuge befchtverten Grundftüde übrig 
geblieben ift, jofern es die Umftände geftatten, den Aufenthalt in der 
Bwijchenzeit mit einräumt ?). 


$. 381. 
VUL Gebraudsleibe. 
Begriff der Gebrauchsleihe. 


Die Gebraudsleihe (Commodat) befteht in der unentgeltlichen 
Veberlafjung einer beweglichen oder. unbeweglichen Sache zum Ge- 
brauche gegen die Verpflichtung des Entleihers, diejelbe Sache fünftig 
zurüdzugeben?). Wie fich hieraus ergiebt, wird die Verbindlichkeit 
des Entleihers (Commodatar) zur NRüdgabe vderjelben Sache erſt 
durch die Uebergabe zum Gebrauche begründet. Der Vertrag über 
die Verleihung einer Sache ift nicht die Gebrauchsleihe. Dieje be 
ruht zwar auch auf dem Conſenſe, aber mur auf dem Gonjenje, 
welcher in der Lebergabe der Sache zum Gebraude und in der 
Empfangnahme der Sache zum Gebraucde liegt. Der Vertrag über 
die Verleihung einer Sache verpflichtet Denjenigen, welcher die Leber« 
laſſung der Sache zum Gebrauche verjprochen hat, zu deren Ueber— 
lafjung, ausgenommen wenn er berjelben wegen des Eintritt3 unvor- 
bergejehener Umftände jelbit bedarf, Denjenigen aber, welcher fich die 


1) Man vergl. $. 1172 des BGB.s. — Man würde diefe VBorfchrift, welche aus 
der Bekanntmachung des Oberappellationsgerichts vom 2. October 1839 Nr. 17 ge 
-nommen ift, (nad meiner Anficht) nicht richtig interpretiren, wenn man fie lediglich 
als eine perfönliche Berbindfichkeit Desjenigen, welcher den Auszug verſprochen hat, 
und der Erben diefes anfehen wollte. Denn geht der Auszug als Reallaſt auf jeden 
Singularfucceffor über, fo bezieht fich dies auch auf die im 8. 1172 des BGB.'s an— 
gegebene Berbindlichkeit, zumal diefe wenigftens zum Theil durch die Immobiliar« 
brandentfchädigungsgelder ausgeglichen wird. Aber der $. 1172 erftredt ſich nicht auf 
den Fall, wo der Auszug nur als Hypothek eingetragen worden ift, und nicht auf 
den Fall, wo der Singularfucceffor das Grundſtück erft nad) dem Untergange des 
Gebäudes, in weldem ber Auszugsberehtigte die Wohnung oder Herberge hatte, er- 
worben, wenigftens dann nicht, wenn er das Grundftüd vor dem Wieberaufbaue bes 
Gebäudes in nothwendiger Verfteigerung erftanden hat, 

2) Man vergl. $. 1173 des BGEB.'s. 


624 Biertes Bud). 


Verleihung bat verfprechen laffen (Commodatar), nicht zu der An—⸗ 
nahme der Sache zum Gebrauche, ausgenommen wenn die Verleihung 
zugleich zum Vortheile des Verleihers (Commodant) gereicht; die 
Klagen auf Ueberlafjung und Annahme einer Sache zum Gebraudye 
verjähren in Einem Jahre ). 

Die Unentgeltlichfeit ift ein weſentliches Erforderniß der Ge- 
brauchsleihe, weil, wenn für den Gebrauch der Sache eine Gebühr 
(ein Entgelt) entrichtet werden joll, der Vertrag unter die VBorjchriften 
des Pachtes oder der Miethe fällt. Eine Ausnahme wäre nur mög- 
lih, wenn die Vertragjchließenden vereinbart hätten, es ſollte der 
Bertrag, ungeachtet feiner Entgeltlichkeit, als eine Gebrauchsleihe 
gelten ?). 

Nach römijchem Rechte wurde zwiſchen commodatum und pre- 
earium unterjchieden, je nachdem die Zeit und Art und der Zived 
des Gebrauchs bejtimmt war, oder nicht). Dieſer Unterjchied hatte 
infofern rechtliche Folgen, ald aus dem commodatum die actio com- 
modati, aus dem precarium aber feine Klage mit einem beftimmten 
Namen gegeben mwurde. In dem bürgerlichen Geſetzbuche wird 
aber zwiſchen commodatum und precarium nicht unterjchieden und 
nur in Beziehung auf das Recht des Widerrufs in gewiſſen Fällen, 
twelche jich vielleicht unter das römische precarium bringen ließen, etwas 
Bejonderes bejtimmt*). 

Das bürgerliche Geſetzbuch behandelt nur die Gebrauchsleihe, 
welche Sachen zum Gegenjtande bat; bejtimmt aber, daß, wenn die 
Ausübung eines Rechts an einer Sache Gegenitand der Verleihung 
ift, die Vorfchriften über die Verleihung von Sachen analoge An- 
wendung finden ®). 


1) Dan vergl. $. 1174 des BGB.'s und oben ©. 594. Die Gebrauchsleihe un⸗ 
terfcheidet fi) dadurch von dem Darlehne, baf bei ihr die Sache blos zum Gebraudıe 
gegeben wird, der Berleiher alfo Eigenthümer der Sadje bleibt und der Entleiher nur 
in feinem Namen befitt, während bei dem Darlchne die Sachen zum Eigenthume 
übergeben werden und der Erborger nur Sachen derfelben Gattung und Güte (tantum- 
dem) zurüdzugeben bat. Gegenftände des Darlehns können nur vertretbare Sachen 
fein; aber Gegenftände der Gebrauchsleihe können unvertretbare und vertretbare Sachen 
fein, 3. B. wenn vertretbare Sachen ad pompam vel ad ostentalionem verliehen 
werben. ; 

2) Man vergl. $. 1175 des BGEB.'s. 

3) Dan vergl. 1. 14 D, de precar,, I. 17 $. 3 D. commod. 

4) Man vergl. 8. 1181 des BGEB.'s. 

5) Man vergl. $. 1186 des BEB.'s. 
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8. 382, 
Berbindlichfeiten des Entleiher. 


Die Berbindlichkeiten des Entleihers find doppelter Art, nämlich 
1) liegen fie in der Fürforge für die zum Gebrauche überlafjene 
Sadıe, und 
2) hängen fie mit der dem Entleiher obliegenden rechtzeitigen Rüd- 
gabe der entliehenen Sache zufammen. 


Zu 1) 

Der Entleiher ijt 

a) zwar berechtigt, die Sache in der verabredeten, und in Ermangels 
ung einer Verabredung, in der fich nach der Beſchaffenheit der 
Sache oder nad den Umjtänden als angemefjen ergebenden 
Weiſe zu gebrauchen; er darf aber den Gebrauch nicht einem 
Anderen überlaffen '); er haftet 

b) für abfichtliche Verfchuldung, grobe und geringe Fahrläffigfeit), 
und zwar nicht blos injoweit, als er jelbft nicht etwas unter 
nehmen darf, wodurch die Sache vernichtet oder beſchädigt wird, 
fondern auch injoweit, als er dafür zu forgen bat, daß nicht 
von anderen Perſonen, insbejondere von feiner Familie und 
feinen Zeuten Etwas gejchieht, was der Sache Schaden bringt °); 
es gilt auch als Verjchuldung, wenn der Entleiher bei einer ge 
meinfchaftlichen Gefahr für feine eigenen Sachen und für die ent- 
liehenen Sachen die erfteren gerettet und die legteren preisge- 
geben bat*); er haftet 

e) nicht für die Abnugung der Sache in Folge des ihm vertrags- 
mäßig zuftehenden Gebrauchs, auch nicht für den Zufall, welcher 
die Sache trifft?); Hat er aber die Gefahr der Sache über- 
nommen, oder den Gebrauch der Sache einem Anderen über- 
laffen, oder einen rechtswidrigen Gebrauch von der Sache ge- 
macht oder diejelbe gemißbraucht, oder ift er mit deren Rück— 


1) Man vergl. $. 1176 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $$. 728, 1177 Sat 1 des BGB.'s und oben ©. 128 fig. 

8) Diefe Haftpflicht für die Handlungen der Familie und Dienftboten liegt in 
der Haftpflicht für geringe Fahrläffigkeit. 

4) Man vergl. $. 1177 Satz 2 bes BOB.s (1. 5 $. 4 D. commod,) und oben 
©. 123 fig. 

5) Man vergl, 8. 1178 des BGB.'s. 
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gabe in Verzug gekommen, fo haftet er auch für den zufälligen 
Untergang und für die zufällige Verſchlechterung der Sache '). 
Zu 2) 

Der Entleiher hat die entliehene Sache zurüczugeben, wenn der 
Berleiher diejelbe zurücfordert. Iſt eine Zeit für den Gebrauch feit- 
geſetzt oder ergiebt ſich eine ſolche aus der Art des überlafjenen Ges 
brauchs, jo kann der Verleiher die Sache erit nad dem Ablaufe 
diefer Zeit zurüdfordern, ausgenommen wenn er wegen unvorberges 
ſehener Fälle der Sache jelbft bedarf, oder der Entleiher die Sache 
vertragswidrig gebraucht?). Hot ſich der Verleiher den Widerruf 
vorbehalten oder iſt eine Zeit für den Gebrauch weder feſtgeſetzt, 
noch aus den Umſtänden zu entnehmen, ſo kann der Verleiher die 
Gebrauchsleihe zu jeder Zeit widerrufen‘). Auch erlöſcht die Ge— 
brauchsleihe mit dem Tode des Entleihers ®). 

Der Entleiher ift verbunden, nach Beendigung der Gebraucs- 
feihe die Sache nebjt Zuwachs und den Zubehörungen, welche ihm 
mit übergeben worden find und den von der Sache etwa gezo- 
genen Früchten dem Verleiher zurüdzugeben ‘). Derjelbe kann fich 
gegen feine Verbindlichkeit zur Nüdgabe der Sache nicht mit dem 
Einwande fchügen, daß ihm das Eigentum an der Sache zuiteht 
(f. 9. exceptio dominüi), ausgenommen wenn er bereit$ zur Zeit der 
Verleihung Eigenthümer gewejen und die Verleihung nicht unter Um— 
ſtänden erfolgt ift, unter welchen auch dem Eigenthümer der Gebraud) 
feiner Sache eingeräumt werden fann oder wenn ihm der Verleiher 
nach der Verleihung das Eigenthum überlaffen hat *). 

8. 383. 
Verbindlichkeiten des Verleihers. 
Der Verleiher hat ebenfalls Verbindlichkeiten“), welche fich auf 





1) Dan vergl. 88. 1176 (Schluß), 721 Sat 1, 109, 745 des BGB.'s und oben 
S. 123 flg. — Was vertragswidriger Gebrauch und Mifbraud) jei, wird in l. 5 $. 
7,1. 10 pr. D. commod, angegeben. 

2) Dian vergl. 8$. 1174 Cat 1, 1180 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1181 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1182 bes BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1183 de BGB. — Nur nebenbei fei erwähnt, baf ber 
Berleiher die ſ. g. actio commodati direeta hat. 

6) Man vergl. $. 1184 des BGB.'s. — Die erfte Ausnahme ift eine bloße Folge 
der Betimmumg des 8. 795 des BGB.'s. Man vergl. aud oben &. 502. 

7) Zur Geltendmachung diefer Berbindlichleiten hat der Entleiher die ſ. g. aetio 
commodati contraria. 
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den Satz zurückführen laſſen, daß er den Entleiher wegen erlittener 
Schäden und wegen auf die Sache gemachter Verwendungen ſchadlos 
zu halten hat. 

Da nämlich der Berleiher für abfichtliche Verſchuldung und 
grobe Fahrläfligkeit haftet’), jo ift er verbunden, dem Entleiher den 
Schaden zu erjegen, welchen er diefem durch vertragswidriges Handeln 
verurfacht hat, 3. B. wenn er zur Stüßung des dem Entleiher ge 
börigen Hauſes Balken geliehen und diejelben vor der Zeit wegge— 
nommen und dadurch den Einfturz des Haufes verjchuldet, oder wenn 
er Gefäße zur Ausfüllung von Wein geliehen hat, die Gefäße aber 
ſchadhaft geweſen find und der darauf gefüllte Wein ausgelaufen ift ?). 

Die von dem Entleiher auf die Sache gemachten Verwendungen, 
zu welchen jedocdy die gewöhnlichen Koften der Unterhaltung der Sache, 
insbejondere auch die Koften der Fütterung der gelichenen Thiere, 
deren Tragung dem Entleiher obliegt, nicht gehören, hat der Ber: 
leiher nach den Vorfchriften über die Gejchäftsführung ohne Auftrag 
zu eritatten ®). 


Anm. Das bürgerliche Geſetzbuch nimmt in dem 8. 1185 aud noch auf den 
Fall Rüdficht, wo Mehrere diefelbe Sache gemeinfchaftlic; entliehen haben oder Meh- 
rere Erben Eines Entleihers geworden find, und beftimmt, daf im erfteren Falle die 
mehreren Entleiher ald Geſammtſchuldner, im letteren Falle die mehreren Erben aus 
der Untheilbarkeit der Leiftung haften. Zum richtigen Berftändniffe diefes $. habe ich 
Folgendes zu bemerken: Wenn Mehrere eine und bdiefelbe Sache entleihen, fo haftet 
jeder einzelne Entleiher ganz (in solidum) fir abfichtlihe Berfchuldung, grobe und 
geringe Kahrläffigfeit und chenfalls ganz (in solidum) für die Rückgabe der Sache. 
(Man vergl. oben ©. 572 flg. und 1.5 8. 15 D. commod, „verum in vehiculo com- 
modato vel locato pro parte quidem effectu me usum habere, quia non omnia 
loca vehieuli teneam; sed esse verins nit, et dolum et culpam et diligen-, 
tiam et custodiam in totum me praestare debere.*) Amar haftet jeder einzelne 
Entleiher nur für die Folgen feiner Handlungen. Aber dies führt nothivendig dahin, 
daf er aud) für die Handlungen der übrigen Entleiher haftet, weil er dieſe Hanb- 
lungen nicht, wie ihm obgelegen, verhindert hat. Schon in der angezogenen 1. 5 $. 15 
D. commod, wird gefagt, „quare duo quodammodo rei promittendi haben- 
tur et si alter praestiterit, liberabit alterum, et ambobus competit furti actio® 
(man vergl. auch 1.6, 1.7 pr., 1.21 8.1 D. commod. und Siebenhaar, Correal- 
obligationen S. 100 flg.), nnd das bürgerliche Geſetzbuch hat fich, wie bereits oben 
a. a. D. bemerkt „worden ift, diefer Auffaffung infofern angefchloffen, als es Sculb- 
verhäftniffe diefer Art unter den Begriff der Gefammtichuldverhättniffe gebracht hat. — 

1) Man vergl. $. 1177 Sat 1 des BGB.'s. 

2) Dies find die im römiſchen Rechte erwähnten Beifpiele (1. 17 8. 3, 1. 18 8. 
8 D. commod.). 

3) Dian vergl. $. 1179 des BBG.'s. 

40 * 
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Anders ift das Berhältnif der mehreren Erben Eines Entleihers zu beurtheilen. In— 
foweit e8 fi) um die Berbindlichleiten ihres Erblafjers handelt, haftet jeder einzelne 
Erbe nur nad Berhältniß feines Erbtheiles, weil der Schaden, welcher gefordert mwer- 
ben kann, theilbar ift (1. 3 $. 3 D. commod.). Dagegen haftet jeder einzelne Erbe 
für die (untheilbare) Reftitution der von dem Erblaffer entliehenen Sache ganz (in so- 
lidum); insbefondere aber macht der Erbe, welder die Sadje nicht zurüdgiebt, ob- 
ſchon er dazu im Stande ift (si restituendi facultatem habet) ſich einer eigenen culpa 
ſchuldig, wegen deren er auf das Ganze (in solidum) zu verurtheilen ift, obſchon er 
blos nad) einem Theile Erbe geworben ift. 


8. 384. 
TR. Pacht- und Miethvertrag. 
Begriff des Paht- und Miethvertrages. 

Pacht- oder Miethvertrag ift der über gegenjeitige Leiftungen 
gejchlofjene Vertrag, deſſen Zwed dahin geht, daß der eine Bertrag- 
jchließende (der Berpachter oder Vermiether) dem anderen Vertrag. 
ichliegenden (dem Pachter oder Miether) für einen von diefem zu 
zahlenden Preis (Pacht- oder Mietbzins) eine Sache oder eine nußbare 
Gerechtigkeit zur Benugung überlafjen ſoll). Unter Benugung ijt 


1) Man vergl. $. 1187 Satz 1 des BGB.’ — Mit den im angegebenen 8. 
enthaltenen Worten: „überläßt oder zu überlaſſen verfpricht,“ wird angezeigt, daß es 
feinen Unterfchied macht, ob die Bertragfchließenden ſich über ihre gegenfeitigen Leiftungen 
befonders vereinigen oder ob fie ihren Confens dadurch zu erkennen geben, daf der 
eine Bertragfchließende die Sache dem anderen Bertragfchliegenden zur Benugung gegen 
einen Preis für die Benutung überläßt und der andere Bertragfchließende die Sache 
zur Benutung für einen Preis empfängt. Der Pacht- und Miethvertrag gehört- näm- 
lich zu den Verträgen, welche durch bloßen Confens zu Stande fommen (vergl. oben 
©. 494). Zwar ift die Meihenfolge der gegenfeitigen Yeiftungen, wenn nicht etwas 
Anderes vereinbart worden ift, die, daß der Verpachter oder Bermiether die Borleiftung, 
der Pachter oder Mieter dagegen die Nachleiftung hat. Aber die BVorleiftung des 
Berpachterd oder Vermiethers bildet nicht den Grund der Leiftung des Pachters oder 
Miethers und es läßt fich namentlich nicht der Anfang oder die Perfection des Ber- 
trages anf den Moment der Borleiftung des Berpachters oder Bermiethers jeßen, wie 
insbefondere daraus hervorgeht, daß der Pachter oder Miether auf Grund des durch 
Eonjens perfect gewordenen Vertrages die Erfüllung von dem Verpachter oder Ber- 
miether fordern fan. — Das bürgerliche Gejegbucd behandelt die in der römischen 
locatio eonductio enthaltenen drei Unterarten getrennt, nämlich die locatio conductio 
rerum als Pacht · oder Miethvertrag, die locatio conductio operarum als Dienftvertrag, 
bie locatio conductio operis als Berdingungsvertrag. — Ueber die Frage, ob die Su- 
perficies verkauft oder verpachtet oder vermiethet werde, vergl. oben ©. 367. — Erbzins- 
und Laasverhältniffe können (Berordnung, bie Publication des BGB.'s betreff., vom 
2. Januar 1863, $. 3 no. 3) von dem Zeitpunkte der Inkrafttretung des BGB.'s 
an nicht mehr eutftehen. 
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das Ziehen der Früchte (frui) und der Gebrauch (uti) begriffen "). 
Wird die Benugung einer fruchtbringenden Sache zum Zwecke der 
Fruchtziehung überlaffen, fo ift der Vertrag ein PBachtvertrag, außer: 
dem ein Miethvertrag?). Gegenjtände des Pacht oder Miethvertrages 
fönnen bewegliche oder unbewegliche Sachen, auch Thiere fein; die 
Unvertretbarfeit der Sachen ift fein unbedingtes Erforderniß des 
Pacht- oder Miethvertrages; jedoch veriteht es fich von jelbit, daß 
wenn vertretbare Sachen zum Eigenthume übergeben werden, der 
Begriff des Pacht- oder Miethvertrages ausgejchloffen iſt. Nutzbare 
Gerechtigkeiten fönnen nur dann verpachtet oder vermiethet werden, 
wenn die Ueberlafjung ihrer Benugung an Andere ftatthaft ift®). 
Der Eigenthümer kann jeine eigene Sache pachten oder miethen, wenn 
deren Benußung einem Dritten zufteht *). 

Der Pacht- oder Miethzins kann in Gelde oder in anderen ver: 
tretbaren Sachen bejtehen ®. Bei Gegenftänden, welche natürliche 
Früchte tragen, kann auch ein ideeller Theil der Früchte als Pacht: 
zins gegeben werden (Theilpacht, colonia partiaria)®). 

Die Art und der Umfang der dem Pachter oder Miether durch 
den Pacht- oder Miethvertrag gejtatteten Benugung richten fich, in 
Ermangelung einer bejonderen Beftimmung, nach der Beichaffenheit 
und dem Zwede des verpachteten oder vermietheten Gegenjtandes ?). 


1) Man vergl. oben ©. 82 fig. 

2) Hierin liegt eine bloße Nomenclatur, welche feinen Einfluß auf die materielle 
Beurtheilung hat. Im vielen Fällen concurrirt Pacht und Miethe, 3. B. wenn, wie 
dies insbefondere in größeren Städten häufig der Fall ift, zu dem ermietheten Logis 
ein Garten zur Benutzung mit überlaffen wird. In Fällen diefer Art ift der Garten 
eine Nebenſache und es läßt fich nicht fagen, daf der Miethvertrag wegen des Gars 
tens in einen Pachtvertrag übergeht. 

3) Man vergl. $. 1188 des BOB. — Ob der f. g. Obſtpacht Pacht oder 
Kauf fei, ift eine facti quaestio. Wie er gewöhnlich gefchloffen wird, nämlich wenn, 
nachdem die Bäume abgebfüht haben, die zu erwartende Obfternte im Ganzen gegen 
einen Preis im Ganzen (nicht zu einem Preife nad) dem Maße) verpachtet wird, ift 
er ein Kauf und zwar ein Kauf über eine Hoffnung (emtio apei). 

4) Man vergl. $. 1189 in Verbindung mit $. 795 des BOB.’ und oben ©, 
502. 

5) Man vergl. $. 1190 Sat 1 des BGEB.'s. — Die Verbindlichkeit zur Zahlung 
eines Pacht» oder Miethzinfes kann fich auch aus den Berhältniffen ergeben (oben ©. 
509). Beftände die Gegenleiftung in einer unvertretbaren Sache oder in Dienften, fo 
würde darin ein nad) Analogie des Pacht- oder Miethvertrages zu beurtheilender un- 
benannter Bertrag liegen. 

6) Man vergl. $$. 1190 Sak 2, 1194 Sat 1 des BGEB.'s. 

7) Man vergl. $. 1191 Sak 1 des BGB.'s. — Diefer Grundſatz ift namentlich 
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Das Net auf den Gebrauch umfaßt nicht das Necht auf die Früchte, 
wenn der Gegenjtand fich ohne die leßteren benußen läßt '). 

Iſt die Zeit, auf welche verpachtet oder vermiethet wird, be— 
ftimmt, jo kann der Vertrag nur in der bejtimmten Zeit erfüllt 
werden; ohne Einwilligung des Miethers oder Pachters kann der 
Vermiether oder Verpachter nicht zu einer anderen Zeit erfüllen und 
ohne Einwilligung des Bermiethers oder Berpachters kann der 
Pachter oder Miether nicht die Erfüllung zu einer anderen Zeit 
fordern ?). 

Berpachter oder VBermietber und Pachter oder Miether baften 
gegenfeitig für abfichtliche VBerfebuldung, grobe und geringe Fahr: 
läjfigfeit °). 

Unterpacht oder Untermiethe it erlaubt, ausgenommen wenn 
etwas Anderes vereinbart worden it oder der VBertragsgegenftand 
dadurch mehr, als dies außerdem der Fall wäre, leiden würde oder 
wenn ein Theilpacht vorliegt. Durch Unterpacht oder Untermiethe 
entjtebt blos ein Nechtsverbältniß zwijchen Unterverpachter oder Unter: 
vermiether und Unterpachter oder Untermiether ®). 


auch entfcheidend für die Frage, ob, wenn ein Raum in einem Haufe gemicthet wor« 
den ift, welcher fich nicht zur menschlichen Wohnung eignet, der Miether verlangen 
fönne, daß der Raum in einen zur Wohnung braudbaven Zuftand hergeftellt wird, 
ingleichen, wenn der Gegenftand des Pachtes oder der Miethe zur Zeit der Schliehung 
des Vertrages fich in einem ſchadhaften Zuftande befindet, der Pachter oder Miether das 
Recht habe zu verlangen, daß der Verpachter oder Bermiether den Fehlern abhilft. Hat 
fid) nämlich der Berpachter oder Bermiether zur Inftandjetsung der Sadje nicht verbindlid) 
gemacht, was jedoch auc dadurch geichehen kaun, daß er die Sache zu einem be- 
ftimmten Zwede verpadhtet oder vermiethet, jo hat der Badhter oder Miether Leine 
Anfprüce an ihn. 

1) Man vergl. $. 1191 Sat 2 des BGB.s 

9) Dian vergl. $$. 1192, 865 des BGB.'s, oben ©. 521 flg., Zeitichrift für 
Nechtöpflege und Berwaltung N. %. Bd. 28 ©. 493 not. 18 und die hiermit überein- 
bimmende 1. 24 $. 4 D. loeat. cond, 

3) Man vergl. 88. 1193, 723 des BGB. und oben ©. 122 fig. — Ueber die 
Haftung mehrerer Berpachter oder Bermiether und mehrerer Pachter oder Miether, in- 
gleichen mehrerer Erben Eines Verpachters oder Bermiethers und Eines Pachters oder 
Miethers vergl. oben S. 627 Anmerkung und Siebenhaar, Correalobligationen ©. 
99 flg. 

4) Dian vergl. $. 1194 des BOB. — Das ſ. g. pactum de non sublocando 
ftat die Wirkung, daß der Verpachter oder Vermiether den Unterpacdhter oder Unter« 
miether ermittiven laffen und die ihm dadurch verurfachten Koften, fowie fonftige Schä- 
den von dem Pachter oder Mtiether, neben dem Miethzinſe, fordern lan, — Eine 
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$. 385. 

Berbindlichfeiten des Verpacters und VBermiethers. 

Der Verpachter oder Vermietber it verbunden, dem Pachter 
oder Miether die Sache zur vertragsmäßigen Benugung zu über: 
laifen und wenn hierzu Inhabung der Sache erfordert wird, dieje 
dem Pachter oder Miether zu verſchaffen). Aber der Verpachter 
oder Vermiether genügt nicht feiner Verbindlichkeit, wenn er den 
Bachter oder Miether in den Stand jeßt, die Sache benußgen zu 
fönnen, vielmehr haftet er dafür, daß der Pachter oder Miether die 
Sache während der ganzen Dauer des Bertrages jo benußen kann, 
wie verabredet worden iſt, oder in dem Zwecke des Vertrages liegt ?). 
Der BVerpachter oder Bermietber haftet für die Mängel der Sache, 
welche die vertragsmäßige Benugung der Sache hindern, und für die 
Entwährung der Eade?). Er darf die Sache nicht in einer Weiſe 
ändern, welche dem PBachter oder Mietber an der vertragsmäßigen 


Abtretung der Forderung des Pachters oder Miethers ift, wegen ber Unmöglichkeit 
einer Trennung der damit verbundenen Berbindlichkeiten, ansgeichloffen. 

1) Man vergl. $. 1195 des BGEB.'s. — Die Inhabung des Pachters oder Mie- 
thers ift zwar eine folche, welche auch durch die Beſitzklage geſchützt ift (5. 206 bes 
BGB.'s), deffenungeachtet nicht ein Befit (oben S. 299 not. 3). — In den Fällen, 
wo der Berpachter oder Bermiether die Inhabung der Sache zu verichaffen verbunden 
ift, genügt das Bereithalten der Sache zur Ueberlaffung an den Pachter oder Miether, 
weil e8 fich nicht um eine traditio vacuae possessionis, fondern um die Geftattung 
des uti frui licere handelt. Auch fällt die Behauptung des Pachters oder Miethers, 
es habe der Verpachter oder Vermiether die Sache felbft benutzt oder deren Benutzung 
Anderen überlaffen, oder den Vertrag nicht vollftändig erfüllt, nicht unter den Gefichts- 
punft der exceptio non adimpleti contractus, jondern ben einer von dem Pachter 
oder Miether zu beweifenden peremtorichen Einrede (ſ. g. exceptio non rite adim- 
pleti contraetus). — Inwieweit der Berpadter oder VBermiether mit der Sache auch 
die Zubehörungen bderjelben, namentlich bei Pachtungen ein Inventar, dem Padhter 
oder Miether zur Benutzung zu überlaffen habe, ift facti quaestio. 

2) Man vergl. $. 1196 Satz 1 des BGB. — Diefe Berbindlichkeit des 
Berpachters oder Bermiethers ift eine fehr weite. Namentlich Fommt dar» 
auf Etwas nicht an, aus welchem Grunde der Pachter oder Miether an der ver- 
tragsmäßigen Benutung der Sache gehindert wird, ob durch den Verpachter oder Ber- 
nriether ober durch eine äußere Gewalt, 3. B. durch Einfall der Feinde, oder durch 
dem zufälligen Untergang oder durch die zufällige Berfchlechterung der Sache. — Ueber 
die frage, ob die VBorfchriften der Dec. 20, vom 2. Zuli 1746 und das Generale vom 
26. Mai 1810, die den Bachtern wegen geleifteter Kriegspräftationen oder erlittener Kriegs- 
ſchäden von den Berpachtern zu gewährende Entihädigung betreff., noch gegenwärtig 
gelten, vergl. Annalen N. F. Bd. 2 ©. 97 fig. 

3) Man vergl. $. 1196 Satz 2 des BOB.'s. 
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Benugung hindert‘). Er ift verpflichtet, die Sache im Stande zu er- 
halten, doch Hat der Miether von Thieren die Fütterungsfoften zu 
tragen?), Werden Ausbefferungen der Sache während der Pacht: oder 
Miethzeit nothiwendig, jo bat der Verpachter oder Vermiether die- 
jelben auf feine Koften zeitig vorzunehmen, joweit nicht nach Orts- 
gebrauch der Pachter oder Miether dazu verpflichtet ift?). 

Bei der Frage, was der VBerpachter oder Vermiether dem Pachter 
oder Miether zu leiften babe, wenn er diejen VBerbindlichkeiten nicht 
nachlommt, ift ein Unterjchied zu machen zwifchen den Fällen, wo 
ihn eine Verſchuldung trifft, und den Fällen, wo die Erfüllung 
wegen eines Zufalles unmöglich ift. 

In den Fällen der erjteren Art ift der Verpachter oder Vers 
miether verpflichtet, den Pachter oder Miether auf die Zeit, inner- 
halb welcher diefer an der vertragsmäßigen Benutzung gehindert ge: 
weſen ift, von der Verbindlichkeit zur Bezahlung des Pacht» oder 
Mietbzinfes zu befreien, und zwar, wenn der Zins noch nicht bezahlt 
worden ift, denjelben zu erlaffen, und wenn er bereits bezahlt worden 
ift, das Erhaltene zurüdzugeben, überdies aber auch den Schaden zu 
erjegen, welchen der PBachter oder Miether dadurch gehabt hat, daß 
er die Sache nidyt hat benugen können. In den Fällen der letzteren 
Art beſchränkt fich die Verpflichtung des Verpachters oder Vermiethers 
nur auf den Erlaß des Pacht: oder Mietbhzinjes, und wenn er bereits 
bezahlt ift, auf deſſen Rüderftattung *). 


1) Man vergl. $. 1197 Sat 2 des BGB. Ein hierher gehöriger Fall würde 
fein, wenn der Zugang zu einer Wohnung verfperrt würde. 

2) Man vergl. $. 1199 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1200 Sat 1 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8$. 1198, 1200 Sat 2 des BGB.'s. Bei der frage, ob in dem 
einzelnen Kalle der Grund, warum der Padhter oder Mieter an der vertragsmäßigen 
Benugung gehindert gewefen ift, in einer Verfchuldung des Verpachters oder Vermie— 
thers oder in einem Zufalle liegt, hat man im Wefentlichen Folgendes zu berüdfich- 
tigen. Als ein Zufall ift es zu betradhten, wenn die Benutzung durch eine äufiere 
Gewalt, welche der Berpacdhter oder Bermiether nicht abwenden konnte, gehindert wor- 
ben ift, 3. B. wenn Dritte die Benutung gehindert oder geftört haben und der Ber- 
pacdhter oder Bermiether dies nicht abwenden fonnte (5. 1197 Sat 1 des BOB’), 
wenn das vermiethete Haus abgebrannt, oder das verpachtete Grundſtück unter Waſſer 
gefetst oder der Pachter von den Feinden vertrieben worden ift, oder wenn der Ber- 
miether das vermiethete Haus wegen feiner Baufälligkeit hat einreißen müffen. Da- 
gegen ift eine Berfchuldung des Berpachters nicht blos dann anzunehmen, wenn er 
jelbft den Pachter oder Miether in der Benutzung geftört oder gehindert hat, fondern 
aud dann, wenn die Sache entwährt wird, wenn fie Fehler hat, welche er gelaunt, 
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$. 386. 
Fortſetzung. 
Hat der Pachter oder Miether auf die Sache Verwendungen ge— 
macht, ſo hat ihm der Verpachter oder Vermiether für die nothwen— 


aber dem Pachter oder Miether nicht angezeigt hat, z. B. wenn ein Keller einzuſtürzen 
droht, der Vermiether dies weiß, deffenungeachtet aber den Miether darauf aufmerf- 
ſam' zu machen unterläßt, weiter, wenn ein Gefäß zum Auffitllen von Wein vermie- 
thef wird, dafjelbe aber ſchadhaft ift und der darauf gefiillte Wein ausläuft, wenn 
der Berpachter oder Bermiether, ungeachtet der Anzeige des Pachters oder Miethers, 
daß Ausbefjerungen der Sache nothwendig find, die Sache in Stand zu ſetzen unter 
läßt ($. 1200 Say 2 des BGB ’S), wenn ihm in dem oben erwähnten Kalle einer 
twiderrechtlichen Hinderung oder Störung der Benugung durch Dritte eine Verſchuldung 
zur Laft fällt. — In den Fällen, in welchen den Verpachter oder Bermiether eine 
Verſchuldung trifft, kann der Bachter oder Miether nicht blos Erfat des Schadens, 
welchen er erlitten hat (dammum emergens), fondern auch des entzogenen Gewinnes 
(luerum cessans) (oben S. 125) fordern, 3. B. wenn er das ermiethete Haus ander- 
weit mit Gewinn vermiethet, oder wenn er ein anderes Haus für einen höheren Diieth- 
zins gemiethet hat. — Bon der Verbindlichkeit zum Schadenerfage kann fi der Ver— 
pachter oder Bermiether nicht durch Ueberlaffung einer anderen geeigneten Sache zur 
Benutzung befreien. — Ein Retentionsrecht wegen der Schäden hat aber der Pachter 
oder Miether nicht, da diefes mur wegen der Schäden, welche eine Sache verurfacht 
hat und wegen der Verwendungen auf eine Sache zufteht (oben ©. 489 flg.). Der Padı- 
ter oder Miether ift in dem Berhäftniffe zu Dritten, welche ihn in der Benutzung der 
ermietheten oder erpachteten Sache geftört haben, nad) Sächfiſchem Rechte günftiger 
geftellt, als nad römischen Rechte. Während er nämlich nach jenem weder zur Er- 
haltung, noch zur Wiedererlangung des Befitses die Interdicte hatte (1.20 D. de vi), 
ftehen ihm nad dieſem (8. 208 des BGB.'s) die Pefitflagen zu. Während weiter 
nad jenem der Pachter oder Miether nicht die nur dem Eigenthümer zuftehende con- 
dictio furtiva (1. 1 D. de condiet. furt.) anftellen konnte, ift nach diefem die Klage 
aus der Entwendung Jedem gegeben, welcher dadurch Schaden erleidet ($. 1499 des 
BGB.'s). Während endlich nad) jenem die noch hängenden Früchte als integrirende 
Theile der Eache betrachtet wurden und der Berpachter auch wegen widerrechtlicher Be- 
ſchädigung derfelben die actio legis Aquiliae hatte (l. 25 pr. und $. 1 D. de usur. 
et fruct.), fann nad) diefem auch der Pachter in Beziehung auf die nod) nicht von 
der Sache getrennten Früchte Erſatz des widerrechtlich zugefügten Schadens fordern (8. 
1494 des BOB.) Die Fälle, in welchen dev Berpachter oder Bermiether zur Ab- 
tretung der ihm wider Dritte zuftehenden Klagen an den Pachter oder Miether ver- 
pflichtet ift (8. 960 des BGEB.'s und oben S. 541), befchränfen ſich daher nur auf 
eine geringe Zahl, und, wo nicht allein, fo doc hauptfächlich auf die Klagen ex lege 
Aquilia, wenn die Sache felbft mwiderrechtlich befchädigt worden iſt. — Endlich ift 
noch zu erwähnen, daf wegen eines Zufalls, welcher nur die Früchte trifft, der Ber- 
pachter ober Vermiether nad Sächſiſchem Rechte nicht zum Erlaſſe des Pacht- oder 
Miethzinfes verpflichtet if. (Man vergl. 8. 1211 des BOB.’ und Annalen N. F. 
Bd. 2 ©. 97 fig.) 
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digen fofort, für folche nüßliche, durch twelche die Sache dauernd ver: 
bejjert worden ift, nach der Beendigung des Pacht: oder Miethver- 
trages vermöge der Vorſchriften über die Gejchäftsführung ohne Auftrag 
Erſatz zu leiſten). Wegen anderer Verwendungen fteht dem Pachter 
oder Miether das Necht der Wegnahme (jus tollendi) zu; doch hat 
er die bei Beendigung des Vertrages noch vorhandenen Verwend— 
ungen dem PBerpachter oder Vermiether auf dejjen Verlangen zu 
überlajfen, wenn diefer ihm den Werth erftattet, welchen fie im Falle 
der Wegnahme gehabt haben würden?). Zu diejer Wertherftattung 
ift der VBerpachter oder Bermiether auch verbunden, wenn er die Weg- 
nahme hindert ?). . 

Der Verpachter oder Bermietber ift verbunden, die auf der Sadye 
baftenden Yajten zu tragen; Abgaben von einem Gewerbe, welches 
der Bachter oder Miether in den erpachteten oder ermietbeten Räumen 
betreibt, fallen diefem zur Xait®). 

Bei Vermiethung von Räumen, welde unter dem Berjchluffe 
des Bermiethers bleiben, haftet der leßtere auch für die Verwahrung 
der Sache (custodia rei) °). 


$. 387. 
Berbindlichfeiten des Pachters und Miethers. 


Der Bachter oder Miether ift verbunden, den Pacht oder Mieth— 
zins, in Ermangelung einer anderen Beitimmung, bei einer Bacht- 


1) Dean vergl. $. 1201 Zab 1, 1314, 1315, 1352 des BGEB.'s. 

2) Man vergl. 8. 1201 Sat 2 des BOB. In dem Berlangen, daß das durch 
die Verwendungen Hervorgebracdhte überlaffen wird, liegt eine Genehmigung der Ber- 
wendung (8. 1357 des BGB.'s); bei der Abſchätzung find daher nicht etwa die Koften 
der Megnahme in Abzug zu bringen. — Die Frage, ob der Miether einer Wohnung, 
wenn er die ihm gehörigen Tapeten und anderen Zierrathen vor feinem Auszuge ver- 
nichtet, um fie nicht dem Vermiether unentgeltlich überlaffen zu müffen, eine uner- 
laubte Handlung begeht, ift, unter der Borausfegung, daß er die Wohnung fo zır- 
rücgiebt, wie er fie übergeben erhalten hat, zu verneinen, weil der Eigenthümer nad) 
Belieben über fein Eigenthum verfügen Tann, follte aud ein Anderer dadurch gehin- 
dert werden, einen Vortheil zu ziehen. — Wegen der Verwendungen auf die Sache 
hat der Pachter oder Miether ein Retentionsrecht (oben S. 489, 633 und Annalen 
N. 5 3.5 ©. 452 fig.) 

3) Man vergl. 8. 1201 Say 3 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1202 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1203 des BOB!E. 
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oder Mietbzeit von twenigitens jechs Monaten in vierteljährlichen Terz 
minen am Schlufjfe jeden Stalendervierteljahres, und wenn eine fürzere 
Pacht: oder Miethzeit vereinbart worden ift, nach Ablaufe derjelben 
zu bezahlen; beginnt im eriteren Falle das Pacht: oder Miethver: 
hältniß im Laufe eines Stalendervierteljahres, To iſt der auf diejes 
Vierteljahr nach Berhältniß der Zeit zu berechnende Pacht- oder 
Miethzins am Echluffe deilelben zu bezahlen’). Der Pachter oder 
Miether darf von der Sache nur den Gebrauch machen, zu welchem 
fie ihm überlaffen worden iſt; er baftet nicht blos dafür, daß er die 
Cache nicht ſelbſt beichädigt, jondern auch dafür, daß dies nicht von 
Anderen gejchiebt ?); er bat die Sache zu verwahren (custodire) ?), 
und ſoweit die Sache eine Verwaltung erfordert, zu verwalten; aud) 
darf er die Sache nicht willfürlich zum Nachtheile des VBerpachters 
oder Vermiethers verlaſſen). Er hat, wenn Ausbejjerungen noth- 
wendig find, oder Dritte fi) Nechte an der Sache anmaßen, welche 
derjelben einen bleibenden Nachtbeil bringen können, jobald er von 
dem einen oder anderen Kenntniß erlangt, dem VBerpachter oder Ber: 
miether ohne Verzögerung Anzeige zu machen’). Nothiwendige Aus— 
bejjerungen bat er dem Verpachter oder VBermietber zu geitatten, un: 


— — 





1) Man vergl. $. 1204 des BGB.s. — Ueber das Dresdener Miethregulativ 
vergl. oben S. 48. — Der Pachter oder Miether hat den Zins zu bezahlen, felbft 
wenn er aus perfönlichen Gründen von der Sache feinen Gebrauch hat machen können. 

2) Man vergl. $$. 1193, 1205 Satz 1 des BGB.'s. — Soweit die Borficht 
eines ordentlihen, aufmerlfamen Hansvaters reicht, haftet der Pachter oder Miether 
für Diligenz und wenn er hierin Etwas verfehen hat, and) jelbft für den Schaden, 
welcher dev Sache durch Dritte zugefügt worden ift (oben ©. 123). Man fat näm— 
ih das Verhältniß ganz unrichtig auf, wenn man behauptet, es hafte 3. B. ber 
Miiether einer Wohnung für fein Geſinde nur dann, wenn er in deffen Wahl Etwas 
verjehen habe. Denn nicht hierauf fommt es an, fondern vielmehr darauf, ob er in 
der Aufficht über fein Gefinde Etwas verfehen hat. Hierin liegt die f. g. culpa in 
eligendo, aber damit wird die dem Miether obliegende Diligenz nicht erichöpft. — 
Unter Umpftänden trägt der Pachter oder Miether jelbft den Zufall, 3. B. wenn ver: 
einbart worden wäre, er folle in einen ermietheten Naum kein Heu bringen und er 
dagegen handelte und ein Dritter das Heu in Brand ſteckte. 

3) Dan vergl. $. 1205 Sat 2 des BOB. — In der Haftung für custodia 
liegt die Haftung für den Diebftahl (oben ©. 126). 

4) Man vergl. $. 1205 Sats 2 des BGB.'s, und über die Verbindlichkeit des 
Pachters oder Miethers, Dienftbarfeiten nicht dur) non usus erlöfchen zu laſſen, 
Commentar Bd. 2 ©. 273. 


5) Man vergl. $. 1206 des BGB.'s. 
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beſchadet feines Rechtes, wegen der ihm a entzogenen Benußung 
Schadenerjag zu fordern ').. 


Der Pachter oder Miether ift verbunden, die gepachtete oder ge: 
miethete Sache nebit Zuwachs und Zubehörungen, foweit er leßtere 
mit übergeben erhalten bat, nach Beendigung des Pacht: oder Mieth- 
vertrages jo zurüdzugeben, wie es nach ordnungsmäßiger Benugung 
möglich iſt?). Erpachtete Grundjtüde find mit NRüdficht auf die 
Jahreszeit, in weicher der Pacht zu Ende geht, in wirtbichaftlichem 
Zuftande, insbejondere mit den MWirthichaftsvorräthen und dem 
Dünger ?) und mit den auf dem Grundjtüde jtehenden noch nicht 
reifen Früchten, leßtere jedoch worbehältlich des dem Pachter etwa 
zuftehenden Anſpruchs auf Entjchädigung für diejelben, zurüdzu: 
geben ®). 


Anm. Das bereits öfters erwähnte Miethregulativ für die Stadt Dresden ift 
infoweit, als das bürgerliche Geſetzbuch entgegenftehende Borfchriften enthält, auch ſelbſt 
für die Stadt Dresden aufer Kraft gefett worden. Zu den wenigen Beftimmungen 
deffelben, welche nod gegenwärtig in Dresden gelten, gehört die im 8.9, daß der 
Miether, wenn er bon der ermietheten Wohnung feinen Sebrand macht, dem neuen 
Miether die Wohnung acht Tage vor der vertragsmäßigen Miethzeit zu übergeben ver- 
bunden ift. — Als allgemeine Kegel gilt, daß der Bermiether das Hecht hat, die ver- 
mietheten Näume zu betreten, wenn er, als Eigenthümer des Haufes, an deren Be- 
fihtigung ein Interefje hat, und wenn fi, nachdem der Miethvertrag gekündigt 
worden ift, zum Zwecke andenweiter Bermiethung eine VBorzeigung au Mierhluftige 
nöthig macht. Etwaige Streitigfeiten zwiichen dem Bermiether und bem Miether hier- 
über find auf dem kürzeften Wege nad freiem richterlichen Ermeffen zu erledigen (man 
vergl. Kommentar Bd. 2 ©. 268). — Endlich mag noch erwähnt werden, daf zur 
Erzwingung der Räumung der ftädtifchen Miethwohnungen in Sachſen ein befonderer 
Ermiffionsproce und daneben nad der Procefnovelle vom 30. December 1861 ein 
ſummariſches Berfahren gilt. 


1) Man vergl. $. 1206, 1198 des BGB.'s und oben S. 633, 


2) Man vergl. $. 1208 des BGB. — Iſt die Sache untergegangen oder ver- 
ichlechtert worden, fo ift zu unterfcheiden, ob dies zufällig geichehen ift, oder ob den 
Pachter oder Miether eine Verſchuldung trifft. Im erfteren Falle ift er zu Nichts ge- 
halten. Im legteren Kalle hat er Schadenerſatz zu leiften. (Man vergl. oben ©. 474 flg.). 
— Was er im Falle eines Berzuges in der Rückgabe zur leiften habe, ergiebt ſich aus 
dem oben S. 480 fig. Geſagten. — Ein Retentionsrecht fteht ihm nur wegen der Ber- 
wendungen auf die Sache und wegen durch die Sache verurſachter Schäden zu, nicht 


u 


wegen anderer Anfprüde (man vergl. oben ©. 634 not, 2). 
3) Man vergl. oben S. 81 fig. 
4) Man vergl. 8. 1208 des BOB. und Kommentar Bd. 1 5. 273 fig. 
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8. 388. 
Fortſetzung. 


Soviel das Gutsinventar betrifft, ſo hat man drei Fälle zu 
unterſcheiden: 

Erſtens kann das Inventar dem Pachter um einen beſtimmten 
Preis eigenthümlich überlaſſen worden ſein. In dieſem Falle con— 
currirt mit dem Pachtvertrage über das Grundſtück ein Kauf über 
das Inventar und es ſind beide Verträge als völlig ſelbſtändige nach 
den für einen jeden derſelben geltenden Vorſchriften zu beurtheilen '). 

Zweitens fann der Pachter das Inventar zu einem bejtimmten 
angejchlagenen Preife mit der Verpflichtung übernommen haben, nad) 
Beendigung des Pachtvertrages ein Inventar von gleihem Scäß- 
ungswerthe zurüdzugeben. In diefem Yale trägt der Pachter die 
Gefahr des Unterganges und der VBerfchlechterung; er muß das In— 
ventar im Stande erhalten; er darf zwar über die einzelnen Stüde 
verfügen, joweit es mit der ordnungsmäßigen Bewirthſchaftung des 
Grundjtüds vereinbar ift, doch hat er die abgegangenen Stüde durch 
neue zu erjeßen; er ijt nicht berechtigt, bei Beendigung des Vertrages 
die vorhandenen Stüde um den Schäßungswertb zu behalten, jondern 
bat ein Inwentar zurüdzugeben, welches aus eben jo vielen Stüden be 
fteht, als er erhalten bat, und deſſen Scätungswerth dem des 
empfangenen Inventars entjpricht; joweit der eritere den leßteren 
überfteigt, fann er Bergütung des Ueberfchuffes verlangen ?). 

Drittens kann das nventar lediglich als Zubehör des ver- 
pachteten Grundjtüds überlaffen worden fein. In diefem Falle hat 
der Pachter dajjelbe jo zurüdzugeben, wie es nach ordnungsmäßiger 
Benugung möglich ift?). 

Die auf den Fall der Ueberlaſſung des Inventar gegen einen 
beitimmt angeſchlagenen Preis bezügliche VBorjchrift findet auch 
Anwendung auf den Fall, wo Bieh gejhägt zur Benußung 
gegen eine Gegenleijtung in Futter und Pflege überlafjen 
wird (contractus socidae, Eijernviehvertrag). Nach Beendigung des 
Bertrags ift Vieh in derjelben Stüdzahl und Bejchaffenheit, wie es 
übergeben worden iſt, zurüdzugeben *). 


— 


1) Man vergl. Annalen N. F. Bd. 2 ©. 112. 

2) Man vergl. $. 1209 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1208 des BGEB.'s und oben ©. 636, 
4) Man vergl. 8. 1210 des BGB.'s. 
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Hat fi der Pachter oder Miether verpflichtet, zur Erhaltung 
oder Verbeſſerung der Sache Etwas zu leijten, jo kann der Ber: 
pachter oder Vermiether, joweit die Leiftung auf den Zuftand der 
Sache zur Zeit der Rückgabe von Einfluß ijt, ſchon während der 
Dauer des Pacht: oder Miethvertrages die Leiſtung verlangen '). 


8. 389, 
Erlöjbungsgründe des Pacht: und Miethvertrages. 


Untergang der Sade, Kündigung und ftillfhweigende Fort» 
feßung des Bertrages. 


Geht die erpachtete oder ermiethete Sache durch Zufall umter, 
jo erlöfcht der Pacht: oder Mietbvertrag; der Berpachter oder Ber- 
miether wird von der Berbindlichkeit, die Benugung der Sache zu 
gewähren, und der Bachter oder Miether von der Berbindlichkeit, den 
Pacht oder Miethzins zu bezahlen, befreit?). Gebt die Sache theil- 
weile durch Zufall unter, jo kann der Bachter oder Miether von dem 
Bertrage zurüdtreten, wenn ein jolcher Theil zufällig untergegangen, 
von welchem anzunehmen ift, daß er für den Vertrag wejentlich jei?). 

Wenn es in dem Begriffe der Forderungen liegt, daß fie nicht 
für immer fortdauern fünnen, jo it auch bei einem Vertragsverhält- 
niffe, aus welchem, jo lange es dauert, fort und fort neue Forder— 
ungen entitehen können, namentlich bei dem Pacht: und Mieth— 
verhältniffe, anzunehmen, daß es nur auf eine Zeit gejchloilen 
worden ift. Die Zeit feiner Dauer kann durch ausdrüdliche Ver— 
einbarung der Bertragichließenden beftimmt jein; fehlt es aber an 
einer jolchen Beitimmung, jo ift die muthmaßliche Abficht der Vertrag— 
Ichließenden nach den Berhältniffen, namentlich auch nach Demjenigen, 
was gewöhnlich ift, feitzuftellen. Das bürgerliche Geſetzbuch enthält 
über. die Dauer der Pacht» und Miethverträge nachitehende Vor— 
Schriften ®). Iſt für die Dauer des Pacht- oder Miethvertrages eine 
Zeit beftimmt, jo erlöjcht der Bertrag mit dem Ablaufe diejer Zeit. 
Iſt eine Zeit nicht beſtimmt, fo ift bei Wohnungen und anderen 
Miethbräumen, wenn der jährliche Mietbzins fünfzig Thaler und 
mehr beträgt, einjährige und wenn er weniger als fünfzig Thaler be- 


1) Dan vergl. $. 1211 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 1212 Sag 1, 870 des BOB.’ und oben S. 567 flag. 
3) Man vergl. $. 1212 Sat 2 des BGB.'s. 

4) Dan vergl. 88. 1214 bis 1217 des BGB.'s. 
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trägt, balbjährige Dauer des Miethvertrages anzımehmen; die ein: 
jährige oder halbjährige Miethe endigt aber mit dem Ablaufe des 
Jahres oder des halben Jahres nur dann, wenn eine Kündigung und 
zwar bei der eriteren mwenigitens ein halbes Jahr und bei der leßteren 
wenigftens ein viertel Jahr vorhergegangen ift'); eine Kündigung, 
ohne Unterjchied, ob fie in dem erjten Jahre oder in dem erjten 
halben Jahre oder nah dem Ablaufe des eriten Jahres oder 
eriten halben Jahres erfolgt, gilt nur dann für das nächſte Kalender: 
balbjabr oder Stalendervierteljahr, wenn in Fällen, wo balbjährliche 
Kündigung erfordert wird, fpäteftens am einunddreißigiten März oder 
am dreißigiten September, oder in Fällen, wo eine vierteljährliche Kün- 
digung binreicht, ſpäteſtens am einunddreißigiten März, am dreißigiten 
‘uni, am dreißigiten September oder am einunddreißigiten December 
gekündigt worden ift?). Bei Bachtungen von Grundjtüden 
oder Gerectigfeiten wird, wenn jährlicher Bachtzins "ausgemacht, 
eine Zeit für die Dauer der Pachtung aber nicht bejtimmt ift, je 
nachdem die Nutzung fich alle Jahre gleichbleibt, oder nicht, insbe- 
fondere bei Landgütern, einjährige oder dreijährige Dauer des Pacht- 
vertrages angenommen; mit Ablauf des Jahres im erjteren alle 
und der drei Jahre im leßteren Falle endigt jedoch der Bachtvertrag 
nur dann, wenn eine Kündigung in der Weife, wie bei Miethen von 
fünfzig Thalern und mehr, vorausgegangen it. Miethverträge über 
bewegliche Sachen (aud Thiere) endigen mit dem Ablaufe der 
Zeit, auf welche Miethzins verſprochen ift; fehlt es an einem folchen 
Verſprechen, jo dauern fie jo lange, als dem Zwecke des Gebrauchs . 
der Sache entjprechend ift; giebt auch dies feinen Anhaltepunct, fo 
fann jeder Theil zu jeder Zeit den Vertrag aufheben ?). 

Wird nach Beendigung des Bacht- oder Miethvertags, ohne Unter- 


1) Die Kündigungsfrift ift in das Jahr oder halbe Jahr einzurechnen; alfo muß, 
wenn 3. B. zu Oftern 1870 gegen einen jährlichen Miethzins von Einhundert Thalern 
gemiethet worden ift und der Miethvertrag zu DOftern 1871 endigen foll, fpäteftens 
bis zum dreifigften September 1870 gekündigt worden fein. Ein. zu Oftern 1870 
mit einem jährlichen Mietdzinfe von neummmdoierzig Thalern geichloffener Miethvertrag 
endigt zu Michaelis 1870 nur, wenn jpäteftens bis zum 30. Juni 1870 gekündigt 
worden ift. 


2) Bei Mietbverträgen, in welchen einmonatlicher oder wöchentlicher Miethzins 
ansgemacht worden ift, gilt einmonatliche oder wöchentliche Kündigung (5. 1215 Sat 
3 des BOB). 


3) Man vergl. Commentar Bd. 2 ©. 277. 
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ichied, ob derjelbe auf beftimmte oder unbeftimmte Zeit geſchloſſen ge- 
weſen ift, der Vertrag wiſſentlich fortgefegt, ohne daß bei Bachtungen 
innerhalb dreißig Tagen oder bei Miethen innerhalb acht Tagen von 
dem Ablaufe der Pacht- oder Miethzeit an ein Widerfpruch erfolgt, jo 
ijt eine Erneuerung (Prolongation) des Vertrages unter den früheren 
Bedingungen und, wenn dieje zu verſchiedenen Zeiten verjchiedene 
geweſen find, unter den Bedingungen für die legte Pacht oder Mieth- 
zeit, anzunehmen und zwar bei Miethen über Wohnungen und andere 
Miethräume, ingleichen über bewegliche Sachen auf jolange, bis 
durch Kündigung die Auflöfung des Miethvertrages herbeigeführt 
wird, bei Bachtungen aber auf die urfprünglich bejtimmte oder muth— 
maßlich anzunehmende Pachtzeit '). 

Sept der Pachter oder Miether außer dem Falle einer Erneuer: 
ung (Prolongation) des Vertrages, nad der Beendigung des Pachtes 
oder der Miethe das Pacht- oder Miethverhältniß thatjächlich fort, 
jo bat der Berpachter oder Vermiether das Necht, nach Verhältniß 
der Zeit, während welcher die pacht- oder miethweife Benußung fort: 
gejegt worden ijt, einen Zins wenigitens in der Höhe zu fordern, wie 
er bei dem legten Zablungstermine geweſen ift ?). 


$. 390. 

Fälle, in welden der VBerpacter oder Vermiether und der 
Padter oder Miether einjfeitig vom VBertrage abgeben 
fönnen. 

Bor dem Ablaufe der Zeit, auf welche der Vertrag gejchloffen 
oder erneuert worden it, kann der Verpachter oder VBermietber von 
dem Bertrage abgehen, wenn der Bachter oder Miether den Pacht: 
oder Mietbzins in zwei hinter einander folgenden Terminen in Rück— 
ftand läßt und den Berpachter oder Vermietber nicht befriedigt, bevor 
diefer von dem Bertrage abgeben zu wollen erklärt; wenn der Bachter 
oder Miether und im Falle eines Unterpachtes oder einer Unter: 
mietbe der Unterpachter oder Untermietbher die Sache mißbraucht oder 
vertragsividrig gebraucht und ungeachtet einer Abmahnung von Seiten 
des DBerpachters oder Vermiethers nicht davon abjtebt; wenn während 
der Dauer des Pacht- oder Miethvertrages ſich die Nothwendigkeit 
ergiebt, eine Ausbejlerung an der Sache vorzunehmen, durch welche 


1) Dan vergl. $. 1218 des BGB.'s und Commentar Bd. 2 ©. 278 fig. 
2) Dan vergl. 8. 1219 des BGEB.'s. 
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deren Benugung dauernd gehindert wird; oder wenn zu dem Ber- 
mögen des Pachters oder Miethers Concurs ausbricht '). 

Tor dem Ablaufe der Zeit, auf welche der Vertrag geichlofien 
oder erneuert worden iſt, kann der Bachter oder Mietber von dem 
Bertrage abgehen, wenn an der Sache Mängel entweder gleich An- 
fangs vorhanden find oder jpäter entitehen, twelche den vertragsmäßigen 
Gebrauch derjelben in erheblicher Weife bindern oder erjchweren und 
der Verpachter oder Vermiether denjelben nicht ohne Verzögerung 
abbilft; wenn der VBerpachter oder Bermietber fich zu nothivendigen 
Ausbejferungen, ungeachtet der Aufforderung des Pachters oder 
Miethers, nicht verjteht; wenn die Benußgung der Sache durch deren 
Aenderung oder auf andere Weiſe von Seiten des Verpachters oder, 
Vermiethers oder eines Dritten gehindert oder wejentlich geichmälert 
wird; wenn der VBerpachter oder VBermiether die Einräumung der 
Benußung, ungeachtet der Aufforderung von Seiten des Pachters 
oder Miethers, verzögert, oder wenn von der Fortſetzung der Ber 
nußgung eine erhebliche Gefahr für den Pachter oder Miether zu be: 
fürchten ift?). 

8. 391. 
Wechſel des Eigentbums an der Sache. 

Geht während der Dauer des Pacht- oder Miethvertrages das 
Eigentbum oder ein die Benußung von Seiten des Pachters oder 
Miethers ausjchließendes Recht an der Sache in Folge einer Ber: 
Außerung von Eeiten des BVBerpachters oder Vermiethers oder aus 
einem anderen Rechtsgrunde auf einen Dritten über, welcher in die 
Berbindlichkeiten des Verpachters oder Bermiethers nicht eintritt ?), 
fo bat zwar der Pachter oder Miether nicht das Necht, von dem 
Dritten die. Fortjegung des Pacht: oder Mietbvertrages zu fordern, 
vielmehr kann ihn diefer, jedoch ſoviel Grundjtüde und diejen gleich: 
jtehende Berechtigungen betrifft, unter den jogleich zu erwähnenden 
VBorausjegungen, aus dem Pachte oder aus der Miethe vertreiben 
(erpelliven), wohl aber fann er von dem VBerpachter oder VBermiether 


1) Dan vergl. $. 1220 des BGB.'s ımd Motive im Kommentar Bd. 2 
©. 280. 

2) Man vergl. $. 1221 des BGB.'s. 

3) Bon dieſen Fällen find die Fälle, wo ber Berpadhter oder Bermiether ftirbt 
und die verpachtete oder vermiethete Sache auf defjen Erben übergeht, zu unterſchei— 
den. Die Erben treten nämlich in die Verbindlichkeiten ihres Erblaſſers ein ($. 2282 
des BGB.'s). Ueber die Vermächtnißnehmer vergl. $. 2455 des BGB.'s. 
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Schadenerſatz fordern '). Hat der Verpachter oder Vermiether das 
Eigenthbum oder das Recht, in Folge deſſen er verpachtet oder ver- 
mietbhet bat, an der Sache nur auf Zeit gebabt, fo ift der Pachter 
oder Miether, wenn der Pacht- oder Mietbvertrag in einem jolchen 
Falle aufbört, zu einem Anfpruche auf Schadenerfaß gegen feinen 
Berpachter oder Vermietber nur dann berechtigt, wenn er den Zeit— 
punct der Erlöjchung des Nechtes des VBerpachters oder Vermiethers 
bei der Schließung des Pacht oder Miethvertrages nicht gefannt bat?). 

Hat der Verpachter oder Vermiether eines, Grundftüds oder 
einer Gerechtigkeit, welche ein Folium im Grundbuche bat, fich gegen 
den Pachter oder Miether verpflichtet, im Falle einer Veräußerung 
der Sache dem Erwerber die Erfüllung des Pacht» oder Miethver- 
trages zur Bedingung zu machen, jo fann der Pachter oder Miether 
verlangen, daß dieſe Verpflichtung als Berfügungsbejchränfung in 
das Grundbuch eingetragen wird; im Falle der Zwangsverfteigerung 
gebt die Verbindlichkeit zur Erfüllung des Pacht- oder Miethvert- 
rages, jelbjt wenn die Eintragung in das Grundbuch erfolgt ift, 
nicht auf den neuen Erwerber über °). 

Wie bereits oben erwähnt worden ift, unterliegt das ſ. g. Er- 


1) Dan vergl. $. 1222 des BGB.'s. — (Mebereinftimmend hiermit das römiſche 
Recht 1. 25 8. 1 D. locat., 1. 8 Cod. de locat. cond., 1. 13 8.30 D. de act, emt. 
vend.) — Brit zu dem Bermögen des Verpacdhters oder Bermiethers Concurs aus, 
fo hat, nach meiner Anfidyt, dev Pachter oder Miether nicht das Necht, von dem Kon- 
curie Fortſetzung des Pacht» oder Diiethvertrages zu fordern, und nicht das Recht, 
Schadenerjat bei dem Koncnrje zu liquidiren. (Abweichend erlannt in den Aunalen 
N. F. Bd. 3 ©. 306 fig.) — Ueber die Frage, ob der Berpadhter oder Bermiether 
bei dem Concurje des Padıters oder Miethers Schäden Tiquidiren könne, vergl. Anna» 
len N. 8. 2b. 8 ©. 348 flg. — Verkauft der Verpachter oder Vermiether ohne An- 
zeige des Pacht» oder Miethvertrages, fo fetst er fich einem doppelten Schadenerjag- 
anfpruche aus, nämlich erftiens von Eeiten bes Käufers wegen der Borfchrift des 5. 
1225 des BGB.'s aus dem Gefichtspunkte der Entwährmug, zweitens von Seiten 
des Pachters oder Miethers wegen Kontractsbruches, ſoweit nicht der Käufer in feinem 
Erpulfionsrechte befchränft ift (8. 1225 des BGB.'s). Hat der Käufer durh Vertrag 
mit dem Berkäufer den Pacht- oder Miethvertrag übernommen, fo hat der Pachter 
oder Miether kein Widerfpruchsrecht. Iſt zwiichen den Käufer und Berfänfer über 
die Fortiegung des Pacht» oder Miethvertrages Etwas wicht vereinbart worden, fo 
fanıı der Käufer Necte aus dem Padıt- oder Mierhvertrage nicht geltend machen, 
vielmehr finden in diefem alle lediglich die Borichriften über die Kündigungsfriften 
Anwendung. 

2) Man vergl. 8. 1223 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1224 des BGEB.'s. — Lieber die Frage, ob der Pachter oder 
Miether feinen Schaden im Concurſe liquidiven kann, oben not. 1. 
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pulfionsrecht des Dritten, welcher das Eigenthum oder das Benuß- 
ungsrecht an einem Grundjtüde oder an einer Berechtigung, die 
ein Folium im Grundbuche erhalten bat, erwirbt, nach dem bürger: 
lihen Gejegbuche gewiſſen Beſchränkungen. Derjelbe bat nänlid) 
nur das Hecht, nach jeiner Eintragung im Grundbuche den Pacht- 
oder Miethvertrag dergeitalt zu kündigen, daß der PBachtvertrag mit 
dem Schluffe des laufenden Bachtjahres, oder wenn die Kündigung 
nicht wenigſtens acht Wochen vor dem Ende deijelben erfolgt, mit 
dem Ende des nächiten Bachtjabres, der über Wohnungen und andere 
Miethräume gejchloffene Miethvertrag, jofern er nicht nad) jeiner Be- 
ftimmung jchon früher endigt, nach dem Ablaufe der gejeglichen Kündig— 
ungsfrift erlöſcht. Benußt der Dritte nicht die erſte Kündiqungsfriit, jo 
wird es jo angejehen, als jei er in den Bertrag feines Beſitzvor— 
gängers getreten‘). Hat der PBachter oder Miether während der an- 
gegebenen Kündigungsfrift das Pacht- oder Miethverhältniß fortge- 
jeßt, jo it er verbunden, dem neuen Erwerber nach dem Verhältniſſe der 
jeit der Ermwerbung abgelaufenen Pacht» oder Miethzeit den Pacht— 
oder Mietbzins in der Höhe zu bezablen, wie er bei dem legten Zins— 
 zahlungstermine geweſen iſt?). 


8. 392. 
Einrede des Pachters oder Miethers, daß ihm das Eigen— 
thum an der Sade zuſtehe. Zurückhaltungsrecht des Ver— 
pachters oder Vermiethers. 


Der Pachter oder Miether kann ſich gegen die Verbindlichkeit 
zur Rückgabe der gepachteten oder gemietheten Sache mit dem Ein— 
wande, daß ihm das Eigenthum daran zuſteht, nur unter den Vor— 
ausſetzungen ſchützen, welche oben ©. 626 bei dem Entleiher angegeben 
worden find. Hat er während des Pacht- oder Miethvertrages das 
Eigenthum von dem Berpachter oder Vermiether ertworben, jo ijt an- 
zunehmen, daß der Pact- oder Miethvertrag von der Zeit jeiner 
Ermwerbung an erlojchen jei?). 

Der Verpachter oder Bermiether von Grundjtüden kann, wenn 
der Pachter oder Miether feine fälligen Verbindlichkeiten nicht erfüllt, 
die in den gepachteten oder gemietheten Räumen noch vorhandenen 





1) Man vergl. $$. 1225, 1215 des BGEB.'s. 
2) Man vergl. $. 1226 bes BGB.'s. 
3) Man vergl. $. 1227 des BGEB.'s. 
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Sachen des Pachters oder Miethers und bei Grundftüden, twelche 
natürliche Früchte tragen, die darauf getvonnenen Früchte zurüdbalten; 
er kann diejes Necht auch gegen den Unterpachter oder Untermietber 
ausüben, jedoch, joviel die diefem gehörigen Sachen anlangt, blos 
joweit, als der Unterverpachter oder Untervermiether eine Forderung 
aus dem Bertrage an den Unterpachter oder Untermiether hat; an 
Gegenftänden, in twelche die Hülfe nicht vollitredt werden darf, kann 
diejes Necht nicht ausgeübt werden '). 


$. 393. 
X. Dienftvertrag. 
Allgemeine Bemerfung. 


Neben den Beltimmungen des bürgerlichen Gefegbuchs über den 
Dienftvertrag gelten mehrere Specialgefege, 3. B. Die Gefindeordnnung 
vom 10. Januar 1835, das Etaatsdienergejeß vom 7. März 1835, 
nebjt dem Nachtrage vom 29. Mai 1852, die Gewerbeordnung für den 
Norddeutichen Bund vom 21. Juni 1869 88. 105 bis 139, das allg. 
deutſche Handelsgeſetzbuch Art. 57 bis 65, auf welche in dem Nach— 
jtebenden feine Nücficht genommen worden ift. Indeſſen verfteht jich 
von jelbjt, daß die Vorſchriften des bürgerlichen Gejegbuchs auch auf 
die in jenen Specialgejegen geordneten Verhältniſſe inſoweit Ans 
wendung finden, als in denjelben nicht etwas Anderes bejtimmt 
worden iſt. 


8. 394. 
Begriff des Dienſtvertrages. 


Unter Dienſtvertrag (locatio conduetio operarum) verſteht man 
den über gegenſeitige Leiſtungen geſchloſſenen Vertrag, deſſen Zweck 
dahin geht, daß der eine Vertragſchließende (der Dienſtleiſtende) dem 
anderen Vertragſchließenden (dem Dienſtberechtigten) gegen eine von 
dieſem zu gewährende Gegenleiſtung Dienſte leiſten joll?). Gegen 
ſtände des Dienſtvertrages können nicht blos mechaniſche Dienſtleiſt— 
ungen ſein, ſondern auch Handlungen, deren Verrichtung eine be— 
ſondere Sachkenntniß, eine Kunſtfertigkeit oder wiſſenſchaftliche Aus— 
1) Man vergl. $. 1228 des BGB.'s und die Juterprelation dieſes $. in den An- 


nalen N. F. Bd. 5 ©. 455 fig. 
2) Mar vergl. $. 1229 des BGB.'s. 
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bildung erfordert"). Die Gegenleiſtung kann in baarem Gelde oder 
anderen vertretbaren Sachen oder in beiden zugleich, dagegen nicht in 
unvertretbaren Sachen oder in Dienjten beiteben?),. Obne ein Ber 
ſprechen kann eine Gegenleiftung gefordert werden, wenn nach den 
Verhältniſſen anzunehmen ift, daß der Dienjt nicht unentgeltlich ge— 
leiftet werden jollte, insbejondere wenn Derjenige, welcher den Dienit 
geleiftet bat, von der Leiſtung derjelben Art von Dienjten ein Ge: 
werbe macht). Iſt für die Leitung des Dienftes eine Zeit bejtimmt, 
jo kann der Dienſt nur zu diefer Zeit geleiftet und gefordert werden; 
der Dienftberechtigte Fan, wenn der Dienjt nicht zur bejtimmten Zeit 
geleiftet worden ift, unter den ſonſtigen VBorausfegungen Schadener- 
ja fordern *). Die Vertragichliegenden haften bei dem Dienftver: 
trage gegenjeitig für abfichtlihe Verſchulbung, für grobe und geringe 
Fahrläſſigkeit °). 
8. 395. 
Berbindlichleiten des Dienitleiftenden. 

Der Dienjtleiftende bat den Dienft in Perſon zu leiften, aus: 
genommen wenn etivas Anderes beftimmt, oder nach den Umftänden 
anzunehmen it). Derjelbe ijt verpflichtet, den Dienft vertragsmäßig 


1) Man vergl. 8. 1230 des BGB.'s. — Hiermit wird das römische Recht in 
einer zweifachen Weile geändert; nämlich erftens infofern, als zwiichen Dienften, 
welche vermiethet zur werden pflegen (l. 5 $. 1 D. de praeser. verbis, j. g. operae 
illiberales), und Dienften, bei welchen dies nicht der all ift (f. g. operae liberales), 
nicht unterfchieden wird, und zweitens infofern, als auch Verträge über folche 
Dienfte, welche weder an einer Sache des Dienftberechtigten, noch der Perfon des letz- 
teren geleiftet werden, 3. B. das Unternehmen einer Reife oder die Ausführung eines 
Auftrages, dann unter deu Begriff des Dienftvertrages fallen, wenn eine Gegenleiftung 
verſprochen worden ift. 

2) Man vergl. 8. 1231 Sat 1 des BGB.'s und oben S. 629 not. 5. 

3) Man vergl. $. 1231 Say 2 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $$. 1233, 1192 des BGOB.'s und oben S. 450. 

5) Man vergl. $. 1236 des BGB.’ — Dieſe Vorſchrift ift namentlich wichtig 
für die Beantwortung der Frage, ob und inwieweit der Dienftberechtigte den Scha— 
den zu erfetsen habe, welchen der Dieuftleiftende bei VBerrichtung feiner Arbeit erlitten 
hat, 3. B. wenn der Bauherr oder Baumeifter bei der Herftellung des Baugerüſtes 
Etwas verfehen, der Dienftberechtigte den zu verarbeitenden Stoff in einer ſchlechten 
Beichaffenheit geliefert und der Dienftleiftende dadurch Schaden erlitten hat. (Man 
vergl. auch Annalen N. F. Bd. 1 ©. 507.) 

6) Man vergl. $. 1232 des BGB. — Die Fälle, in welchen nad) den Um— 
ſtäuden anzunehmen ift, daß dev Dienftleiftende den Dienft auch durch Andere verrich- 
ten laſſen fann, können nicht im Boraus beftinnt werden. Zoviel den Handwerks: 
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zu leiften; er baftet, wenn er den Dienft aus VBerjchuldung nicht leijtet, 
- oder fich bei deſſen Leiſtung eine Fahrläfligkeit zu Schulden fommen 
läßt, für Schadenerſatz)y. Sind ihm Stoffe und Werkzeuge ge- 
liefert oder Thiere anvertraut worden, jo bat er diejelben Verbind— 
lichfeiten, wie der Miether ?). 


8. 396. 
Berbindlichfeiten des Dienjtberedtigten. 


Der Dienftberechtigte ift verbunden, die Gegenleiftuna, und zwar, 
wenn nicht etwas Anderes beitimmt oder üblich oder nach den Um— 
ftänden anzunehmen ift, exjt nach der Dienftleiftung zu entrichten ®). 
Dieje Verbindlichkeit liegt ihm ob, jelbjt twenn er von dem Dienite 
wegen eines in feiner Perjon liegenden Grundes feinen Gebrauch 
gemacht bat, worausgejegt, daß der Dienitleiftende zu dem Dienite 
bereit gewejen it; er kann aber einen verhältnigmäßigen Abzug 
machen, twenn der Dienftleiftende Dadurch, daß er die Dienfte nicht geleiftet, 
Etwas eripart oder anderweit Etivas durch Dienftleiftungen erworben 
bat, was er außerdem nicht erworben haben würde). Der Dienit- 
berechtigte bat den Aufwand, welchen die Dienitleiftung mit fich 


betrieb anlangt, fo haftet der Handwerker, welcher ſich bei feiner Arbeit der Beihülfe 
Auderer bedient hat, auch fir den Schaden, welchen diefe durch ihre Ungeſchicklichkeit 
und Nachläffigleit veruriadht haben. So hat 3. B. ein Glaſer, welder durch jeine 
Lente ein Fenſter einſetzen, ingleihen ein Schlofjer, welcher durch feine Leute ein Schloß ° 
anmachen läßt, auch den Schaden zu erſetzen, welchen jeine Leute bei dieſer Arbeit 
durch Ungefhiclichleit und Nachläffigkeit verurfadhen. 

1) Man vergl. 8. 1237 des BGB.'s. 

2) Dan vergl. 8.1237 Saß? des BGB.'s und oben ©. 635, insbefondere not. 2. 

3) Man vergl. 8. 1238 de8 BGB.'s. — Iſt ein Dienftverhältniß gegen eine in 
gewifien twiederlehrenden Zeiträumen zu feiftende Gegenleiſtung eingegangen worben, 
fo bedarf es zur Begründung des Anſpruches auf eine terminliche Gegenleiſtung nach dem 
Ablanfe des Termines nicht des Anführens, daß der Dienftleiftende innerhalb des Zeit 
raumes allen Berbindfichkeiten nachgekommen fei, welche das Dienſtverhältniß mit fich 
gebracht hat. 

4) Man vergl. 8. 1239 des BGB.'s. — Wenn der Dienftberedhtigte einen Ab- 
zug machen will, fo hat er zu beweifen, daß und wie viel der Dienftleiftende durch 
die Nichtleiftung der Dienfte eripart, oder durch andermeite Dienftleiftung erworben 
habe. (Man vergl. Kommentar Bd. 2 S. 288 fig.) — Inwieweit bei Handwerkern, 
Tagelöhnern und auderen Perfonen, welche immer Arbeit finden, der Widerruf einer 
bei ihnen gemachten Beſtellung ftatthaft fei, ift eine facti quaestio. 
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bringt, zu bejtreiten, ausgenommen wenn etwas Anderes beftinmt, 
oder üblich oder nach den Umſtänden anzunehmen ijt ’). 


8. 397. 
Erlöfchungsgründe des Dienjtvertrages. 

Wird die Leiftung des Dienſtes durch Zufall unmöglich, jo er: 
löjcht der Dienjtvertrag; es fann weder der Dienftberechtigte Schaden: 
erjaß wegen der Nichtleiftung des Dienites, noch der Dienitleiftende 
die Gegenleiftung fordern”). Wird die Leiſtung des Dienftes nur 
zum Theil unmöglich, jo erlöjcht der Dienjtvertrag nur joweit, als 
er unmöglich geworden ijt ?). 

Iſt der Dienftvertrag über die Leiftung von Dienjten geſchloſſen 
und nicht bejtimmt, wie lange die Dienste geleiftet werden follen, jo iſt an— 
zunehmen, daß der Dienjtvertrag auf jo lange gejchlofjen worden jet, 
als die Gegenleijtung verfprochen worden ift; in Ermangelung eines 
ſolchen Verjprechens gilt der Dienftvertrag auf fo lange gefchloffen, 
als der Zweck der Dienfte erfordert. Wird der Dienftvertrag nach 
dem Ablaufe der urfprünglichen Dienftzeit von den Vertragſchließenden 
wiſſentlich ohne Widerfpruch fortgefegt, jo gilt derjelbe als auf die 
vorige Dienftzeit erneuert, (prolongirt). Hat fich der Dienftleiftende 
für feine Yebensdauer oder für die Lebensdauer des Dienftberechtigten 
oder eines Dritten verpflichtet, fo ftebt ihm deffenungeachtet frei, zu 
jeder Zeit dergeftalt zu Fündigen, daß der Dienjtvertrag mit dem 
Ablaufe von jehs Monaten von der Kündigung an erlöjcht *). 

Der Dienjtberechtigte kann vor der Zeit von dem Vertrage ab» 
geben, wenn dem Dienitleijtenden Untreue oder grobe Fährläffigkeit 

1) Dean vergl. $. 1239 des BOB. — Daß die Leiftung mehrerer einzelner 
Dienfte der Zahl nach theilbar fei, verfteht ſich von felbft. 

2) Man vergl. 88. 1235, 870 des BGB.'s und oben ©. 567. Ein Zufall, wel: 
her die Dienftleiftung uumöglich macht, ift auch der zufällige Untergang der Sache, 
an welcher der Dienft geleiftet werden follte, 3. B. wenn das Haus, welches ausge 
befjert werden follte, abbrennt, oder die reife Ernte, welche abgebradht werden follte, 
vom Hagelichlage vernichtet wird, ingleichen der Tod der Perjon, welcher ein (per- 
fönlicher) Dienft geleiftet werden follte. 

3) Sind einzelne Dienfte anf einen Zeitraum zu leiften und wird deren Leiſtung 
während des Zeitraumes unmöglich, jo erlöicht der Dienftvertrag für die Zukunft mit 
dem Zeitpunfte, wo die Leiftung der Dienfte unmöglich) geworden ift. 

4) Man vergl. $. 1234 des BGB.'s. — Das Recht der Kündigung kann nicht 
durch Bertrag ausgefchloffen werden; hätte fich der Dienftleiftende einer Conventional- 
firafe unterworfen, fo würde diefe nicht gefordert werben können. Eine Berlängerung 
der Kündigungsfrift, fofern nur der Zwed der Borfchrift dadurch nicht vereitelt wird, 
ift zuläffig. 
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bei dem Dienfte zur Xaft fällt, wenn derjelbe die zu dem Dienſte 
nötbige Befähigung oder Gejchidlichfeit verliert‘), oder wenn er ſich 
durch ſtrafbare oder unſittliche Handlungen des Vertrauens des Dienſt⸗ 
berechtigten unwürdig macht?). 

Der Dienſtleiſtende kann vor der Zeit von dem Vertrage ab- 
gehen, wenn der Dienſtberechtigte, der an ihn ergangenen Aufforderung 
ungeachtet, die fällige Gegenleiſtung nicht entrichtet ®). 

8. 398, 
XI. Verdingungsvertrag.- 
Begriff des Verdingungsvertrages. 


Verdingungsvertrag (locatio conductio operis) ijt der über 
gegenfeitige Xeijtungen gefchloffene Vertrag, deſſen Zweck dahin gebt, 
dag der eine Vertragichließende (der Uebernebmer) für den anderen 
Vertragſchließenden (den Beiteller) gegen eine von diefem zu ge— 
währende Gegenleiftung ein Bauwerk errichten, eine Sache aus einem 
Stoffe herftelen oder ein Unternehmen volibringen fol‘). Bon dem 
Dienftvertrage unterjcheidet fich der Verdingungsvertrag dadurch, daf 
bei jenem eine Gegenleiftung für die geleifteten einzelnen Dienite, bei 
diefem dagegen eine Gegenleiftung für die Serftellung eines Ganzen 
(opus) gegeben wird. Aber auch der Verdingungsvertrag jteht, ſo⸗ 
weit nicht wegen des angegebenen Unterſchiedes eine Ausnahme ein- 
tritt, unter den Vorſchriften des Dienftvertrages 9. ‚sit eine Sache 
aus einem Stoffe berzuitellen, jo ift der Uebernehmer nicht verbunden, 
den Stoff zu liefen‘) Soll er aud ven zu verarbeitenden Stoff 


1) Hätte der Dienftleiftende die erforderliche Befähigung und Gejchicklichkeit vom 
Anfange an nicht gehabt, fo würde der Vertrag als nicht geſchloſſen zu betrachten 
fein. (Dan vergl. oben ©. 51). 

2) Mau vergl. 8. 1241 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1212 de8 BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1243 Satz 1 des BGB.'s. — Die vorzüglichften Arten des 
Berdingungsvertr. ges find: das Ansmalen einer Wohuung, der Bau eines Gebäudes, 
das Verarbeiten eines Stoffes, die Verträge mit Schiffen und Fuhrlenten. Iudeffen 
fommt es, wenn dergleichen Verträge gefchloffen werden, bei der Frage, ob in dem 
einzelnen Galle ein Berdingungsvertrag oder ein Auftrag anzunehmen fei, auf die Ab- 
ſicht der Bertragichließenden, insbefondere daranf an, ob eine Gegenleiftung gegeben 
werden foll, oder nicht, indem im erjteren Falle der Vertrag in der Regel als Ver— 
dingungsvertrag, in dem letzteren dagegen als Auftrag aufzufaffen ift (vergl. 8 1299 
des BOB.’E.). 

5) Man vergl. $. 1243 Sat 2 des BGB.'s. 

6) Mau vergl. 8. 1244 Eat 2 des BGB.'s. 
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liefern, jo gebt der Vertrag in einen Kauf über‘). Aber auch, wenn 
er den Etoff liefern joll, ift der Bertrag ein VBerdingungsvertrag, 
wenn bei Bauunternehmungen der Uebernehmer die Baumaterialien, 
der Beiteller den Grund und Boden: bergiebt?), oder wenn dem 
Uebernehmer gejtattet wird, an der Stelle des ihm gelieferten Stoffes 
anderen Etoff von gleicher Gattung und Güte zu verwenden; in 
dem Teßteren Kalle erwirbt der Mebernehmer das Eigenthum an den 
ihm gelieferten Stoffe von dem Zeitpuncte an, wo er anderen Stoff 
verwendet ?). 
$. 399, 
Berbindlichfeiten des Uebernehmers. 

Der Uebernehmer bat die Beſtellung vertragsgemäß, und wenn 
eine Zeit feitgejegt worden it, big zu der beitimmten Zeit auszu— 
führen). Iſt ibm zu der Serjtellung einer Sade der Stoff vder 
zu der Aufführung eines Bauwerks das Baumaterial geliefert 
worden, jo haftet er für VBerjchuldung in derjelben Weife, wie der 
Miether von Sachen’). Hat er nad) einer Vorfchrift oder nach einem 
N ane zu arbeiten und ift er davon eigenmächtig abgewichen, jo 
fann er, wenn der Beſteller die Abweichung nicht genehmigt, Eritatt- 
ung feiner Berwendungen nur nach den Vorfchriften über die Ge- 
ihäftsführung ohne Auftrag fordern). Hat er den ihm übertragenen 





m 


1) Dan vergl. 8. 1244 Sat 3 des BGEB.'s und oben ©. 585 not, 1. 

2) Dan vergl. 8. 1244 Sat 4 des BGB.'s. — In Fällen diefer Art hängt die 
Beantwortung der Frage, ob wertigftens infoweit, als der Uebernehmer den Stoff 
liefert, die Borfchriften des Kanfes Anwendung finden oder nicht, davon ab, ob der 
llebernehmer die Erftattung des Werthes der gelieferten Banınaterialien zu fordern be— 
rechtigt fein, oder, einichließlich des Aufwandes für die Baumaterialien, eine Bauſch- 
fumme für die Ausführung des Baucs (eine Accordfumme) erhalten fol. — Bei ber 
Trage, ob es cin Kauf oder Berdingungsvertrag fei, wenn eine Mafchine, welche der 
Uebernehmer ans feinem Stoffe gearbeitet hat, auf dem Grumd und Boden des Be- 
ftellers aufgeftelt werden fol, fommt es darauf an, ob die Maſchine ein felbftändiges 
Werk ift, oder mit einem auf dem Grund und Boden des Veitellers aufgeführten 
Baue in Verbindung gebracht werden foll. 

3) Man vergl. 8. 1244 Eat 4 des BGB.'s. — Den Zufall, welcher den gelie- 
ferten Stoff trifft, trägt der llebernehmer von der Zeit an, wo der Stoff an ihn ab» 
geliefert worden ift, weil es lediglich von ihm abhängt, ob er das Eigeuthum daran 
durch Berwendung anderen Stoffes eriverben will. 

4) Man vergl. 88. 1244 Sag 1, 1233, 1192 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1237 Sat 2 des BOB.’s und oben ©. 635 insbefondere not. 2, 

6) Man vergl. 8. 1245 in Verbindung mit $$. 1845, 1318, 1362, 1355 Satz 1 
bes BOB. 
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Bau fehlerhaft ausgeführt, oder leidet die von ihm bergeftellte Sache 
an Mängeln, oder bat er ſonſt dem Vertrage entgegen gehandelt, jo 
it er verbunden, nach der Wahl des Beftellers, den Fehlern abzu- 
helfen oder die Koſten zu erjtatten, welche diefe Abhülfe erfordert 
und den Schaden zu erjeßen, welcher jonjt entitanden ift'. Sind 
die Mängel mwejentlih oder iſt dergeftalt gegen den Vertrag ge 
handelt worden, daß anzunehmen ift, der Beiteller würde, wenn er 
dies vorhergeſehen hätte, die Beitellung nicht gemacht haben, jo kann 
der Beiteller von dem Bertrage abgeben und Schadenerfag wegen 
deſſen Nichterfüllung fordern ?). 


8. 400. . 
VBerbindlichfeiten des Beitellers. 


Der Beiteller ift verbunden, nad der Ausführung der Bejtellung 
die Gegenleiftung zu entrichten ?). it die Ablieferung des Werkes 
nad) einzelnen Abjchnitten, nach Maß, Zahl und Gewicht oder nad 
einzelnen Arbeitstagen vereinbart worden, jo iſt die Gegenleijtung für 
die einzelne Abjchnitte nach deren Ablieferung zu entrichten *). Der 
Beiteller ift zu der Entrichtung der Gegenleiftung verbunden, wenn 
er nad Ausführung der Beftellung _das Wert oder die Sache aus- 
drücklich oder ftillfchweigend, insbejondere durch Annahme des Werkes 
oder der Sache oder durch Entrichtung der Gegenleiftung gebilligt 
bat; es kann derfelbe auch in diefem Falle nur wegen joldyer Mängel 
Schadenerfag von dem Webernehmer fordern, welche ihm bei der 


1) Man vergl. $. 1247 Sat 1 des BGB. — Will der Befteller die Koften 
für die Herftellung und den fonft erlittenen Schaden gegen die Gegenleiftung in Auf- 
rechnung bringen, fo bedarf e8 einer Quantificirung des Anfpruches. 

2) Man vergl. $. 1247 Sab 2 des BGB.'s. — Der Schadenerfag kann nament- 
ih aud in der Erftattung des Werthes des gelieferten Stoffes oder der gelieferten 
Baumaterialien beftehen. 

3) Man vergl. 8. 1246 Sat 1 des BGB.'s. — Die Gegenleiftung kann fein eine 
im Boraus beftimmte Bauſchſumme, wenn in Accord gearbeitet worden ift, oder eine 
nad) den $$. 1231, 820 feftzuftellende Summe. 

4) Man vergl. 8.1246 Sat 2 des BGB. 3. — Da der Befteller die Gegenleift- 
ung erft nad der Ausführung der Beſtellung zu entrichten bat, jo fällt die Behaupt- 
ung deffelben, daß die Beftellung nicht vertragsmäßig ausgeführt worden fei, nicht 
unter ben Begriff der ſ. g. exceptio non adimpleti oder non rite adimpleti con- 
traetus, fondern ben der Berneinung der Berbindlichkeit zur Zahlung der Gegenteift- 
ung. (Man vergl. Annalen N. F. Bd. 5 ©. 452 not. 24.) Hat jedoch der Befteller 
die Ausführung der Beſtellung gebilligt ($. 1250 des BGB.'s) oder fordert er nur 
Erftattung ber Koften für die Abhitlfe etwaiger Fehler und Schadenerfag, fo finden die 
VBorfchriften über die Aufrechnung Anwendung. 
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Billigung verborgen geblieben find’). Hat fih der Beiteller die 
Billigung vorbehalten, jo it er verpflichtet, fih nach Ausführung 
der Beitellung zu erflären; zögert er mit diefer Erklärung, jo kann 
ibm der Uebernebmer eine Friſt von vierzehn Tagen jeten und es 
gilt die Billigung als geichehen, wenn ſich der Bejteller in dieſer 
Frift nicht erklärt ?). 
8. 401. 
Berjchuldeter und zufälliger Untergang des Werfes.oder 
der Sache. 

Iſt ein bejtelltes Werk oder eine beftellte Sache vor oder nad) 
der Vollendung wegen eines Fehlers untergegangen, welcer in dem 
vom Beiteller gelieferten Stoffe oder in der von dieſem vorgejchriebenen 
Art der Ausführung liegt, To fann der Uebernehmer die Gegenleiftung 
nad) dem Verhältniſſe jeiner Arbeit und Erſatz feiner nicht in der 
Gegenleiftung begriffenen Auslagen fordern, es wäre denn, daß ihm 
der Fehler, welcher den Untergang herbeigeführt hat, bekannt geweſen 
wäre und er den Beiteller darauf aufmerkffam zu machen unterlaſſen 
hätte’). it das Werk oder die Sache wegen eines von dem Weber- 
nehmer verjchuldeten Fehlers oder wegen des von dieſem gelieferten 
Stoffes*) untergegangen, jo baftet der Uebernehmer dem Beiteller 
für den aus dem Untergange entjtandenen Schaden ?). 

Geht das Ganze oder ein jolcher Theil deijelben, für welchen 
theilweije Gegenleiftung gefordert werden kann, vor jeiner Vollendung 
unter, jo ift der Beiteller zu der Entrichtung der Gegenleiftung oder 
des Theiles derjelben nicht verpflichtet. Nach vertragsmäßiger 
Vollendung des Ganzen oder des Theiles, welcher abgeliefert werden 
fann, trifft der zufällige Untergang den Beiteller ®). . 

$. 402. 
Hecht des Beitellers, von dem Berdingungsvertrage ab» 
zugeben. 

Der Beiteller kann zu jeder Zeit von dem Verdingungsvertrage 

1) Man vergl. 8. 1250 des BGB.'s und Kommentar Bd. ? ©. 294. — Was 
im Terte von dem Ganzen gejagt ift, gilt aud; von den Theilen, wenn deren Ab- 
lieferung zuläſſig ift. 

2) Mau vergl. $. 1251 des BEB.'s. 

3) Man vergl. $. 1248 Sat 1 des BGB.'s. 

4) Ob der Uebernehmer den Mangel des von .ihm gelieferten Stoffes gekannt hat, 
oder nicht, macht feinen Unterſchied. 

5) Man vergl. $. 1248 Sat 2 des BGEB.'s. 

6) Man vergl. $. 1249 des BGB.'s. 
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abgeben. Gebt er davon ab, oder wird die Ausführung der Beitellung 
durch feine VBerjchuldung oder durd einen in feiner Perſon einges 
tretenen Zufall unmöglich, jo kann der Uebernehmer nicht Ausführ- 
ung der Beitellung, jondern nur Vergütung der bereits geleiiteten 
Arbeiten und der gemachten Auslagen, ſowie Erjaß des entzogenen 
Gewinnes fordern’), Hat der Beiteller den VBerdingungsvertrag auf 
Grund eines von dem Uebernehmer aufgeitellten Koſtenanſchlags ge= 
ſchloſſen, ohne daß der leßtere die Gewähr für den Koftenanjchlag 
übernommen bat, jo kann er von dem Vertrage abgeben, wenn fich 
zeigt, daß der Uebernehmer den Stoftenanjchlag erheblich zu gering 
gemacht bat. Geht er von dem Bertrage ab, fo kann der Ueber: 
nehmer Bergütung der geleijteten Arbeiten und der gemachten Aus» 
lagen, aber nicht Erjat des entzogenen Gewinnes fordern ?). 


Aum. Die Trage, ob die Verbindlichkeit zu der Aufführung eines Bauwerkes 
(opus) und zu der Herftellung einer Sache theilbar jei, hat ans einem doppelten Geſichts- 
pımfte eine praftifche Bedeutung, nämlich erftens in dem Berhältnifie des Beſtellers 
zu dem Uebernebmer infofern, als die Frage entfteht, ob der erftere, wenn der let - 
tere mit der Ablieferung einzelner Theile des Werfes oder der Sache in Verzug fommt, 
verhältnigmäfig Schadenerfat fordern faun, und zweitens in dem Berhältniffe des 
Beftellers zur mehreren gemeinfchaftlicdhen Uebernehnern und zu mehreren Erben Eines 
Uebernehmers infofern, als die Frage eutfteht, ob der erftere, wenn der Berdingungs- 
vertrag nicht erfüllt wird, von dem einzelnen Uebernehmer oder dem einzelnen Erben 
nah der Perfonenzahl Schadenerfag fordern fann. Beide Fragen find zu bejahen. 
Zwar beruht außer allem Zweifel, daß die Verbindlichkeit zu einer Handlung, aljo 
auch die zur Aufführung eines Bauwerkes oder zur Herftellung einer Sache, infofern 
untheilbar ift, als die Handlung nur immer ganz vorgenommen und auch nur die 
Bornahme der ganzen Handlung gefordert werden fanı. Aber wird die Handlung 
nicht zu der beftimmten Zeit vorgenommen, fo verwandelt fich die VBerbindlichfeit zu 
der Handlung in eine Berbindlichkeit zum Schadenerfate und diefe ift theilbar. (Dian 
vergl. Siebenhaar, Correalobligationen &. 265 flg.). Für das Berhältniß des 
Beftellers zu dem Uebernehmer ergiebt ſich hieraus, daß der erftere, wenn der 
legtere mit einzelnen Theilen des Werkes oder der Sache in Berzug kommt, ver- 
bältnigmäßig Schadenerſatz (das Intereſſe) fordern kann, alfo nicht erft abzuwarten 
hat, ob das ganze Werk aufgeführt oder die ganze Sache hergeftellt werden wird. 
(Man vergl. Siebenhaar, a. a. D. S. 271 und oben ©. 579). Für das Ber- 
hältniß des Beftellers zu mehreren Uebernehmern und zum mehreren Erben Eines Ueber« 
nehmers folgt and dem angegebenen Satze, daß der Befleller von jedem einzelnen 
Uebernehmer und von jedem einzelnen Erben antheilig Schadeneriag (das Interefje) 
fordern kann und daß, wenn er anf die Aufführung des Gebäudes oder auf die Her- 


1) Man vergl. 8. 1252 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $. 1253 des BGB.'s. 
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ftellung der Sache wider den einzelnen Uebernehmer oder den einzelnen Erben Hagt, 
zwar nad meiner Anjicht die VBerurtheilung auf das Ganze auszuſprechen ift, nichts- 
deftoweniger aber, wenn es nad) dem 8. 71 des Erecntionsgefetes vom 28. Februar 
1838 zu einer Schägung des Intereffes fommt, die untheilbare Forderung fid in eine 
theilbare verwandelt (man vergl. Siebenhaar, a. a. DO. ©. 414). 


8. 403. 
XI. Mäklervertrag. 


Wer einem Anderen (Mäkler) "für die Nachweijung einer zur 
Schließung eines Vertrages geeigneten Perſon, oder für die Nach- 
weilung einer Sadıe, oder für die Vermittelung eines Vertrages 
einen Kohn (Mäklergebühr) verjprocen bat, ift, wenn er mit der 
nachgewiejenen Perſon oder über die nachgewieſene Sache oder in 
Folge der Vermittelung des Mäklers den Bertrag jchließt, verbunden, 
dem Müller die Mäklergebühr zu bezahlen“)). Cine Klage wider den 


1) Man vergl. $. 1254 des BGB.'s. — Das haralieriftiiche Merkmal des Mät- 
fervertrages ift, daß der Lohn (die Mällergebühr) für die Nahweifung einer 
Perfon, mit welcher, oder für die Nachweiſung einer Sache, über welche ein 
Bertrag geichioffen werden fann, oder für die Bermittelung eines Vertrages 
veriprochen wird. Der Ausdrud „Nahweifung“ ift im weiteften Sinne zu nehmen; 
es fällt darunter die Namhaftmachung der Perfon oder die Anzeige der Sache, die 
Zuführung der Perfon, welde den Bertrag zu ſchließen beabfichtigt, und ſelbſt die 
Beranfaffung diefer Perfon zu der Einleitung von Bertragsverhandlungen. Ob Der- 
jenige, welcher die Mäflergebühr verjprochen, ſchon vorher gewußt oder nicht gewußt 
hat, daf die ihm von dem Mätler zugewiefene Berfon den Bertrag zu fchließen beab- 
fihtige, macht feinen Unterfchied, wenn nicht etwa dieſe Perſon ausdrücklich ansge— 
fchloffen worden if. Ebenfo umfaßt die Bermittelung des Bertrages jede Thätigkeit 
des Mäklers, von welcher anzunehmen ift, daf fie das Zuftandelommen des Vertrages 
gefördert habe. Die bloße Nachweiſung genügt in diefem Falle nicht; es ift aber auch 
nicht unter allen Berhältniffen erforderlich, dag der Mäller die Berfon, mit weldjer der 
Bertrag durch feine Bermittelung zu Stande gefommen iſt, auch nachgewieſen habe. — Iſt, 
wie dies bei den Berkaufe von Grumdftüden fehr oft vorlommt, die Mäklergebühr 
nur für den Fall veriprocdhen, wenn ein beſtimmter Kaufpreis erlangt wird, und ift für 
einen niedrigeren Kaufpreis verkauft worden, fo kann die Mäklergebühr nicht gefordert 
werden. — Eine Mäktergebühr kann mur auf Grund eines Verſprechens gefordert wer- 
ben (Annalen N. F. Bd. 5 ©. 134). Wäre eine folche verfprocdhen, aber deren Höhe 
nicht angegeben worden, fo würde der Richter, unter Berüdfihtigung ber Verhältniſſe 
und insbefondere der Bemühungen, welche der Mäkler gehabt hat, die Höhe der Mäl- 
lergebühr zu beftimmen haben. — Auf die Handelsmäller — Senſale — beziehen fid) 
die Artt. 66 bis 84, 272, 311, 343, 348, 357, 365 flg., 387 des allg. d. Handele- 
geſetzbuchs, 88. 7, 8 des Einführungsgeſetzes und 88. 36 fig. der Ausführungsver- 
ordnung. | 


* 
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Mäkler auf Nachweiſung und VBermittelung hat nicht ſtatty. Ebenjo 
kann der Mäkler nicht verlangen, daß Derjenige, welcher die Mäfler- 
gebühr verjprochen bat, den Bertrag fchließt, zu dem er die Hülfe 
des Mäklers in Anfpruch genonmen bat ?). 

Iſt in Folge der Nachweifung oder durch die Vermittelung des 
Mäklers der Vertrag gefchloffen worden, jo ift das Necht des Mäflers 
auf die Mäklergebühr begründet. Ein von einer auffchiebenden Be- 
dingung abbängiger Vertrag iſt erjt mit Eintritt der Bedingung und 
ein VBeräußerungsvertrag über ein Grundjtüd oder über eine Gerech- 
tigkeit, welche eine Folium im Grundbuche hat, erjt mit Beobachtung 
der vorgejchriebenen Form gejchloffen ?). 

St aber der Vertrag gejchloffen, fo wird das Recht des Mäklers 
auf die Mäflergebühr nicht dadurch aufgehoben, daß der Bertrag 
durch gegenfeitiges Einverftändniß oder in Folge des Eintrittes einer 
demfelben beigefügten auflöfenden Bedingung aufgelöft wird). Der 
Mäkler ift nicht berechtigt, neben der Mäflergebühr Erſatz der in 
Folge des Mäklervertrages aufgeivendeten Koften zu verlangen °). 

Das Verfprechen einer Mäklergebühr für die Nachweilung einer 
heirathsfähigen Perſon oder für die Vermittelung einer Ehe (ſ. 9. 
Kuppelpelz) ift nichtig ®). 

Anm. Der Forderung des Mäflers auf die Mäflergebühr fteht nicht der lm: 
ftand entgegen, daß er ſich auch von dem anderen Vertragichließenden eine Mäflerge- 
bühr hat veriprechen Taffen. Dagegen kann der Fall, daß ein Bertragfchließender eine 
und diefelbe Mäklergebühr doppelt zu bezahlen hat, nicht vorlommen. Hat er näm- 
lich Mehreren, jedem einzelnen befonders, die Mäklergebühr verſprochen, jo kann die- 
jelbe nur Derjenige fordern, welcher die Perſon oder Sache nachgewieſen oder ben 
Bertrag vermittelt hat. Hierbei können zwar Mehrere gemeinſchaftlich thätig fein, der 


1) Man vergl. $. 1255 des BOB.sS. 

2) Man vergl. 8. 1256 des BGB.'s. — BVerichieden hiervon ift die Frage, ob 
der Mäkler die Mällergebühr fordern könnte, wenn Derjenige, welcher die Mäfferge- 
bithr veriprochen hat, ſich anheifchig gemacht, nur mit einer ihm von dem Mäkler zu- 
gewiefenen Perion den Bertrag zu fchließen, deſſenungeachtet aber mit einer anderen 
Perſon den Vertrag geichloffen hätte. (Man vergl. Motive zu $. 1254 des BGB.’ 
im Kommentar Bd. 2 S. 295.) 

3) Man vergl. oben ©. 510 flg. 

4) Man vergl. $. 1257 des BGB.'s. — Hätte fi) der Mäller bei dem Rechte- 
geichäfte einer abfichtlichen Täufchung ſchuldig gemacht, jo würde er nad) dem allge 
meinen Borjchriften über den Betrug für Schadenerfag haften. Die Forderung bes 
Mäkters verjährt in drei Jahren (8. 1017 Nr. 2). 

5) Man vergl. $. 1258 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1259 des BOB!E. 


Hinterlegungsvertrag. 655 


Erfolg kaun aber nur einmal hervorgebracht werden. Nur wenu dem Einen für die 
Nachweifung der Berfon oder der Sade, dem Anderen für die Bermittelung des 
Bertrages eine Mäklergebühr verfprochen worden wäre, könnte der all eintreten, daß 
Beiden die Mäklergebühr zu bezahlen wäre; der Grund läge aber darin, daß eine 
boppelte Mäklergebühr veriprochen worden wäre. Hat dagegen der Vertragichließende 
Mehreren gemeinfchaftlich eine Mällergebühr verſprochen, fo wirden zwar, wenn Einer 
die Borausfetsung des Beriprechens erfüllt hätte, auch die Uebrigen die Mäklergebühr 
fordern können, aber immer nur zu ihrem Autheile. Auch würde der Eine nicht be 
rechtigt fein, fich die Antheile der Lebrigen für diefe, als Zahlungsempfänger, auszah- 
len zu laffen. — Eine Eeffion der Torderung aus dem Mäklervertrage, bevor bie 
Mäklergebühr. verdient ift, ift unftatthaft. 


8. 404. 
XII. Hinterlegungsvertrag. 
Begriff des Hinterlegungsvertrages. 


Ein Hinterlegungsvertrag (Depofitum) wird gejchlojlen, wenn 
eine beivegliche Sache zum Zivede der unentgeltlichen Aufbewahrung 
übergeben wird '). Der Uebergabe fteht der Fall gleich, wenn ber 
Inhaber einer Sache, diejelbe als von einem Anderen hinterlegt be- 
trachten zu wollen, gegen diefen mit deſſen Einwilligung erklärt ?). 

Der Bertrag über eine künftige Hinterlegung einer Sache, giebt 
Demjenigen, welcher die Sache zur Aufbewahrung übernehmen jol, 
nicht das Recht, die Hinterlegung zu verlangen, jondern nur das 
Recht auf die Erjtattung des Aufwandes, melden er in der nicht 
eingetretenen Vorausſetzung, es werde die Hinterlegung erfolgen, 
gemacht bat. Dagegen iſt er zu der Annahme der Sache ver- 
pflichtet, ausgenommen wenn unvorbergejebene Umstände eintreten, 
bei deren Vorhandenſein er fich nicht zur Aufbewahrung verpflichtet 
haben würde. Die Klagen aus dem Vertrage über die fünftige Hin- 
terlegung verjähren in Einem Jahre ?). 

Wird für die Aufbewahrung eine Gebühr verjprochen, jo finden 
die Borjchriften über die Hinterlegung nur Anwendung, wenn bie 
Bertragjchließenden deſſenungeachtet einen Hinterlegungsvertrag zu 
Schließen beabfichtigt haben *). 


1) Man vergl. $. 1260 Sat 1 des BGB.s, und über die Natur bes Hinter- 
fegumgsvertrages, als eines Realcontractes, oben ©. 494. 

2) Man vergl. $. 1260 Eat 2 des BEB.'s und oben S. 294. 

3) Man vergl. $. 1261 des BGB.'s und oben ©. 594 fig. 

4) Man vergl. $. 1263 des BGEB.'s und oben S. 624. — Eine Berbindlichkeit 
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$. 405. 
Berbindlichfeiten des VBerwahrers. 

Der Berwahrer (Depofitar) ift verbunden, die Sadıe an einem 
ficheren Orte unterzubringen und für deren Erbaltung zu jorgen; 
zum Gebrauce der hinterlegten Sache iſt er in der Negel nicht be- 
rechtigt '). Er baftet für abfichtliche VBerjchuldung und grobe Fahr: 
läſſigkeit). Als grobe Fabrläffigkeit gilt, wenn er bei einer gemein- 
ſchaftlichen Gefahr für feine eigenen Sachen und für die hinterlegte 
Sache, die eriteren, nicht aber die legtere rettet, e$ wäre denn, daß 
eine Rettung der hinterlegten Sache, bei Anwendung der ihm ob- 
liegenden Sorgfalt, neben den jeinigen nicht möglich geweſen wäre ®). 
Der Berwahrer darf die hinterlegte Sache nicht einem Dritten zur 
Aufbewahrung übergeben, ausgenommen wenn ihm jelbjt die Auf- 
bewahrung für die Zukunft unmöglich wird und er die Sache nicht 
dem Hinterleger zurüdgeben kann . Hat er binterlegtes Geld ver- 
tragswidrig in feinen Nußen verwendet, jo hat er dajjelbe, von der 
Zeit der Verwendung an, mit fünf vom Hundert zu verzinjen ®). 





zur Aufbewahrung, welche in Kolge eines anderen Bertrages, 3. B. der Gebrand)s- 
feihe, des Dienftvertrages, des Auftrages, entfteht, ift nicht nach den Borfchriften über 
den Hinterlegungsvertrag, fondern nach den Borfchriften iiber den Bertrag zu beur« 
teilen, aus welchem die Berbindlichkeit zur Aufbewahrung folgt (5. 1262 des BGB.'s.). 
Die Borfchriften über den Auftrag würden namentlid auch in dem Falle Anwendung 
finden, wo der Eigenthümer Jemandem die Zache übergiebt, damit er fie einem Dritten 
zur Aufbewahrung übergeben foll, oder, wenn in einem folchen Kalle auch noch ver» 
einbart würde, e8 folle der Empfänger die Sache felbjt aufbewahren, wenn der Dritte 
dies nicht thun wolle. (l. 1 3$. 12, 13 D. depos.) 

1) Dan vergl. $. 1264 des BGB.s. — Ausnahmen fönnen fid) nur aus der 
Beichaffenheit der Sache ergeben. 

2) Man vergl. $. 1266 Sat 1 des BGB.'s. — Der Berwahrer kann fih, un— 
beichadet der Natur des Hinterlegungsvertrages, auch zu einem höheren Grade der 
Diligenz, namentlich zur Haftung für geringe Kahrläffigkeit, verpflichten. Aber ein Ber- 
trag, daß er auch nicht einmal für abfichtliche Verſchuldung haften fol, ift ungültig 
(oben S. 124). — Nach dem $. 729 des BGB.'s haftet der VBerwahrer auch für ge 
ringe Fahrläffigkeit, wenn er fi zur Aufbewahrung anfgedrängt hat; es wird jebod) 
in Fällen diefer Art, wenigftens in der Negel, ein anderes Nechtsverhältnig, welches 
ihn zur geringen Fahrläffigkeit verpflichtet, anzunehmen fein (oben ©. 655 not. 4). 

3) Man vergl. $. 1266 Sat 2 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1265 des BGB.'s. — Hat der Berwahrer die hinterlegte Sache 
einem Dritten zur Aufbewahrung übergeben, fo hat der Hinterleger unmittelbare 
Rechte gegen den Dritten. (Man vergl. oben ©. 517). 

5) Man vergl. $. 1270 des BGEB.'s. 


Hinterlegungsververtrag. 657 


Der Berwahrer ift verbunden, die hinterlegte Sade auf Ver— 
“langen des Hinterlegers zurüdzugeben'). Wenn felbft für die Auf- 
bewahrung eine Zeit fetgefeßt worden ift, jo jteht dies dem Rechte 
des Hinterlegers, die Rückgabe zu jeder Zeit zu verlangen, nicht ent: 
gegen ?). Der Verwahrer bat die hinterlegte Sache dem Hinterleger 
oder Demjenigen, zu deſſen Gunjten die Hinterlegung erfolgt ift, zu 
rüdzugeben ’,. Mit der hinterlegten Sache find auch die Zubehörungen, 
joweit fie mit hinterlegt worden find, der Zuwachs und die etiva ge 
zogenen Früchte zurüdzugeben‘. Bon dem Einwande, daß ihm das 
Eigentbum an der hinterlegten Sache zuftehe, kann der Verwahrer 
unter den bei der Gebrauchsleihe und dem Pachte oder der Miethe 
angegebenen Vorausſetzungen Gebrauch maden?). 

Anm. Ueber die Verbindlichkeit mehrerer Berwahrer und mehrerer Erben Eince 


Berwahrers vergl. 88. 1272, 1185 des BGB.'s, oben S. 627, Anmerkung, und 
Siebenhaar, Eorrealobligationen 5. 96 fig. und ©. 282 fig. 


8. 406. 
Berbindlichfeiten des Hinterlegers. 

Der Hinterleger bat, wenn für die Aufbewahrung Feine Zeit be— 
ftimmt ift, die binterlegte Sache auf Verlangen des Verwahrers zu 
jeder Zeit zurüdzunehmen. it eine Zeit beftimmt, jo bat er die 
hinterlegte Sache auch vor dem Ablaufe der Zeit zurüdzunehmen, wenn 
unvorbergefehene Umftände den Verwahrer außer Stand jeßen, die 
Sache länger mit Sicherheit, oder ohne eigenen Nachtheil aufzubes 
mwahren®). Der Hinterleger ift verbunden, dem Berwahrer ben 


1) Man vergl. $. 1267 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1267 des BGB.'s. — Der Berwahrer kann, wenn er in ber 
Borausfegung, daf der Hinterleger die Sache nicht zurüctverlangen werde, einen Auf- 
wand gemacht hat, Entihädigung mit der ſ. g. actio depositi contraria fordern. 
Man vergl. oben ©. 655. 

3) Mau vergl. oben S. 519. Iſt die hinterlegte Sache eine unvertretbare Sache 
und giebt der Berwahrer diefelbe in gutem Glauben Einem der mehreren Erben zu« 
rüd, fo wird er auch den anderen Erben gegenüber liberirt (l. 81 $. 1 D. de so- 
hut, und Siebenhaar, Eorrealobligationen S. 283 fig.) 

4) Man vergl. $. 1269 des BGB.'s. — Iſt eine verfchloffene Kifte mit verfchie- 
denen Sachen hinterlegt worden, fo kann der Hinterleger die Rückgabe der Kifte im 
Ganzen, ohne eine nähere Angabe der darin verjchloffen geweienen Sachen, oder aud) 
bie Rückgabe der darin verfchloffen geweſenen einzelnen Sachen fordern (1.1 8.41 D. 
de depos.). 

5) Man vergl. 8. 1271 Gab 1 des BGB.'s und oben ©. 626 fig. 

6) Man vergl. $. 1268 des BGEB.'s. 

Siebenhaar, Privatrecht. 42 
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Schaden, welchen die hinterlegte Sache diejem zugefügt bat, zu er— 
jeßen, ingleichen die auf die hinterlegte Sache gemachten Berwend- 
ungen nad den Borjchriften über die Eigenthumsklage zu eritatten '). 
Wegen diejer Schäden und Verwendungen jtebt dent Verwahrer das 
Recht, die Sache zurüdzubalten und das Recht der Aufrechnung zu ?). 


$. 407. 


Fälle, in welchen der Hinterlegungsvertrag in ein Dar- 
lebn, in eine Gebraucdsleibe oder einen Pfandvertrag 
übergebt. 


Werden vertretbare Sachen unverfiegelt und unverſchloſſen bin- 
terlegt, jo ift im Zweifel anzunehmen, daß dem Berwahrer das Recht 
des Verbrauchs gejtattet jein joll; macht der Verwahrer von dieſem 
Rechte Gebrauch, jo geht der Vertrag von dem Zeitpuncte an, wo 
er diejes Recht ausübt, in ein Darlehn über, bei welchem jedoch die 
bei dem Hinterlegungsvertrage geltenden Borjchriften über die Zeit 
der Nücdgabe und über die Aufrehnung Anwendung finden ?). 

Iſt bei der Hinterlegung vertretbarer Sachen gleih Anfangs 
vereinbart tworden, daß nicht diefelben Sachen, jondern eine gleiche 
Summe oder Menge von derjelben Gattung und Güte zurüdgegeben 
werden follen, jo gilt der Vertrag von Anfang an als Darlehn ®). 
Eind vertretbare Sachen mit der Bejtimmung hinterlegt worden, daß der 
Berivabhrer diejelben von einem bejtimmten Zeitpuncte an als Darlehn 
haben ſoll, jo gebt die Hinterlegung erjt von diefem Zeitpuncte an 
in ein Darlehn über, der Verwaährer trägt aber jofort won der 
Hinterlegung an den zufälligen Untergang’). Hat der Hinterleger 
dem Verwahrer geitattet, die hinterlegten vertretbaren Sachen von 
einem beliebigen Zeitpuncte an zu verbrauchen, jo geht der Vertrag 
von der Zeit an in ein Darlehn über, wo der Verwahrer von der 
Geftattung Gebrauch macht ®). 


1) Man vergl. 88. 1271 Sab 2, 1273 des BOB.'s. 

2) Dan vergl. $$. 1271 Sat 2 des BGB.'s und oben ©. 560 unter a. 

3) Man vergl. 88. 1274, 1267, 1268, 1271 Sab 2 des BGB.'s und oben ©. 
656 fig. 

4) Man vergl. 8. 1275 des BGEB.'s. — Diefem Falle fteht der Fall gleich, wo 
Geld hinterlegt und fpäter vereinbart wird, daß es ein Darlehn fein fol. (Man 
vergl. oben ©. 596 ımd 1. 1 8. 34, 1.9 $. 9 D. de reb. cred.) 

5) Man vergl. 8. 1276 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1277 des BOB.’ 


Berbindfichkeit der Gaſtwirthe. 659 


Hat der Hinterleger dem Berwahrer den Gebrauch einer binter- 
legten unvertretbaren Sache geitattet, jo finden die Vorjchriften über 
die Gebrauchsleihe Anwendung ’). 

Iſt eine Hinterlegung zum Zwecke der Sicheritellung des Ver— 
wahrers erfolgt, jo liegt darin, wenn die binterlegten Sachen ver- 
tretbar find, eine Hinterlegung mit gleichzeitiger Geftattung des Ver— 
brauchs, und wenn fie unvertretbar find, die Beitellung eines Fauſt— 
pfandes; der Hinterleger fann die hinterlegten Sachen nur zurüd- 
fordern, wenn fich der Zweck der Sicheritellung erledigt bat ?). 


$. 408. 


XIV. Verbindlichkeit der Gaftwirtbe aus der Aufnahme 
Reifender. 


Gaftwirthe, welche zufolge ihres Gewerbes Fremde zur Be— 
berbergung aufnehmen, haften den Aufgenommenen für Rüdyabe der 
von diejen eingebrachten Sachen“). Die Haftung der Gaſtwirthe ent- 
bält injofern eine Haftung für den Zufall, als, wenn die von dem 
Fremden eingebrachten Sachen abhanden gekommen, oder beichädigt 
worden find, der Gajtwirth für Schadenerjaß baftel, ohne Unterjchied, 
ob ihn eine VBerjchuldung trifft, oder nicht. Insbeſondere bat er 
die Handlungen feiner Leute, auch ſelbſt die unerlaubten derjelben, 
zu vertreten. Der Grund davon liegt in der Garantie für die von 
dem Fremden eingebrachten Sadyen, welche durch die Aufnahme des 
Fremden übernommen wird, nicht in einem Verſehen bei der Wahl 
der Perſonen, deren Beihülfe ſich der Gaſtwirth bei dem Betriebe 
feines Gewerbes bedient (j. g. eulpa in eligendo), und nicht in der 
Unterlaffung der erforderlichen Aufjicht über dieſe Perjonen. Man 
fann die Haftpflicht des Gaftwirthes für die von dem Fremden ein- 
gebrachten Sachen nicht unter den Gefichtspunct einer Haftung für 


1) Man vergl. $. 1278 des BGEB.s. 

2) Man vergl. $. 1279 des BGB. — Bei dem irrequlären Depoſitum können 
felbftverftändfich Zinfen verfprochen werden. — Ueber die Sequeftration vergl. Com- 
mentar Bd. 2 ©. 304 und oben S. 298 Anmerkung, und über die Rückgabe der 
Caution die Motive zn 8. 136 des BGB. im Kommentar Bd. 1 ©. 171. 

3) Man vergl. $. 1280 des BGB.’ — Leber die Haftung der Frachtführer 
vergl. allg. d. Handelsgeietbuch Artt. 395, 396, 400, 408, über die Haftung der Eiien- 
bahnen allg. d. Handelsgeſetzbuch Art. 423 fig. und Neichsgefeb vom 7. Imi 1871, 
betreff. die Verbindlichkeit zum Schadenerfate für die bei dem Betriebe von Eijenbah- 


nen u. |. mw. herbeigeführten Tödtungen und Körperverlegungen. 
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geringe Fabrläffigkeit bringen, vielmehr handelt es fich um eine Haft- 
ung für die objective Sicherheit der Sachen gegen Entwendung 
und Beihädigung, ohne Nüdjicht auf die Perjonen, welche ſich der 
Entwendung oder Beſchädigung Tchuldig gemacht haben; es macht 
feinen Unterjchied, ob der Gajtwirth jelbit, oder ein Glied der 
Familie deifelben oder ein Dienftbote oder ein Dritter, welchen der: 
jelbe ebenfalls aufgenommen, oder welcher ſich mit oder ohne Vor— 
wiffen deſſelben in dem Gaſthauſe aufgehalten bat, die jchuldige 
Perſon gewejen ijt'). 

Der Gaſtwirth baftet für die von dem Fremden eingebrachten 
Saden, ohne Unterjchied, ob er jelbit, oder feine Leute die Sachen 
übernommen baben, oder ob der Fremde diejelben blos thatjächlich 
in das Wirthshaus gebracht bat”), ferner für alle Saden, welche 
der Fremde bei jeiner Aufnahme, oder während jeines Aufenthalts 
im Gajthaufe dort niedergelegt bat, alſo namentlich auch für die 
bon dem Fremden, während feines Aufenthalts im Gajthaufe, ges 
kauften Sachen und eincaflirten Gelder’), endlich in Beziehung auf 
alle Räume, welche zur Ausübung des Getverbes dienen, alſo nament— 
[ih aucd in Beziehung auf die ſ. g. Gaftitube und, jofern die Haus: 
flur zur Unterbringung von Sachen benußt wird, auch in Beziehung 
auf dieſe). Hat jedoch der Gajtwirth dem Fremden einen bejtimmten 
Raum für feine Sachen, 5. B. ein bejonderes Zimmer angewiejen, jo 
haftet derjelbe nur, wenn der Fremde diejer Nachweifung nachge- 
fommen it’). Für die von dem Fremden in den ihm angewiejenen 


1) Mon vergl. $. 1285 Sat 1 des BGB.'s. — Der Gaftwirth haftet in dem 
Fällen, in welchen er zu der Bedienung der Fremden, 3. B. zu der Barbierbedienung, 
beftimmte Perfonen angenommen hat, unbedingt auch für den von diefen ‘Berfonen 
verübten Diebftahl. — Ueber den Regreß des Gaftwirthes an die Schuldigen und das 
Recht deffelben auf Abtretung der Forderungen vergl. oben ©. 492 fig. und 541, unter e. 

2) Man vergl. 8. 1281 in Verbindung mit $. 1284 des BGB.'s. 

3) Dian vergl. $. 1282 des BOB.'s. 

4) Dan vergl. $. 1283 Sat 1 des BOGB.'S und Annaleı N. F. Bd.7 ©. 350. 

5) Man vergl. $. 1283 Sat 2 des BGB.'s. — Wäre dem Fremden der Schlüffel 
zu dem angewiejenen Zimmer übergeben worden und hätte der fremde das Zimmer 
verlaffen, ohue das Zimmer zu verfchließen, jo würde der Gaftwirth für einen in der 
Abweienheit des Fremden verübten Diebftahl nur haften, wenn feine Leute den Dieb- 
ftahl verübt hätten. — Das umterlaffene Berfchließen des Zimmers während der 
Schlafftunden kann den Gaftwirth nicht von feiner Haftpflicht befreien. — Hätte der 
Fremde, weldem ein befonderes Zimmer angewiefen worden ift, in der Gaftftube 
oder in dem Speiſeſaale Sachen abgelegt, jo würde der Gaftwirth nur für die Hand- 
lungen feiner Leute haften. 


Trödelvertrag. 661 


Raum gebrachten Sachen haftet der Gaſtwirth, felbit twern der Raum 
fih außerhalb des Wirthshaufes befindet ’). 

Der Gaftwirth haftet nicht für Schadenerjag, wenn der Fremde, 
oder deſſen Angehörige, oder deſſen Dienjtleute, oder Perfonen, 
welche derfelbe bei fich aufgenommen hat, die Entwendung oder 
Beihädigung verjchuldet haben, oder wenn der Schaden in der Be: 
Ichaffenheit der eingebrachten Sachen feinen Grund bat, oder durch 
höhere Getvalt, 3. B. Feuer, Blitzſtrahl, gewaltfamen Einbruch, Ein- 
fall der Feinde, herbeigeführt worden ift ?). 

In Beziehung auf Sachen, welche der Fremde bei feiner Ab: 
reife mit Bewilligung des Gaſtwirthes zurüdläßt, dauert die Haft: 
pflicht des leßteren fort ?). 

Hat der Gajtwirth bei der Aufnahme dem Fremden erflärt oder 
erklären laffen, daß er eine Haftpflicht für die eingebrachten Sachen 
nicht übernehme, jo haftet er nur für abfichtliche Verfchuldung und 
grobe und geringe Fahrläſſigkeit). Ein Anjchlag, durch welchen der 
Gajtwirth die Haftpflicht von fich ablehnt, befreit den Gaftwirth nur 
dann, wenn er fich auf Geld, Wertbpapiere und Kojtbarfeiten bezieht 
und der Gajtwirth jich zur eigenen Aufbewahrung derfelben erboten 
bat, und wenn er in dem dem Fremden zur Beherbergung anges 
wieſenen Raume in einer in die Augen fallenden Weiſe bereits bei 
der Aufnahme des Fremden angebracht gewefen ift?). 

Die Vorſchriften über die Haftung der Gaſtwirthe finden auch 
Anwendung auf die Stallwirthe rüdjichtlich der bei ihnen eingeftellten 
Thiere und des dazu gehörigen Geſchirres ®). 


8. 409. 
XV. Trödelvertrag. 
Zrödelvertrag ilt der Vertrag, vermöge deifen der eine Bertrag- 


1) Man vergl. 88. 1283 Sat 2, 1284 des BOB. 

2) Dan vergl. $. 1285 Sat 2 bes BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1286 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1287 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1288 des BGB.’ — Mehrere Gaftwirthe und mehrere Erben 
Eines Gaftwirthes haften in derfelben Weife, wie mehrere Entleiher und mehrere Er— 
ben Eines Entleihers ($$. 1289, 1185 des BGEB.'s und oben ©. 627 Anmerkung). 

6) Man vergl. $. 1290 des BGB. — Ueber die Haftung der Poſt für ihr 
anvertraute Briefe und Packete vergl. Neichsgefek vom 28. October 1871, Abſchn. II. 
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ichließende ıder Eigenthümer der Sache, oder der Ueberlafier) eine 
bewegliche Sache mit der Beitimmung des Preifes dem anderen Ber- 
tragichließenden gegen die von diefem übernommene Berbindlichfeit 
überläßt, entiveder den Preis zu bezahlen, oder die Sadye zurückzu— 
geben’). Der Eigenthümer giebt das Eigenthum der Sache durch 
deren Ueberlaſſung zum Bertrödeln nicht auf?); bat jedoch der 
Trödler die Sache einem Dritten verfauft und übergeben, jo ſteht 
dem Dritten gegen die Eigenthumsklage des Eigenthümers die ex- 
ceptio rei venditae et traditae zu ?). 

Der Trödler haftet für abfichtliche Verſchuldung, grobe und ge= 
ringe Fabrläffigkeit*), dagegen nicht für den Zufall, e$ wäre denn, 
daß er diefen auspdrüdlich, oder ftiljchweigend übernommen hätte ®). 

At eine Zeit bejtimmt, welche dem Trödler zum Verkaufe der 
Sache geitattet fein joll, jo kann der Eigenthümer (Ueberlaſſer) erit 
nach dem Ablaufe diefer Zeit Nüdgabe der Sache nebft Zuwachs und 
etwa gezogenen Früchten, oder Bezahlung des beftimmten Preifes ver- 
langen®,. Der Trödler ift, wenn er nicht für den Zufall haftet, be— 
rechtigt, Erjaß der auf die Sache bis zum Verkaufe, oder bis zur 
Rückgabe derjelben gemachten nothwendigen Verwendungen, und, wenn 
ihm neben dem Gewinne, welchen er durch den Berfauf der Sache 
um einen höheren Preis, als den beitimmten, macht, ein Lohn ver- 
iprochen worden tft, nach dem Verkaufe der Sache diefen Lohn zu 
verlangen ”). 


1) Man vergl. $. 1291 Cab 1 des BGB.'s. — Wie jeder Vertrag, beruht auch 
der Trödelvertrag auf dem Conſenſe der Vertragfchließenden. Perfect wird aber der 
Tröbdelvertrag erft mit dem Beitpunfte, wo der Eigenthümer die Sache zum Bertrö- 
dein, oder mit der Beftimmmmg übergiebt, entweder die Sache zurüdzugeben, oder den 
dafür beftimmten Preis zu bezahlen. Ueber den Unterfchied des Trödelvertrages von 
dem Kommilfionsgefchäfte vergl. Kommentar Bd. 2 S. 308. 

2) Man vergl. 8. 1291 Satz 2 des BGB.'s. 

3) Man vergl. Kommentar Bd. 2 ©. 308. 

4) Man vergl. 88. 1292 Eat 1, 7238 des BGB.'s. 

5) Man, vergl. 8. 1292 Cab 2 des BGEB.'s. Eine ftillichweigende Uebernahme 
des Zufalls wiirde dann anzunehmen fein, wenn der Trödler die Ueberlaffung der 
Sache lediglich in feinem Intereffe verlangt hätte. 

6) Man vergl. $. 1293 des BGB.'s. 

7) Dan vergl. $. 1294 des BGB.'s. 
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8. 410. 
XVI Gejhäftsführung vermöge Auftrags. 
Begriff des Auftrages. 


Auftrag (Mandat) ift der Vertrag, durch welchen fich Jemand 
einem Anderen verpflichtet, deffen Willen gemäß Geſchäfte unentgelt- 
lich zu, führen‘). Wie bereits oben S. 494 bemerft tworden ift, wird 
der Auftrag durch (bloßen) Conſens geſchloſſen; es macht daher 
feinen Unterjchied, ob der Vertrag unter Gegenwärtigen (inter prae- 
sentes) oder unter Abwejenden (inter absentes) gejchloffen, ob der 
Conſens durch Briefe, oder Boten, ausdrüdlich oder ſtillſchweigend er: 
theilt wird. Auf Seiten des Auftraggebers (Mandanten) wird 
der Wille erfordert, dem Anderen (dem Beauftragten, Mandatar) die 
Führung eines Gejchäfts ?) zu übertragen. Diejer Wille kann zu erfennen 
gegeben werden durch Worte, welche einen Auftrag enthalten, aber auch 
durch Ertbeilung eines Befehles, 3. B. an einen Dienftboten oder an einen 
Untergebenen, und durch den Ausipruch eines Wunjches oder einer 
Bitte). Ein Fall, in welchem der Wille, einen Auftrag zu ertbeilen, 
aus Thatjachen zu folgern fein kann, ift insbefondere der, wenn Se: 
mand, ohne zu widerjprechen, gejchehen läßt, daß feine Gefchäfte 
in feiner Gegenwart, von einem Anderen geführt werden, 3. B. wenn 
„Jemand gejcheben läßt, daß in feiner Gegenwart eine ibm gehörige 
Sache von einem Anderen verkauft oder verpfändet wird, oder daß 
fih ein Anderer für ihn verbürgt*). Auf Seiten des Beauf- 


1) Man vergl. $. 1295 des BGEB.'s. 

2) Ob ein einzelnes Gefchäft, eine Reihe von Geſchäften, oder die Gefammtheit 
der Sefchäfte einer Perfon aufgetragen wird, macht feinen Unterichied (8. 1296 des 
BGB.'s). Die Eintheilung nach dem Umfange des Auftrags iſt etwas Weiteres nicht, 
als ein Ergebniß der Interpretation eines ertheilten Auftrags. 

3) Man vergl. $. 1297 Sat 1 des BEB.'s und oben ©. 508. (Ebenfo nad 
römifchem Rechte 1. 1 pr. D. mand., 1. 25 $. 7 D. de acquir. hered.) — An ſich 
ift die Ertheilung eines Auftrages eine einfeitige Handlung des Auftraggebers, welche 
zu ihrer Gültigkeit eine Annahme von Seiten des Beauftragten nicht erfordert, auch 
durch diefe Annahme nicht verbindlich, namentlich nicht unwiderruflich wird. Da 
aber die frage, ob der Auftraggeber handlungsfähig geweſen fei, dann entfteht, wenn 
der Beauftragte dem Auftrage gemäß das aufgetragene Geſchäft geführt hat, fo fann 
man alferdings fagen, nur ein Handlungsfähiger, nicht ein in feiner Handlungsfähig- 
feit Beſchränkter, Fönne einen Auftrag gültig geben. (Man vergl. Aunalen N. F. 
Bd. 6 ©. 98 not. 1.) 

4) Man vergl. $. 1297 Sat 2 des BGB.'s, auch oben S. 192. (Ebenfo nad 
römiichen Rechte 1. 6 $. 2, 1, 18 D, mandat.) 
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tragten wird der Wille, das aufgetragene Gejchäft zu übernehmen, 
erfordert. Diejer Wille fann ausdritdklich und ftillfchweigend zu er- 
fennen gegeben werden. Eine jtillfehweigende Uebernahme des Auf— 
trags liegt in der tbatjächlichen Führung des aufgetragenen Geichäfts "), 
und diefem Fale fteht der Fall gleich, wenn Jemand, welcher zur 
Führung fremder Gejchäfte öffentlich beſtellt ift, oder fich öffentlich 
dazu erboten hat, einen ihm in Folge deſſen ertheilten Auftrag nicht 
ohne Verzögerung abgelehnt, oder eine ihm ertheilte jchriftliche Voll— 
macht nicht, ohne Verzögerung zurüdgegeben bat ?). 

Wird für die Führung von Gejchäften eine Gebühr bedungen, 
jo geht der Auftrag in eine Dienftmiethe oder in einen Verdingungs— 
vertrag über; es fönnen jedoch die Vertragſchließenden vereinbaren, 
daß deilenungeachtet die Vorjchriften über den Auftrag zur Anwend— 
ung fommen jollen ?). 

Der Auftraggeber und Beauftragte haften für abfichtliche Ver- 
ſchuldung, grobe und geringe Fabrläffigkeit *). 


$. 411. 
Fortjegung. 

Der Auftrag kann auf die Führung eines Gejchäftes des Auf: 
traggebers, oder eines Dritten, oder des Auftraggebers und des Be- 
auftragten, oder des Auftraggebers und eines Dritten, oder eines 
Dritten und des Beauftragten gerichtet jein‘). Wird dagegen ein 


1) In dem BVerhältwiffe des Auftraggebers zu dem Beauftragten fommt auf die 
Handlungsfähigkeit des letteren allerdings Etwas an. Dagegen fann, wenn ein in 
feiner Handlungsfähigkeit Beichränfter, vermöge erhaltenen Auftrags, ein Rechtsgeſchäft 
mit einem Dritten gefchloffen hat, weder der Auftraggeber, noch der Dritte aus der 
befchräuften Handlungsfähigkeit des Beauftragten Einreden gegen die Gültigkeit des 
Rechtögefchäfts ableiten. (Man vergl. Motive zu $. 1295 des BGB. im Commen- 
tar Bd. 2 ©. 509.) 

2) Man vergl. $. 1298 des BGB.'s, auch $. 16 der Adbvocatenordnung dom 
3. Juni 1859 und Art. 323 des allg. d. Handelsgeſetzbuchs. 

3) Man vergl. $. 1299 des BOB.'S, und über, die Frage, ob der Auftrag in 
einen Dienftvertrag oder Berdingungsvertrag übergeht, wenn der Beauftragte vermöge 
feines Amtes oder Gewerbes für die Beforgung des aufgetragenen Geſchäfts eine Ge- 
bühr fordern fan, Annalen N. 5. Bd. 6 ©. 98 not. 1 und Archiv für Wechſelrecht 
und Handelsreht N. F. Bd. 1 ©. 120 fig. 

4) Dan vergl. 8. 1302 in Verbindung mit 88. 728, 729 des BOB... 

5) Man vergl. $. 1300 Sa 1 und 2 des BGB.'s. — Insbefondere ift es ein 
gültiger Auftrag, wenn der Eigenthitmer der verpfändeten Sache Auftrag giebt, die 
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Geihäft aufgetragen, welches lediglich den Beauftragten betrifft, 
jo ift es nicht ein Auftrag, fondern ein bloßer Ratbichlag ), oder 
eine Empfehlung. Rathſchläge und Empfehlungen find unverbindlich. 
Hat aber Derjenige, welcher einen Rath gegeben, oder eine Perſon 
empfohlen bat, wiſſentlich einen fchädlichen Nath gegeben oder wiſſent— 
lich eine ungeeignete Perſon empfohlen, oder hat er in einem Falle, 
in welchem er vermöge Amtspflicht, Berufs, oder Vertrags zu handeln 
batte, aus Fahrläffigkeit einen fchädlichen Rath gegeben, oder eine 
ungeeignete Perſon empfohlen, jo ift er verpflichtet, den dadurch ver: 
urfachten Schaden zu erfeten ?). 

Das bürgerliche Geſetzbuch unterfcheidet zwifchen Handlungen, 
zu welchen ein ertheilter Auftrag ohne Weiteres ermächtigt (ſ. g. 
Generalmandat), und Handlungen, zu welchen es jedes Mal Lines 


bejonderen Auftrags bedarf (ſ. g. Specialmandat) ?). 
Sache in der Auction oder Subhaftation zu erftehen, ingleichen' wenn Jemand einem 
Miterben Auftrag giebt, eine erbichaftliche Sache zu kaufen. (1. 22 88. 3 und 4 D. 
mand. vel contra und Archiv für Wechfelrecht und Handelsredht a. a. DO.) 

1) Man vergl. $. 1300 Sat 3 des BGEB.'s. 

2) Man vergl. $. 1301 des BOB. und Annalen N. F. Bd. 7 ©. 160, S 
365. — Ein Fall des dolus beim Rathſchlage würde 3. B. der fein, wenn A. dem 
B., welder zum Erben eingefegt worden ift, wider befferes Wiſſen vorfpiegelte, es fei 
die Erbichaft zahlungsfähig und dem B. den Erbfchaftsantritt anriethe, oder wenn A., 
welcher weiß, daß ein Papier werthlos ift, dem B. den Ankauf diefes Papieres, als 
eines guten, anriethe, oder wern A., welcher weiß, daß C. fic eines Diebftahles oder 
einer Unredlichfeit fchuldig gemacht hat, dem B. anriethe, den C. in feinen Dienft zu 
nehmen, ohne den Fehltritt deffelben anzuzeigen. — In vielen Fällen trifft dolofer 
Rathſchlag oder dolofe Empfehlung mit dem f. g. Creditmandate zufammen, 3. B. 
wenn A. dem B. wider befferes Wiſſen vorfpiegelte, es fei C. bei ganz guten Ver— 
mögensverhältniffen und den B. dadurch beftimmte, dem C. Credit zu geben. Ju 
diejem alle würde A. ans der dolofen Empfehlung, aber auch nad) den Vorſchriften 
über das f. g. Creditmandat haften ($. 1476 des BGB... — Der 8. 1301 des 
BGB.'s erwähnt die Ausnahme, welche gewöhnlich gemacht wird, nämlich die, wenn 
ber Berathene ohne den Auftrag Das nicht gethan haben würde, wozu ihm der Rath 

” ertheilt worden ift, aus dem Grunde nicht, weil alle hierher gehörige Fälle durch die 
Vorſchrift über das Ereditmandat 88. 1476 bis 1479 gededt werden. — Endlich hat 
das Schadlosverfprechen bei dem Rathſchlage und bei”der Empfehlung nichts Beſon— 
deres. 

3) Die Handlungen des beſonderen Auftrags find nach dem $. 1306 des BGB.'s 
nachftehende : 





8. 1306. 

Zu Veräußerung oder Ankauf von Grundſtücken, zu Eintragungen oder Löſchungen 
im Grund» und Hypothelenbude, zu Erhebung von Geld oder Geldeswerth und 
Quittung darüber, zu Bejeitigung eines Nechtöftreites durch Schiedsſpruch oder Ber- 
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8. 412, 
VBerbindlichleiten des Beauftragten. 


Die Berbindlichkeiten des Beauftragten (ſ. g. actio mandati 


direceta) find nachitehende. Er ift 
a) verbunden, den Auftrag nad der Anweiſung des Auftraggebers 


b 





— 


auszuführen; fehlt es an einer beſtimmten Anweiſung, ſo hat er 
jo zu handeln, wie es der muthmaßlichen Abſicht des Auftrag— 
gebers, der Natur des Geſchäfts und dem Vortheile des Auf— 
traggebers entſpricht; von der ausdrücklichen Anweiſung darf 
er nur inſoweit abweichen, als anzunehmen iſt, daß der Auftrag— 
‚geber ihn zu der Abweichung ermächtigt haben würde, wenn er 
die Umjtände gekannt hätte, welche die Abweichung veranlaßten ’); 
er darf das Gefchäft unter günjtigeren Bedingungen fehließen, 
als ihm aufgetragen worden tjt; bat er das Geſchäft unter un 
günftigeren Bedingungen gejchloffen, und tritt der Fall nicht 
ein, in welchem ev von der erhaltenen Anmweifung abweichen 
fann, jo gilt der Auftrag nur dann als erfüllt, wenn er den in 
den ungünftigeren Bedingungen liegenden Nachtheil übernimmt ?). 
Der Beauftragte ijt 

verbunden, das aufgetragene Gejchäft in Perſon zu bejorgen; 
zwar kann er die Führung des aufgetragenen Geſchäfts einem 
Dritten mit der Wirkung überlaffen, daß der Auftraggeber 
innerhalb der Grenzen des Auftrags durch die Handlungen des 
Dritten ebenſo verpflichtet wird, wie wenn der Beauftragte das 
Gejchäft in Perfon gejchloffen hätte; aber zur Uebertragung des 
Auftrags an einen Dritten mit der Wirkung, daß er dem Auf: 
traggeber gegenüber befreit wird, iſt er nur dann berechtigt, 
wenn er an der Führung des Gejchäfts perjünlich, 3. B. durch 





gleich, zu Abtretung oder Aufgebung von Rechten an Sachen oder von Kordernugen, 
zu Bornahme einer Schenkung, zu wechjelmäßigen Verpflichtungen des Auftraggebers 
bedarf es eines ansdrüdiich daranf gerichteten Auftrages. Man vergl. auch Commentar 
Bd. 2 ©. 313. — Wenn der Beauftragte Handlungen des f. g. Specialmandates vor- 
nimmt, welche in der Vollmacht nicht namentlich aufgeführt werden, jo iſt er als 
Seichäftsführer ohne Auftrag zu betrachten und es wird der Geichäftsherr dadurch nur 
verbindlih, wenn er das in feinem Namen Geſchehene genehmigt. 


1) Durch diefe Borfchrift erledigt fich der Unterfchted ziviichen dem Handeln prae- 


ter mandatum und contra mandatum. 


2) Dan vergl. $8. 1303 bis 1305 des BGB.'s. 
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Krankheit behindert ift und das Gefchäft feinen Auffchub leidet, 
oder wenn das Gejchäft fo bejchaffen it, daß es ohne einen 
Dritten nicht beforgt werden kann, 3. B. wenn der Auftrag zur 
Führung eines Nechtsitreites einem Nichtadvocaten ertheilt worden 
ift, endlich wenn der Auftraggeber die Uebertragung an einen 
Dritten gejtattet hat N; bat der Beauftragte in Fällen, in welchen 
ihm dies erlaubt ift, den Auftrag einem Dritten übertragen, fo 
baftet er nur für Verſchuldung in der Wahl des Dritten (j. g. 
eulpa in eligendo), auch iſt er nur zur Abtretung der Klage 
wider den Dritten gehalten; hat er in Fällen, in welchen ihm 
dies nicht erlaubt iſt, das Gefchäft durch einen Dritten beforgen 
lajien, jo haftet er für den Schaden, welcher dadurch entjtanden 
ift, daß er die Ausführung des Auftrags einem Dritten über- 
laſſen hat, 3. B. wenn diefer dem Auftraggeber gehörige Gelder 
unterfchlägt?). Der Beauftragte iſt 

ce) verbunden, Alles, was ihm in Folge des Auftrages anvertraut 
worden ift, oder was er vermöge des Auftrags für den Auf 
traggeber angejchafft, oder jonjt erhalten hat, dem Auftraggeber 
herauszugeben und die etwa für denjelßen erworbenen Forder— 
ungen abzutreten °); bat er ihm anvertrautes oder für den Auf 
traggeber empfangenes Geld in jeinen Nußen verwendet, oder 
nicht zeitig abgeliefert, jo bat er Zinjen zu fünf vom Hundert 





1) Man vergl. $. 1307 des BGEB.s. In den Fällen, wo der Beauftragte an 
der Ausführung des Auftrags perfönlich behindert ift und das Geschäft keinen Anfſchub 
erleidet, fann der Beauftragte fogar fchadenerfatpflichtig werden, wenn er den Auf 
trag nicht auf einen Anderen überträgt. — Nach der Advocatenordnung $. 18 .hat der 
Sachmalter das Recht zu jubftituiren, wenn ihm dies nicht ausdrüdlich verboten wor« 
den if. Nach meiner Anficht kann fich dies nur auf die Vollmachten zu Führung 
eines Rechtsſtreites beziehen, nicht auf Bollmachten, welche mit Rüdficht auf die Per— 
fon des Beauftragten gegeben werden, 3. B. zur Empfangnahme von Geldern. 

2) Man vergl. $. 1308 des BGB.'s. — Das Berhältniß zwilchen dem Auftrag- 
geber und dem Dritten ift, wenn die lebertragung des Auftrags an den leßteren er- 
faubt war, nad) den Borjchriften über den Auftrag, in Fällen der unerlaubten Ueber: 
tragung nad) den Vorſchriften über die Gefchäftsführung ohne Auftrag zu beurtheilen 
(8. 1309 des BGB.'s). 

3) Mau vergl. $. 1310 in Verbindung mit $. 958 des BGBe's und Motive zu 
8. 1310 im Kommentar Bd. 2 ©. 315. — Hat der Beauftragte für den Auftraggeber 
eingenommene Gelder ohne Auftrag ober wider den Auftrag auf Zinfen ausgeliehen, 
jo iſt zu umterfcheiden, ob er das Geld im Namen des Auftraggebers oder in feinem 
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auf das Jahr, von Zeit der Verwendung in feinen Nußen oder 
der unterlaffenen Ablieferung an, zu bezahlen‘). Endlich ijt der 
Beauftragte 
d) verbunden, über die Führung des ihm aufgetragenen Gejcäfts 
- die erforderlichen Aufllärungen zu geben und geeigneten Falles 
Rechnung zu legen ?). 


Anm. Die dem Auftraggeber zuftehende actio mandati direeta geht, wenn ber 
Beauftragte den übernommenen Auftrag nicht oder nicht richtig ausgeführt oder bei 
deffen Ausführung Etwas verieben hat, auf Echadenerfag. Worin der Echadeneriat 
befteht, ift nach den befonderen Berhältniffen des einzelnen Falles zu beftimmen, Die 
gemöhnlichften Fälle des Schadenerfages find, wenn ein Auftrag zur Schliefung eines 
Verficherungsvertrages, zur Bezahlung einer verzinslichen Schuld, zum Ankaufe einer 
Sache, zur verzinslichen Anlegung von Geldern ertheilt und übernommen worden ift, 
auch dem Beauftragten die nöthigen Geldmittel gegeben worden find und der Beauf- 
tragte den Auftrag nicht oder ans Verſchuldung nicht richtig ausgeführt hat. In die— 
fen Fällen hat der Beauftragte dem Auftraggeber Schadenerfag zu feiften. So kann 
er, wenn er Sachen des Auftraggebers gegen Fenersgefahr verfihern follte, dies aber 
nicht gethan hat und die Sachen des Auftraggebers verbrannt find, fogar die Ber- 
fiherungsfumme zu bezahlen haben. Schwieriger ift der Beweis des Schadens, wenn 
ein Auftrag zur Einklagung einer Forderung oder zur Erhebung eines Proteftes ge» 
geben und der Beauftragte die Forderung verjähren, oder den Wechſel präjudiciren 
läßt, oder mit der Einflagung der Forderung zögert und der Schuldner zahlungsun« 
fähig wird. Im Wefentlichen fommt e8 in diefen Fällen darauf an, daß die Eriftenz 
ber Forderung und der Berluft derfelben durch die Nadjläffigkeit des Beauftragten 
bewiefen wird. 


Namen ausgeliehen hat. Im erfteren alle hat er die empfangenen Zinfen herans- 
zugeben und fiir die Zahlungsfühigkeit des Schuldners zu haften; im legteren alle 
hat er zwar bie empfangenen Zinfen nicht herauszugeben, er haftet aber für die aus- 
gelichene Summe und hat davon Zinfen zu fünf vom Hundert vom Tage der Ber- 
wendung in feinen Nuten an zu bezahlen ($. 1311). — Mit der Einrede, daß ihm 
das eingenommene Geld geftohlen worden fei, ift der Beauftragte nicht zu hören (oben 
S. 126). 

1) Man vergl. $. 1311 bes BGB.'s. 

2) Dan vergl. 8. 1312 in Verbindung mit $$. 1898 bis 1396 des BOB.’ — 
Diefe Berbindlichkeit hat der Beauftragte zu jeder Zeit, alfo namentlich nicht erft 
nach der Ausführung des Auftrags. — Haben Mehrere einen Auftrag gemeinichaftlich 
erhalten, jo können fie nur alle zufommen den Auftraggeber verbindlich machen, aus- 
genoyimen, wenn beftimmt oder nach den Umftänden anzunehmen ift, daß auch Einer 
oder Einige den Auftrag auszuführen berechtigt fein follen; find die mehreren Beauf- 
tragten verpflichtet, den Auftrag gemeinfchaftlich auszuführen, fo haften fie für die 
Ausführung, namentlich für Berichuldung, Ausantwortung der in Folge des Auftrags 
erhaltenen Gelder, Rechnungslegung, ale Geſammtſchuldner. (Man vergl. $. 1318 


— 


des BOB. und oben S. 572 flg.) 
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8. 413. 
Berbindlichfeiten des Auftraggebers. 


Die Verbindlichkeiten des Auftraggebers (j. g. actio mandati 
contraria) find folgende. Derjelbe it 

a) verbunden, dem Beauftragten auf dejjen Verlangen zu den er- 
forderlihen Auslagen einen Vorjchuß zu geben’). Der Auf 
traggeber iſt weiter | 

b) verbunden, dem Beauftragten die auf die Ausführung des Auf- 
trags verivendeten Koſten, joweit fie nicht überflüffig oder über- 
mäßig find, zu erjtatten, jelbit wenn die Gejchäftsführung einen 
Erfolg nicht gehabt bat, 3. B. wenn nad) Beitreitung der Auslagen 
die Ausführung des Auftrags unmöglich geworden ift, auch Die 
von dem Beauftragten aus feinen Mitteln gemachten Berläge 
mit fünf vom Hundert auf das Jahr, von der Zeit des Ver— 
lages an, zu bezahlen ?). 

c) Schäden, welche der Beauftragte bei der Ausführung erlitten 
bat, find von dem Auftraggeber zu erjegen, wenn ihn eine Ver— 
ihuldung um deswillen trifft, weil er den Beauftragten nicht 
gewarnt, oder wenn der Beauftragte bei der Ausführung des 
Auftrags einen Verluft gehabt, z.B. wenn er die Gelder, deren er zu 
der Ausführung des Auftrags bedurft, mit auf die Reife genommen 
bat, und in die Hände von Räubern gefallen it’). Endlich ijt 

d) der Auftraggeber verpflichtet, den Beauftragten von den für ihn 
übernommenen Verbindlichkeiten zu befreien, fofern nicht ber 
Zweck des Auftrags darin beiteht, daß der Beauftragte fich für 


1, Man vergl. 8. 1314 des BGB.'s. — Leiftet der Auftraggeber den Vorſchuß 
nicht, fo fann der Beauftragte das aufgetragene Geſchäft unausgeführt laſſen. — Nach 
römiihern Rechte konnte der Beauftragte wenn der Anftraggeber unficher wurde (f. g. 
inanes actiones), den Auftrag auch ohme deffen Rüdgabe unansgeführt laffen. (1. 23, 
1. 24, 1. 25 D. mandat.) 

2) Mau vergl. 8. 1314 des BGB.’ — Der Beauftragte hat zu beweilen, daß 
er bei der Ausführung des Auftrags die Berläge, deren Erftattung er fordert, beftritten 
babe, und, fofern nad) Beftreitung der VBerläge die Ausführung des Auftrags unmög- 
lich geworden ift, daß die Ausführung des Auftrags unmöglich geworden fei. Iſt die- 
fer Beweis von ihm erbracht worden, fo bedarf es nicht noch des Beweiſes, daf er 
die Berläge aus feinen Mitteln beftritten habe, vielmehr trifft den Auftraggeber die 
Beweislaft, wenn er behauptet, er habe dem Beauftragten die nöthigen Gelder zur 
Beftreitung der Berläge gegeben. 

3) Dan vergl. $$. 1302, 1314 des BGEB.'s. 
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ihn oder für einen Anderen verbürgen follte, in welchem Yalle 
das Recht des Beauftragten auf Befreiung erit dann begründet 
ift, wenn er zur Erfüllung der übernommenen Verbindlichkeit ge- 
nöthigt it"). 


8. 414. 


Rechtsverhältniß zmwifhen dem Auftraggeber und dem 
Dritten, mit welchem der Beauftragte das Rechtsgeſchäft 
geichlofjen bat. 


Bereits oben ©. 498 flg. find Grundſätze entmwidelt worden, nad 
denen die Frage, in welchen Fällen der Auftraggeber durch die von 
feinem Beauftragten geſchloſſenen Rechtsgejchäfte dem Dritten gegen» 
über unmittelbar verpflichtet und berechtigt wird, und in welchen 
Fällen nicht ?), zu entjcheiden ift. In dem gegenwärtigen Zujammen- 
bange iſt dem dort Gefagten noch Nachftehendes beizufügen. Der 
Auftraggeber wird dem Dritten gegenüber nicht verpflichtet, wenn der 
Beauftragte die Grenzen überjcritten hat und joweit dies der Fall 
iſt. Beſteht aber die Ueberjchreitung des Auftrags nur darin, daß 
bei einem öffentlich befannt gemachten oder von dem Auftraggeber dem 
Dritten angezeigten Auftrage gegen deffen Inhalt gehende Bejchränf- 
ungen, welche dem Dritten unbekannt geblieben, nicht beachtet worden 
find, jo bat der Auftraggeber auch infoweit die Handlungen des Be- 
auftragten anzuerkennen ?). Dies gilt insbejondere in dem alle, wo 
ein Auftrag zum Verkaufe ertheilt, der Beauftragte aber angemwiejen 
worden ift, nicht unter einer beſtimmten Summe zu verkaufen, derjelbe 
jedoch für einen billigeren Preis verfauft und übergeben bat. Da— 
gegen kann der Auftraggeber, wenn er zum Verkaufe gegen baare Zahl: 
ung Auftrag ertheilt, der Beauftragte aber ohne Zahlung erhalten zu 
haben, übergeben bat, die Sache von dem Dritten mitteljt der Eigen- 
thumsklage zurüdfordern ). 


1) Man vergl. 88. 1315, 1470 des BGB.'s. — Haben Mehrere den Auftrag 
gemeinfchaftlich ertheilt, fo haften fie dem Beanftragten als Gefammtichuldner, für 
Schyabenerfa haftet aber nur der — welchem die Verſchuldung zur Laſt 
fällt (55. 1316, 1025 des BOB.'s). 

2) Ueber die Frage, ob der Dritte gegen den Auftraggeber, wenn fid der Bes 
auftragte nicht als folcher zur erfennen gegeben hat, Klagen könne, vergl. Annalen N. 
F. Bd. 8 ©. 540, ©. 541. 

3) Man vergl. $. 1317 des BGB.'s. 

4) Man vergl. oben S. 322 not. 1. — Im den Fällen, wo ber Auftraggeber 
und der Beauftragte über diefelbe Sache einen Bertrag geichloffen, 3. B. die Sache 
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8. 415. 
Erlöjhungsgründe des Auftrags. 


Der Auftrag erlöjht durdh Widerruf von Seiten des Auf- 
traggebers von der Zeit an, wo der Beauftragte davon durch den 
Auftraggeber benachrichtigt worden ift'). Hat der Beauftragte zu 
diejer Zeit vermöge des Auftrags ein Gejchäft begonnen, deſſen Fort- 
jetung feinen Aufichub leidet, jo bat er daſſelbe fortzufegen, ſoweit 
es zur Abwendung eines jonjt eintretenden Nachtbeiles nothwendig 
iſt?). Der Auftrag gilt als widerrufen, wenn der Auftraggeber zu 
demjelben Gejchäfte einen anderen Beauftragten bejtellt, oder fich der 
Führung des Geſchäfts ſelbſt unterziebt. Auf das Recht des Wider- 
rufs kann dem Beauftragten gegenüber nicht verzichtet werden ?). 

Der Auftrag erlöicht durh Zurüdgabe von Geiten des Be 
auftragten von der Zeit an, wo der Auftraggeber davon durch 
den Beauftragten benachrichtigt worden ift; giebt aber der Beauf- 
tragte den Auftrag zu einer Zeit zurüd, wo der Auftraggeber das Gejchäft 
nicht mehr jelbjt bejorgen oder durch einen Anderen bejorgen lafjen 
fan, jo haftet er für den durch die Rüdgabe dem Auftraggeber ver- 
urjachten Schaden, ausgenommen wenn er durch Krankheit oder noth— 
wendige Abwejenbeit an der Ausführung des Auftrags und zur 
Uebertragung deijelben auf einen Anderen gehindert gewejen ift, oder 


verkauft haben, find die oben S. 488 flg. angegebenen Vorſchriften anzuwenden. — 
Die Vorjchrift des $. 1318 des BGB.'s, nad) welcher der Beauftragte aus den Namens 
des Auftraggebers geichloffenen Geichäften, foweit er Zahlungsmittel in den Händen hat, 
in Anjpruch genoinmen werden kann, wird zwar in den meiften Fällen nur einen In— 
hibitionsantrag zu unterfiügen geeignet fein (Commentar Bd. 2 ©. 318), darf aber 
hierauf nicht beſchränkt werden, indem auch jchon die dem Beauftragten gegenüber ab- 
gegebene angergerichtliche Erklärung, daß die Gelder, welche derjelbe von dem Auf- 
traggeber erhalten hat, um den Dritten zu befriedigen, in Auſpruch genommen wer- 
ben, die Wirkung hat, den Beauftragten an der Rückgabe der Gelder an den Auf- 
traggeber und an der Aufrechnung mit jpäter entftandenen Gegenforderungen zu hin- 
dern. Wenn man gegen den $. 1318 eingewendet hat, er trete in Widerfpruch mit 
dem Sabe, daß der Beauftragte durch die im Namen des Auftraggebers ge 
ſchloſſenen Rechtsgeichäfte nicht verpflichtet werde, fo ift dies geradezu finnlos, weil 
ber $. im Gegentheile auf diefem Sate beruht. 

1) Man vergl. $. 1319 Sat 1 des BGB.'s. — Bei dem BVorhandenfein mehre: 
rer Auftraggeber oder miehrerer Beauftragten wirft der Widerruf eines Auftraggebers 
oder einem Beauftragten gegenüber immer nur in dem Verhältniffe des Auftraggebers, 
welcher widerruft, uud dem Beauftragten gegenüber, welchem gegenüber widerrufen wird. 

2) Man vergl. $. 1319 Sat 2 des BGEB.'s. 

3) Man vergl. $$. 1320, 1321 des BGB.'s. 
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wenn der Auftraggeber die Leiftung des erforderlichen Vorſchuſſes ver- 
weigert hat!). Auf das Recht, den Auftrag zurüdzugeben, kann ver- 
zichtet werden ?). 

Der Auftrag erlöfcht mit dem Tode des Auftraggebers von 
der Zeit an, two der Beauftragte Kenntniß davon erhalten hat, aus- 
genommen wenn der Auftrag darin bejteht, daß er erit nach dem 
Tode des Auftraggebers ausgeführt: werden fol, oder wenn der Auf- 
trag zugleich für die Erben des Auftraggebers ertheilt worden ift ?). 
Treten dieje Ausnahmen nicht ein, jo hat der Beauftragte auch noch 
nad der Zeit, mo er den Tod des Auftraggebers erfahren bat, Das 
Gejchäft zu Ende zu führen, wenn es bereits ſoweit geführt worden ift, daß 
die Erben des Auftraggebers daſſelbe nicht mehr jelbit beforgen oder 
einem Anderen übertragen fönnen, oder wenn zu der Ausführung des 
Geſchäfts folche Vorkehrungen getroffen worden find, daß ein Zurüd- 
gehen davon für die Erben nachtheilig fein würde *). 

Der Auftrag erlöjcht mit dem Tode des Beauftragten, 
ausgenommen wenn er jo ertheilt worden ijt, daß er auch von defjen 
Erben ausgeführt twerden fol. Tritt diefe Ausnahme nicht ein, jo 
find die Erben des Beauftragten verbunden, dem Auftraggeber von 
dem Todesfall Nachricht zu geben, und die angefangenen Gejchäfte, 
joweit es zur Abwendung eines jonft eintretenden Nadhtheiles noth- 
wendig ift, jo lange fortzujegen, bi8 der Auftraggeber anderweite 
Verfügung getroffen hat °). 


1) Dan vergl. $. 1322 in Verbindung mit $$. 1307, 1314 des BOB. — 
Die Rückgabe des Auftrags, um den durch die Ausführung des Auftrags erlangten 
Bortheil zu gewinnen, 3. B. wenn der Beauftragte das Lotterieloo®, zu defien An« 
faufe er Auftrag erhalten hat, bereits gefauft hätte und erft hierauf, um den auf das 
Loos gefallenen Gewinn für fi zu behalten, den Auftrag zurüdgäbe, würde der 
Vorſchrift des 8. 1315 des BOB.’ widerjprechen. 

2) Dan vergl. $. 1323 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1324 Say 1 des BEB.'s. — Das ſ. g. mandatum post 
mortem galt ſchon nad) römiſchem Rechte in gemiffen Fällen (I. 12 $. 17,1. 13 D. 
mandat.) und das bürgerliche Geſetzbuch hat durch die VBorjchrift, daß diefer Auftrag 
unbedingt gilt, nur eine Subtilität des römischen Rechts, von welcher ein Grund nicht 
abzufehen ift, bejeitigt. — Dem Tode einer phyfiichen Perfon fieht das Aufhören 
einer juriſtiſchen Perſon glei. Dagegen ift der Auftrag nicht ohne Weiteres als er- 
loſchen zu betrachten, wenn der Auftraggeber des Gebrauchs feiner Bernunft beraubt 
wird. (Man vergl. Motive zu dem $. 1324 im Kommentar Bd. 1 ©. 320.) 

4) Man vergl. $. 1324 Say 2 in Berbindung mit $. 852 des BOB.'. 

5) Man vergl. $. 1325 in Berbiudung mit $. 852 des BGB.'s. 
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Wird der Auftrag widerrufen oder ijt der Auftraggeber geftorben, 
jo verpflichtet der Beauftragte durch Nechtsgefchäfte, welche er in der 
Ziwijchenzeit von dem Widerrufe oder dem Tode des Auftraggebers 
an bis dahin, wo er von dem einen oder dem anderen Kenntniß er- 
hält, mit einem Dritten jchließt, den Auftraggeber oder deſſen Erben 
dem Dritten gegenüber nur dann nicht, wenn der Dritte den Wider: 
ruf oder den Tod des Auftraggebers gekannt hat’). Hat der Bes 
auftragte den Widerruf oder den Tod des Auftraggebers erfahren, 
oder bat er den Auftrag zurüdgegeben, fo können Dritte, mit welchen 
derjelbe nach dieſer Zeit ein Rechtsgeſchäft ſchließt, jelbft dann nicht 
Hechte wider den Auftraggeber oder dejjen Erben erwerben, wenn 
fie nicht gewußt haben, daß der Auftrag erlojchen jei, ausgenommen, 
wenn bei dem Widerrufe oder der Rückgabe des Auftrags der Auftrag- 
geber den öffentlich bekannt gemachten Auftrag nicht auf gleiche Weije 
Öffentlich widerrufen oder dem Dritten, welchem er den Auftrag 
angezeigt hatte, oder mit welchem der Beauftragte verhandeln jollte 
oder mit Wiffen des Auftraggebers in Verhandlung jtand, von dem 
Erlöfchen des Auftrags feine Nachricht gegeben oder die dem Be— 
auftragten ausgejtelte Bollmachtsurfunde in deſſen Händen ge 
lajjen bat ?). 

8. 416. 
XVII Anweiſung. 

Unter Anweifung (Ajlignation) verſteht man den Auftrag, welcher 
darauf gerichtet ift, daß der Beauftragte (der Angewieſene, Ajlignat) 
für den Auftraggeber (den Anweifenden, Ajlignant) einem Dritten 


(dem Anweifungsempfänger, Ajlignatar) Geld oder andere Saden 
leiften jol?). Nimmt der Angewiejene dem Anweiſungsempfänger 








1) Man vergl. 8. 1326 des BOB.R. 

2) Man vergl. $. 1327 des BSB.’8. 

3) Dan vergl. $. 1328 Sag 1 des BGB.'s. — Der dem Angewiefenen ertheilte 
Auftrag kann auch die Form eines Befehles, eines Wunfches oder einer Bitte haben 
($. 1297 des BGEB.'s). Nur in dem Berhältniſſe des Anweiſenden zu dem Angewie- 
fenen enthält die Anweifung einen Auftrag oder ein diefem ähnliches Geſchäft. Da- 
gegen kaun dem Berhältnifje des Anmeifenden zu dem Anweiſungsempfänger jedes beuf- 
bare -Rechtsgeihäft zu Grunde liegen, namentlid ein Auftrag zur Erhebung einer 
Summe Geldes bei dem UAngewiefenen, eine Schenkung, ein Geben an Zahlungsftatt, 
ein Ereditgeben u. f. m. — Das Recht der Anweifung liegt den ſ. g. laufmänniſchen 
Anweifungen und den Wechſeln zu Grunde (vergl. Zeitichrift für Mechtöpflege und 
Verwaltung Bd. 80 ©. 36). 

Siebenhaar, Privatredt. 43 
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gegenüber die Anweiſung an, jo wird eine Forderung des leßteren 
gegen den erjteren auf Leiſtung des Gegenftandes der Anweiſung be+ 
gründet '). 

Die rechtliche Natur der Anweifung und der Einfluß, welchen 
die Annahme der Anweifung auf die gegenjeitigen Verhältniſſe der 
dabei concurrirenden Perſonen bat, läßt fih nur dann erkennen, 
wenn man die Anweiſung in ihre für das Recht mwejentlichen Theile 
zerlegt. Das Ziel derjelben, nämlich die Begründung der Forderung 
des Anweifungsempfängers dem Angewiejenen gegenüber, iſt das 
Ergebniß von Rechtsgejchäften, tweldye zwijchen dem Anweiſenden und 
Angewiefenen, zmwifchen dem Anmweijenden und Anweilungsempfänger 
und zwiſchen dem Anweifungsempfänger und bem — e ge⸗ 
ſchloſſen werden. 

Soviel das Verhältniß zwiſchen dem —— und 
dem Angewieſenen anlangt, ſo finden die Vorſchriften über den 
Auftrag Anwendung. Der Angewieſene iſt nicht verbunden, die An— 
weiſung anzunehmen, ſelbſt dann nicht, wenn er Schuldner des An— 
weiſenden ijt?); bat er ſich dem Anweiſenden gegenüber verbindlich 
gemacht, die Anmweifung anzunehmen, jo fann er den übernommenen 
Auftrag "zu jeder Zeit zurüdgeben; er ift, wenn er den Auftrag zu— 
rüdgiebt, nur verpflichtet, dem Anweijenden den erhaltenen Vorſchuß 
(ſ. g. Dedung) zurüdzugeben und, ſoweit durch eine unzeitige Auf 
gabe des Auftrags Schaden entjtanden ift, dieſen zu erſetzen; er er- 
langt aber auch, wenn er fich dem Anweijenden gegenüber zur Ans 
nahme der Anmweijung verbindlich gemacht bat, nicht eine Forder— 
ung an den Anweiſenden und nicht eine Einrede gegen die Forder— 
ung, welche dem Anweiſenden wider ihn zuſteht, ſollte er jelbit fich 
zu dev Annahme der Anmweijung verbindlich gemacht haben, weil er 
Schuldner des Anweiſenden it”); bat er die Anweifung dem An: 
weilungsempfänger gegenüber angenommen, jo fann er zwar vor 
der Leiſtung an denfelben einen Vorjchuß oder eine Sicheritellung 
von dem Anweijenden verlangen, jofern nicht etwas Anderes bejtimmt 
worden oder er (der Angewiejene) den Gegenjtand der Anweiſung 
dem Anmeijenden fchuldig ift*); eine Forderung nad den Bor: 


1) Man vergl. 8. 1328 Sat 2 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $. 1328 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $. 1334 des BGB.'s. 
4) Man vergl. $. 1332 des BGB.'s. 
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Ichriften der Gejchäftsführung vermöge Auftrags an den Anweijenden 
erlangt er nur erjt durch die Befriedigung des Anweijungsempfängers 
und auch nur hierdurch wird er von der Schuld, wenn er mit Rückſicht 
auf eine joldhe die Anweifung angenommen bat, dem Anweiſenden 
gegenüber befreit’). Aber auch der Anweiſende kann den dem An- 
gewieſenen ertbeilten Auftrag widerrufen, jo lange diejer die Ans 
weilung dem Anmweifungsempfänger gegenüber noch nicht ausdrücklich 
oder thatjächlich durch Leiftung des angetwiefenen Gegenjtandes an— 
genommen bat ?); auch erlöfcht die Anmeijung, wenn vor deren Ans 
nahme der Anweijende jtirbt?). Hat der Angetviefene nad dem 
Widerrufe oder dem Tode des Anweifenden die Anweiſung ange 
nommen, jo jtebt ihm, joweit nicht die oben ©. 671 flag. angegebenen 
Borjchriften Anwendung finden, ein Anfpruch an den Anmweijenden oder 
deſſen Erben nur nach den Borjchriften der Gejchäftsführung ohne 
Auftrag zu. 

Soviel das Verbältnig zwijchen dem Anmweijenden und 
dem Anweifungsempfänger betrifft, jo fann der eritere die Ans 
weifung, jolange Ste nicht von dem Angewiejenen angenommen 
worden ift, zu jeder Zeit widerrufen); diejer Widerruf ift auch jelbit 
dann nicht ausgejchloffen, wenn mit der Anweiſung der Zweck ver- 
bunden ift, daß der Anmweifungsempfänger den angewiefenen Gegen» 
jtand zu eigenem Bortbeile erheben joll (j. g. mandatum oder pro- 
curatorium in rem suam), indem, ivenn der Anmweifende die Anweiſ— 
ung in diefem Kalle dem Angewviejenen gegenüber widerruft, der Ans 
weifungsempfänger dem Anweiſenden gegenüber nur das Recht hat, 
Dasjenige, was er für die Anweiſung gegeben bat, zurüdzufordern 
und, wenn er außerdem Schaden gehabt hat, deſſen Erjaß von dem 
Angewiejenen zu verlangen’); bat der Angewiejene die Anmweijung 
dem Anweifungsempfänger gegenüber angenommen, jo fann zwar der 
Anweijende die Anweijung nicht twiderrufen, erfüllt aber der Ange- 
wiejene die Forderung nicht, jo bat der Anweifungsempfänger einen 
Rückanſpruch wider den Anweiſenden nur dann, wenn die Anweijung 
zur Tilgung einer ihm gegen den Anweifungsempfänger zuftehenden 


1) Man vergl. 88. 1334, 1335 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $. 1330 Sab 1 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $. 1330 Sab 2 des BGB. 
4) Man vergl. $. 1331 des BGB.'s. 
5) Man vergl. $. 1336 des BGB.'s. 
43* 
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Forderung gegeben worden iſt und der Anweifungsempfänger ift auch 
diejes Rückanſpruches verlujtig, wenn er die Anweifung an Zahlungs 
ftatt angenommen bat, oder wenn ihm bei Geltendmachung der An 
weijung eine Berjchuldung zur Laſt fällt"). 

Soviel endlid das Verhältniß zwijchen dem Anweiſungs— 
empfänger und dem Angewiejenen anlangt, jo wird durch die 
Anweiſung weder die dem Anweiſenden gegen den Angeiviefenen zu: 
jtebende Forderung auf den Anweifungsempfänger übertragen, nod 
ein Recht des Anweijungsempfängers auf den won dem Anweiſenden 
dem Angewiejenen geleiiteten Vorſchuß (ſ. g. Dedung) begründet ?); 
bat aber der Angewiejene dem Anweilungsempfänger gegenüber an 
genommen, jo fann der erftere dem leßteren nur Einreden aus dem 
Berhältniffe zu diejem, nicht aber aus dem Berhältniffe zwiſchen dem 
Anweiſenden und dem Anweijungsempfänger und nicht aus jeinem 
(des Angewiejenen) Verhältniſſe zu dem Anweiſenden entgegenjeßen, 
jofern nicht der Anweifungsempfänger die Anweijung als Beauftragter 
des Anweijenden erhalten hat ?). 


$. 417. 
XVII. Gejhäftsfühbrung ohne Auftrag. 
Begriff der Gefhäftsführung ohne Auftrag. 

Durch die Gefchäftsführung ohne Auftrag werden Forderungen 
ohne Conſens der Betheiligten begründet (j. g. Quaficontract). Bor: 
ausfegungen derjelben find das thatjächliche Führen eines fremden 
Gejchäfts und der Mangel eines Auftrages zu der Führung des Ge; 
ichäfts. Der bloße Wille, ein Gejchäft zu führen, ohne eine Hand 
lung, welche die Gejchäftsführung enthält, iſt feine Gejchäftsführung ‘). 
Ein fremdes Gejchäft it dasjenige, deſſen Vortheil und Nachtbeil auf 
das Vermögen des Gejchäftsführers einen Einfluß weder augenblidlic 
bat, noch jpäter haben kann ®). Unter einem Geſchäfte verfteht man 
jede menſchliche Handlung, melde auf das Vermögen einer Perſon 
Einfluß bat und unter dem Vermögen einer Perſon die in der Rechts— 
fähigkeit und in dem Familienſtande enthaltenen Rechte, den Inbe 
griff der erworbenen körperlichen Sachen und Rechte an Sachen, und 


1) Man vergl. 88. 1336, 1337 de8 BGB.’ und Kommentar Bd. 2 S. 3%. 
2) Man vergl. 8. 1338 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1334 des BGB.'s. 

4) Man vergl. Annalen N. F. Bd. 6 ©. 126 fig. 

5) Man vergl. Annalen a. a. D. ©. 101. 
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die Geſammtheit der Forderungen und Verbindlichkeiten)y. Die 
Handlung, in welcher die Führung eines fremden Gejchäftes liegt 
fann gerichtet jein auf die Abiwendimg des Unterganges oder der 
Berjchlechterung oder des Berluftes eines VBermögensgegenitandes, 
oder auf die Verbeſſerung eines VBermögensgegenftandes in Anjehung 
der davon zu ziehenden Früchte oder des Gebrauchs, auf die Er- 
werbung von Korderungen oder auf die Befreiung von Verbindlich 
feiten. Eine Handlung aber, welche den Gejegen oder den guten 
Sitten widerjtreitet, oder ein Verbrechen enthält, kann nicht als eine 
Gejchäftsführung gelten“). Ein Auftrag zu der Führung eines 
fremden Geichäfts fehlt nicht blos dann, wenn überhaupt gar fein 
Auftrag vorhanden ijt, ſondern auch dann, wenn ein jolcher zwar 
vorhanden, diejer aber ungültig oder nicht von dem Gejchäftsheren 
ertheilt, oder nicht an den Gejchäftsführer gerichtet ift?). 

Ein Irrthum des Gejchäftsführers bei der Gejhäftsführung kann 
in einer vierfachen Richtung vorfommen, der Gejchäftsführer kann 
nämlich irren 

a) infofern, als er in der Meinung fteht, daß er Auftrag habe, 
während er einen jolchen (wenigftens einen gültigen) nicht bat, 
oder 

b) infofern, als er in der Meinung, blos fremde Gejchäfte zu führen, 
zugleich feine eigenen führt, oder 

ce) injofern, als er in der Meinung, feine eigenen Gejchäfte zu 
führen, fremde Gejchäfte führt, oder 

d) infofern, als er in der Meinung, die Gejchäfte einer bejtimmten 

Perſon zu führen, die Gejchäfte einer anderen Perſon, oder zwar 

der bejtimmten Perſon, aber nicht diefer allein, jondern zugleich 

anderer Berjonen führt. 

In dem Falle 


zu a) 
ift der Irrthum völlig einflußlos ®). 
In dem Falle 
zu b) 


befteht eine Gefchäftsführung ohne Auftrag injoweit, als das Geſchäft 


1) Man vergl. $. 1344 des BEB.'s und Annalen a. a, DO. ©. 102 bie 119. 
2) Dan vergl. Annalen a. a. O. ©. 120 fig. 
3) Man vergl. 8. 1339 Say 1 des BGEB.'s. 
4) Man vergl. $. 1339 Sat 2 des BGB.'s. 
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ein fremdes ift; der Irrthum des Gejchäftsführers hat namentlidy nicht 
die Folge, daß er in Beziehung auf das fremde Gejchäft nur für ſ. q. 
culpa in concreto haftet, auch kann der Genehmigung des ganzen Ge 
ſchäfts von Seiten Desjenigen, deſſen Gejchäfte der Geſchäftsführer zu- 
gleich mit den jeinigen geführt hat, nicht die Wirkung beigelegt werden, 
daß die Gejcbäftsführung auch inſoweit, als fie auf das eigene Ge 
ſchäft des Gejchäftsführers Bezug bat, nach den Vorjchriften über 
die Gejchäftsführung ohne Auftrag beurtheilt wird !). 
In dem Falle 
zu ec) 
erlangt Derjenige, deſſen Gejchäfte bejorgt tworden find, zivar bie 
Rechte eines Gejchäftsherrn; er haftet aber Demjenigen, welcher die 
Geſchäfte beforgt bat, nur in joweit, als er bereichert it ?). 
In dem alle 
zu d) 
bat der Irrthum des Gejchäftsführers feinen Einfluß auf die Be 
ftimmung der Berfon des Geſchäftsherrn oder auf das Verhältniß 
der mehreren Geſchäftsherren zu dem geführten Gejchäfte?). 

Anm. Wie fih) aus der nachftehenden Darftellung ergeben wird, giebt es eine 
dreifache Art der Geſchäftsführung ohne Auftrag, nämlich erftens eine folche, deren 
günftige ober ungünftige Ergebnifje ſich unmittelbar an dem Bermögen bes Gejchäfte- 
berrn zeigen, 3. B. die Bezahlung einer fremden Schuld, die Fütterung fremden Bie- 
bes, die Wiederherftellung eines fchadhaften fremden Gebäudes, das Beftellen eines 
fremden Feldes; zweitens eine folche, welche erft mittelbar auf fremdes Vermögen Be: 
zug haben faun (8. 1357 des BGB.'s), insbefondere Verkauf einer fremden Sache 
(Annalen N. 5. Bd. 6 ©. 122 fig. umter Nr. 2) und die Erhebung einer fremden 
Forderung (Annalen a. a. DO. S. 112); endlich drittens die Gejchäftsführung, ver- 
möge der Willensrichtung des Geihäftsführers ($. 1358 des BGB.'s). Soviel bie 
erfte Art der Gefchäftsführung betrifft, fo ift die Genehmigung des Geſchäftsherrn 
fein Erforderniß der Gefchäftsführung. Tritt fie aber hinzu, fo hat dies in Beziehung auf 
ein bereits geführtes Gejchäft die Wirkung, daß der Geichäftsherr nach den Vorſchriften der 
Geihäftsführung vermöge Auftrags haftet (ratihabitio mandato aequiparatur), wäh- 
rend im Uebrigen die Borfchriften über die Geihäftsführung ohne Auftrag Anwendung 
finden ($. 1340 Satz 1 des BGB.'s), und in Beziehung auf ein angefangenes, aber 
noch nicht beendigtes, Geichäft die Wirkung, daß ein Auftrag zu deffen Fortführung 





1) Man vergl. $. 1341 des BGB.'s und Annalen a. a. O. ©. 135 fig. 

2) Man vergl. $. 1342 des BGB.es und Annalen N. F. Bd. 3 ©. 9 fig. md 
Br. 6 ©. 136 fig. 

3) Man vergl. 8. 1343 des BOB. und Annalen N. F. Bd. 6 ©. 137 fig. 
und namentlich den daſelbſt S. 138 not. 42 angezogenen Hugo Donellus, comm. jur. 
eivil. ed. Koenig-Bucher, t. IX pag. 154 flg. 
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angenommen wird (8. 1340 Sat 2 des BGB.'s). Dagegen bildet die Genehmigung 
bei den beiden anderen Arten der Geichäftsführung eine wefentliche Borausfegung der 
Geſchäftsführung (55. 1357, 1358 des BGB.'s). — In dem Begriffe der Genehmig- 
ung (Ratihabition) liegt, daf fie nur jo lange möglich ift, als der Gefchäftsherr nicht 
duch Worte oder Handlungen zu erkennen gegeben hat, daß er nicht ratihabire, und 
daß, wenn fie ertheift wird, fie auf die Zeit zurückzubeziehen ift, wo die Handlung fich 
ereignet hat, welche genehmigt wird. Die Genehmigung ift untheilbar infofern, als 
fie in Beziehung auf denfelben Gegenftand oder diejelbe Summe, oder dafjelbe Geſchäft 
nicht zu einem Theile gegeben, zu dem anderen Theile nicht gegeben werben fann. 
Dagegen verfteht es fich von felbft, daß fie, wenn es fi um mehrere einzelne Gegen- 
fände, um mehrere Summen und mehrere Gefchäfte handelt, in Beziehung auf einen 
einzelnen Gegenftand, eine Summe oder ein Gefchäft gegeben, im Uebrigen aber ver- 
weigert werden kann (Annalen N. F. Bd. 6 ©. 307 fig.). 


8. 418. 
Berbindlichfeiten des Gejchäftsführers. 


Der Gejchäftsführer hat fich bei der Gejchäftsführung nach dem 
ihm befannten wirklichen oder muthmaßlichen Willen des Gejchäfts- 
berrn und in Ermangelung eines daraus zu entnehmenden Anbaltes, 
nach der Natur der Sache und nach den Verhältniſſen des Gejchäfts- 
beren zu richten '); er ift verpflichtet, die von ihm angefangenen Ge: 
ihäfte zu vollenden und neue Geſchäfte zu übernehmen, joweit fie 
mit den früheren weſentlich zujammenhängen?); er haftet für ab» 
fichtlihe Verſchuldung, grobe und geringe Fahrläffigkeit und ſelbſt 
für den Zufall, wenn er das Gejchäft gegen das Verbot des Ges 
ſchäftsherrn geführt bat”). 

Der Gejchäftsführer ift eben jo wie der Beauftragte verbunden, 
Dasjenige herauszugeben, was er aus der Gejchäftsführung in den 
Händen bat, über die Gejchäftsführung Rechenſchaft zu geben und 
geeigneten Falles Rechnung abzulegen und die in jeinen Nutzen ver- 
wendeten Gelder zu verzinjen®). Hat er fich der VBermögensvermwalt- 
ung jeines Gläubigers unterzogen, jo ilt er verbunden, feine Ver— 
bindlichfeit zeitig zu erfüllen und, wenn er dies unterlaffen hat, bei 
einer Geldjchuld Zinjen zu fünf vom Hundert zu bezahlen ?). 


1) Man vergl. $. 1345 des BGB.'s und Annalen a. a. O. S. 315 fig. 

2) Man vergl. $. 1346 des BGB.'s und Annalen a. a. D. ©. 487 fig. 

3) Man vergl. 8. 1347 in Verbindung mit $$. 728, 729 des BGB. und An- 
nalen a. a. D. ©. 322 fig. 

4) Man vergl. 8. 1348 Sa 1 des BGB.'s und Annalen a. a. D. ©. 488 fig. 
5) Man vergl. $. 1348 Sat 2 des BGB.'S und Annalen a. a. D. 
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Iſt der Gejchäftsführer in feiner Handlungsfähigfeit bejchränkt, 
jo haftet er, jofern nicht aus bejonderen Gründen feine Verbindlichkeit 
weiter reicht, 3. DB. wegen eines Verbrechens, aus der Gejchäftsführ- 
ung nur foweit er bereichert tft‘). 

Mehrere Gejchäftsführer, welche die Gejchäftsführung gemein- 
jchaftlich übernommen haben, haften als Gefammtjchuldner ?), 


8. 419. 
Berbindlickeiten des Geſchäftsherrn. 


Hat fich der Gejchäftsführer bei der Gejchäftsführung und bei 
den gemachten Berivendungen an die im vorigen Paragraphen an- 
gegebenen Borjchriften gehalten, jo ift ihm der Geichäftsherr zur Er- 
ftattung der Verwendungen, zur VBerzinfung der Auslagen, und zur 
Befreiung von übernommenen Berbindlichkeiten, wie der Auftraggeber, 
verbunden ®). In anderen Fällen, insbejondere, wenn der Gejchäfts- 
führer das Gejchäft feines eigenen Vortheils wegen beforgt bat, haftet 
der Gefchäftsherr nur, joweit er durch die Gejchäftsführung bereichert 
ift. Soweit auch dies nicht der Fall it, hat der Gefchäftsführer nur 
das Recht der Wegnahme (jus tollendi) *). Die dem Gejchäftsführer 
zuftehende ſ. g. actio negotiorum gestorum contraria hat auch wider 
den hbandlungsunfäbigen und den in der Sandlungsfähigfeit be- 
Ichränften Geſchäftsherrn jtatt ®). 

In nachitehenden vier Fällen hat der Gejchäftsführer nicht das 
Recht, die Erjtattung jeiner Bertwendungen zu fordern: 

1) wenn ihm der Gejchäftsberr die Führung des Gejchäfts verboten 
bat und zivar bon der Zeit an, wo dem Gejchäftsführer das 
Berbot befannt geworden ift; das Verbot hat aber feine Wirf- 
ung bei Verpflichtungen, welche der Geſchäftsherr vermöge öffent— 
lichen Rechts dem Staate oder der Gemeinde gegenüber zu er- 
füllen bat, bei der Berabreichung des Unterhalts an Berjonen, 
zu deren Unterhalt der Gejchäftsherre verpflichtet ijt, und bei 
1) Dan vergl. $. 1349 des BGB.'s und Annalen a. a. O. ©. 495 flo. 

2) Man vergl, $. 1350 des BGB.'s, Annalen a. a. O. ©. 498 fig. und oben 
&. 668 not. 2. 

3) Dan vergl. 8. 1352 Sat 1 des BGB.'s, Annalen a. a. O. ©. 500 fig. und 
oben ©. 669 unter b. 

4) Mau vergl. 88. 1352 Satz 2, 1356 des BOB.s, Annalen a.a.D. und 
S. 504. 

5) Diau vergl. 88. 1824, 1014 des BGEB.'s und Annalen a. a. O. ©. 301. 
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der Beforgung einer Leichenbeftattung, veren Kojten der Ge 
Ichäftsherr zu tragen bat '); 
wenn der Gejchäftsführer das Gefchäft geführt hat, während ein 
Anderer vorhanden geweſen iſt, welcher fich zur unentgeltlichen 
Führung des Gejchäfts erboten bat ?); 
wenn der Gejchäftsführer die Abficht gehabt bat, dem Gejchäfts- 
herren mit dem Aufwande für die Gejchäftsführung ein Geſchenk zu 
machen; dieſe Abficht zu fchenfen wird angenommen, wenn 
Eltern oder Boreltern ihren Abkömmlingen, oder leßtere den 
eriteren, oder Geſchwiſter ihren Geſchwiſtern Unterhalt gewähren, 
ohne ſich wegen der Wiederertattung einen geeigneten Vorbehalt 
zu machen ?), endlich 
4) wenn der Gejhäftsführer zu der Gejchäftsführung auf jeine 
Koften eine Verbindlichkeit gehabt bat ®). 


2 


— 


3 


— 


8. 420. 
Fälle, in welchen die Genehmigung des Geſchäftsherrn die 
Vorausſetzung der Geſchäftsführung ohne Auftrag bildet. 


Wie bereits oben ©. 678 flg. in der Anmerkung erwähnt worden 
it, giebt es Fälle, in welchen eine Gejchäftsführung unter den Ver— 
bältniffen, unter denen fie erfolgt, nicht einen unmittelbaren Einfluß 
auf ein fremdes Vermögen bat, in welchen jedoch die Genehmigung 
(Ratihabition) die Wirkung haben fann, daß die Geihäftsführung 
die Natur einer Gejchäftsführung ohne Auftrag erhält. Diefe Fälle 
laffen fih auf zwei Gruppen zurüdführen. Die erjte Gruppe um— 
faßt die Fälle, in welchen Jemand in den Nutzen eines Anderen Etwas 
unter Umftänden verwendet, unter denen er fein Recht bat, die Er- 
ftattung feiner Verwendungen zu fordern, 3. B., wenn Jemand wilent- 
lich auf einem fremden Grundjtüde nach eigenem Gutdünfen ein Ge 
bäude aufführt. In einem jolchen Falle erlangt Derjenige, welcher 
die Verwendungen gemacht hat, ein Recht auf die Eritattung feiner 
Auslagen, wenn der Eigenthümer des Grund und Bodens den Bau 


1) Man vergl. $. 1355 des BEB.'s und Annalen a. a. O. &. 502. 

2) Man vergl. 8. 1353 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 1353, 1354 des BOB.s. Aber nur in dem Berhältniffe 
zwiſchen diefen Berfonen, Annalen N. F. Bd. 4 ©. 556. 

4) Man vergl. $. 1353 des BGB.'s. 
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genehmigt‘). Die zweite Gruppe wird gebildet aus den Fällen, in 
welchen ein Gejchäft zwar an fich nicht ein fremdes Geſchäft ift, im 
Erfolge aber einer anderen Perſon, als dem Gejchäftsführer, Vortheil 
und Nachtheil bringt, 3. B. der Verkauf einer fremden Sade, die 
Erhebung einer fremden Forderung, der auf einer Sache im Namen 
eines Anderen, welcer dazu feinen Auftrag gegeben hat, die Erheb— 
ung einer Forderung im Namen eines Anderen, welcher nicht Gläu- 
biger iſt. In einem Falle diefer Art bildet die Genehmigung des 
Geſchäftsherrn die VBorausfegung der Gejchäftsführung ohne Auftrag 
und des Anfpruchs des Gejchäftsführers auf Erjtattung jeiner Ber: 
wendungen ?). 


8. 421. 
XIX. Gejellidaftsvertrag. 
Begriff des Gefellfhaftsvertrages. 


Der Gejellichaftsvertrag beiteht darin, daß fich Mehrere zu einem 
durch Beiträge der Einzelnen zu erreichenden Zivede vereinigen und 
dadurdy eine das Vermögen betreffende Gemeinjchaft begründen ?). 
Derjelbe wird durch Conſens gejchloffen, auf welche Weife auch diejer zu 
erkennen gegeben worden fein mag. Wird aber die Schließung des Ge- 
jellfchaftsvertrags unter Mehreren bezwedt, jo ift er erft dann ge 
ſchloſſen, wenn alle Gejellfchafter ihren Conſens gegeben haben; eine 
Vereinbarung einzelner enthält die jtillfchweigende Bedingung in fich, 
daß auch die übrigen confentiren ®). 

Zum Zwede der durch den Gejellichaftsvertrag zu begründenden 
Vermögensgemeinſchaft fönnen die Gejellfchafter ihr ganzes Vermögen, 
ideelle Theile defjelben oder einzelne Bermögensgegenftände, entiveder 
dem Gigenthume oder der Benußung nach, und felbjt perfönliche 
Zeiftungen beitragen). In Ermangelung einer anderen Beitimmung iſt 


1) Man vergl. 8. 1357 des BGEB.'s, Annalen N. 5. Bd. 4 ©. 312 und Bo. 
6 ©. 508. 

2) Man vergl. 8. 1358 des BOB.sS, Annalen N. 5. Bd. 6 ©. 112, 122 fig- 
unter Nr. 2, S. 507. 

3) Dan vergl. 8. 1359 des BGB.'s. 

4) Das Uebereinkommen, verfchiedene Sachen zufammenzumerfen, damit daraus 
Eine Sache gemadht wird, oder ein Grundſtück zu laufen, ift fein Gefellfchaftsvertrag 
(8. 27 J. de rer. divis., 1.81 D. pro socio). Auf das befonbere, überall ſtreng zu in- 
terpretirende, Recht des allg. d. Handelsgeſetzbuchs wird in dem Nachftehenden feine 
Rüdficht genommen. 

5) Man vergl. $. 1360 des BOB.'8. 
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anzunehmen, daß die Gejelljchafter nach einem gleichen Verhältniſſe 
Beiträge zu leiften haben; Ungleichheiten können vereinbart werben, 
auc in der Weife, daß ein Gejellichafter blos Vermögen, der andere 
blos perjönliche Yeiftungen beitragen fol’). Eine Vereinbarung aber, 
dag ein Gejelljchafter an dem durch den Gefellichaftsvertrag bezwedten 
Gewinne Theil nehmen joll, obne einen Beitrag zu leiften, oder an 
dem Berlujte Theil nehmen joll, ohne einen Gewinn zu haben (j. g. 
societas leonina), twiderjtreitet dem Begriffe des Gejellichaftsver- 
trages?). 

In Ermangelung einer Bejtimmung über die Antheile am Ge- 
mwinne oder am Berlufte find Antheile nach der Perfonenzahl der 
Gejellichafter anzunehmen, ohne Unterfchied, was und tie viel die 
einzelnen beigetragen haben). Eine Vereinbarung über eine andere 
Art der Vertheilung des Gewinnes oder Verluftes ift jo zu verſtehen, 
daß, wenn fich bei einem Nechnungsabjchluffe oder bei der Auflöfung 
der Gefellichaft ein Gewinn ergiebt, diefer nad) den Gewinnantheilen, 
und wenn fich dabei ein Verluſt ergiebt, diefer nach den Verluſtan— 
tbeilen vertbeilt werden jol. Denn zu einer und derfelben Zeit kann 
die Gejellfchaft nicht Gewinn und Verluſt, jondern nur diefen, oder 
jenen haben. Sind aber blos die Antheile am Gewinne, oder blos 
die Antheile am Berlufte beitimmt, jo gilt diejelbe Vertheilung für 
Beides ®). 

Geht der Zweck der Gejellichaft auf gemeinfchaftlichen Erwerb 
(societas quaestuaria), jo it zu vermutben, daß, wenn vertretbare 
Sadyen eingebracht werden, eine Gemeinjchaft dem Eigentbume nach 
(quoad dominium), und wenn unvertretbare Sacdıen eingebracht 
werden, eine Gemeinfchaft der Benußung nach (quoad usum et 
usumfruetum) beftebt. Gebt der Zweck der Gefellichaft nicht auf 
gemeinjchaftlichen Erwerb, jo fpricht die Vermuthung dafür, daß die 
Beiträge dem Eigenthume nach gemeinjchaftlich werden follen. Werden 





1) Dan vergl. 8. 1361 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1362 des BEGB.E — Wird einem Gefellfchafter die Leiftung 
bes verfprochenen Beitrages durch Zufall unmöglich, oder geht der Gegenftand, wel- 
chen er der Benutzung nad) beigetragen hat, durch Zufall unter, jo finden die Vor» 
fchriften über die Tragung der Gefahr und über die Unmöglichkeit der Leiftung in den 
88. 870, 1013 des BGB.’ Anwendung ($. 1363). 

'3) Dan vergl. $. 1366 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1364 bes BGB.'s. 
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die Beiträge dem Eigenthume nach gemeinjchaftlich, fo werden auch 
die Nugungen derjelben gemeinschaftlich ’). 


8. 422. 
Wirkungen des Gejellichaftsvertrages. 


Jeder Gejfellfebafter ift verbunden, zu leiften, was er zu dem 
Zwede der Gejellichaft beizutragen verjprochen hat, insbefondere die 
zur Gemeinjchaft beftimmten Gegenftände den übrigen Gefellfchaftern 
jo mitzutheilen, wie es verabredet worden ift?). In den Angelegen- 
heiten der Geſellſchaft, namentlich auch, wenn er die Gefchäfte der- 
jelben vermöge Auftrags oder ohne Auftrag führt, haftet er für die 
Sorgfalt, welche er in feinen Angelegenheiten zu beobachten pflegt 
(culpa in concreto)?), 

Die Führung der gemeinfchaftlichen Angelegenheiten jteht den 
ſämmtlichen Gejellichaftern zu ®). Geſellſchaftsbeſchlüſſe können nur 
mit Einwilligung jämmtlicher Gejellichafter gefaßt werden; joll ver- 
tragsmäßig die Stimmenmebrbeit entjcheiden, jo ift in Ermangelung 
einer anderen Bejtimmung, die Mehrheit nach der Perfonenzahl zu 
beitimmen ®). Sind einzelne Gejelfchafter zur Führung der gemein- 
Ichaftlichen Angelegenheiten berufen, jo ſtehen fie den anderen Gejell- 
Ichaftern gegenüber in dem Berhältniffe der Beauftragten den Auf- 
traggebern gegenüber, jedoch mit der Bejonderheit, daß fie den Auf: 
trag nicht zurüdgeben und die anderen Gefellichafter den Auftrag 
nur toiderrufen fönnen, wenn die Beauftragten durch Untreue oder 
Nachläſſigkeit die Gefellichaft in Gefahr bringen ®). 

Haben einzelne Gefellfchafter die Gejchäfte der Geſellſchaft ohne 
Auftrag geführt, jo iſt ihr Verhältniß zu den übrigen Gejellidaftern 
nach den Vorſchriften über die Gejchäftsführung ohne Auftrag zu 
beurtheilen”). Ein Gejellichafter, welcher die Gejchäfte der Gejellichaft 


1) Man vergl. $. 1366 des BGB.'s. — Diefer $. giebt die Enticheidung für 
die Frage, ob das periculum rei von dem Gefellichafter, welcher die Beiträge gelei- 
ftet hat, oder von den ſämmtlichen Gejellichaftern zu tragen ift. 

2) Man vergl. $. 1372 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1371 des BGB.'s und oben S. 475 fig. 

4) Man vergl. S. 1367 Sat 1 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 8. 1367 Sat 2, 3 des BOB.'E. 

6) Man vergl. 8. 1368 in Berbindung mit $. 1371 des BOB!R. 

7) Dan vergl. 8. 1369 in Verbindung mit 8. 1371 des BOB. — Nach rö- 
mifchem Rechte wurde angenommen, daf, wenn ein Gejellichafter zu feinem befonderen 
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geführt bat, ift verbunden, Nechenjchaft über die Gefchäftsführung zu 
geben und geeigneten Falles Nechnung abzulegen, auch Dasjenige 
herauszugeben, was er für die Gejellfcbaft eingenommen bat, und, 
wenn er Gelder in feinen Nußen verwendet oder nicht zeitig ab- 
geliefert hat, Zinſen zu fühf vom Hundert auf das Jahr zu bezahlen’). 
Dagegen kann er, wenn er beider Geſchäftsführung Auslagen beitritten 
bat, von den übrigen Gejellichaftern verhältnigmäßigen Erſatz und 
wenn er dabei Berbindlichkeiten übernommen bat, verbältnigmäßige 
Befreiung fordern ?). Hat er bei der Führung der Gejchäfte der Ges 
jellichaft durch Zufall einen Schaden erlitten, welchen er nicht erlitten 
haben würde, wenn er die Gejchäfte der Gejellfchaft nicht geführt 
hätte, jo kann er von den übrigen Gejellichaftern verhältnigmäßigen 
Erjaß fordern ?). 

Hat ein Gejellichafter, welcher aus der Gemeinjchaft gegen die 
übrigen Gejellichafter einen Anjpruch bat, feine Befriedigung von 
dem einen oder anderen derjelben, wegen Zablungsunfäbhigkeit, nicht 
erhalten, jo haben die zahlungsfähigen Gejelljchafter, mit Einjchluß 
des Sjorderungsberechtigten, den Verluſt nach Verhältniß ihrer Ver— 
lujtantheile zu tragen. Hat ein Gefellichafter in einem folchen Falle 
von einem Gefellichafter Etwas erhalten, während die übrigen wegen 
deſſen Zahlungsunfäbigkeit Ettvas nicht erhalten können, jo ijt er ver- 
bunden, das Erhaltene mit den übrigen Gejellfchaftern nach Verhältniß 
ihrer Gewinnantheile zu theilen *). 


$. 423. 
Verhältniß der Gejfellichafter den Släubigern und 
Schuldnern der Gejellichaft gegenüber. 


Nach römiſchem Rechte waren die Forderungen und Verbindlich 
feiten der Geſellſchaft unter den einzelnen Gejelljchaftern nach ihren 


Bortheile Gefchäfte trieb, durch welche der Zweck der Geſellſchaft ganz oder theilweife 
vereitelt wurde, hierin eine ftilljchweigende Aufküundigung der Gefellihaft läge (1. 65 
$. 15 D. pro socio). Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche ($$. 1370, 1379 bis 1381) 
wird dies ebenfalls anzunehmen fein. — Ganz unzwedmäßig und unausführbar find 
bie Artt. 96, 97 des allg. d. Handelsgeſetzbuchs. 

1) Man vergl. 85. 1374, 1373, 1312, 1311, 1348 des BGB.'s. — Hat ein Ge— 
ſellſchafter Zinfen bezahlt, fo erhält er bei der Vertheilung auch davon feinen verhält- 
nigmäßigen Theil. 

2) Man vergl. 88. 1375, 1315, 1352 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1376 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1377 des BGB.'s (1. 63 8. 5, 1. 67 D. pro soc.). 


686 Biertes Bud). 


Sejellichaftsantheilen getbeilt. Dies galt jelbit dann, wenn fie in 
ihrer Eigenjchaft als Gejelljchafter fich als correi promittendi ver: 
pflichtet hatten, oder ſich als correi stipulandi hatten verjprechen 
laffen ). In diefem Falle nämlidy wurde es jo betrachtet, als ob 
jeder Gejelljchafter für die Schuld der Gejellichaft nach feinem Ge- 
jellichaftsantheile in eigener Perſon und für die Gefelljchaftsantheile 
jeiner Gejelljchafter als Bürge baftete, und als ob jeder Geſellſchafter 
in Beziehung auf die Forderung der Gejellichaft nach jeinem Geſell— 
ſchaftsantheile Gläubiger und nad den Gejfellichaftsantheilen jeiner 
Geſellſchafter Zablungsempfänger (solutionis eausa adjeetus) wäre ?). 

Das bürgerliche Geſetzbuch hat fich der Auffaffung des römijchen 
Rechts angejchlojfen, wenn es, von den Fällen abgejeben, wo die Ge 
ſellſchafter ſich als correi promittendi verpflichtet haben, oder fich 
als correi stipulandi haben verfprechen laffen, beſtimmt bat?), daß 
aus Gejchäften, welche eine Gejellichaft mit Dritten ſchließt, ohne 
Unterjchied, ob die Gefellichafter ſämmtlich in Perſon, oder ob einzelne 
Gejellibafter für die übrigen handeln, nach Verhältniß ihrer Gewinn— 
antheile berechtigt, und nach Verhältniß ihrer Berluftantheile ver- 
pflichtet werden, und zwar, ſoviel ihre Verbindlichkeit anlangt, nicht 
blos, joweit fie Vermögen zu der Gefellichaft beigetragen baben, 
jondern auch mit ihrem übrigen Vermögen. Daffelbe hat aber dies, 
in Uebereinftimmung mit den allgemeinen Vorſchriften über die Stell- 
vertretung, auch auf den Fall ausgedehnt, wo die Gejeljchafter die 
Geſchäfte durch einen Bevollmächtigten gejchloffen haben, vorausge: 
jegt, daß diefer ſich als Stellvertreter der Gejellihafter bei der 
Schließung des Gejchäfts dem Dritten gegenüber zu erkennen ge- 
geben bat‘). 


$. 424. 
Erlöjhungsgründe des Gejellihaftsvertrages. 
Die Geſellſchaft erlöſcht durch Kündigung jedes einzelnen 


1) Man vergl. 1. 62-pr. D. ad legem Faleid. „si quidem soeii sint, in ea 
re dividi inter eos debere obligationem, atque si singuli partem pecuniae sti- 
pulati essent, vel promisissent.* 

2) Man vergl. Siebenhaar, CEorrealobligationen S. 126, und über die redht- 
lichen Folgen der im Terte angegebenen Auffaffung ebendaſelbſt © .127. 

3) Man vergl. 8. 1378 des BGEB.'s. 

4) Man vergl. $. 1378 in Berbindung mit $. 788 des BGB.’S und Tommen- 
tar Bd. 2 ©. 338 fig. 
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Geſellſchafters von der Zeit an, wo den ſämmtlichen übrigen Geſell— 
ſchaftern die Nachricht zugekommen iſt). Iſt eine Geſellſchaft auf 
unbeſtimmte Zeit geſchloſſen worden, ſo kann zu jeder Zeit gekündigt 
werden. Wird aber in der Abſicht gekündigt, den übrigen Geſell— 
jchaftern einen Gewinn zu entziehen, auf welchen fie nach dem Ge- 
jellfchaftsvertrage einen Anſpruch haben, oder zu einer Zeit, two die 
im Zwede der Gejelljchaft liegenden Gejchäfte angefangen worden 
find und wegen der Kündigung zum Nachtheile der übrigen Gefell- 
ſchafter unvollendet liegen bleiben müßten, oder nur mit Nachtbeil 
für fie fortgefegt werden fönnten, jo wird es fo betrachtet, als ob 
die Gejellihaft dem Kündigenden gegenüber aufgelöft wäre, der leßtere 
bleibt aber den übrigen Gejellfchaftern, ſoweit fie durch die unzeitige 
Kündigung Nachtheil erleiden, noch ala Gejellichafter verpflichtet (so- 
eius socium a se, non se a 8ocio liberat)?). 

Iſt eine Gejellichaft auf beftimmte Zeit gejchloflen, jo kann vor’ 
dem Ablaufe der Zeit nur gekündigt werden, wenn ein Gefellichafter 
fich durch Begehung eines Verbrechens des Vertrauens unmwürdig ges 
macht bat, oder bei Führung der Gejchäfte der Gejellichaft unredlich 
oder fahrläjfig verfahren ift, oder ſich weigert, jeine Verbindlichfeiten 
als Geſellſchafter zu erfüllen, oder an der Erfüllung perjönlicher Zeift- 
ungen durch Krankheit gehindert ift; ein Gejelljchafter, welcher an 
der Erfüllung perfönlicher Leiftungen durch Krankheit gehindert ift, 
hat auch jeinerjeit3 das Recht, die Gejellichaft zu Fündigen?). Ein 
im Voraus erflärter Berzicht auf das Necht, die Gejellichaft zu 
fündigen, ift nichtig *). 

Die Gefellichaft erlöjcht, wenn nicht der Uebergang auf die 








1) Man vergl. 8. 1379 de8 BGB.'s. — Die Kündigung der Gefellihaft ann 
and) durch concludente Handlungen erfolgen. Als Beilpiele der ftillichweigenden Kün- 
digung werden im römischen Rechte erwähnt, wenn die actio pro socio novirt wird, 
b. 5. wenn fi) ein socius Dasjenige, was er aus der Societät zu fordern hat, animo 
novandi von dem socius oder von einem Dritten verjprechen läßt (1.2 D. de nov.), 
und wenn ein socius die actio pro s0cio wider den socius anftellt (l. 65 pr. D. pro 
socio), fofern nicht nah den Berhältniffen etwas Anderes anzunehmen, 3. B. wenn 
ein Vorbehalt gemacht worden if. Nach meiner Anficht fann in diefen Fällen auch 
noch gegenwärtig eine ftillichweigende Kündigung der Gefellihaft angenommen werben. 

2) Man vergl. $. 1380 des BOB.!s. 

3) Man vergl. $. 1381 des BGB.'s. 


4) Man vergl. $. 1382 des BGB.'s. — Der $. 338 des BGB.'s wird hierdurch 
nur infoweit, als es fih um die Kündigung einer Gefellichaft handelt, modificirt. 
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Erben vereinbart worden it '), mit dem Tode eines Gejell- 
ſchafters von der Zeit an, wo die ſämmtlichen übrigen Gejellichafter 
den Tod erfahren haben?) Die Erben des gejtorbenen Gejell- 
Iichafters haben über die von ihrem Erblaſſer geführten Gejchäfte 
Rechenjchaft zu geben und die von demjelben angefangenen Gejchäfte 
zu Ende zu führen; diejelben nehmen nicht blos an dem Gewinne 
und Verluſte Theil, welcher vor dem Erlöjchen der Gejellichaft durch 
den Tod ihres Erblaſſers eingetreten ift, jondern aud an dem nady- 
ber eingetretenen, jofern er aus Gejchäften hervorgeht, die ſchon vor 
jener Zeit angefangen und erſt nachher vollendet worden jind °). 

Die Geſellſchaft erlöfcht, wenn die Zeit, auf welcde fie ge- 
ichloffen worden ijt, abgelaufen, oder wenn der Zwed, zu welchem 
fie gejchloffen worden ift, erreicht oder unmöglid geworden iſt, 
oder wenn ein Gejellihafter bandlungsunfäbig wird, oder 
in Concurs verfällt '). 

Setzen die übrigen Gejellichafter nach dem Austritte eines Ge- 
jellfchafters in Folge von deſſen Kündigung, Tod, Handlungsun- 
fähigkeit oder in Folge der Eoncurseröffnung zu feinem Vermögen die 
Gejellichaft fort, jo ift dies, jofern nicht bei der Schließung des Ge- 
jeljchaftsvertrages oder während der Dauer der Gejellichaft etwas 
Anderes beſtimmt worden ijt, als eine neue Gejellichaft zu betrachten ®). 

Nach der Erlöjchung der Geſellſchaſt ift eine Schlußrechnung 
aufzuftellen und der Gewinn und Berluft unter die Gejellichafter zu 
vertheilen‘). Vermögensbeiträge, fie mögen bem Eigenthume oder 


1) Eine ſolche Bereinbarung galt nach römifchen Nechte zwar nicht bei der ge 
wöhnlichen GSocietät (l. 59 pr. D. pro socio), wohl aber bei der societas vectiga- 
lium (l. 63 $. 8 D. eod.). 

2) Man vergl. $. 1383 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1384 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1385 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1386 in Berbindung mit 8. 1383 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 8. 1387 des BOB. — Die actio pro socio, welche jeder Ge- 
fellihafter hat, unterfcheidet fich weientlich von der actio communi dividundo. Dieie 
hat eine gemeinichaftliche Förperliche Cache, jene dagegen ben aus der Geiellichaft her» 
borgegangenen Gewinn oder Berluft zum Gegenſtande. Diefe geht auf |. g. praesta- 
tiones personales nur infoweit, als fie mit dem Befige einer gemeinichaftlihen Sache 
zufammenhängen, jene dagegen zunähft und in erfter Linie auf f. g. praestationes 
personales und zwar ſelbſt dann, wenn eine Sache, welche fich im Miteigenthume 
befindet, gar micht vorhanden if. Diefe bezwedt die Aufhebung der Gemeinſchaft 
einer Förperlichen Sache, jene dagegen die Beftimmung des ideellen Theiles der Ge— 
ſellſchafter an den der Geſellſchaft gehörigen körperlichen Sachen. 
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der Benußung gemeinjchaftlich geworden ſein, find den Gejelljchaftern, 
welche fie eingebracht haben, dem Werthe nach oder in Natur zurüd- 
zugewähren. Dagegen kann für beigetragene perjönliche Leijtungen 
ein Erjaß nicht gefordert werden. Bon einem unter die Geſellſchafter zu 
vertheilenden Gewinne kann nur in Beziehung auf Dasjenige die Rede 
jein, was nach Abzug der angegebenen Bermögensbeiträge übrig bleibt '). 


8. 425. 
Gejellihaftsvertrag, welder das ganze Vermögen der 
Gefellfbafter zum Gegenjtande bat. 


Wird ein Gejellichaftsvertrag über das ganze Vermögen der 
Geſellſchafter gejchloffen, (societas omnium bonorum) jo wird Alles, 
was die Gejelichafter zur Zeit der Schliefung des Gejellichaftsver- 
trages im Vermögen baben, und was- fie fpäter durch ihre Arbeit 
verdienen, oder von Anderen unentgeltlich, 3. B. durch Schenkung, 
legten Willen, Erbvertrag, oder wegen eines von einem Anderen be- 
gangenen Verbrechens, insbejondere wegen widerrechtlicher Bejchä- 
digung ihres Vermögens, erhalten, ohne Weiteres gemeinfchaftlich?). 
Nur in Beziehung auf Sachen und Rechte, zu deren Erwerbung 
eine Eintragung in das Grund: und Hypothefenbuch erforderlich ift, giebt 
ein ſolcher Sejellichaftsvertrag blos einen Rechtsgrund zur Eintragung?). 
Jeder Gejellichafter Fanıı verlangen, daß feine Bebürfniffe und die 
Bedürfniffe feiner Familie auf gemeinjchaftlice often beftritten und 
aus dem gemeinichaftlichen Vermögen die Schulden bezahlt werden, 
welche er bereits bei Eingehung der Gejellichaft gemacht hatte, odernachber 
macht*). Durch unerlaubte Handlungen wird nur Derjenige für feine 
Perſon verpflichtet, welcher fich deren jchuldig macht). Eine Ge- 
jellfchaft, welche das ganze Vermögen betrifft, erlöjcht auf dieſelbe 
Weiſe, wie eine Gefellihaft über einzelne VBermögensgegenftände ®). 
Erlöſcht die Gejeljchaft, jo wird das gemeinjchaftlihe Vermögen 
unter die Gefellichafter nach der Perjonen zahl vertbeilt ”). 


1) Man vergl. 8. 1388 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1389 Sat 1 des BGEB.'s und oben ©. 211, vorzüglich not. 1, 
©. 321. 

3) Dan vergl. $. 1389 Sak 2 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1390 Sat 1 de BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1390 Sat 2 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1391 Sat 1 des BGB.s und oben 5. 686 folg. 

7) Man vergl. $. 1391 Sat 2 des BGB.'s. 

Siebenhbaar, Privatredt. 44 
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$. 426. 
XX. Gemeinſchaft. . 


Eine Gemeinfchaft, welche nicht durdy Vertrag begründet worden 
ift, (communio ineidens) wird, wenn fie in Miteigenthum bejtebt, 
nach den Vorjchriften über diejes'), in anderen Fällen nach den Vor- 
Schriften über die Geſellſchaft beurtbeilt ?). 


$. 427 
XXI Berbindlidfeit zur Rechnungslegung. 

Die Verbindlichkeit zur Nechnungslegung ift wejentlich verfchieden 
von der Verbindlichkeit zur Herausgabe eines VBerzeichniffes der fremden 
körperlichen Sachen, welche Jemand, z. B. der Inhaber eines Nachlaſſes, 
herauszugeben bat”). Diejelbe ſetzt eine Verwaltung oder wenigjtens 
eine Benugung fremden Vermögens voraus, 3. DB. die Führung eines 
Gejhäfts vermöge Auftrags oder ohne Auftrag, die Veräußerung 
einer fremden Sache al3 Prandgläubiger, die Benugung einer ge 
meinfchaftlichen Sade von Seiten eines Miteigenthümers oder Ge 
jellicehafters, die Benußung einer fremden Sache von Seiten des Be- 
figers, welcher die Sache mit den Früchten herauszugeben bat*). Die 
Zegung der Rechnung beitebt in der Mittheilung einer geordneten 
Zufammenftellung der Einnahmen und Ausgaben unter Beifügung der 
vorhandenen Belege‘). Der j. g. Nechnungsproceß bat nur die Feit- 
ftellung der Richtigfeit der aufgeführten Einnahmen und Ausgaben 
zum Zwede. Die Bolljtändigkeit der abgelegten Rechnung in den 
Einnahmen bat der Nechnungsleger eidlich zu bejtärfen, jedoch kann 
Derjenige, welchem die Rechnung abgelegt worden ijt, den Beweis, 
daß die Einnahmen mehr betragen haben, als in der Rechnung an- 
gegeben ift, unternehmen, bevor der Nechnungsleger zu der eidlichen 
Beitärfung feiner Nechnung gelaffen wird. Dagegen gehören Aus- 
ftellungen gegen die Verwaltung und darauf gegründete Schadenerjaß- 
anjprüche nicht in den Nechnungsproceh. Nechnungsfebler können zu 
jeder Zeit berichtigt werden, ausgenommen wenn über jie ein Ber- 

1) Man vergl. oben S. 349 fig. 

2) Man vergl. 8. 1392 des BGEB.'s. 

3) Man vergl. Annalen N. F. Bd. 8 ©. 91. 

4) Man vergl. $. 1393 des BGB.'s. Emm Fall der Rechnungslegung ift auch die 
ſ. g. colonia partriaria (oben ©. 629). 

5) Man vergl. 8. 1394 des BGB.'s. 
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gleich geſchloſſen worden iſt)y. Sind bei der Rechmmgslegung einzelne 
Einnahme- oder Ausgabepoften weggelaſſen worden, jo befteben die 
darauf bezügliden Anſprüche im Zweifel fort ?). 


8. 428, 
XXl. Anertenntnißvertrag. 


Bereits in dem neueren römischen Rechte hatte jich das Wefen 
der Stipulation injofern geändert, als das Erforderniß der förmlichen 
Frage und Antwort aufgegeben worden war und ſich die damit ver— 
knüpften Folgeſätze, z. B. daß ſie nur unter Gegenwärtigen (inter 
praesentes) zu Stande kommen konnte, erledigt hatte. Zunächſt 
waren es zwei Obligationen, welchen auch ohne die Stipulationsform 
die Eigenſchaft der Verbalobligationen beigelegt wurde, nämlich das 
Verſprechen einer Mitgift), und die Verbindlichkeit des Ehemannes 
zur Rückgabe der erhaltenen Mitgift nach Auflöſung der Ebe®). 
Eine noch weiter greifende Menderung iſt aber die, deren im 
$. 1 J. de verb. oblig. Erwähnung geſchieht: 

sed haec solennia verba olim in usu fuerunt, postea autem 

Leonina °) constitutio lata est, quae, subtilitate verborum sub- 

lata, sensum ct consonantem intelleetum ab utraque parte 

desiderat, licet quibuscunque verbis expressum est. 

Diefes, dem praktiſchen Bedürfniffe entfprechende, neuere 
römische Necht hat das bürgerliche Gejegbuch in dem Anerkenntniß— 
vertrage in das Leben eingeführt, wenn es bejtimmt bat‘), es be 
rechtige der Bertrag, durch welchen ein Schuldner eine Schuld dem 
Gläubiger gegenüber anerfenne, den Gläubiger, auf Grund des Aner- 
fenntniffes, die Bezahlung der Forderung zu verlangen. Der Anerkennt— 
nißvertrag wird zwar durch Conſens gefchloffen; der Conſens geht 
aber bei demjelben darauf, daß der eine Vertragjchließende dem 


1) Dan vergl. 8. 1395 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1396 des BGEB.'s. — Die Verbindlichkeit zur Rechnungs— 
fegung iſt, wenn mehrere Berpflichtete oder mehrere Erben Eines Berpflichteten vor- 
handen find, untheilbar. (Dan vergl. oben S. 573 not. 1, fg.) Das Recht anf Rechnungs« 
legung kann nicht Gegenſtand der Abtretung und der Hülfsvollftredung fein (Annalen 
N. F. Bd. 7 ©. 464). 

3) Man vergl. 1. 6 Cod, de dot, promiss. 

4) Man vergl. 1. 1 pr. Cod. de rei uxoriae act, 

5) Man vergl. 1. 10 Cod. de contrah. et committ, stipulat. 

6) Dian vergl. $. 1397 des BOB. 

44* 
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anderen Bertragjchließenden gegenüber eine Schuld übernimmt, welche 
als vorhanden anerkannt wird, ohne Unterjchied, ob fie bereits zur 
Beit der Schließung des Anerfenntnißvertrages beftebt, oder erft durch 
den Anerfenntnißvertrag’begründet wird. Die Hebernahme der Schuld 
erfolgt dur Worte. Dagegen kommt darauf Etwas nicht an, ob 
der Anerfenntnißvertrag unter Gegenmwärtigen (inter praesentes) oder 
unter Abwejenden (inter absentes), durch Briefe oder Boten zu 
Stande kommt, und mit welchen Worten die Schuld übernommen 
wird, ob mit gejprochenen oder gejchriebenen Worten, ob mit ſolchen, 
welche die Schuld ihrer Bejchaffenheit und Höhe oder ihrem Zivede 
nach angeben, oder mit ſolchen, welche dem Einne nach die Schuld, 
welche übernommen wird, außer Zweifel fegen. 

Der Anerfenntnißvertrag unterjcheidet ſich von dem einfachen 
Anerfenntnifje einer Schuld (f. g. constitutum debiti proprii) dadurch, 
daß durch jenen eine (einjeitige) Verbindlichkeit des Schuldners 
begründet, durch Ddiefes das Vorhandenjein einer Forderung 
in Gewißheit gejeßt wird, ingleichen dadurch, daß jener einen 
Bertrag, dieſes eine einjeitige Handlung des Schuldners enthält, 
endlich dadurch, daß bei jenem der Beweis der Nichteriftenz; der 
Schuld ausgejchloffen, bei diejem dagegen zuläffig if. Ob in dem 
einzelnen alle ein Anerfenntnißvertrag oder ein (einfaches) Aner- 
fenntniß anzunehmen jei, ift Sache der interpretation der gebrauchten 
Worte. Eo fann ein Anerfenntnißvertrag auch dadurch gejchloffen 
werden, daß Jemand für eine Schuld, welche er anerkennt, ein Pfand 
beitellt. 

Bejondere Arten des Anerfenntnißvertrages find die Ausjtelung 
und Annahme eines Schuldjcheines, d. h. einer Schrift, in welcher der 
Ausfteler ein Schuldbefenntnig ablegt ’), und die Abrechnung und 


1) Man vergl. $. 1398 des BGB.'s. — Ein Schuldſchein mn das Belennt- 
niß einer Schuld emthalten. Das bloße Berfprechen der Zahlung genügt nicht. 
Dagegen wird nicht erfordert, daf der Grund der Schuld (die causa specialis) an« 
gegeben wird; die Angabe des Grundes ber Schuld könnte dem Schuldfcheine fogar 
die Kraft, die Schuld zu begründen, nehmen und denjelben zu einem bloßen Beweis- 
mittel herabziehen. — Die Uebergabe des Schuldicheines ift micht eine Solennität, 
fondern dient nur zum Beweiſe, daß der Gläubiger das Schuldbelenntniß angenommen 
habe; es reicht daher auch der bloße Beſitz des Schuldfcheines hin, wenn nicht bewie- 
fen werben kann, daß der Gläubiger auf unerlaubte Weife in deu Befig gelommen 
fei. — Durch den Anerfennungsvertrag und duch die Ausftellung eines Schuldfcheines 
erlöicht nicht die Forderung, welche durch Vertrag anerfannt worden ift, vielmehr 
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Berechnung, welche den Zwed hat, ein Guthaben des einen oder 
anderen Bertragjchließenden feſtzuſtellen. Dagegen liegt in dem 
Erbitten und Zugeiteben einer Stundung und in der Zahlung und 
Annahme von Zinjen einer Schuld nicht ein Anerfenntnißvertrag rüd» 
fichtlih der Schuld, und in der Zahlung und Annahme eines Theiles 
der Schuld nicht ein Anerkenntnißvertrag rüdjichtlih des Mehrbe 
trages?). 

Der Anerkennende behält gegen die Klage aus dem Anerkennt- 
nißvertrage die Einrede, daß die Schuld, welche er anerkannt habe, 
gejeglich verboten geweſen jei; die Einrede der Gegenforderung hat 
er nur dann, wenn nicht mit dem Anerfenntnißvertrage zugleich baare 
Zahlung oder Zahlung zu einem bejtimmten Zwecke verſprochen 
worden ijt?); die Einrede, daß die anerfannte Schuld nicht beitanden 
babe oder vor dem Anerfenntnißvertrage erlojchen geweſen jei, kann 
gegen den Anerfenntnißvertrag nur durch deſſen Anfechtung, insbe— 
fondere durch die condictio indebiti promissi und ob causam da- 
torum geltend gemacht werden *). 


8. 429, 
XXI. Schuldübernahme. 


Wer fih einem Schuldner gegenüber zur Uebernahme der Schuld 
defjelben verpflichtet, haftet dafür, daß der Schuldner von dem Gläu— 


tritt, wenn nicht etwas Anderes vereinbart worden ift, zu dem früheren Grunde ein 
nener hinzu. So kann z. B. die condietio certi ex mutuo angeftellt werden, nad: 
dem der auf Grund eines darüber ausgeftellten Schuldicheines verflagte Schuldner ab» 
ſolvirt worden if. (Man vergl. andy oben ©. 138.) 

1) Man vergl. $. 1401 des BEB.'s. — Yu dem Zwecke der Abrechnung und 
Berechnung liegt die Fetftellung eines Guthabens eines Intereffenten auf Grund der 
Abrechnung und Berechnung umd daher ein Anerfenntnißvertrag rückſichtlich diefes Gut- 
habens und rücdfichtlich der demjelben zu Grunde gelegten Poſten. — Der angegebene 
8. des BEB.'s ift namentlich auch entjcheidend für die res judicata. Iſt nämlich 
ans einer Abrechnung oder Berehnung (nicht aus einer Zuſammenrechnung), oder aus 
einem Schuldverhältnifje gellagt, bei welchem fic eine Forderung des einen oder an« 
deren Theils nur durch eine Abrechnung oder Berechnung ergiebt, jo fann, wenn fiber 
die Klage rechtskräftig entſchieden worden ift, nur dann von Neuer geflagt werben, 
wenn darauf Bezug, genommen wird, daß es fi) um eine noch nicht zur Berechnung 
gekommene Poft handelt, 3. B. bei dem Eontocorrentverhältnife, bei der Geſellſchaft, 
bei der Aufhebung eines Pacht- oder Miethvertrages. 

2) Man vergl. $. 1400 des BEB.'s und Annalen N. F. Bd. 6 ©. 365 fig. 

3) Man vergl. 8. 990 des BGB.'s und oben ©. 560. 

4) Man vergl. $. 1399 des BGB.’ und oben ©. 95 not. 3. Das gemein- 
rechtfiche f. g. doeumentum indiscretum fennt aljo das BOB. nicht. 
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biger nicht in Anſpruch genommen wird und ift, wenn dies dennoch 
geichieht, zum Schadenerfage verbunden. Die Echuldübernahme 
bat, jofern nicht der Gläubiger den Schuldübernehmer auf Grund 
eines mit dieſem geſchloſſenen Neuerungsvertrages als Schuldner 
annimmt, nicht die Wirkung, daß der Echuldner dem Gläubiger gegen: 
über befreit wird ?). Ebenjo wird der Schuldübernehmer dem Schuldner 
gegenüber nicht dadurch befreit, daß der eritere jeine Schuld jelbit 
bezahlt’). Erkennt der Schuldübernehmer die Schuld dem Gläubiger 
gegenüber an, jo wird dadurch die Berjährung der Schuld dem 
Schuldner gegenüber nicht unterbrochen). Iſt jedoch Die übernom— 
mene Schuld eine verzinsliche und bezahlt der Echuldübernehmer die 
Zinjen, jo wird dadurch die Verjährung der Schuld auch dem Schuldner 
gegenüber unterbrochen °). 

Tritt der Gläubiger dem zwijchen dem Schuldner und Schuldüber— 
nehmer über die Schuldübernahme gejchloffenen Bertrage bei, jo be- 
hält der Schuldübernehmer ihm gegenüber die Einreden, welche dem 
Schuldner gegen die Schuld zugeftanden haben ®). Bezahlt der Schuld: 
übernehmer die Schuld, jo wird dadurch auch der Schuldner von der 
Schuld befreit’). Wird die Schuld von einem Dritten andermeit 
übernommen, nachdem der Gläubiger an den erjten Schuldübernehmer 
eine Forderung erworben hat, jo bleibt der legtere dem eriteren ge: 
genüber verpflichtet, jofern es fich nicht um die Uebernahme einer hypo— 
thefarifchen Forderung handelt), Der Schuldübernehmer wird dem 
Schuldner gegenüber nicht Dadurch befreit, dat ein Dritter die Schuld 
anderweit übernimmt °). 


J 


1) Man vergl. $. 1402 des BOB’s und Siebenhaar, Correalobligationen 
©. 333 not. 2. 

2) Man vergl. $. 1403 Sat 1 in Berbindung mit $. 1003 des BGB.'s. 

3) Man vergl 8. 1403 Sat 2 des BGEB.'s. und oben S. 397. 

4) Man vergl. $. 1404 Sat 1 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1404 Satz 2 des BGB.'s. 

6) Dan vergl. 8. 1405 in Berbindiung mit 88. 432, 854 des BGB.'s und oben 
S. 517. folg. . 

7) Man vergl. $. 1406 des BGB.'s. — Ueber die Bereinigung der Schuld und 
Forderung in der Perfon des Schuldiibernehmers vergl. oben ©. 567, vorzüglid) not. 3, 

8) Man vergl. 8. 1407 in Berbindung mit $. 432 des BGB.'s. und oben 9.393. 

9) Mau vergl. 8. 1408 des BGB.'s. 


Bergleich. 6% 


$. 430. 
XXIV. Vergleich. 
Begriff des Vergleichs. 


Vergleich ift der Bertrag, durch welchen Mehrere ein zwijchen 
ihnen jtreitiges oder ſonſt zweifelhaftes Nechtsverhältnig durch gegen- 
jeitiges Nachgeben zu einem unbejtrittenen und unzweifelhaften machen '). 
Ueber Verbrechen können Bergleiche gejchloffen werden, joweit dadurd) 
Privatrechte verlegt worden find ?). Haben ſich die Bertragichließenden 
über ihre gegenjeitigen Anfprüce im Allgemeinen verglichen, ſo er- 
ſtredt jich dies nicht auf Anjprüche, welche nach der Schließung des 
Bergleichs entitanden oder den Vertragſchließenden unbekannt gewejen 
find ®). 

Ein Vergleih kann wegen Irrthums über das Borbandenjein 
und den Umfang der Anjprüche, welche den Gegenitand des Ver— 
gleich8 gebildet haben, nicht umgejtoßen werden; betrifft aber der 
Irrthum Gegenftände, welche bei dem Bergleiche als unzweifelhaft 
vorausgejeßt worden find, jo jteht der Vergleich der Geltendmachung 
des Irrthums nicht entgegen*). Ein Vergleich, welcher zur Bejeitig- 
ung eines Streites oder Zweifels über Rechte geſchloſſen wird, welche 
bei dem Eintritte einer möglichen Vorausfegung, 3. B. daß eine 
ſchwangere Frauensperſon ein lebendes Kind gebiert, entjtehen können, 


1) Man vergl. $. 1409 des BOB!Re. 

2) Man vergl. $. 1410 des BGB.'s. — Die procefrechtliche Borichrift (erl. PO. 
ad tit. 1 $. 14), daß geichworene Arme fich nur gerichtlich vergleichen können, gilt 
noch neben dem bürgerlichen Geſetzbuche. — Ein Berbot der Schliekung eines Ver— 
gleihs über einen rechtskräftig entſchiedenen Anſpruch enthält das bürgerliche Geſetz— 
buch nicht. Indeſſen verfteht fi von jelbft, daß wenn ein Gläubiger von der vechts- 
kräftig feftgeftellten Forderung Etwas erläft, der Begriff des Vergleiches, wenigfteus 
in der Regel, ausgeichlofien fein wird. 

3) Man vergl. 8. 1414 des BGB.'s. — Die Bemweisfrage ift fo zu reguliren: 
Beweis, daß der Bergleidy iiber die gegenfeitigen Anfprüche im Allgemeinen geichloffen 
worden iftz Gegenbeweis, daf ein Anſpruch zur Zeit der Schliefung des Bergleiches 
unbefannt geweien ift. Der Beweis kann mit darauf gerichtet werben, daß der At 
fpruch bei dem Bergleiche mit berüdfichtigt worden jei; aber nothwendig ift dies nicht. 
Das Berhältniß ift ein umgekehrtes, wenn im Gewißheit beruht, daß ein Bergleich im 
Allgemeinen geichloffen worden ift, und es ſich nur darum handelt, ob ein Anfpruch 
den Vertragſchließenden unbekannt gewejen jei. In diefem Kalle liegt in der Behaupt- 
ung, daf der Anfpruch bei dem Bergleiche berüdfichtigt worden fei, ein divecter Ge— 
genbeweis. 

4) Man vergl. 8. 1411 des BGB.'s. 
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gilt, auch wenn die Borausjegung nach der Schließung des VBergleiches 
nicht eintritt, 3. B. wenn die ſchwangere Frauensperjon abortirt, aus- 
genommen wenn der Eintritt der VBorausjegung zur Bedingung des 
Vergleich gemacht worden ift '). 


$. 431. 
Wirkungen eines gejchlojjenen Vergleichs. 


Die von den Bertragichliegenden vergleichsweije übernommenen 
Berbindlichkeiten ftehen nicht in dem VBerhältniffe der Gegenfeitigfeit 
zu einander; fie find eben durch den Vergleich zu jelbitändigen, von 
einander unabhängigen gemacht worden; der eine Bertragjchließende 
fann die Erfüllung der von ihm übernommenen Berbindlichkeiten 
nicht aus dem Grunde verweigern, weil der andere Bertragjchließende 
noch nicht erfüllt hat. In Beziehung auf Dasjenige, was die Ver— 
tragjchließenden bei dem Bergleiche zur Ausgleichung gegeben oder 
überlaffen haben, haften ſie einander für verborgene Fehler und Ent- 
währung. Wird aber ein Anjpruch auf einen Gegenſtand aufgegeben, 
- jo findet eine jolche Haftung nicht jtatt?). 

Wird ein Vergleich zur Befeitigung eines Anjpruches geichloflen 
und macht ein Bertragjchließender denjelben Anſpruch ohne Berüd- 
fichtigung des Vergleiches gerichtlich geltend, fo hat der andere Ver- 
tragichließende die Wahl, ob er bei dem Vergleiche ftehen bleiben, 
oder davon abgehen und das in Folge des Vergleichs Geleijtete 
mittelft der condicetio ob causam datorum zurüdfordern will’). Sind 
die Vorausjegungen eines Neuerungsvertrages nicht vorhanden, jo 
werden die für den Anfpruch, über welchen der Vergleich gejchlofjen 
worden ift, bejtellten Bürgen und Bänder durch den Vergleich nicht 
frei; die VBerbindlichkeiten des Bürgen und des dritten Berpfänders können 
durch den Vergleich zwar gemindert, nicht aber ohne ihre Einwilligung 
vergrößert werden '). 


$. 432. 
XXV. Uebereintommen auf Schiedsjprud. 
Durch das Uebereinfommen auf Schiedsipruc verpflichten jich 
1) Man vergl. 8. 1412 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $. 1413 des BGB.'s. 


3) Man vergl. $. 1416 in Berbinduug mit $. 699 des BOB.'s. 
41 Man vergl. 88. 1001, 1415, 1464 des BGB.'s. 


Uebereinfommen auf Schiedsſpruch. 6097 


Mehrere, ein zwijchen ihnen jtreitiges oder ſonſt zweifelhaftes Nechts- 
verbältnig durch jchiedsrichterlichen Ausfpruch entjcbeiden zu Laflen '.) 
Das bürgerliche Gejegbuch behandelt das Uebereinkommen auf Schieds- 
ſpruch unter den Bertragichliegenden nach den Vorfchriften über den 
Vergleich ?). Alseine wejentliche Borausfegung des Uebereinkommens 
auf Schiedsjpruch ift die Nambaftmachung des Schiedsmannes oder der 
mehreren Echiedsmänner nicht zu betrachten, vielmehr fan, wenn 
wenigitens die Art der JZujammenjegung des Schiedsgerichts bejtimmt 
it, im Proceßwege auf die Bildung des Echiedsgerichts geklagt werden 
und, wenn die eine oder andere Bartei nicht wählt, der Nichter an deren 
Stelle die Wahl vornehmen’). Die Entjcbeidung durch Schiedsſpruch 
fann nicht Frauensperjonen überlaffen werden). it die Perſon 
des Schiedsmannes bejtimmt, und kann oder will derjelbe den Schieds- 
jpruch nicht ertbeilen, jo fällt das Lebereinfommen auf Echiedsipruch weg’). 

Soviel das Verhältniß der VBertragichliegenden unter ficb an: 
langt, jo jchließt das Uebereinfommen auf Schiedsjpruch das Hecht 
des Einzelnen, das jtreitige oder zweifelhafte Rechtsverbältnig zur ' 
richterlichen Entjcheidung zu bringen, aus; es giebt daſſelbe eine 
proceßbindernde Einrede (exceptio tori declinatoria.) jeder Ver: 
tragichliegende ift verpflichtet, den ernannten Schiedsmann oder die 
ernannten mehreren Schiedsmänner zur Uebernahme des Schiedsamtes 
zu veranlaffen, oder, wennder Schiedsmann oder die mehreren Echieds- 
männer erſt 'gewäblt werden jollen, jidy über deren Wahl zu erklären ®) 
auch wenn der 


1) Man vergl. $. 1417 des BEB.'s. — Nach den Erfahrungen, weldye ich über 
Scyiedsgerichte gemacht habe, ift das Webereinfommen auf Schiedsſpruch für die 
Rechte der Parteien ſehr gefährlih. Die Entſcheidungen durch Schiedsgerichte find un— 
ficherer, theurer und felbft zeitraubender als die Enticheidungen im gewöhnlichen Pro- 
ceftwege. Ich halte es Für Pflicht, auf dieje Gefahren aufmerffam zu machen. 

2) Dies zeigt ſich insbefondere darin, daß es vorausſetzt, die Erben feien an das 
Compromiß ihres Erblaffers gebunden. Dagegen ift der Concurs au das Compromif des 
Gemeinſchuldners nicht gebunden (man vergl. Motive zu 8.1421 im Kommentar Bd. 2 &.356- 

3) Man vergl. Kommentar a. a. O. ©. 355. — Das Llebereinfommen auf 
Schiedsſpruch ift aber ftreng auszulegen. Annalen N.F. Bd. 4 ©. 482. 

4) Man vergl. 8. 1419 des BGB.'s. 

5) Dan vergl. $. 1418 des BGB.'s. — Daß das Uebereinkommen auf Schieds- 
ſpruch ſich erledigt, wenn über das Rechtsverhältniß ein Bergleich geſchloſſen wird 
oder das Rechtsverhältnig auf irgend eine Welſe erlöſcht, 3. B. durch Schuldtilg- 
ungsvertrag, durch den Untergang der geichuldeten dem Stücke nad) beftimmten Sadıe 
(Species), bedarf nicht erft der Bemerkung. 

6) Man vergl. $. 1417 des BOR.s. 
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Schiedsmann oder die mehreren Schiedsmänner die Entjcheidung 
durch Schiedsſpruch übernehmen, ſich dem Schiedsjpruche zu unter- 
werfen ’). 

Soviel das Verhältniß zwiſchen den Vertragjchließenden und 
dem Schiedsmanne betrifft, jo it daſſelbe nach den Borjchriften über 
die Gejchäftsführung vermöge Auftrags zu beurtbeilen ). Ein Wider- 
ruf der Auftraggeber hat aber nur jtatt, wenn jie ſämmtlich ein- 
willigen ?). 

Sind mehrere Schiedsmänner ernannt, jo müſſen fie, wenn in 
dem Uebereinkommen auf Schiedsjpruch nicht etivas Anderes beftimmt 
ift, an dem Sciedsjpruche jämmtlich Theil nehmen. Ergeben fich 
Meinungsverjchiedenheiten, jo entjcheidet die Stimmenmehrheit. Im 
Falle der Stimmengleichheit haben die Schiedsmänner nad Stimmen- 
mebhrheit einen Obmann zu wählen, welder an ihrer Stelle ent- 
jcheidet, ohne an die vorhandenen Abjtimmungen gebunden zu jein. ft 
Stimmenmehrheit für einen Obmann nicht zu erlangen, jo ift das 
Uebereinfommen auf Schiedsſpruch als weggefallen zu betrachten *). 
Soweit es fich bei dem Schiedsjprucde um Beitimmung von Summen 
handelt, fommen die oben S. 504 angegebenen Borjchriften zur Ans 
wendung °). 

Iſt der Schiedsjpruch den Vertragjchliegenden befannt gemacht 
worden, jo fann er von dem Schiedsgerichte nicht geändert werden. 
Der Schiedsſpruch kann wegen auf Abjicht oder auf grober Fahr— 
läffigfeit beruhender Verlegung angefochten werden). Nichtig iſt 
derjelbe, wenn das Uebereinfommen auf Schiedsipruch nichtig ift, wenn 
jein Inhalt den guten Sitten oder den Geſetzen widerftreitet, oder 
wenn er wegen Unbeſtimmtheit feines Ausſpruchs nicht volljtredt 
werden fann. 

Ein Bertrag, durch welchen die Entjcheidung über ein Rechts: 
verhältnig von der Leiſtung eines außergerichtlichen Eides abhängig 
gemacht wird, ift ungültig ”). 





1) Man vergl. $. 1420 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1421 Sat 1 des BGB.'s und Kommentar Bd. 2 S. 356. 

3) Man vergl. $. 1421 Sat 1. 2. des BGB.'s. Wider einen Schiedsmann, 
welcher den Schiedsſpruch übernommen hat, denfelben aber nicht giebt, kann möglicher 
Weiſe ein Schädenanfpruch beftehen. 

4) Man vergl. 88. 1422, 1423 des BGB.s. 

5) Man vergl. 8. 1424 des BGB.'s. 

6) Mau vergl. 88. 1425, 1426 des BOB. 

T) Man vergl. S. 1427 des BOB.'8. 
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8. 433. 
XXIV. Berabredung einer Strafe. 


Verſpricht Jemand eine Strafe (Buße, Conventionalitrafe) für 
den Fall, daß ein Vertrag nicht erfüllt oder eine jonjtige Yeiltung 
nicht bewirkt wird, jo hat, wenn die Strafe verwirft wird, Derjenige, 
welchem das Berjprechen gegeben worden ijt, und zwar ohne Unter- 
ſchied, ob die Strafe ihm oder einem Dritten gehören joll, die Wahl, 
ob er Erfüllung des Vertrages oder die jonjtige Leiſtung und Erſatz 
der durch die Nichterfüllung etwa entitandenen Schäden, oder ob er 
die Strafe verlangen will '). Iſt die Strafe für den Fall verjprochen 
worden, dab der Vertrag nicht erfüllt oder die verfprochene Xeiftung 
nicht bewirkt wird, jo vertritt fie das im Voraus zur Ziffer gebrachte 
Intereſſe). Iſt fie für den Fall verjprochen worden, dab Der 
Schuldner nicht zur bejtimmten Zeit oder nicht am bejtimmten Orte 
leiftet, jo fann der Gläubiger die Leiſtung und die Strafe zugleich 
fordern; er verliert aber den Anſpruch auf die Strafe, wenn er, ohne 
ich das Recht auf diejelbe vorzubehalter, die Yeijtung annimmt °). 
Die oben im $. 227 über die Untbeilbarkeit des Pfandrechtes ange- 
gebenen Borjchriften finden auch auf die Gonventionaljtrafe Anwend— 
ung *). Fordert der Gläubiger die verjprochene Strafe, jo fann er 
wegen Nichterfüllung, oder verjpäteter Erfüllung oder Erfüllung am 


1) Man vergl. $. 1128 des BGB.'s, und wie lange die Wahl ftatt habe, oben 
©. 460. folg. — Das bürgerliche Geſetzbuch ftimmt in diefer Lehre mit dem römiſchen 
Rechte bis auf einige unbedeutende Abweichungen überein (l. 8 Cod. de novat., 8. 3 
J. quib, mod. tollatur oblig., 1. 115 D. de verb. oblig., l. 16 D. de transact., 
1.4 8. 7 D. de doli mali except., 1.28 D. de act. emt., I. 41 D. pro socio, 1, 3 
D, de rescind, vend.). 

2) Man vergl. Commentar Bd. 2 S. 353. — Namentlich bei ſ. g. obligationibus 
in faciendo et in non faciendo liegt in der Konventionalftrafe die Schäßung des Inte 
terefies des Gläubigers. 

3) Man vergl. 8. 1429 des BGB.'s. — Die Höhe der Strafe hängt, nachdem 
die Zinsbeichränktungen anfgehoben worden find, auch felbft, wenn fie für den Fall der 
nicht zeitigen Zahlung einer Geldfchuld verfprochen wird, von dem Uebereintonmen 
der DVertragichließenden ab ($. 1430 des BGB.’ und oben ©. 462). — Die Con- 
ventionalftrafe wegen verzögerter Bezahlung einer Geldſchuld fällt im Concurſe unter 
die Zinsclanfel, Annalen N. F. Bd. 8 ©. 219. Ueber die Conventionalftrafe wegen 
Nichtbetriebes eines Gewerbes auf einem Grundftüde vergl. Annalen N. F. Bd. 7 
S. 134. und oben ©. 409 not. 1. 

4) Man vergl. oben ©. 578, fig. 1.858. 6D.de verb. oblig. und Siebenhaar, 
Correalobligationen S. 238 flg., S. 277 fig. 
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unrechten Orte, nicht einen weiteren Schädenanjpruch geltend machen; 
Schädenanſprüche aus anderen Gründen, als für welche die Strafe 
verjprochen worden ift, werden nicht ausgejchloffen '). 

Die Strafe ift, wenn die VBerbindlichleit, wegen welcher jie ver- 
jprochen worden ijt, dabingeht, daß Etwas unterlaffen werden joll, 
mit der Zuwiderhandlung verwirkt. Bejteht die Verbindlichkeit in 
einem Thun, jo ift die Strafe verwirkt, wenn der Schuldner in Verzug 
kommt?), oder die Handlung nur zu einer beftimmten Zeit oder bis 
zu einer bejtimmten Zeit, nicht früber oder jpäter vorgenommen werden 
jollte, und nicht vorgenommen wurde’). Es macht feinen Unter” 
ichied, ob gar nicht, oder nicht gehörig erfüllt worden ift*). ft die 
Verbindlichkeit, auf welche jich das Verſprechen der Strafe bezieht, 
nichtig oder wird diejelbe durd; Anfechtung aufgehoben, jo fällt das 
Berfprechen der Strafe weg. Die Nichtigkeit oder die Anfechtbarfeit 
des Berjprechens der Strafe hat auf die Verbindlichkeit, auf welche 
ih die Strafe bezieht, feinen Einfluß. Erlöſcht die Verbindlichkeit, 
auf welche fich die Strafe bezieht, z. B. wenn der Schuldner durch die 
Unmöglichkeit der Xeiftuhg befreit wird, oder der Gläubiger die 
Nichterfüllung des Bertrages, 3. B. durch Verzug in der Annahme, 
verjchuldet, jo kann die Strafe nicht gefordert werden’). Wird bie 
Strafe gefordert, weil einer Verbindlichkeit zum Thun nicht nachge— 
fommen worden ijt, jo bat nicht der Gläubiger die Nichterfüllung, 
fondern der Schuldner die Erfüllung zu beweijen ®). 


8. 434. , 
XXVII. Berabredung der Rechtsverwirfung und andere 
Nebenberedungen. 


Wird bei einem Bertrage beftimmt, daß wenn die Leiftung eines 
Vertragjchließenden ganz oder theilweije bis zu einem beftimmten Zeit- 


1) Man vergl. 8. 1431 des BOB.s. 

2) Man merkte wohl, daß fowohl bei der Eonventionalftrafe, als auch bei der 
Berabredung der Rechtsverwirkung das Anbieten der Leiftung (die Oblation) den Verzug 
ausschließt und es, wenn der Gläubiger die Erfüllung nicht annehmen kann oder 
will, einer gerichtlichen Niederlegung zu der Ansfchliefung der für den Fall der 
Nichterfüllung angedrohten Nachtheile nicht bedarf (55. 746 bis 751 des BEB.'E.) 

3) Man vergl. 88. 1432 Sat 1, 865 bes BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 1432 Sat 2 des BGB. 

5) Dan vergl. 88. 1433, 1434 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1455 und oben ©. 151. 
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puucte nicht erfolgt, der Vertrag als nicht gejchloffen angejehen werden, 
oder der Vertragſchließende, welcher nicht zeitig erfüllt, feines Rechts 
aus dem Bertrage verluftig jein joll, jo bat Derjenige, zu defjen 
Gunften die Beitimmung gereicht, im Falle eines Verzuges des anderen 
Theils die Wahl’), ob er den Vertrag für aufgelöft anſehen, oder 
bei demfelben ftehen bleiben will (lex commissoria) ?). Das bürger- 
liche Geſetzbuch faßt die ſ. g. lex commissoria jo auf, wie die f. 9. 
addictio ad diem, namentlich auch in Beziehung auf die Art der 
Auflöfung des Vertrages“), beftimmt jedoch noch insbejondere, daß 
Derjenige, welcher die lex commissoria verwirft hat, verbunden 
ift, die von der Sache gezogenen Nußungen herauszugeben, joweit fie 
nicht durch die Zinfen der Gegenleiftung ausgeglichen werden’). Ver— 
langt der Vertragſchließende, welcher ein Recht aus dem Verfalle der 
j. g. lex commissoria bat, die Erfüllung ganz oder theilweije oder 
nimmt er diejelbe ganz oder theilweiſe an oder ertbeilt er Stund- 
ung, jo liegt darin ein Verzicht auf die Nechtsverwirkung ?). 

Col für den Fall der Rechtsverwirkung nur Verluſt der Rechte 
aus dem Vertrage für die Zukunft eintreten (clausula cassatoria), jo 
ift, wenn die Rechtsverwirkung eintritt, aus dem Verlangen oder aus 
der Annahme der rüdjtändigen Leitungen nicht ein Verzicht auf die 
Rechte aus derRechtsverwirkung zu folgern ®). 


1) Die Frage, welcher Bertragichliehende die lex commissoria verwirkt habe, 
ift Häufig dann zweifelhaft, wenn bei einem zweifeitigen Rechtsgeichäfte beide Bertrag- 
ſchließende fich derjelben unterworfen haben. Kir die Entfcheidung diefer Frage 
geben die oben ©. 476 fig. entwidelten Grundſätze über den Berzug des Schuldners 
und des Gläubigers Enticheidungsnornten. 

2) Man vergl. $$. 1436 Sat 1, 2, 699, 700 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1436 Sats 3 in Verbindung mit 8. 1109 des BGB.'s und 
oben ©. 608. 

4) Man vergl. 8. 1436 Sab 3 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1437 des BGB.'s. — Wäre die Nechtsverwirlung für den - 
Fall einer Pränumerationszahlung vereinbart worden, fo würde, wenn Abjchlagszahl- 
ungen vor dem Eintritte der Rechtsverwirkung angenommen tworden wären, boraus- 
zufegen fein, daß die Abichlagszahlungen in der Erwartung, es werde bie ganze 
Zahlung bis zur Rechtsverwirkung noch vollftändig geleiftet werden, angenommen 
worben ſeien. Natürlich wiirde der Schuldner, wenn der Gläubiger von dem Rechte 
der Rechtsverwirkung Gebrauch madıte, die abichläglihen Zahlungen mittelft der con- 
dietio ob cansam datorum zurüdfordern können. Daß die Präckufivfriften bei den 
Berfiherungen Nichts mit der lex commissoria gemein haben, verfteht fich von jelbft. 

6) Man vergl. $. 1438 des BGB.'s und Annalen N. F. Bd. 2 ©. 121, Bd. 3 
S. 86, ©. 496. — Hiernach bedarf es, wenn der Gläubiger den Zinstermin, welcher 
nicht zeitig bezahlt worden ift, annimmt, nicht eines Vorbehaltes des Rechtes aus der 
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Die Beweislajt it bei der Nechtsverwirkung, wie bei der Con 
ventionalitrafe zu vertbeilen '). 

Kommt die Verabredung der Probe oder des Belichts, der Neue 
und des befleren Gebotes oder Des Nects, in den Vertrag eines 
Anderen zu treten, bei anderen Berträgen, als dem Kaufe, vor, jo 
finden die oben S. 606 flg. angegebenen Borjchriften analoge An 
wendung ?). 


8. 435. 
XXVIII. Bfandvertrag. 


Der Vertrag, durch twelchen der Eine dem Anderen eine Hypothek 
oder ein Fauſtpfand zu beftellen werjpricht, verpflichtet den Eriteren, 
die Hypothek durch Eintragung beftellen zu laffen, oder das Kauftpfand dem 
Mandgläubiger zu übergeben‘). Der Fauftpfandgläubiger ift ver- 
bunden, dem Verpfänder auf deilen Verlangen eine Bejcheinigung 
über den Empfang des Fauftpfandes auszuftellen, in welcher daſſelbe 
beichrieben wird). Der FJauftpfandgläubiger und der Berpfänder 
baften für abfichtliche VBerjchuldung, grobe und geringe Fahrläſſigkeit. 
Derjenige aber, welcde feine Sache für eine fremde Schuld verpfändet, 
baftet nur für abfichtliche Verfchuldung und grobe Fabrläffigfeit‘). 
it die zum Fauftpfande gegebene Sache zur Gewährung der be 
zwedten Sicherheit untauglich, weil fie zur Zeit der Lebergabe der 
Sache an den Pfandgläubiger verborgene Fehler gehabt bat, oder 
weil fie von einem Dritten ganz oder theilweije entwährt wird, jo 
ift der Berpfänder verbunden, eine andere taugliche Sache zum Pfande 
zu geben, oder die Forderung ſofort zu erfüllen, für welche das Pfand 
Sicherheit geben jollte ®). . 

Iſt die Forderung, für welde das Pfand haftet, getilgt oder 


lex commissoria. Anders wiirde fich die Sache geftalten, wenn der Gläubiger, 
bevor er erflärt hätte, von der lex commissoria Gebrauch machen zu wollen, einen 
jpäteren Zinstermin, welcher zeitig bezahlt worden wäre, ohne Borbehalt ange- 
nommen hätte. 

1) Man vergl. $. 1439 des BGB.'s und oben ©. 700. 

2) Dan vergl. 8. 1440 des BGB.'s. 

3) Dean vergl. 88. 1441 bis 1443 des BGB.'s, Annalen N. F. Bd. 5 ©. 386 fig. 
und oben ©. 372. 

4) Man vergl. $. 1444 des BGEB.'s. 

5) Dan vergl. $$ 1445, 728 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1446 des BOB.’ ımd oben ©. 131. 374. 
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das Pfandrecht ſonſt erlojchen, jo kann der Pfandfchuldner das Pfand 
nebſt Zuwachs und Zubehörungen, joweit leßtere mit zum Pfande 
gegeben worden find, zurüdfordern (actio pigneratitia directa) '). 
Der Prandichuldner ift verbunden, dem Fauftpfandgläubiger die noth— 
wendigen Verwendungen auf die Sache zu erftatten und denjelben 
von den zur Erhaltung der Sache übernommenen Berbindlichkeiten 
zu befreien (actio pigneratitia contraria)?). 

Anm. Ueber die Pfandbeftellung bei einer Gefammtichuld vergl. Siebenhaar, 


— 


Correalobligationen S. 160 fig. 
8. 436. 
XXIX. Bürgſchaft. 
Begriff der Bürgſchaft. 


Bürgſchaft it die einem Gläubiger gegenüber übernommene ver- 
tragsmäßige Verbindlichkeit, für die Echuld eines Dritten (Haupt- 
ſchuld) einzufteben, ohne daß der Schuldner dadurch von jeiner Schuld 
befreit wird’). Diejelbe kann in einer doppelten Form vorkommen, 
nämlich entiveder jo, dab der Bürge für die Zahlungsfähigkeit des 
Hauptjchuldners zu haften verſpricht (fideiussio), oder jo, daß der- 
jelbe die Zahlung der Hauptjcbuld garantirt (constitutum debiti alieni). 
In beiden Fällen iſt fie eine accefjorifche injofern, als die Verbind— 
lichfeit des Bürgen die Echidjale der Hauptſchuld tbeilt, won diejer 
abbängt und mit diejer beitebt und endigt. Dagegen unterjcheidet 
ſich die Bürgjchaft für den Hauptſchuldner von der Bürgichaft für 
die Hauptſchuld infofern, als jene nur eine ausbülfliche ſubſidiäre), 
blos für den Fal, das der Hauptſchuldner nicht zahlen kann, 
übernommene, dieſe dagegen eine jelbjtäindige (prineipale), überhaupt 
für den Fall, daß die Hauptſchuld nicht bezablt wird, einge 
gangene iſt)y. Das bürgerliche Gejeßbuch behandelt beide Formen 


1) Man vergl. 8. 1447 des BOB. — Wird die actio pigneratitia directa 
vor Tilgung der Schuld angeftelit, bietet aber der Berpfänder die Zahlung der Pfand- 
ſchuld an, fo ift der Pfandgläubiger zur Herausgabe des Pfandes gegen Bezahlung der 
Pfandſchuld zu verurtheilen (Annalen N. F. Bd. 5 ©. 459 und oben ©. 404 not. 7). 

2) Man vergl. $. 1448 des BGB.’ — Wegen der Berwendungen hat der 
Piandgläubiger ein Zurüdhaltungsredht. 3 

3) Man vergl. 8. 1449 des BGB.'s. 

4) Die Bürgſchaft unterſcheidet ſich von der Uebernahme einer fremden Schuld 
durch Neuerungsvertrag (Erpromiffion) dadurch, daß bei ihr der Hauptſchuldner nicht 
liberirt wird, und von dem Gefammtichuldverbältniffe durch ihre aceeſſoriſche 
Eigenfchaft. 
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der Bürgichaft in Einem Abjchnitte, jedoch mit Hervorhebung der 
wejentiichen Unterjchiede zwijchen denjelben ’). 

Die Bürgſchaft jegt eine Hauptichuld voraus; dieje kann auch 
eine fünftige?), bejtimmte und unbeftimmte jein?). Wer weiß, daß 
eine Forderung verjährt jei, ſich aber deſſenungeachtet für diejelbe 
verbürgt, ijt wie ein Bürge gehalten*). Hat fich jemand für einen 
höheren Betrag oder unter bärteren Bedingungen, als der Haupt- 
jchuldner verpflichtet ift, verbürgt, jo ift nur ſoweit eine Bürgſchaft 
vorhanden, als eine Hauptjchuld beſteht“). Hat der Bürge einen 
anderen Gegenitand verjprocen, jo liegt darin eine Bürgjchaft, ſoweit 
der verfprochene Gegenftand dem Werthe nad dem Gegenftande 
aleihfommt, welchen der Sauptichuldner zu leiften bat®). Hat ſich 


1) In den $8. 1450, 1451 des BOB.s wird aud die „Nahbürgichaft” und 
die „Rückbürgſchaft“ erwähnt. Bei jener ift die Verbindlichkeit des erften Bürgen bie 
Hauptſchuld und die Verbindlichkeit des Nachbürgen die accefforifche Schuld ; bei diefer 
die Verbindlichkeit des Hauptſchuldners, den erften Bürgen fchadlos zu halten, die 
Hauptſchuld und die Verbindlichkeit des Nüdbürgen die accefioriihe Schuld. Unter 
bejonderen materiellen Borichriften ftehen die Nachbürgſchaft und die Nüdbürgichaft nicht. 
Anders verhält es ſich mit der im 8. 1452 des BGB.'s charakterifixten Schabdlos- 
bürgichaft (fidejussio indemmitatis). Diefe ift eine bedingte Bürgichaft; die 
Bedingung befteht darin, daß ſie iiberhaupt erſt in Wirkſamkeit tritt, wenn der 
Gläubiger an feiner Forderung Etwas verloren hat; fie fegt unter allen Umftänden 
voraus, daß der Hauptſchuldner zuvor ausgeflagt worden if. Die Schadlosbürgihaft 
unterfcheidet fich materiell von der gewöhnlichen Bürgichaft ($. 1463 des BGB.'s). 

2) So kann fi Jemand für ein Darlehn verbürgen,, welches erft noch einem 
Dritten gegeben werden ſoll. Natürlid tritt die Bürgfhaft nur dann in Wirkfamteit, 
wenn das Darlehn wirklich gegeben wird. Hätte der Gläubiger an den Dritten eine 
Forderung und fäme er mit demjelben dahin überein, daf die bereits beftchende For- 
derung als das Darlehn gelten follte, jo ‚würde die Bürgfchaft wirkfam werden 
(8. 1071 des BGB.'s), fofern nicht der Bürge nur unter der Bedingung fich ver- 
bürgt hätte, daf dem Dritten das Darlehn baar (nicht durch Aufrechnung) ausgezablt 
werden jollte. 

3) Man vergl. $. 1454 Zap 1 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $$. 1454 Sat ?, 1159 Sat 2 des BGBe's und Annalen N. F. 
Bd. 5 ©. 439, 440, 445. 

5) Man vergl. $. 1455 Sak 1 des BOB.'s. (Uebereinjtimmend das römische 
Recht, 1. 8 88. 7 bis 11, 1. 34, 1. 38, 1. 49, 8. 2, 1. 70 pr. und $. 1 D. de fidejnas.) 
— In wie weit der Bürge, welcher fid) zu einem Mehreren oder unter ſchwereren Be— 
dingungen verbürgt hat, jelbftändig haftet, ift eine faeti quaestio (8. 1455 Sat 3 
us BOB.R). 

#5) Man vergl. $. 1455 Tat 2 des BGB.'s. — Nach meiner Anficht fteht dies mit 
dem Begriffe der Bürgichaft ganz im Einklange, weil der Gläubiger es in feiner Macht 
hat, einen anderen Gegenftand, als den geichuldeten, in solutum anzunehmen, umd 
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der Bürge über die Perfon des Schuldners (Hauptfchuldners) geirrt, 
jo ift die Bürgjchaft nichtig; dagegen ift ein Irrthum über die Perſon 
des Gläubigers unweſentlich, es wäre denn, daß fich der Bürge nur 
zu Gunften eines bejtimmten Gläubigers zu verbürgen beabfichtigt 
hätte . 


8. 437. 
Berbindlichfeiten des Bürgen. 


Ein Bürge, welcher fich nicht unter Befchränfungen verbürgt hat, 
haftet für die Erfüllung der Hauptjchuld in dem Umfange, wie 
der Hauptjchuldner. Seine Verbindlichkeit erftredt fih auch auf 
Aenderungen, welche an dem Inhalte der Hauptjchuld Verſchuld— 
ung, 3. B. Vernichtung der gejchuldeten Sache, und durch Verzug 
des Hauptjchuldners, vorgehen, insbejondere auf gejeßliche Zinjen, 3. B. 
wenn der Hauptjchuldner ihm anvertraute Gelder unterjchlägt, auf 
Berzugszinfen, auf Schäden und auf Ktoften, welche durch Kündigung 
und Einflagung der Hauptſchuld entſtehen?). Für Nebenanfprüche, 
insbejondere für verjprochene Zinfen, für eine verfprochene Strafe und 
für Neugeld baftet der Bürge nur dann, wenn und joweit er zur 
Zeit der Bürgichaftsleiftung von diejen Nebenanfprüchen Kenntniß 
gehabt und feine Bürgfchaft nicht bejchränft bat, oder wenn er ſich 
unbejchränft für die Schuld im Allgemeinen, 3. B. für Dasjenige, 
was Titius ſchuldig iſt (omnis causa), verbürgt hat ?). 

Mehrere gemeinjchaftliche Bürgen haften als Gejammtjchuldner; 
fie haben alſo das ſ. g. beneficium divisionis nicht, die Ungültigfeit 
der Bürgfchaft des einen Bürgen, 3. B. die ungültige Verbürgung 
der Ehefrau für den Ehemann, hat nicht Einfluß auf die Bürgjchaft 
des anderen Bürgen. Die frage, ob der Bürge, welcher aus der 
Bürgſchaft Zahlung geleiftet Hat, NRüderftattung von dem anderen 
Bürgen fordern könne, it nach dem Nechtsverhältniffe zu beur- 


der Hauptichuldner, wenn er dem Gläubiger gegenüber befreit wird, fein Intereffe 
daran hat, auf welche Weife der Gläubiger von dem Bürgen befriedigt worden ift. 
Aehnlich verhält es fi), wenn ſich der Gläubiger einen Schuldner des Bürgen dele— 
given läßt, follte jelbft der delegirte Schuldner zahlungsunfähig fein. 

1) Man vergl. $. 1453 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 1456 des BGB. — Unter Verzugszinfen find, jelbft im 
Falle des $. 742 Sat 2, immer nur Zinfen zu fünf vom Hundert, bei Handels: 
fchulden zu ſechs vom Hundert, zu verftehen. 

3) Man vergl 8. 1457 des BOB.S, 

Siebenhaar, Privatredt. 45 
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theilen, vermöge deſſen die mehreren Bürgen fich gemeinfchaftlich ver- 
bürgt haben’). 

Der Bürge hat die Einreden des Hauptjchuldners,. ausgenonmen 
wenn er fich, um den Gläubiger gegen jene Einreden ficher zu jtellen, 
oder mit dem Willen (animo), demjelben ein Geſchenk zu machen, ver- 
bürgt Hat). Iſt dem Bürgen bei feiner VBerbürgung befannt ge 
weſen, daß die Hauptſchuld nicht gültig, 3. B. wenn ein in feiner 
Handlungsfähigkeit Beſchränkter der Hauptſchuldner geweſen ift, oder 
daß die Hauptjchuld erlojchen, 3. B. wenn fie verjährt geweſen iſt, 
jo fann er aus der Ungültigkeit oder aus der Erlöfchung der- For- 
derung nicht eine Einrede ableiten?). Hat der Hauptichuldner erit 
nach der Bürgjchaftsleiftung auf Einreden verzichtet, jo wird der 
Bürge diejer Einreden nicht verluftig. Ebenſo verbindet ein von dem 
Hauptjchuldner erflärtes Anerfenntniß der Schuld den Bürgen nur, 
wenn in dem Zwede der Bürgjchaft liegt, daß der Hauptichuldner 


1) Dan vergl. $8. 1458, 1022 Sat 2, 1036 des BOB.s. — Das hürgerliche 
Geſetzbuch ift im diefer Hinficht auf das Ältere römische Recht über die f. g. stipulatio _ 
fidejussoria zurüdgegangen und hat das von dem Kaiſer Hadrian, aus nicht pafjenden 
Billigfeitsrücfichten, eingeführte f. g. beneficium divisionis aufgehoben. — Mehrere 
Bürgen, welche fich nicht gemeinfchaftlich, fondern separatim verbirgt haben, ftehen 
in gar feinem Nechtsverhältnifie zu einander. Hat der eine Bürge bezahlt, jo hat er 
nicht ein Negrefirecht an den anderen: Bürgen. Wie verhält e8 fi nun aber, wenn 
der Gläubiger dem einen der mehreren Bürgen die Forderung cedirt? Daß die 
bürgichaftliche Verbindlichkeit des Ceſſionars in diefem Falle durch Confufion erlöicht, 
beruht zwar außer Zweifel. Aber kann der Ceſſionar den anderen Bürgen deffenum- 
geadhtet aus defien Bürgfchaft in Anfprucdh nehmen? Ich verneine diefe Frage, weil, 
wenn der Bürge die Hauptforderung abgetreten erhält, es fo betrachtet wird, als ob 
die bürgjchaftliche Berbindlichfeit dur Zahlung erlofchen wäre; e8 fteht daher dem 
anderen Bürgen die Einvede zur Seite, daß fich feine Bürgſchaft erledigt habe, weil 
der Ceifionar nicht Etwas fordern kann, was er jelbft als Bürge ſchuldig geweſen ift. 
(Man vergl. übrigens über das f. g. benefieium cedendarum actionum Annalen 
N. F. Bd. 6 ©. 114 flg.). 

2) Man vergl. $. 1459 Sab 1 des BGB.'s und über die Einrede der Aufred- 
nung oben ©.559 zu b. — Zu ben Einreden, welche der Bürge hat, gehört auch 
das zwifchen dem Gläubiger und Hauptſchuldner geichloffene pactum de petendo in 
rem und in personam, — Der Bürge hat and) die Einreden aus feiner Perſon; er 
ift aber nicht verpflichtet, diefe geltend zu machen; es kann namentlich der Hauptichuldner 
fich nicht weigert, dem Bürgen das Bezahlte wieder zu erftatten, weil diefer unterlafien 
hat, die Eintede der Aufrechnung mit einer ihm gegen den Gläubiger zuftehenden Kor- 
derung, ferner die Einrede der Berjährung der Bürgſchaft, ingleichen die Einrede des 
unzuftändigen Gerichtsftandes, vorzuſchützen. 

3) Dian vergl. $. 1459 Sat 2 des BGB.'s. 
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bejtimmen joll, in wie weit die Hauptfchuld begründet ift, 3. B. bei 
einer Bürgjchaft für eine künftige Schuld ). 


$. 438. 
Einrede der Borausflage. , 


Der Gläubiger kann, wenn die Hauptjchuld fällig ift, den Bürgen 
in Anfpruch nehmen, der Bürge hat aber das Recht, durch Vorfchüß- 
ung einer Einrede zu verlangen, daß der Hauptjchuldner vor ihm 
ausgeflagt wird?) Der Bürge hat die Einrede der Borausflage 
nicht, wenn er darauf verzichtet *), oder fich als Selbitfchuldner oder 
Hauptichuldner verbürgt, insbejondere wenn er zu einer bejtimmten 
Zeit oder an einem bejtimmten Orte zu erfüllen verfprochen bat, 
ferner wenn der Aufenthaltsort des Hauptſchuldners unbekannt ift, 
oder der Hauptjchuldner ſich außerhalb der deutſchen Bundesftaaten 
aufhält, wenn die Hauptſchuld zur Zeit der Verbürgung nicht be- 
fanden bat, ohne daß dadurch die Bürgjchaft unwirkſam geworden 
iſt), und wenn der Hauptjchuldner in Goncurs- verfallen oder font 
zablungsunfäbig it’) Dem Schadlosbürgen ſteht das Necht auf die 
VBorausflage auch dann zu, wenn der Aufenthaltsort des Haupt- 
ſchuldners unbekannt ift, oder der Hauptjchuldner fich außerhalb der 
deutjchen Bundesjtaaten aufhält oder in Goncurs verfallen ift °)- 


1) Dan vergl. $. 1460 des BGB.'s. 

2) Dan vergl. $. 1461 des BGB.'s. — Da die ſ. g. exceptio excussionis die 
einzige Einrede ift, welche der Bürge hat, fo hat fich die Beftimmung der Const, 17 
P. II. erledigt. — Die Frage, ob der Bilrge, welder die Bürgfchaft wider die Wahr- 
heit in Abrede ftellt, die exceptio excussionis verliert, ift zu verneinen. (Man vergl. 
Commtentar Bd. 2 S. 369 flq., Annalen N. F. Bd. 7 ©. 466.) 

3) Wider den Bürgen, welcher der Vorausklage entfagt hat, fann gleichzeitig mit 
dem Hauptichuldner gellagt werden (Annalen N. F. Bd. 8 ©. 407). 

4) Dan vergl. 8. 1459 Sat 2 des BGB.'s. 

5) Dan vergl. 8. 1462 des BGB.'s und über den Fall der Concurseröffnung zu 
dem Bermögen des Hauptichuldners Motive zu dem $. 1462 im Kommentar Bd. 2 
©. 369 und Annalen N. F. Bd.6 ©. 273. Insbeſondere kann der Bürge, wenn 
deer Gläubiger die Anmeldung im Conenrfe des Schuldners verfäumt hat, nach dem 
$. 1466‘ des BGB.'s eine Erception haben. — Man vergl. aud; Art. 281 des 
allgemeinen deutſchen Handelsgejeßbuchs und Siebenhaar, Korrenlobligationen 
©. 370 Nr. 6, 

6) Man vergl. $. 1463 des BGB.'s. — Hätte der Schadlosbürge der VBoraus- 
flage entjagt, jo würde die Frage entjtehen, ob nicht dadurch der Beguff der Schadlos- 
bürgichaft ausgefchloffen worden wäre. 

45 * 
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8. 439. 
Erlöfhungsgründe der Bürgjchaft. 


Die Bürgſchaft erlöjcht, wenn die Hauptſchuld erlojchen ift, aus— 
genommen wenn die Hauptjchuld durch eine Berjchuldung des Bürgen, 
3. B. durch Bernichtung der gejchuldeten Species, erlojchen ift, ohne 
daß der Gläubiger feine Befriedigung erhalten hat)y. Wird der 
Bürge Erbe des Hauptjchuldners oder der lettere Erbe des Bürgen, 
jo erlöjcht die Bürgjchaft nur inſoweit, als die Bürgichaft dem 
Gläubiger Vortheile bringt, welche mit der Kauptforderung nicht 
verbunden find ?). 

Die Bürgjchaft erlöfcht, wenn und foweit dem Gläubiger eine 
Berjehuldung zur Laſt fällt, durch welche dem Bürgen die Rechts: 
wohlthat der Borausklage oder der Rückanſpruch an den Hauptjchuldner 
vereitelt wird, insbejondere wenn der Gläubiger verjchuldet, daß er 
von dem Hauptjchuldner Befriedigung nicht erlangen kann, 3. B. 
wegen Aufgabe eines Bfandrechts, wegen Berzugs in der Annahme, 
oder wenn er dem Hauptichuldner nach dem Ablaufe der urjprünglich 
bejtimmten Erfüllungszeit unter Berbältniffen Stundung ertheilt, unter 
welchen vorauszujehen ift, daß derjelbe in Vermögensabfall geratben 
werde ?). \ 

Hat fich der Bürge nur auf bejtimmte Zeit verbürgt, 3. B. bis zu 
einem bejtimmten Tage, oder ift dies anzunehmen, weil die Dauer 
des Hauptvertrages auf bejtimmte Zeit bejchränkt, ift 3. B. bei einem 
blos auf eine beftimmte Zeit bejchränkten Dienjtverhältniffe oder 
Gredite, jo erlöjcht die Bürgſchaft mit dem Ablaufe diefer Zeit, und 
zwar nicht blos für die Zukunft, jondern auch für die Bergangenbeit, 
jedoch jo viel leßtere anlangt, dann nicht, wenn der Gläubiger inner- 
halb dreißig Tagen nach dem Ablaufe der Zeit die lage wider den 
Hauptjchuldner oder wider den Bürgen bei Gericht angebracht und 
den NRechtsitreit nicht länger als drei Monate liegen gelafjen bat ®). 

Entjteht für den Bürgen Gefahr, Jeine Einreden gegen die Klage 


1) Man vergl. $. 1464 des BGEB.'s ſowie Motive zu diefem $. im Commentar 
Bd. 2 ©. 370 und über die Frage, ob die Bürgichaft erlofchen fei, wenn fich der 
Gläubiger Wechjel vom Hauptichuldner hat geben laffen, Annalen N. F. Bd. 2 
©. 559. 

2) Man vergl. 8. 1465 des BGB.'s und oben ©, 567 not, 3. 

3) Dean vergl. 8. 1466 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1467 de8 BEB.'s und Annalen N. 5. Bd.5 ©. 139, 264. 
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aus der Bürgſchaft zu verlieren, wenn der Gläubiger die Klage wider 
den Hauptſchuldner nicht anſtellt, ſo kann er verlangen, daß der 
Gläubiger die Klage wider den Hauptſchuldner anſtellt). 

Anm. Die Bürgfchaft für eine Geſammtſchuld ift fo zu beurtheilen: Hat ſich 
der Bürge für alle Geſammtſchuldner verbürgt, fo haftet er nur, wenn alle Gefammt- 
ſchuldner ausgellagt worden find; es ftehen ihm aud) die Erceptionen aus der Perfon 
jedes einzelnen Gefammtichuldners zu. Hat er ſich nur für einen einzelnen Geſammt— 
ſchuldner verbürgt, fo haftet er, wenn der Gläubiger den Gefammtichuldner, für welchen 
er ſich verbürgt, ausgeflagt hat; es ſtehen ihm auch in diefem Falle nur die Einreden 
aus der Perfon diejes Gefammtichuldners zu. — Eine gegenfeitige Bürgſchaft der Ge- 
fammtfchuldner hat nad) dem bürgerlichen Gefetsbuche keine rechtliche Folge, weil das 
Geſammtſchuldverhältniß auf der Annahme beruht, daf der eine Geſammtſchuldner für 
den anderen Geſammtſchuldner haftet. 


$. 440. 
Rechte des Bürgen wider den Hauptjchuldner. 


Hat fich der Bürge für eine Forderung verbürgt, welche mit einem 
Rechtsgrunde zur Erlangung einer Hypothek verſehen ift, jo kann er 
die Eintragung der Forderung in das Hypothekenbuch verlangen, wenn 
der Gläubiger fein Recht auf die Hypothek nicht geltend macht ?). 

Die Rechte des Bürgen wider den Haupiſchuldner ſind verſchieden, 
je nachdem jener ſich 

a) in Folge eines von dieſem erhaltenen Auftrages, oder wie das 
bürgerliche Geſetzbuch es ausdrückt, in Folge einer von dieſem 
erhaltenen Veranlaſſung, oder 

b) ohne Auftrag, oder, wie das bürgerliche Geſetzbuch es ausdrückt, 
ohne vom Schuldner erhaltene Veranlaſſung, verbürgt hat. 

In dem 

zu a) 
angegebenen Falle kann der Bürge, jelbit che er den Gläubiger be- 
friedigt hat, von dem Hauptjchuldner Befreiung von der Bürgfchaft 
verlangen, wenn diejer mit der Erfüllung zögert, oder vor der Ber- 
fallzeit in Vermögensabfall geräth, oder er, der Bürge, zur Leiſtung 
an den Gläubiger verurtbeilt worden iſt). Hat der Bürge den 
Gläubiger befriedigt, jo kann er Erjtattung des Verwendeten nach 


1) Man vergl. $. 1468 des BGB.'s und Annalen N. F. Bd. 2 ©. 264, 
2) Man vergl. $. 1469 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $. 1471 in Berbindung mit $. 1315 des BGB.'s. 
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den BVBorfchriften über die Gejchäftsführung vermöge Auftrags fordern '). 
Sind ihm Einreden des Hauptjchuldners gegen die Schuld befannt 
gewejen und bat er deren Vorſchützung unterlaffen, jo ijt er feines 
Rücdanfpruches an den Dauptichuldner verlujtig, joweit dieſer Die 
Forderung durch die Einreden ablehnen konnte“). Hat der Bürge, 
nachdem der Gläubiger von dem Hauptjchuldner befriedigt worden 
ift, ohne Kenntniß hiervon, die Schuld nochmals erfüllt, jo bat er 
zwar das Recht, die Eritattung des Verwendeten von dem Haupt— 
jchuloner zu fordern, er it aber zur Abtretung feiner Rechte gegen 
den Gläubiger aus der geleilteten Nichtjchuld verbunden ?). Hat der 
Hauptſchuldner, nachdem der Gläubiger von dem Bürgen befriedigt 
worden ift, ohne Kenntniß hiervon, die Schuld nochmals erfüllt, fo 
bat der Bürge nur das Necht, das von ihm Geleiftete von dem 
Gläubiger als eine Nichtſchuld zurüczufordern '). 

In dem 

au b) 

angegebenen Falle bat der Bürge, wenn er weder gegen das Berbot 
des Hauptfchuldners gehandelt, noch den Willen (animus), dem leßteren 
ein Gejchen? zu machen, gehabt, noch Etwas zum Nachtbeile des 
Hauptjchuldners verjeben hat, das Necht, jeine Verwendungen nad 
den Borjchriften über die Gejchäftsführung obne Auftrag zu fordern’). 

Der Bürge kann, jelbjt wenn er den Gläubiger nicht befriediat 
bat, den Gegenftand der Schuld von dem Hauptſchuldner fordern, 
wenn ein Dritter mit dem Willen (animus), dem Bürgen ein Gejcbent 
zu machen, den Gläubiger befriedigt, oder der Gläubiger dem Bürgen 
die Forderung geſchenkt hat °). 


8. 441. 
Ereditauftrag. 


Hat jemand einem Anderen in der Weije Auftrag gegeben, daß 
der Beauftragte in eigenem Namen und auf eigene Rechnung, jedoch 

1) Man vergl. 8. 1472 Sab 1 des BGB.'s, oben ©. 669 und Annalen N, 
Bd. 5 ©. 171. 

2) Man vergl. $. 1472 Sat 2 des BGB.'s. — Der Bürge ift in diefem Falle 
auf die condietio indebiti wider den Gläubiger gewieſen. 

3) Man vergl. 8. 1472 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 1473 des BGB.'s. 

5) Dan vergl. S. 1474 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1475 des BOB.'8. 


®- 
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auf Gefahr des Auftraggebers, mit einem Dritten ein Rechtsgeſchäft 
ſchließen, oder demſelben eine Forderung ſtunden ſoll (Creditauftrag), 
ſo haftet der Auftraggeber als Bürge für die Schuld des Dritten, 
ſoweit fie dem Auftrage gemäß entſtanden oder geſtundet worden iſt. 
Der Auftraggeber hat nicht Einreden aus der Perſon des Dritten, 
welche darauf beruhen, daß dieſer die Verbindlichkeit wegen perſön— 
licher Unfähigkeit nicht babe übernehmen können ?). Die Haftpflicht 
des Auftraggebers für die Schuld des Dritten erlöjcht, wenn der 
Beauftragte ohne Einwilligung des Auftraggebers dem Dritten 
Stundung giebt. Der Auftraggeber kann, jelbjt nachdem er den Be- 
auftragten befriedigt hat, verlangen, daß diejer ihm die Klage wider 
den Dritten abtritt ꝰ). 


$. 442. 
XXX. Spiel und Wette. 

Forderungen aus Spiel oder Wette fünnen weder mittelit Klage 
noch mittelft Einrede geltend gemacht werden; iſt jedocdy die Spiel- 
oder Wettichuld bezahlt worden, jo bat eine Rüdforderung wegen 
einer bezahlten Nichtjchuld nicht ftatt ®). 

Lotterieen und Ausjpielgejchäfte find nichtig, ſofern nicht die zu— 
ftändige Behörde dazu Erlaubniß gegeben bat, welchenfalls fie volle 
rechtliche Wirkſamkeit unter den VBertragjchliegenden haben. Bei dem 
Ausspielgeichäfte ift das Verhältniß zwiſchen dem Ausjpielenden und 
dem Inhaber des Gewinnloojes nach den Borjchriften über den be 
dingten Kauf zu beurtbeilen °). 

Das bürgerliche Geſetzbuch faßt den Vertrag, vermöge deijen 
der Eine dem Anderen den Unterjchied zwijchen dem angenommenen 
Breije einer Sache und dem Marktpreife oder dem Courſe, welchen die— 


1) Man vergl. 8. 1476 des BGEB.'s. — Bei dem Ereditauftrage handelt es ſich 
immer um eine Schuld, die erft entftehen, wenigftens geftundet werden foll. 

2) Man vergl. $. 1477 des BGB.'s und über die Bereinigung der Perſon des 
Beauftragten und des Dritten, Siebenhaar, Correalobligatiotten ©. 53 flg. 

3) Man vergl. 88. 1478, 1479 des BOB.s. 

4) Man vergl. 8. 1480 des BGB.'s, Gefet, das Hazardfpiel u. f. w. betreffend, 
vom 11. April 1864, $. 6 und Annalen N. N. Bd.5 ©. 454 fig. Da Spiel» und 
Wettſchulden ganz gleich beurtheilt werden, jo hat fic die frage erledigt, welcher 
Unterfchied zwifchen Spiel und Wette fei. — Als Zahlung würde e8 aud) zu betrachten 
fein, wenn bei der Wette der Wettpreis bei einem Dritten niedergelegt worden wäre. 

5) Man vergl. 8.1481 des BGB.'s. — Der Kauf eines Ausfpielloofes, vor der 


Ziehung, ift ein f. g. Hoffnungskauf. 
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felbe zu einer beftimmten Zeit gehabt babe oder haben werde, zahlen 
jol (ſ. g. Börjenjpiel), unter den Begriff des (unverbindlichen) Spieles 
oder der (unverbindlichen) Wette '). 


Zweites Gapitel. 
Forderungen ans unerlaubten Handlungen. 
8. 443. | 
I. Widerrechtliche Schadenzufügung. 
Begriff der widerrechtlichen Schadenzufügung. 


Unter der tmiderrechtlichen Schadenzufügung verfteht man jede 
Begehungshandlung (pofitive Handlung), Durch welche einem Anderen 
an deſſen Körper oder deſſen Sachen Schaden zugefügt wird (ſ. g. 
culpa ex lege Aquilia)?., Ob die Handlung auf Abficht (dolus) 
oder auf grober oder geringer Fahrläſſigkeit (culpa lata et levis) 
berubt, macht feinen Unterjchied °); es giebt Feine Grade der Ver— 
jchuldung bei der widerrechtlichen Schadenzufügung; Derjenige, welcer 
den Echaden zugefügt bat, haftet für deſſen Erjaß, wenn die Mög— 
lichkeit, daß der Schaden zugefügt werden würde, von einem ordent- 
lihen, aufmerffamen Familienvater (bonus ac diligens paterfamilias) 
vorbergejehen werden fonnte und deſſenungeachtet die (pofitive) Hand— 
lung vorgenommen worden ift*). Nur wenn der Handeinde zur Zeit 
der That nicht handlungsfähig getvejen tft, oder wenn in der Handlung 
der Gebrauch eines Rechtes innerhalb der Grenzen dejjelben liegt, oder 
der in feinen Rechten Verletzte jeine Einwilligung zu der Handlung 


1) Man vergl. 8. 1482 Sat 1 des BGB.'s, Annalen NR. F. Bd. 1 S. 191, Bb.5 
S. 475. — Bon felbft verfteht e8 ſich, daß ernftlich gemeinte Börfengefchäfte nicht 
ter diefe Borjchrift fallen. Dies ergiebt fi) namentlich aus dem im $.1482 Sat 2 
angegebenen Beifpiele, wenn ein Yieferungsfauf nur zum Scheine auf die Yieferung 
zu einer beftimmten Zeit gerichtet ift, und der Wille (animus) der Bertragfchließenden 
gleich Anfangs dahin geht, daß der Unterfchied zwiſchen dem vereinbarten Kaufpreife und 
dem Marktpreife oder Courfe zur ſcheinbaren Kieferungszeit von dem Einen dem 
Anderen vergütet werden fol, — Die Borjchrift, welche im ihrer Anwendung auf den 
einzelnen Fall allerdings Schwierigkeiten hat, liegt im Antereffe des Handels und 
Berkehres, deſſen Blüthe gewiß nicht in Schwindelgeichäften beftehen kann. 

2) Man vergl. 88. 1483, 1484 Sat 1 des BGEB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1483 des BGB.'s. 

4) Man vergl. oben 88. 753, 74. 
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im bandlungsfähigen Zuſtande gegeben bat, tritt die Verbindlichkeit 
zum Erfaße des verurjachten Schadens nicht ein '). 

Die Verbindlichkeit zum Schadenerjaße ift begründet, ohne Unter- 
ichied, ob die Handlung unmittelbar den Schaden verurſacht, oder ob 
fie bewirkt, daß der Andere ohne eigene Berfchuldung fich oder feine 
Sachen bejhädigt, oder ein Dritter den Schaden widerrechtlich zu- 
fügt, oder ein Zufall den Schaden verurfacht 2). Unter den Begriff 
der miderrechtlichen Schadenzufügung fällt es auch, wenn Jemand 
durch eine Begehungsbandlung (pofitive Handlung) bewirkt, daß 
Sachen eines Anderen, obne daß er fie förperlich verlegt, verloren 
geben oder untergehen ?), oder wenn er dadurch Schaden verurjacht, 
daß er eine begonnene erlaubte Begehungshandlung nicht vollendet, 
objchon er zur Bollendung verbunden it, oder zur Abwendung der 
Ihädlichen Folgen einer erlaubten Begebungshandlung ihm obliegende 
Vorſichtsmaßregeln zu treffen unterläßt ®). 


8. 444, 
Umfang der Berbindlichkeit zum Schadenerfaße. 


Die nachſtehenden Vorjchriften über den Umfang der Berbind- 
lichkeiten zum Schadenerjage betreffen zunächit zwar nur das ſ. g. 
damnum injuria datum oder die ſ. g. Aquilifche Culpa, fie find aber 
analog auch auf andere Fülle der Schadenerjaßverbindlichfeit anzu— 
wenden, 3. B. auf den Fall, wo durch Unterlaffung einer Handlung, 
zu deren Vornahme eine rechtliche Verpflichtung beftanden bat °), 
Schaden verurjacht worden it. 

Wer durch feine Berfchuldung Jemanden an dejjen Körper 
verlegt, ift verbunden, dem Verletzten die Heilungsfojten zu ver: 
güten, ein angemefjenes Schmerzengeld ®) zu bezahlen und wegen des 


1) Man vergl. oben $. 73 und 8. 14817 des BGB.'s — Auch Derjenige macht 
von einem echte Gebrauch, welcher fi im Zuftande der erlaubten Eelbftvertheidigung 
(Nothwehr) befindet, oder vermöge erlaubter Selbfthilfe handelt (vergl. 88. 97 bis 99). 

2) Man vergl. $. 1484 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 1485 des BGEB.'s. 

4) Man vergl. $. 1486 des BGB.’ — Steht der PVBeichädiger mit dem Be- 
fchädigten in einem Bertragsverhältniffe, welches ihn mur zur Haftung für Abſicht und 
grobe Fahrläffigfeit verpflichtet, 3. B. bei dem Hinterlegungsvertrage, fo concurrirt die 
Klage aus dem Bertrage mit der actio ex lege Aquilia (oben $. 85 und $. 1488 
des BGB.s). 

5) Man vergl. oben ©. 121. 

6) Man vergl. Berorduung vom 1. Auguft 1856. 
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entgangenen, auch, ſoweit Erwerbsunfäbigteit eintritt, wegen des 
künftig entgehenden Verdienſtes, Schadenerfag nach richterlichem Er- 
meſſen zu leiften‘). Hat die Körperverlegung eine Berunftaltung oder 
Berftümmelung zur Folge, fo ift aud deshalb Schadenerjag nach 
richterlichem Ermeſſen zu leilten; der Anſpruch darauf geht aber auf 
die Erben des Verlegten nur dann über, wenn dieſer deshalb bereits 
Klage bei Gericht angebracht hat, oder wenn der Anfpruch durch Ver— 
trag feitgeitellt worden ift?). 

Hat Jemand durch feine VBerfchuldung den Tod eines Menfchen 
herbeigeführt, jo ift er verbunden, den Erben des Getödteten die 
Koften der verfuchten Heilung und der Ärztlichen Unterfucbung, ſowie 
der Beerdigung des Getödteten zu eritatten®). Iſt der Getödtete 
vermöge Gefehes*) oder Vertrages zur Ernährung eines Anderen 
verpflichtet, fo eritredt fich die Verbindlichkeit zum Schadenerfage 
auch auf den dem Unterhaltsberechtigten entgehenden Unterhalt, deſſen 
Höhe nach richterlichem Ermeffen zu beitimmen it; dieſer Schaden- 
erfaß iſt fo lange zu leiften, als der Getödtete, wenn er gelebt hätte, zur 
Ernährung des Anderen verpflichtet geweſen wäre und Feines Falles über 
die muthmaßliche Lebensdauer des Getödteten ?) hinaus; bei der Be- 
ftimmung der Höhe des Schadenerjaßes ift auf die Erwerbsfähigkeit 
des Getödteten zur Zeit der Tödtung und auf das Bedürfniß des 
Erſatzberechtigten Rückſicht zu nehmen; insbejondere jteht der Anſpruch 
auf dieſen Schadenſatz der Wittwe des Getödteten nur ſoweit, als 
die Nutzungen ihres eigenen Vermögens, und anderen Perſonen nur 
ſoweit zu, als die ihnen in Folge des Ablebens des Getödeten etwa 
zukommenden Vermögensmittel zu deren Unterhalte nicht zureichen 9). 

Sind Saden widerredtlid bejhädigt worden, jo ift 
Schadenerſatz nach den oben S.465 angegebenen Grundjäßen zu leiten. 


1) Man vergl. 8. 1489 des BGB.'s. — In diefem Falle und in den weiter 
unten erwähnten Fällen ift die zweckmäßige Borfchrift der Proceßnovelle vom 13. März 
1867 Nr. V. anzumenden. 

2) Man vergl. 8. 1490 des BOB. 

3) Man vergl. $. 1491 des BGB.'s. 

4) Man vergl. oben $$. 145 bis 150. 

5) Man vergl. 8. 35 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 8. 1492 des BGB.'s. — Das deutſche Reichsgefet vom 7. Juni 
1871, betreffend die Berbindfichkeit zum Schadenerjate bei dem Betriebe von Eifen- 
bahnen Bergwerken u. ſ. w. herbeigeführter Tödtungen und Körperverletzungen 88. 3, 4, 
enthält ähnliche Beftimmungen, welche jedod wegen des 8. 9 für Sachſen, da das 
bürgerliche Geſetzbuch vollftäudiger ift, Leinen Werth haben. 
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S. 4459, 
Perfonen, welde Erjfat des an Sachen widerrechtlich zu- 
gefügten. Echadens zu fordern berechtigt find. 


Berechtigt, Erſatz des an Sachen widerrechtlich zugefügten Schadens 
zu fordern, ift der Eigentbümer der Sache, der redliche Beſitzer der: 
jelben, Jeder, welcher ein Necht an der Sache bat, 3. B. der Pfand— 
gläubiger '), der Nießbraucber, ingleichen der Pachter in Beziehung 
auf die nicht von der Sache getrennten Krüchte ?). 


$. 446. 
Berbindlichfeit Mebrerer, welche widerredtlihb Schaden 
verurjadt haben. 


Mebrere, welche durch eine nach vorgängiger Verabredung vorge- 
nommene Handlung Schaden verurjacht haben, haften als Gejammt: 
ſchuldner. Läßt fich, wenn Mehrere gleichzeitig oder nach einander 
gehandelt haben, nicht ermitteln, wejlen Handlung den Schaden ver- 
urjacht bat, jo baften fie als Gefammtichuldner. In dieſem Falle, 
ingleichen wenn die Handlung, welce den Schaden gebracht hat, 
auf Fahrläffigkeit beruht, kann der Gefammtjchuloner, welcher mehr 
geleiftet hat, als auf jeinen Kopftheil kommt, verbältnigmäßige Er: 
jtattung von den Mitjchuldnern fordern ®). 

Die Anitifter eines Aufrubrs oder Yandfriedensbruchs und die 
Theilnebmer daran haften für den daraus entitandenen Schaden als 
Geſammtſchuldner, ſelbſt wenn jie nicht bei allen einzelnen Hand- 
lungen des Berbrechens mitgewirkt haben oder wenn dajjelbe an ver- 
Ichiedenen Orten zum Ausbruche gefommen ift, die Theilnehmer jedoc) 
nur in Beziehung auf den Schaden, weldyer nach der Zeit ihrer Theil 
nahme verurjacht worden iſt ). 


8. 447. 
1. Beraubung der perjönlidhen Freiheit. 


Hat Jemand einem Anderen die perjönliche Freiheit widerrechtlich 
1) Man vergl. Geſetz, das Immobiliar-Brandverſicherungsweſen betreffend, vom 
23. Auguſt 1862 8. 121 und Annalen N. F. Bd. 3 ©. 179 fig. 

2) Man vergl. 8. 1494 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 1495 Sat 1 des BGB.'s und oben S. 572. 

4) Man vergl. $. 1495 Cab 2, 3 des BGB.’S und oben ©. 492 not, 14. 

5) Dan vergl. $. 1496 des BEB.'s. 
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entzogen, oder durch falfche Angaben deren Entziehung veranlaft, fo 
ift er verbunden, dem Bejchädigten die Freiheit wieder zu verjchaffen, 
den entgangenen Verdienft und allen jonjt verurfachten Schaden nad) 
richterlichem Ermeſſen zu erjegen, auch überdies für jeden Tag einer 
Gefangenbaltung den Betrag von Einem Thaler zehn Neugrojchen 
zu bezahlen. Kann er dem Beichädigten die Freiheit nicht wieder 
verjchaffen und erlangt dieſer diefelbe nicht auf andere Weife, jo hat 
er gegen die Perfonen, welchen dadurd der von dem Bejchädigten 
zu erwarten gewejene Unterhalt entgebt, diefelbe Verbindlichkeit, wie 
im Falle der Tödtung '). 


8.448, 
II. Entwendung. 


Unter Entwendung ift die twiderrechtliche Entziehung einer be 
mweglichen Sache durch Diebjtahl, VBeruntrauung oder Unterfchlagung 
zu verjtchen?). Der Eigentbümer der entwendeten Sache bat die 
Eigenthumsflage wider Denjenigen, welcher fich der Entwendung jchuldig 
gemacht bat, wider deſſen Erben und wider jeden dritten Beliter ?). 
Daneben giebt das bürgerliche Gefebbuch aus der Entivendung eine 
aus der römifchen actio furti und condictio furtiva zujammenge: 
jeßte verjönliche Klage (actio in personam) einem Jeden, wwelcer 
dadurd Schaden erleidet, auf Schadenerjaß wider Denjenigen, 
welcher fich der Entivendung ſchuldig gemacht hat, und wider die Erben 
deſſelben“). Wer fih an dem Diebitable, an der Beruntrauung oder 
Unterichlagung nach deren Bollbringung betheiligt, baftet für Schaden- 
erjaß, joweit durch feine Betheiligung Schaden verurfacht worden iſt ). 


1) Man vergl. 88. 1497, 1498, 1492 de8 BGB.'s. — Ueber die f. g. Sachſen- 
buße vergl. Annalen N. F. Bd.3 ©. 125. 

2) Dem bürgerlichen Gefetsbuche liegt der Begriff des römifchen furtum (1. 1 D. 
de furt., 8. 1 Inst. de oblig. quae ex del. nascuntur) zı Grunde. 

3) Man vergl. oben &8. 203 bis 207 und $. 1499 Satz 2 des BOB... 

4) Dan vergl. 8.1499 Sat 1 des BGB.'s und über die Regel: fur semper 
in mora est, oben 9.475 flg. Der durch Diebftahl Berletste kann fein der Eigenthümer 
der Sache, der Niefbraucher, der Pfandgläubiger, auch der Beſitzer in fremden Namen, 
3. B. der Entleiher, Miether u. f. w., welcher für custodia der Sache und dem 
Eigenthümer für den Diebftahl haftet. Dagegen hat der Befiter in unredlichem 
Glauben nicht die Klage aus dem Diebftahle, 

5) Man vergl. $$. 1500 und 774 des BGB.'s. 
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8. 449, 
IV. Berlegende Nachrede. 


Wer einem Anderen durch Verleumdung oder durch Verbreitung 
falfcher Nachrichten über deijen Lebenswandel, perjünliche Fähigkeiten, 
Amtsführung, Gewerbebetrieb oder jonjtige Verhältniſſe Schaden zu- 
fügt, iſt nach richterlichem Ermefjen zum Schadenerjage verpflichtet. 
Die Mittheilung eines Gerüchts, als ſolchen, in einem Kalle, two 
Demjenigen, welcher es mittbeilt, oder Demjenigen, welchem es mit- 
getheilt wird, an der Mittheilung gelegen ift, verpflichtet nicht zum 
Schadenerjaße '). 


8.450. 
V. Gewalt und Drohung. 


Wer einen Anderen durch widerredtliche Geivalt oder mwider- 
rechtliche Drohung zur Einräumung, Uebertragung oder Aufgebung 
von Sachen, vder Nechten an Sacen, oder zur Uebernabme von 
Berbindlichfeiten nöthigt, it verbunden, die abgenöthigten Sachen 
jammt Zuwachs und gezogenen und zu ziehen gewejenen Früchten 
dem Genötbigten zurüdzugeben, die eingeräumt erhaltenen Rechte an 
Sachen wieder aufzugeben, die von dem Genöthigten aufgegebenen 
Rechte an Sachen wieder berzuftellen, den Genöthigten von den über- 
nommenen Verbindlichkeiten zu befreien und den verurjachten Schaden 
zu erjeßen (j. g. actio quod metus causa), Wider den Dritten, 
welchem in Folge der Gewalt oder Drohung Etwas zugekommen iſt, 
bat die Klage nur jtatt, wenn er zur Zeit der Erwerbung in unred- 
lichem Glauben gejtanden, oder wenn er Etwas unentgeltlich erhalten 
bat und zwar im leßteren Falle nur joweit der Dritte bereichert ijt ?). 


8.41. 
VI Betrug und Arglift. 
Hat Jemand abfichtlich durch Angabe faljcher oder durch Vor— 


entbaltung oder Unterdrüdung wahrer Thatſachen oder durch Ertheil- 
ung von Nathichlägen, deren Schädlichkeit ihm befannt gewejen ift, 


1) Man vergl. $. 1501 des BGB.'s. 
2) Dean vergl. $$. 1502, 1503, 778, 850 de8 BGB.'s, Zeitfchrift für Nechts- 
pflege und Berwaltung N. F. Bd. 33 ©. 1 fig. und oben ©. 98. 
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einem Anderen Schaden verurfacht, jo ift er dem Beichädigten zum 
Schadenerfaße verpflichtet (f. g. actio doli). Wider Dritte hat die 
Klage wegen Betrug und Arglijt (actio doli) unter den oben bei der 
actio quod metus causa angegebenen VBorausjeßungen ftatt!). 


8. 452. 
VI. Berlegung bejonderer Berufspflichten. 


Ein richterlicher Beamter, welcher bei Berhandlung vder Ent— 
Icheidung eines Nechtsiireites, oder in den Gejchäften der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit durch abjichtliche Berjchuldung oder grobe Fabrläffig- 
feit, worunter namentlich auch die Unkenntniß der Gefege und un- 
zweifelhafter Rechtsſätze zu verfteben ift, Schaden verurfacht, ift ver- 
bunden, dem Bejchädigten Schadenerfaß zu leiten. Diejer Anſpruch 
fällt jedoch weg, wenn der Bejchädigte Rechtsmittel nicht gebraucht 
hat, durch welche er die ibm Schaden bringende Handlung hätte ab- 
wenden fünnen ?), 

Bon dem Etaate oder von Gemeinden angejtellte Berwaltungs- 
beamte haften für den Schaden, welchen fie bei Behandlung der ihnen 
obliegenden Gejchäfte abjichtlich oder Durch grobe Fahrläſſigkeit, dieſes 
Wort in dem oben angegebenen Sinne genommen, verurfachen, es 
wäre denn, daß der Beichädigte unterlaffen bätte, die gejeglichen 
Mittel zu gebrauchen, durch welche er den Schaden von fich bätte 
abwenden können“). Deffentlich angeftellte Sachverftändige, welche 


1) Man vergl. 88. 1504, 1505, 778, 850 des BGB.'s, Zeitfchrift für Nechts- 
pflege und Verwaltung N. F. Bd. 31 ©. 67 flq. und oben S. 99. 

2) Man vergl. $. 1506 des BGB.'s und oben ©. 256 not. 5. — Die Frage, ob 
ein vichterlicher Beamter, welcher bei der Aufnahme eines fetten Willens in der Form 
Etwas verjehen hat, den Schaden zu erfeßen habe, welcher dadurch entftanden ift, 
daf der letste Wille nicht gilt, ift, nad; meinem Dafürhalten, zu verneinen, weil Der- 
jenige, welcher den letzten Willen errichtet, die Geſetze ebenfalls kennen foll, und, wenn 
der richterliche” Beamte Elwas verficht, verbunden ift, denfelben darauf aufmerkſam 
zu machen und die richtige Bollziehung des Actes zu verlangen. Am wenigften kann 
ich zugeben, daß der in dem lebten Willen als Erbe oder Bermächtniinehmer oder 
Anwärter Bedachte aus dem Grunde, weil der Teftator einen formwidrigen letten 
Willen errichtet hat, von dem vichterlichen Beamten den Erjab Desjenigen fordern 
fönnen, was er erhalten haben würde, wenn der letzte Wille richtig errichtet worder 
wäre — In Sachſen haftet der Staatsfiscus, auf Grund des Neferiptes vom 18. Oc- 
tober 1796, aus Berjehen feiner Beamten neben diefen principaliter für Schaden- 
erfat. Man vergl. auch oben ©. 66 not. 3. 

3) Man vergl. $. 1507 des BGB.’ und oben ©. 66 not. 3. 
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innerhalb ihres Wirkungsfreifes in Angelegenheiten ihrer Kunft oder 
Wiſſenſchaft abfichtlich oder aus grober Fahrläſſigkeit ein unrichtiges 
Gutachten abgeben, oder eine unrichtige Schägung aufftellen, find 
zum Erſatze des dadurch entitandenen Schadens verpflichtet '). 


$. 458. 
VIIL Veräußerung zur Benachtheiligung der Gläubiger. 
Begriff der Veräußerung zur Benadtheiligung ber 
Gläubiger. 


Mindert ein Schuldner in der Abficht, feine Gläubiger zu be 
nachtbeiligen, jein Vermögen durch Veräußerung jo, daß dieſelben 
von ihm gar nicht oder nicht ganz befriedigt werden fönnen, fo find 
die Gläubiger berechtigt, die Veräußerung anzufechten, ſoweit es zu 
ihrer Befriedigung nöthig iſt). Die Klage eines Gläubigers wider 
den Erwerber (actio pauliana) jeßt voraus den Beweis der Forder- 
ung des Gläubigers, ferner des Umſtandes, dab der Schuldner zur 
Zeit der Veräußerung zablungsunfäbig geweſen, oder es wenigſtens 
durch die Veräußerung geworden jei, endlich der Abjicht des Schuldners, 
feine Gläubiger dur die Veräußerung zu benachtbeiligen. In den 
beiden leßteren Beziehungen wird aber in den meijten Fällen das ent- 
jcheidende Moment aus den Verhältniffen zu folgern fein, namentlich 
dann, wenn alsbald nach der Veräußerung eine Hülfsvollſtreckung 
wider den Schuldner vergeblich werfucht oder Concurs zu feinem Ver— 
mögen ausgebrochen ift. Insbeſondere kann aber ein directer Beweis 
der Abjicht des Schuldners, feine Gläubiger durch die Veräußerung 
zu benachtpeiligen, nicht gefordert werden. 

ALS Veräußerung gilt jede Vermögensminderung, fie beziehe fich 
auf Sachen, Rechte an Sachen oder auf Forderungen“). Eine Ber: 
Außerung iſt es nicht, wenn der Schuldner eine fällige Schuld be- 
zahlt erhält, wäre auch dadurd den Gläubigern die Gelegenheit ent- 
zogen worden, jich mit der Korderung bezahlt zu machen, oder wenn 


1) Dan vergl. $. 1508 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 1509 des BGB’. — Eine Ausdehnung der actio pauliana 
enthält das Geſetz, eine Beichränkung u. f. w. vom 30. Juni 1868. 

3) Dan vergl. $. 1510 des BGB.'s. — Ein Fall der Veräußerung ift auch der 
in derl.43 $. 7 D. de aed. ed. erwähnte: „si quis cum consilium iniisset fraudan- 
dorum ereditorum, redhibuerit, non redhibiturus alias, nisi vellet eos fraudare, 
tenetur propter mancipium creditor*, 
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der Schuldner ihm gehörige Sachen bei einem Anderen hinterlegt, 
oder einem Beauftragten zur Verwaltung übergiebt)y. Das bürger- 
liche Gejeßbuch entjcheidet mehrere Fälle, in welchen es zweifelbaft 
jein fann, ob darin eine Beräußerung liegt, oder nicht. So erflärt 
dasjelbe das Geben an Zablungsjtatt und die Bejtellung eines Pfandes 
für eine vorhandene Schuld für eine Veräußerung?). Weiter joll die 
Ausjchlagung eines Ermwerbes nicht als Veräußerung gelten, ausge 
nommen die Ausichlagung einer Erbjchaft, oder eines Vermächtniſſes 
oder einer Anwartjchaft?). Endlich ſoll in der Zahlung einer Schuld 
vor ihrer Verfallzeit eine Veräußerung nur liegen rüdfichtlih der 
Zinſen in der Zwijchenzeit zwijchen der Zahlung und der Verfallzeit. 
Zahlung einer fälligen Schuld dagegen ijt nicht als Veräußerung zu 
betrachten ®). 


* ,8,.454. 
Borausjegungen und Zwed der Klage wider den Erwerber. 


Die von dem Schuldner in der Abficht, jeine Gläubiger zu be— 
nachtheiligen, vorgenommene Veräußerung kann mitteljt der den da— 
durch benachtheiligten Gläubigern gegebenen perjönlichen Klage (actio 
in personam) gegen den Erwerber (Empfänger) angefochten werden, 
wenn diefer um die auf Benachtheiligung der Gläubiger gerichtete 
Abjicht des Schuldners gewußt hat. Sit jedoch die Veräußerung eine 
unentgeltliche, oder der Erwerber bandlungsunfäbig, oder in feiner 
Handlungsfäbigfeit bejchränkt geweſen, jo kommt auf dieſe Wiſſenſchaft 
Etwas nicht an?). 

Hat der Erwerber um die Abjicht, jeine Gläubiger, zu benach— 
theiligen, gewußt, jo iſt er, ohne Unterjchied, ob die Veräußerung eine 

1) In diefen Fällen bleibt dem Gläubiger unbenommen, fid) aus den Sachen 
ihres Schuldners befriedigt zu machen. Aehnlich verhält es fi, wenn der Schuldner 
ihm zuftehende Forderungen zu dem Zwede cedirt hat, damit der Ceſſionar fich wegen 
feiner Forderung daraus bezahlt machen oder andere Gläubiger damit Befriedigen joll, 
fo lange er der Weifung nod) nicht nachgelommen: ift. 

2) Man vergl. 8. 1511 Sag 1 des BGB.'s und foviel das Geben an Zahlungs- 
ftatt betrifft, Annalen N. F. Bd.3 ©. 137, Bd. 4 ©. 168. 

3) Man vergl. $. 1511 Sat 2 des BGB.'s. 

4) Dan vergl. $. 1512 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1513 des BGB.s. — Der Beweis der Unentgeltlichkeit der 
Beräuferung oder die Wiffenichaft des Erwerbers um die betrügerifche Abficht des 
Schuldners ift zwar Vorausſetzung der Klage; aber auch hier werden an den Beweis 
feine zu ſtreugen Anforderungen zu machen fein. 


Forderungen aus unerlaubten Handlungen. 721 


entgeltliche oder unentgeltliche geweſen tft, verbunden, nicht vertretbare 
Sachen nach den Borfchriften über die Eigenthumsflage wider den 
unredlichen Beliger zurüd zu erjtatten und wenn er Dritten Rechte an 
der Eache bejtellt bat, diefe Nechte zu bejeitigen; vertretbare Sachen 
bat er in gleicher Menge von derjelben Gattung und Güte zurüd- 
zugeben; find ihm Rechte an Sachen, 3. B. Hypotheken, bejtellt worden, 
jo bat er diejelben aufzugeben und, joweit fie im Grund» und Hypo— 
tbefenbuche eingetragen worden find, auf feine Koften löfchen zu laſſen, 
abgetreten erhaltene Jorderungen als nicht abgetreten und erlafjene 
Rechte an Sachen, oder erlaſſene Forderungen als wieder herge- 
jtellt anzuerkennen ’). Hat der Erwerber für das Erworbene eine Ge- 
genleiftung gegeben, jo kann er diejelbe zurüdfordern, joweit fie im 
Bermögen des Schuldners vorbanden ift ?). 

Hat der Erwerber, welcder den Gegenftand der Veräußerung 
unentgeltlich erhalten, in redlichem Glauben geitanden, oder ift er zur 
Zeit der Veräußerung bandlungsunfähig, oder in feiner Handlungs 
fäbigfeit bejchränft geweſen, jo haftet er den Gläubigern joweit er 
bereichert iſt ?). | 

Hat der ‚Erwerber anderweit an einen Dritten veräußert, jo 
haftet auch der Dritte und jeder jpätere Erwerber, wie der erjte Er- 
iverber, vorausgejeßt, daß er, wenn die erjte Veräußerung eine un, 
entgeltliche geivejen it, um die Abjicht des Schuldners, feine Gläubiger 
zu benachtbeiligen, gewußt, und, wenn die erite Veräußerung eine ent- 
geltliche gewejen tit, nicht blos dieje Abficht des Schuldners, jondern 
auch die Wiſſenſchaft des erſten Erwerbers um dieje Abficht gekannt hat ®). 


1) Man vergl. 85. 1514, 1515 de8 BGEB.'s. — Bei der Berurtheilung ift na- 
mentlid darauf Riücdficht zu nehmen, daf die Veräußerung nur in dem Berhältniffe 
zwifchen dem Erwerber und den Gläubigern ungültig ift, die Aufhebung derfelben aljo 
nur den Zweck hat, daß der Gläubiger, welcher klagt, wegen feiner Forderung an 
den Veräußerer feine Befriedigung erhält. Unter Umftänden kann zu erfennen fein, 
daf der Erwerber nur ſoviel zu bezahlen habe, als zur Befriedigung des Gläubigers, 
welcher geflagt hat, erforderlich ift. 

2) Man vergl. 8. 1516 des BOB. — Die Nüderftattung der im Bermögen 
des Schuldners vorhandenen Gegenleiftung ift jedoch nicht Borausfegung des Anspruchs 
des Gläubigers. 

3) Man vergl. 8. 1517 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1518 des BEB.'s. — Wie fi) hieraus ergiebt, kann die f. 9. 
actio pauliana gegen Dritte, welche die Sache von dem (erften) Erwerber gefauft 
haben, oder welchen Rechte an der Sache beftellt worden find, nur im alle einer 
mala fides derfelben angeftellt werden. 

Siebenhaar, Privatredt. 46 
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Anm. Das bürgerliche Geſetzbuch erwähnt nicht den Ball, wo ein Schuldner in 
fraudem ereditorum an Mehrere veräußert hat. Nach allgemeinen Grundfäten ift 
diefer Fall fo zu entfcheiden. Handelt es fich um eine Beräußerung an Mehrere, als Er- 
werber, fo ift zu unterfcheiden, ob die Mehreren an dem dolus des Schuldners Theil 
genommen haben oder nicht. In jenem alle haften die Mehreven in solidum; in 
diefem dagegen der Einzelne nur infomweit als er bereichert if. Handelt e8 fich dagegen um 
mehrere VBeräußerungen, fo ift zu uuterfcheiden, ob diefelben gleichzeitig oder nad) ein- 
auder erfolgt find. Ju jenem Falle können die mehreren Beräuferungen, ſoweit fie 
zum Nachtheile der Gläubiger gereichen, angefochten werden; in diefem dagegen kann 
die fpätere Beräußerung unbedingt, die frühere nur infomweit, als die Gläubiger 
nicht durch die Anfechtung der jpäteren ihre Befriedigung erhalten, angefochten werben. 


Drittes Capitel. 
Forderungen ans verfdhiedenen Gründen. 


$. 455. 
I. NRüdforderung wegen Leiſtung einer Nichtjchuld. 


Wer einem Anderen Etwas geleiftet hat, was er zu leijten nicht 
ſchuldig geweſen ift, kann das Geleiftete von dem Empfänger zurück— 
fordern, wenn er in der irrigen Meinung, zu der Leitung verpflichtet 
zu jein, geleijtet hat (ſ. g. coudictio indebiti)'). Die Nüdforderung 
der Yeiftung einer Nichtjchuld jegt voraus, daß 

a) Etwas mit Nücjicht auf eine in der Vergangenheit entitandene 

Berbindlichfeit (ob causam praeteritam) geleitet worden ift, 

b) die Verbindlichkeit, zu deren Erfüllung Etwas geleitet worden iſt, 
nicht beſteht, und 
ec) Derjenige, welcher geleiftet, in der irrigen Meinung gejtanden 
bat, er habe eine Verbindlichkeit dazu gehabt. 
Zu a) 

Wäre nicht mit dem Willen (animus), eine in der Vergangenheit 
entjtandene Berbindlichkeit zu erfüllen (in dem Glauben, eine Berbind- 
lichkeit dazu zu baben, ob causam praeteritam), jondern mit 
Berüdfichtigung eines in der Bergangenbeit liegenden Grundes 
freiwillig (aus einer falfchen Motive) geleitet worden, jo würde 
die Nüdforderung nicht jtatt haben. So würde Derjenige, welcer 
zur Bergeltung ihm geleifteter guter Dienſte Etwas geleiftet hätte, 
die condietio indebiti nicht haben, jelbjt wenn der Empfänger die 








1) Man vergl. 8. 1519 des BGB.'s. — Ueber die f. g. eondietio indebiti pro- 


missi vergl. oben ©. 95 nut, 3, 
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Dienfte gar nicht oder fchlecht geleiftet hätte"). Eine Ausnahme 
würde nur dann eintreten, wenn der Leiltende lediglich deshalb ge 
leijtet hätte, weil er der irrigen Anficht gewejen wäre, daß der 
Empfänger ihm Dienjte geleiftet hätte, während dies nicht der Fall 
gewejen wäre. 

Zu b) 

Eine Berbindlichfeit bejteht nicht, wenn fie überhaupt nicht ent- 
jtanden ijt, 3. B. weil ſie nichtig ift oder angefochten werden fann, 
oder, wenn fie zwar entjtanden, aber wieder erlojchen ift, 3. B. auch 
durch eine Compenfationserflärung ?). Wird der Empfänger nach der 
Leiſtung auf diejelbe berechtigt, jo kann das Geleiftete nicht zurüd- 
gefordert werden ?). Bei blos vorzeitigen Xeiftungen findet eine 
Rüdforderung nicht jtatt, wohl aber, wenn bedingte VBerbindlichkeiten 
vor Eintritt der Bedingung erfüllt werden ®). 


Zu e) 


Der Irrthum kann ein Irrthum über Thatjachen vder Nechts- 


1) Dan vergl. 1. 65 $. 2 D, de cond. indeb, „id quoqne, quod ob causam 
datur, puta quod negotia mea adjuta ab co putavi, licet non factum sit, quia 
donare volui, quamvis falso mihi persnaserim, repeti non posse*, 

2) Man vergl. $. 1520 Sat 1 deg BGB.’ — Erlofchen ift eine Forderung 
namentlich auch dann, wenn ihr eine f. g. excoptio perpetua entgegenfteht, 3. B. 
die exceptio rei judicatae. Soviel nämlich Hiefe Einrede betrifft, fo handelt die 1. 60 
D. de cond, ind. von einer Zahlung, welcde während des Proceſſes debite geleiftet 
worden ift, alfo zu einer Zeit, wo dem Schuldner die exceptio rei judicatae noch 
nicht augeftanden hat. — lieber die Trage, ob die f. g. naturalis obligatio die con- 
dietio indebiti ausfchließe, vergl. Annalen N. F. Bd. 5 ©. 433 flg., über die f. g. 
causa pietatis oben ©. 453 fig. und über die Erfüllung einer verjährten Fordernng 
oben ©. 145 fig. 

3) Man vergl. $. 1520 Tat, 2 des BGB. — Die Fälle, in melden nad) 
römiſchem Kechte die condictio indebiti ausgefchlojjen war, quia lis infitiatione eres- 
eit, 3. B. bei der actio ex lege Aquilia, können nah Sächſiſchem Rechte nicht mehr 
vortommen. — Sind mehrere Gejammtgläubiger vorhanden und hat der Schuldner, 
nachdem er an einen Gefanmtgläubiger Zahlung geleiftet gehabt hat, aus Irrthum 
an einen anderen Gejammtglänbiger anderweit Zahlung geleiftet, fo hat der Schuldner 
die condictio indebiti wider den Gefammtgläubiger, an welchen er an zweiter Stelle 
Zahlung geleiftet hat. Sind mehrere Geſammtſchuldner vorhanden und hat ein Ge- 
ſammtſchuldner, nachdem ein anderer Geſammtſchuldner Zahlung geleiftet gehabt hat, 
anderweit Zahlung geleiftet, fo hat der Geſammtſchuldner die condietio indebiti, 
welcher au zweiter Stelle Zahlung geleiftet hat. 

4) Man vergl. $. 1521 de8 BEB.'s ımd oben ©. 119. (Die 1.38 D. de cond, 
ind. hat für das Sächſiſche Recht, da der Vater durd die in väterlicher Gewalt 
ftehenden Kinder nicht mehr erwirbt, feine Bedentung). 

46 * 
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jäße jein‘). Dem Irrthum jteht der Zweifel gleich, ausgenommen 
wenn auf die Einwendungen wider die Forderung verzichtet oder 
in der Abficht, fich zu vergleichen, geleiftet worden ijt?). 


8. 456. 
Fortſetzung. 

Eine Rückforderung findet auch ſtatt, wenn Jemand an einen 
Anderen, als den Gläubiger, in der irrigen Meinung leiſtet, daß der 
Andere der Gläubiger ſei, z. B. wenn er den Anderen für den Erben 
ſeines Gläubigers, oder für den Ceſſionar hält, während dies nicht 
der Fall iſt, ingleichen wenn Derjenige, welcher nicht der Schuldner 
iſt, die Schuld eines Anderen in der irrigen Meinung erfüllt, daß er 
der Schuldner ſei, z. B. wenn Jemand die Schuld eines Verſtorbenen 
bezahlt, in dem Glauben, daß er deſſen Erbe geworden ſei, während 
ein Anderer Erbe geworden iſt). Wer in dem Namen des Schuldners 
die Schuld erfüllt, in der irrigen Meinung, daß er bierzu verpflichtet 
jei, hat nur an den Schuldner, in defjen Namen er erfüllt hat, nach 
den VBorjchriften über die Gejchäftsführung obne Auftrag, einen An 
ipruch auf Wiedereritattung feiner Verwendungen). 

Hat jemand aus Irrthum ſtatt des Gegenjtandes jeiner Schuld 
einen anderen, oder ftatt einer der Gattung nach geichuldeten Sache 
eine dem Stüde nach beitimmte Sache (Species), oder bei einer wahl— 


1) Dan vergl. 8.1523 Sat 1 des BGB.'s und oben S. 97. — Ein Irrthum 
über Thatſachen würde aud dann borliegen, wenn ein Erbe eine im Nachlaſſe vor- 
haudene fremde Sache heransgegeben hätte, ohne die von feinem Erblafier darauf ge- 
machten Berwendungen fich erfeten zu laffeı. 

2) Man vergl. $. 1523 Eat 2 des BGB.'s. — Wäre ein Vorbehalt bei der 
Leiſtung gemacht worden, jo würde die Leiftung auf Grund des VBorbehaltes zurüd- 
gefordert werden können. 

3) Dan vergl. 8. 1524 Satz 1 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8.1524 Sat 2 des BGB.'s. — In dem im Terte angegebenen 
Falle erhält der Gläubiger Dasjenige, was er zu fordern hat, alio ein debitum, und 
der Irrthum des Zahlenden bezieht ſich nur auf das Verhältuiß zwiſchen diefem und 
dem Schuldner. — Berjchieden hiervon ift der all, wo ein Stellvertreter Namens 
des Bertretenen eine nicht vorhandene Schuld des letzteren in der irrigen Meinung 
bezahlt, daß die Schuld befteht. In diefem alle hat Derjenige, in defjen Namen das 
indebitum bezahlt worden ift, die condictio indebiti, voransgefetst, daf das Stell« 
vertretungsverhältniß, vermöge deſſen bezahlt worden ift, befteht, oder der Bertretene die 
in feinem Namen geleiftete Zahlung genehmigt. Tritt dieſe Vorausſetzung nicht ein, 
jo fteht die condietio indebiti Demjenigen zu, welcher gezahlt hat, 
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weiſen Forderung eine der gefchuldeten Sachen geleiftet, jo fteht ihm 
das Necht der Rückforderung zu. Hat Nemand, welchem die Wahl 
unter mehreren Sachen zufommt, aus Irrthum alle oder mehrere 
wahlweiſe geichuldete Sachen geletitet, jo ftebt ibm das Recht zu, die 
Sachen zu wählen, welche er zurüdfordern will’). 
$. 457. 
Fortſetzung. 

Der Anſpruch wegen Leiſtung einer Nichtſchuld (die ſ. g. condietio 
indebiti, welche eine actio in personam ift) gebt auf Rückforderung 
Desienigen, was aus Irrthum geleiftet worden it ?). Iſt Geld gegeben 
worden, jo it eine gleiche Summe zurüdzugeben, weil Geld, als 
genus, nicht untergebt, oder verfchlechtert wird ’).- Sind zum Eigen: 
thume gegebene (nicht vertretbare) Sachen Gegenftand der Nüdgabe, 
jo bat der Empfänger Dasjenige fammt Zuwachs zurückzugeben, was 
er noch bat; bat er die Sachen veräußert oder verbraucht, jo haftet er, 
joweit er zur Zeit der Nüdforderung bereichert ift; in Beziehung auf 
die Berbindlichkeit zur Erjtattung der von der Sache gezogenen 
Früchte, ingleichen in Beziehung auf das Necht, die Eritattung der 
auf die Sache gemachten Verwendungen zu verlangen, fommen die 
Vorichriften über die Eigenthbumsklage zur Anwendung ®). Iſt der 
Gebrauch einer Sache überlaſſen, oder find Dienfte geleiftet worden, 
jo kann nur im Falle eines Bedärfnifies des Empfängers die Er- 
itattung Desjenigen gefordert werden, was diejer feinem Bedürfniffe 
entjprechend für den Gebrauch der" Sache oder für die Dienfte auf- 
gewendet haben würde’). Sind Nechte an Sachen oder Berbindlich- 
keiten übernommen worden, jo fann Befreiung davon und Rüdgabe 
der darüber ausgejtellten Urkunden und der jonftigen Eicherungsmittel 
gefordert werden‘). it auf einen Anjpruch verzichtet worden, jo ift 
9) Mau vergl. $. 1525 in Berbindung mit 88. 696 bis 700 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1526 des BGB.'s. — Das bürgerliche Geſetzbuch ſchließt na— 
mentlih aud; die Rüdforderung indebite geleifteter Zinfen nicht aus. 

3) Die Meinung, es Lünne fi) der Empfänger des Geldes aus Freude über das 
erhaltene Geld, einen befonderen Spaß gemacht haben und infoweit habe die condictio 
indebiti nicht ftatt, ift eine unjuriftiiche und unlogiſche. — Im Terte wird voraus- 
geiett, daf der Empfänger nicht gewußt habe, er ‚erhalte ein mdebitum; hätte er dies 
gewußt und deffenungeadhtet da® indebitum angenommen, fo würde die f. g. con- 


dietio furtiva begründet fein. ($. 1528 des BGB.'s und oben ©. 716 fig.) 
4) Man vergl. $. 1527 des BOB.’ und oben ©. 340 fig. 
R 5) Man vergl. $. 1529 des BGB.'s. 


6) Man vergl. $. 1530 des BGEB.'s. 
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das frühere Nechtsverbältnig wieder herzuftellen, ertbeilte Quittungen 
find zurüdzugeben '). 

Berneint der wegen Leiſtung einer Nichtjchuld belangte Beklagte 
die Leiſtung, Jo hat der Kläger nur diefe zu beweifen, und es wird, 
wenn fie bewieſen ift, das Nichtbejteben der Forderung und Irrthum 
bei deren Erfüllung jo lange angenonmen, bis der Beklagte das 
Gegentheil beweijt. Gejteht der Beklagte die Leitung zu, jo bat der 
Kläger das Nichtbeitehen der Korderung zu beweijen, der Irrthum 
wird bis zum Beweife des Gegentbeils, namentlich daß der Kläger 
twifjentlich, mithin animo donandi, geleijtet habe, angenommen ?). 

Die Klage auf Nüderftattung gezablter nicht jchuldiger Zinjen 
verjährt in drei Jahren, von der Zeit der Zahlung an ?®). 


8. 458. 
I. Rüdforderung des unter Vorausſetzung eines künftigen 
Greignijjes Geleifteten. 


Hat Jemand Etwas geleijtet unter der ausdrüdlich erklärten 
oder aus den Verhältniffen fich ergebenden Borausfegung eines 
fünftigen Ereigniffes, jo fann er, wenn das Ereigniß nicht eintritt, 
das Geleijtete zurüdfordern (ſ. g. eondietio ob causam datorum) ®). 
Sit die Leiſtung in Folge eines Schuldverhältniſſes gejcheben, oder 
fällt fie unter den Gefichtspunet einer Schenkung, jo ijt die Rückfor— 
— I) Das Recht der NRüdforderung entjtebt 


1) Man vergl. $. 1531 des BGB.v. — Unter $. 1531 Sat 1 wilrde aud) der 
Fall zu fubfumiren fein, wo Jemand ein Grundftücd mit Vorbehalt einer Grunddienft- 
barfeit zu übergeben hatte und bei der Uebergabe fich die Dienftbarkeit nicht vorbehalten hat. 

2) Man vergl. $. 1533 des BGB.'s, Kommentar Bd. 1 ©.135 und Annalen 
N. F. Bd.5 ©. 142. — Die Berweisvertheilung in $. 1533 entſpricht den Borfchriften 
über den Beweis des Eigenthumsklage (oben ©. 337 jlg.). 

3) Dan vergl. $. 1532 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 1534 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 1535 des BOB. — Soviel das Schuldverhältniß anlangt, 
fo muß die Leiftung fo erfolgt fein, wie fie geſchuldet worden if. Wäre z. B. ein 
Kauf geichloffen worden und würde der Kaufpreis vor der Uebergabe der gelauften 
Sache unter der Vorausſetzung bezahlt, daß die Sache nod) übergeben werden ſollte 
und würde dem VBerlänfer die Uebergabe der Sache wegen eines in feiner Perſon 
eingetretenen Hindernifies unmöglic oder käme er in Verzug, jo wilde dev im Bor- 
aus bezahlte Kaufpreis mittelft der condietio ob causam datorum zurückgefordert 
werden fönnen. (Man vergl. Annalen N. F. Bd. s ©. 168 fig) — Soviel die 
Schenkung betrifft, jo ift bereits oben ©. 590 flg. angegeben worden, unter welden 
Borausjegungen fie mittelft der condietio ob causam datorum zurückgefordert werden 
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zu der Zeit, wo ſich der Nichteintritt des Ereigniſſes entjcheidet; es 
macht keinen Unterjchied, ob der Grund des Nichteintrittes des Er: 
eigniffes in einer Verſchuldung des Empfängers oder in einem Zur 
falle liegt; bejtebt die Borausjegung in einer von dem Empfänger zu 
bewirfenden (verjönlichen) Leiltung, jo it die Nüdforderung ausge: 
ichlojjen, wenn dem Empfänger die Yeiltung durch Zufall unmöglich 
wird; it das vorausgejegte Ereigniß von Anfang an unmöglich geweſen, 
jo findet eine Rüdforderung nur jtatt, tvenn der Geber die Unmöglichkeit 
nicht gekannt bat’). Hat der Geber den Eintritt des Ereigniſſes ge: 
hindert, jo kann er das Geleiftete nicht zurüdfordern, ausgenommen 
wenn ihm der Widerruf freigeltanden bat, 3. B. bei dem Auftrage oder 
diefem ähnlichen Nechtsgejchäften?). Die Verbindlichkeit zur Rückgabe 
des Erhaltenen bei der condietio ob causam datorum iſt diefelbe, 
wie bei der condictio indebiti. "Hat jedoch der Empfänger in Fällen, 
wo ihm eine bejtimmte Art der Verivendung des Erhaltenen oder 
eine Zeitung zur Pflicht gemacht worden ijt, deshalb Etwas aufge: 
wendet, oder einen Verluſt gehabt, jo ift er berechtigt, Erſatz des 
Aufwandes oder Berlujtes zu verlangen oder den Betrag deijelben 
von dem Empfangenen zu fürzen?). 

Bei der condicetio ob causam datorum bat der Kläger zu be- 
weiſen, daß die Leiſtung von dem Eintritte eines Creigniffes abhängig 
geweſen und diejes nicht eingetreten fei. Bon dem. Beweiſe diejes 

— ir 
könne. — Nach meiner Anficht find zu den Fällen der condietio ob causam datorum 
auch die gewöhnlich unter den Begriff der condietio indebiti gefaßten Fälle zu rechnen, 
wo der Schuldner einem Dritten zahlt, unter der Borausfetung, daf der Gläubiger 
genehmigt und der Dritte die Genehmigung des Gläubigers nicht beibringt, ingleichen 
wo der Schuldner einem in feiner Handlungsfähigkeit Beſchränkten, 3. B. einer Ehe- 
frau, unter der Vorausfegung zahlt, daß der Empfänger ihm richtige Quittung ver- 
ſchaffen, oder ihn liberiren fol, und diefer die Borausfeßung nicht erfüllt. In diefen 
Fällen liegt in der Zahlung eine Art Auftrag und es kann der Schuldner zu jeder 
Zeit widerrufen. 

1) Man vergl. $. 1536 des BGB.'s. — In Beziehung auf die zufällige Un- 
möglichkeit einer von dem Empfänger zu bewirkenden Leiftung gründet fich das bürgerliche 
Geſetzbuch auf 1.3, 1.5 pr. D. de cond. causa data non secuta und 1.10 Cod. eod, 

2) Man vergl. $. 1537 des BOB. — Das bürgerliche Geſetzbuch weicht hier 
von dem römiſchen Rechte ab, nad) welchen der Geber unter allen Umſtänden pö- 
nitiren fonnte. — Noch audere Fälle des zuläffigen Widerrufs findet man im Comes 
mentar Bd. 2. ©. 396. 

3) Man vergl. 8.1538 des BGB.'s. — Denkbarer Weife könnte der Empfänger, 
wenn ihm eine Sache gegeben worden wäre, wider den Geber eine Klage wegen ver- 
borgener Mängel und wegen Entwährung haben, 
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legteren Umftandes iſt er befreit, wenn er bon dem ihm zujtehenden 
Rechte des Widerrufs Gebrauch madt'). 


$. 459. 


IH. Rüdforderung wegen unſittlichen oder unredtlidhen 
Srundes. 

Was Jemand um eines fünftigen Ereigniſſes willen unfittlicher 
Weiſe empfangen bat, kann der Geber, jofern nicht aucdy das Geben 
eine Unfittlichfeit enthält, zurüdfordern, ohne Unterjchied, ob das 
Ereigniß eingetreten iſt, oder nicht (j. g. condietio ob turpem causam) ?). 
Fällt ſowohl dem Empfänger als auch dem Geber, oder dem leßteren 
allein eine Unfittlichkeit zur Laſt, jo ift die Nücforderung ausge: 
ſchloſſen“). Eine Unfittlichfeit des Empfängers it anzunehmen, 
wenn er Etwas empfängt, damit er eine den Gejeten oder den quter. 
Sitten twiderjtreitende Handlung nicht verübt, oder eine Handlung 
vornimmt, wozu er obnedies rechtlich verpflichtet ift; das Nehmen 
eines Lohnes für die Entdedung und Anzeige eines Verbrechers it 
nicht für unfittlich zu halten, jedoch kann eine Nüdforderung be- 
gründet jein, wenn Derjenige für die Entdedung und Anzeige Etwas 
erhalten bat, welcher das Verbrechen verübt oder an demjelben Theil 
genommen bat*). Eine Unfittlichfeit des Gebers it anzunehmen, 
wenn er Etwas giebt, um den Empfänger zu der Begehung einer ge 
jeßtwidrigen oder unfittlichen Handlung oder zu der Unterlaffung einer 
Pflicht zu verleiten, oder um gejeßwidrige oder unfittliche Handlungen 
zu befördern oder zu verdeden, insbejondere wenn ein Verbrecher da: 
für Etwas giebt, daß fein Verbrechen nicht angezeigt oder entdedt 
werden ſoll ). 

Hat Jemand in Folge einer von ihm begangenen rechtswidrigen 
Handlung aus dem Vermögen eines Anderen Etwas erhalten, ſo 
kann der Andere dies zurückfordern (j. g. condictio ob injustam 
causam) ®). 








1) Man vergl. $. 1539 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 1540 des BGB.s. — Wäre ob turpem causam nur erft 
Etwas verſprochen worden, fo würde das Berfprechen nicht gefordert werden können. 
Pfänder und Bürgen würden frei zu geben fein. 

3) Dan vergl. $. 1543 des BGB.'s. 

4) Dan vergl. $$. 1541, 1542 des BGEB.'s. 

5) Man vergl. 8. 15414 des BOB.'8. 

6) Mau vergl. 8. 1545 des BOB. — Inſoweit nicht wegen mala fides des 
Empfängers die condictio furtiva begründet ift, finden auf die Verbindlichkeit zur 
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8. 460. 
IV. Rüdforderung wegen Mangels jeden Grundes. 


Iſt Etwas ohne irgend einen Grund, 3. B. wenn dem Chemanne 
aus einem von der Ehefrau animo intercedendi gejchlofjenen Kaufe 
die gekaufte Sache übergeben worden ift, oder aus einem nichtigen 
oder durch Anfechtung aufgebobenen Nechtsgejchäfte, oder zu einem 
unmöglichen Zwecke geleijtet worden, jo bat der Geber das Necht, 
das Geleiitete von dem Empfänger zurüdzufordern (ſ. g. eondietio 
sine causa). Gin gleiches Necht der Nüdforderung bat Derjenige, 
welcher zu einem vorübergehenden und twieder tveggefallenen Zwecke 
Etwas geleitet bat, 3. B. iſt Derienige, welcher für eine ihm an- 
vertraute und bei ihm verloren gegangene Sache dem Anderen Schaden: 
erjaß geleiftet hat, zur Rüdforderung berechtigt, Joweit der Schaden 
jpäter weggefallen ift. Derienige, aus deſſen Vermögen’ ein Anderer 
Etwas dur Zufall (im Gegenfaße zu einer bewußten menjchlichen 
Handlung) erhalten, oder ein Stellvertreter ohne Grund Etwas ge: 
leiftet bat, ift zur Rüdforderung berechtigt. 

Die Berbindlichkeit zur Rüdgabe bei der condietio sine causa 
ift diefelbe wie bei der condietio indebiti "). 


8. 461. 
V. Forderung der außerchelihb Geſchwächten aus der 
Schwängerung. 


Wer mit einet unverbeiratheten Srauensperjon ?) den Beijchlaf 
vollzieht, ift, wenn er die Frauensperſon nicht ehelichen will oder 
fann, verbunden, derjelben eine mit Rücjicht auf deren Stand und 
auf die Bermögensverhältnifie des Beijchläfers nach richterlichem Er: 
meſſen zu beftimmende Entjchädigung (ſ. g. Dotation) zu geben, und 
zwar ohne Unterjchied, ob der Beijchlaf eine Echwängerung zur Folge 
bat, oder nicht). Die Potation kann nicht gefordert werden, wenn 


Rückgabe des Erhaltenen bei der condietio ob turpem vel injustam causaın bie 
BVorfchriften über die condietio indebiti Anwendung (88. 1546, 1526 bis 1531 
des BSGB.’8). 

1) Man vergl. 85. 1547 bis 1550 des BGB.'s. 

2) Als unverheirathet gilt auch die Wittwe und gefchiedene Ehefrau. 

3) Man vergl. 8. 1551 des BOB. — Die im bürgerlichen Geſetzbuche aner- 
fannte Dotationspflicht des auferehelihen Schwängerers ift eine in der Moralität be- 
gründete, althergebrachtee. (Dan vergl. Exodus cap. XXI, vers. 15, 16, Constit. 


730 Biertes Buch. 


die Frauensperfon von der Unzucht ein Gewerbe macht, oder fich vor 
oder nach dem Beijchlafe einem Anderen preisgegeben ), wenn fie 
ih vor dem Beilchlafe für denjelben eine Belohnung ausbedungen, 
wenn fie fich, bevor der Beifchläfer die Verehelichung mit ihr ver: 
weigert, mit einem Anderen verebelicht, wenn fie fich wiſſentlich 
mit einem Ehemanne oder mit einem ſolchen Manne, welchen fie 
der nahen Verwandtichaft halber nicht beirathen darf, eingelaffen 
bat, oder wenn fie das Anerbieten des Beifchläfers, fie zu heiratben, 
ohne Grund ausjchlägt?). Der Anfpruch auf die Dotation geht nicht 
auf die Erben der Frauensperjon über, es wäre denn, daß die leßtere 
die Klage darauf bei Gericht angebracht, oder daß der Anſpruch durd) 
Vertrag feitgeftellt worden wäre ®). 


8. 462, 
VI Haftung für Befhbädigung durch Hinauswerfen, oder | 
Ausgießen oder Serabfallen. 


Wer dadurdh Schaden erleidet, daß aus einer Wohnung auf die 
Straße oder einen gangbaren Ort, welchen er nicht unberechtigter 
Weiſe betreten bat, Etwas geworfen oder gegoffen wird, oder da 
durch, daß Gegenftände, welche nicht gehörig befeftigt find, herab: 
fallen, kann von dem Anbaber der Wohnung Schadenerjaß fordern, 
ausgenommen, wenn diefer nachzuweiſen vermag, daß eine Perſon, 
für welche er nicht zu baften verpflichtet ift, den Schaden verjchuldet 


XXVIL P. IV. vom Jahre 1572, Dee. XXX. vom Jahre 1746, Biener opuse. 
P.II. pag. 370 sequ., Haubold Sächſ. Privatr. $. 302). Zwar läßt ſich micht ver- 
fennen, daß die Moralität nicht den charakteriftiichen Zug unferes heutigen Zeitbewuft- 
feins bildet. Aber eine Geſetzgebung foll nicht dem augenblidlichen Zeitgeifte hul» 
digen, fondern denfelben beherrichen und von feinen Irrwegen ableiten. — Als Do 
tation wird in der Regel fünfzehn Thaler erkannt. Neben diefer beftehen die Ans 
ſprüche aus einer etwa verübten Nothzucht (Annalen N. F. Bd.3 ©. 131). 

1) Wäre zugleich auf Alimentation des Kindes und auf Dotation geklagt worden 
und leiftete der Beklagte den ihm angetragenen Eid, daß er innerhalb der präfumtiven 
Conceptionszeit den Beifchlaf mit der Mutter des Kindes nicht vollzogen habe, fo 
wirde die Dotation wegfallen, weil bewiejen wäre, daß die Mutter des Kindes fid 
noch einem Anderen preisgegeben hätte. 

2) Dan vergl. 8. 1552 des BGB.'s. — Verweigerten die Eltern der Frauens— 
perfon die Einwilligung zu der Ehe, fo wilrde dies nicht als eine ungegründete Wei- 
gerumg der Berehelihung mit dem Beiſchläfer zu betrachten fein. 

3) Mau vergl. $. 1553 des BGB..'s. 
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bat‘). Dem Inhaber der Wohnung jteht der Regreß wider den 
Urheber des Schaden zu ?), dies bat aber auf das Verhältniß dejlelben 
zu dem Bejchädigten keinen Einfluß. Mebrere Inhaber haften dem 
Beichädigten in solidum, bat der Eine Schadenerjaß geleijtet, jo 
wird der Andere befreit, Derjenige aber, welcer mehr als jeinen 
stopftheil geleiftet bat, kann von dem Anderen verhältnigmäßigen 
Erjaß fordern’). Sind die Borübergehenden durch erkennbare Zeichen 
oder durch zeitiges Zurufen gewarnt worden, jo fällt der Anjpruch 
auf Schadenerjag weg *). 

Vorjtehendes findet auch Anivendung bei unbewohnten Wohn 
ungsräumen, bei unbetvohnten Gebäuden und bei nicht zur Wohnung 
beitimmten Baulichfeiten; es baftet der jedesmalige Inhaber des Ge 
bäudes oder der Baulichkeit ?). 

In allen diejen Fällen verjährt der Anfpruch auf Schadenerjaß 
in jehs Monaten ®). 


$. 463. 
VI Beſchädigung durch Tbiere. 


Wer ihrer Gattung nad wilde Thiere hält, baftet für den 
Schaden, welcden diejelben anrichten, ausgenommen wenn der Be— 
ſchädigte den Schaden veranlaßt bat”). 

Für Schaden, welchen Hausthiere anrichten, haftet Derjenige, 
welcher zu der Zeit, wo diejelben den Schaden angerichtet haben, 
deren Eigenthümer geweſen iſt. Hat der Eigenthümer bei der Be— 
aufjichtigung des Thieres Etwas nicht verjchuldet, jo kann er fich 
durch Ueberlaſſung des Thieres an den Beichädigten von der Erſatz— 
pflicht befreien, er wird auch von jeder Verbindlichleit frei, wen, 
bevor er von der Klage durch das Gericht benachrichtigt worden, 
ohne jeine Berjchuldung das Thier geitorben, oder abhanden ge 


1) Dan vergl. $. 1554 des BOB.’ — Der Schaden ift nach den oben S. 465 
angegebenen Borfchriften zu erſetzen. — Der Inhaber der Wohnung hat aud feine 
Familie und feine Dienftboten zu vertreten; die Ausnahme ift auf diefe Perfonen nicht 
zur beziehen, wie ſich aus dem $. 1555 ergiebt. 

2) Man vergl. 8. 1555 des BOB. 

3) Man vergl. $. 1556 des BOB.s. 

4) Man vergl. $. 1557 des BGB.'s. 
5) Man vergl. $. 1558 des BGB.'s. 
6) Man vergl. 8. 1559 des BGB.'s. 
7) Man vergl. $. 1560 des BGEB.'s und Annalen N. F. Bd. 5 ©. 313 fig. 
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fommen ift. Hat der Bejchädigte durch Neizen des Thieres oder durch 
eigene Unvorfichtigfeit den Schaden veranlaft, jo hat er nicht das 
Recht, Schadenerjah zu fordern. Iſt das Hausthier von einem Anderen 
oder von dem Thiere eines Anderen gereizt worden, jo ijt nur Der: 
jenige, welcher daſſelbe gereizt bat, oder der Eigenthümer des Thieres, 
welches gereizt hat, jchadenerjagpflichtig. Mehrere Eigentbümer. des 
wilden Thieres oder des Haustbieres, welches Schaden angerichtet 
bat, haften als Gejammtjchuldner. Kann die Verbindlichkeit zum 
Schadenerſatze durch Ueberlaffung des Thieres abgewendet werden, 
jo kann fich der Einzelne von der Haftpflicht nicht durch Ueberlaſſung 
jeines ideellen Theiles, jondern nur des ganzen Thieres befreien, 
verweigert ein Miteigenthümer die Ueberlaffung jeines ideellen Theiles 
ohne Grund, jo iſt er dem anderen Miteigenthümer jchadenerjat- 
pflichtig '). 


8. 464. 
VII Forderung auf Borzeigung einer Sache oder einer 
Urkunde. 


Die VBorzeigung einer beweglichen oder unbeweglichen Sache kann 
von dem Inhaber derjelben Jeder fordern, welchem wegen eines Rechts 
daran gelegen iſt, die Sache zu befichtigen, um ſich Gewißheit zu 
verichaffen, ob fie diejenige ſei, auf welche fich fein Hecht beziebt, 
oder twiefern fie die Eigenschaft babe, welche für jein Necht von Be 
deutung iſt (j. g. actio ad exhibendum)?). Das Recht, wegen 
deijen die Borzeigung der Sache verlangt wird, kann jein Eigenthum 
oder Publicianiſcher Befig oder ein Recht an der Sache, 3. B. Nie: 
brauch, Pfandrecht. Aber auch in anderen Fällen kann die Vorzeig— 
ung gefordert werden, wenn jonjt ein rechtliches Intereſſe beitebt, 
3. B. wenn es fih um die Derausgabe von Gejammtjachen oder 
Quantitäten handelt und Derjenige, welcher die Herausgabe fordert, 
Gewißheit darüber haben will, welche einzelne Stüde zu der Gefammts 
jache oder Quantität gebören, wenn Sachen gefunden tworden find 
und Derjenige fich meldet, welcher fie verloren bat, wenn Sachen 
durch Waſſerfluthen weggeſchwemmt worden find und der Eigenthümer 
derjelben deren Herausgabe von Demjenigen fordert, auf deijen 
Grundjtüde fie liegen geblieben find, wenn ein Nichterbe erbichaftliche 


1) Dan vergl. 88. 1561 bis 1564 des BGB.'s, Annalen a. a. O. ©. 316 fig. 
2) Man vergl. 8. 1565 des BGB.'s. 
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Sachen inne bat und der Erbe willen will, welche erbichaftliche 
Sachen der Inhaber an fich genommen babe. Zwar wird Derjenige, 
welcher die Vorzeigung (Erhibition) verlangt, jein Necht an der 
Sache oder fein Intereſſe wahrjcheinlich zu machen haben, aber ein 
volljtändiger Beweis kann namentlich in den Fällen, wo gewiß ijt, 
daß der Inhaber fremde Sachen, 3. B. gefundene, inne bat, nicht 
gefordert werden, zumal die ſ. g. actio ad exhibendum in der das 
ftrenge Recht mildernden Billigkeit ihren Grund bat ’ı. 

Wem twegen eines Rechts daran gelegen it, eine Urkunde ein- 
zujehen, kann die Vorzeigung von jedem Inhaber fordern, wenn fie 
ein ihn berührendes Nechtsverhältnig betrifft, und nicht in Aufzeich- 
nungen bejteht, welche Jemand zu jeinen eigenen Zwecken gemacht 
bat. Soweit die Einficht von Urkunden verlangt werden kann, dürfen 
auch Abjchriften von denjelben genommen werden ?). 

Die Kojten und die Gefahr. der VBorzeigung bat Derjenige zu 
tragen, welcher jolche verlangt ®. 


1) Wie fid) aus dem im Terte Gefagten ergiebt, dient die actio ad exhibendum 
zur Vorbereitung der rei vindicatio; fie kann aber aud) dazu führen, daß Derjenige, 
welcher ein Recht auf die Herausgabe zu haben behauptet, Anträge auf Sicherftellung 
feines Nechts, insbefondere auf vorläufige gerichtliche Beſchlagnahme der in fremder 
Inhabung befindlichen Sachen ftellen fanı. (Man vergl. auch oben ©. 339.) In— 
wieweit in dem einzelnen Kalle ein Berzeichnig der mehreren Sachen verlangt werden 
fann, ift facti quaestio. 

2) Man vergl. $. 1566 des BGB.'s. — Der Paragraph handelt nicht von ger 
meinschaftlichen Urkunden, deren Herausgabe vermöge eines daran zuftehenden Rechts 
gefordert werden fann umd micht von der Edition der Urkunden im Procefie. 

3) Man vergl. $. 1567 des BGB.'s. 


Fünftes Buch. 


Erbredt. 


nr 


Allgemeine Bemerfungen. 


$. 465. 
Erbſchaft. Erbfolge. 


So lange der Menjch lebt, find Nechtsfähigfeit und Geſammtheit 
des Vermögens defjelben identifche Begriffe. Mit dem Tode des 
Menjchen hört aber deſſen Rechtsfähigkeit auf und nichts ſcheint na= 
türlicher zu fein, al$ daß damit auch das von demjelben zuſammen— 
gebaltene und zu einem Ganzen verbundene Vermögen aufhört, ins- 
bejondere, joviel die Forderungen anlangt, die zu ihrer Exiſtenz er- 
forderliche Berjon des Släubigers oder des Schuldners ausfällt und, ſo— 
viel die förperlichen Sachen betrifft, der Zufammenbang gelöjt twird, 
vermöge deſſen fie ſich in der menfchlichen Herrichaft befunden haben. 
Wie man nämlich auch über die Stellung des einzelnen Menjchen 
zu den Mitmenjchen, über das Verhältniß des menjchlichen Lebens 
zu der Evolution des Weltalls und über die Fortdauer des menjch- 
lichen Geijtes nach dem Tode denken mag, joviel beruht außer allem 
Zweifel, daß das GSelbjtbewußtjein, welches durch den Körperorga- 
nismus vermittelt wird und durch diejen jich in einer für das Necht 
greifbaren Weije zu erfennen giebt, mit dem Tode des Menjcben fein 
Ende findet und nach diefem Zeitpuncte weder jelbit ſich zu äußern 
vermag, noch von einem anderen Menjchen durch Aufnahme des 
fremden Selbjtbewußtjeins in das eigene fortgefeßt wird. 

Im Erfolge würde jedoch die Annahme, daß mit dem lekten 
Herzichlage des Menſchen auch deſſen Vermögen aufhöre und diefes 
ebenjo wie der Körper nach Auflöfung der Einheit, in die einzelnen 
Beſtandtheile zerfalle, zu unabjehbaren Störungen des Staates, der 
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Fsamilienverbindungen und des Verfehres führen und es ift daber 
Aufgabe des Rechts und der Gejeßgebung, diefen Störungen auf eine 
zwedentjprechende Weife vorzubeugen. Dies gejchieht durch die 
Erbjchaft, unter welcher man die Geſammtheit des Vermögens ver- 
fteht, welches der Verſtorbene zur Zeit jeines Todes gehabt bat '). 

Erbſchaft ift eine unförperliche Sache vder ein Nechtsbegriff, 
welcher das Vorhandenſein irgend einer förperlichen Sache nicht vor- 
ausſetzt; fie unterfcheidet fich wejentlich von der Erbfolge?) als 
dem Eintritte des Erben in die Geſammtheit der Nechte des Ver— 
ftorbenen. Jene iſt eine Sache, dieſe eine Thatjache, jene eriftirt 
vor diefer, jene bildet das Object, welches durch den Erbjchafts- 
antritt erivorben werden kann, dieje die Handlung, durch welche die 
Erbichaft erworben wird. Läßt ſich auch die Behauptung, daß eine 
Erbjchaft nur jo lange vorhanden jei, als fie noch nicht von dem 
Erben angetreten worden ijt, nicht in jeder Beziehung rechtfertigen, 
jo liegt doch in derjelben joviel als wahr, daß der Begriff der Erb- 
ichaft vorzüglich für die Zivifchenzeit von dem Tode des Erblafjers 
bis zum Erbjchaftsantritte eine rechtliche Bedeutung bat. 

Der Zived, welchen das Necht mit der Echöpfung des Begriffs 
der Erbjchaft verbindet, it der, daß der Inbegriff der Rechte und 
Berbindlichkeiten des Verſtorbenen in der angegebenen Zwiſchenzeit 
als ein Ganzes erhalten wird. Wenn man getvöhnlich annimmt, es 
berube das Wejen der Erbſchaft auf der Fiction des Fortlebens des 
Erblaſſers, jo liegt darin ein offenbarer Irrthum, weil die Erbjchaft, 
welche von dem Erben noch nicht angetreten worden ijt (hereditas 
Jacens), zwar durch Erwerbungen vermehrt und durch Verpflichtungen 
vermindert werden fann, aber dabei immer vorausgejegt twird, daß 
dies ohne eine Willenshandlung des Eriverbers und des Berpflichteten 
möglich iſt). Noch weniger läßt ſich jagen, daß die hereditas 
jacens eine juriftifche Perfon jei. Von den oben ©. 60 flg. ange- 

1) Man vergl. 8. 2000 des BGB.'s. — Das Bermögen einer Perfon umfaht 
alle Rechte, welche die Perſon hat, namentlid Eigentum, Publicianifchen Befiß, 
Nechte an fremden Sachen, Retentionsrecht, Forderungen, und alle Berbindlichkeiten, 
welche der Berfon obliegen, namentlich die Schweden. Bei einer Erbſchaft kann man 
zu den auf derjelben laftenden Schulden aud) die von dem Berftorbenen für den Fall 
feines Todes getroffenen Berfügungen über fein Bermögen, 3. B. die Bermächtniſſe 
und Anwartichaften, rechnen. 

2) Dan vergl. 8. 2001 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 2246 des BGB.'s. 
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gebenen Merkmalen einer juriftiichen Perſon findet fich bei der here- 
ditas jacens fein einziges; es fommt jedoch noch Hinzu, daß, wollte 
man der Erbichaft eine jelbitändige juriftiiche Perjönlichkeit beilegen, 
die Wirkung des Erbichaftsantrittes nicht auf die Zeit des Todes 
des Erblaffers zurüdverlegt werden könnteh, weil die Erbichaft, als 
eine dritte Perſon, zwijchen den Erblaffer und den Erben träte und 
der Erbe der Erbjchaft, nicht dem Erblaffer juccedirte ?). 

Die Erbichaft it tbeilbar; es können Mehrere zu gleichen oder 
ungleichen Theilen Erben einer und derjelben Erbichaft (Miterben) 
jein®). Ä 


8. 466. 
Erbredt. Erbe. Anfall der Erbſchaft. 


Erbrecht it das Recht, in die Erbjchaft, als in ein Ganzes, 
einzutreten). Daſſelbe kann beruben auf dem Geſetze (gejeßliches 
Erbrecht), auf dem letzten Willen des Erblaffers (teftamentarifches Erb- 
recht), oder auf einem Erbvertrage (vertragsmäßiges Erbrect) ®). 
Man nennt diefe drei Gründe des Erbrecdits, melde in Beziehung 
auf eine und diejelbe Erbichaft zufammentreffen können, Berufungs— 
gründe zur Erbjchaft. Ein Berufungsgrund zur Erbjchaft giebt aber 


1) Man vergl. 88. 2009, 2281 des BGB.'s. 

2) Diefem Einwande Tiefe ſich blos damit begegnen, daß man der hereditas 
jacens nur eine interimiftifche juriftifche Perfönlichkeit zufchriebe. Aber damit 
fpricht man derfelben die juriftifche Perfönlichkeit ab. — Ob man in der hereditas 
jacens eine Fortſetzung des Vermögens des Erblaffers oder eine proviforifche Erhaltung 
der Erbichaft im Intereffe des Erben erblidt, macht feinen Unterfchied, weil, mag 
man jene oder diefe Borftellung für die richtige halten, der Erfolg derſelbe ift, 
nämlich die unmittelbare Succeffion des Erben in das gefammte Vermögen des 
Erblafjers. 

3) Man vergl. 8. 2002 Sat 2 des BGB.’ — Während die Erbſchaft (nad 
ideellen Teilen) theilbar ift, ift das Erbrecht untheilbar infofern, als Jemand nicht halber 
Erbe, ſondern immer nur entweder Erbe oder Nichterbe fein kann. Hieran ift auch 
durch die Aufhebung des römischen Satses, nemo pro parte testatus, pro parte in- 
testatus decedere potest, Etwas nicht geändert worden. So find 3. B., wenn ein 
Erblaffer über die Hälfte feines Nachlaſſes durch Ietten Willen verfügt, über die 
andere Hälfte dagegen nicht verfügt hat, der eingejetste Erbe und der gefetliche Erbe 
Erben, fie theilen aber unter fich die Erbſchaft zu gleichen Teilen. (Man vergl. Com- 


4) Man vergl. 8. 2001 Sat 1 des BGB.'s. 
5) Dan vergl. $. 2003 des BGB.'s. 
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nur dann ein Erbredht, wenn die Perfon, zu deren Erbjchaft ein 
Erbe berufen wird, geftorben oder für todt erflärt worden ift’). 

Erbe ift Derjenige, welder in die Erbichaft, als in ein Ganzes, - 
eintritt?). Nur, wer bei dem Tode des Erblaffers, oder wenn es fich 
um die Erbjchaft eines für todt Erflärten handelt, zur muthmaßlichen 
Todeszeit des BVerjchollenen lebt, fann Erbe werden‘). Bon einer 
Leibesfrucht, welche zu dem entjcheidenden Zeitpuncte empfangen war 
und lebend zur Welt-fommt, wird jedoch angenommen, daß fie bereits 
bei dem Tode des Erblafjers gelebt babe *). 

Unter Anfall der Erbſchaft verfteht man den Berufungsgrund 
zur Erbjchaft, welcher durch den Tod des Erblaffers oder durch die 
Todeserklärung eines Verſchollenen wirkffam geworden ift. Die Erb- 
ſchaft fällt Demjenigen, welcer einen Berufungsgrund für fich bat, 
mit dem Tode des Erblaffers, oder mit dem muthmaßlichen Zeit: 
puncte des Todes eines Verſchollenen an. it der Berufungsgrund 
von einer Bedingung abhängig, was jedoch nur bei dem tejtamen- 
tariſchen und vertragsmäßigen Erbrechte vorkommen kann, jo fällt 
die Erbjchaft dem berufenen Erben erjt mit dem Eintritte der Be— 
dingung an und er muß, um Erbg zu werden, diefen erlebt haben °). 
Derjenige, welchem die Erbichaft angefallen ift, kann diejelbe an- 
treten oder ausjchlagen. Diejes Recht geht, ſoweit nicht etwas 
Anderes in einem legten Willen oder Erbvertrage bejtimmt worden 
ift, auf die Erben des Erben über ®), jofern es jeiner Natur nach des 
Ueberganges auf die Erben fähig ift, was 3. B., wenn es fih um 
die Erbeinjegung in den Niepbrauch handelte, nicht der Fall fein 
würde. | 

Sind Mehrere gejtorben, ‘welche ein Erbrecht gegen einander 
haben, 3. B. Mutter oder Bater und Sohn oder Tochter, Ehemann und 
Ehefrau, Gejchwijter u. ſ. w., und läßt fich nicht nachiweijen, wer 
von ihnen zuerjt gejtorben jei, jo wird angenommen, daß fie zu gleicher 
Zeit gejtorben find, und die Erbjchaft des Einen dem Anderen nicht 
angefallen ift; es wird vielmehr die Erbjchaft jedes Einzelnen jo 


1) Man vergl. 8. 2007 Sat 1 des BGB.'s und oben ©. 164 fig. 

2) Dan vergl. $. 2002 Sat 1 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 2008 Say 1 des BGB.'s. 

4) Dan vergl. $. 2008 Sat 2 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 2009 des BGEB.'s. 

6) Dian vergl. $. 2010 des BGB.’ und Commentar Bd, 8 ©. 224 flg., ind 
beiondere S. 225 not. 1. 
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deferirt, al8 ob zur Zeit feines Todes der Commorient nicht mehr 
gelebt hätte!). Daß die Mehreren in einer gemeinjchaftlichen Gefahr 
geftorben find, wird nicht erfordert; die angegebene Regel gilt in 
allen Fällen, wo zwar der Tod der Mehreren bewiejen, aber. die 
Zeitfolge, in welcher fie gejtorben find, nicht zu ermitteln ift. 


$. 467. 
Vermächtniß. Anwarticbaft. Bedacter. Beſchwerter. 


Vermächtniß (legatum) ift ein aus der Erbichaft ausgejchiedener 
einzelner Bermögensgegenitand, welcher vermöge legten Willens oder Erb- 
vertrages auf einen Anderen, als den Erben, übergeben jol?). Der 
Gegenitand des Vermächtnijfes kann fein eine zu der Erbſchaft gehörige 
einzelne Sache oder eine Mehrheit zu der Erbichaft gehöriger Sachen, 
oder eine Forderung, oder eine Summe oder Menge, oder ein ideeller 
Theil der Erbichaft. In der Erwerbung des Bermächtniffes durch 
den VBermächtnißnehmer liegt eine Einzelnnachfolge (Singularfucceflion), 
melde von der Gejammtnachfolge (Univerjalfucceflion) des Erben 
wejentlich differirt. Während nämlidy der Erbe durch den Erbſchafts— 
antritt die Erbichaft, als ein Ganzes, alſo auch jeden einzelnen darin 
enthaltenen Gegenjtand erwirbt, erwirbt der Vermächtnißnehmer den 
ihm vermachten einzelnen Bermögensgegenftand vermöge der Anordnung 
des Erblafjers, welche der Erbe anerkennen muß. Während auf den 
Erben forwohl die gefammten Rechte, als auch die Schulden des Erblaſſers 
übergehen, geht auf den Bermächtnißnehmer der demjelben vermachte 
Bermögensgegenftand, ohne die Schulden des Erblaffers, über. Hieran 
würde auch dadurd Etwas nicht geändert werden, daß ein ideeller 
Theil der Erbjchaft als VBermächtniß binterlaffen worden wäre (ſ. g. 
legatum partitionis). In diefem Falle nämlich würde der Erbe die 
Erbſchaft activ und paſſiv zu vertreten und nach ihrer Feititellung, 
auch nad Bezahlung der Erbichaftsgläubiger und der auf die ganze 
Erbjchaft gelegten VBermächtnijfe, den vermachten ideellen Theil der 
(reinen) Erbjchaft dem VBermächtnignehmer auszuantivorten haben. 

Anwartichaft (Fideicommiß) ift die von einem Erblaffer durch 
1) Man vergl. 8. 2007 Sat 2 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2004 des BGB.s. (1. 116 pr. D. de leg. I. „legatum est 


delibatio hereditatis, qua testator ex eo, quod universum heredis foret, alicwi 


quid delibatum vult“, und J. 36 D. de leg. II. „legatum est donatio testamento 
relicta.‘) 
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legten Willen oder Erbvertrag getrofferie Verfügung, daß eine Perjon 
(Anwärter) die Erbichaft (Erbanwartichaft), oder ein Vermächtniß 
(Bermächtniganmwartichaft) erft nach einem Anderen erhalten fol‘). 
Zwiſchen dem Bermächtniffe (Legat) und der Anwartichaft (Fidei- 
commiß) ift injofern ein wejentlicher Unterfchied, als dieſe eine (mittel- 
bare) Gejammtnachfolge (Univerjalfueceffion) enthalten kann, jenes aber 
nicht, ferner infofern, als durch dieje das Eigenthum einer dem Erb- 
lafjer gehörigen Sache nicht jo unmittelbar (direct) auf den Anwärter 
übergebt, wie durch jenes auf den Vermächtnißnehmer, endlich infofern, 
als dieje auch ſtillſchweigend angeordnet werden kann, jenes aber nicht. 

Bedachter (Honorirter) ift Derjenige, welcher in Folge eines 
legten Willens oder eines Erbvertrages Etwas erhält; Bejchwerter 
Derjenige, welcher in Folge eines legten Willens oder eines Erbver- 
trages einem Anderen Etwas zu leijten bat ?). 


Erjter Abjchnitt. 
Don der gefehlihen Erbfolge. 


$. 468. 
I. Allgemeine Beftimmungen. 


Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche tritt die gejegliche Erbfolge 
(successio ab intestato) ein, ſoweit der Erblafjer weder dutch legten 
Willen, noch durch Erbvertrag gültig verfügt bat, oder eine jolche 
Verfügung aus irgend einem Grunde nicht zur Wirkſamkeit gelangt, 
3. B. wenn die auffchiebende Bedingung nicht eintritt, oder eine auflöfende 
Bedingung eintritt, oder der Bedachte die Erbichäft ausjchlägt oder 
nicht eriwerben fan ?). In beiden Fällen wird es jo betrachtet, als ob 
die Erbjchaft den gejeßlichen Erben bereit3 mit dem Tode des Erb- 
laſſers angefallen wäre; es erben aljo Diejenigen, welche zu diefem 
Zeitpuncte vermöge Gejeßes zur Erbjchaft berufen find; wären fie, 
bevor fich entjchiede, ob es zur gejeglichen Erbfolge fäme, geftorben, 
jo würde das Recht, die Erbſchaft anzutreten oder auszujchlagen, auf 
ihre Erben übergegangen jein*); es it namentlich der nach römischen 


1) Man vergl. $. 2005 in Berbindung mit 88. 2503, 2525 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $. 2006 des BGB.'s. 
3) Dan vergl. $. 2011 des BOB.s. 
4) Man vergl. $$. 2009, 2010, 2028 des BGEBs. 
47* 
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Rechte denkbare Fall des Anwachjungsrechts unter den gejeglichen 
Erben ') ausgeſchloſſen. 

Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche geitaltet fi daher das Ver— 
hältniß des legten Willens oder Erbvertrages zu der gejeglichen Erb- 
folge jo: Sind Mehrere durch legten Willen oder durdy Erbvertrag 
zu Erben ernannt, und fann oder will einer derjelben nicht Erbe 
werden, ijt auch ein Nacherbe nicht ernannt worden, jo fommt der 
erledigte Theil der Erbſchaft an die gejeglichen Erben, ausgenommen 
wenn unter den eingejeßten mehreren Erben ein Anwachjungsredt be- 
gründet ift?). Iſt ferner Jemand von einem Zeitpuncte an (sub die) 
oder unter einer aufichiebenden Bedingung (sub conditione) zum 
Erben eingejeßt, jo findet bis zum Eintritte des Zeitpunctes oder der 
Bedingung die gejegliche Erbfolge jtatt; ſoll Jemand bis zu einem 
Beitpuncte oder bis zum Eintritte einer auflöjenden Bedingung Erbe 
jein, jo findet die gefegliche Erbfolge ftatt, jobald der Zeitpunct oder 
die Bedingung eintritt’). 

Iſt der in einem lebten Willen oder in einem Erbvertrage ein— 
gejeßte Erbe auch zur gefeglichen Erbfolge berechtigt, jo erbt er, jo- 
weit die leßtere eintritt, auch als gejeßlicher Erbe; e$ wäre denn, 
daß der Erblaſſer bejtimmt hätte, es jolle der eingejeßte Erbe nur 
den ausgejeßten Erbtheil erbalten oder von der gefeglichen Erbfolge 
ausgejchloffen jein*). Die gejegliche Erbfolge ftehbt den Verwandten 
und dem Ehegatten des Erblaffers, ingleichen gewiſſen öffentlichen 
Anftalten zu. 


8. 469. 
Il. Erbfolge der Verwandten. 
Erbfolge der Berwandten im Allgemeinen. 


Den oben S. 226 flg. angegebenen ebelich geborenen Kindern 
gebührt ein gejegliches Erbrecht an dem Vermögen ihres Vaters und 
ihrer Mutter, ingleichen an dem Vermögen ihrer entfernteren Vor— 
eltern von väterlicher und mütterlicdyer Seite, ausgenommen wenn 
eine zwifchen ihnen und dem Erblafjer jtehende Perfon wegen ihrer 


1) Man vergl. Hugo Donellus 1. 1, t. IV. pag. 136, 137. 

2) Man vergl. 88. 2012, 2269 bis 2271 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 2013 des BEGP.R. 

4) Man vergl. $. 2014 des BOGB.S und Commentar Bd. 3 ©. 228. 
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außerebelichen Geburt, hätte fie den Erblaffer überlebt, nicht zur ge- 
jeglichen Erbfolge berechtigt geweſen wäre '). 

Ehelich Geborene haben ein gejegliches Erbrecht an dem Ber: 
mögen jämmtlicher Seitenverwandten von väterlicher oder mütterlicher 
Seite, vorausgefegt, daß die Perſon, durch welche fie mit dem Erb- 
laffer verwandt find, wenn es fih um deren Nachlaß handelte ſowohl 
von ihnen als von dem Erblaffer beerbt worden wäre ?). 

Den ehelih Geborenen jteben in Beziehung auf das gejegliche 
Erbrecht gleich die außerehelich Geborenen, deren Eltern ſich geehelicht 
haben und die Abkömmlinge jolcher außerehelih Geborener?). So— 
genannte Brautfinder haben ein gejeßliches Erbrecht nur für ihre 
Berfon und nur an dem Vermögen ihres Baters*). Andere außer: 
ehelich Geborene haben ein gejeßliches Erbredt nur an dem Ber- 
mögen ihrer Mutter und der Boreltern und Seitenverwandten von 
mütterlicher Seite, wie ehelich Geborene; diejes Erbrecht jteht ihnen 
zu, fie mögen allein vorhanden fein oder mit ehelich Geborenen zu- 
fammentreffen °). Außerebeliche Geſchwiſter gelten jedoch, jelbit, wenn 
fie denjelben Vater und diejelbe Mutter haben, nur als halbbürtige 
Geſchwiſter ®). 

Außerehelich Geborene, welche durch den Zandesherrn ehelich ge- 
iprochen worden find, haben, wenn nicht in der über ihre Chelich- 
ſprechung ausgefertigten Urkunde etwas Anderes bejtimmt worden 
ift, ein gejeßliches Erbredt an dem Bermögen ihres Vaters, mie 
Chelihe ; es ſteht namentlich den zur Zeit ihrer Ehelichiprechung vor- 
handen gewejenen ehelichen Kindern vor ihnen nicht ein Vorzug zu”), 
Diejelben beerben 1) die ehelichen vor oder nach ihrer Ehelichfprech⸗ 
ung geborenen Kinder ihres Vaters und zwar wie Halbgeſchwiſter, 
2) andere ehelich geſprochene Kinder ihres Vaters wie vollbürtige 
oder halbbürtige Geſchwiſter, je nachdem ſie mit dieſen dieſelbe 


1) Man vergl. 8. 2016 des BGB.'s und Kommentar Bd. 3 ©. 229 not. 1. 

2) Man vergl. $. 2017 des BGB.s und Kommentar a. a. DO. not. 2 

3) Man vergl. $. 2018 des BGB.’ und oben S. 228 fig. Außereheliche Kinder 
eines per subsequens matrimonium fegitimirten Sohnes haben felbftverftändlich Fein 
geſetzliches Erbreht an dem Bermögen des Sohnes und der Boreltern und Geiten- 
verwandten beffelben, ausgenommen, wenn der Sohn fie ebenfalld per subsequens 
matrimonium legitimirt hat. 

4) Man vergl. $. 2018 des BGB. und oben ©. 173. 

5) Man vergl. 8. 2019 des BGB.'s. 

6) Man vergl. 88. 2020, 2022 und 2031 des BGB.'s. 

7) Dan vergl. $. 2021 des BOB.'S und oben ©. 229 fig. 
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Mutter haben, oder nicht, 3) die ehelichen Abkömmlinge ihrer unter 
Nr. I und 2 erwähnten Brüder, ingleichen die ehelihen und außer- 
ebelihen Abkömmlinge ihrer unter denfelben Nummern gedachten 
Schweſterni). Sie haben aber nicht ein gejegliches Erbrecht an dem 
Vermögen der Voreltern und Geitenverivandten ihres Vaters. Eine 
Ausnahme hiervon tritt jedoch dann ein, wenn die Voreltern und 
Geitenverivandten väterlicher Seits zu der Ehelichſprechung ihre Ein- 
mwilligung gegeben haben, indem dem Ehelichgeiprochenen gegen Die- 
jenigen, welche ihre Zuftimmung gegeben haben, und gegen die Ab- 
kömmlinge derjelben ein gejegliches Erbrecht zuftebt?). Das den 
Chelichgefprochenen zuftehende gejegliche Erbrecht gebührt auch deren 
ehelichen, ingleichen wenn eine Tochter ehelich gejprochen worden ift, 
auch deren außerehelichen Abkömmlingen ?). 

Das bürgerliche Gejeßbuch ftellt für das gejegliche Erbrecht den 
allgemeinen Grundjaß (ſ. g. Reciprocitäts: Brincip) auf, daß, ſoweit 
nicht Ausnahmen ausdrüdlich gemacht werden *), Diejenigen, welche 
von den vorftehend erwähnten Verwandten beerbt werden fünnen, 
auch rüdjichtlich diefer Perſonen zur gejetlichen Erbfolge berechtigt 
find ?). 


1) Man vergl. $. 2022 des BGB.'s. 


2) Man vergl. $. 2023 des BGB... — Das im $. 2025 ausgeiprochene Reci- 
procitäts-Brincip wiirde aud in dem im Xerte erwähnten Ausnahmefalle Anwendung 
finden. 


3) Man vergl. 8. 2024 des BGB. — Außereheliche Kinder einer ehelih ge 
fprochenen Frauensperfon haben deren väterlichen Boreltern uud Seitenverwandten gegen- 
über auch dann nicht ein Erbrecht, wenn dieſe zu der Ehelichiprehung ihre Zuftimm- 
ung gegeben haben. 

4) Man vergl. 88. 2039, 2044 bis 2048 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 2025 des BGB. — Diefer Grundfag ift namentlich wichtig 
für den Bater eines f. g. Brautkindes, indem derjelbe, foweit nicht die Vorſchrift des 
8. 2039 Anwendung findet, dem Brautfinde gegenüber ein geſetzliches Erbrecht hat. 
Das Berhältuiß ift ein anderes bei der Verpflichtung zur Gewährung des Unterhalts 
(oben S. 247). — Die Beforgniß, daf das gefetsliche Erbrecht des Baters des ſ. g. 
Brautlindes zu rechtlichen Berwidelungen führen könnte, ift völlig unbegründet. Denn 
auf einen Zeitraum von mehr als vierzig Jahren kann ich bezeugen, daß der fall, 
wo bdiefes Erbrecht geltend gemadht worden wäre, in Sachſen nicht vorgelommen ift. 
Nach meiner Anficht würde das bürgerliche Gejetsbuch einen Fehler begangen haben, 
wenn es eines fo unbedeutenden Erbrechts wegen einen Riß in das Reciprocitäts- 
Syſtem gebracht hätte, 


Bon der gefetslichen Erbfolge. 743 


$. 470. 


Reihenfolge, in welcher die Verwandten zur Erbfolge 


gelangen. 
Die Verwandten gelangen in vier Claſſen zur Erbfolge: 


a) die Abkömmlinge (Defcendenten), 

b) die Eltern und Boreltern (Adjcendenten), 

e) die Geſchwiſter und deren Abkömmlinge, 

d) die übrigen Seitenverwandten des Erblajfers 'i. 


Die rechtliche Bedeutung der gefeglichen Erbfolge der Ver— 


wandten nach dieſen vier Glaffen ergiebt fih aus nachjtehenden be- 
jonderen Borjchriften: 
aa) In allen vier Claffen, ohne Unterjchied, ob eine Claſſe gleich An— 


fangs juccejlionsberechtigt ijt, oder es erit nach dem Wegfalle der 
vorhergehenden Claſſe wird, und ohne Unterjchied, vb in der 
einzelnen Claſſe die zunächit berechtigten Perſonen die Erbjchaft 
erwerben oder nach deren Wenfalle die entfernter ſtehenden Ber: 
jonen zur Erbfolge gelangen, ift für die Frage, wer als zur Erb- 
ſchaft berufen zu betrachten jei, die Todeszeit des Erblafjers 
entjcheidend ?). 


bh) In feiner Glaffe gilt ein Repräjentationsrecht; entferntere Ver: 


wandte gelangen vermöge eigenen Nechtes zur Erbfolge und 
jelbjt in der erjten Glaffe ift der entferntere Abkömmling aud) 
dann jucceffionsberechtigt, wenn er nicht Erbe der Perjon 
geworden ift, welche zwijchen ihm "und dem Erblaffer ge 
jtanden hat?). 


ee) An feiner Claſſe fann ein Berwandter erben, jo lange zwiſchen 


58. 


ihm und dem Erlaffer ein näherer Berwandter jteht; fällt aber 
der nähere Verwandte aus, weil weder er noch jeine Erben die 
angefallene Erbſchaft erwerben können oder wollen, jo gelangt 
der entferntere Verwandte derjelben Claſſe, welchem der Aus- 
gefallene entgegengeltanden hat, zur Erbfolge (j. g. successio 
graduum)®). 


1) Man vergl. 8. 2026 Sa 1 des BGB.'s. 
2) Man vergl. 88. 2008, 2010, 2028 des BGB.'s. 
3) Man vergl. 8. 2027 des BGB.'s. — Folgeſätze diefes Princips enthalten die 


2261, 2282, 2537, 2561, 2599 des BGEB.'s. Man vergl. auch Commentar 


Bd. 3 ©. 232 fig. — Nicht in Widerfpruch damit fteht der $. 2359 des BGB.'s. 


4) Dan vergl. $. 2030 des BGB.'s. 
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dd) Solange Perfonen vorhanden find, melde in einer früheren 
Claſſe jtehen, können die in einer fpäteren Claſſe Stehenden nicht 
erben; find aber die in einer früheren Glaffe Stehenden ausge: 
fallen, weil weder fie noch ihre Erben die Erbſchaft erwerben 
fönnen oder wollen, jo gelangt die Erbichaft an die in der 
jpäteren Clafje Stehenden (j. g. successio ordinum) ?).' 

Treffen in der dritten und vierten Claſſe vollbürtige und 
balbbürtige Verwandte zufammen, jo ift jeder vollbürtige für zwei 
Perjonen zu rechnen und er erhält einen doppelten Erbtheil?). 

Iſt Jemand mit dem Erblaffer mehrfach verwandt, fo erhält er, 
wenn nach Stimmen geerbt wird, in jedem Stamme den ihm ge- 
bübhrenden Erbtheil; die mehrfache Verwandtſchaft bleibt aber unbe- 
rücichtigt, wenn nad Köpfen geerbt wird’), Wer mit dem Erb: 
laffer zugleich Teiblich und durch Annahme an Kindesitatt verwandt 
it, hat die Wahl, ob er vermöge diejer oder jener Verwandtſchaft 
erben will*). 

Trifft mit den Verwandten der Chegatte des Erblafjers zu- 
jammen, jo wird das Erbrecht der Verwandten bald bejchräntt, bald 
ganz ausgeſchloſſen °). 


8. 471. 
Erbfolge der Abfömmlinge. 


Hinterläßt Jemand blos Ein Kind, jo erhält diejes die Erbichaft 
allein). Mehrere Kinder erben zu gleichen Theilen”). Entferntere 
Abkömmlinge erben mit den näheren, durch welche fie nicht mit dem 
Erblajjer verwandt find; es gilt, wenn entferntere Abkömmlinge mit 
näheren zuſammen treffen, ingleichen wenn blos entferntere Abkömm— 
linge vorhanden find, Erbfolge nach Stämmen, jo daß die entfernteren 
den Erbtheil erhalten, welchen Diejenigen erhalten haben würden, 
durch die fie mit dem Erblaffer verwandt find; auf mehrere Ge 
ſchwiſter werden gleiche Theile gerechnet ®). 


1) Man vergl. 8$. 2026 Sat 2, 2029 des BOB. 

2) Mau vergl. 8. 2081 des BGEB.'s und Kommentar a. a. D. S. 234 not. 4. 

3) Man vergl. $. 2032 Sat I und 2 des BGEB.'s und Commentar a. a. DO, 
©. 235 not. 1. 

4) Man vergl. $. 2032 Sat 3 des BGB.'s. 

5) Man vergl. 88. 2033, 2049 bis 2056 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 2084 Sat 1 des BGB. 

7) Man vergl. 8. 2034 Satz 2 des BGB.'s. 

8) Man vergl. $. 2035 des BGB.s und Kommentar a. a. D. ©. 236 not. 1. 
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8. 472. 
Erbfolge der Eltern und Voreltern. 


In der Erbelaffe der Eltern und Voreltern jchließt der dem 
Erblafier dem Grade nadı Nähere den dem Grade nach Entfernteren 
aus !). 

Sind beide Eltern am Leben, fo erben fie zu gleichen Theilen; 
it nur eins von ihnen vorhanden, jo erhält dieſes die Erbichaft 
allein ?). 

Sind beide Eltern nicht mehr am Leben, jo erben die Voreltern 
päterlicher und mütterlicher Seite; es fchließt der dem Grade nad 
Nächite jeden Entfernteren aus, jelbft wenn er auf einer anderen 
Seite ſteht. Mebrere dejlelben Grades theilen, wenn fie derfelben 
Seite angehören, die Erbichaft nach der Perfonenzahl. Gehören fie 
verjchiedenen Seiten an, jo fällt die Erbichaft zu der einen Hälfte an 
die väterlihe und zu der anderen Hälfte an die mütterliche Seite 
und die mehreren zu jeder Seite Gehörigen erhalten gleiche Theile ?). 

Hat der Vater bei einer für nichtig zu achtenden Che das Hin- 
‚derniß gekannt, oder iſt er bei einer in Folge Anfechtung aufgehobenen 
Ehe der jchuldige Theil geweſen, oder hat er bei einem nichtigen 
Berlöbniffe in unredlihem Glauben geftanden oder die Auflöfung 
des Berlöbniffes verjchuldet, jo find er und die Voreltern von väter- 
liher Seite von der Erbfolge in das Vermögen eines in einer joldhen 
Ehe oder in einem ſolchen Verlöbniffe erzeugten und geborenen 
Kindes und der Abkömmlinge deſſelben ausgeſchloſſen und e3 tverden 
dieje jo beerbt, als ob Vater und Boreltern von väterlicher Seite 
vor ihnen gejtorben wären *). 


8. 473. 
Erbfolge der Geſchwiſter undeder Ablömmlinge derjelben. 


Geichwifter des Erblaffers theilen die Erbſchaft unter fich nach 
gleichen Theilen, jedoch unter Berüdfichtigung des Vorzugs der vollen 
Geburt vor der halben Geburt °). 

1) Man vergl. $. 2036 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2037 des BGB.’ und Kommentar a. a. D. ©. 237 not. 4. 

3) Man vergl. 8. 2038 des BOB.’ und Kommentar a. a. D. ©. 238 not. 1. 

4) Man vergl, 8. 2039 des BEB.'s und oben S. 171, S.172flg., S. 184 fig. 

5) Man vergl. 88. 2040, 2031 des BGEB.'s und Kommentar a. a. DO. ©. 239 
not. 1, . 
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Abkömmlinge der Gejchwifter erben mit den Gejchwijtern, durch 
welche fie nicht mit dem Erblafjer verwandt find; in diefem Falle, 
ingleihen in dem Falle, wo nur Abfömmlinge der Gejchwijter vor— 
banden find, gilt Erbfolge nach Stämmen, wie in der Erbclaſſe der 
Abköümmlinge ’). 


8.474. 
Erbfolge der übrigen Seitenvermwanbdten. 


Unter den GSeitenverwandten der vierten Claſſe gebührt Dem— 
jenigen der Vorzug, welcher einen näheren gemeinjchaftlichen Stamm- 
vater oder eine nähere gemeinjchaftlibe Stammmutter mit dem 
Erblaffer hat, als die Uebrigen. Unter mehreren Seitenverwandten, 
welche ſich in dieſer Hinficht gleichitehen, jchließt Derjenige die An— 
deren aus, welcher dem Erblaſſer dem Grade nach am nächiten jtebt, 
mehrere auch in dieſer Hinficht gleich Nabe erben zu gleichen Theilen, 
jedocy unter Berüdjichtigung der vollen Geburt vor der halben 
Geburt ?). 


8. 475. 
Erbfolge der an Kindesftatt Angenommenen. 


An Kindesjtatt Angenommene beerben, jofern nicht in dem über 
die Annahme an Sindesitatt errichteten Vertrage etwas Anderes be— 
jftimmt worden iſt, den Annehmenden wie ebeliche Kinder’). Sie be 
erben nicht den Chegatten, die Kinder und andere Verwandte des 
Annehmenden, auch werden jie nicht von dem Annehmenden, deſſen 
Ehegatten und Berwandten beerbt?). it ein als Sohn Angenom- 
mener mit Hinterlaſſung ebelicher, oder eine al8 Tochter Angenom- 
mene mit Hinterlaffung ebelicher oder außerehelicher Abkömmlinge 
vor dem Annehmenden gejtorben, jo bekommen dieje Abkömmlinge 


1) Man vergl. 8. 2041 de8 BOB. und Kommentar a. a. DO. ©. 240 not. 1. 

2) Man vergl. 88. 2042, 2043, 2031 des BGB. und Commentar a. a. D. 
&. 241 not. 1. 

3) Man vergl. $. 2044, jedoch auch $. 2568 (Berechnung des BPflichttheils) 
bes BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 2045 des BOB.'s. — Wäre dem Anmehmenden in der über die 
Annahme an Kindesftatt errichteten Urkunde ein Erbrecht an dem Bermögen des 
UAngenommenen zugeflanden worden, jo würde dies aus dem Gefichtspuncte des ver— 
tragsmäßigen Erbredts zu beurtheilen fein. 
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den Erbtheil, welcher ihrem Vater oder Mutter gebührt hätte). An 
Kindesjtatt Angenommene behalten ihr gejeßliches Erbredht an dem 
Bermögen ihrer leiblichen Verwandten ?). 

Das Erbrecht eines an Kindesjtatt Angenommenen an dem Ber- 
mögen des Annehmenden füllt weg, wenn die Annahme an Kindes- 
ftatt aufgehoben worden ift®). 


$. 476. 
II. Erbfolge der Ehegatten. 


Der überlebende Ehegatte erbt von der Erbjchaft des vorher 
geftorbenen Ehegatten ein Biertbeil, wenn er mit Abkömmlingen 
(näherer oder entfernterer Grade) zufammentrifft 4. Hinterläßt der 
geftorbene Ehegatte feine anderen zur gejeßlichen Erbfolge berechtigten 
Abfömmlinge, als jolche, welche er während der Ehe an Kindes: 
ftatt angenommen bat, jo erhält der überlebende Ehegatte ein Dritt- 
theil der Erbichaft?). Ein Dritttbeil der Erbichaft gebührt der Che- 
frau, wenn fie nur mit Kindern zufammentrifft, welche auf Anjuchen 
ihres Ehemannes während der Che ehelich gejprochen worden find, 
ingleichen dem Chemanne, wenn die Ehefrau nur Kinder aus einem 
Ehebruche hinterläßt, deſſen fie fich während der Ehe mit ihm jchuldig 
gemacht bat °). 

Trifft der Ehegatte mit Eltern, Voreltern, Geſchwiſtern oder Ab- 
fömmlingen der Geſchwiſter (Zweite und dritte Erbelaſſe) zufammen, 
jo erhält er die Hälfte der Erbjchaft ”). 

Hinterläßt der verjtorbene Ehegatte nur Verwandte der vierten 
Erbclaffe, oder, was dem gleichiteht, gar feine Verwandte, jo erhält 
der überlebende Ehegatte die ganze Erbichaft ?). 


1) Man vergl. $. 2046 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2047 und über das Zuſammentreffen des Erbredits wegen 
leiblicher Berwandtichaft und wegen Adoption $. 2032 des BGB.'s fomwie oben S. 744. 

3) Man vergl. 8. 2048 und oben ©. 233. 

4) Man vergl. & 2049 des BGEB.'s. 

5) Man vergl. $. 2050 bes BEB.'s. — Dieſe Borfchrift würde jedoch feine Au⸗ 
wendung finden, wenn auch; der überlebende Ehegatte das Kind mit an Kindesftatt 
augenommen hätte (oben S. 232). 

6) Man vergl. $. 2051 des BGEB.'s. 

7) Man vergl. $. 2052 und wegen bes Pflichttheile in diefem Falle $. 2579 
bes BGEB.'s. 

8) Man vergl. $. 2053 des BGEB.'s. — Der liberlebende Ehegatte erhält alfo 


748 Fünftes Bud). 


Iſt die Ehe nichtig geweien, jo bat der überlebende Ehegatte 
nur dann ein Grbrecht, wenn er bis zum Tode des überlebenden 
Ehegatten in redlichem Glauben geitanden bat’). Iſt die Ehe 
anfechtbar geweſen oder hat der veritorbene Ehegatte einen Grund, 
die Scheidung der Che oder die Trennung von Tiſch und Bette auf 
Lebengzeit zu verlangen, gehabt, jo bat der überlebende Ehegatte nur 
dann nicht ein Erbrecht, wenn der verjtorbene Ehegatte die Klage 
auf Scheidung oder lebenslängliche Trennung von Tiſch und Bette 
bei Gericht angebracht und diefes eine Ausföhnung vergeblich ver: 
ſucht hat?), 

St der überlebende Chegatte mit dem gejtorbenen verwandt, 
3. B. wenn der Onkel feine Nichte, oder die Tante ihren Neffen ge 
heirathet bat, jo erbt er in Fällen, in welchen er nach den Vorſchriften 
über die Erbfolge der Verwandten mit diejen zufammentrifft, al3 
Ehegatte und auch als Verwandter ?). 


8. 477. 
IV. Erbfolge öffentlicher Anftalten. 


Stirbt ein in eine Landesverſorgungs- oder Yandesheilanftalt 
Aufgenommener in der Anjtalt und hinterläßt er nicht Verwandte der 
eriten, zweiten und dritten Erbelaffe, jo erbt von dejjen Vermögen die 
Anftalt, wenn er ſich darin über vier Jahre aufgehalten bat, die 
Hälfte, und wenn er fich eine kürzere Zeit als vier Jahre darin auf 
gehalten bat, ein Dritttbeil und zwar auch dann, wenn ein Ehegatte 
des Erblaffers vorhanden iſt'). Es macht Feinen Unterjchied; ob 
der Erblaffer die vollen in der Anjtalt üblichen Anjäte für feinen 
Unterhalt bezahlt bat, oder nicht, jofern nicht vor deſſen Auf 
nahme in die Anftalt oder auch nachher etwas Anderes ausgemadht 
worden ijt°). 

Steht einer anderen Verſorgungs- oder Heilanftalt vermöge ihrer 





die ganze Erbichaft, wenn der Verftorbene weder Abtömmlinge, noch Eltern oder Vor 
eltern, Gejchwifter oder Abkömmlinge von Geichwiftern hätte. Echon der Onkel des 
verftorbenen Ehegatten wird von dem überlebenden Ehegatten ausgeichlofjen. 

1) Dan vergl. $. 2054 des BGB.’ und oben ©. 185. 

2) Man vergl. $. 2055 des BGB.'s und oben S. 186 flg., S. 215 flg., ©. 222 fig- 

3) Man vergl. $. 2056 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 2057 des BGB.'s, und foviel die Anftalt Sonnenftein be 
trifft, $. 18 der Ein« und Ansführungs-VBerordnung zum bürgerlichen Geſetzbuche. 

5) Dan vergl. 8. 2058 des BGB.'s und Commentar Bd. 3 ©. 247. 
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beftätigten Statuten ein Erbrecht an dem Vermögen der darin Auf: 
genommenen zu, jo kann dafjelbe nur geltend gemacht werden, wenn 
der Erblafjer oder dejjen Stellvertreter davon vor der Aufnahme in 
die Anjtalt in Kenntniß geſetzt und darüber ein gerichtliches Protocol 
aufgenommen worden ift!). 

Die Ortsarmens, Kranken und Waijenhäujer haben an dem Ver— 
mögen der Perjonen, welche darin unentgeltlich aufgenommen tverden 
müſſen, ein gejeßliches Erbrecht, wie die Yandesverjorgungs- und 
Zandesheilanitalten ®). 


Zweiter Abjchnitt. 
Von der Erbfolge aus lebten Willen. 


Erſtes Capitel. 
Letzte Willen. 
8. 478. 
J. Allgemeine Beſtimmungen. 

Ein letzter Wille (Teſtament) iſt die in der gehörigen Form aus— 
geſprochene einſeitige Verfügung einer phyſiſchen Perſon über Das, 
was nach ihrem Tode, insbeſondere rückſichtlich ihres Vermögens, ge— 
ſchehen joll 9). Der legte Wille iſt eine einſeitige Verfügung, weil durch 
dejjen Errichtung Niemand Rechte erwirbt und der Errichter während 
jeines Lebens denjelben beliebig ändern und widerrufen kann. „jeder 
legte Wille erlangt erſt mit dem Tode des Errichters Kraft infofern, 
als Derjenige, welcher ihn widerrufen fünnte, zu eriftiren aufgehört 
bat und Derjenige, welcher aus dem leßten Willen die Erbichaft er- 
hält, die in diejem getroffenen Anordnungen als für jich maßgebend 
anzuerkennen bat *). Nur eine phofijche, nicht eine juriftifche Perſon 
fann einen legten Willen errichten ). Der Errichter eines lebten 





1) Dan vergl. $. 2059 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2060 de8 BGB.'s und $. 68 ber Armenordnung vom 22. Oc- 
tober 1840. 

3) Man vergl. $. 2061 in Verbindung mit 88. 2092 bis 2116 des BOB.'s. — 
Die römifche Legaldefinition des Teſtaments ift „voluntatis nostrae justa sententia 
de eo, quod quis post mortem suam fieri velit“, 1.1 D. qui testam. facere possunt. 

4) Man vergl. $. 2062 in Verbindung mit $$. 2211, 2213, 2559 des BGB.'s. 
— Eine Folge diefes Sages ift die Vorſchrift in $. 23 der Publicationsverordnung 
und in 8. 17 des BGB.'s. 

5) Man vergl. oben ©. 60. 


750 Fnftes Buch. 


Willens kann nur über fein Vermögen verfügen. Wenn namentlidy 
oben gejagt worden ift, der legte Wille könne eine Verfügung enthalten 
über Das, was nach dem Tode des Errichters, insbejondere rückſichtlich 
feines Bermögens, gejcheben folle, jo bezieht fich dies darauf, daß in 
dem legten Willen nicht blos über die dem gewöhnlichen Sprachge— 
brauche nach zum Vermögen gerechneten Objecte, jondern auch über 
das Vermögen als ein jurijtiich gedachtes Ganze, auch nicht blos 
direct, jondern auch indirect, 3. DB. über das Vermögen des Erben, 
verfügt werden Fann. 

Ein letzter Wille kann nicht durch einen Beauftragten errichtet 
werden). Dagegen iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß derjelbe durch 
Vermittelung eines Dritten, deſſen ſich der Errichter als jeines 
Organs bedient, namentlich durch einen Dolmetjcher, ausgejprochen 
wird ?). 

Das bürgerliche Geſetzbuch weicht in der Lehre der teftamen- 
tarifchen Erbfolge in zwei wejentlichen Puncten von dem römijchen 
Rechte ab. Daſſelbe macht 

1) nicht einen Unterfchied zwifchen Teftament und Codicill, und hat 

2) die römifche Rechtsregel, nemo (paganus) pro parte testatus, 

pro parte intestatus decedere potest, durchgängig aufgehoben. 
gu 1) 

Für die Beobachtung der Form, in welcher der legte Wille zu 
errichten ift, Fommt darauf Etwas nicht an, ob ein Erbe ernannt 
wird, oder nicht, ob neben der Erbeinfeßung, oder ohne eine jolche, 
Bermächtniffe angeordnet werden”). Die Form iſt in allen dieſen 
Fällen diefelbe. Hiermit ift der |. g. clausula codicillaris jeder 
Boden entzogen, und wenn diefelbe dejjenungeachtet noch den nad 
dem Inkrafttreten des bürgerlichen Gejetbuchs errichteten legten Willen 
einverleibt zu werden pflegt, jo ift dies geradezu ſinnlos ). 

1) Man vergl. $. 2064 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 2070, 2099 des BGEB.'s. 

3) Man vergl. $. 2063 des BGB.'s. 

4) Ich muß bei diefer Gelegenheit mein Bedauern darüber ausſprechen, daß zu 
den Teftamenten bie hergebradhten Formulare verwendet werden, Nach dem bürger- 
fichen Geſetzbuche gift jeder letzte Wille, welcher in der gefeßlichen Form ausgeſprochen 
worden ift. Je Harer fich der Errichter darüber ift, was er will, uud je beftimmmter 
er diefen Willen ausdrückt, defto volllommener ift der letzte Wille. Die bergebradhten 


Clauſeln find nicht nur nicht nöthig, ſondern jchaden, indem fie dem Errichter des 
legten Willens zwingen, fich für feinen legten Willen beftimmter Ausdräde zn be 
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Bu 2) 

Unter den verfchiedenen Anfichten über den Grund des römijchen 
Saßes, nemo (paganus) pro parte testatus, pro parte intestatus 
decedere potest, bat diejenige das Meifte für fich, welche diejen 
Sat auf die VBorjchrift des Zwölftafelgeſetzes: uti quisque legassit 
suae rei, ita Jus esto') zurüdführt. Hiermit war nämlich die um: 
faſſendſte Teftirfreiheit gegeben, und bei diejer verblieb es, objchon 
durch |pätere Gejeße und durch ſpätere Praris (interpretatione) ver- 
Ichiedene Bejchränfungen derjelben eingeführt jpurden. Nun hatte 
zwar dieſe Teitirfreiheit allein nicht nothiwendig die Folge, daß, wenn 
über einen Theil der Erbjchaft legttwillig verfügt worden war, die 
gejegliche Erbfolge auch in Beziehung auf den Theil, über welchen 
nicht verfügt worden war, ausgejchlojjen jein mußte, indem die Erb» 
ſchaft, als ein objectives Ganze gedacht, unzweifelhaft eine Theilung 
zuläßt und auch jchon nach dem Zwölftafelgeſetze als theilbar ange- 
jehen worden iſt. Aber bei dem Begriffe, welchen das römijche Recht 
an das Teftament fnüpfte, war eine Bereinigung der teftamentarifchen 
und gejeßlichen Erbfolge nicht möglih. Wenn die Erbeinjeßung ein 
jo wejentlicher Theil des Teitamentes ijt, daß, mo fie fehlt, von 
einem Teſtamente feine Rede jein kann, und wo fie vorhanden ift, 
dienen, welche ihm nicht verftändlich find. Selbft Derjenige,, welcher fich nie mit 
der Rechtswiſſenſchaft beichäftigt hat, kann einen letzten Willen ganz richtig abfafjen, wenn 
er weiß, was er will, 3. B. wenn er ſich darüber klar ift, wer fein Erbe werden, und 
wer fonft ans feinem Nachlaſſe Etwas erhalten joll. Zudem ift das Inteftaterbrecht 
des bürgerlichen Geſetzbuchs fo zwedentiprechend, daß e8 in den jeltenften Fällen nöthig 
fein wird, einen fetten Willen zu errichten, daß es wenigftens hinreichen wird, bie 
Snteftaterbfolge nur in gewifjen Beziehungen und zwar ohne eine Wiederholung der 
geſetzlichen Beftimmungen, zu modificiven. So würde 28 5. B. ein ganz richtiges 
Feftament fein, wenn Derjenige, welcher eine Ehefrau und Kinder hätte, verfügte, daß 
feine Ehefran nicht blos ein Biertheil, jondern die Hälfte der Erbſchaft erhalten, je: 
doch von einem Biertheile nur den Niefbrand auf Lebenszeit haben follte, oder wenn 
Derjenige, welcher weder eine Ehefrau noch Kinder, wohl aber Eltern oder Grof- 
eltern hätte, verfügte, daß die Eltern oder Großeltern nur den Pflichttheil haben 
follten, alles lebrige aber dem A. oder B. gehören follte. Noch einfacher kann Der- 
jenige verfügen, welcher keine Pflichttheilserben hat, imdem er nur ausiprechen kann, 
es ſolle A. fein Erbe fein und B. Eintaujend Thaler, C. fünf Hundert Thaler als 
Vermächtniß erhalten. — Die Rechtswiſſenſchaft ift nad) dem bürgerlichen Gejegbuche 
nicht mehr ein Geheimuig Auserwählter, fondern ein Gemeingus für Alle, welche 
Logijch zu deufen vermögen; es fommt nur darauf an, daß die Juriften und Nichte 
juriften fi ihrer Freilaſſung von dem Einfluffe unpraktifcher Theorieen bewußt 
werben. 

1) 1. 120 D. de verb. signif. 
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Schon dadurch das Tejtament feine volle Kraft erhält, und ivenn das 
Tejtament feine Gültigfeit in der Erbeinfegung bat und dieſe 
als die Bafis der teftamentarifchen Erbfolge zu betrachten iſt), To 
ergiebt ſich allerdings ein jolcher Widerjpruch (maturalis pugna) 
zwiſchen der teitamentarifchen und gejeßlichen Erbfolge, daß die leßtere 
durch die eritere ausgefchloffen wird. Denn eine Doppelte Verfüg— 
ung über die Erbjchaft, als ein Ganzes, iſt, da die eine die andere 
aufbebt, nicht möglich. Nun läßt fich zwar nicht verfennen, daß der 
Begriff, welchen das römische Necht mit dem Teftamente verbindet, 
nicht unbedingt nothiwendig ift. Aber auch hierfür giebt es aus- 
reichende Gründe Berfügt nämlich Jemand über jein Vermögen, 
ohne einen Erben einzujegen, jo verfügt er nur über feine Activen, 
nicht über feine Paſſiven). Eine Verfügung über die Erbichaft, als 
ein Ganzes, jeßt daher die Erbeinjegung voraus ?). 

Das bürgerliche Geſetzbuch faßt die teftamentarifche und gejegliche 
Erbfolge und das Verhältniß beider Arten der Erbfolge bei einem 
Zujammentreffen derjelben ganz anders auf, als das römijche Recht. 
Dafjelbe geht von dem Principe aus, daß die gejeßliche Erbfolge 
auf dem muthmaßlichen Willen des Erblaffers beruht, und hiernach 
fällt die tejtamentarifche Erbfolge unter den Gefichtspunct der Aus- 
nahme von der Regel, oder der gejtatteten willlürlichen Aenderung 
des Geſetzes. Würde nun jchon aus diefem Grunde, wenn der Erb- 
laffer durch legten Willen die gejegliche Erbfolge nur zum Theile 
“ geändert hätte, auf die letztere injoweit zurüdzugehen jein, als etwas 
Anderes nicht bejtimmt worden wäre, jo kommt noch hinzu, daß das 
bürgerliche Gejegbuch, wie bereits oben zu 1) bemerkt worden iſt, 
durch Gleichitellung des Teftamentes und des Godicille8 den eigen- 
thümlichen römifchen Begriff des erjteren aufgehoben und damit dem 
Safe, nemo p. p. testatus, p. p. intestatus decedere potest, die 
Bafis entzogen bat, indem die Frage, ob ein legter Wille die geſetz— 
liche Erbfolge ausschließt, nicht mehr blos davon, ob ein leßter Wille 
vorhanden ift, jondern vielmehr auch davon abhängt, ob ein vor- 


1) $$. 33, 34 J. de leg., 1. 20 D. de jur. cod., 1.1 8.3 D. de vulg. et 
pupill. substit., 1, 3 D. de his, quae in test. debent., $, 2 J. de fideic. hered., 
l. 18.3 D. de hered. inst., 1. 1 $. 3 D. de vulg. et pupill. subst, 

2) Dan vergl. 1. 1, 1 2, 1.3 pr. D. de bonor. possess., 1, 32 D. mandati, 
8. 11 J. de test, ord.\ 


3) Man vergl. 1. 2, 1. 7 Cod. de hered, inst. 
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handener letzter Wille feinem Inhalte nach die gejegliche Erbfolge 
ganz und nicht blos zum Theile ändert. 

Die vorzüglichiten Folgejäße des römijchen Satzes, nemo p. p. 
testatus, p. p. intestatus decedere potest, waren, dab der Erbein— 
jegung beigefügte bejtimmte Anfangstermine und Endtermine, ingleichen 
der Erbeinjegung beigefügte auflöfende Bedingungen für nicht ge- 
Ichrieben galten‘), daß ferner eine Erbeinfegung, welche auf einen 
ideellen Theil der Erbjchaft, oder auf einzelne erbjchaftliche Sachen, 
oder auf Rechte an der Erbjchaft, oder an einzelnen erbjchaftlichen 
Saden, 3. B. den Niepbrauch, oder auf Forderungen, bejchränft war, 
ohne diefe Bejchränfung auf die ganze Erbjchaft bezogen wurde ?), daß 
endlich der Erbeinjegung zwar eine aufichiebende Bedingung beige- 
jegt werden fonnte, es jedoch, wenn die Bedingung eintrat, jo be 
trachtet wurde, als ob der Erbe von dem Tode des Erblajjers an 
Erbe gewejen wäre’). Alle dieſe Folgeſätze gelten nach dem bürger- 
lichen Geſetzbuche nicht; joweit in dem legten Willen über die Erb- 
ſchaft nicht verfügt worden ift, ergreift die gejegliche Erbfolge Blag *). 
Nocd andere Folgejäge des angegebenen römischen Sapes waren das 
Anwachjungsreht unter mehreren Erben, joweit daffelbe nicht aus 
der mutbmaßlichen Abjicht des Tejtamentserrichters abzuleiten ift, und 
die Unzuläffigkeit mehrerer Teitamente derjelben Perſon. Auch diefe 
Folgefäge find durch das bürgerliche Gejeßbuch aufgehoben worden, 
tie weiter unten gezeigt werden wird. 


$. 479. 
I. Fäbigfeit zur Errichtung eines legten Willens. 
Nach dem bürgerlichen Gejegbuche ijt Jeder, weldyer das vier- 
zehnte Lebensjahr erfüllt hat, fähig, einen legten Willen zu errichten 
und ztvar, jelbjt wenn er in väterlicher Gewalt oder unter Vormund— 


1) Man vergl. $. 9 J. de hered. inst., 1. 34 D. eod. 

2) Man vergl. 1. 1 8. 4 D. de hered. inst. 

3) Man vergl. $. 9 J. de hered. inst., pr. J. de hered. quae ab intestato 
defer., 1. 26 D. de cond, et demonstration, — Wit dem Gate, nemo p. p. testatus, 
p. p. intestatus decedere potest, trat dies nicht in Widerfpruch, weil, welden Ausgang 
auch die juspenfive Bedingung hatte, der Erblaffer ganz entweder mit einem Teſtamente 
oder ohne ein ſolches verftarb. Trat nämlich die Bedingung ein, jo hatte der einge— 
fetste Erbe diefelben Nechte, wie wenn er gleih Anfangs ohne Bedingung eingefetst 
gewefen wäre. Trat fie nicht ein, fo fuccedirten die geſetzlichen Erben, als ob ein 
Teftament nicht vorhanden geweſen wäre. 

4) Man vergl. 88. 2065, 2011 bis 2014 des BGB.'s. 

Siebenhaar, Privatrecht. 48 
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ichaft ftehbt, ohne den Vater oder den Vormund '). Wer das vier: 
zehnte Lebensjahr noch nicht erfüllt bat, kann, wenn er fich in väter 
licher Gewalt befindet, jelbjt nicht mit dem Bater, und, wenn er unter 
Bormundfcaft ſteht, jelbjt nicht mit dem Bormunde einen lebten 
Willen errichten ?). 

Ehefrauen können ohne ihre Ehemänner einen legten Willen er: 
richten ?). 

Des Gebrauchs der Vernunft Beraubte können in lichten Zwiſchen— 
räumen, wenn das Gericht, welches ihnen den VBormund beitellt bat, 
fih auf Grund gerichtsärztlicher Unterfuchung ihres Zuftandes über: 
zeugt bat, daß fie fich im Gebrauce der Vernunft befinden, einen 
legten Willen vor dieſem Gerichte errichten ®). 

Taubftumme find unfähig, einen legten Willen zu errichten. 
Bermögen fie aber ihre Gedanken verftändlich auszudrücken, jo können 
fie einen legten Willen gerichtlich errichten und zwar fchriftlich, wenn 
fie fchreiben oder Gejchriebenes lefen können, unter Beobachtung einer 
Form, welche weiter unten angegeben werden wird, und mündlid, 
wenn eine im Allgemeinen verpflichtete oder zu dieſer Handlung zu 
verpflichtende Perjon zugezogen wird, welche ihre Zeichen zu erklären 
vermag (ſ. g. Zeichen-Dolmetjcher) ?). 

Blinde, blos Taube, ingleichen Stumme fönnen nur gerictlid 
einen legten Willen errichten, joviel die Stummen anlangt, unter eine 
bejonderen Form, welche jpäter angegeben werden wird ®). 

Verſchwender, welche gerichtlich dafür erflärt worden find, können, 
folange fie unter Bormundjchaft ftehen, nicht einen legten Willen er: 
richten ?). 

Der Zeitpunct, nach welchem die Fähigkeit zur Errichtung eines 
legten Willens beurtheilt wird, ift der der Errichtung des letzten 
Willens. Iſt der Errichter zu diefer Zeit zur Errichtung des legten 
Willens fähig geweſen, jo bleibt der von ihm errichtete letzte Wil: 
bei Kräften, jelbit wenn er jpäter in einen Zuftand verfällt, welde 


1) Man vergl. $. 2066 des BGB.'s. — Eine Interpretation diefes Paragraphe 
findet man im Kommentar Bd. 3 ©. 251 fig. 

2) Dan vergl. $. 2067 des BGB.'s, 

3) Dan vergl. 8. 2068 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 2069 des BEB.'s. 

5) Dean vergl. 88. 2070, 2098 des BGB.'s 

6) Man vergl. 8$. 2071, 2098 des BGB.'s. 

7) Man vergl. $. 2072 des BGB.'s und Kommentar Bd. 3 S. 234. 
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ihn zur Errichtung eines legten Willens unfähig macht. Sit er zu 
diejer Zeit zur Errichtung eines letzten Willens unfähig geweſen, jo 
bleibt der von ihm errichtete legte Willen ungültig, jelbft wenn er 
jpäter die Fähigkeit zur Errichtung eines legten Willens erlangt (f. g. 
regula Catoniana) )). 


8. 480. J 
III. Fähigkeit zur Erwerbung aus einem letzten Willen. 


Juriſtiſche Perſonen ſind fähig, aus einem letzten Willen zu er— 
werben, ſelbſt wenn ſie zur Zeit der Errichtung deſſelben noch nicht 
beſtanden haben, vorausgeſetzt, daß ſie ſpäter, gleichviel ob vor oder 
nach dem Tode des Teſtamentserrichters, vom Staate anerkannt 
iverden ?). 

Werden erlaubte Vereine oder Gejellichaften, welche nicht juriftifche 
Perjönlichfeit haben (unächte juriftiiche PBerfonen), als Erben 
eingejeßt oder ſonſt in einem le&ten Willen bedacht, jo gelten die 
einzelnen Mitglieder, welche zur Zeit des Anfalles den Verein oder 
die Gejellichaft bilden, als eingejegt oder bedacht; jedoch haben fie 
Das, was jie erhalten, in Ermangelung einer anderen Beitimmung, 
zum Zivede ihres Vereines oder ihrer Gejellichaft zu verwenden ®). 

Perſonen, welche bei der Errichtung eines legten Willens als 
Gerichtsperfonen oder Urfundsperfonen, oder als Zeugen thätig ge- 
weſen find, ferner die Ehegatten, ſowie die Verwandten und Ver— 
jchwägerten diefer Perjonen, und zwar in der ganzen auf» und ab- 
fteigenden Linie und in der Geitenlinie bis zum dritten Grabe, 





1) Man vergl. $. 2073 bes BGB.s, oben S. 105 und $. 23 der Publications- 
berordnung. 

2) Man vergl. $. 2074 des BGB.'s und oben ©. 60 fig. — Man unterfcheide 
die letztwillige Verfügung, dag eine Bermögensmaffe eine Stiftung fein, oder ein erft 
fünftig ins Leben zu rufender Perfonenverein damit dotirt werden folle, von der letzt» 
willigen Verfügung, daß eine bereits beftehende Stiftung oder ein bereits beftehender 
Perfonenverein die Erbichaft oder ein Bermächtnif, 3. B. eine Kirche zu einem Orgel- 
bane, oder die Univerſität zu einem erft zu errichtenden Lehrftuhle, erhalten folle. 
Nur anf den erfteren Fall bezieht fich der $. 2074 des BGB.'s. Dagegen finden 
auf den letzteren Fall die VBorfchriften über die Erbeinfegung oder über das Ber- 
mächtniß sub modo Anwendung. 

3) Dan vergl. $. 2075 des BGB.'s und oben S. 61 fig. — Auf Bereine oder 
Geſellſchaften, welche nicht zur Zeit des Todes des Erblaffers beftehen, bezicht ſich 


dieje Borjchrift felbftverftändlich nicht. 
48* 
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fönnen aus diefem leßten Willen nicht eriverben, ausgenommen bei 
außergerichtlichen legten Willen, wenn in Beziehung auf die zu Gunſten 
diefer Perſonen getroffenen Berfügungen die erforderliche Zahl von 
Zeugen noch außerdem gegenmwärtig geweſen ift'). Dieſes Berbot 
der Erwerbung aus einem legten Willen gilt auch von Denjenigen, 
welche zur Niederjchrift des legten Willens gebraucht worden find ?), 
ingleichen von deren Ehegatten, Berwandten und Verſchwägerten in 
dem angegebenen Umfange, ausgenommen wenn der Tejtamentser- 
richter die Stelle, in welcher die zu Gunften jolcher Perjonen ge- 
reichende Verfügung enthalten it, eigenhändig gejchrieben oder 
die Verfügung eigenhändig unterjchrieben, oder die Genehmigung der 
Verfügung (befonders, nicht blos im Allgemeinen durch Ueberreich- 
ung des legten Willens bei Gericht) jpäter vor Gericht, oder in Ge— 
genwart von zivei (Solennitäts:) Zeugen erklärt bat?) 


Anm. Die Frage, wer das Necht habe, einen legten Willen wegen Zuwider— 
handeln gegen das Berbot des $. 2077 des BOB.sS (f. g. sibi adscribere) anzu- 
fechten, ift dahin zu beantworten, daß es nur der Inteftaterbe fein kann, welchen diejes 
Recht zufteht. Man würde alfo zu unterjcheiden haben, ob es ſich um eine Erbein- 
ſetzung, oder um ein Vermächtniß und eine Anmartichaft handelte. Im erfteren Falle 
haben die Iuteftaterben, als ſolche, alſo abgejehen von ihrem Pflichttbeilsrechte, nur 
dann einen Anjpruch, wenn nad) dem Wegfalle des testamentarius oder der Ber- 
wandten und Verſchwägerten dejfelben, nicht unter den eingeleten Erben ein An- 
wachſungsrecht begründet ift. Im letzteren Halle fünnen die Iuteftaterben das Ber- 
mächtniß oder die Anwartfcaft für fih in Anfprud; nehmen. In Beziehung auf den 
etwa wegfallenden Theil der Erbſchaft tritt die Anteftaterbfolge ein. Iſt jedoch der 
testamentarius oder deifen Verwandter oder Verſchwägerter Pflichttheilserbe, jo erbt 
er als Inteftaterbe, mit Vorbehalt feines Pflichttheilsrechts den im Zeftamente Einge- 
fegten gegenüber. — Die Borichrift des römischen Rechts, daß eine Enterbung des 
testamentarius gültig ift (l. 8 $. 6 D. de bon. poss. contra tabulas), befteht auch 
nach dem bürgerlichen Geſetzhuche ($. 2614), — Im lebrigen haben ſich die Be- 
ftiinmungen des römischen Rechts über den Zeitpunet, nach welchem die f. g. testamenti 
factio passiva zu beurtheilen jet, insbefondere über die ſ. g. tria tempora, nad 
dem bürgerlichen Geſetzbuche erledigt. 


1) Man vergl. $. 2076 des BGB. — Ein aufergerichtlicher letzter Mille if 
auch der vor einem Notar errichtete ($. 2108.) 

2) Niederichrift ift im weiteften Umfange zu nehmen, alfo Abfaffen und Ab- 
ſchreibenlaſſen durch einen Anderen, Niederichreiben nach dem Dictate des Teſta⸗ 
mentserrichters, Abſchreiben eines von dem Teſtamentserrichter gefertigten Conceptes 
Collation der Reinſchrift des Teſtaments. 


3) Man vergl. $. 2077 des BGB.'s. 
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8. 481. 
IV. Erridtung legter Willen. 
Im Allgemeinen. 


Ein legter Wille, zu welchem der Erblaſſer durch körperliche Ueber- 
wältigung oder durch Zwang und Furcht beſtimmt worden tft, iſt nichtig, 
ohne Unterfchied, ob die körperliche Ueberwältigung oder die Furcht 
erregende Handlung von dem im legten Willen Bedachten oder von 
einem Dritten, mit oder ohne Vorwiſſen des Bedachten, ausgegangen 
it’). Die Meinung, daß ein erziwungener leßter Wille anfechtbar 
jei, berubt auf einem offenbaren Irrthume, weil ſolange der Erblafjer 
lebt, Niemand vorhanden ift, welcher ein Recht aus dem letzten Willen 
hätte, und welchem gegenüber der legte Wille angefochten werden könnte, 
und wenn der Erblajjer geitorben iſt, ohne einen neuen legten Willen 
zu errichten, Derjenige, welcher vermöge Geſetzes zur Succefiion be: 
rechtigt ift, nicht den legten Willen anficht, jondern deſſen Erijtenz 
beitreitet, weil er nicht der letzte Wille des Erblaffers iſt. 

Ein leßter Wille, zu welchem der Erblaffer durch einen Irrthum 
beitimmt worden ijt, ift nichtig; es macht feinen Unterjchied, ob ein 
Dritter den Irrthum durch Täufchung veranlaßt, oder der Erblaſſer 
aus einer Berfehuldung, oder ohne eine Verſchuldung geirrt bat, ob der 
Irrthum Thatfachen, oder das Necht betrifft ?). Bon der Unrichtigfeit 
eines von dem Erblafjer angegebenen Beweggrundes ijt aber nicht 
auf das Vorhandenjein eines für die Errichtung des legten Willens 
wejentlichen Irrthums zu jchließen; vielmehr wird hierzu vorausge— 
jeßt, dab nach den Verhältniſſen anzunehmen iſt, e$ würde der Erb- 
laffer die leßtwillige Berfügung nicht getroffen haben, wenn er das 
wahre Sachverhältniß gekannt hätte’). 


1) Man vergl. 8. 2078 des BGB.'s. 

2) Dan vergl. 8. 2079 Eat 1 des BGB.'s. — Der gemöhnlichite all des Irr— 
thums ift die irrige Annahme des Erblaffers, daf ein Defcendent vor ihm geftorben, 
oder die im Tetsten Willen bedachte Perfon mit ihm verwandt fei. 

3) Man vergl. 8. 2079 Sa 2 des BEL. — Der Grund diefer Borfchrift 
liegt darin, daß der Erblaffer nicht Nechenfchaft zu geben hat über feinen lebten 
Willen. So wirde z. B. es eine güftige Erbeinfeßung fein, wenn der Erblaffer den 
Titius, welcher nie Etwas für ihn gethan hat, zum Erben einfeßt, weil er große 
Berdienfte um ihn habe, oder wenn er feinen Feind einlegt mit der Bemerkung, daß 
e8 fein Freund fei, oder wenn er den Sempronius, welcher nicht jein Sohn ift, einſetzt 
mit der Bemerkung, daß er ihn wie einen Sohn liebe. — Ob der Erblaffer wirklich 
geirrt, oder blos einen umnrichtigen Beweggrund angegeben habe, ift lediglich facti 


758 Fünftes Bud). 


Hat der Erblafjer eine andere Perjon, als die, melde er be— 
denfen wollte, genannt, 3. B. wenn er den Sejus zum Erben einjeßen 
wollte, den Titius eingefegt, oder einen anderen Gegenjtand, als den, 
welchen er zuwenden wollte, angegeben, 3. B. wenn er ein Pferd zu- 
wenden wollte, einen Stier vermadht, oder jonjt etivas Anderes, als 
er getwollt, ausgefprochen, jo gilt der legte Wille weder in Beziehung 
auf Das, was er gejagt, noch in Beziehung auf Das, was er bat 
fagen wollen, aber nicht gejagt hat)). Ob der Erblafjer den Be- 
dachten oder den Gegenjtand der Zuwendung ausdrüdlicdh genannt, 
oder durch Angabe von Eigenjchaften und Merkmalen bezeichnet hat ?), 
macht feinen Unterfchied. Eine unrichtige Bezeichnung (falsa demon- 
stratio) der Perjon des Bedachten, oder des Gegenjtandes der Zu— 
wendung ſchadet der Gültigkeit des letzten Willens nur dann, wenn 
fich der Wille des Erblaſſers nicht ermitteln läßt ?). 

Hat der Erblafler eine Bedingung, welche er beifügen wollte, 
nicht beigefügt, jo iſt der legte Wille ungültig; hat er eine Bedingung 
beigefügt, welche er nicht beifügen wollte, jo tft die Bedingung als 
nicht beigefügt zu betrachten *). 

Bezieht fih der Grund, warım ein legter Wille ungültig it, 
nur auf einzelne Verfügungen, jo find nur diefe ungültig ?). 


8. 482. 
Fortjegung. 


Das bürgerliche-Gejegbuch erfordert nicht, daß die Perſon des 
Bedachten und der Gegenjtand der leßtwilligen Verfügung ſchon bei 
der Errichtung des leßten Willens angegeben wird, fondern gejtattet, 
daß der Erblajjer ſich in feinem legten Willen zur Bezeichnung der 


quaestio, und nur ſoviel läßt fi darüber fagen, daf die Unrichtigfeit des angegebenen 
Beftimmungsgrundes (falsa causa) dem letten Willen jogar weniger jchadet, als die 
unridtige Angabe der Merkmale nnd Eigenfchaften des eingefegten Erben (falsa 
demonstratio). " 

1) Man vergl. 8. 2080 des BGEB.'s. 

2) Die Borichrift des römiichen Rechts, daf die fettwillige Berfügung nicht 
gelte, wenn ber Erblaffer den Bedachten mit Worten bezeichnet habe, welche eine Be— 
ſchimpfung defielben enthalten (1. 9 $. 8 D. de hered. inst., 1. 54 pr. D. de leg. I.) 
ift in das bürgerliche Geſetzbuch nicht übergegangen. i 

3) Mau vergl. 8. 2081 des BOB.’ und Kommentar Bd. 3 ©. 259, 

4) Dian- vergl. 8. 2082 des BEB.'s. 

5) Dian vergl. &. 2083 des BSB.s, 
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Perfon des Bedachten und des Gegenitandes der Verfügung auf eine 
bejondere Schrift bezieht. Dieſe bejondere Schrift ift an feine Form 
gebunden, es genügt vielmehr, wenn fich bei dem Tode des Erblaſſers 
eine von demſelben eigenhändig gejchriebene und eigenhändig unter: 
jchriebene Schrift findet, in welcher der Bedachte (vorausgejeßt, daß 
e3 eine phyſiſche Perſon it) mit dem Familiennamen und wenigſtens 
einem voll ausgeschriebenen Vornamen, und die Erbtheile oder Summen 
mit Worten angegeben, auch Ort, Jahr und Tag der Abfaffung der 
Schrift beigefügt worden find). Hat jedoch der Erblafjer für die 
bejondere Schrift jelbit eine Form vorgejchrieben oder einen Ort be- 
jtimmt, an welchem ſie jich finden joll, jo wird zur Gültigkeit der 
Schrift erfordert, daß fie die vorgejchriebene Korm bat und fich an dem 
bejtimmten Orte findet ?). 


8. 483. 
Fortſetzung. 


Nach römiſchem Rechte war ein letzter Wille ungültig, wenn der 
Erblaſſer die Beſtimmung der Perſon des Erben von dem Willen 
eines Dritten abhängig gemacht hatte, z. B. Sempronius heres esto, 
si Titius voluerit; vel ex duobus Semproniis ille heres esto, quem 
Titius volet?). Dagegen war ein legter Wille nicht ungültig, wenn 
der Erblaſſer die Beitimmung des Bedachten zwar nicht von dem 
Willen, aber von einer willfürlichen Handlung eines Dritten abhängig 
gemacht hatte, 3. B. Sempronius heres esto, si Titius in Capitolium 
adscenderit '). 

Diefer Widerjpruch wird mit dem Saße gerechtfertigt: expressa 
nocent, non expressa non nocent. Nun läßt ſich zwar nicht wer: 
fennen, daß zwiſchen der Bedingung, si Titius voluerit vel volet, 
und der, si Titius Capitolium adscenderit, ein Unterjchied injofern 
beſteht, als zum Bejteigen des Capitol der Wille des Titius allein 
nicht hinreicht, weil die Ausführung des Willens unmöglich werden 
kann, 3. B. wenn Titius durch Krankheit gehindert wird, oder wenn 


1) Man vergl. 8. 2084 des BGB.'s. — Eine umſtändliche Interpretation diefes 
Paragraphen findet man im Kommentar Bd. 3 ©. 260 fig. 

2) Man vergl. 8. 2085 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 1. 32 pr., 1. 68 D. de hered, inst. — In der 1. 52 D. de 
eond, et demonst. wird dies auch auf Legate und Fideicommiffe ertendirt. 

4) Dan vergl. 1. 68 D. de hered. inst., 1. 52 D. de cond. et dem,, I, 195 
D. de reg. jur. 
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er ftirbt, oder wenn er durch fremde Gewalt davon abgehalten wird, 
oder wenn das Capitol abbrennt. Aber welchen Einfluß diejer Unter: 
jchied auf den legten Willen haben fol, vermag ich nicht abzujehen, 
jofern ich nicht annehme, das Verbot, eine Erbeinjegung von einem 
fremden Willen abhängig zu machen, habe den Grund gehabt, daß 
der fremde Wille eine immer ſtets rüdgängig zu macende Handlung 
des Dritten fei, welche nicht einmal nothwendig ausgefprochen und 
in Worte gekleidet werden müſſe. Denn verfteht man unter dem 
Willen eine definitive Willenserklärung, jo liegt darin eine Handlung, 
welche von der des Steigens in das Capitol nicht wejentlich verjchieden ift. 

Das bürgerliche Gejegbuch bejtimmt, geftügt auf eine Stelle des 
canonijchen Nechts ') und auf die Praxis, welche fich gebildet hatte, 
daß der Erblaffer die Perſon des Bedachten und den Gegenjtand 
feiner Berfügung von dem Willen (merum arbitrium) eines be 
ftimmten Dritten, oder mehrerer bejtimmter Dritter abhängig machen 
fann?). Der legte Wille it in einem jolchen Kalle als von der Be: 
dingung abhängig zu betrachten, daß der bejtimmte Dritte jeinen 
Willen erklärt oder die mehreren bejtimmten Dritten übereinftimmend 
ihren Willen erklären. Kann oder will der bejtimmte Dritte den 
Willen nicht erklären, oder vermögen die mehreren bejtimmten Dritten 
fich nicht zu einigen, jo gilt die Bedingung als weggefallen ). Der 
Segenftand der leßtwilligen Verfügung kann nur aus der Erbichaft 
gewählt werden‘). Handelt es fih um die Beſtimmung einer Summe 
durch mehrere Dritte, und weichen die von denjelben angegebenen 
Summen von einander ab, fo it die Durchſchnittsſumme maßaebend °). 

Hat der Erblafjer die Beſtimmung des Gegenſtandes feiner leßt- 
willigen Berfügung auf das Ermeſſen (arbitrium) des Bedachten 
oder des Beichwerten geftellt, fo it anzunehmen, daß das billige Er: 
meſſen gemeint jei®). Im Uebrigen gilt über diejes Ermeſſen das 
oben ©. 504 Gefagte. Soll der Bedachte aus mehreren benannten 


1) Man vergl. cap. 13 X. de testament. 

2) Man veral. 8. 2086 des BGB.'s und über die Krage, ob der Dritte die Erb» 
ſchaft oder das Bermächtniß für fich felbft in Aufpruch nehmen konne, Kommentar 
Bd. 3 ©. 262. 

3) Man veral, 88. 2087, 2493 bis 2198 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 2088 Lat 1 des BOB. 

5) Man vergl. $. 2088 Sat ? des BGB.'s in Berbindiing mit $. 805 bes 
BOB.'8. 

6) Man veral. 8. 2089 in Verbindung mit 88. 803 Sat 1, 806 Sat 1, 20, 
2493 bis 2198 des BGOB.'s. 
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Perjonen von einem Dritten oder von mehreren Dritten gewählt 
werden, und erfolgt die Wahl nicht, Jo find die benannten mehreren 
Perſonen fämmtlich als Bedachte zu betrachten ). 


8. 484. 
V. Form der legten Willen. 
Gerihtlih errichtete leute Willen. 


Wer einen legten Willen gerichtlich errichten will, kann bei Ge— 
richt denjelben zu Protocol erklären, oder in einer Schrift übergeben. 
Die Erklärung des legten Willens zu Protocol, oder die Uebergabe 
des jchriftlichen legten Willens kann vor jedem Gerichte an ordent- 
licher Gerichtsftelle, oder vor Abgeordneten des Gerichts außerhalb 
derjelben und jelbit außerhalb des Gerichtsbezirfes erfolgen. Während 
der ganzen Verhandlung müſſen ein mit dem Richtereide verpflichteter 
Beamter und ein Protocolführer, oder, wenn das Amt des Nichters 
und Protocollführers in Einer Perſon vereinigt ift, außer diejer ein 
Gerichtsbeifiger (eine Urkundsperfon) gegenwärtig fein ?). 

Soviel 

a) die (mündliche) Erklärung des legten Willens zum gerichtlichen 

Protocoll anlangt, fo muß das aufgenommene Protocol! dem 

Erblaſſer vorgelefen und nach erfolgter Genehmigung von ibm 

unterjchrieben und daß dies Alles gejcheben, im Protocolle be- 

merkt werden; erklärt der Erblaffer, daß er nicht jchreiben fönne, 
jo ift auch dies und die dabei angegebene Behinderungsurfache 
in dem Brotocolle zu bemerken’). Kann das Protocoll dem 


1) Dan vergl. $. 2091 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 2092, 2093 des BGB.'s und Bekanntmachung, die Zuziehung 
einer Urkundsperfon u. f. mw. betreffend, vom 22. Februar 1865. — Blos reglementäre 
Borfchriften fiber das Verfahren bei Aufnahme letter Willen enthält die Gerichts— 
ordnung 88. 4 bis 7 und 9. 

3) Man vergl. $. 2094 des BGB.'s. — Giebt der Teftator widerfinnige, ſich 
roiderfprechende , mulogifche Erklärungen zu PBrotoccll, fo fann ihn der Richter darauf 
aufınerffam machen, aber für den Inhalt des letzten Willens hat der Richter nicht zu 
ſtehen. — Der $. 2094 des BGB.'s bezweckt lediglich die Gewißheit über dem zu 
Protocol genommenen letzten Willen. Die Worte „vorgelefen“, „genehmigt“, „unter 
fchrieben“ find keine folennen und Können auch durch andere Worte, welche denfelben 
Sinn haben, erjetst werden. Wären dafür Worte gebraucht worden, von welchen es 
zweifelhaft wäre, ob fie Das ausbrüdten, was das Geſetz verlangt, fo wäre nicht 
ausgeichlofjen, daß auch noch nachträglich auf geeignete Weile in Gewißheit geſetzt 
würde, es ſei in der That dem Geſetze genügt worden. — Soviel insbejondere die er- 
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Erblaffer wegen deſſen Taubheit nicht vorgelefen werden, jo muß 
es ihm zum Durchlefen vorgelegt und daß und warum dies ge 
Ichehen, darin bemerkt werden '). 
Soviel 

b) die Uebergabe des jchriftlichen legten Willens bei Gericht be- 
trifft, jo kann der Erblaffer den legten Willen, welchen er bei 
Gericht übergeben will, ſelbſt niederfchreiben, oder durch einen 
Anderen niederjchreiben laſſen; es macht feinen Unterichied, auf 
welchem Stoffe und in welcher Schrift oder Spracde der leßte 
Wille geichrieben ift, doch ift Zeichenfchrift (Stenographie) aus- 
geichloffen; die Unterfchrift des Erblaffers und die Angabe des 
Ortes, des Jahres und Tages werden zur Gültigkeit der Schrift 
nicht erfordert ?). Das Gericht foll den jchriftlichen legten Willen, 
welcher bei ihm übergeben wird, ohne IUnterfchied, ob der Erb- 
laffer denfelben befiegelt bat oder nicht, mit dem Gerichtäfiegel 
verichließen, zur Gültigfeit des leßten Willens it dies jedoch 
nicht erforderlich”). Die Verhandlung bei der llebergabe des 


forderte Erflärung des Erblaffers, daß und warıım er nicht unterfchreiben könne, be» 
trifft, fo wird damit mur bezwedt, die Annahme auszuschließen, daf der Erblaffer die 
Unterfchrift etwa deshalb unterlaffen hat, weil er mit dem Inhalte des PVrotocolles 
nicht einverftanden geweien ift, oder weil er bei dem Borlefen des Protocolles nicht 
mehr das volle Bewußtſein gehabt hat. Wird im Protocolle nur bemerkt, es habe 
der Erblaffer das Protocoll auf Borlefen genehmigt, jo kann dies auch eine nur 
aus dem unterlaffenen Widerfpruche gezogene Kolgerung fein und deshalb er- 
forbert das Geſetz in der Umterichrift eine pofitive Handlung, welde das Ein- 
verftändniß mit dem Inhalte des Protocolls äußerlich an ben Tag legt. fehlt die 
Unterfchrift, fo muß durch das Protocoll in Gewißheit gefetst werben, es habe das 
Fehlen der Unterichrift nicht darin feinen Grund, daß der Erblafjer nicht mit dem 
Brotocolle einverftanden geweſen ſei. Eine Solennität hat jedoch das Geſetz auch 
bier nicht gewollt und es verfteht fich daher von jelbft, daß, wenn der Erblaffer nicht 
unterschreiben kann, weil er 3. B. feine Hände hat, es binreicht, wenn aus dem Bro» 
tocolfe hervorgeht, es habe derfelbe eben nur aus diefem Grunde nicht unterſchrieben. 
(Dan vergl. auch die Berordiung au fämmtliche Gerichte, das Berfahren bei ge- 
richtlicher Errichtung von Teſtamenten betr. vom 26. Februar 1870 im Auftiz-Mini- 
fterialblatte vom Jahre 1870 S. 13 bie 15. ) 

1) Man vergl. 8. 2095 des BGB.'s. — Kann der Taube auch nicht Gefchriebenes 
lefen, fo fann er auch in der im $. 2094 des BGB.’ angegebenen Weife einen letzten 
Willen nicht errichten. 

2) Man vergl. 8. 2096 Sat 1, 2, 3 des BGB.'s. 

3) Dean vergl. $. 2096 Satz 4 des BGB.'s. Geſetz, eine authentiiche Erflär- 
ung u. f. w. betreffend, vom 26. Februar 1870 und die in der vorftehenden Note an- 
gegebene Generalverordnung des Juftizminifterinme. 
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ſchriftlichen letzten Willens bei Gericht beiteht darin, daß der 

Erblaffer den jchriftlichen lebten Willen bei Gericht perjönlich 

übergiebt und dabei erklärt, in der Urkunde (Schrift), melde er 

übergebe, jei jein leßter Wille enthalten, und hierüber bat das 

Gericht ein Protocol aufzunehmen). Das Gericht ſoll auch 

darüber, daß der fchriftliche legte Wille mit dem Gerichtsiiegel 

verſchloſſen worden fei, ein Protocol aufnehmen; zur Gültig 

feit des legten Willens ift jedoch auch dies nicht erforderlich ?). 

Ein Stummer kann einen legten Willen durch Uebergabe 

einer Schrift bei Gericht errichten. Der Stumme muß in Gegenwart 
des Gerichts entweder eigenhändig fchreiben, daß die Urkunde, welche 
er übergiebt, feinen legten Willen enthalte, oder durch eine mit ihm 
vor Gericht anweſende, im Allgemeinen verpflichtete, oder zu dieſer 
Handlung zu verpflichtende Vertrauensperſon erklären, daß in der 
Urkunde jein letzter Wille enthalten ſei, und das Gericht bat, daß 
das Eine oder das Andere gefchehen fei, im Protocolle zu bemerken ?). 

Wil Jemand, welcher der deutjchen Sprache nicht mächtig ift, 
einen letzten Willen errichten, jo iſt ein verpflichteter Dolmetjcher zu— 
zuzieben ®). 

8. 485. 
Außergerichtlich errichteter legter Wille. 

Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche giebt es eine doppelte Art 
des außergerichtlich errichteten legten Willens, nämlich 
a) den vor fünf Zeugen errichteten umd 
b) den vor Notaren errichteten. 

Soviel den 

zu a) 

erwähnten außergerichtlichen legten Willen anlangt, fo müffen die 


1) Man vergl. 8. 2097 Sat 1 und 2 des BOB. — Die Form der Recog- 
nitionsregiftratur wird nicht erfordert. — Das Oberappellationsgeriht hat in Sachen 
Panzner ’/. Seilerin in zwei gleichlautenden Urtheln erfannt, daß es genüge, wenn das 
über die Uebergabe der Schrift und über die Erklärung des Erblafjers, daf darin fein 
fetter Wille enthalten fei, aufgenommene Brotocoll in Gegenwart des Gerichtöbeifitsers 
den Erblaffer vorgelefen und von diefem genehmigt werde, weil damit die ganze 
Berhandlung reproducirt werde, welche das bürgerliche Geſetzbuch erfordert. — Die 
Handlung der Tejtamentsaufnahme ift erft mrit dem Vorleſen des Protocolles beendigt. 

2) Dan vergl. 8. 2097 Sat 2 des BGOB.'s und das oben ©. 762 in der Note 
angezogene Geſetz vom 26. Februar 1870. 

3) Man vergl. 8. 2098 in Berbindimg mit 8. 2071 des BGB..'s. 

4) Dean vergl. $. 2099 des BOB.'s und oben S. 754. 
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fünf Zeugen zum Zeugniß aufgefordert fein (ſ. g. Solennitätszeugen) "). 
Unfähig zum Zeugniffe bei einem legten Willen find Frauensperjonen, 
Perfonen unter einundzwanzig Jahren, Blinde, Taube, "Stumme, 
Perjonen, welche des VBernunftgebrauchs beraubt find, ohne Unter: 
ſchied, ob fie lichte Zwiſchenräume haben, oder nicht, Perſonen, 
welche gerichtlich für Verſchwender erklärt oder ſonſt bevormundet, 
Perſonen, welche wegen Meineides beftraft worden find, und bei 
Ichriftlichen legten Willen, jede des Echreibens unfähige Perfon?). 
Zeuge kann auch Derjenige fein, welcher zur Niederjchrift des lebten 
Willens gebraucht worden ift (j. g. testamentarius)*). Die fünf 
Zeugen müfjen bei der Errichtung des legten Willens gleichzeitig ge 
genwärtig jein*). Die Errichtung des legten Willens muß in Ge 
genwart der fünf Zeugen ununterbrochen, ohne Einmiſchung fremds 
artiger Gejchäfte, vor fich gehen (j. g. unitas actus)°). 

Wer einen außergerichtlichen legten Willen ſchriftlich errichten 
will, muß in Gegenwart der fünf Zeugen in einer denfelben ver 
ftändlichen Sprache vernehmli erklären, daß die den legten Willen 
enthaltende Urkunde (Schrift) fein legter Wille fei, und die Urkunde 
in Gegenwart der Zeugen unterjchreiben‘),. Kann er aus Unkunde 
oder aus einer anderen Urfache nicht unterjchreiben, jo muß den 
legten Willen ein fechfter Zeuge mit der Bemerkung unterjchreiben, 
daß er anftatt des Erblaffers unterfchreibe ?).. Ueber die Urkunde 
gilt das oben ©. 762 Geſagte . Die Zeugen haben die Urkunde, 
welche den legten Willen enthält, mit der Bemerkung ihrer Eigenjchaft 
als Zeugen ®), zu unterfchreiben; die Aufzeichnung ihrer Namen auf 

1) Man vergl. $. 2101 des BGB.s. 

2) Man vergl. $. 2102 des BGB. Die Berwandtichaft dev Zengen unter fid 
und mit dem Erblaffer fteht ihrer Zutäffigfeit wicht entgegen. 

3) Man vergl. $. 2103 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 2101 des BGB.'s. — Iſt der letzte Wille in Gegenwart ber 
fünf Zeugen gehörig errichtet worden, jo kann er auch durch andere Zeugen, als die 
dabei zugezogenen, bewiefen werden. (Kommentar Bd. 3 ©. 268.) 

5) Man vergl. $. 2100 Sat 2 des BGB.'s. j 

6) Man vergl. 8. 2104 Sat 1 des BGB.'s. 

7) Dan vergl. 8. 2104 Sat 2 des BGB.'s 

8) Dian vergl. $. 2104 Sab 3 und 4 des BGB.'s. 

9) Man vergl. 8. 2105 Sat 1 des BEB.'s. — Das Gele jchreibt nicht vor, 
daß jeder Zeuge die Bemerkung feiner Eigenſchaft als Zenge bei feinem Namen zu 


wiederholen habe und es genügt daher eine Collectivbemerkung, daß die Zeugen ale 
Zeugen unterſchreiben. 
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dem Umjchlage genügt nicht; der Inhalt des legten Willens braucht 
aber den Zeugen nicht bekannt gemacht zu werden’). Die Handlung 
der Errichtung des jehriftlichen legten Willens endigt mit der Unter 
jchrift des Zeugen, welcher zuleßt unterjchreibt ?). 

Wer außergerichtlich feinen letzten Willen mündlich errichten 
will, muß denjelben den Zeugen in einer diefen verftändlichen Sprache 
vernehmlich vortragen’). Die Handlung der Errichtung des münd- 
lichen legten Willens endigt mit der Vollendung der Erklärung des 
Erblaſſers *). = 

Eoviel den 

zu b) 
erwähnten außergerichtlich errichteten legten Willen vor Notaren 
anlangt, fo kannnach dem bürgerlichen Geſetzbuche ein letzter Wille in der 
Weiſe gültig errichtet werden, daß derjelbe unter Beobachtung der Vor— 
Schriften der Notariatsordnung vom 3. Juni 1859 Gay. IV. 88. 16 bis 23, 
26 flg. vor einem Notar und zivei Zeugen, oder vor zwei Notaren mündlich 
erklärt und darüber ein Protocol aufgenommen wird’). Der Zuzieh— 
ung von Solennitätszeugen bedarf es in diefem Falle nicht ); jedoch 
fann ein letter Wille in den für die Aufnahme von Notariatsproto- 
collen über Rechtsgeſchäfte bejtimmten Formen nur vor Notaren er: 
richtet werden, welche zur Ausübung des Notariats in dem durch die 
Notariatsordnung beftimmten vollen Umfange berechtigt find’). Ein 
vor einem Notar und zwei Zeugen, oder vor zwei Notaren er- 
richteter leßter Wille ift mit dem Abjchluffe des Protocolles vollendet °). 
Die Uebergabe eines ſchriftlichen letzten Willens bei einem Notar 
zur verwabrlichen Aufnahme ift unftattbaft. 

$. 486. 

Bejondere Formen der legten Willen. 

Die VBorzugsrechte, welche das ſ. g. testamentum militare nad) 

1) Man vergl. $. 2105 Sat 2 ımd 3 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2107 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 2106 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 2107 des BOB.8. 

5) Man vergl. 8. 2108 Eat 1 des BGB.'s. 

6) Man vergl. die werthvollen Abhandlungen Müllers und Marſchners in 
der Zeitjchrift für Rechtspflege und Berwaltung N. F. Bd. 34 ©. 385 fig. und 
©. 481 flg. und Annalen, N. 5. Bd.9 ©. 199 fig. 

7) Man vergl. Berordnung des Juftizminifteriums in der Zeitichrift für Rechts— 
pflege und Berwaltung N. F. Bd. 33 ©. 387. 

8) Man vergl. $. 2108 ©. 2 des BGB.'s. 
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römifchem Rechte in Beziehung auf die Beurtheilung feines Inhaltes 
genoß, haben fich nach heutigem Rechte, insbefondere auch nach dem 
Wegfalle der ftrengen römijchen väterlichen Getvalt und nach Aufhebung 
des römifchen Sabes, nemo p. p. testatus, p. p. intestatus decedere 
potest, erledigt. Nur in Beziehung auf die Form, in welcher Militär- 
perfonen ihren legten Willen ausjprechen können, ift der legte Wille 
der Militärperfonen vor dem lebten Willen der Nichtmilitärperjonen 
bevorzugt. | 

Das bürgerliche Gejegbuch hat hierüber folgende Beftimmungen, 
welche auch neben den in der Verordnung, den Militärgerichtsitand 
u. ſ. w. betreffend, vom 4. December 1867 $$. 38 bis 45 einge 
führten Formen der militärifchen privilegirten legten Willen, ibre 
Gültigkeit behalten haben’). 

Militärperjonen können zur Kriegszeit, wenn ſie ſich im Felde, 
oder in einem belagerten Plate befinden, ihren legten Willen vor 
drei Zeugen errichten, wenn ſich darunter ein Officier oder Unter: 
officier, oder ein Militärbeamter befindet, welcher wenigſtens den 
Rang eines Unterofficiers bat. Im Felde befinden ſich Militärper 
onen von der Zeit an, wo die in Kriegsbereitjchaft gejeßte Truppen 
abtheilung, zu welcher fie gehören, aus ihrem Standquartiere ausge: 
rüct, oder zur Bekämpfung eines inneren Feindes aufgeftellt worden 
ift. ALS belagert ijt ein Plab zu betrachten, wenn in Folge äußerer 
oder innerer feindlicher Bewegungen die Berbindung nach außen 
unterbrochen ijt?). Zu den Militärperjonen werden auch die Perſonen 


1) Die in diefer Verordnung neu eingeführten Formen ber |. g. testamenta mi- 
litaria find: 

a) von dem Teftator eigenhändig gefchriebene und unterfchriebene Teftamente, 

b) von dem Teftator eigenhändig unterfchriebene und von zwei Zeugen, oder von 
einem Auditenr oder Officter mit ımterzeichnete Teftamente, 

e) von einem Auditenr oder Officier, unter Zuziehung von zwei Zeugen oder eines 
zweiten Auditeurs oder Officiers über die mündlichen Erklärungen des Teftators 
aufgenommene Protocolle. 

2) Man vergl. 88. 2109, 2110 des BOB’. — Der $. 39 der Verordnung vom 
4. December 1867 lautet: 

„Die Befugniß, in Kriegszeiten oder während eines Belagerungszuftandes privi- 

legirte militärifche Teftamente zu errichten, beginnt für die dem Militärgerichts- 

ftande umterworfenen PBerfonen von der Zeit an, wo fie entweder ihre Stand: 

quartiere, oder, falls ihnen folche nicht angewiefen find, ihre bisherigen Wohnorte 

im Dienfte verlajjen oder in deujelben angegriffen oder belagert werden.“ 
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gerechnet, welche fich Berufs wegen, oder als Kriegsgefangene, oder 
als Geiſeln bei der Armee befinden "). 

Die Militärperjonen und die zulegt erwähnten Berjonen können 
während eines Treffens, oder wenn fie in dem Treffen verivundet 
und noch nicht in ein Lazareth gebracht worden find, ihren legten 
Willen durch deſſen Erklärung gegen irgend eine Perſon, oder mittelft 
einer von ihnen eigenhändig oder durch einen Dritten gefchriebenen, von 
ihnen eigenhändig mit dem Familiennamen unterjchriebenen Schrift 
errichten ?). 

Ein in außerordentlicher Form errichtetes militärisches Tejtament 
verliert jeine Wirkſamkeit, wenn der Erblaffer nad dem Ablaufe von 
neunzig Tagen von der Zeit an gerechnet jtirbt, wo der Grund der 
legtwilligen Verfügung in außerordentlicher Form weggefallen ift?). 

Wer fih an einem Orte befindet, an welchen eine Epidemie oder 
anjtedende Krankheit herrſcht, kann, wenn er jelbit, oder Jemand in 
dem Hauſe, in dem er wohnt, von der Epidemie oder anjtedenden 
Krankheit befallen iſt, einen legten Willen vor drei Zeugen errichten; 
es fünnen in diefem Falle auch Frauensperjonen und Minderjährige, 
welche das achtzehnte Lebensjahr erfüllt haben, Zeugen jein. Die 
Friſt von neunzig Tagen, nach deren Ablauf ein jolcher legter Wille 
jeine Wirkſamkeit verliert, it von der Zeit an zu berechnen, two der 
Grund der legtwilligen Berfügung in außerordentlicher Form aufge: 
hört hat *). 

Eltern, VBoreltern und Ehegatten fönnen, wenn fie unter ibren 
zur gejeglichen Erbfolge berechtigten Abkömmlingen und Ehegatten 
legtivillig verfügen, ihren legten Willen durch einen Aufjag errichten, 


1) Man vergl. 8. 2111 des BGEBes. — Der $. 39 der Berordnung vom 4. De- 
cember 1867 lautet: 

„Kriegsgefangene und Geifeln haben die Befngniß (in privilegirter Form zu 

teftiren), folange fie fih in der Gewalt des Teindes befinden.“ 

2) Dan vergl. $. 2112 des BGB.'s. 

3) Dan vergl. $. 2114 des BOB. — Die Verordnung vom 4. December 
1867 enthält noch folgende zwei Zuſätze: 

„Der Lauf der in $. 2114 des bürgerlichen Geſetzbuchs beftimmten Friſt wird 

fuspendirt durch anhaltende Unfähigkeit des Teftators zur Errichtung einer ander- 

weiten letztwilligen Berfügung.”“ 

„Wenn der Zeftator innerhalb diefer Frift vermißt und in einem Verfahren 
auf Todeserflärung feftgeftellt wird, daß er feit jener Zeit verfchollen fei, fo tritt 
die Ungültigfeit des Teftamentes nicht ein.“ 

4) Man vergl. $$. 2113, 2114 des BGB.’S und Commentar Bd. 3 ©. 273 fig. 
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welchen fie eigenhändig gejchrieben und eigenhändig mit ihrem Fa— 
miliennamen unterjchrieben haben, und in welchem die bedachten Ab- 
fümmlinge und Ehegatten mit dem Familiennamen und wenigitens 
einem voll ausgefchriebenen Vornamen benannt, und die Erbtbeile 
und Summen mit Worten angegeben, auch Ort, Jahr und Tag der 
Errichtung des Aufjages beigefügt find. Ob der Erblaffer in Be- 
ziehung auf alle Perſonen, welche zur gejeglichen Erbfolge berechtigt 
find, oder blos in Beziehung auf einzelne derfelben legtwillige Ver— 
fügungen trifft, macht feinen Unterfchied; Verfügungen aber, welche 
er für andere Perjonen, als die zur gejeglichen Erbfolge berechtigten 
Abkömmlinge und feinen Ehegatten, in der angegebenen Weije trifft 
find nichtig ?). 


Zweites Gapitel. 
Nebenbejtimmungen des legten Willens. 


8. 487. 
I. Bedingungen. 


Nach römischen Rechte wurden die Bedingungen der Tejtamente 
in vielfacher Hinficht anders beurtbeilt, als die Bedingungen der 
Rechtsgejchäfte. Um wenigitens im VBorübergehen Einiges zu er- 
wähnen, nach römiſchem Rechte konnte ein Erbe nicht unter auflöjenden 
Bedingungen eingejeßt werden; die unmögliche Bedingung wurde bei 
dem Tejtamente für nicht gejchrieben angeſehen; in vielen anderen 
Beziehungen berubte die römifche Lehre der Bedingungen der Tefta- 
mente auf dem Satze, nemo p. p. testatus, p. p. intestatus decedere 
potest. Wie überall, jo jtellten die römijchen Juriſten auch bier ein 
Spitem auf, welches wegen feiner Conjequenz, Abrundung und Feinheit 
die Bewunderung erregt. 

Mit der Aufhebung des das römische Erbrecht durchdringenden 
Caßes n. p. p. test, p. p. int. d. p. wurde die römijche Lehre der 
Bedingungen der Tejtamente für das bürgerliche Geſetzbuch unan— 
wendbar. Nun hätte man fi zwar leicht damit helfen können, daß 
man ausgejprocen hätte, es wären die Bedingungen der letten 
Willen ganz eben}o zu beurtheilen, wie die Bedingungen der Rechts: 
geichäfte. Aber hiermit würde man den Schwierigkeiten entgangen 


1) Dan vergl. $$. 2115, 2116 des BGB.'s. 
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fein, diefelben aber nicht gelöſt haben, indem auf der Hand liegt, 
daß die Verfchiedenheit der rechtlichen Natur der legten Willen und 
der Rechtsgejchäfte eine gleiche Behandlung der jenen und diejen bei- 
gefügten Bedingungen unmöglich macht und ein jo allgemeiner Aus: 
jpruch, wie der angegebene, nur die Folge hätte haben müſſen, daß 
die Erforjchung des rechtlichen Einfluffes der Bedingungen auf die 
legten Willen der jedesmaligen Entjcheidung des einzelnen Falles 
überlajfen worden wäre )). 

Das bürgerliche Geſetzbuch hat deshalb jehr jpecielle Beftimmungen 
über die Bedingungen der legten Willen gegeben, für welche das 
Princip maßgebend gemwejen ift, daß von dem römijchen Rechte Das- 
jenige fortgelten muß, was aus der Natur der Bedingungen für die 
legten Willen, als einfeitige Verfügungen des Erblaffers, mit logijcher 
Nothiwendigkeit folgt. In dem Nachitehenden gebe ich eine Ueberſicht 
der Borfchriften des bürgerlichen Geſetzbuchs über die Bedingungen 
der legten Willen, mwiederhole jedoch auch bier die Bemerkung, daß 
dem neueren Sächſiſchen Rechte der Unterjchied zwiſchen Tejtament 
und Codicill fremd ift. 

A) Soviel den Begriff der Bedingungen anlangt, jo liegt den Vor: 
ichriften über die Bedingungen der letzten Willen der oben 
©. 109 flg. entwidelte Begriff der Bedingungen zu Grunde. 
Insbeſondere werden die j. g. conditiones in praesens vel in 
praeteritum collatae und die j. g. conditiones necessariae, 
nicht ald Bedingungen angejehen ?); eine Bedingung kann nicht 
in das bloße Wollen des Bejchwerten gejtellt werden, wohl aber 
fann fie eine Äußere Handlung des Bejchwerten zum Gegen» 
ftande Haben, objchon die Handlung von deſſen Willfür ab- 
hängt”). In drei Beziehungen weicht aber der Begriff der 


1) Ich benutze dieje Gelegenheit, darauf aufmerffam zu machen, daß es der 
größte Fehler ift, ein unflares Geſetz zu geben, in der Hoffnung, daß der Richter 
durch die Anwendung bdefjelben die Unklarheit heben werde. Ein Geſetz, welches er- 
Taffen wird, ohne daf man ſich jelbft klar darüber ift, was man will, muß unflare 
und fich widerſprechende Entiheidungen bervorbringen. — Nach meiner Anficht kann 
bie Geſetzgebung nicht in die Hand der Gerichte gelegt werden; ein oberfter Gerichtshof, 
welcher durch feine Entſcheidungen nicht blos jus inter partes, fondern Geſetze macht, 
ift ein höchſt gefährliches Inſtitut. 

2) Man vergl. 88. 2117, 2119, 2120 2125 des BGB.'s und foviel den 8. 2125 
anlangt, Commentar Bd. 3 ©. 278. 

3) Man vergl. $. 2124 des BGB.'s und oben S. 759 fig. 

Siebenhaar, Privatredt. 49 
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Bedingungen der legten Willen von dem Begriffe der Bebing- 
ungen der Rechtsgejchäfte ab, nämlich 
1) infofern, als die Bedingungen, welche fi) nach der Natur 

und Bejchaffenheit der Yeiltung von jelbit verftehen (j. g. 

ſtillſchweigende) bei legten Willen nicht als Bedingungen be- 

trachtet werden '); 

injofern, als ein letzter Wille unter allen Berbältniffen als 

ein bedingter gilt, wenn er von einem fünftigen Creigniffe 

abhängig gemacht wird, von dem zwar gewiß ijt, daß es 
eintreten werde, aber ungewiß, zu welcher Zeit ?), und 
infofern, als ein leßter Wille als ein bedingter zu betrachten 
it, wenn er davon abhängig gemacht wird, daß der Hono- 
rirte die Zumendung haben will und fich über die Annahme 
erklärt ?). 

B) Die Wirkung der einem legten Willen beigefügten aufjchiebenden 
Bedingung ift die, daß der Anfall der Zuwendung bis zum 
Eintritte der Bedingung binausgejchoben wird. Tritt die Be- 
dingung ein, jo wird der Anfall nicht auf die Zeit des Todes 
des Erblaffers zurüdgezogen; es bat der Bedachte namentlich 
feinen Anjpruch auf die Nußungen der Erbjchaft in der Zwijchen- 
zeit zwijchen dem Tode des Erblaſſers und dem Eintritte der Be- 
dingung. Tritt die auffchiebende Bedingung nicht ein, fo wird 
es jo betrachtet, ala ob der Erblafjer ohne einen legten Willen 
geitorben wäre *). 

Die Wirkung der einem legten Willen beigefügten auf- 
löfenden Bedingung ift die, daß der legte Wille jofort mit dem 
Tode des Erblafjers in Wirkſamkeit tritt und bei Kräften bleibt, 
wenn die Bedingung nicht eintritt. Tritt die Bedingung ein, jo 
verliert der legte Wille von dem Zeitpuncte an jeine Kraft, wo 
die Bedingung eintritt; der Honorirte hat dann Alles, was er 
aus der Erbichaft erhalten hat, an Denjenigen herauszugeben, 
zu deſſen Gunften die auflöjfende Bedingung gereicht, es bleiben 
ihm aber die Nußungen der Zwiſchenzeit °). 


9 


“ 
— 


3 


u 


1) Dan vergl. $. 2117 des BGB. und oben ©. 110. 

2) Dan vergl. $. 2121 des BGB.'s und oben Seite 119 fig. 

3) Man vergl. 8. 2118 des BGB.'s und Commentar Bd. 8 S. 276 

4) Man vergl. 8. 2122 in Verbindung mit 2008 bis 2010, 2013, 2065, 2505 
bes BGEB.'s. 

5) Dan vergl. 8. 2128 in Berbiudung mit $$. 2013, 2065, 2506 bes BGB.s. 
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C) Fit der Eintritt eines unmöglichen Ereignifjfes zur auffchiebenden 
Bedingung eines legten Willens gemacht, jo gilt die Bedingung 
als nicht gefchrieben. it der Eintritt eines unmöglichen Ereig- 
nifjes zur auflöjenden Bedingung eines legten Willens gemacht, 
jo gilt der legte Wille als unbedingter). Es macht feinen 
Unterſchied, ob das zur Bedingung gemachte fünftige Creigniß 
überhaupt oder blos rüdfichtlich Desjenigen, in deſſen Perſon es ein- 
treten joll, unmöglich ift?), und ob der Erblafjer die Unmöglich- 
feit gefannt bat, oder nicht‘). War jedoch das Ereigniß zur Zeit 
der Errichtung des legten Willens möglich, wurde es aber jpäter 
unmöglich, jo ift die Bedingung als nicht eingetreten zu be- 
trachten *). 

D) Wird einem legten Willen eine Bedingung beigefügt, deren Sinn 
fih nicht ermitteln läßt, oder melde im Verhältniſſe zu dem 
Inhalte des letzten Willens ein widerjinniges Ergebniß liefert, 
3. B. wenn der Erblaijer gejagt bätte, A. joll mein Erbe fein, 
wenn er nicht will, jo gilt fie, ohne Unterjchied, ob fie auf: 
jchiebender oder auflöfender Art ift, als nicht gejchrieben °). 

E) Soviel die Bedingungen betrifft, melde infofern gegen das 
Recht verjtoßen, als die zur Bedingung gemachte Handlung von 
den Geſetzen verboten ift, oder mit den guten Sitten in Wider: 
ſpruch fteht, jo unterfcheidet das bürgerliche Geſetzbuch in nadı- 
ſtehender Weife: 

1) it die Begehung einer ſolchen Handlung zur aufſchieben— 
den Bedingung der Erbeinjegung, des Vermächtnifjes, oder 
der Anwartfchaft gemacht worden, jo gilt die Bedingung 


1) Man vergl. $. 2125 des BGB. und Kommentar Bd. 3 ©. 278 fig. 

2) Die bloße Schwierigkeit der Erfüllung macht natürlich die Bedingung nicht 
zu einer unmöglichen. (l. 4 8.1 D. de stata lib,) 

3) Man vergl. 8. 2126 des BGEB.'s. 

4) Man vergl. 8. 2127 des BOB... 

5) Man vergl. 8. 2128 des BGB. — Mit den im Terte angegebenen Be- 
dingungen find nicht die umverftändigen und mit dem lebten Willen in directem 
MWiderfpruche Hehenden zu verwechfeln, 3. B. wenn der Erblaffer gefagt hätte, A. foll mein 
Erbe fein, wenn er nicht Erbe ift. Ein letter Wille, welchem eine Bedingung der ange- 
gebenen Art beigefügt wird, ift nichtig.‘ Bon einem ſolchen Falle handelt die 1.16 D, 
de cond, inst. „si Titius heres erit, Sejus heres esto ; si Sejus heres erit, Titius 
heres esto“, Dieſe Einfekung enthält allerdings einen Miderfpruch, weil beide Erben 
unter der Bedingung eingefett werden, daß der Eine Erbe fein foll, wenn der Andere 
vorher Erbe geworben ift, der Eine alfo nicht vor dem Anderen Erbe werben fanıt. 

49* 
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für nicht gejchrieben. Iſt die Unterlaffung einer jolchen 
Handlung zur auffchiebenden Bedingung einer legtiwilligen 
Bumendung gemacht worden, jo kann der Bedachte zwar das 
ihm Zugewendete fordern, er verliert aber dafjelbe, wenn er 
der Bedingung zuwider handelt '). 
2) Iſt die Begehung einer folchen Handlung zur auflöfenden 
Bedingung der Erbeinjegung, des VBermächtniffes, oder der 
Anwartſchaft gemacht worden, fo ift die Bedingung gültig. 
Iſt die Unterlaffung einer folchen Bedingung zur auflö— 
ſenden Bedingung gemacht, jo gilt fie für nicht gejchrieben ?). 
Iſt eine legtwwillige Verfügung von der auffchiebenden Be- 
dingung abhängig gemacht worden, wenn der Beſchwerte eine 
joldye Handlung begehen werde, jo ift die Bedingung gültig. 
Die aufjchiebende Bedingung, wenn der Beſchwerte eine 
joldye Handlung unterlaffen werde, bat die Wirkung, daß die 
Berbindlichkeit des Beſchwerten zur Entjtehung gelangt, wenn 
derjelbe der Bedingung zuwider handelt °). 

4) Sit eine legtmwillige Verfügung von der auflöjenden Be 
dingung abhängig gemacht, wenn der Bejchtwerte eine folche 
Handlung begehen werde, jo gilt die Bedingung als nicht 
gejchrieben. Die auflöfende Bedingung, wenn der Be 
jchwerte eine jolche Handlung unterlaffen werde, bat die 
Wirkung, daß der Bejchwerte verbindlich wird, wenn er der 
Bedingung zuwider handelt *) 

5) War die Handlung, welche der Erblafjer zur Bedingung 
feiner Verfügung machte, zur Zeit der Errichtung des legten 
Willens erlaubt, wurde fie aber jpäter verboten, jo gilt die 
Bedingung als nicht eingetreten ®). 

Das bürgerliche Geſetzbuch bat das römische Verbot der ſ. g. 

conditio eaptatoria ®) nicht aufgenommen. 

Bejondere Beftimmungen über die Zuläffigfeit, oder Unzuläffig- 

feit der Bedingungen der legten Willen find nachftehende: 


3 


— 


1) Man vergl. 8. 2129 des BOB. 
2) Man vergl. 8. 2130 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $. 2131 des BGB.'s. 
4) Man vergl. 8. 2132 des BGB.'s. 
5) Man vergl. 8. 2133 des BGEB.'s. 
6) 1. 70, 1. 71 pr. D. de hered, inst. 
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1) Eine Bedingung, welche dem Bedachten lächerlich zu machen ge- 
eignet ift, wird als eine Bedingung gegen die guten Sitten an- 
gejehen '). 
Die Bedingung, wenn der Bedachte im ehelojen Stande bleiben, 
oder nach der Willfür eines Dritten heirathen werde, iſt ala 
eine den guten Sitten widerjtreitende zu betrachten?). Der Nieb- 
brauch, oder der Genuß von Renten oder von Zinſen eines 
Hauptftammes kann auf die Dauer des ebelojen Standes durch 
legten Willen binterlaffen werden’). Die von einem Ehegatten 
feiner leßtwilligen Verfügung beigefügte Bedingung, wenn der 
überlebende Ehegatte nicht wieder heirathen werde, ijt gültig *). 
3) Die Bedingung, wenn der Bedachte oder Bejchtverte, oder eif 
Dritter die Religion oder Confejfion ändern, oder nicht ändern 
werde, iſt als nicht gejchrieben zu betrachten. Anwartjchaften 
zu Gunften von Familienmitgliedern, ſofern fie einer gewiſſen 
Gonfejfion angehören, find zuläffig ’). 


= 


8. 488. 
sortjeßung. 

Sind einem legten Willen mehrere Bedingungen cumulativ bei- 
gefügt und befindet fi) eine darunter, welche nach dem im vorigen 
Paragraphen unter C, D und E Gejagten als nicht gefchrieben zu 
betrachten ift, jo find die anderen Bedingungen zu erfüllen. Daijelbe 
gilt, wenn einem legten Willen mehrere Bedingungen alternativ bei- 
gefügt worden find und ſich eine darunter befindet, welche nach dem 
im vorigen Paragraphen unter C, D und E Gefagten als nicht ge: 
ichrieben zu betrachten ift*). 

Sind mehrere Berjonen unter einer Bedingung, deren Gegenjtand 
theilbar ift, legtwillig bedacht und ift auch der Gegenftand der leßt« 
willigen Zuwendung theilbar, 3. B. A. und B. follen 100 erhalten, 
wenn fie dem C. 10 geben, jo kann der Einzelne, welcher die Beding- 
ung zu feinem Antheile erfüllt, den ihm zufommenden Antheil an der 


2134 des BGEB.'s. 
2135 Sat 1 des BGB.'s. 


1) Man vergl. $. 
8. 
$. 2135 Sat 2 des BGB.'s. 
8. 
&. 
8. 


2) Man vergl. 
3) Man vergl. 
4) Man vergl. 
5) Man vergl. 
6) Man vergl 


2136 des BGB.'s. 
2137 des BGB.'s. 
2138 des BGB.'s. 
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Zuwendung fordern. Iſt der Gegenftand der Bedingung untheilbar, 
3. B. A. und B. jollen 100 erhalten, wenn fie dem C. eine Grund- 
dienjtbarfeit bejtellen, jo muß der Einzelne, um den ihm zuflommenden 
Antheil an der Zuwendung zu erhalten, die Bedingung ganz erfüllen. 
Iſt der Gegenjtand der Zuwendung untbeilbar, z. B. mein Erbe fol 
dem A. und B., als Miteigenthümern des fundus Cornelianus, eine 
Wegegerechtigfeit an meinem fundus Sempronianus beftellen, wenn 
fie dem C. 10 geben, jo kann der Einzelne die Zuwendung nur dann 
erwerben, wenn er die Bedingung ganz erfüllt). Iſt die Beding- 
ung in mehreren Perſonen zu erfüllen und kann fie ohne Verſchuld— 
ung des Bedachten in einer Perſon nicht erfüllt werden, jo muß der 
Bedachte, um den verhältnißmäßigen Theil der Zuwendung zu er- 
halten, die Bedingung, wenn ihr Gegenjtand theilbar ift, theilmeije, 
und wenn derjelbe untbeilbar ift, in den anderen Perſonen ganz er- 
füllen. Iſt aber der Gegenftand der Zumendung untheilbar, jo ift die 
Bedingung, jelbit wenn ihr Gegenftand theilbar ift, ganz zu erfüllen ?). 


$. 489. 
Fortſetzung. 


Das oben ©. 111 flg. über die Erfüllung der Bedingungen 
Gejagte gilt von den Bedingungen der letzten Willen mit folgenden 
Modificationen. Zu welchem Zivede die Bedingung beigefügt worden 
jei, ift nach der muthmaßlichen Abficht des Erblaffers zu beftimmen, 
nicht blos nach den Worten, in welche die Bedingung gefaßt worden 
it‘). Kann die Bedingung wegen eines ZJufalles nicht erfüllt werden, 
nachdem der Bedachte fich zur Erfüllung bereit gezeigt hatte, jo gilt die 
Bedingung als erfüllt, es wäre denn, daß fich aus den Verhältniſſen 
ergäbe, es hätte der Erblaffer die Erfüllung der Bedingung jchlechter- 
dings gewollt *)., Soll eine Handlung von dem Bedachten innerhalb 
eines bejtimmten Zeitraumes vorgenommen worden, jo wird die Zeit 
nicht in den Zeitraum eingerechnet, two derjelbe an der Vornahme der 
Handlung ohne feine Verfchuldung gehindert geweſen iſt“). Stirbt 


. 2139 des BGB.'s. 
. 2140 des BGEB.'s. 
. 2141 des BEB.s. 
. 2142 des BGEB.'s. 
. 2143 des BGEB.s. 


1) Man vergl. 
2) Man vergl. 
3) Man vergl. 
4) Man vergl. 
5) Dian vergl. 


wm MR Won 
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der Bebachte vor der Erfüllung der Bedingung, jo ift die leßtere ala 
nicht eingetreten zu betrachten '). 

Bar ein zur Bedingung gemachtes Ereigniß zur Zeit der 
Errichtung des legten Willens eingetreten, kann es aber mehrmals 
eintreten, jo it zur Erfüllung der Bedingung der nochmalige Eintritt 
des Ereigniffes nur dann erforderlich, wenn der Erblaffer gewußt 
bat, daß es eingetreten wäre. Die Bedingung gilt als erfüllt, wenn 
Derjenige, welcher an deren Nichteintritte ein Intereſſe hat, die Er- 
füllung unmöglich macht, oder wenn Derjenige, in deifen Perfon, 
oder unter deſſen Mitwirfung die Bedingung erfüllt werden foll, die 
Erfüllung bindert ?). 


$. 490. 
Fortfegung. 


Der vorzüglichfte Unterjchied zwijchen den Bedingungen der 
Nechtsgejchäfte und den Bedingungen der leten Willen ift der, daß, 
wenn eine aufjchiebende Bedingung dahin gebt, es ſolle der Bedachte 
eine Handlung nicht vornehmen, welche von ibm, jo lange er lebt, 
vorgenommen werden kann, die Zumendung gefordert werden Fann, 
ſobald Demjenigen, welchem im alle der Nichterfüllung der Beding- 
ung das Erhaltene zurücdzugeben ift, wegen Herausgabe defjelben 
nebſt Nugungen Sicherheit geleiftet wird (ſ. g. cautio Muciana) ®), 
Iſt die in einem Nichtthun (in non faciendo) beftehende Bedingung 
eine jolche, weldıe während der Lebenszeit des Bedachten eintreten 
könnte, 3. B. wenn der Erblajjer gejagt hätte, es jolle Sejus 1000 er: 
balten, wenn er die Titia nicht beiratbe, jo fan die Zuwendung nur 
gefordert werden, wenn gewiß it, daß die Bedingung nicht eintreten 
fann, 3. B. in dem angegebenen Beijpiele, wenn die Titia ftirbt, oder 
fih an einen Anderen verheiratbet. Gebt die Bedingung dahin, daß 
eine Handlung vorgenommen werden fol, 3. B. wenn Sejus die Titia 

1) Man vergl. 8. 2144 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $$. 2145, 2146 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 2147 Sat 2 des BGB.'s. 1. 18 D. de cond. et demonst, 
„is eui sub conditione non faciendi aliquid relictum est, ei scilicet cavere debet 
Muciana cautione, ad quem jure civili deficiente conditione hoc legatum, eave 
hereditas pertinere potest“. — Die Borfchriften der $$. 2013, 2065, 2505 des 
BGB.’8 finden in diefem Kalle nur infoweit Anwendung, als die Sicherheit den ge- 
jeglichen Erben zu beftellen ift. Die Sicherheit ift nach den oben ©. 130 fig. arge- 
gebenen Grundfägen zu leiften. 


776 Fünftes Bud. 


heirathet, und wird nur die Fortdauer des dadurch begründeten Ver 
hältnifjes in der Form einer in dem Nichtthun des Bebachten be 
jtebenden Bedingung ausgedrüdt, z. B. wenn Sejus die Titia heirathet 
und fich nicht wieder jcheiden läßt, jo fann, wenn der Bedachte die 
Handlung vorgenommen bat, die Zuwendung, auch ohne Sicherheits: 
leiftung wegen der Nichtiwiederauflöjung des Verhältniſſes, gefordert 
werden '). 

Anm. Nicht felten findet fich im letzten Willen die Clauſel, daß ber eine ober 
andere Bedachte die Zuwendung nicht erhalten oder verlieren fol, wenn er den legten 
Willen nicht anerkennen oder anfechten, ober wenn er mit der Zuwendung nicht zu 
frieden fein, oder wenn er unnöthige rechtliche Weiterungen machen follte. Nach meiner 
Anficht hat diefe Clauſel nur dann einen Sinn, wenn der Bedachte ein Pflichttheilserbe 
des Erblaffers ift und es fi um die f. g. cautela Socini handelt, welche auch neben 
der Borfchrift des 5. 2587 des BGB.’ denkbarer Weife einen Zwed haben kann. 
Aber bei legten Willen, in melden fremden (nicht pflichttheilsberechtigten) Perſonen 
Etwas hinterlaffen wird, ift eine Clanfel, mie die angegebene, mindeftens überflüffig. 
In dem $. 2148 des BGB.'s wird num, unzweifelhaft nur mit Rüdfiht auf die ſ. g. 
cautela Socini, beftimmt, daß die hergebracdhte clausula privatoria wirfungslos fei, 
wenn blos über die Aechtheit (Identität, formelle Gültigkeit), oder über den Sinn des 
fetten Willens, oder über den Beftand des Nachlaſſes geftritten wird, und, köunte 
man der clausula privatoria aud in anderen Fällen überhaupt eine Bedentung bei- 
legen, jo würde die Vorſchrift des 8. 2148 des BGEB.'s auch in diefen Fällen An- 
wendung finden. (Man vergl. Annalen N. F. Bd. 9 ©. 264 fig.). 


8. 491. 
II. Zeitbeftimmungen. 


Die oben ©. 117 flg. entwidelten Grundfäge gelten auch von den 
Zeitbejtimmungen der legten Willen. Insbeſondere fönnen legtwilligen 
Verfügungen Anfangstermine und Endtermine beigefügt werden’). 
Nur in zwei Beziehungen gilt über die Zeitbeftimmungen der legten 
Millen etwas Bejonderes, nämlich 

a) ein Beitpunet, von welchem es zwar gewiß, daß er eintreten, aber 
ungewiß it, ob ihn der Bebachte erleben werde, ſteht der Be 
dingung gleich °); 

b) eine Zeitbejtimmung, welche rüdjichtlich des Bedachten eine Un 

möglichkeit enthält, 3. B. A. joll in fünfhundert Jahren 1000 

erhalten, ift wie eine unmögliche Bedingung zu beurtheilen *). 


=— — — — 


1) Man vergl. $. 2147 Satz 2 des BGEB.'s. 
2) Man vergl. oben ©. 752 fig. 

3) Man vergl. $. 2149 Sat 2 des BGB.'s. 
4) Man vergl. 8. 2150 des BGB.'s. 
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8. 492. 
II. Zwedbeftimmungen. 


Gereicht ein Zmwed oder eine Auflage zu Gunften Dritter, oder 
ift Dritten, insbefondere einer Behörde aus Rüdfichten auf das all- 
gemeine Beite, an der Erfüllung gelegen, jo iſt der Bedachte zwar 
berechtigt, das ihm Zugewendete jofort zu fordern, aber verpflichtet, 
den Zweck oder die Auflage zu erfüllen und den Berjonen, zu deren 
Gunften die Verfügung gereicht, oder welchen an der Erfüllung ge 
legen ift, Sicherheit zu leiften ). Den Dritten, zu deren Guniten der 
Zwed oder die Auflage gereicht, oder welchen an der Erfüllung des 
Zweckes oder der Auflage gelegen ift, jteht das Recht zu, von dem 
Bedachten die Erfüllung zu verlangen, auch demjelben eine Friſt für 
die Erfüllung nach richterlibem Ermeſſen jegen zu laſſen; erfüllt der 
Bedachte aus Abficht oder Verſchuldung nicht, oder läßt er die ihm 
gejegte Frift verftreichen, ohne zu erfüllen, jo iſt er zur Rückerſtatt— 
ung des Erhaltenen, nad den Borjchriften über die condictio ob 
causam datorum, verpflichtet, joweit er nicht als Pflichttheilsberech— 
tigter das Recht bat, das Erhaltene auf jeinen Pflichttheil inne zu 
behalten ?).. Eine Zwedbeftimmung oder eine Auflage, welche blos 
zu Gunjten des Bedachten gereicht, z. B. wenn ein Vater Verfügungen 
trifft, welche den Erbtheil jeines Sohnes gegen deſſen Gläubiger 
ficher ftellen jollen, oder von welchen nicht zu erfehen ift, daß an deren 
Erfüllung irgend einer anderen Perfon, als dem Bedachten jelbit, 
gelegen ift (nudum praeceptum), bat feine verbindliche Kraft’). „it 
der Zmed oder die Auflage unmöglich, oder widerftreitet deren Er- 
füllung den Gejegen oder den guten Sitten, jo ift eine jolche Neben- 
beftimmung als nicht beigefügt zu betrachten *). 


1) Man vergl. $. 2151 des BGB. — Handelt es fi um den modus eines 
Bermächtnifies, jo hat derfelbe im Berhältmiffe zwoifchen den Teftamentserben, oder 
den gefelichen Erben und dem Bermächtnifnehmer die Natur einer auflöfenden Be 
bingung. 

2) Man vergl. $. 2152 des BOB. und Annalen N. F. Bd. 4 ©. 96. 

3) Man vergl. $. 2153 des BGB.’ und Annalen N. F. Bb.8 ©. 438. — 
Man vergl. jedoch die Ausnahme in $. 2237 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 2154 des BEB.s. 
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Drittes Capitel. 
Auslegung der letzten Willen. 


8. 493. 


Da der letzte Wille eine gleichſam als Geſetz geltende Verfü— 
gung des Erblaſſers enthält, ſo kann es ſich bei der Auslegung 
(Interpretation) deſſelben lediglich um die Erforſchung des Willens 
des Erblaſſers handeln. Im Weſentlichen ſind die oben S. 41 an— 
gegebenen Regeln über die Auslegung der Geſetze auch anwendbar 
auf die Auslegung der letzten Willen. Namentlich iſt, wenn die 
Worte eines legten Willens deutlich find, der Sinn anzunehmen, 
welchen die grammatijche nterpretation giebt’). Laſſen die Worte 
eine verfchiedene Auslegung zu, jo ift auf den Sprachgebrauch zu 
jeben, welcher am Wohnfige des Erblaffers zur Zeit der Errichtung 
des legten Willens der gewöhnliche gewejen iſt, es wäre denn, daß 
nachgemwiefen werben fönnte, daß der Erblaffer die Worte in einem 
anderen Sinne zu gebrauchen gepflegt hätte”). Auch kann die Aus- 
legung auf formloje Erklärungen des Erblaſſers gejtügt werden, 
welche vor oder nad der Errichtung des legten Willens liegen ?). 
Immer aber ift im Auge zu behalten, daß es ſich um die Auslegung 
eines legten Willens bandelt und, wenn fidy ergäbe, es bätte der 
Erblajler etwas Anderes gejagt, als er gewollt hätte, weder Das 
jenige gelten könnte, was er gejagt hat, nodı Dasjenige, was er bat 
jagen mollen, aber nicht gejagt bat*). 

Kann durch die Worterflärung der Sinn des legten Willens nicht 
ermittelt werben, jo ift der legte Wille nach der mutbmaßlichen Ab— 
ficht des Erblaffers auszulegen, dabei auf den Zweck der Verfügung 
Rüdficht zu nehmen und im Zweifel den Worten die Bedeutung bei 
zulegen, bei welcher die Verfügung befteht und einen Erfolg haben 
fann. Laſſen fich auch hierdurch die in dem legten Willen liegenden 
Zweifel nicht heben, jo ift der legte Wille zu Gunften des Bedachten 
auszulegen °). 

Sind in einem und demfelben letzten Willen Verfügungen ent 


— — — 


1) Man vergl. 8. 2155 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2156 des BGB.’ und Commentar Bd. 3 ©. 288. 
3) Man vergl. 8. 2157 des BOB.’. 

4) Man vergl. oben S. 758 fig. 

5) Man vergl. 88. 2158, 2159 des BGB.'s. 
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halten, welche fich nicht mit einander vereinigen laffen, jo fallen fie 
jämmtlih weg’). Hat der Erblaffer zu Gunften feiner Verwandten 
oder gejeglichen Erben, ohne nähere Bezeichnung derjelben, letztwillig 
verfügt, jo fällt die Zuwendung an Diejenigen, welche ihn nad) ber 
gejeglichen Erbfolge beerbt haben würden, und zwar nach der Per- 
fonenzahl?). Hat der Erblafjer zu Gunften feiner Kinder letztwillig 
verfügt, jo find unter diefem Ausdrucke auch die bei der gefeßlichen 
Erbfolge an deren Stelle tretenden entfernteren Abkömmlinge zu ver 
ftehben. Sat der Erblafjer zu Gunften der Kinder eines Anderen 
legtwillig verfügt, jo find unter diefem Ausdrude nur die Söhne 
oder Töchter zu verſtehen. Hat der Erblafjer zu Gunjten einer 
Claſſe von Perjonen oder zu Gunften ſolcher Perſonen, welche zu 
ihm in einem Dienjtverhältniffe oder Gejchäftsverbältniffe fteben, mit 
der bloßen Bezeichnung des Verhältniffes, legtwillig verfügt, jo ift 
anzunehmen, daß Diejenigen gemeint jeien, welche zur Zeit feines 
Todes zu der angegebenen Clafje von Perſonen gehören oder zu ibm 
in dem bezeichneten Berbältniffe geitanden haben. Wird den Armen, 
ohne nähere Bezeichnung derjelben, in einem legten Willen Etwas 
zugeivendet, jo find darunter die Armen des Ortes zu verjtehen, an 
twelchem der Erblaſſer zulegt feinen Wohnfig gehabt bat; was den 
Armen durch legten Willen zugemwendet wird, ift in Ermangelung 
einer anderen Beltimmung zur Verfügung der zuftändigen Armen- 
Verjorgungsbebörde zu jtelen. Hat der Erblafler zu Gunjten einer 
Kirche, ohne nähere Bezeichnung derjelben, leßtwillig verfügt, fo ift 
darunter die Kirche des Ortes zu verjtehen, an welchem er zuleßt 
jeinen Wohnfig gehabt bat. Sind an diefem Orte mehrere Kirchen 
vorhanden, jo gilt die Kirche als bedacht, in welche er eingepfarrt 
gemwejen ift, und wenn er in feine eingepfarrt gewejen, welche er zu 
bejuchen gepflegt bat *). 


1) Man vergl. $. 2160 des BEB.'s. — Ein Fall, in welchem die Berfüg- 
ungen fich nicht mit einander vereinigen laffen, würde jedoch nicht der fein, wo bie- 
jelbe Verfügung einmal unbedingt, ſodann bedingt getroffen worden ift, inbem bier 
eine Bereinigung möglich ift, wenn auf Grund der Borfchrift des $. 2159 die Be- 
dingung nicht berüdfichtigt wird. — Ueber den Fall, wo mehrere letzte Willen fuc» 
ceffiv errichtet worden find, vergl. $. 2216 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2161 in Berbindung mit $. 2175 des BOB.'s. 

3) Man vergl. $. 2162 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 88. 2168 bie 2165 des BOB... 
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Viertes Capitel. 
Erbeinjegung. 
8. 494. 


Mit der Aufhebung des Unterfchiedes zwiſchen Teftament und 
Codicill ift nicht der Unterfchied zwiſchen Erbeinjegung und Ver— 
mächtniß aufgehoben worden. Nur die Form ift gefallen, dagegen 
die Sache Ddiefelbe geblieben. Ob ein in einem legten Willen Be- 
dachter Erbe oder Bermächtnignehmer jei, ift aus den Worten des legten 
Willens, unter Berüdfichtigung der jich hieraus und aus den fonjtigen 
Berhältniffen ergebenden Abficht des Erblafjers, zu beftimmen. 

Das bürgerliche Geſetzbuch ftelt an die Spige der Lehre der 
Erbeinjegung den Grundjag, es jei für die Erbeinjegung nicht 
mejentlich, daß der Ausdrud „Erbe“ gebraucht fverde, es genüge viel- 
mehr, wenn fich die auf die Erbeinjegung gerichtete Abjicht des 
Erblaſſers jonft aus dem lesten Willen ergebe’), und bebandelt 
einige Fälle, in welchen aus der Wortfaffung des legten Willens, in 
Ermangelung einer andern Beitimmung, auf die Abficht des Erb- 
lafjers, einen Erben zu ernennen, oder ein VBermächtniß zu errichten, 
gejchloffen werden jol. Hat nämlich der Erblafjer jemandem jeinen 
ganzen Nachlaß oder einen ideellen Theil jeines Nachlaſſes letztwillig 
zugemendet, jo joll angenommen werben, daß er ihn zum Erben er: 
nannt babe ?). Hat der Erblafjer Jemandem fein gefammtes beweg— 
lihe8 und unbewegliches Vermögen legtwillig zugewendet, jo ijt an— 
zunehmen, daß er ihn zum alleinigen Erben ernannt habe). Hat 
der Erblafjer dem Einen jein bewegliches, dem Anderen jein unbeweg— 
liches Bermögen legtwillig zugewendet, jo ift anzunehmen, daß er 
Beide nach dem Verhältnifje zu Erben ernannt babe, in welchem der 
Werth des einem Jeden Hinterlafjenen bei feinem Tode zu dem 


1) Dan vergl. 8. 2166 des BGEB.'s. 

2) Man vergl. 8. 2168 des BGEB.'s. 

3) Man vergl. 8. 2169 des BGEB.'s. 

4) Man vergl. 8. 2170 des BGB.'s. — Für die Beftimmung, was in diefem 
Falle dem einen oder dem anderen Erben gehört, ift der 8. 60 des BEB.'s maf- 
gebend. — Wie diefer Fall im römiſchen Rechte beurtheilt worden fein dürfte, läßt 
fi) nicht ermitteln. Soviel insbefondere die 1. 10 D. de hered. inst. anlangt, fo 
ſcheint diefelbe den Fall zu betreffen, wo Jemand Mehrere in verfchiedene Grundſtücke 
zu Erben eingelegt bat, 3. B. A. und B. fete ich in meinen fundus Cornelianus 
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einzelne Sachen, Rechte (Rechte an Sachen, Forderungen) oder 
Summen (res certa) lettwillig zugewendet, jo ift ein Vermächtniß 
anzunehmen’). Hat der Erblaffer Erben ernannt, jedoch einzelne 
Saden, Rechte (Rechte an Sachen, Forderungen) oder Summen da— 
von ausgenommen, jo erhalten, in Ermangelung einer anderen leßt- 
willigen Berfügung, die gejeßlichen Erben diefe ausgenommenen 
Sachen, Rechte oder Summen als Bermächtnißnehmer?). 


$. 495. 
Fortſetzung. 


Mit der Aufhebung ter römiſchen Rechtsregel, nemo p. p. testa- 
tus, p. p. intestatus d. p., fällt die römifche Lehre der Erbein; 





—_— 


und zwar jeden zur Hälfte, und in meinen fundus Tusculanus, und zwar den A. zu 
einem Drittheile, den B. zu zwei Drittheilen, zu Erben ein. Im diefem Kalle joll es 
fo betraditet werben, ala ob weder Theile noch Grundftüde benannt, fondern beide 
Erben pure, alfo jeder zur Hälfte, eingefetst worden wären, weil die Verſchiedenheit 
der ideellen Theile an den mehreren Grunbftüden keine Unterlage für die Berechnung 
der Erbportionen gebe. (Ob man ex diversitate partium oder ex diversitate 
praediorum lieſt, madt keinen Unterſchied, man könnte aud) ex diversitate pretiorum 
leſen.) — Uber aud diefe Stelle hat ſich nach Aufhebung der Nechtöregel, nemo p. 
p- testatus, p. p. intestatus d. p., erledigt. — llebrigens mag hier die auch für dem 
8. 2183 des BOB.’ geltende Bemerkung beigefügt werben, daß die Beſtimmung ber 
Erbtheile nach dem Werthverhältniffe des einem jeden Erben Hinterlaffenen nur den 
Zwed hat, unter den Erben ſelbſt das Verhältniß feftzuftellen, nach welchem fie 
für die Schulden des Nachlafjes haften. Für die Erbichaftsgläubiger ift dies ein ganz 
gleichgültiges Verhältniß. Denn diefe haben das Hecht, ihre Bezahlung aus der Erb- 
ſchaft zu forderu und verflagen fie einen Erben, jo haben fie nicht nöthig, anzugeben, 
nad welchem Theile berfelbe Erbe geworben ſei. Zwar haftet nah Sächſiſchem 
Rechte der Erbe immer nur infoweit für die Erbidhaftsihulden, als er die Erbichaft 
beſitzt. Aber hieraus folgt nur, daß der verflagte Erbe zur Bezahlung der Erbicafts- 
ſchuld aus der Erbſchaft zu verurtheilen ift, dagegen nicht, daß die Erbichaftsgläubiger 
wider ben einzelnen Erben nur nad dem Berhältniffe des Erbtheiles deffelben ein 
Klagerecht haben. 

1) Dan vergl. $. 2171 des BGEB.'s. — Unfere Sprache hat feinen techniſchen 
Ausdrud für res certa; das bürgerliche Geſetzbuch behilft fich deshalb mit einer 
Umſchreibung. 

2) Man vergl. $. 2172 des BEB.'s. — Mit welchen Worten die res certa von 
ber Erbeinfegung ausgenommen wird, macht feinen Unterſchied. Imöbefondere würde 
dahin auch der Fall zu rechnen fein, wenn ber Erblaffer ſich die befondere Beftimm- 
ung über einzelne Theile der Erbſchaft vorbehalten hätte und ohne eine Beftimmung 
darüber zu treffen, geftorben wäre. 
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jegung ') weg, und es hatte daher das bürgerliche Geſetzbuch die 
Aufgabe, in dieſer Materie eine ganz neue Bahn zu brecben. 
Die einzelnen Beitimmungen, welche daſſelbe hierüber giebt, find 
nachjtehende ?). 

Hat der Erblafjer Mehrere in der Weife zu Erben ernannt, daß 
der Eine oder der Andere Erbe fein fol, jo ift anzunehmen, daß 
Alle erben ſollen“). Hat der Erblafjer nur Einen Erben ohne An- 
gabe des Erbtheiles eingejeßt, jo gebührt dieſem die ganze Erb- 
ihaft*). Hat der Erblaffer nur Einen Erben eingefegt, die Einjegung 
aber auf einen ideellen Theil bejchränft, jo erhält der Eingeſetzte 
den ihm zugemwiejenen ibeellen Theil ald Erbe; rüdfichtlich der übri- 
gen ideellen Theile tritt die gejegliche Erbfolge ein®). Hat der 
Erblaffer nur Einen Erben ernannt, denfelben aber auf einzelne 
Sachen, Rechte oder Summen eingejegt, jo erhält der Eingefeßte die 
ihm zugewieſenen einzelnen Sachen, Rechte oder Summen als Ver 
mächtnignehmer; rückſichtlich der übrigen Erbſchaft tritt die geſetzliche 
Erbfolge ein. Wird durch die dem eingefegten Erben zugemiejenen 
einzelnen Sachen, Rechte oder Summen der Nachlaß erjchöpft oder 
überjtiegen, jo ift der eingejegte Erbe als alleiniger Erbe, mit Aus 
ſchluß der gejeßlichen Erben, zu betrachten ”). 

Sind Mehrere, ohne Beitimmung von Erbtheilen, zu Erben ein— 
gejegt, fo ift anzunehmen, daß fie zu gleichen Theilen berufen find‘). 
Sind die Mehreren in verjchiedenen Säßen, z. B. A. joll mein Erbe 
fein, B. und C. jollen meine Erben jein, zu Erben eingejegt, oder 
find Einige von den Erben mit einer Gejammtbezeichnung, 3. B. A. 
und die Kinder meines verjtorbenen Bruders B. jollen Erben jein, zu 
Erben eingejegt, jo erhalten die in einem Saße Genannten und bie 
in einer Gejammtbezeichnung VBerbundenen nur Einen Theil). Hat 


1) Eine kurze Zufammenftellung ber römifchen Lehre über den heres in re oerta 
findet man im Commentar Bd. 3 ©. 293 flog. 

2) Die gemeinrechtliche Streitfrage, ob der in conditione positus, positus sit 
in dispositione, welche lediglich eine facti quaestio ift, wird im bürgerlichen Gefet- 
buche nicht erwähnt. 

3) Dan vergl. $. 2167 des BGEB.'s. 

4) Man vergl. $. 2178 des BGB.'s. 

5) Mau vergl. 8. 2174 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 2181 des BGB.'s. 

7) Mau vergl. $. 2182 des BEB.e, 

8) Man vergl. $. 2175 Sab 1 des BEGB.E. 

9) Man vergl. 8. 2175 Sab 2 des BGB. — Das Berhältniß würde aber 
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der Erblafjer Mehrere zu Erben ernannt, diefelben aber insgefammt 
auf einzelne ideelle Theile der Erbjchaft eingejegt und. erjchöpfen die 
Einjegungen die Erbjchaft nicht, jo erhalten die eingejegten Erben 
die ihnen zugewiejenen ideellen Theile als Erben; rüdjichtlich der 
übrigen Erbjchaft tritt die gejegliche Erbfolge ein‘). Weberfteigt 
die Summe der den mehreren Erben ausgejeßten ideellen Theile das 
Ganze, 3. B. A. foll meine ganze Erbjchaft erhalten, B. ſoll die 
Hälfte meiner Erbichajt erhalten, jo wird der Erbtheil eines “Jeden 
verhältnigmäßig gemindert). Hat der Erblaffer Mehrere zu Erben 
ernannt, und Einige auf ideelle Theile, Andere ohne Beitimmung 
der Theile eingejegt, jo erhalten die leßteren den nach Abzug der 
bejtimmten Erbtheile verbleibenden Ueberſchuß der Erbichaft, wie 
wenn jie allein in dieſen Ueberſchuß eingejegt wären’. Wird jedoch 
die Erbjchaft ſchon durch die beftimmten ideellen Theile erjchöpft, fo 
müſſen dieje verhältnigmäßig jomweit gemindert werden, daß jeder 
ohne Beitimmung des Erbtheiles eingejeßte Erbe einen gleichen Erb— 
theil mit Demjenigen, welcher am geringiten bedacht ijt, oder wenn 
die bejtimmten Erbtheile gleich groß find, einen gleicy großen Erb- 
theil mit jedem anderen Miterben erhält*). Hat der Erblafier Meh— 
rere zu Erben ernannt, diejelben jedoch auf einzelne Sachen, Rechte oder 
Summen eingejegt, jo erhalten fie die ihnen zugewieſenen Sachen, 
Rechte oder Summen als Vermächtnißnehmer, rüdfichtlich der übrigen 
Erbichaft tritt die gejegliche Erbfolge ein‘). Wird die Erbfchaft durch 
die Einſetzungen erjchöpft, jo find die eingejegten Erben nad dem 
Berhältniffe, in welchem zur Zeit des Todes des Erblafjers die 


ein anderes fein, wenn der Exblaffer gelagt hätte: A. foll mein Erbe fein, B. unb 
©. ſollen zu gleichen Theilen meine Erben fein, oder A. und die Kinder meines ver- 
ftorbenen Bruder B. follen zu gleichen Theilen meine Erben jein. 

1) Man vergl. $. 2176 des BGB.s. 

2) Man vergl. 8. 2177 de8 BGB.'s und dazu Kommentar Bd. 3 ©. 208 fig. 
— Eine gleiche verhäftnigmäßige Minderung der Erbtheile findet ftatt, wenn der Erb» 
faffer bei der Theifbeftimmung anf ein künftiges ungewiffes Ereigniß, 3. B. auf bie 
Geburt von Nahlommen, Rückſicht genommen hat und in Folge des Eintritts des 
Ereigniffes fo viele Perfonen zur Erbichaft berufen find, baf bei der Durdführ- 
ung der angeordneten Theilbeftimmung die Erbtheile das Ganze itberfteigen ($. 2178 
des BGEB.'s.) 

3) Man vergl. $. 2179 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 2180 de3 BGB. — Die Angsahmn des 5 2185 des 
BGB.'s gilt jedod auch hier. 

5) Mau vergl. 8. 2181 des BGB.'s. 
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Schäßungsjumme der jedem einzelnen zugewieſenen Sachen vber 
Rechte, oder die jedem einzelnen zugetheilten Summen zu dem Ge 
jammtwerthe der Erbichaft fteben, als alleinige Erben, mit Ausschluß 
der gejeßlichen Erben, zu betrachten Y. Hat der Erblaffer neben den 
auf bejtimmte Sachen, Rechte oder Summen eingejegten Erben An- 
dere unbejchränft zu Erben ernannt, jo erhalten die erfteren die ihnen 
zugemwiejenen Sachen, Rechte oder Summen ald Bermächtnignehmer, 
die legteren den Ueberſchuß der Erbichaft jo, als ob fie in denſelben 
allein eingefegt wären?) Wird die Erbſchaft durch die einigen 
Erben zugetheilten Sachen, Rechte oder Summen erjchöpft, fo find 
diefe Zuwendungen ſoweit verhältnigmäßig zu mindern, daß jeder 
uneingeſchränkt eingejegte Erbe einen Erbtheil erhält, wie er ihn er 
halten würde, wenn die bejchränft und unbefchränft eingejeßten die 
Erbihaft nach der Perſonenzahl unter fich zu theilen hätten, aus 
genommen, wenn die unbejchränft eingefegten nur auf den Ueberſchuß 
gewieſen find, mwelchenfalls fie Nichts erhalten und die befchränft ein- 
gejegten als die alleinigen Erben zu betrachten find’). Befinden fid 
aber neben den befchränft eingejegten Erben foldhe, welche auf einen 
ideellen Theil der Erbichaft berufen find, jo erhalten diefe in feinem 
Falle mehr, als den ihnen zugemwiejenen ideellen Theil '). 

Anm. Zu fehr verwidelten ragen kann die Erbeinfegung in den Niehbraud 
der Erbſchaft führen, und ich halte deshalb für angemeffen, über diefelbe einige Be 
merfungen zu machen. — Erfter Hall: A. ſetzt in den Nießbrauch feiner Erbicaft 
den B. zum Erben ein. Ueberlebt B. ben A., fo ift es fo zu betrachten, als ob ihm 
ber Nießbrauch der Erbichaft vermacht worden wäre, dagegen erhalten die Inteſiat 
erben des A. die Erbichaft, nad; Abzug des Nießbrauchs (deducto usufructu). Schlägt 
B. das Vermächtniß des Nießbrauchs aus, ober ftirbt er, fo fällt aud ber Nießbrauch 
den Inteſtaterben des A. zu. Zweiter Ball: A. fest den B. in den Nießbrauch 
und den C. in die Erbichaft zu Erben ein. Stirbt ber B. vor dem A., fo erhält C. 
die Erbfhaft mit dem Nießbrauche. Ueberlebt B. den A., ſchlägt er aber den Niefbraud 
aus, fo find die Juteftaterben des A., fo lange B. lebt, zum Niekbrauche beredhtigt. 
Dritter Kall: A. fegt den B. in den Nießbrauch, nad beffen Tode ben C. zu 
Erben ein. Ueberlebt B. den A., fo erben die Inteftaterben des A. die Erbſchaft, 
fie find aber verbunden, dem B. den Nießbrauch zu überlaffen. Ueberlebt C. ben A. 
und ben B., fo find die Inteftaterben des A. zur Herausgabe ber Erbſchaft an ben 
C, verpflichtet. Ueberlebt C. zwar ben A., nicht aber ben B., fo fällt der Nießbrauch 
nach dem Tode des B ben Inteftaterben des A. zu. 


1) Man vergl. $. 2188 des BEB.s und oben ©. 780 not. 4. 
2) Man vergl. $. 2184 des BEB.'. 
3) Man vergl. $. 2185 des BGB.'s. 
4) Man vergl. 8. 2186 bes BGEB.'s. 
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Fünftes Gapitel. 
Nacherbeinfegung. 
$. 496. 

Nacherbe iſt Derjenige, welcher für den Fall, daß der berufene 
Erbe die Erbichaft nicht antreten kann oder will, zum Erben ein 
gejeßt wird. Auf die Nacherbeinfegung finden, ſoweit nicht in dem 
Nachſtehenden Ausnahmen gemacht werden, die Vorfchriften über die 
Erbeinfegung Anwendung '). Insbeſondere find, wenn der Erblaffer 
jeine Verwandten oder gejeglichen Erben, ohne nähere Bezeichnung 
derielben, zu Nacherben ernannt hat, darunter die Perſonen zu ver: 
ftehen, welche zu der Zeit, wo die Nacherbeinſetzung eintritt, feine 
nächiten gejeglichen Erben find). Wer für den Fall, daß der an 
eriter Stelle berufene Erbe die Erbjchaft nicht antreten kann, oder 
daß er fie nicht antreten will, zum Nacherben ernannt worden ift, 
gilt, in Ermangelung einer anderen Beitimmung, für beide Fälle ala 
ernannt’). Eine Bedingung, welche der Erbeinjegung beigefügt worden 
ift, gilt, wenn fie nicht wiederholt wird, nicht für die Nacherbeinjet- 
ung. Dagegen gelten dem Erben aufgelegte Verbindlichfeiten auch 
für die Nacherbeinjegung, jofern fie ſich nicht blos auf die Perſon 
des Erben beziehen *). 

Sind mehrere Nacherben nach einander (ſucceſſiv) ernannt, fo 
tritt der nachfolgende, wenn der ihm vorgehende wegfällt, an deſſen 
Stelle. Iſt der vorgehende Nacherbe zugleich als Erbe eingejegt, jo 
bezieht fich die nachfolgende Nacherbeinjfegung zugleich auf die Erb- 
einjegung ®). it an die Stelle mehrerer Erben, welche zu der Erb- 
Ichaft, oder zu einem ideellen Theile derjelben ohne Angabe, wie viel 
ein Jeder erhalten joll, eingefegt find, Ein Nacherbe ernannt, ſo ges 
langt diefer zur Erbfolge erit dann, wenn die eingejeßten Erben 
jämmtlich weggefallen find 9%. Hat der Erblafjfer mehrere Erben ein- 
gefeßt, und dieſe unter ſich zu Nacherben ernannt, oder für den Fall, 
daß einer derjelben nicht Erbe wird, die übrigen zu Nacherben er- 
nannt, jo ift die für die Erbeinjegung angeordnete Theilbejtimmung 


1) Dan vergl. $. 2187 des BGEB.'s. 
2) Man vergl. 8. 2188 des BGB.'s und oben S. 779. 
3) Man vergl. 8. 2189 des BGB.'s. 
4) Man vergl. 88. 2190, 2191 des BGB.'s. 
5) Man vergl. 8. 2194 des BGB 'e. 
6) Dan vergl. $. 2192 des BGEB.'s. 
Stebenhaar, Privatredt. 50 
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auch für die Nacherbeinfegung maßgebend. Iſt neben den Erben 
nocd ein Dritter zum Nacherben ernannt, ohne Beitimmung jeines 
Antheiles, jo iſt für ihn ein Kopftheil auszumwerfen und der Ueber: 
Ihuß unter die Miterben nach der für die Erbeinjfegung angeordneten 
Theilbeftimmung zu vertheilen ). 

Die Nacherbeinfegung fällt weg, wenn der eingejeßte Erbe, oder 
jofern dieſer zwar den Erblaffer überlebt bat, jedoch vor der Er- 
Härung über den Erbjchaftsantritt gejtorben iſt, deſſen Erbe die Erb- 
ſchaft antritt, oder wenn der Nacherbe vor dem Erblafjer, oder vor 
der Erklärung des eingejegten Erben oder des Erben des lehteren 
über den Erbjchaftsantritt, ftirbt ). 


Sechſtes Eapitel. 
Gemeinjchaftliche legte Willen. 
$. 497. 

Nach dem bürgerlichen Gejegbuche können gemeinjchaftliche legte 
Willen nur gerichtlich oder fchriftlich errichtet werden. Die Beobacht- 
ung der für die Errichtung letzter Willen vorgejchriebenen Form iſt 

/ bei den gemeinfchaftlich errichteten legten Willen nur Einmal erfor- 
derlich, e8 muß aber jeder der mehreren Erblaſſer die Unterfchrift 
und, wenn vor Zeugen verfügt wird, die Aufforderung derjelben be- 
jonders bewirken. Jede in einem gemeinfchaftlichen legten Willen ge- 
troffene Verfügung, 5. B. ob der Erblaſſer eine ſolche zu treffen fähig 
gewejen, ob er geirrt babe, gezwungen, getäujcht worden jei, ob die 
Berfügung von Pflichttheilsberechtigten angefochten werden könne, ift 
nach der Perſon des Urhebers zu beurtheilen ?). 

Aus der gemeinjchaftlichen Errichtung folgt nicht ohne Weiteres 
die Abhängigkeit der mehreren legten Willen von einander; felbft 
wenn die mehreren Erblajjer fich gegenfeitig zu Erben eingejegt haben, 
bat der Wegfall des einen legten Willens, 3. B. weil er nichtig ift, 
oder widerrufen mwird, nicht Einfluß auf den anderen legten Willen *). 
Haben die mehreren Erblajjfer ſich einander in der Weife auf den 


1) Man vergl. 8. 2193 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2195 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 2196 bis 2198 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 2199 des BGB.'s. — Ich wieberhole die Bemerkung, daß 
das bürgerliche Geſetzbuch das römifche Berbot der ſ. g. conditio captatoria nicht 
aufgenommen hat. 
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Todesfall bedacht, dab ihre Verfügungen von einander abhängen 
follen, oder haben fie ſich gegenjeitig leßtwillig bedacht und zu 
Gunſten ihrer Verwandten oder Dritter Anordnungen getroffen, welche 
nach dem Tode des Zulegtiterbenden in Kraft treten jollen, oder über 
ihr gemeinjchaftliches Vermögen, als über eine Geſammtmaſſe, ver: 
fügt, oder gegenjeitig in ihrem legten Willen auf das Recht, den- 
jelben zu widerrufen, verzichtet, jo ift, wenn der eine legte Wille 
wegfällt, auch der andere lebte Wille als weggefallen zu betrachten, 
insbefondere fann zwar jeder einzelne Erblajjer feinen legten Willen 
widerrufen, es füllt aber damit der letzte Wille des anderen Erb— 
laſſers, foweit die gemeinfchaftlichen legten Willen von einander ab- 
bängig find, ebenjo weg, als ob er auch von diefem widerrufen worden 
wäre‘). Sind in einem gemeinjchaftlichen legten Willen die Ver— 
wandten eines Erblaſſers auf den Todesfall des Zulegtiterbenden, 
ohne eine nähere Bezeichnung, bedacht, jo find darunter die Ver: 
wandten zu veritehen, welche zur Todeszeit des Zulegtiterbenden zur 
gejeglichen Erbfolge berechtigt find ?). 


Siebentes Gapitel. 


Letzte Willen, welde Eltern an der Stelle ihrer Kinder 
errichten. 


$. 498. 


Das bürgerliche Gejeßbuch Fennt weder die pupillaris noch die 
j. g. quasi pupillaris substitutio, jondern nur legte Willen, welche 
Eltern an der Stelle ihrer Kinder errichten’). Es iſt dies ein dem 
römijchen Rechte fremdes Inſtitut. 

Ein Bater kann an der Stelle feiner leiblichen ehelichen und 
eine Mutter an der Stelle ihrer leiblichen ehelichen oder außerehelichen 
Kinder einen legten Willen über das Vermögen der Kinder errichten, 
und zwar theils für den Fall, daß dieſe vor erfülltem vierzehnten, 
oder vor einem früheren Lebensjahre, theils, wenn fie wegen Geijtes- 
franfheit, oder wegen Taubjtummbeit zur Errichtung letzter Willen 
unfähig find, für den Fall, daß fie, ohne die Fähigkeit zur Errichtung 


1) Man vergl. 88. 2200, 2201, 2214 de8 BGEB.'s. — Ob ber eine Erblaffer 
feinen Tetsten Willen ganz, oder nur in einzelnen Beftimmungen widerruft, macht 
feinen Linterfchied. 

2) Man vergl. $. 2202 in Berbindung mit $$. 2161, 2188 des BOB.s, Com⸗ 
mentar Bd. 3 ©. 306 fig. und oben ©. 779, 785. 

3) Man vergl. 88. 2203 bis 2209 des BGB.'s. 
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legter Willen zu erlangen, jterben jollten. Einen legten Willen, welchen 
ein geiftesfranfes oder taubjtummes Kind gültig errichtet hat, bevor 
es in den Zujtand der Geiftesfrankfheit oder Taubjtummheit ver- 
fallen ift, können die Eltern nicht widerrufen oder ändern. Die 
Mutter kann an der Stelle ihrer ehelichen Kinder nur dann einen 
legten Willen errichten, wenn der Vater nicht mehr am Leben iſt, 
und über das Vermögen feiner Kinder nicht verfügt hat. Der lete 
Wille, welchen Eltern für ihre Kinder errichten, ift ein jelbftändiger, 
von dem legten Willen, welchen die Eltern für ſich etwa errichtet 
haben, unabhängiger. Die Eltern find nicht berechtigt, die Pflicht— 
theilsberechtigten ihrer Kinder zu enterben. Ein legter Wille, welcher 
nur für den Fall errichtet worden ift, wenn das Kind vor dem er 
füllten vierzehnten, oder vor einem früheren Lebensjahre fterben jolte, 
gilt nicht für den Fall, wenn das Kind, nach Erreichung des be 
ftimmten Lebensjahres, in einen Zuftand verfällt, welcher dafjelbe zur 
Errichtung legter Willen unfähig mad. 

Der legte Wille, weldhen der Vater oder die Mutter an ber 
Stelle von Kindern errichten, fällt weg, wenn die Kinder das vier- 
zehnte, oder das ſonſt geſetzte frühere Lebensjahr erfüllen, oder die 
Fähigkeit zur Errichtung eines legten Willens erlangen, oder wenn 
Geiſteskranke einen in lichten Zmwijchenräumen errichteten legten Willen 
binterlafjen, ferner, wenn die Kinder vor den Eltern, welche für fie 
legtwillig verfügt haben, ſterben, oder wenn die in dem legten Willen 
Bedachten vor dem Vater oder der Mutter oder vor den Slindern, 
für welche der legte Wille errichtet worden ift, fterben. 


Achtes Capitel. 
Aufbebung legter Willen. 
8. 499. 

Ein gültig errichteter legter Wille wird aufgehoben (rumpirt) 
durch den Widerruf defjelben von Seiten des Errichters '). Auch 
Derjenige, welcher gerichtlich für einen Verſchwender erklärt worden 
it, kann den legten Willen widerrufen, welchen er errichtet hat, bevor 
er für einen Berfchwender erklärt worden ift?). Hat der Erblafler 
feinen legten Willen für unwiderruflich erklärt (j. g. clausula dero- 


1) Man vergl. $. 2210 Sat 1 des BGB.'s. 
2) Dan vergl. 8. 2210 Eat 2 des BGB.'s. 
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gatoria), oder eine bejondere Form für den Widerruf vorgejchrieben, 
jo ift er weder an dem Widerrufe gehindert, noch bei demjelben an 
die vorgejchriebene Form gebunden '). Selbſt ein Vertrag, durch 
welchen fidy der Erblafjer einem Dritten gegenüber verbindlich ge- 
macht bat, feinen legten Willen nicht zu widerrufen, bindert den 
Widerruf nicht, es wäre denn, daß bderjelbe in der für Erbver: 
träge bejtimmten Form gefchloffen worden wäre?) Eine Ausnahme 
tritt nur bei den gemeinjchaftlichen legten Willen infofern ein, als 
der Ueberlebende, wenn er die Erbjchaft des Zuerftverftorbenen aus 
dem gemeinjchaftlichen legten Willen angenommen hat, jeine eigenen 
Verfügungen nicht widerrufen kann, es vielmehr jo betrachtet wird, 
als ob derjelbe auf das Recht, feinen legten Willen zu widerrufen, 
ın einem Erbvertrage verzichtet hätte ?). 

Ein legter Wille fann nur in der Form widerrufen werden, in 
welcher der Widerrufende einen legten Willen errichten fann, ohne 
Unterfchied, in welcher Form der legte Wille, der widerrufen wird, 
errichtet worden ift*). Hat der Erblaffer den fchriftlichen letzten 
Willen, welchen er gerichtlich übergeben bat, auf Verlangen in Berjon 
zurüderhalten, jo ift, jelbft wenn er dabei einen Widerruf nicht er- 
klärt bat, der legte Wille als widerrufen zu betrachten). In der 
Errichtung eines jpäteren Willens liegt nicht ein Widerruf des früheren 
legtens Willen). Hat der Erblafjer in einem fpäteren legten Willen 

1) Man vergl. $. 2211 des BGEB.s. 

2) Man vergl. 88. 2213, 2546 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 2214 Sab 2 des BGB. und Commentar Bb. 3 ©. 311 fig. 

4) Man vergl. 8. 2212 des BGB.’ — Infoweit hiernach der letzte Wille nicht 
durch bie einfache Erflärung bes Widerrufs aufgehoben werden kann, ftimmt das 
bürgerliche Geſetzbuch mit dem römischen Rechte überein. (88. 7, 8 J. quib. mod, 
testam. infirm.) 

5) Man vergl. 8. 2215 des BGB.'s und Commentar Bb. 3: ©. 318 fig. 

6) Man vergl. $. 2216 de8 BEB.'s. — Hierin liegt eine Aenberung des rö- 
mifchen Rechts, welches auf Grund der Rechtsregel, daf der Erblaffer immer blos auf die 
Erbſchaft als ein Ganzes verfügen könne, annahm, daf die fpätere Errichtung eines letsten 
Willens den früher errichteten ipso jure rumpirte. ($. 2 J. quib. mod. test. inf., 1.1 8.1 
D.de bon, p. contra tabul,; auch die f. g. lex Clodius Clodianus, 1. 97 D. de acquir. 
vel omitt. hered. beruhte auf diefem Sage). Nach dem Geſetzbuche kann Jeder mit mehreren 
legten Willen fterben. — Sind mehrere letste Willen derfelben Perfonen vorhanden und finden 
fih darin Berfügungen, welche fid) nicht mit einander vereinigen laffen, fo geht die 
fpätere der früheren vor. So würde Derjenige, welcher in dem früheren letsten Willen un— 
bebingt, in dem fpäteren bedingt bedacht worden wäre, als bedingt bedacht anzufehen fein, 
und umgelehrt. — Sind mehrere letzte Willen vorhanden, und läßt fich nicht ermitteln, 
welcher letzte Wille der fpätere ift, fo beftehen die mehreren leisten Willen neben einander. 
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einen früheren letzten Willen widerrufen, jo gilt der Widerruf, ſelbſt 
wenn die übrigen in dem fpäteren leßten Willen getroffenen Verfüg— 
ungen ungültig find, oder jonft wegfallen). Ein Widerruf, welcher 
in einem in außerordentlicher Form errichteten legten Willen erfolgt, 
ift als nicht erfolgt anzufeben, wenn der legte Wille jeine Wirkjam- 
feit verliert”). in leßter Wille kann durch einen Erbvertrag wider— 
rufen werden ?). 

Ein Tchriftlicher legter Wille gilt als widerrufen, wenn der Erb- 
lafjer oder ein Dritter mit deifen Einwilligung die Unterfchrift aus: 
gelöjcht, oder die Urkunde durchitrichen, durchichnitten, durchriffen, 
verbrannt, ausgelöfcht, durch Weberfchreiben unleſerlich gemacht bat. 
Wird die Urkunde nur zu einem Theile vernichtet, ſo gilt der letzte 
Wille nur ſoweit als aufgehoben, als jein Inhalt auf dem vernichteten 
Theile beruht *). Hat der Erblaffer, wenn er den leßten Willen vor 
einem Notar errichtet bat, eine Protocolls- Ausfertigung, oder eine 
Protocols-Abjchrift, oder, wenn er feinen legten Willen außergerichtlich 
mündlich errichtet hat, eine darüber nachträglich ausgefertigte Urkunde 
vernichtet, jo liegt darin nicht ein Widerruf des legten Willens °). 

Eine legtwillige Berfügung, welche ein Ehegatte zu Gunften des 
anderen Chegatten getroffen bat, ijt als (ſtillſchweigend) widerrufen 
zu betrachten, wenn die Ehe für nichtig erklärt, oder in Folge An- 
fechtung aufgehoben oder gefchieden wird, vder wenn die Ehegatten 
auf. Lebenszeit von Tiſch und Bette getrennt werden ®). 


Neuntes Capitel. 


Eröffnung, Befanntmahung und Vollziehung letter 
Willen. 


8. 500. 
Il. Eröffnung und Befanntmadung letter Willen. 


Das bürgerliche Geſetzbuch enthält über die Eröffnung und Be- 

1) Man vergl. 8. 2217 Sat 1 bes BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2217 Sat 2 in Berbindung mit $. 2114 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 2218 des BGB.'s. — Bon Wichtigkeit ift diefe Vorſchrift vor- 
züglic) in dem Kalle, wo der frühere letste Wille über die ganze Erbſchaft, der Erb- 
vertrag aber blos über Theile der Erbſchaft errichtet worben ift. 

4) Man vergl. 8$. 2219, 2220 des BGB.'s und Kommentar Bd. 3 ©. 316. 

5) Dian vergl. $. 2221 des BGB.’ 

6) Man vergl. 8. 2222 des BGB.'s. 
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kanntmachung leßter Willen nur folche Vorfchriften, welche fich zu 
ihrer Aufnahme in ein Geſetzbuch eignen, weil ſie nicht mit der öfters 
wechjelnden Gerichtsorganifation und der Gerichtsordnung in unmittel- 
barem Zufammenbange ftehen. Weitere reglementäre Bejtimmungen 
darüber findet man in dem Mandate, die Eröffnung und Befanntmach- 
ung leßter Willen u. j. tw. betreffend, vom 30. October 1826 und in 
der Gerichtsordnung 88. 11 bis 15, auf welche ich hiermit verweiſe. 

Zu der Eröffnung und Bekanntmachung ijt das Gericht zuftändig, 
bei welchem der letzte Wille errichtet worden ift. Die Eröffnung und 
Bekanntmachung kann nicht eher erfolgen, als bis der Erblaffer ge- 
ftorben, oder für todt erklärt worden ift; handelt es fich um einen 
gemeinjchaftlichen legten Willen, jo erfolgt fie nach dem Tode eines 
der mehreren Erblafjer '); fie erftredt fich, wenn nicht von dem Erb- 
lafler etwas Anderes beftimmt worden iſt, auf den ganzen Inhalt des 
legten Willens und, wenn der Erblafjfer mit mehreren legten Willen 
gejtorben ift, auf jämmtliche legte Willen ?). 

Auf die Eröffnung und Bekanntmachung eines leßten Willens 
anzutragen, find berechtigt Diejenigen, welche den über die gericht: 
liche Errichtung des legten Willens ausgeftellten Empfangjchein in 
den Händen haben, der Ehegatte und die zur geſetzlichen Erbfolge 
berechtigten Berwandten des Erblafjers und überhaupt Jeder, welcher 
an der Eröffnung und Bekanntmachung ein rechtliches Intereſſe bat. 
Die Eröffnung und Bekanntmachung kann fofort nad) dem Tode des 
Erblafjers verlangt werden. Amtshalber ijt der Nichter zur Eröffnung 
bes legten Willens berechtigt und verpflichtet, wenn er von dem Tode 
des Erblaſſers glaubbafte Nachricht erhalten hat und feit dem Tode 
dreißig Tage verflofien find. Findet das Erbichaftsgericht einen 
außergerichtlih oder in außerordentlicher Form errichteten letzten 
Willen im Nachlaffe, oder bat der Erblafjer die gerichtliche Eröffnung 
eines jolchen legten Willens angeordnet, jo iſt mit deſſen Eröffnung 
oder Bekanntmachung in der oben angegebenen Weije zu verfahren ?). 


8. 501. 
II. Vollziehung letter Willen. 
Ein Bollzieher des letzten Willens (executor testamenti) kann 
auf eine vierfache Weife bejtellt werden, nämlich 


1) Dan vergl. 88. 2223 bis 2225 des BGB.'s. 
2) Man vergl. 8. 2228 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $$. 2226, 2227, 2229 des BGB.'s. 
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a) in einem lebten Willen, 

b) in einem Erbvertrage, 

c) durch einen zwifchen dem Erblaffer und dem Bollzieher gerichtlich 
geichloffenen Vertrag, endlich 

d) durch eine zwiſchen den Erben und dem Vollzieher gejchlojjene 

Uebereinfunft '). 

Bolzieher des legten Willens kann auch Derjenige fein, 
welcher zur Niederjchrift des legten Willens gebraucht morden- ift 
(f. g. testamentarius)?). Perſonen, welde unter Vormundjchaft 
ftehen, können, felbft wenn ihre Vormünder eimwilligen, nicht Voll— 
zieher letter Willen jein. Dagegen find Frauensperfonen, auch ver: 
beirathete, nicht ausgeſchloſſen ?). 

Wer durch Vertrag mit dem Erblaifer oder mit den Erben ſich 
zur Vollziehung des legten Willens verpflichtet hat, Tann diejelbe nicht 
ablehnen. Dagegen iſt Derjenige, welder in einem legten Willen oder 
Erbvertrage zum Vollzieher ernannt worden ift, nicht zur Uebernahme 
verpflichtet. Kat er die Vollziehung übernommen, jo kann er davon 
nur zurüftreten, wenn’ Gründe vorliegen, welche das Erbjchaftsgericht 
für erheblich findet. Sind mehrere Vollzieher eines legten Willens er: 
nannt, und können oder wollen einer oder einige die Vollziehung nicht 
übernehmen, oder treten von Mehreren, welche die VBolljichung des 
legten Willens übernommen haben, einer oder einige zurüd, jo find, in 
Ermangelung einer anderen Bejtimmung, die übrigen berechtigt, die 
Bollziehung allein zu übernehmen oder allein fortzuführen ®). 

Der Bollzieher eines legten Willens bat für Aufrechthaltung und 
Ausführung des lebten Willens, für Aufnahme eines Nachlaßver- 
zeichnifjes und für Sicherjtellung der Erbjchaft zu forgen; er kann auf 
Erfüllung der Verfügungen Elagen, bei welchen es fich blos um das 
perjönliche Intereſſe des Erblafjers handelt, 3. B. wenn der Erblaffer 
die Errichtung eines Grabdenfmals angeordnet hat. Zur Verwaltung 
der Erbichaft ift er nur berechtigt, wenn ihm diefelbe aufgetragen 
worden iſt; bat ihm der Erblafjer die Verwaltung aufgetragen, jo 
ift der Erlaß der Anfertigung eines Nachlaßverzeichnifies und der 





1) Dan vergl. $. 2230 Cat 1 des BGB.'s. 

2) Dan vergl. 8. 2730 Satz 2 des BGOB.'s und über bie Frage, ob, wenn dem 
ſ. g. testamentarius für die Vollziehung des letzten Willens Etwas ausgeſetzt worden 
ift, die Borfchrift des $. 1077 Anwendung finde, Commentar Bd. 3 ©. 320. 

8) Dian vergl. 8. 2231 des BGEB.'s. 

4) Dian vergl. $$. 2233 bis 2236 des BGEB.'s. 
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Rechnungsablegung für ungültig anzufehen; der Erblafler kann 
aber für die Rechnunasablegung Friſten jegen. Zur Vertretung der 
Erbichaft ift der Vollzieher des lebten Willens weder berechtigt noch 
verpflichtet, er bat namentlich nicht das Recht, an einem Nechtsitreite 
über die Erbjchaft Theil zu nehmen. Macht er fich durch Pflicht: 
widrigfeiten oder Verbrechen des Vertrauens unwürdig, oder werden 
jeine Vermögensverhältniffe unficher, jo kann jeder bei der Erbichaft 
Betheiligte, insbefondere Erben, Vermächtnißnehmer, Anwärter, Erb- 
ihaftsgläubiger, die Entfernung deſſelben verlangen; bat das Gericht 
Amtshalber für den Nachlaß zu forgen, jo fann es die Entfernung 
des Vollziehers aus diefen Gründen, auch ohne einen darauf ge- 
richteten Antrag verfügen '). 

Erben, Bermäcdtnißnehmer und Anwärter haben die von dem 
Erblafjer erfolgte Ernennung eines Vollziehers des letzten Willens 
anzuerkennen. Das gegenjeitige Berhältniß zwiſchen den Erben und 
dem Bollzieher in Beziehung auf die Gejhäftsführung ift, wenn ſelbſt 
die Erben nicht den Auftrag gegeben haben, nad den Vorſchriften 
ber Gejchäftsführung vermöge Auftrags zu beurtbeilen. Die Erben 
fönnen, wenn der Bollzieher mit der Verwaltung der Erbichaft be 
auftragt worden ift, die Ausantwortung der Erbjchaft verlangen, 
wenn fie bdemjelben die zur Ausführung des legten Willens im 
Uebrigen erforderlichen Mittel zur Verfügung ftellen, oder wenn fie 
nachweijen, daß der letzte Wille bereit3 ausgeführt worden ift?). 

Hat der Erblaffer dem Vollzieher des legten Willens Feine Ber- 
gütung für feine Bemühungen ausgejegt, jo kann dieſer eine ſolche 
nur verlangen, wenn nach den Berhültniffen anzunehmen ift, daß die 
Bolziehung nur gegen eine Vergütung erwartet werden Eonnte ?), 


Dritter Abjchnitt. 
Don der Erwerbung der Erbfcaft. 
Erſtes Capitel. 
Antretung und Ausfhlagung der Erbſchaft. 
8. 502. 
I. Rubende Erbichaft. 
Wie bereits oben S. 734 bemerkt worden ijt, vermittelt das 


1) Man vergl. 88. 2237 bis 2242 des BOB 's. 
2) Man vergl. 88. 2232, 2241, 1302, 1310 bis 1312, 2243 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $$. 2245, 820 des BGB.'s. 


— 
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Recht die Fortdauer der Nechtsfähigkeit des Verſtorbenen durch die 
Erbjchaft, unter welcher die Gejammtheit des Vermögens eines Ver— 
jtorbenen zur Zeit des Todes defjelben zu verjtehen ift. Cine Erbichaft, 
welche noch nicht von dem Erben angetreten worden tft (rubende Erb- 
ichaft, hereditas jacens), bildet das Object, weldes von dem Erben 
durch den Erbjchaftsantritt erworben werden fann. Da fie, ungeachtet 
des Wegfalles des Subjects, als ein aus körperlichen Sachen, Rechten 
an Sachen und Forderungen bejtebendes Ganzes betrachtet wird, jo ver- 
ſteht es fih von jelbit, daß Aenderungen, welche jich an den in ihr be- 
griffenen einzelnen Gegenftänden ereignen, Einfluß haben auf deren 
Bermehrung oder Minderung, 5. B. wenn erbichaftliche Sachen Früchte 
tragen, wenn denjelben Etwas zuwächſt, wenn diejelben durch Zufall 
untergehen, wenn Redte an Sachen durd Nichtgebrauch erlöfchen, 
wenn Forderungen aus einer Gejchäftsführung oder nady den Vor— 
jchriften der lex Aquilia entitehen. Dagegen ift die Erbſchaft ihres 
Rechtsſubjects beraubt und es find daher bei ihr Erwerbungen und 
Berpflichtungen, welche die Willenshandlung einer Perſon voraus 
ſetzen, ausgejchlofjen '). 

Das bürgerliche Gejegbuch legt dem Erbichaftsgerichte eine Für: 
forge für die ruhende Erbichaft nicht auf”). Nur wenn alle Erben 
unbefannt find, joll das Erbichaftsgericht Amt swegen für die Erbfchaft 
einen Vertreter (Nachlaßvertreter, curator hereditatis) beftellen und 
nur, wenn alle Erben mit der Antretung der Erbſchaft zögern, haben 
die Erbjchaftsgläubiger, Vermächtnißnehmer, Nacherben und Anwärter 
das Recht, auf die Beitellung eines Vertreters für die Erbichaft an- 
zutragen ?). In dem erjteren Falle endigt die Function des Nach- 
laßvertreters, wenn ein Erbe, jollte er auch nicht der alleinige Erbe 
fein, fih dem Erbfchaftsgerichte gegenüber legitimirt bat *). 

Die Nachlafvertretung (cura hereditatis) ift eine . ig. cura bo- 


1) Man vergl. 8. 2246 des BGB.'s. 

2) Iſt das Gericht als Bormundfchaftsgericht oder auf Antrag der Erbintereffenten 
thätig, fo liegt darin nicht eine Fürforge für die ruhende Erbicaft. 

3) Man vergl. 8. 2247 des BOB... 

4) Man vergl. Commentar Bd. 3 ©. 324 fig. — Dem dort Gefagten habe ich 
noch Nachftehendes beizufügen: Aus der Vorſchrift des $. 2298 des BGB.'s folgt 
nicht, daß, wenn das Erbſchaftsgericht die Erbſchaft unter Aufficht hat, die Erbfchaft 
dem Erben, welder fid) legitimirt hat, mr dann auszuantworten fei, wenn der fich 
legitimirende Erbe ber alleinige Erbe ift. Auch handelt der angegebene Paragraph nur 
von der gefetslichen Erbfolge. 
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norum. Der Nachlabvertreter bat für die Erhaltung der Erbichaft 
zu ſorgen; zu derjelben gehörige Gegenftände kann er nur veräußern, 
wenn fie fich nicht ohne Gefahr und Schaden erhalten laſſen; im 
Uchrigen ift feine Verwaltung der Erbichaft nach Analogie der Bor: 
jchriften über die Altersuormundfchaft zu beurtheilen ’). 

Berjonen, welche mit dem Erblaffer bis zu deflen Tode in häus— 
licher Gemeinfchaft lebten und auf feine Koſten unterhalten wurden, 
haben das Recht, bis zum dreißigiten Tage nach dem Tode des Erb- 
laflers in dem Gebrauche der Wohnung und des Hausrathes zu 
bleiben und den erforderlichen Unterhalt für Rechnung der Erbichaft 
zu beziehen ?). 

Anm. Im römischen Rechte kommt etwas der cura hereditatis Aehnliches in 
zwei Fällen vor, welche ſich jedoch nach dem bürgerlichen Geſetzbuche erledigt haben, 
nämlich erftens, wenn ein Erbe unter einer nicht poteftativen Bedingung eingeſetzt 
worden ift (l. 1 D. de cur. bonis dando), und zweitens bei ber bonorum possessio 
ex Carboniano edicto (l. 20 pr. D. de tut. et curat. dat.). 


$. 503. 
I. Antretung und Ausihlagung der Erbidaft. 


Der römiſche Unterjchied zwifchen heredibus necessariis und vo- 
luntarüis ift dem bürgerlichen Geſetzbuche fremd. Ein weiterer Unter: 
jchied zwijchen dem römiſchen Rechte und dem Rechte des bürgerlichen 
Geſetzbuchs in der Lehre der Antretung und Ausfchlagung der Erb» 
ichaft folgt aus der Aufhebung des Satzes, nemo p. p. testatus, 
p. p. intestatus decedere p. Hiernach wird auch in diejer Lehre 
faum Etwas aus dem römijchen Rechte anwendbar jein. ‚Ein 
Erbe, aus welchem Grunde auch derjelbe berufen ift, erwirbt die 
Erbichaft durch deren Antretung’). Auch durch Stellvertreter kann 
die Erbichaft angetreten werden *). Eine Erbichaft kann, vorausge- 
jeßt, daß der Erbe Kenntniß bat von dem Anfalle der Erbichaft und 
deſſen Grunde, durch jede gerichtlich oder außergerichtlich abgegebene 


1) Man vergl. $. 2248 des BGEB.'s. 

2) Man vergl. $. 2249 des BOB.s und Commentar Bd. 3 S. 320. — Hat 
der Erblaffer feine Wohnung und kein Hausgeräthe gehabt, oder findet fid) Etwas 
nicht in der Erbſchaft, wovon der Unterhalt beftritten werden kann, fo erledigt ſich 
diefes Recht. 

3) Dan vergl. $. 2250 Sat 1 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 2250 Sat 2 des BGEB.'s und dazu Gommentar Bd. 3 
©. 326 fig. 
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Erklärung angetreten werden’). Der Erbichaftsantritt kann felbft aus 
Handlungen gefolgert werden, welche der Erbe in Beziehung auf die 
Erbſchaft vorgenommen bat (pro herede gestio)). Die Antretung 
eines Theiles gilt als Antretung des angefallenen Ganzen. Hat aber 
der Erbe der Antretung Zeitbeftimmungen und Bedingungen beigefügt, 
jo ift die Antretung wirkungslos’). 

Hat der Erbe die Erbjchaft noch nicht angetreten, jo fann er 
diejelbe ausjchlagen. Die Vorausſetzungen der Antretung gelten 
auch für die Ausjchlagung der Erbichaft. Eine theilweife Ausjchlag- 
ung iſt wirkungslos. Pflichttheilsberechtigte fönnen mit Vorbehalt 
ihres Pflichttheils die übrige Erbichaft ausfchlagen *). Iſt ein Erbe 
auf einen Erbtheil unbedingt, auf den anderen Erbtheil unter einer 
aufjchiebenden Bedingung eingefeßt, jo kann er den einen oder den 
anderen oder beide annehmen oder ausfchlagen. Wer als Miterbe 
eingefegt und für einen anderen Miterben zum Nacherben ernannt 
worden ift, kann, wenn er die Erbjchaft ala Erbe ausgefchlagen bat, 
diejelbe als Nacherbe antreten. Hat er als Erbe angetreten, jo fann 
er als Nacherbe ausjchlagen °). 

Die Antretung oder Ausjchlagung der Erbichaft kann nicht wider- 
rufen werden. Ihre Wirkungen werden auf die Zeit des Anfalles 
der Erbjchaft zurüdbezogen. Schlägt ein Erbe die Erbichaft aus, jo 


1) Man vergl. 88. 2251, 2252, 2254 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 2252, 2253, 2263 des BGB. — Im Wefentlichen Laffen 
fih die Handlungen, welde der Erbe in Beziehung auf die Erbfchaft vorgenommen 
bat, auf drei Gruppen zurüdführen. Erftens können die Handlungen felche fein, 
welche der Erbe gar nicht hätte vornehmen künnen, wenn er nicht Erbe wäre, 3. B. 
mern er Etwas annimmt, was ein Vermächtnißnehmer conditionis implendae causa 
zu geben hat. Die zweite Gruppe umfaßt die Handlungen, welche der Erbe nicht 
nothwendig als Erbe vorgenommen haben muß, 3. B. die Beforgung des Begräbnifjes. 
Die dritte Gruppe wird gebildet aus Handlungen, welche bald den Willen, Erbe zu 
fein, ausdrüden, bald nicht, 3. B. Handlungen, welche die Verwaltung der Erbſchaft 
betreffen. Hier kommt es auf die Beichaffenheit der Handlung au. So wird ber 
Berkauf erbfchaftlicher Sachen, die Erhebung erbihaftlicher Forderungen, die Benutznug, 
Bewohnung oder Bermiethung erbichaftlicher Gebäude in der Regel eine pro herede gestio 
enthalten. Anders verhält es fich, wenn der Erbe die erbichaftlichen Grundftüde be- 
ſtellt, erbichaftliche Gebäude ausbeffert, für Aufbewahrung, Erhaltung und Ausmittel- 
ung der Erbſchaft forgt, erbichaftliche Schulden bezahlt, voransgefett, daf er diefe 
Handlungen in feinem Namen, nicht im Namen der Erbfchaft vorgenommen hat. 

3) Dan vergl. 88. 2255, 2256 des BOB.'E, 

4) Man vergl. 88. 2257, 2258 des BOB!E. 

5) Man vergl. $$. 2262, 2263 des BGB.'s. 
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ift die Erbfolge jo zu beftimmen, ala wäre er vor dem Erblaffer ge- 
ftorben. Bei der gejeglichen Erbfolge werden die Abkömmlinge des 
Ausichlagenden durch die Ausfchlagung von der aus — Perſon 
ihnen zuſtehenden Erbfolge nicht ausgeſchloſſen ’\. 


8. 504. 
Fortſetzung. 

Hat der Erblaſſer eine Friſt für den Erbſchaftsantritt beſtimmt, 
ſo gilt die Erbſchaft als ausgeſchlagen, wenn der Erbe, oder, ſofern er 
vor Ablauf der Friſt ſtirbt, deſſen Erbe die Friſt vorübergehen läßt, 
ohne anzutreten. Hat der Erblaſſer eine Friſt für den Erbſchaftsan— 
tritt nicht beſtimmt, ſo gilt die Erbſchaft als angetreten, wenn ſich 
der Erbe innerhalb eines Jahres, von der Zeit an, wo er von dem 
Anfalle Kenntniß erlangt hat, über die Antretung nicht erklärt hat. 
Stirbt er vor dem Ablaufe des Jahres, ſo läuft ſeinen Erben ein Jahr 
von der Zeit an, wo ſie ſowohl von dem ihrem Erblaſſer, als auch 
von dem ihnen geſchehenen Erbſchaftsanfalle Kenntniß erlangt haben?). 
Auf Antrag der Erbſchaftsgläubiger und der Vermächtnißnehmer, in— 
gleichen Derjenigen, welche nach dem Wegfalle des Erben zur Erb— 
folge gelangen, insbeſondere Nacherben und Anwärter, hat das Erb— 
ſchaftsgericht dem Erben aufzulegen, innerhalb einer angemeſſenen, 
jedoch nicht unter zwei Monate zu beſtimmenden, nach Umſtänden 
auf Antrag zu verlängernden Friſt, bei Verluſt ſeines Erbrechts, ſich 
über die Antretung der Erbſchaft zu erklären, auch wenn derſelbe 
unter einer auf ſein Thun geſtellten Bedingung eingeſetzt iſt, die Be— 
dingung zu erfüllen. Der Verluſt des Erbrechts tritt ohne Weiteres 
ein, wenn der Erbe innerhalb der ihm geſetzten Friſt ſich über die 
Antretung nicht erklärt, oder die Bedingung nicht erfüllt. Stirbt der 
Erbe vor dem Ablaufe der geſetzten Friſt, ohne der Auflage nach— 
zukommen, fo iſt feinen Erben eine neue Friſt zu ſetzen )). 


8. 508. 
II. Anwachſungsrecht unter Miterben. 


Mit dem Wegfalle der Regel, nemo p. p. testatus, p. p. inte- 
status d. p., mit der Aufhebung des Unterjchiedes zwijchen heredibus 


1) Man vergl. 89. 2259 bis 2261 des BGB. 
2) Dan vergl. 88. 2264, 2265 des BOB’, 
3) Man vergl. $$. 2266, 2267 des BGB.'s. 
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necessariis und voluntariis, und mit der Nenderung des Satzes, he- 
reditas nondum adita non transmittitur ad heredes gejtaltet jich 
das Anwachjungsrecht unter Miterben (Accrescenzrecht, Jus accres- 
cendi) nach dem bürgerlichen Gejegbuche ganz anders, als nach rö- 
miſchem Rechte. Was von dem römischen Anwacjungsrechte noch übrig 
geblieben ift, läßt fi) auf die aus der Form der Erbeinjegung zu 
folgernde mutbmaßliche Abficht des Erblaſſers zurüdführen. 

Sind nämlich Mehrere zu der ganzen Erbjchaft, oder zu einem 
ideellen Theile derjelben, ohne Angabe, wie viel ein Jeder erhalten 
joll, zu Erben eingejeßt, 3. B. A, B. und ©. follen meine Erben fein, 
oder A, B. und C. jollen die Hälfte meiner Erbjchaft erhalten, und 
wird einer der eingejeßten mehreren Erben nicht Erbe, jo wächjt den 
Vebrigen, welche Erben werden, Dasjenige an, was der Ausfallende 
befommen haben würde, wenn er Erbe geworden wäre Daijelbe 
gilt, wenn ein Erbe unter einer auffchiebenden Bedingung eingejeßt 
worden ijt und wegen Nichteintrittes der Bedingung nicht Erbe wird, 
z. B. A. und B. jollen meine Erben jein, B. foll aber die Erbichaft 
nur erhalten, wenn N. N. Conſul wird"). 

Sind von den ohne Angabe der Theile eingejegten mehreren Erben 
einige in Einem Saße, oder durch eine Gejammtbezeichnung verbunden, 
z. B. A. und B., ingleichen die Kinder meines verftorbenen Bruders 
jollen Erben fein, und wird einer von den in foldher Weiſe Ver— 
bundenen nicht Erbe, jo gilt das Anwachjungsrecht zunächit nur 
unter den Verbundenen?). Gind von mehreren eingefegten Erben 
einige auf ideelle Theile oder auf einzelne Sachen, Rechte oder Summen, 
andere unbejchränkt eingejeßt, 3. B. A. und B. follen meine Erben 
fein, D. joll ein Viertheil und E. ein Drittheil meiner Erbichaft er: 
halten, jo jteht den uneingejchränft Eingejegten unter einander ein An— 
twachjungsrecht zu. Den auf ideelle Theile oder auf einzelne Sachen, 
Rechte oder Summen eingejegten Erben ftebt ein Anwachſungsrecht felbft 
dann nicht zu, wenn andere Erben nicht vorhanden find). Hat der 
Erblaffer das Anwachſungsrecht verboten, jo wächſt, wenn ein Mit: 
erbe nicht Erbe wird, deſſen Erbtheil den gefeplichen Erben an*). 


1) Man vergl. 8. 2269 des BGB.'s. 
2) Man vergl. 8. 2270 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $$. 2271, 2272 des BGB.'s. 
4) Man vergl. $. 2276 des BGEB.'s. 
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Die Naherbeinjegung gebt dem Anmwachjungsrechte und das Recht 
des Erben des Erben, die Erbjchaft anzutreten, der Nacherbeinjeß- 
ung vor’). 

Da das Accrescenzrecht des bürgerlichen Gejegbuchs im Wejent- 
lien ein Nichtdecrescenzrecht it, jo bedarf es zu demjelben nicht 
einer bejonderen Antretung des vacant getvordenen Theils der Erb- 
ichaft; es kann aber auch diefer Theil nicht ausgejchlagen werden ?). 
Der Erbe welchem ein Erbtheil anwächſt, ijt zur Erfüllung der dar- 
auf gelegten Laſten verpflichtet, ausgenommen wenn diefe fich blos 
auf die Perſon des wegfallenden Miterben beziehen ?). 

$. 506. 
IV. Unwürdigfeit zur Erbfolge. 

Unmwürdig jedes Erbrechts, auch des Rechts auf den Pflichttheil, 
ift Derjenige, welcher den Erblafjer vorjäglich tödtet, oder zur Er- 
richtung eines legten Willens unfähig macht, welcher durch Zwang 
oder Betrug bewirkt, daß der Erblaffer eine legtwillige Verfügung 
trifft oder nicht trifft, ändert oder nicht ändert, oder welcher einen 
Ichriftlichen legten Willen des Erblaſſers, oder eine über einen münd— 
lichen legten Willen abgefabte Urkunde zum Nachteile eines Dritten 
unterdrüdt, fFälfcht oder beweisunfähig madt. Sit ein Erbe des 
Erbrechts unwürdig, jo wird es jo betrachtet, als ob derjelbe vor 
dem Erblaſſer gejtorben wäre. Die Folgen der Unwürdigkeit fallen 
weg, wenn der Erblafjer die Handlung, welche den Grund der Un— 
würdigfeit enthält, verziehen bat. Die Unwürdigkeit des Erben ift 
nicht Amtshalber zu berüdjichtigen *). 


Zweites Capitel. 
Wirkungen der Antretung der Erbichaft. 
8. 507. 

I. Wirkungen der Antretung der Erbjchaft im Allgemeinen. 
Mit dem Erbichaftsantritte geht Alles, was zur Erbjchaft ge- 
hört, mit demjelben Rechte, wie es der Erblajjer gehabt hat, auf den 

1) Dan vergl. $. 2273 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2274 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 2275 des BGOB.'s. 


4) Dan vergl. 88. 2277 bis 2280 und wegen ber Unwürdigkeit des Bermädht- 
nißnehmers $. 2425 des BGB.'s. 
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Erben und, wenn mehrere Erben vorhanden find, auf jeden derjelben 
nach dem Berhältniffe jeines Erbtheiles über‘). Die Erbichaft geht 
als ein Ganzes über, alfo auch mit allen auf derjelben baftenden 
Laſten und mit allen Verbindlichkeiten des Erblajjers, ohne Unter: 
ichied des Entſtehungsgrundes?). Hat der Erblafjer bei Lebzeiten 
über das Vermögen des Erben verfügt, z. B. eine diejem gehörige 
Sache verkauft oder verpfändet, fo muß der Erbe auch dieje Ver— 
fügungen anerkennen). Rein perjönliche Rechte und VBerbindlichkeiten, 
3. B. der Familienſtand, die Alimentationspflicht, der Nießbrauch, 
gehen auf den Erben nicht über *). Forderungen des Erblafjers gegen 
den Erben und des leßteren gegen den eriteren erlöjchen durch den 
Erbichaftsantritt ®). 

Das Eigentbum des Erblaffers an Grundftüden und Berectig- 
ungen, welche ein Folium im Grundbuche erhalten haben, geht auf 
ven Erben über; der Erbe fol aber um die Umjchreibung innerhalb 
eines Jahres bei Vermeidung einer Geldftrafe nachſuchen ). Sind 
mehrere Erben vorhanden und joll ein Grundftüd, oder eine Berechtig- 
ung, welche ein Folium im Grundbuce erhalten hat, auf einen oder 





1) Man vergl. 88. 2281, 2286 des BGB.'s und über die Frage, ob eine Lebens- 
verficherungspolice zur Erbſchaft gehört 88. 852, 853 des BGB.'s, oben ©. 516 flg., 
Commentar Bd. 3 S. 335 und Annalen N. %. Bd. 8 S. 154. — Das Recht, eine 
dem Erblaffer angefallene Erbſchaft anzutreten oder auszuſchlagen, geht ebenfalls auf 
ben Erben über. 

2) Man vergl. 8. 2282 des BGB.'s. — Soviel die unerlaubten Handlungen 
des Erblaffers anlangt, fo haften die Erben zwar nicht eriminalrechtlich, wohl aber 
cioifrechtlich für die Handlungen des Erblaffers, namentlid) auch für die von demſelben 
verwirkten Conventionalftrafen und für Schadenerſatz aus von demjelben begangenen 
unerlaubten Handlungen. 

3) Man vergl. $. 2283 in Verbindung mit $. 470 des BGB.'s. — Nur ift hierbei 
vorauszufesen, daß die Verfügung des Erblaffers eine gültige und ihn verpflichtende 
ift (Tommentar Bd. 3 ©. 336). 

4) Man vergl. 8. 2284 des BGB. — Ueber den vom auferehelihen Bater 
zu gemwährenden Alimentationsbeitrag vergl. oben &. 254, über das Schmerzengeld 
Berordnung, das Schmerzengeld betreffend, vom 1. Auguft 1856 in Verbindung mit 
8. 1489 des BGB.'s, über die f. g. Sachſenbuße $. 1497 des BGEB.'s, über bie 
Mahlihäte und Brautgefchenke oben ©. 175, über den Schabenerfat bei Körperver- 
letzungen oben S. 714, über die Revocation der Schenkungen oben S. 590 fig. und 
über das Recht der außerehelich Geichwängerten auf Entfhäbdigung oben &. 730. 

5) Man vergl. $ 2285 des BGB. und oben ©. 567 not, 3 und über bie 
Mopiftcationen diefes Satzes $$. 443, 458, 508, 651, 1008, 1033, 1465 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 1256 Sa 1, oben S. 330 und $. 197 der Gerichtsorbnung. 
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auf einige unter den mehreren Erben oder auf einen Dritten une 
mittelbar aus der Erbichaft übergehen, oder veräußern die mehreren 
Erben ein erbichaftliches Grundftüd mit feinen anderen Schulden, als 
mit jolchen, welche bei dem Erbichaftsantritte darauf gehaftet haben, 
jo bedarf es zur Eintragung des Erwerbers nicht der Eintragung 
der Erben ald Zwifchenbefiter ’). 

Der Eintragung der Erben als Inhaber einer hypothekariſchen 
Forderung, welche auf fie durch die Antretung der Erbichaft überge- 
gangen ift, bedarf es nicht, insbejondere ſelbſt dann nicht, wenn fie 
alle oder einer oder einige, welchen bei der Erbtheilung die ganze For- 
derung überwieſen worden tft, diejelbe abtreten oder verpfänden. Will 
jedoh ein Miterbe eine ſolche Forderung blos zu jeinem Erbtheile 
abtreten oder verpfänden, jo muß er als Zwijchenbefiger eingetragen 
werden ?). 

Der Beſitz an erbichaftlihen Sachen geht nicht ohne Beſitzer— 
greifung auf die Erben über’). Befigklagen, welche dem Erblafjer bei 
jeinem Tode zugeftanden haben, gehen auf die Erben über. Befig- 
klagen, welche gegen den Erblaffer zugeitanden haben, können gegen 
die Erben nur angejtellt werden, wenn diejelben die Beſitzſtörung 
fortjegen, oder durch die Belisitörung ihres Erblafjers Etwas an fie 
gelangt, oder Schadenerjaß zu leiten ift*). 

Stirbt der Erbe nach der Antretung der Erbſchaft, ſo ſteht deſſen 
Erbe zu dem Erblaſſer in demſelben Verhältniſſe, wie wenn er 
Erbe des Erblaſſers ſeines Erblaſſers geworden wäre). 


8. 508. 
I. Erbſchaftsklage und Klagen auf einzelne Erbſchafts— 
gegenftände. 
Erbſchaftsklage im Allgemeinen. 


Der Erbe, aus welchem Grunde er auch Erbe ijt, fei es vermöge 
Gejeßes, legten Willens oder Erbvertrages, hat die Erbſchaftsklage auf 
Anerkennung jeines Erbrechts und auf Herausgabe der Erbſchaft wider 
Jeden, welcher, weil er Erbe zu jein behauptet, ihm die Erbichaft 


1) Man vergl. $. 2286 Sat 2 des BGB.'s und Annalen N. F. Bd. 8S. 191 fig. 
2) Man vergl. $. 2287 des BGB. und Annalen N, F. Bd. 7 ©. 241 fig. 

3) Man vergl. oben ©. 285 unter c. 

4) Man vergl. 8. 2289 des BGEB.'s. 

5) Man vergl. $. 2290 des BGB.'s. 

Siebenhaar, Privatredt. öl 


802 Fünftes Bud. 


ganz oder theilweife vorenthält, oder welcher fich der Erbſchaft ganz 
oder theilweije ohne einen Rechtsgrund anmaßt. Die Erbichafts- 
lage (hereditatis petitio) ijt eine actio in rem; fie unterjcheidet- 
fih von der Cigentbumsflage (rei vindieatio) injofern, als das 
Object, welches durch ſie gefordert wird, das ganze Vermögen des 
Erblafiers als ein Ganzes it, die Eigenthumsklage dagegen nur 
einzelne Eörperliche Sachen zum Gegenjtande bat?). Diejer Unter: 
Ichied zeigt ich vorzüglich darin, daß, während die Eigenthumsklage 
‚immer nur gegen den Inhaber der Sache angeitellt werden kann, 
die Erbjchaftsklage zwar zum größten Theile eine actio in rem tit, 
aber doch auch in gewiſſen Beziehungen verjünliche Leiſtungen be: 
trifft, 3. B. wenn der Erbjchaftsbeliger eine erbjcbaftliche Sache ver- 
fauft, oder Forderungen für die Erbjchaft erworben bat?). Soweit 
die Eigenthumsflage und die Erbichaftsflage eine gleiche Natur haben, 
gelten die Vorjchriften über die eritere auch für die leßtere, 3. B. 
finden die Borjchriften über die j. g. fieti possessores, über die 
auctoris nominatio auch auf die Erbichaftsflage Anwendung *i. Die 
Erbſchaftsklage hat aber auch wider Denjenigen ftatt, welcher aus 
dem Grunde, weil er fich ein Erbrecht beilegt (possessor pro herede), 
oder, ohne Behauptung eines Rechtsgrundes (possessor pro possessore) 
dem Erben eine einzelne erbichaftliche Sache vorenthält, ſich eines Rechts, 
welches dem Erben, als ſolchem, zujteht, anmaßt, wegen erbichaftlicher 
Sachen eine Forderung wider einen Dritten, 3. B. einen Anſpruch ex lege 
Aquilia, erivorben, eine erbjchaftliche Forderung erhoben bat, als 
Schuldner der Erbichaft die Erfüllung der Forderung an den Erben 
veriveigert, oder der Ausantwortung einer in gerichtlichem Gewabrjam, 
oder in den Händen eines Dritten befindlichen erbichaftlichen Sache 
an den Erben widerjpricht?). Ein Miterbe bat die Erbichaftsflage 


1) Man vergl. 5. 2291 Satz 1 des BGB.'s. — Ein Erbe, welcher durch äufer- 
lich fehlerlofe Geburts - und Todtenfcheine fein gefetsliches Erbredjt, oder durch einen 
äußerlich fehlerlofen letzten Willen fein teftamentariiches Erbrecht nachweiſt, kann ver- 
langen, daß er ohne weitere Unterfuchung feines Erbrechts in den Befit der Erbichaft 
eingefet wird ($. 2323 des BOB.) Dieſes Rechtsmittel erſetzt die ſ. g. missio 
Hadriana und das f. g. interdietum quorum bonorum. 

2) Man vergl. oben ©. 335 fig. 

3) Dan vergl. SS. 2304 bis 2307, 2312, 2318 des BGB!E. 

4) Man vergl. $. 2291 Sat 2 des BGB. und oben ©. 337 fig. 

5) Man vergl, $. 2292 des BGB.'s und die Juterpretation diefes Paragraphen 
im Kommentar Bd. 3 ©. 310. 
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nach Berbältniß feines Erbtheiles '). Iſt die Größe des Erbtheiles 
ungewiß, weil eine ungeborene Yeibesfrucht zur Erbfolge gelangen 
fann, und nimmt der für die ungeborene Xeibesfrucht beftellte Vor— 
mund nicht an dem Nechtsitreite Theil, jo iſt anzımehmen, daß 
der Miterbe nur nach dem Erbtheile zur Erbſchaftsklage berechtigt 
ift, welcher ihm zulommen würde, wenn eine Drillingsgeburt erfolgte ?). 


$. 509. 
Beweis der Erbichaftsflage. 


Der Erbe, welcher die Erbichaftsklage anftellt, bat den Tod des 
Erblajfers und jein Erbrecht zu beweifen. Des Beweijes des Erb- 
Ichaftsantrittes bedarf es nur, wenn fie nicht ſchon in der Anjtellung 
der Erbjchaftsklage gefunden werden kann, 3. B. wenn die Antretung 
der Erbichaft an eine beitimmte Friſt gebunden und dieje Friſt ab» 
gelaufen iſt). Außerdem bat der Erbe zu beweijen, daß der Bes 
Hagte einen zur Erbjchaft gehörigen Gegenftand inne bat, oder fich 
in einem Berhältniſſe befindet, in welchem die Erbſchaftsklage be- 
gründet it*). it bewiejen, daß der Beklagte Sachen, welche der 
Erblafjer zur Zeit feines Todes inne gehabt bat, befist, jo wird ver- 
mutbet, daß er diejelben ohne Rechtsgrund befigt, jolange er nicht 
jein Erbrecht, oder einen fonftigen Rechtsgrund für feinen Befig be- 
weilt®). Der gejeglihe Erbe bat zum Nachweife jeines Erbrechts 
1) Man vergl. $. 2293 Sat 1 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 2298 Satz 2 des BOB. — Man merke wohl, daß das 
bürgerliche Geſetzbuch die bonorum possessio iiberhaupt nicht, in®befondere aber die 
bonornum possessio ex Carboniano edieto nit Fennt. 

3) Man vergl. $. 2294 Gab 1 und 2 des BGB.'s. 

4) Wegen einer bloßen Berbalturbation fann die Erbicaftsflage nicht ange- 
ftellt werden. 

5) Man vergl. 8. 2294 Sat 3 und 4 des BGOB.'s. — Der entfcheidende Mo— 
ment ift der Moment des Todes des Erblaſſers. Hat der Erblaſſer zu diefer Zeit 
eine Sache, fei es als Eigenthümer, Publicianiſcher Befiter, Fauftpfandgläubiger, 
Nießbraucher, Berwahrer (Depofitar) inne gehabt, fo ift die Erbſchaftsklage wider 
Denjenigen, welcher die Sache fpäter an fi genommen hat, al® possessor pro pos- 
sessore begründet. Ueber die Folgen diejes Eates vergl. Commentar Bd.3 ©. 311 fig. 
— Mit der Erbichaftsflage wird ſehr häufig die Klage auf Herausgabe eines Nach- 
lafverzeichniffes verwechſelt; dieſe Klage hat mit dem Erbredyte Etwas nicht gemein, 
fondern dient lediglich dazu, in Gewißheit zu ſetzen, welche erbichaftliche Sachen ſich 
in der Inhabung einer gewiffen Perſon, ohne Unterfchied, ob fie Erbe oder Nichterbe 
ift, befinden. 

51 * 
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darzuthun', daß die Perjonen, ohne welche weder er noch der Erb- 
lafjer gelebt haben könnte, fofern diefe Perſonen nach der gejeglichen 
Erbfolge, wenn fie lebten, ihn ausfchließen würden, vor dem Erblaſſer 
geftorben find, oder aus irgend einem Grunde feinem Erbrechte nicht 
entgegenjtehen ’). Diejen Beweis bat der gejegliche Erbe auch zu 
führen, wenn dergleichen Perſonen, wenn fie am Leben wären, mit 
ihm zugleich erben würden und er ein Erbrecht in einem Umfange bes 
bauptet, in welchem er es blos nach dem Wegfalle diefer Perſonen haben 
fünnte?). Dem gefeglihen Erben liegt der Beweis nicht ob, daß 
nicht nähere oder gleich nahe gejeßliche Erben vorhanden jind, welche 
zwar vorhanden fein können, aber nicht vorhanden jein müſſen. Sit 
jedoch das BVorhandenfein folder Perſonen bewiejen, jo muß er be— 
weijen, daß fie feinem Erbrechte nicht entgegenftehen ?). 

Der in einem legten Willen eingefegte Erbe hat den legten Willen 
und deffen in gejeglicher Form gejchehene Errichtung zu beweijen. 
Bejtreitet der Beklagte die Gültigkeit des lekten Willens, insbejondere 
wegen Unfähigkeit des Erblaffers zu deffen Errichtung, oder wegen 
Unfähigkeit der Zeugen, oder wegen Errichtung eines jpäteren legten 
Willens, in welchem der frühere widerrufen worden, jo trifft ihn die 
Beweislaft *). Fit ein vor Gericht oder vor einem Notar, oder außer: 
gerichtlich jchriftlich errichteter legter Wille vor dem Tode des Erb- 
laſſers verloren gegangen oder vernichtet worden, jo bat der Erbe, 
welcher jein Erbrecht auf einen folchen legten Willen gründet, auch 
den Umjtand zu beweifen, daß die Urkunde durch Zufall verloren ge 
gangen, oder ohne oder gegen den Willen des Erblaſſers vernichtet 
worden ift. Des Beweijes dieſes Umfjtandes bedarf es nicht, wenn 
der legte Wille erft nach dem Tode des Erblaffers verloren gegangen 
oder vernichtet worden ift °). 


1) Man vergl. $. 2295 Sat 1 des BOB.'s. — Der Beweis des Tobes biefer 
Perfonen kann auf die Vermuthung geftüßt werben, daß feit deren Geburt neunzig 
Jahre verfloffen find (oben S. 166.) 

2) Man vergl. 8. 2295 Sa 2 des BGB.'s, über bie Legitimation eines geſetz 
lichen Erben dur ein Zeugniß des Erbſchaftsgerichts $. 19 der Geridhtsorbnung und 
Annalen N. 5. Bd. 4 ©. 171 und über die Legitimation eines Erben dem Gerichte 
gegenüber, weldjes die Erbſchaft unter Auffiht genommen hat, 8. 2298 des BGB.'s 
und oben ©. 794 fig. 

3) Mau vergl. $. 2296 des BGB.'s. 

4) Man vergl $. 2299 des BGB.'s. 

5) Dan vergl. $. 2300 bes BGEB.'s. — Ueber bie Frage, ob Derjenige, welcher 
unit der Erbſchaftsklage belangt wird, in dem Gegenbeweiſe fein Erbrecht beweifen und 
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$. 510. 
Gegenftand der Erbſchaftsklage. 


Der Zwed der Erbichaftsflage ift der, daß der Beklagte erb- 
Ihaftlihe Sachen, welche er befigt, herausgiebt. Unter den erbichaft- 
lichen Sachen find nicht blos diejenigen zu verjtehen, welche zu dem 
Bermögen des Erblaffers zur Zeit feines Todes gehört haben, fondern 
auch diejenigen, melde mit erbfchaftlichem Gelde für die Erbſchaft 
angeichafft worden find. Mit den erbichaftlichen Sachen ift auch Das— 
jenige herauszugeben, was zur Zeit des Todes des Erblaffers zu den 
erbichaftlichen Sachen in dem Berhältniffe der Zubehörung geftanden 
bat, oder denjelben fpäter angewachfen ift, ingleichen der Gewinn, 
welchen der Beklagte durch den Beſitz erbichaftliher Sachen gemacht 
bat. it die Erbichaftsflage nicht blos auf die Ausantwortung ein- 
zelner erbſchaftlicher Sachen gerichtet, jo hat der Beklagte die Sachen, 
welche er befigt, nad) einem vom Gerichte, oder von einem Notar auf- 
genommenen Verzeichniffe, oder nad) einem Verzeichniffe, wie er es 
auf Erfordern eidlich beſtärken kann, herauszugeben '). 

Steht der Beklagte in redlichem Glauben und find erbichaftliche 
Sachen vor feiner Benachrichtigung von der Klage untergegangen oder 
verfchlechtert worden, fo bat er Etwas nicht zu vergüten. Steht der 
Beklagte in unredlichem Glauben, jo bat er, ohne Unterjchied, ob der 
Untergang oder die VBerjchlechterung vor oder nach jeiner Benach— 
richtigung von der Klage erfolgt ift, den Schaden zu erjegen, welchen 
er durch feine Verjchuldung verurjacht hat, oder welcher durch Zufall 
entjtanden ift, fofern er nicht nachzumweifen vermag, daß der Zufall 
die Sachen auch bei dem Erben getroffen haben würde?) Steht der 
Beklagte in redlihem Glauben und find erbjchaftliche Sadyen durch 
feine Berfchuldung untergegangen oder verjchlechtert worden, jo haftet 
er für den durch feine Verfchuldung verurfachten Schaden. Steht er 
in unredlihem Glauben, jo haftet er für Verjchuldung und für den 
Zufall, für leßteren jedoch nur mit der angegebenen Bejchränfung ?) 
neben der Loszählung von der Klage Berurtheilung des Klägers zum Anerkenntniffe 
feines Erbrechts fordern könne, ferner, ob ber Bellagte während des Prozefjes Die 
Erbfchaftsflage wider den Kläger anftellen dürfe, endlich ob der Kläger, wenn er mit 
ber Erbſchaftsklage abgewieſen worden ift, das Recht habe, eine Erbſchaftsklage von 
Neuem anzuftellen, vergl. Kommentar Bd. 3 ©. 344. 

1) Man vergl. $. 2301 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2302 des BGB.s. — Unredlicher Glaube ift die Wiſſenſchaft, 
nicht Erbe zu fein. 
3) Man vergl. 8. 2303 des BGEB.'s. 


806 Fünftes Bud). 


Steht der Bellagte in redlichen Glauben und hat er erbicaftliche 
Sachen verbraucht oder veräußert, jo ift zu unterjcheiden, ob er die 
Saden vor oder nach feiner Benachrichtigung von der Klage ver: 
braucht oder veräußert bat. Im eriteren Falle haftet er nur jo- 
weit er bereichert it. Im legteren Falle bat er den Werth zu er 
jeßen, melden die Sachen zur Zeit des Verbrauchs oder der Ver— 
äußerung gehabt haben, und zwar bei der Veräußerung jelbit dann, 
wenn der dafür erlangte Preis weniger beträgt. Beträgt der er- 
langte Preis mehr, als deren Werth, jo bat er den erhaltenen Preis 
zu gewähren. Hat er die veräußerte Sache wieder erlangt, und dabei 
einen Gewinn gemacht, jo ſteht ihm die Wahl zu, ob er die Sache 
nebjt dem Gewinne, oder den durch die Veräußerung erlangten Preis 
herausgeben will’). 

Steht der Beklagte in unredlichem Glauben und hat er erb- 
Ichaftlihe Sachen veräußert, jo iſt zu unterfcheiden, ob die Beräußer- 
ung nöthig, oder wenigftens für die Erbſchaft nüßlich geweſen ift, 
oder nicht. Im erjteren Falle hat er nach der Wahl des Erben 
entweder den Werth, welcen die Sachen zur Zeit der Veräußerung 
gehabt haben, oder den empfangenen höheren Preis zu leijten. m 
leßteren Falle hat er nach der Wahl des Erben entiweder die Sade 
mit den Früchten oder den empfangenen reis, oder den Werth, 
welchen der Erbe mitteljt Eides bejtimmt, in den beiden leteren Fällen 
mit Zinjen zu fünf vom Hundert auf das Jahr, von der Zeit der 
Beräußerung an zu leijten. Hat er erbichaftlihe Sachen verbraucht, 
jo haftet er für den von ibm verurjachten Schaden ?). 

Soviel die von erbichaftlichen Sadıen gezogenen Früchte anlangt, 
jo bat der redliche Beliger der Erbichaft Früchte, welche er vor feiner 
Benachrichtigung von der Erbjchaftsklage gezogen bat, joweit zu er: 
ftatten, als diejelben noch vorhanden find, oder, wenn fie nicht mehr 
vorhanden find, joweit er bereichert ijt, dagegen haftet er von der 
Zeit feiner Benachrichtigung an für Früchte, welche nach diefer Zeit 
gezogen worden find, wie bei der Eigenthumsklage. In diejer Weife 
haftet der unredliche Beliger der Erbjchaft auf die ganze Zeit feines 
Befiges für die Früchte ?). 


— — m 


1) Man vergl. 88. 2304, 2305 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $$. 2306, 2307 des BGB.'s. 
3) Man vergl. 88. 2308, 2309 in Berbindung mit $. 309 des BGB.'s. 
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$. 511. 
Fortſetzung. 

Steht der Beſitzer der Erbſchaft in redlichem Glauben und hat 
er vor jeiner Benachrichtigung von der Erbjchaftsflage Zinfen von 
erbichaftlichen Forderungen gezogen, jo baftet er ſoweit er bereichert 
iſt. Iſt er von der Erbſchaftsklage benachrichtigt worden, fo ift er zur 
Eritattung aller Zinjfen verpflichtet, welche von den erbjchaftlichen 
Forderungen gezogen worden find, oder davon hätten gezogen werden 
fünnen, wenn die Erbichaft dem Erben nicht vorenthalten worden 
wäre. Diefe Berbindlichkeit zur Gritattung von Zinfen bat der Be 
figer der Erbjchaft in ımredlichem Glauben auf die ganze Zeit feines 
Beſitzes '). 

Forderungen, welche der Beſitzer der Erbichaft, 3. B. nach den 
Borjchriften über die lex Aquilia, erivorben bat, find dem Erben 
abzutreten ?). 

Hat der redliche Beſitzer erbſchaftliches Geld für die Erbjchaft 
vor jeiner Benachrichtigung von der Erbichaftsflage ausgeliehen, To 
bat er die Wahl, ob er dem Erben die Forderung abtreten, oder das 
Geld erjtatten will. Hat er das erbjchaftliche Geld nach jeiner Be 
nachrichtigung von der Erbichaftsflage für die Erbichaft ausgeliehen, 
jo hat der Erbe die Wahl, ob er Abtretung der Forderung oder Er- 
jtattung des Geldes fordern will. Hat der unredliche Befißer der 
Erbſchaft erbichaftliches Geld ausgeliehen, jo hat der Erbe unbedingt 
die Wahl, ob er Abtretung der Zorderung oder Gritattung des Geldes 
fordern will?). 

Der Beſitzer der Erbſchaft kann Bezahlung feiner eigenen For— 
derungen an die Erbſchaft, Erjat der Koſten fir das Begräbniß des 
Erblafjers und für ein Grabdenkmal, joweit dieje den Standes: und 
Bermögensverbältniiien des Erblaffers entjprechen, Erjtattung Deſſen, 
was er zur Bezahlung von Erbjchaftsichulden oder zur Erfüllung von 
Bermächtniifen oder Anmwartjchaften verwendet hat, und Befreiung 


1) Man vergl. $S. 2310, 2311 des BGB.'s. — Hat der Erbicaftsbefiter erb⸗ 
fhafliche Forderungen erhoben, fo haftet er nad den oben S. 676 flg. angegebenen 
Borjchriften über die Gefchäftsführung ohne Auftrag. 

2) Man vergl. $. 2312 des BOB.S und oben S. 540 fig. 

3) Man vergl. $. 2313 des BGB.'s und über die Frage, wer die condictio in- 
debiti habe, wenn der Erbidaftsbefiger ein indebitum bezahlt hat, Kommentar 
Bd. 3 ©. 349. 
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von Berbindlichkeiten verlangen, welche er wegen der Erbichaft hat 
übernehmen müflen '). 

Hat der Beſitzer der Erbichaft auf die erbſchaftlichen Sachen 
Verwendungen gemacht, ſo kann er, wenn er in redlichem Glauben 
geſtanden hat, ohne Unterſchied, ob die Verwendungen nothwendige, 
nützliche oder willkürliche ſind, und ob ſie einen dauernden oder nur 
vorübergehenden Erfolg gehabt haben, deren Erſtattung fordern, und 
wenn er in unredlichem Glauben geſtanden hat, nur Erſtattung der 
nothwendigen Verwendungen verlangen, wegen der nützlichen und 
willkürlichen aber das Recht der Wegnahme ausüben?). 


$. 512. 


Einrede der Rechtshängigkeit und der Rechtskraft bei der 
Erbſchaftsklage. 


Derjenige, welcher die Erbſchaft in redlichem Glauben beſitzt, 
kann, wenn der Erbe eine Einzelnklage wider ihn anſtellt, verlangen, 
daß er nicht zu einem Mehreren verurtheilt wird, als er verurtheilt 
werden könnte, wenn die Erbſchaftsklage wider ihn angeſtellt worden 
wäre. Dieſes Recht bat auch jeder Andere, welchem der Erbſchafts— 
befiger für Entwährung haftet. Iſt die Erbichaftsflage anhängig 
gemacht, jo kann der Beklagte die Einrede der Rechtshängigkeit jeder 
Klage entgegenjegen, mittelft deren der Erbe vermöge feines Erb- 
rechts vor Beendigung des Erbichaftsftreites von ihm einen einzelnen 
erbichaftlichen Gegenjtand fordert. Iſt der Erbjchaftsbefiger von der 
Erbichaftsklage entbunden worden, jo kann er jeder Klage, durch 
welche der Erbe vermöge jeines Erbrechts einzelne Gegenftände 
fordert, die Einrede der rechtskräftig entjchiedenen Sache entgegen: 


jeßen ®). 
8. 513. 
Klagen auf einzelne Erbjchaftsgegenftände. 


Fordert ein Erbe mit einer anderen Klage, als der Erbſchafts— 
klage eine einzelne erbjchaftliche Sache, oder die Bezahlung einer 
einzelnen erbjchaftlichen Forderung, jo bat er fich durch ein gericht- 
liches Zeugniß zu rechtfertigen*). Wer einem Erben, welcher fich 


1) Man vergl. 8. 2314 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 2315 bis 2817, 75, 317, 318 des BOB 8. 

3) Man vergl. 8$. 2318 bis 2320 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 5. 2321 des BGB. und $. 19 der Gerichtsordnung. 
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durh ein j. g. Erblegitimationsatteft Tegitimirt hat, die Erbichaft 
oder eine dazu gehörige Sache ausantwortet, oder eine Zahlung 
leiftet, oder wer jonft von dem legitimirten Erben durch ein nicht 
unentgeltliches Rechtsgeſchäft ein Recht oder eine Befreiung in Be 
jiehung auf eine zur Erbichaft gehörige Sache oder Forderung zuge 
ftanden erhält, ift einem Anſpruche der etwa fpäter auftretenden 
Erben nicht ausgejegt, vielmehr müfjen diefe in Beziehung auf ihn 
das Gefchehene gelten laflen '). 


8. 514. 
III. Berhältniß der Erben zu den Erbjchaftsgläubigern. 


Nah Sächſiſchem Rechte haftet der Erbe, welcher die Erbichaft 
ausdrüdlich, oder jtiljchweigend dadurd angetreten hat, daß er inner: 
balb eines, von der Zeit an, wo er von dem Anfalle der Erbichaft 
Kenntniß erhalten, zu berechnenden Jahres die Erklärung über den 
Erbichaftsantritt abzugeben unterlafjfen hat ?), den Erbichaftsgläubigern 
gegenüber nur injoweit, als die Kräfte der Erbichaft reichen. Wie 
weit die Kräfte der Erbſchaft zur Bezahlung der Erbjchaftsgläubiger 
reichen, ift insbejondere auch mit Berüdfichtigung der von erbjchaftlichen 
Sachen gezogenen Nußungen, der von erbjchaftlichen Forderungen er- 
hobenen Zinfen und Defjen, was der Erbe jelbjt der Erbjchaft jchuldet, 
zu bejtimmen. Ergiebt fich eine Zahlungsunfähigfeit der Erbichaft, jo 
it anzunehmen, daß die Forderungen, welche der Erbe an den Erb» 
laffer, ingleichen die Rechte, welche erjterer an Sachen des leßteren 
bat, durch den Erbichaftsantritt nicht erlofchen feien; in diefem Falle 
bat auch der Erbe das Recht, die fich auf jein eigenes Vermögen be» 
ziehenden Verfügungen des Erblafjers anzufechten, jofern er den, 
Dritten, gegen welchen die Anfechtung geht, joweit die Erbjchaft reicht, 
entjchädigt, und die wegen der Erbjchaft aufgewendeten Kojten, ins» 
bejondere die auf die Beerdigung des Erblafjers, auf die Leberreich- 
ung und Eröffnung des legten Willens und auf die Anfertigung eines 
Naclaßverzeichniffes verwendeten, vorweg abzuziehen. Sind erb- 
ſchaftliche Sachen ohne Verſchuldung des Erben ganz oder theilmweije 
untergegangen, jo mindert fich dadurch die von ihm zu vertretende 


1) Man vergl. 8. 2322 des BOB.s. 
2) Daf der Erbe die Erbfchaft angetreten habe, ift von den Erbfchaftsgläubigern, 
welche von dem Erben Zahlung fordern, zu bemeifen ($. 2326 des BEB.'s). 


“ 
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Erbſchaft; er haftet aber auch den Erbichaftsgläubigern gegenüber 
mit den zufälligen VBermehrungen der Erbichaft '). 

Ein Erbe, weldyer auf Bezahlung einer Erbjchaftsjchuld verklagt 
wird, kann immer nur zur Bezahlung aus dem Nachlaife verurtheilt 
werden. Kommt es zur Hülfsvollitredung, jo fann nur in ſolche 
Sachen oder Forderungen die Hülfe vollitredt werden, von welchen 
bewiejen werden kann, daß fie zu der Erbichaft gehören. Findet ſich 
ein Hülfsobject nicht, oder behauptet der Erbe, daß die Erbjchaft 
zahlungsunfäbig ſei, jo kann der Erbjcbaftsgläubiger die Herausgabe 
eines Nachlaßverzeichniffes und die Rechnungslegung über die Ver— 
waltung der Erbichaft von dem Erben fordern. 

Inwieweit der Erbe den Erbjchaftsbeitand, wie er Jich nach dem 
Nachlaßverzeichniffe und der Verwaltungsrechnung ergiebt, dem Erb- 
Ichaftsgläubiger gegenüber zu vertreten babe, it mit folgender Unter: 
Icheidung zu beantworten. Hat der Erbe innerhalb eines 
Jahres, von der Zeit an, zu welder er den Anfall der 
Erbſchaft erfahren bat, über die Erbſchaft von einem Ge 
richte oder von einem Notar ein VBerzeichnig aufnehmen 
lajfen, oder ein Nachlaßverzeichniß, wie er es eidlich be 
tärfen fann, aufgenommen und bei Gericht überreicht, jo 
fann er, fofern die Zablungsunfäbigkeit der Erbjchaft nicht vorliegt 
oder nicht zu befürchten ift, die erbjchaftlichen Sachen und Forder— 
ungen veräußern und, unbejchadet jedoch der bejonderen Nechte der 
Hppothefen, die Erbichaftsgläubiger, Vermächtnißnehmer und An- 
wärter, ohne Rüdjicht auf das Vorzugsrecht des einen oder anderen, 
auch wenn er Gläubiger der Erbichaft ift, fich jelbit bezablen; ift 
durch die geleifteten Zablungen die Erbichaft erjchöpft, ſo kann gegen 
den Erben nicht eine weitere Korderung geltend gemacht werden; 
den Erbfchaftsgläubigern, welche ihre Befriedigung aus der Erbjchaft 
nicht erhalten haben, ſteht nur ein Anjprud gegen Diejenigen zu, 
welche Zahlung erhalten haben, und zwar, joweit dieje ihnen gleich— 
ftehen, auf verhältnigmäßige, und ſoweit dieje ihnen nachiteben, insbe: 
fondere gegen die Bermächtnißnehmer und Anwärter, auf volle Heraus: 
gabe des Empfangenen. Hat dagegen der Erbe innerhalb des 
Jahres ein Nachlaßverzeichniß nicht aufnehmen lafjen, auc 
nicht jelbjt aufgenommen oder das von ibm aufgenommene 
nicht bei Gericht überreicht, jo haftet er in eigener Perſon den 


1) Man vergl. 8$. 2324, 2328 bis 2330 des BGB.'s. 
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Erbichaftsgläubigern für Dasjenige, was bei einer gleichen BVertheil- 
ung der Erbſchaft umter fie auf ihre Forderungen ausgefallen fein 
wide"). 


8. 515. 
Fortſetzung. 


Sind mehrere Erben vorhanden, ſo haften dieſelben, ſoweit die 
Erbſchaftsſchuld eine Theilung zuläßt, nach dem Verhältniſſe der 
Größe ihrer Erbtheile, und ſoweit dieſelbe eine Theilung nicht zu— 
läßt), als Geſammtſchuldner für die Bezahlung der Erbſchaftsſchulden ®). 
Haben die mehreren Erben in Folge eines zwischen ihnen gefchloffenen 
Vergleichs die Erbichaft erworben, fo haften fie für die theilbaren 
Erbſchaftsſchulden nach Verhältniß ihrer durch den Vergleich feftge- 
jtellten Erbtheile. Diejenigen, tvelche bei dem Vergleiche ihr Erbrecht 
aufgegeben haben, haften nicht für die Erbichaftsjchulden *). 

Da nach Sächſiſchem Rechte die Erben nie über die Kräfte der Erb- 
ſchaft haften, Jo entitebt die Frage, ob die Erbjchaftsgläubiger die Bezahl- 
ung ihrer Forderungen aus dem Nachlaffe von dem einzelnen Erben nur 
nach dem Verhältniſſe jeines Erbtheiles fordern fünnen? Für die Be- 
jahung diefer Frage ſcheint der Umſtand zu fprechen, daß die Erbichafts- 
Schulden unter den Erben nad dem Verhältniffe ihrer Erbtheile ge 
theilt find, und ich mu zugeben, daß diefe Meinung, welche für die 
Erbjchaftsgläubiger den Webelftand mit ſich führt, daß fie in der 
Klage wider den einzelnen Erben angeben müfjen, zu welchem 
Theile der Beklagte Erbe geworden ift, in der Praris mitunter ange 
nommen wird. Nichtsdejtoweniger iſt nach meiner Ueberzeugung 
gerade wegen des dem Sächſiſchen Rechte eigenthümlichen Princips, 
dab die Erben nie über die Kräfte der Erbichaft haften, die entgegen 
gejegte Meinung die richtigere, daß wider jeden einzelnen Erben auf 
Bezahlung der ganzen Erbſchaftsſchuld aus dem Nachlaiie geklagt 
werden kann. Dieſe Verbindlichkeit Fann nämlich nicht getheilt werden, 
indem das Gejchehenlaffen der Bezahlung der Erbichaftsfchuld aus 
dem Nachlaffe nicht zur Hälfte möglich ift. Hierzu tritt, daß die 
Berbindlichkeit zur Herausgabe eines Nachlaßverzeichniffes und einer 


1) Man vergl. 88. 2331, 2339 Sak 2, 2332 des BGB.'s. 

2) Man vergl. oben ©. 454 fig. 

3) Man vergl. $. 2324 in Verbindung mit $. 2327 des BGB.'s. 
4) Man vergl. S. 2325 des BGB.'s. 
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Rechnung über die Verwaltung der Erbichaft, auf welche es bei der 
Hülfsvollftrefung wider den Erben fchließlich hinauskommt, ebenfalls 
untheilbar if. Mit der Durchführung diefes Sabes, welcher mir in 
der Natur des BVerhältniffes begründet zu fein fcheint, gelangt man 
auch nicht zu Härten gegen den einzelnen Erben. Befigt er von der Erb- 
Ichaft Etwas nicht, woraus der Erbichaftsgläubiger feine Befriedig- 
ung erhalten kann, jo verjteht es fich von jelbit, daß eine Hülfsvoll- 
ftredung wider ihn nicht möglich ift. Beligt er Etwas von der Erb- 
Ichaft, jo ift er verbunden, die Befriedigung des Erbichaftsgläubigers 
daraus gejchehen zu lafjen, bevor er jelbit als Erbe Etwas aus der 
Erbjchafte rhalten kann. Dies gilt namentlih auch dann, wenn die 
Erben die Erbichaft unter fich getheilt haben, bevor die Erbſchaftsſchulden 
bezahlt worden find. Denn den Rechten der Erbichaftsgläubiger kann 
dadurch fein Eintrag geſchehen und foviel das Verhältniß der Erben 
unter fich anlangt, jo Hat der einzelne Erbe, wenn Dasjenige, was 
er bei der Theilung der Erbichaft auf feinen Erbtheil erhalten bat, 
zur Bezahlung einer Erbichaftsfchuld verwendet wird, feinen Miterben 
gegenüber das Recht, die Eritattung des für diejfelben Bezahlten zu 
verlangen. Wenn man endlich einwenden wollte, es ftehe diefe Mein- 
ung in Widerjpruch mit dem oben aufgeftellten Grundjage, daß bie 
mehreren Erben für die Erbjchaftsfchulden nur nach Verhältniß ihrer 
Erbtheile haften, jo wäre auch diejer Einwand nicht begründet, indem das 
angegebene Princip ſowohl unter den Miterben unter fich gilt, als 
auch in den Fällen Anwendung findet, in weldyen nach dem im vorigen 
Paragraphen Gejagten die Miterben für ihre Perſon den Erbichafts- 
gläubigern verpflichtet fein können. 


$. 516. 
IV. Abjonderungsredt. 


Obſchon der Erbe die Erbichaft, als ein aus Rechten und Ber: 
bindlichkeiten zufammengejegtes Ganze, erwirbt, jo läßt fich dennoch 
denken, daß Diejenigen, welche als Erbichaftsgläubiger oder vermöge 
legttoilliger Verfügung des Erblaffers aus der Erbſchaft Etwas zu 
fordern haben, dadurch Nachtheil erleiden, daß ihnen nur die Perjon 
des Erben verpflichtet ift. Zur Abwendung dieſes Nachtheils giebt 
das bürgerliche Gejegbuch ein Abjonderungsrecht (Separationsrecht) ). 

1) Nach dent bürgerlichen Geſetzbuche haben die Vermächtnißnehmer den aejetslichen 


Rechtsgrund zur Eintragung einer Hypothek auf die Erbichaftsgrundftüde nicht mehr 
(vergl. Commentar Bd. 1 ©. 369 und Bd. 3 ©. 395). 
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Erbichaftsgläubiger nämlich, ingleichen Vermächtnignehmer und 
Anwärter haben, wenn fie aus der Vermiſchung der Erbjchaft mit 
dem Bermögen des Erben für ihre Forderungen Nachtheil befürchten, 
das Recht, die Abjonderung der Erbichaft von dem Vermögen des 
Erben, zum Zwede ihrer Befriedigung aus derjelben, zu verlangen !). 
Diejes Recht hat jeder Erbichaftsgläubiger, VBermächtnißnehmer und 
Anwärter ganz (in solidum), aber, wenn mehrere Erben vorhanden 
find, nur gegen den einzelnen Erben nad Verhältniß feines Erb- 
theiles ?). 

Auf Rechte, welche durch Eintragung in das Grund» und Hypotheken⸗ 
buch begründet find, hat die Abjonderung feinen Einfluß. Diejelbe be- 
zieht fih nicht auf Gegenftände, weldye ein Erbe einzumerfen hat und 
nicht auf Früchte, welche der Erbe verbraucht hat, bevor ihm der Antrag 
auf Abfonderung von dem Gerichte bekannt gemacht worden iſt. Auch 
fann der Erbe, welchem gegenüber die Abfonderung verlangt wird, 
die auf die Erbichaft verwendeten Koften, ingleichen die von ihm be- 
zahlten oder übernommenen Erbichaftsjchulden in Abzug bringen ?). 
Erbichaftsgläubiger, Vermächtnißnehmer und Anwärter, welche den 
Erben als perjönlichen Schuldner angenommen, z. B. mit demjelben 
einen Neuerungsvertrag eingegangen haben, find von dem Abjonder- 
ungsrechte ausgefchloffen *). Sind Mehrere vorhanden, welchen das 
Recht, die Abjonderung der Erbichaft zu verlangen, zufteht, und üben 
das Recht nur Einige aus, jo können auch die Uebrigen ihre Be- 
friedigung aus der abgejonderten Mafje fordern; auch gelangen Ber- 
mächtnißnehmer und Anwärter erſt nad Bezahlung der Erbichafts- 
gläubiger zur Befriedigung’). Der nad vollftändiger Zahlung der 
Erbichaftsgläubiger, Anwärter und Vermächtnignehmer verbleibende 
Ueberſchuß gehört dem Erben ®). 

Das Abfonderungsreht verjährt in Einem Jahre, von dem 
Erbichaftsantritte an. Aber auch in diefer Zeit kann es nicht aus- 
geübt werden, wenn die Erbichaft nicht mehr bei dem Erben vorhanden, 


— — 


1) Man vergl. 8. 2333 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2334 des BEB.'s. — Es handelt ſich hierbei um eine Sicher- 
heitsmaßregel, welche nicht einmal die Beicheinigung der Gefahr des Berluftes ber 
Forderung vorausſetzt. 

3) Man vergl. $8. 2335 bis 2337 des BGEB.'s. 

4) Man vergl. $. 2338 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 2339 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 2840 des BGB.'s. 
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oder wenn fie mit dem Vermögen des Erben jo vermijcht it, daß 
eine Sonderung nicht ftatt bat. Forderungen für veräußerte erb- 
jchaftliche Sachen find aber als noch nicht mit dem Vermögen des 
Erblaffers vermijcht zu betrachten '). 


8. 517. 
V. Erbtheilungsflage. 


Unter Miterben findet die Erbtheilungsflage (judieium familiae 
ereiscundae) jtatt, vermöge deren die Theilung der Erbichaft, joweit 
fie gemeinschaftlich ift?), und nicht gemeinfchaftlich bleiben joll, ver- 
langt werden fann?). Die Erbtbeilungsflage hat diejelbe Natur, wie 
die Theilungsflage, jedoch mit dem Unterjchiede, daß es ſich bei ibr 
um die Theilung des ganzen Vermögens eines Verſtorbenen banbdelt, 
und die bei ihr in Betracht fommenden perjönlichen Leitungen (}. 9. 
personales praestationes) in den Bertvendungen, welche der Miterbe 
auf die Erbjichaft gemacht, und in den Nußungen beiteben, twelce 
derjelbe von der Erbjchaft gezogen hat*). Der vorzüglichite Zwed 
der Erbtbeilungsklage zeigt ich in der Aufbebung der Erbicaft, 
als eines aus Activen und Paſſiven beitehenden Ganzen, und in 
der Ausgleihung der perfünlichen Yeiftungen. Soviel nämlich die 
Forderungen und Schulden der Erbicbaft anlangt, jo find diejelben 
als nad dem Berhältniffe der Erbtbeile getheilt zu betrachten und 
wenn fie deffenungeachtet zur Erbtheilung gezogen werden, jo gejchiebt 
dies nur zur Ausgleichung der Miterben unter fi und zwar nad 
den VBorjchriften über die Abtretung der Forderungen und über die 
Schuldübernahme?). Soviel die erbichaftlihen Sachen anlangt, jo 
gebt das Eigenthum, welches der Erblaffer gehabt hat, durch den 





1) Dan vergl. 88. 2342, 2341 des BGB.'s. 

2) Eine Erbichaft ift nicht gemeinfhaftlich, wenn zwar mehrere Erben zufammen 
treffen, diefelben aber jämmtlidy in beftimmte Sachen, Rechte und Summen eingeiert 
find und die Erbſchaft dadurd erfchöpft wird, oder wenn die Erbſchaft lediglich im 
Forderungen befteht. 

3) Man vergl. 8. 2343 Sat 1 des BGB.'s und über die Frage, ob Derjeniage, 
welcher auf Theilung ber Erbichaft anträgt, zuvor fein Erbrecht zu beweifen hat, Com- 
mentar Bb.3 ©. 359. 

4) Man vergl. $. 2343 Sat 2 des BGB.'s umd oben ©. 351 flg. — Forder— 
ungen, welche ein Miterbe an den Erblaffer oder diefer an jenen gehabt hat, find 
ebenfalls als ipso jure getheilt anzufehen. 

5) Man vergl. 8. 2347 des BGB.'s. 
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Erbjcbaftsantritt auf die mehreren Erben nah Berbältniß ihrer 
Erbtbeile über. Die Erben haben daher von dieſem Zeitpuncte 
an ein Miteigenthum und alle in dem Miteigenthume liegenden 
Rechte, namentli das Recht, ihren ideellen Antbeil zu veräußern 
und zu verpfänden und auf Theilung anzutragen; auch haften fie 
nur für den Fleiß, welchen fie in eignen Angelegenheiten zu beobachten 
pflegen. Daß die Erbtheilungsklage vorbergegangen jei, wird nicht 
erfordert, vielmehr bat der einzelne Erbe das Miteigentbum, weil er 
es geerbt bat, nicht weil es ihm bei einer Erbtheilung zugeiprocen 
worden ift. Kür das Verhältniß der Erbtbeilungsklage zu der Theil- 
ungsklage ergeben ſich hieraus nachitehende Sätze: it die Erbtheil- 
ungsklage angejtellt worden, jo kann fie nicht ein zweites Mal ange» 
ftellt werden; ſind bei ihr Saden in der Gemeinjchaft der Erben 
geblieben, jo bat nur noch die Theilungsklage jtatt. it die Erb- 
tbeilungsflage nicht angeitellt worden, jo kann wegen der einzelnen 
zur Erbichaft gehörigen Sachen die Theilungsklage angejtellt werden ; 
eine vollitändige Theilung der Erbichaft und eine volljtändige Aus- 
gleihbumg der oben angegebenen perjönlichen Xeiftungen unter den 
Miterben ift aber nur durch die Erbtheilungstlage möglich ?). 


8. 518. 
Fortſetzung. 


Die Theilung der Erbſchaft kann auch vorgenommen werden, 
wenn eine ungeborene Leibesfrucht bei derſelben betheiligt iſt; es 
iſt in dieſem Falle ſoviel von der Erbſchaft aufzuheben, als nöthig 
wäre, wenn Drillinge geboren würden, und dieſer Betrag endgültig 
zuzuweiſen, wenn die Geburt erfolgt, oder Gewißheit darüber vor— 
handen iſt, daß ſie nicht erfolgen kann. Der Mutter eines zur Erb— 
folge berechtigten Kindes, welches bei dem Tode des Erblaſſers em— 
pfangen, aber noch nicht geboren iſt, ſteht während ihrer Schwanger- 
ichaft das Necht zu, aus den Nußungen der Erbjchaft den Unterhalt 
zu fordern; doch bat fie diejes Necht, jofern fie nicht zugleich Wittwe 
des Grblafjers ift, nur dann, wenn ihr anderweite Unterhaltsmittel 
fehlen ?). 

Das Verbot des Erblafjers, die Erbjchaft zu theilen, verbindet 


1) Man vergl. $. 2281 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $. 2348 des BGB.'s. 
3) Man vergl. 38. 2344, 2345 des BGB.'s. 
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die Erben nur auf zwanzig Jahre. Ein Verzicht der Erben auf 
Theilung der Erbjchaft ift nach den Vorjchriften über den Verzicht 
auf Theilung des Miteigentbums ) zu beurtheilen ?). 

Die Erbtheilung kann außergerichtlich erfolgen, gerichtlih muß 
fie erfolgen, wenn ein Erbe darauf anträgt, oder Bevormundete als 
Erben dabei betheiligt find. Diejelbe gefchieht zunächit nach den An— 
ordnungen des Erblaffers. Urkunden, welche auf die Familienange- 
legenheiten des Erblaſſers Bezug und feinen Bermögenswertb haben, 
fann Derjenige unter den Erben verlangen, welcher der nächte Ver— 
wandte des Erblaffers ift und, fofern mehrere gleich nahe Verwandte 
vorhanden find, Derjenige, welchen das Loos dazu bejtimmt ”). 

Werden bei der Erbtheilung Sachen, welche gemeinfchaftlich find, 
Einem Erben auf jeinen Erbtheil überlaffen, jo find die Rechte und 
Berbindlichkeiten zwijchen dem Erwerber und den Ueberlafjenden 
nach den Vorſchriften über den Kauf zu beurtheilen; insbejondere 
haften die legteren nach Verhältniß ihrer Erbtheile für Fehler und 
für Entwährung. Werden erbichaftlihe Forderungen Einem Erben 
überlafjen, jo haften die übrigen Erben, in Ermangelung einer anderen 
Bereinbarung, nicht blos für das Dafein der Forderung, jondem 
auch für die Zahlungsfähigfeit des Schuldners. Die Haftpflicht für 
die Zahlungsfähigkeit des Schuldners erlöjcht mit dem Ablaufe von 
fünf Jahren von der Erbtheilung an*). 


8. 519. 
VI Berbindlidkeit der gejeglihen Erben zur Einwerfung. 


Das bürgerliche Geſetzbuch beſchränkt die Einwerfungs-Verbind- 
lichkeit (Gollationspflicht) der Abkömmlinge, welche Eltern und Bor: 
eltern beerben, nur auf die geſetzliche Erbfolge, und nur auf nad 
ftehende Arten von Gegenftänden, nämlich auf Dasjenige, 

a) was die Abkömmlinge bei Lebzeiten der Eltern oder Voreltern 
zur Ausjtattung (auch der j. g. nothiwendigen), zur Gründung 
oder weiteren Einrichtung einer bejonderen Haushaltung, oder 

b) zur Gründung oder Fortfegung eines Gewerbes, oder 

e) zur Uebernahme eines Amtes, oder 


1) Man vergl. oben ©. 352. 

2) Man vergl. $. 2346 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 2349 bis 2851 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 58. 2352, 2353 des BOB.’ und Commentar Bd. 3 ©. 363. 


Bon der Erwerbung ber Erbſchaft. 817 


d) zur Erwerbung eines Ranges oder eines Titels,. oder 
e) zu Reifen zum Zwecke ihrer Ausbildung, oder 
f) zur Erlangung der Befreiung von der Militärpflicht, 
erhalten haben '). 
In Beziehung auf andere Gegenftände, als die unter a bis 
f angegebenen, findet eine Einwerfungspflict nur ftatt, wenn ber 
Erblaffer fie unter den dieje Pflicht begründenden VBorausjegungen, 
insbejondere durch Bertrag mit dem Abkömmlinge oder deſſen Bor- 
munde, aufgelegt bat?). Schenkungen unter Lebenden find einzu: 
werfen, wenn Abkömmlinge, twelche dergleichen Schenkungen erhalten 
haben, mit Abkömmlingen zufammentreffen, welche Gegenjtände der 
unter a bis f angegebenen Art einzumwerfen verbunden find, und zwar 
nicht blos nach dem Berhältnifje der fich gegenüberjtehenden Summen ?), 
An Kindesftatt Angenommene haben nur Dasjenige einzuwerfen, 
was fie nach ihrer Annahme an Kindesftatt an zur Einwerfung ge- 
eigneten Gegenftänden erhalten baben*). Entferntere Abkömmlinge 
baben nicht blos Dasjenige einzumwerfen, was fie jelbft an zur Ein- 
werfung geeigneten Gegenftänden erhalten haben, jondern auch Das- 
jenige, was der ihnen vorgehende nähere Abkömmling einzumerfen 
gehabt hätte, wenn er zur gejeßlichen Erbfolge gelangt wäre, und 
ziwar ohne Unterjchied, ob fie jelbft deſſen Erben geworden find, oder 
nicht). Die Einwerfungspflicht geht auf Diejenigen über, welche 
an der Stelle des Einwerfungspflichtigen die Erbjchaft erwerben, 
3. B. auf den Käufer der Erbichaft und auf den zu dem Vermögen 
des Erben eröffneten Coneurs ®). 
Ein Abkömmling bat nie mehr einzumwerfen, als der ihm ges 
bührende Erbtheil beträgt ”). 
Alles, was einzuterfen ift, wird unter die zur gejeßlichen Erbfolge 
gelangenden Abkömmlinge nach Verhältniß ihrer Erbtheile vertheilt, 
Treffen Abkömmlinge mit Nichtablömmlingen zujfammen, 3. B. Kinder 


1) Man vergl. S$. 2354, 2371 des BGB... — Die Borjchrift unter f ift aud) 
nad) der gegenwärtigen Militärverfaffung infofern nicht gegenftandslos, al® der mit 
Aufwand verbundene einjährig freiwillige Dienft die Militärdienflzeit um mehrere 
Jahre abkürzt (vergl. Mil.-Erj.-Inftr. $. 148). 

2) Man vergl. $. 2357 des BEB.'s und oben ©. 244 fig. 

3) Man vergl. $. 2356 des BGB.’ und Commentar Bd. 3 ©. 366. 

4) Dan vergl. $. 2355 des BGEB.'s. 

5) Man vergl. 88." 2358, 2359 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 2360 des BGB.'s. 

7) Man vergl. $. 2361 des BGB.'s. 
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und die Wittwe des Erblaffers, fo ift die Einwerfungsmafje unter die 
Abkömmlinge jo zu theilen, wie gefchehen müßte, wenn fie allein zur 
Erbfolge gelangten '). 

Der zur Einwerfung verpflichtete Ablömmling bat die Wabl, ob 
er die der Einwerfung unterliegenden Gegenftände in Natur (f. g. Real» 
collation) oder nach ihrem Werthe (ſ. g. Jdealcollation) einwerfen will *. 
Wählt er die erftere Einwerfungsart, jo hat er die Gegenftände, 
wie er fie erhalten bat, nebſt Zuwachs und den davon gezogenen, 
noch vorhandenen Früchten zur Erbichaft einzuwerfen“). Sind die 
Gegenjtände durch Zufall untergegangen, jo ift der Einwerfungs- 
pflichtige von der Einwerfung frei. Derjelbe haftet bis zur Antretung 
der Erbichaft für abfichtliche Verjchuldung und nach der Antretung 
der Erbichaft für den Fleiß, welchen er in eigenen Angelegenheiten 
anzumenden pflegt. Hat der Einwerfungspflichtige die Gegenjtände 
veräußert, jo haftet er, ſoweit er zur Zeit der Antretung der Erb- 
ſchaft bereichert if. Hat er Verivendungen gemacht, durch welche die 
Gegenftände dauernd verbefjert worden find, jo find ihm ſolche zu 
erjegen‘),. Wählt der Einwerfungspflichtige die legtere Einiverfungs 
art, jo bat er den Werth einzumerfen, welchen die Gegenjtände zur 
Zeit der Erbtheilung haben. Zinjen find nur im Falle eines Ber: 
zugs zu gewähren ). 

Der Pflichttheil darf weder durch Erlaß der Einwerfungspflicht, 
noch durch die Bejtimmung, daß zur Einwerfung nicht geeignete Ge- 
genftände eingeworfen werden jollen, verlegt werden ®). 


8. 520. 
VO. Beräußerung einer Erbſchaft. 


Wird eine Erbichaft oder ein ideeller Theil derjelben veräußert, 
3. B. durch Kauf, Geben an Zahlungsftatt, Schenkung, jo gilt unter 
den Bertragjchließenden der Erwerber als Erbe. Veräußert ein Erbe, 
welchem eine Erbſchaft nach einem ideellen Theile angefallen ift, feinen 
Erbtheil, jo erftredt fich die Veräußerung, in Ermangelung einer 
anderen Vereinbarung, auch auf Dasjenige, was dem Erbtheile jpäter 





1) Man vergl. $. 2362 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 88. 2363, 700 bes BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 2363 Sat 1 des BGEB.'s. 

4) Man vergl. 88. 2364 bis 2366 des BGB.'s. 
5) Man vergl. 88. 2367, 2368 des BOB.'s, 

6) Man vergl. 88. 2369, 2370 bes BOB.R. 
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anwächſt). Was der Erbe außer jeinem Erbtheile aus der Erbſchaft 
erhält, 3. B. als Vermächtnignehmer oder Anwärter, gilt nicht als 
mit veräußert, ebenso eritredt jich die Veräußerung nicht auf Urkunden, 
welche auf Familienangelegenheiten Bezug und feinen Vermögens 
werth haben, fofern der Veräußerer zu den Perſonen gehört, welchen 
diejelben vermöge Geſetzes zu überlaffen find ?). 

Gegenitand der Veräußerung ift die Erbichaft, als ſolche, oder der 
veräußerte ideelle Theil der Erbichaft, als jolcher; der VBeräußerer bat 
daher die Erbichaft oder den ideellen Theil derjelben, jofern nicht 
Etwas von der Veräußerung ausgenommen worden ift, dem Eriverber 
jo herauszugeben, wie wenn nicht er, jondern der Erwerber Erbe 
wäre, namentlich mit Allem, was nach dem Tode des Erblaſſers der 
Erbichaft zugewachſen ift; er haftet aber nicht für den Zufall. Er 
fann Erſtattung Desjenigen fordern, was er auf die Antretung der 
Erbichaft, oder auf die lektere verwendet hat, insbejondere bezahlte 
Schulden, Bermächtniffe, Abgaben und Begräbnißfoften?). Die Ver- 
bindlichfeit des Beräußerers zur Herausgabe Desjenigen, was nad 
der Veräußerung aus der Erbſchaft an ihm gelangt, richtet fich nad) 
dem Rechtsgejchäfte, durch welches die Veräußerung erfolgt ijt*). 
Forderungen, welche der Erbe an den Erblafjfer oder diejer an jenen 
hatte, ingleichen Rechte, welche dem Erben an Sachen des Erblaſſers, 
oder dem leßteren an Sachen des erjteren zuftanden, gelten in dem 
Verhältniſſe des Veräußerers zu dem Erwerber nicht als durch den 
Erbſchaftsantritt erlofchen ®). 

Der Erwerber bat die Erbichaftsflage und die Erbtheilungsklage 
und ijt zur Verfügung über die erbichaftlichen Forderungen berechtigt. 
Für die Erbjchaftsfchulden, Vermächtniffe und Anwartjchaften haftet 
er jowohl dem BVeräußerer, als den Gläubigern gegenüber, nady den 
Borjchriften über die Schuldübernahme ®). 

Iſt die Erbfchaft oder der ideelle Theil einer Erbſchaft gegen 
eine Gegenleiftung veräußert worden, jo haftet der Veräußerer, felbit 
wenn er auf Grund eines Inventars veräußert hat, weder für Fehler, 
noch für Entwährung der einzelnen erbjchaftlichen Sachen, wohl aber 


— — 





1) Man vergl. 85. 2372, 2373 des BGB.'s und Commentar Bd. 3 ©. 370 fig. 
2) Man vergl. $$. 2374, 2375, 2251 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $. 2376 des BGB.'s. 
4) Man vergl. $. 2377 des BGB.'s. 
5) Man vergl. $. 2378 des BGEB.'s. 
6) Man vergl. 88. 2379, 2380 des BGB.'s. 
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für die Richtigkeit des Erbrecht, wie er es angegeben bat, insbejondere 
auch, wenn er VBermächtniffe, Anwartjchaften und Auflagen oder 
feinem Erbrechte beigefügte auflöfende Bedingungen verjchwiegen hat '). 


Vierter Abjchnitt. 
Von den Vermächtniffen. 


Erſtes Capitel. 
Erridhtung der Vermächtniſſe. 
| 8. 521. 
L Form der Errichtung der Vermächtniſſe. 


Ein Vermächtniß, deſſen Begriff bereits oben ©. 738 gegeben 
worden ift, kann in jedem gültig errichteten legten Willen angeordnet 
werden. Eine Ausnahme machen nur die von Eltern und Voreltern 
unter ihren Abkömmlingen errichteten legten Willen injofern, als in 
denjelben Bermächtniffe nicht fremden Perſonen Hinterlaffen werden 
fönnen?). Der Erblaffer kann in feinem jchriftlichen legten Willen 
die Beitimmung treffen, daß VBermächtniffe, welche er in einer be 
jonderen Schrift angeordnet habe, oder anordnen werde, ebenjo gelten 
jollen, al3 wenn fie in jeinem legten Willen angeordnet worden 
wären. In diefem Falle bedarf es zu der Errichtung der VBermädht- 
niffe nur einer von dem Erblaffer eigenhändig gejchriebenen und 
eigenhändig mit feinem Familiennamen unterjchriebenen Schrift, in 
welcher die Vermächtnißnehmer (vorausgejegt daß fie phyſiſche Perjonen 
find) mit den Familiennamen und wenigjtens einem voll ausge 
Ichriebenen Bornamen und die vermacdhten Mengen oder Summen 
mit Worten, auch Ort, Jahr und Tag der Abfaffung der Schrift an— 
gegeben worden find ?); jedoch gilt auch bier die oben ©. 759 ange 
gebene Vorjchrift des 8. 2085 des BGB.'s. 

Der Erblaffer kann auch feinen Erben und jelbit den Vermächt— 
nignehmern mündlich oder durch Uebergabe einer Schrift, welche eine 
Anordnung von Vermächtniffen enthält, Vermächtniſſe auflegen (ſ. g. 
Dralfideicommiffe), Mit welchen Worten das Vermächtniß aufgelegt 
wird, ob in Form eines Befehles, einer Bitte oder eines Wunfches, 


1) Man vergl. 8. 2381 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $$. 2382, 2116 des BGB.'s. 
3) Dan vergl. 8. 2383 des BGB.'s. 
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macht feinen Unterfchied. Zur mündlichen Errichtung genügt aber 
nicht die bloße Gegenwart des Bejchwerten, vielmehr wird erfordert, 
daß der Erblaffer dem Beſchwerten gegenüber den Willen oder 
Wunſch, daß das Vermächtniß ausgezahlt werden folle, ausgefprochen 
bat. Ein Vermächtniß, welches mehreren Erben oder Vermächtniß- 
nehmern aufgelegt wird, gilt ala allen Erben und Vermäctnißnehmern 
aufgelegt, wenn es auch nur Einem Erben oder Einem VBermächtniß- 
nehmer gegenüber aufgelegt wird '). 

Sind in einem leßten Willen, in welchem der Erblaffer Ber- 
mächtniffe angeordnet hat, Erben nicht eingejeßt, oder werden die 
darin eingejegten Erben nicht Erben, fo ift anzunehmen, daß die ohne 
Bezeichnung des Beſchwerten angeordneten VBermächtniffe den gejeß- 
lichen Erben des Erblafjers aufgelegt find ?). 

Hat ein Erblaffer zu Gunften einer Perſon die Veräußerung 
einer jeinem Erben binterlafjenen Sade verboten, jo gilt dies, in 
Ermangelung einer anderen Beitimmung, als ein diefer Perſon zu— 
gedachtes VBermächtniß *). Hat der Erblafjer verordnet, dab das Ver: 
mächtniß einem Anderen zulommen jol, wenn der Bedachte es nicht 
annehmen kann oder will, jo finden die San über die Nach- 
erbeinjegung Anwendung *). 


$. 522. 


II. Berjonen, welde mit Vermächtniſſen beſchwert 
werden können. 


Mit einem VBermächtniffe kann Jeder beſchwert werden, welcher 
mittelbar oder unmittelbar Etwas auf den Todesfall erhält, ohne 
Unterjchied, ob er den Vortheil, in Beziehung auf welchen er mit einem 
Bermächtniffe beſchwert wird, dadurd; befommt, daß der Erblaſſer zu 
feinen Gunften legtwillig verfügt, oder dadurch behält, daß der Erb» 


1) Man vergl. 88. 2384, 2385 des BGB.’ und Annalen N. F. Bd. 2 ©. 448, 
448, Bd.3 ©. 205, Bd. 5 ©. 484, Bd. 7 ©. 381. 

2) Man vergl. 8. 2386 bes BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 2387 des BGB. — Hätte der Erblaffer die Veränßerung 
verboten, damit die Sache in ber Familie bleibe, fo würden die Vorſchriften in 
88. 2527 bis 2541 bes BGB.'s Anwendung finden. — Die römiſchen Gefeke, nas 
mentlich 1. 67 pr. und 88. 1 bie 6, 1. 69 88. 3 und 4 D. de leg. IL, 1. ult. Cod. 
de verb. signif. find unflar. 

4) Man vergl. $. 2411 des BGB.'s und oben S. 785 fig. 
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laſſer von ſeinem Rechte, etwas Anderes letztwillig anzuordnen, keinen 
Gebrauch mad ''). 

Niemand kann mit Bermächtnijjen mehr bejchivert werden, als 
der Vortheil reicht, welchen er auf den Todesfall erhält, doch bat 
fih der Bejchwerte, wenn VBermächtniffe von Zeitbeitimmungen oder 
Bedingungen abhängen, die Früchte und Zinfen in der Zwiſchenzeit 
zwiſchen dem Tode des Erblafjers und der Berfallzeit der Bermächt: 
niffe als einen Vortheil anrechnen zu laffen, wegen deſſen er mit 
Bermächtnifjen bejchwert werden fann. Die Fälle aber, in welchen 
Jemandem eine dem Erblaffer gehörige Sache für einen beftimmten 
Preis oder eine beftimmte Geldjumme für eine dem Erben zu über- 
laffende Sache vermacht worden ijt, fallen nicht unter den Begriff der 
auf Vermächtnijfe gelegten Vermächtniſſe, jondern unter den Begriff 
der unter Bedingungen oder Zweckbeſtimmungen hinterlafjenen Ber- 
mächtniffe ?). 

Bermächtniffe, welche mehreren Erben, ohne nähere Beitimmung, 
aufgelegt werden, find von diefen nach Verhältniß ihrer Erbtheile zu 
erfüllen. Mehrere Erben baften als Gejammtjchuldner, wenn der 
Gegenitand des VBermächtniffes untheilbar it. Hat der Erblajfer 
einige von mehreren Erben, ohne Beziehung auf ihre Eigenfchaft als 
Erben, ald Diejenigen genannt, welche mit dem Vermächtniſſe be- 
ſchwert jein jollen, jo haften fie, ſelbſt wenn ihre Erbtheile ungleich 
find, für das Vermächtniß nach gleichen Theilen. Hat der Erblafler 
allen Erben, mit Ausnahme eines oder einiger, ein Vermächtniß auf- 
gelegt, jo ift anzunehmen, daß die Beichtwerten nad Verhältniß ihrer 
Erbtbeile haften. it ein Beſchwerter nicht genannt, jo haften alle 
Erben nach Berhältnig ihrer Erbtheile. Sind mehrere Vermächtniß— 
nehmer mit Bermächtniffen bejchwert, jo haften fie zu gleichen Theilen *). 

Kann oder will ein Bejchtwerter Dasjenige nicht annehmen, was 
ibm von dem Erblafjer hinterlaſſen worden ift, jo geht die Verbind- 
lichkeit zur Bezahlung des Vermächtniſſes auf Diejenigen über, welche, 
vermöge Nacherbeinjegung, Anwachjungsrechts oder Eintritt$ der ge- 


1) Man vergl. $. 2388 des BGB.'s. — Derjenige, weldher von dem Bebachten 
conditionis explendae causa Etwas erhält, oder blos in der Bedingung eines Ber- 
mächtniffes genannt wird (in conditione positus), gilt, wenigflens nicht ohne Weiteres, 
als ein Bedachter, welder mit Bermädtniffen beſchwert werben fan. 

2) Man vergl. $. 2389 des BGEB.'s uud Kommentar Bd. 3 ©. 377. 

3) Man vergl. 58. 2390 bis 2394 des BGB.'s und Commentar a. a. DO. 
©. 377 fig. : 
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jeglichen Erbfolge nad; Wegfall der teftamentarifchen, an feine Stelle 
treten, jofern nicht das Vermächtniß blos in Rüdficht auf die Perſon 
des Wegfallenden angeordnet worden ift ''). 


$. 523. 


IL Berfonen, welchen Vermächtniſſe ausgefeht werden 
fönnen. 


Die Erridtung der VBermächtniffe ift im Verhältniffe zu der 
Erbeinfegung infofern eine freiere, als auch jolchen Berjonen, welche 
zur Zeit des Todes des Erblafjers noch nicht gelebt haben und noch 
nicht empfangen (in utero) gewejen find, für den Fall, daß fie fpäter 
geboren werden, Bermächtnifje ausgejeßt werden können ?). 

Sind Mehrere zu einem und demjelben Bermächtniffe berufen, 
3. B. A. foll ein Vermächtniß von 1000 erhalten, diejelben 1000 ver- 
mache ic) dem B. und C., jo tft, objchon die mehreren Vermächtnißnehmer 
in verjchiedenen Süßen ſtehen, anzunehmen, daß das Vermächtniß 
nad) gleichen Theilen getheilt werden joll, jofern nicht nachgewieſen 
werden kann, daß der Erblafjer geivollt habe, es jolle das Vermächtniß 
jedem SHonorirten ganz oder nach ungleichen Theilen ausgezahlt 
werben. it eine dem GStüde nad bejtimmte Sache Mehreren jo 
vermact, daß Jeder fie ganz erhalten foll, jo ijt ein mehrfaches 
Vermächtniß anzunehmen und der Bejchwerte hat die Wahl, welchem 
von ihnen er die Sache und weldyem er den Werth derjelben leiften 
will. Sind Mehrere zu demjelben Bermächtniffe in der Weile be 
rufen, daß nur Einer das Vermächtniß erhalten joll, jo find fie Ge- 
fammtgläubiger. Iſt ein Vermächtniß einer Claſſe von Berfonen, 
3. B. Verwandten, Dienftperjonen oder Armen, mit der Beftimmung 
hinterlaffen worden, daß es unter einzelne zu der Claſſe gehörige 
Perſonen vertheilt werden joll, jo jteht, in Ermangelung einer anderen 
Beitimmung, dem Beſchwerten das Recht zu, die BVertheilung nad) 
feinem Ermefjen vorzunehmen ?). 

Das einem Miterben aus der Erbſchaft hinterlaffene Vermächtniß 
(Prälegat) gilt blos injoweit als Vermächtniß, als es auf den Erb- 
theilen der Miterben ruht. Iſt einem Erben und einem Nichterben 
ein Vermächtniß gemeinschaftlich ausgejegt, jo theilen fie Dasjenige, 


1) Man vergl. $$. 2191, 2275, 2386, 2395, 2432 des BGB.s. 
2) Man vergl. $$. 2396, 2008 des BGEB.'s und oben S. 737. 
3) Man vergl. $$. 2397 bis 2400 des BGB.'s. 
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was die übrigen Miterben zu dem Vermächtniffe beizutragen baben; 
Dasjenige aber, was der Erbe als joldyer zu dem Vermächtniſſe bei- 
zutragen bat, erhält der Nichterbe allein. Schlägt der Erbe, welder 
mit einem VBermächtniffe im Voraus bedacht ift, die Erbjchaft aus, 
jo ift er berechtigt, das Vermächtniß auch zu dem Theile, welcher 
auf feinem eigenen Erbtbeile ruht, zu fordern, oder im Falle des 
Zujammentreffens eines Nichterben mit diefem zu theilen '). 


8. 524. 
IV. Gegenftand des Vermächtniſſes. 


Bon dem Gegenftande des Vermächtniffes gilt im Allgemeinen 
das über den Gegenjtand der Verträge oben ©. 501 Geſagte. Der 
Lehre der Vermächtnijfe eigenthümliche VBorfchriften find jedoch nach— 
ftehende: 

Läßt fich bei einem Vermächtniſſe nicht ermitteln, welcher von 
mehreren Gegenftänden vermacht worden fei, jo ilt das Vermächtniß 
zwar gültig, der Bejchwerte hat aber die Wahl unter den mehreren 
Gegenftänden?). it derjelben Perſon in einem legten Willen oder 
in mehreren neben einander bejtehenden legten Willen eine größere 
und eine Fleinere Summe vder Menge vertretbarer Sachen oder mehr: 
mals eine gleiche Summe oder Menge vermacht worden, jo ift anzu— 
nehmen, daß die mehreren Beträge neben einander vermacht worden 
find. Hit das Vermächtniß einer dem Stüde nach beftimmten Sade 
in einem legten Willen oder in mehreren neben einander beſtehenden 
legten Willen wiederholt, jo kann es nur Einmal gefordert werden. 
ft eine dem Stücke nach bejtimmte Sache dem Einen jchlechtbin, 
dem Anderen nad einem Theile vermacht, jo erhält der Erftere Das- 
jenige, was nad; Abzug des Antheils des Lebteren übrig bleibt *). 

Iſt der Gegenjtand des Vermächtniſſes dem gemeinen Berfebre 
entzogen, ſo ift das Bermächtniß nichtig. Steht der Gegenftand des 
Bermächtniffes zwar im gemeinen Verkehre, ift derjelbe aber dem Ver— 
fehre des Bejchwerten entzogen, jo ift das VBermächtniß gültig. Steht 
der Gegenitand des Vermächtniſſes zwar im gemeinen Verkehre, ift 


1) Man vergl. $$. 2401 bis 2403 des BEB.'s und Commentar Bd. 3 ©. 381 fig. 
(UHebereinftimmend das römifche Recht, 1. 116 $. 1, 1.34 $8. 11, 1%, 1.178. 2, 
1. 18, 1, 87 D. de leg. I.) 

2) Man vergl. $. 2404 in Verbindung mit $$. 2158, 2159 bes BEB.'s. 

3) Man vergl. 88. 2405 bis 2407 des BGB.'s. 
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derjelbe aber dem Verkehre des Bedachten oder dem Verkehre ſowohl 
des Bedachten ald auch des Bejchwerten entzogen, jo tit das Ber 
mächtniß nichtig. Iſt jedoch der vermachte Gegenftand in der Erbjchaft 
vorhanden, jo Hat der Bedachte Anſpruch auf den Preis, welder 
durch Veräußerung des Gegenftandes erlangt wird '). 


8. 526. 
V. Aufhebung der Bermädtniffe. 


Bermächtniffe find für aufgehoben zu betrachten, wenn der 
legte Wille, in welchem fie binterlaffen worden find, aufgehoben 
worden it ?). 

Der Widerruf eines Vermächtniſſes kann erfolgen in den 
Formen, in melden fie angeordnet werden fünnen, oder durch Er- 
Härung vor Gericht oder vor zwei Zeugen, als Solennitätszeugen ?). 
In Formlofen Schriften kann das Vermächtniß widerrufen werden, 
wenn der Erblaffer ſich in feinem legten Willen die Nenderung oder 
den Widerruf jeiner leßttwilligen Verfügungen mittelft bejonderer 
Schrift vorbehalten hat. Durch mündliche Erklärung des Erblaſſers 
gegen den Beſchwerten kann ein Vermächtniß nicht widerrufen werden *). 

Hat der Erblaffer eine Perſon mit mehreren Vermächtniſſen be- 
dacht und ein Vermächtniß ohne nähere Angabe, welches er gemeint 
babe, widerrufen, jo ift anzunehmen, daß ſämmtliche VBermächtniffe 
nicht widerrufen find. Hat der Erblafjer mehreren Perſonen Ver— 
mächtniffe Binterlaffen und ein Vermächtniß, ohne nähere Angabe, 
welches er gemeint babe, widerrufen, jo gelten die Vermächtniſſe 
Jämmtlicher Perjonen als nicht widerrufen ®). 

Ein Vermächtniß gilt als widerrufen, wenn der Erblaffer in 
einer Form, in welcher VBermächtniffe widerrufen werden können, feinen 
Willen zu erkennen giebt, daß nicht der anfangs Bedachte, ſondern 
ein Anderer das Vermächtniß erhalten, oder daß nicht der anfangs 
Beichwerte, jondern ein Anderer damit befchwert, oder daß nicht der 
anfangs vermachte Gegenftand, jondern ein anderer vermacht fein fol ®), 


1) Man vergl. $$. 2408 bis 2410 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2412 des BGB.’ und oben ©. 788 fig. 
3) Mon vergl. $. 2413 Sag 1 des BOB.s. 

4) Man vergl. $. 2413 Sat 2 und 3 des BGB.'s. 

5) Man vergl. $$. 2414, 2415 des BOB.R. 

6) Dan vergl. $. 2416 des BOB. 
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und zivar ſelbſt dann, wenn die neue Verfügung wegen Mangels 
der erforderlichen Form oder aus einem anderen Grunde ungültig 
ift!). Wird einem VBermächtniffe in einem jpäteren legten Willen eine 
Bedingung oder Auflage beigefügt, jo liegt darin ein Widerruf des- 
jelben injoweit, al3 das Vermächtniß nur gefordert werden kann, 
wenn die Bedingung eintritt, oder. die Auflage erfüllt wird), Ein 
Vermächtniß gilt als widerrufen, wenn der Erblaffer die ver: 
machte Sache veräußert, oder vernichtet, oder in eine andere Sache 
umarbeitet oder umbildet (jpecificirt). Eine theilmweife Veräußerung, 
Vernichtung oder Specification gilt als Widerruf nur nach dem ver- 
äußerten, vernichteten oder jpeeificirten Theile”). Gebt der Gegen: 
ftand des Vermächtniffes bei Lebzeiten des Erblaffers unter, jo * 
das Vermächtniß weg‘). 

Das Vermächtniß einer Forderung oder der Befreiung von einer 
Schuld fällt weg, wenn und foweit die Forderung während der 
Lebenszeit des Erblafjers getilgt wird ). 

Das Vermächtni fällt weg, wenn der Bedachte vor dem Erb- 
laffer jtirbt, den Eintritt der Bedingung des VBermächtniffes nicht er- 
lebt, das Vermächtniß ausfchlägt oder zu deſſen Erwerbung unfäbig 
wird, oder in dem Vermächtnißnehmer ein Grund der Unwürdigkeit zur 
Ermwerbung des Vermächtnifjes eintritt. Fällt das Vermächtniß weg, 
fo verbleibt, fofern nicht der Erblaffer an der Stelle des Vermächtniß— 
nehmers einen Anderen berufen hat, oder den zugleich mit dem Weg- 
fallenden Berufenen ein Anmwachjungsrecht zufteht, der Gegenftand des 
Bermächtniffes dem damit Bejchwerten ®). 


Zweites Capitel. 
Erwerbung der Vermächtniſſe. 


8. 526. 
Il. Annahme und Ausjhlagung der Vermäctnifje. 


Der Bedachte erwirbt das Vermächtniß mit dem Tode des Erb- 
laffers und wenn dafjelbe von einer aufjchiebenden Bedingung oder 


1) Dergleihen Gründe können fein die in 88. 2076, 2077, 2389, 2410 des BGEB.'s 
angegebenen. 

2) Dan vergl. 8. 2417 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 2418, 2419 des BGB.’ und Kommentar Bd. 3 ©. 386 fig. 

4) Man vergl. 8. 2420 des BEB.'s. 

5) Man vergl. 88. 2421, 2422 des BEB.s. 

6) Man vergl. 88. 2423 bis 2425 des BEB.'s und oben ©. 821 fig. 
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von einer dieſer gleichitehbenden Zeitbeftimmung abhängt, mit dem 
Eintritte der Bedingung oder des Zeitpunctes. Das Recht, ein Ber- 
mächtniß anzunehmen oder auszufchlagen, gebt, wenn der Bermächt- 
nignehmer nach dem Anfalle des Vermächtniſſes ftirbt, auf deſſen 
Erben über; es jchließt daher der Erbe des Vermächtnißnehmers den 
Subjtituten des leßteren aus. Die Vorjchrift, daß der Erbe, wenn 
er unter der aufichiebenden Bedingung der Nichtvornahme einer 
Handlung eingeſetzt worden ijt, welche er, jolange er lebt, vornehmen 
fann, die Erbichaft gegen eine Sicherheitsleiftung fordern kann (j. g- 
eautio Muciana), findet auch auf Vermächtniffe Antvendung '). Schlägt 
der Bedachte oder deſſen Erbe das Vermächtniß aus, jo gilt es für 
nicht angefallen; der Subititut des Vermächtnißnehmers kann alfo, 
wenn er den Anfall des Vermächtnifjes erlebt, diejes erwerben. Eine 
theilmeije Annahme oder Ausjchlagung des Vermächtnifies ift wirk— 
ungslos. Von mehreren Vermächtnifien kann der Bedachte das eine 
ausfchlagen, das andere annehmen. Bon mehreren Erben des Be 
dachten kann der eine den nach VBerhältniß feines Erbtheiles ihm zu- 
fommenden Theil des Vermächtniſſes ausfchlagen, der andere den ihm 
zulommenden Theil annehmen. Ein VBermächtniß, welches angenommen 
worden ijt, kann nicht wieder ausgejchlagen werben ?). 


8. 527. 


I. Anwachſungsrecht unter mehreren Vermächtniß— 
nebmern. 


Iſt ein und dafjelbe Bermächtnig Mehreren in getrennten Säßen 
binterlaffen worden (re conjuncti), 3. B. dem A. vermache ich mein 
Pferd, dafjelbe Pferd vermache ich dem B., jo wächſt, wenn ein Ver: 
mächtnißnehmer wegfällt, der dadurch erledigte Theil dem anderen 
VBermächtnißnehmer an; der leßtere kann, wenn er das ihm hinter 
laſſene Vermächtniß annimmt, den Antheil des Wegfallenden nicht 
ausjchlagen, braucht aber die Auflagen, mit welchen der Wegfallende be- 
ſchwert ift, nicht zu erfüllen. Iſt ein und daffelbe Vermächtniß Mebreren, 
ohne Angabe, wie viel ein Jeder von ihnen erhalten fol, in einem 
Satze binterlaffen (re et verbis conjuneti), 3. B. dem A., B. und C, ver- 
mache ich mein Pferd, fo fteht, wenn ein Vermächtnißnehmer weofällt, 


1) Man vergl. 88. 2426, 2008, 2010, 2147 des BGB.'s und oben S. 775. 
2) Man vergl. $$. 2427 bis 2430 des BGEB.'s. ; 
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den übrigen die Wahl zu, ob fie den erledigten Theil annehmen oder 
ausjchlagen wollen, fie müfjen aber, wenn fie denjelben annehmen, 
die Auflagen, mit welchen der Wegfallende bejchwert ift, erfüllen. 
Treffen re conjuneti und re et verbis conjuneti zufammen, 3. B. 
dem A. vermache ich mein Pferd, dafielbe Pferd vermache ich dem B., 
daffelbe Pferd vermache ich dem C., D. und E., jo haben die legteren, 
wenn ein mit ihnen in einem Sage VBerbundener wegfällt, in Bezieh- 
ung auf den dadurch erledigten Theil den Borzug vor den erjteren. 
Fällt ein re conjunctus weg, jo wächſt defjen Antheil den übrigen 
Bermächtnißnehmern, jowohl den re als auch re et verbis con- 
Junctis, an). 

Bermächtnißnehmer, welche in einem Saße verbunden, aber nicht 
zu einem und demjelben Vermächtniſſe berufen, 3. B. dem A. vermache 
ich mein Pferd und dem B. meine goldene Uhr, oder welche zwar 
zu einem und demfelben Bermächtniffe berufen find, aber mit Angabe, 
wie viel ein Jeder von ihnen erhalten joll, 3. B. dem A. und B. 
vermache ich 1000, und zwar jedem zur Hälfte, haben nicht ein An- 
wachjungsrecht, ebenjowenig VBermächtnißnehmer, welde zwar zu 
einem und demjelben Vermächtniſſe berufen find, aber mit Angabe 
verjchiedener Bejchwerten, 3. B. dem A. und B. vermache ich 1000, den 
Theil, welchen A. erhält, joll mein Erbe C., und den Theil, twelcher 
dem B. zufommt, mein Erbe D. bezahlen ?). 

Das Anwachfungsrecht unter den Vermächtnignehmern ift aus- 
geichloffen, wenn es nach der Beitimmung und Abficht des Erblaffers 
nicht eintreten joll, insbejondere wenn an der Stelle des wegfallenden 
Bermächtnignehmers ein Anderer berufen worden ift®). 


8. 528, 
III. Rechte und Berbindlichfeiten des Vermächtnißnehmers. 


Iſt ein Erbe mit einem Bermächtniffe bejchwert, jo kann der 
Bermächtnignehmer das Bermächtniß fofort, nachdem der Erbe die 
Erbſchaft angetreten hat, jedoch nicht vor dem Ablaufe eines Monates 
nad) dem Tode des Erblafjfers fordern. it ein VBermächtnißnehmer 
der Beſchwerte, jo fann das Vermächtniß jofort mit dem Zeitpuncte, 
wo der Beſchwerte das Vermächtniß fordern kann, verlangt werden *). 


——n nn — — 


1) Man vergl. $$. 2481 bis 2433 des BGB.'s und Kommentar Bd. 3 S. 300 fig. 
2) Man vergl. 88. 2434, 2435 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 2436 des BOB. 

4) Dan vergl. $. 2437 des BGB.'s. 
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Der Bedachte bat, jomweit nicht das Eigenthum der vermachten Sache 
oder das vermachte Recht an einer fremden Sache unmittelbar auf 
ihn übergeht, einen perjönlichen Anfpruch wider den Beſchwerten auf 
Leiſtung des Bermächtniffes; es finden darauf die Vorjchriften über 
die Forderungen Anwendung; der Befchwerte haftet für abfichtliche 
Berichuldung, grobe und geringe Fabrläffigfeit, aber nicht für den 
Zufall; Zinjen können nur aus einem VBerzuge gefordert werden '). 
Der VBermächtnignehmer ift verpflichtet, die Auflagen, mit welchen 
ihn der Erblafjer belaftet bat, bis zu dem Betrage des Bermächt- 
nifjes zu erfüllen, die auf der ihm vermachten Sache ruhenden Laften 
von der Zeit der Erwerbung des VBermächtniffes an und foviel die 
zu einem beitimmten Zeitpuncte an zu leiftenden VBermächtniffe be 
trifft, von dieſem Zeitpuncte an zu tragen, auch die Verwendungen, 
welche der Bejchwerte auf die Sache gemacht bat, und zivar die noth— 
iwendigen unbedingt, andere nach den Borjchriften über die Gejchäfts- 
führung ohne Auftrag, zu erjtatten?). Forderungen, welche der Ver: 
mächtnignehmer an den Erblafjer hat, erlöfchen nicht durch das Ver- 
mächtnig, es wäre denn das Vermächtniß dazu bejtimmt, diefe For- 
derungen zu deden. Zur Vertretung der Erbichaft den Erbichafts- 
gläubigern gegenüber ift der Vermächtnißnehmer nicht verpflichtet ?). 


$. 529. 


IV. Minderung der Vermächtniſſe wegen Unzulänglichteit 
der Erbſchaft. 


Das bürgerliche Geſetzbuch hat die auf der eigenthümlichen rö- 
mijchen Auffaffung der Tejtamente beruhenden Vorſchriften über die 
Quarta Falcidia und Trehelliana nicht aufgenommen. Da nun aber 
auch nad Sächſiſchem Rechte‘) der in einem legten Willen eingejegte 
Erbe für die Vermächtniſſe nicht über die Kräfte der Erbſchaft haftet, 
jo kann fich, wenn die Erbjchaft zur Bezahlung der Vermächtniſſe 
unzulänglich it, eine verhältnigmäßige Minderung der Vermächtniſſe 





1) Dian vergl. 88. 2438, 2439 des BGB.'s. 

2) Dan vergl. $. 2440 des BGB.'s. 

3) Dan vergl. $$. 2441, 2442 des BGB.’ — Ueber die Frage, ob bie Erb» 
Ichaftsgläubiger das Recht Haben, von dem Bermächtnignehmer Herausgabe Desjenigen 
zu fordern, was er auf das Vermächtniß erhalten hat, vergl. $. 2232 bes BOB.’ 
und oben ©. 810 fig. 

4) Dies galt bereits im römiſchen Rechte (1. 26 pr., 1. 122 $. 2 D, de leg. 1.). 
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nöthig machen, und hierauf beziehen fich nachftehende Beftimmungen 
des bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Können nämlich Vermächtniſſe aus der Erbichaft nach deren 
Betrage zur Zeit des Todes des Erblaffers, unter Abrechnung der 
auf ihre ruhenden Laften und Schulden, oder aus der Mafle, auf 
welche fie gelegt find, nicht voll bezahlt werden, jo find fie verhält- 
nigmäßig zu mindern. Ein Vermächtniß Desjenigen, was der Erb- 
laffer dem Vermächtnißnehmer fchuldig ift, unterliegt der Minderung 
mur infomweit, als es über den Betrag hinausgeht, welchen der Erb» 
laſſer jchuldig it. Ein Vermächtniß, deffen Bezahlung der Erblaffer 
vor allen anderen angeordnet oder rücichtlich deffen er die Minder- 
ung verboten bat, unterliegt der Minderung nur, wenn die Erbichaft 
oder die zur Bezahlung des Vermächtniffes beftimmte Maſſe nicht zu 
deſſen ausfchließlicher Bezahlung ausreicht. Ein Bermächtniß, welches 
von einer Zeitbeftimmung abhängt, ift, wenn es in Geld beitebt, 
unter Abrechnung der Zwijchenzinfen zwijchen dem Tode des Erb- 
laffer8 und der BVerfallzeit, und wenn es andere Gegenftände betrifft, 
unter Abrechnung der Früchte auf den angegebenen Zeitraum, in 
Anſatz zu bringen. Ein von einer aufjchiebenden Bedingung ab 
bängiges Vermächtniß ift, jo lange die Bedingung ſchwebt, vol in 
Anſatz zu bringen. Tritt die Bedingung nicht ein, fo ift der Be- 
jchwerte verbunden, den übrigen Bermächtnißnehmern den Mehrbetrag 
nachträglich zu leiften, welchen fie erhalten hätten, wenn das bedingte 
Vermächtniß nicht in Abzug gebracht worden wäre. In derfelben 
Weiſe ift zu verfahren, wenn bedingte und unfichere Forderungen 
nicht in Anja gekommen find und diefe fpäter eingehen. Ein Ber: 
mächtniß einer immerwährenden Rente ijt einer Summe gleich zu 
achten, deren jährlicher Zinsbetrag zu vier vom Hundert dem jäbr: 
lichen Betrage der Rente gleichfommt. Bei Vermächtniffen lebens- 
länglicher Renten, oder des lebenslänglichen Nießbrauchs ift der 
jährliche Betrag der Nente oder des Nießbrauchs jo viele Male in 
Anſatz zu bringen, als der Vermächtnignehmer nach den Borfchriften 
über die muthmaßliche Lebensdauer Jahre noch zu leben bat, und es 
erleidet der jährliche Betrag der Rente oder des Nießbrauchs in dem- 
jelben Verhältniſſe eine Minderung, in welchem die erlangte Ge- 
fammtjumme wegen der anderen Vermächtniffe zu mindern ift. Iſt 
der Gegenftand eines VBermächtniffes untheilbar, jo bat der Be- 
ſchwerte denjelben zu leiften, wenn ihm der Bedachte foviel an Geld 
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berausgiebt, als die verhältnigmäßige Minderung des VBermächtniffes 
ausmacht '). 


Drittes Gapitel. 
Einzelne Arten der Vermächtniſſe. 


$. 530, 
I. Bermäcdtniß einer dem Stüde nad bejtimmten Sade 
oder eines Rechts an einer Sadıe. 


Iſt der Gegenitand des Vermächtniffes eine Sadje, an welcher 
der Erblaffer zur Zeit feines Todes das Eigenthum hat, oder ein 
Recht an einer Sache des Erblafjers, oder ein Recht des Erblafjers an 
einer fremden Sache, jo erwirbt der Bermächtnignebmer das Eigenthum 
der Sache nebſt Zuwachs und allen zur Zeit des Anfalles des Bermächt- 
niſſes dabei befindlichen Zubehörungen, oder das Recht an der Sache 
jofort mit der Erwerbung des Bermächtnijjes und unmittelbar; es fteht 
ihm namentlich die Eigentbumsflage und Confeſſorienklage zu. Handelt 
es fihb um das Eigenthum an Grundjtüden oder Berechtigungen, 
welche ein Folium im Grundbuche erhalten haben, oder um ein Recht 
an einer Sache, zu deſſen Uebergange Eintragung im Grund» und 
Hypothekenbuche erforderlich ift, fo fanıı der Vermächtnißnehmer Um— 
fehreibung im Grund» und Hypothekenbuche verlangen ?.. Die dem 
Erblafjer eigentbümlich gehörige vermachte Sache geht auf den Ber- 
mächtnißnehmer cum onere über, Rechte an Sachen, welche Dritten 
und dem Bejchwerten zuftehen und auf der Sache haftende Pfand» 
rechte bejtehen fort. Haftet auf der Sache ein Pfandrecht für eine 
Forderung, für welche der Erblaffer perſönlich verpflichtet ift, jo Hat 
der Erbe dem Vermächtnißnehmer gegenüber diejelben Rechte, wie 
der Schuldner dem Schuldübernehmer gegenüber). Zur Erfüllung 
von Forderungen, welche gegen den Erblaffer in Beziehung auf die 
Sache begründet find, ift der Bermächtnißnehmer nicht verpflichtet *). 
Inwieweit Rechte, welche dem Vermächtnißnehmer an der vermachten 
Sache zuftehen, insbefondere Pfandrechte erlöfchen, ift bereits oben 
©. 399 fig., ©. 402, S. 404, ©. 412, ©. 433, ©. 567 flg., ©. 799 fig. 
angegeben worden. 


1) Dan vergl. $$. 2443 bis 2450 in Berbindung mit $. 35 des BGB.'s. 
2) Man vergl. 88. 2451, 2286 des BEB.'s und ober S. 330 und ©. 801. 
8) Man vergl. 88. 2452, 2453 bes BGB.'s und oben S. 69 fig. 

4) Man vergl. $. 2455 des BGB.'s. 
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Die vorftehenden Grundjäge finden analoge Anwendung, wenn 
eine dem Bejchwerten eigenthümlich gehörige Sache oder ein Recht 
an bderjelben oder ein dem Beſchwerten zuftehendes Recht an einer 
fremden Sache vermacht wird, jedoch mit dem Unterjchiede, daß der 
Bermäctnißnehmer in diefem Falle nicht das Eigentbum der Sache 
oder das Recht an der Sache unmittelbar erwirbt, jondern nur eine 
Forderung wider den Bejchtverten auf Hebertragung des Eigentbums 
oder des Rechtes an der Sache hat. Es macht feinen Unterjchied, 
ob der Erblaffer gewußt, daß die Sache oder das Recht an der 
Sade dem Erben gehörte, oder irrig geglaubt bat, daß er Eigen- 
tbümer der Sache jei oder das Recht an der Sache ihm jelbit zu— 
ftebe '). 

Das Vermächtniß einer dem Stüde nach beftimmten Sache oder 
bes Rechtes an einer Sache ift, wenn die Sade oder das Recht 
an der Sache weder dem Erblaffer noch dem Bejchwerten ge- 
hört (res aliena), nichtig; es wird daſſelbe nicht dadurch gültig, 
daß der Erblafjer oder der Bejchwerte die Sache oder das Recht an 
der Sache jpäter erwirbt. Hat jedoch der Erblafier gewußt, daß die 
Sache oder das Recht an der Sache einem Dritten gehörte, jo ik 
das Vermächtniß gültig. In diefem Falle iſt der Beſchwerte per- 
ſönlich verpflichtet, die Sache oder das Recht an der Sache dem Ber: 
mächtnignehmer zu verjchaffen. it dies nicht möglich, weil der 
Dritte die Sache oder das Recht an der Sache nicht verkaufen mil, 
oder einen übermäßigen Preis fordert, jo iſt der ordentliche Preis 
zu gewähren, welchen der Gegenftand des Vermächtniffes zur Zeit 
des Todes des Erblafjers gehabt hat?). 

Schwebt zwijchen dem Erblaffer und dem Dritten ein Rechts- 
ftreit über das Eigenthum der vermadten Sache, jo iſt das Ver— 
mächtniß gültig, joweit die Sache dem Erblafjer zugejprochen wird. 
Gehört die Sache dem Erblafjer blos zu einem Theile, jo gilt das 
Bermächtniß, joweit die Sache dem Erblafjer gehört ?). 

Das Vermächtniß einer Sache, welche dem Bedachten zur Zeit 
der Anordnung des Bermächtnifjes gehört, ift ungültig, jelbit wenn 
der Bedachte die Sache bei Lebzeiten des Erblafjers veräußert bat, 
ausgenommen wenn das Vermächtnig für den Fall der Veräußerung 


1) Man vergl. $. 2456 des BGB.'s. 
2) Man vergl. 88. 2457, 2458 bes BGEB.'s. 
3) Man vergl. $$. 2459, 2460 des BGB.'s. 
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vor dem Tode des Erblaflers oder eines Verluftes des Eigentbums 
an der Sade binterlaifen wird, oder wenn Rechte an der Sache ver- 
macht werden, welcde aucd der Eigenthümer an jeiner Sache haben 
fann '). Gehört die vermacdte Sache dem Bedachten nicht zur Zeit 
der Anordnung des Bermächtniffes, wohl aber zur Zeit des Todes 
des Erblafjers, jo it das Vermächtniß gültig; der Bedachte fann, 
wenn er die Sache von einer anderen Berfon, als dem Erblajler, 
gegen eine Gegenleiftung erworben bat, den Aufwand für die Er- 
werbung, jedoch wenn derjelbe den Werth der Sache überfteigt, nur 
diejen fordern?). Vermacht der Erblafjer eine dem Bedachten ge 
börige Sache, auf welche ihm jelbit eine Forderung zuiteht, jo iſt 
die Forderung für erlojchen anzufehen. Stand dem Erblafjer ein 
Pfandrecht an der Sache zu, jo gilt das VBermächtnig als Befreiung 
von dem Pfandrechte, nicht als Erlaß der Forderung ?). 


8. 531. 


I. Vermächtniß einer Geſammtſache und eines Jnbegriffs 
von Saden. 


Das Vermächtniß einer Geſammtſache umfaßt Alles, was zu der: 
jelben zu der Zeit des Todes des Erblajjers gehört *). 

Das Vermächtniß einer Sache mit ihrem Inhalte, z. B. mein 
Büreau nebit jeinem Inhalte, oder des Inbegriffs von Sachen mit 
Beziehung auf den Ort, wo fich derjelbe befindet, 3. B. die Sachen 
in meiner Schlafftube, umfaßt alle (dem Erblafjer gehörige) Sachen, 
welche die Beftimmung haben, fortdauernd zu dem Inhalte der Sadıe 
oder zu dem Inbegriffe der Sachen an dem beſtimmten Orte zu ges 
hören. it die Beitimmung vorhanden, jo find die Sadıen als ver- 
macht zu betrachten, ſelbſt wenn fie jich zufällig oder vorübergehend 
anderswo befinden. Iſt die Beitimmung nicht vorhanden, jo find 
die Sachen nicht vermacht, jelbit wenn fie jich zur Zeit des Todes 
des Erblaffers in der vermachten Sache oder an dem Orte des ver- 
machten Jnbegriffs befinden’). Das Vermächtniß des bloßen Jn- 

1) Man vergl. $. 2461 Cab 1 in Berbindung mit $. 795 des BGB.'s ımd 
oben ©. 502. 

2) Man vergl. $. 2462 de BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 2161 Sat 2 und 3 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 2463 des BEB.'s und oben ©. 75. 


5) Dian vergl. $. 2464 des BGOB.'s. 
Siebenhaar, Privatredt. 53 
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baltes eines Behältniffes, 3. B. Alles, was fich in meinem Koffer 
befindet, begreift Alles in jich, was fich zur Zeit des Todes Des 
Erblafjers in dem Behältniffe befindet‘). Das VBermädtnig Des 
jenigen, was fich in einem Haufe befindet, begreift Alles in fich, was 
zur Zeit des Todes des Erblaffers darin ift, mit Ausnahme des 
baaren Geldes, der Staatspapiere, der Schuldverjchreibungen und 
des Schmudes ?). 


8. 532. 
II. Bermäctniß einer der Gattung nad beftimmten Sade 
und einer Menge vertretbarer Saden. 


Das Vermächtniß einer der Gattung nach bejtimmten Sade ift 
gültig, ohne Unterjchied, ob eine ſolche Sache fih in der Erbichaft 
befindet oder nicht, und ob dies dem Erblaſſer befannt geweſen ift 
oder nit. Die Wahl fteht dem Bejchwerten zu; derjelbe darf 
jedoch nicht eine Sade unter mittlerer Bejchaffenheit mwäblen ?). 
Hat der Erblafjer das Vermächtniß auf die in feinem Vermögen be 
findlichen Sachen bejchränft, jo ift dafjelbe nur dann gültig, wem 
fih Sachen der bezeichneten Gattung in der Erbichaft befinden‘, 
In gleicher Weife ift ein Vermächtniß einer Menge vertretbarer 
Sachen zu beurtheilen, wenn die ——— derſelben nicht an— 
gegeben ift®). 


8. 533. 
IV. Bermädtniß eines Nießbrauds. 


Sit einer Perjon das Eigenthum einer Sadye, einer anderen der 
Nießbrauch an derjelben Sache vermacht, jo ift anzunehmen, daß der 
eriteren die Sache nach Abzug der Dienjtbarkeit des Nießbrauchs zu 
Gunſten der legteren vermacht worden ijt ). Auf das Vermächtnig 
des Nießbrauchs finden die oben ©. 827 flg. angegebenen VBorjchriften 


1) Man vergl. 8. 2465 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $. 2466 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $. 2467 in Verbindung mit $. 696 des BEGB.'. 
4) Man vergl. $. 24168 bes BEB.'s. 


5) Man vergl. $. 2169 des BEB.'s. — Unter einer Menge find im Zweifel 
wenigfiens zwei zu verftehen ($. 714 des BGB.'s.) 


6) Man vergl. 5. 2470 des BEB.'s und Kommentar Bd. 3 ©. 402 fig. 
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über das Anwachſungsrecht unter mehreren VBermächtnißnehmern An- 
wendung ’). 


8. 534. 
V. Bermäcdtniß des Lebensunterhalts und einer Xeibrente. 


Das Vermächtnig des Lebensunterbalts ift nach den oben ©. 245 flg. 
angegebenen Borjchriften über den Umfang der gejeßlichen Unterbalts- 
pflicht zu beurtheilen. Beſchränkt fich daſſelbe auf Verabreichung der 
Koft, jo ift darunter blos Speife und Trank begriffen ?). 

Das Vermächtniß einer Leibrente ift nach den oben ©. 618 flg. 
gegebenen Borjchriften zu beurtheilen ?). 


8. 535. 


VI Bermädtniß einer Forderung, einer Schuld und der 
Befreiung von einer Schuld. 


Das Bermächtniß einer Forderung, melde dem Erblaſſer an 
einen Dritten zufteht, it wirkungslos, wenn die Forderung nicht be— 
ſteht, jollte auch der Erblafjer einen Betrag der Forderung angegeben 
* haben. Beſteht die Forderung, jo gebt jie auf den Vermächtnißnehmer 
über, ein Nechtsverhältnig zwifchen dem Bermächtnignehmer und dem 
Schuldner wird aber erjt begründet, wenn der eritere dem leßteren 
anzeigt, daß die Forderung auf ihn übergegangen fei und fich als 
neuer Gläubiger zur Sache rechtfertigt *). In dem Bermächtniffe 
des Schuldſcheines liegt das Vermächtniß der Forderung, auf welche 
fih der Schuldſchein bezieht). 

Sit eine wahlweiſe Forderung mit Angabe des Gegenitandes, 
welcher vermacht jein joll, vermacht worden, jo tft zu unterſcheiden, 
ob dem Schuldner oder dem Gläubiger die Wahl zujtehbt. In dem 
erjteren Kalle ift, wenn der Erblafjer einen der wahlweiſe ge: 
Schuldeten Gegenftände vermact bat, der Bejchmwerte verbunden, die 
Forderung wider den Schuldner geltend zu machen, und es hängt 


1) Man vergl. $. 2471 des BGB.'s. — Hat 3. B. der Erblaffer teftirt, „A. und 
B. follen den Nießbraud an meinem Haufe haben‘ nnd ftirbt A. vor dem Erblaſſer, 
fo erhält B. dem ganzen Nießbrauch. Ueberleben beide den Erblaſſer und ftirbt A., 
fo fällt defien Nießbrauch an den Eigenthümer des Hauſes. 

2) Dan vergl. 88. 2472 bis 2475 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 2476 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 88. 2177, 972 bie 975 des BEB.'s. 

5) Dan vergl. $. 2478 des BGEB.'s. 

63* 
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der Erfolg der letztwilligen Verfügung infofern von der Wahl des 
Schuldners ab, als das Bermächtniß fich erledigt, wenn der Schuldner 
nicht den vermachten Gegenstand wählt. In dem letzt eren Falle dagegen 
gilt der Begenftand als vermacht, welchen der Erblafjer gewählt bat. 
Hat der Erblaffer in dem erjteren Falle die mehreren gejchuldeten 
Gegenſtände verjchiedenen Perſonen vermacht, fo gilt nur das Ber- 
mächtniß -desjenigen Bedachten, welchem der Gegenitand vermadt 
worden iſt, den der Schuldner wählt. Hat der Erblaffer in dem 
le&teren alle die mehreren gejchuldeten Gegenftände verichiedenen 
Perſonen verma t, jo muß der Beichwerte einem Bedachten die For— 
derung abtreten, einem jeden der übrigen Bedachten aber den Werth 
des ihm vwermachten Gegenjtandes leijten. In diefer Weiſe ift auch 
zu entjcheiden, wenn der Erblaffer eine Forderung, für welche Mebrere 
als Gejammtjchuldner haften, einem Jeden der mehreren Bedachten 
gegen einen anderen Gejammtjchuldner vermacdt bat). 

Hat der Erblaffer eine dem Bejchwerten zuftehende Forderung 
vermacht, jo ift der Bejchiverte verbunden, die Forderung dem Be 
dachten abzutreten. Hat der Erblafjer eine einem Dritten zuftebende 
Forderung vermacht, jo iſt der Beſchwerte verbunden, die Forderung 
des Dritten dem Bedachten zu verjchaffen?). Vermacht der Erblajjer 
dem Bermächtnignehmer Das, was diejer von einem Dritten zu 
fordern bat, jo wird der Dritte, wenn der Beſchwerte das Ber 
mächtniß bezahlt, von feiner Schuld befreit. Vermacht der Erblasier 
dem VBermächtnignehmer Das, was diejer einem Dritten ſchuldig ift, 
jo it der Bejchwerte verbunden, den Bedachten von dem Anjpruce 
des Dritten zu befreien ?). 

$. 536. 
Fortſetzung. 

Vermacht der Erblaſſer dem Vermächtnißnehmer, was dieſer ihm 
oder dem Beſchwerten ſchuldig iſt, oder den Schuldſchein darüber, 
ſo gilt das Vermächtniß blos ſoweit, als die Schuld beſteht, ſelbſt 
wenn ein Betrag angegeben worden iſt. Beſteht die Schuld, ſo hat 
der Beſchwerte dem Bermächtnißnehmer gegenüber dieſelbe Verbind— 
lichkeit, wie wenn die Schuld von dieſem erfüllt worden wäre 9. 





1) Man vergl. 88. 2479, 2480 des BGEB.'s. 
2) Man vergl. $. 2481 des BOB. 
3) Man vergl. 88. 2182, 2483 des BGB.'s. 
4) Dan vergl. $. 2484 des BGB.'s. 
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Vermacht der Erblaffer Etwas mit der Bemerkung, daß er es dem 
Bedachten fchuldig jei, jo gilt das Vermächtniß, wenn der Betrag 
der Schuld angegeben worden ijt, jollte audy eine Schuld nicht vor— 
handen fein; es bedarf auch in diefem Falle nicht des Beweiſes der 
Schuld, vielmehr ijt der Bejchwerte zur Bezahlung der Schuld un» 
bedingt verpflichtet, namentlich fallen Zeitbeftimmungen und Beding- 
ungen, ingleidhen alle Einreden weg, welche fih auf die Entjtehung 
der Schuld beziehen '). 

Vermacht der Erblafjer feinem Gläubiger einen feiner Schuld 
gleihfommenden Betrag, ohne zu bemerfen, daß er denjelben fchuldig 
fei, jo fann der Gläubiger das Vermächtniß neben feiner Zorderung 
verlangen?). Vermacht der Erblafjer dem Bermächtnignehmer eine 
Sache, welche er ihm jchuldig it, jo kann der Bermächtnißnehmer 
nur die Sache, nicht aber die Sache und deren Werth fordern ?). 


8. 537. 
VL Bermädtniß einer Ausftattung. 


Wird einer Frauensperfon Etwas, ohne Nücdficht auf eine be 
ftimmte Che, mit der Bemerkung vermacht, daß es eine Ausitattung 
jein joll, jo ift das Vermächtniß nicht als von der Bedingung ab- 
bängig zu betrachten, daß Die Vermächtnißnehmerin eine Che jchlieft. 
Wird einer Mannsperfon Etwas, ohne Rüdjicht auf eine bejtimmte 
Che, mit der Bemerkung vermacht, dag es eine Ausjtattung jein fol, 
jo iſt das Vermächtnig als von der Bedingung abhängig zu betrachten, 
daß der VBermächtnißnehbmer eine Che jchließt. Wird einer Manns: 
perjon eine Ausjtattung vermacht für den Fall, daß ſie eine bejtimmte 
Frauensperſon heirathet, oder zu dem Zwede, daß ſie diejelbe heirathet, 
jo ijt anzunehmen, daß die Ausjtattung für die bejtimmte Frauens— 
perjon beitellt jei. Die Höhe einer ohne Angabe des Betrages ver: 
machten Ausftattung ift, ohne Nüdficht auf das eigene Vermögen des 
Bedacten, nad dem Etande des Vaters dejjelben, und wenn der 
Bedachte außerehelich geboren it, nadı dem Stande der Mutter zu 
bejtimmen *). 


1) Man vergl. 88. 2485, 2486 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $. 2487 des BEB.s. 

3) Dean vergl. 8. 2488 des BGEB.'s. 

4) Man vergl. 8$. 2489 bis 2492 des BGB.'s. 
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$. 538. 
VII WBablvermädtniß. 

Werden mehrere Gegenftände wahliweife vermacht, jo fommt dem Be 
ſchwerten die Wahl zu, jelbjt wenn die Gegenftände nicht in der Erbſchaft 
vorhanden find. Hat der Erblaffer dem Vermächtnißnehmer die Wahl 
unter mehreren Gegenftänden überlaifen, jo fann der letztere, ſelbſt wenn 
die Gegenjtände in der Erbjchaft nicht vorhanden find, wählen, welden 
Gegenitand er haben will. it einem Dritten die Wahl unter mehreren 
Gegenjtänden überlafjen, jo muß der Dritte bei der Wahl auf die 
Berbältniffe und Bedürfniſſe des VBermächtnißnehmers Rüdficht nehmen. 
Iſt die von dem Befchwerten gewählte Sache entwährt worden, jo 
haftet er für Entwährung. it die vom Bermächtnißnehmer oder 
von einem Dritten gewählte Sache entwährt worden, jo kann der 
Vermächtnignehmer eine andere wählen. Wählt der Vermächtniß— 
nehmer oder der Dritte nicht, fo kann der Beſchwerte verlangen, dab 
demfelben die Erklärung über die Wahl innerhalb einer nad ricter 
(ihem Ermeffen, nicht unter einem Monate, zu beftimmenden jril 
aufgegeben wird, und es geht, wenn die Erflärung über die Wahl 
in diefer Frift nicht abgegeben wird, das Wahlrecht auf den Be 
ſchwerten über. Können Mehrere, welchen die Wahl zufommt, ode 
mehrere Erben Eines Wahlberechtigten ſich nicht über die Wahl einigen, 
jo entjcheidet das Loos, wer von ihnen zu wählen bat). 

8.539. 
IX. Bermädtniß der Erbſchaft eines Dritten. 


Hat der Erblaffer eine ihm oder dem Beichwerten angefallene 
Erbichaft eines Dritten vermacht, jo finden zwifchen dem Bermädt 
nißnehmer und dem Beſchwerten diefelben Rechte und Berbindlic- 
feiten jtatt, wie wenn ver leßtere die Erbichaft des Dritten dem 
eriteren veräußert hätte ?). 


Fünfter Abfchnitt. 
Don der Schenkung auf den Todesfall. 
8. 540. 
Einleitende Bemerkung. 
Nach dem römifchen Rechte war die Schenkung auf den Tode# 


rn Man vergl. 88. 2498 bis 2498 des BGB.'s. 
2) Man vergl. S. 2499 des BGB.'s. 
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fall (donatio mortis causa) durch die jpätere Gejeggebung ') ganz 
den Legaten gleichgeftellt worden, jowohl in Anfehung der Form (Err 
richtung vor fünf Zeugen), als auch in der Sache, 3. B. daß fie erft 
mit dem Tode des Schenfers perfect wurde, daß bei ihr eine Sub- 
jtitution jtatt hatte, daß fie der Inſinuation nicht bedurfte, daß fie 
dem Abzuge der lex Falcidia unterlag?) Diefe Auffaffung liegt 
auch im Allgemeinen dem bürgerlichen Gejegbuche zu Grunde. Dass 
jelbe unterjcheidet jedoch zwijchen dem Schenfungsverfprechen und 
dem auf einer Schenkung beruhenden Erbvertrage und zwiſchen dem 
Schenfungsverjprechen und der durch Uebergabe des geſchenkten Ge- 
genjtandes vollzogenen Schenkung. 


8. 541. 


Schenfungsverfpreben Auf einer Schenkung berubender 
Erbvertrag. 


Ein Schenfungsverjprechen, welches Jemand für den Fall feines 
Todes im Allgemeinen oder für den Fall feines Todes bei einer 
Lebensgefahr giebt, ift jowohl in der Anordnung und der dabei zu 
beobachtenden Form, als auch in feinen Wirkungen wie eine leßt- 
mwillige Verfügung zu beurtheilen ’). Ein auf einer Schenkung be- 
rubender Erbvertrag it jowohl in der Anordnung und der dabei zu 
beobachtenden Form, als auch in feinen Wirkungen wie ein Erbvertrag 
zu beurtheilen®). Bei beiden Arten der Schenkungen auf den Todes» 
fall finden die Vorjchriften über die Schenkungen unter Lebenden, 
daß die Schenkung eines ganzen Vermögens oder eines ideellen Theiles 
deſſelben nichtig üt, ingleichen dag Schenkungen, welche eine gewiſſe 
Summe überjteigen, die Beobachtung einer befonderen Form erfordern, 
nicht Anwendung ?). Bon der Schenkung auf den Todesfall ift aber 
die Schenkung wohl zu unterjfcheiden, bei welcher zwar auf den Fall 
des Todes des Schenfers Rüdficht genommen wird, dies aber nur 
zu dem Zwecke gejchieht, um die Zahlungszeit auf die Todeszeit des 


1) Man vergl. 1. 4 Cod. de donat. mortis caus., pr. J. de donat. 

2) Man vergl. Hug. Donellus comm. j. ce. t. 8 pag. 504. 

3) Man vergl. $. 2500 des BGB.'s. 

4) Dan vergl. $. 2501 bes BGEB.'s. 

5) Man vergl. $. 2502 in Verbindung mit $$. 1053, 1056 bis 1058 des BGB.'E, 
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Schenkers binauszufchieben. Dieſe Schenkung ift eine Schenkung unter 
Lebenden. 


8. 542, 


Durch Uebergabe des gejhenkten Gegenftandes vollzogene 
Schenfung auf den Todesfall. 


Wird eine Schenkung auf den Todesfall durch die Uebergabe 
des geichenkten Gegenftandes vollzogen, jo finden auf fie die Vor: 
ichriften über die Schenfungen unter Xebenden, namentlich auch über 
die Nothwendigkeit der Form der Echenfungen, welche eine gewilje 
Summe überjteigen, Anwendung; jedoch wird fie als von der Be- 
dingung abhängig betrachtet, daß der Beſchenkte den Schenker über: 
lebt, und, wenn fie mit Beziehung auf eine beftimmte Lebensgefahr 
geichehen iſt, der Schenker in diejer feinen Tod findet. 

Iſt diefe Bedingung zu dem Zwecke beigefügt, um die Wirffamteit 
der Schenkung binauszujchieben (als auffchiebende Bedingung), fo 
gelangt die Schenfung erjt mit dem Eintritte der Bedingung zur 
Wirkfamkeit. Iſt fie zu dem Zivede beigefügt, um die Wirkungen 
der Echenfung aufzuheben (als auflöjende Bedingung), jo gilt zwar 
die Schenkung als eine unbedingte, ihre Wirkungen hören aber auf, 
wenn der Bejchenkte vor dem Schenker jtirbt, oder wenn der Schenter 
in der bejtimmten Lebensgefahr nicht jeinen Tod findet; es hat na- 
mentlich, wenn die auflöfende Bedingung eintritt, die j. g. condictio 
ob causam datorum wider den Beſchenkten oder wider den Erben 
deflelben ftatt. Ob die Bedingung eine aufjchiebende oder auflöjende 
jet, ift Beurtheilung des einzelnen „alles. Im Zweifel jpricht 
die Bermuthung dafür, daß es eine auflöjfende Bedingung ſei. Ein 
Verzicht auf das Recht, die Schenkung im Falle des Eintrittes der 
auflöjfenden Bedingung, oder, wenn es ſich um eine aufjichiebende 
Bedingung handelt, im Falle des Nichteintrittes der Bedingung zu 
widerrufen, ift, fofern derjelbe nicht in den Formen des Erbvertrages 
erklärt worden ijt, wirfungslos'). 


1) Man vergl. Commentar Bd.3 S. 410 fig. — Ueber die Frage, ob bie 
Schenkung auf den Todesfall perfect wird, wenn der Schenker mit dem Tode be- 
ftraft wird, vergl. I. 7 D. de don. mort,. caus, 
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Sechſter Abjchnitt. 
Von der Anwariſchaft. 


Erſtes Capitel. 
Erbanwartſchaft. 


8. 543. 
Erridtung der Erbanwartſchaft. 


Erbanwartjchaft ijt die in einem legten Willen getroffene Ver— 
fügung, daß der Erbe die Erbichaft oder einen ideellen Theil der 
Erbſchaft einem Dritten herausgeben oder hinterlaſſen foll (Univerfal- 
fideicommiß)'). Cine Erbanwartichaft kann auch ftilfchweigend er- 
richtet werden, insbejondere wenn der Erblaſſer in feinem lebten 
Willen dem Erben auflegt, die Erbichaft mit einem Dritten zu theilen, 
oder den Dritten zum Erben einzufegen, oder jonjt jein eigenes Ver— 
mögen demjelben zuzutvenden, oder einen legten Killen nicht zu errichten. In 
dem leßteren alle find im Zweifel die gejeplichen Erben des Erben die 
Anwärter?). Inwieweit eine Erbeinjegung von einem Zeitpuncte an 
oder unter einer aufjichiebenden Bedingung eine Anwartjchaft zu 
Gunften der eingejeßten Erben oder eine Erbeinjegung bis zu einem 
Beitpuncte oder unter einer auflöjfenden Bedingung eine Anwartichaft 
zu Gunſten der gejeglicdhen Erben des Erblafjers enthält, iſt nad 
dem oben ©. 739, ©. 751 flg., ©. 768 flg. Geſagten zu beurtheilen ®). 
Auch für den Erbanmwärter kann ein Erbanwärter ernannt werden; es 
gelten über das Verhältniß beider die VBorfchriften über das Ver— 
bältniß zwischen dem Erben und dem erjten Erbanmiärter ). 

Haben Eltern oder Boreltern einen finderlojen Abkömmling zu 
Gunften eines Dritten mit einer Erbanwartjchaft bejchwert, jo ift an— 

1) Man vergl. $. 2503 des BGB.'s und oben S. 738 flg.. — Die Vorſchriften 
des bürgerlichen Geſetzbuchs über die Erbamvartihaft find gut zuiammengeftellt in 
dem Werke Freieslebens, die Familienanwartſchaft nad) Sächſiſchem Rechte, 
Leipzig 1868. 

2) Man vergl. $. 2504 des BGEB.'s. (Lebereinftiimmend das römiſche Recht, 
l. 17 pr. D. ad Sct. Treb., 1. 14 Cod. de hered. inst., 1. 74 pr. D. ad Sct. Treb., 
l. 29 D. eod., $. 7 J. quib. mod. test. infirm., I. 11 $. 2 D. de bonor. posses.) 
Daß ber Erbe nicht über die Kräfte der Erbſchaft mit Auflagen befchwert werden 
fann, ift bereits oben ©. 822 bemerft worden. 

3) Man vergl. 88. 2505, 2506, 2013 des BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 2507 Say 2 des BGB.'s. 
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zunehmen, daß die Anwartjchaft wegfällt, wenn der Abkömmling 
jpäter Kinder oder Enkel bekommen hat, und diefe zu der Zeit, wo 
die Herausgabe an den Erbanwärter erfolgen joll, noch am Xeben 
find ®). 


$. 544. 
Rechte des Erben an der mit einer Erbanwartjcdaft be- 
ſchwerten Erbſchaft. 


Der Erbe erlangt an den zur Anwartſchaft gehörigen Sachen das 
Eigenthum und iſt, ſoweit dieſe unbeweglich ſind, in dem Grundbuche 
als Eigenthümer einzutragen. Sein Eigenthum iſt aber durch die 
Erbanwartſchaft beſchränkt und es iſt dieſe Beſchränkung, ſoweit ſie 
unbewegliche Sachen betrifft, als Verfügungsbeſchränkung im Grund— 
buche einzutragen?). Die Rechte des Erben an dem mit der Erban— 


—. 


1) Man vergl. $. 2508 in Verbindung mit $. 2162 des BGB.'s. 

2) Man vergl. 8. 2514 des BOB.s, 85. 114, 124 der Gerichtsordnung. — 
Das Eigenthum des Erben au den zur Erbanwartichaft gehörigen Sachen ift weder 
ein widerrufliches, noch ein von einer auflöfenden Bedingung abhängiges, noch ein 
mit den Rechten des Erbanmwärters, als juribus in re aliena, oder mit einem Ver— 
äußerungsverbote befchwertes, fondern ein Eigenthum, welches mit dem Augenblide, 
wo die Erbanmwartihaft zur Wirkſamkeit gelangt, von felbft aufhört, oder ein bios 
interimiftifches. Bon dem Zeitpumcte an, wo die Reftitution erfolgen ſoll, tritt der 
Erbanmärter vermöge der Berfügung des Erblaffers an die Stelle des Erben; der Erb- 
anmwärter hat von diefem Zeitpuncte an die Erbichaftsflage wider Jeden, welcher bie 
Erbſchaft pro herede oder pro possessore befitt, auf Anerkennung feines Erbrechts 
und Heransgabe der Erbichaft (88. 2518, 2291 des BGB.'s). Tür die Frage, melde 
Nechte der Erbanmwärter Dritten gegenüber hat, welche die Erbichaft, ideelle Theile 
ber Erbichaft oder einzelne erbfchaftlihe Sadjen von dem Erben, von der Ausnahme im 
8. 2517 de8 BGEB.'s abgeichen, gelauft oder gejchenkt erhalten haben, ergeben ſich 
hierans machftehende Folgeſätze. Iſt die ganze Erbichaft oder ein ideeller Theil der- 
felben veräußert worden, fo fteht dem Erbanmärter die Erbichaftsflage wider den Er- 
werber zu ($. 2380 des BGB.'s). ft dagegen eine einzelne erbichaftliche Sache ver- 
äußert worden, fo hat der Erbanmärter die Eigenthumsflage mit den in den 88. 296, 
297, 314, 315 des BGB.'s angegebenen Beichränkungen wider jeden Erwerber und 
wider jeden Inhaber der Sache, weun er ſich nad) den $$. 2294 bis 2300 des BGB.'s 
legitimirt. Wollte dev Erwerber fid) dagegen mit dem Einwande ſchützen, daß er bie 
Sadıe vermöge des feinem Auctor zuftehenden Erbrechts befige, fo würde bieranf ein 
Gewicht nicht zu legen fein, weil der Erwerber nicht mehr Rechte haben könnte, als der 
Beräußerer und dieſer nur bis zu dem Zeitpuncte, mit welhem die Erbauwartſchaft 
in Kraft tritt, ein Erbrecht gehabt und auch jelbft in diefer Zeit das Recht der Ber 
äußerung nicht gehabt hat. — In diefer Weile wird die Erbanmwartichaft bereits im 
römischen Rechte aufgefaft (l. 2 Cod. de hered. pet., 1. 3 88. 2, 8 Cod. comm, 
de leg. et fideicomm.). 
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wartjchaft beichwerten Vermögen find, ſoweit nicht von dem Erblaffer 
etwas Anderes beftimmt worden ift, in Beziehung auf das Recht der 
Benußung und der Verwaltung, insbejondere auch in Beziehung auf 
die Berbindlichfeit zur Sicherheitsleiftung und auf die von ihm zu 
präjtirende culpa, nadı den Borjchriften über den Niekbrauch zu beur- 
theilen '\. it ein Erbe mit einer Erbanwartſchaft in der Weije bejchivert, 
daß er den Erbanmwärter zum Erben einfegen oder demjelben fein Ver— 
mögen legtwillig zuwenden, oder zu Gunſten der gejeßlichen Erben einen 
legten Willen nicht errichten fol, jo ift er zur Yeiltung einer Sicherheit 
nur ſoweit verbunden, als er mit Vermächtniſſen und Anmwartichaften 
bejchtwert werden kann?). 

Der Erbe darf, joweit er mit einer Erbanmwartjchaft bejchwert 
ift, weder beivegliche noch unbewegliche Sachen veräußern, ausge 
nommen wenn ihm der Erblafler die Veräußerung gejtattet hat, wenn 
die Veräußerung zur Bezahlung von Erbſchaftsſchulden nöthig it, 
wenn die Sache ficb nicht ohne Gefahr oder Schaden aufbewahren 
läßt, oder wenn der Erbanwärter einmwilligt ?). 


$. 545. 
Rechte und Berbindlichfeiten des Erbanmwärters. 


Der Erbanwärter tritt von dem Zeitpuncte an, wo ihm der Erbe 
die Erbjchaft oder einen ideellen Theil der Erbſchaft herauszugeben 
bat, unmittelbar an die Stelle des Erben. Er iſt von dieſer Zeit 
an nach Verhältniß feiner Erbanwartichaft zu der Erbichaftsklage und 
Erbtheilungsflage und zu den Klagen wegen einzelner erbjchaftlicher Ge- 
genjtände berechtigt und zur Vertretung der Erbjchaft den Erbſchafts— 
gläubigern und den VBermächtnignehmern gegenüber verpflichtet. Hat 
der Erbe die Erbichaft blos zum Theil herauszugeben, jo findet 
zwifchen ihm und dem Erbanmwärter die Erbtheilungsflage ftatt*). 
Ein obligatorijches Verhältniß zwiichen dem Erben und dem Erban- 
mwärter bejteht nur wegen der |. g. personales praestationes, insbe 





1) Man vergl. $. 2515 in PBerbindung mit $$. 610, 617 bis 622, 631 bis 
636 des BGB.'s. 

2) Man vergl. $. 2516 des BGB.’ und oben S. 822, ©. 841 not. 2. 

3) Man vergl. $. 2517 des BGB.'s. — Bei Forderungen und unverbraudbaren 
Sachen kommen jedoch die Borfchriften der 88. 623 bis 623 des BGEB.'s zur An: 
wendung, 

4) Man vergl. $8. 2518, 2519, 2521 Sat 1 bes BGB.'s. 
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jondere wenn der Erbe verbrauchbare Sachen verbraudt, oder andere 
Sachen jpecificirt oder aus Verſchuldung vernichtet oder beichädigt, 
oder unter VBerhältniffen veräußert hat, unter welchen die Eigentbums» 
lage wider den dritten Beſitzer ausgeſchloſſen ift. 

Einer Erklärung des Erben, die Erbichaft oder den ibeellen 
Theil der Erbichaft an den Erbanwärter herauszugeben, bedarf es 
nicht jchlechterdings, auch fann die Herausgabe dadurd erfolgen, daß 
ter Erbe die Anfichnahme der erbjchaftlichen Sachen von Seiten des 
Erbanwärters gejchehen läßt. 

Der Erbanwärter fann von dem Zeitpuncte an, wo ihm bie 
Erbanwartichaft anfällt, jofern nicht befondere Friſten beſtimmt worden 
find, die Herausgabe der Erbſchaft oder des ideellen Theil der Erb- 
ſchaft von dem Erben, jobald diejer die Erbjchaft angetreten bat, 
fordern. Iſt die Zeit der Herausgabe der Willlür des Erben über- 
lafjen worden, jo kann der Erbanmärter erſt nach dem Tode dejjelben 
die Herausgabe fordern’). Der Erbanmwärter hat Anjpruch auf die 
Herausgabe aller in der Erbjchaft oder in dem Erbtheile begriffenen 
Gegenitände und der vor dem Erbichaftsantritte davon gezogenen 
Früchte und wenn der Erbe feinen Erbtheil herauszugeben bat, auc 
Desjenigen, was dem Erbtheile angewachſen (accrescirt) iſt). Da- 
gegen bat der Erbanwärter nicht Anjpruch auf Dasjenige, was der 
Erbe nicht als Erbe, oder was er vermöge Nacherbeinjeßung oder 
als Vermächtniß aus der Erbjchaft erhalten bat’). Bezieht fich jedoch 

1) Man vergl. $. 2509 des BGB.'s. — Das bürgerlihe Geſetzbuch weicht in 
ber Lehre der Erbanmwartichaft infofern von dem römischen Nechte ab, als es dem 
Erbanwärter nicht das Necht giebt, den Erben zum Erbichaftsantritte zu zwingen. 
Dieſes Rechtes bedarf der Erbammwärter nicht, weil, wenn der Erbe die Erbichaft 
ansichlägt, die gejeglichen Erben die Erbichaft mit der Verbindlichkeit, dieſelbe an den 
Erbanmwärter herauszugeben, erhalten, und wenn auch die geleglichen Erben die Erb» 
Ihaft nicht erwerben wollen, die Erbichaft als erblofes Gut an den Staat fällt, und 
bieler die Mechte und Verbindlichkeiten eines Erben hat. (Man vergl. &8. 2618 bie 
2620 des BGB.'s.) Mit dem Wegfalle des Rechts des Erbamwärters, deu Erben 
zum Erbichaftsantritte zu zwingen, erledigen fid) die Fälle, in welchen nad römiſchem 
Rechte der Erbanwärter den Erben nicht zum Erbichaftsantritte zwingen fonnte; es 
bedarf aber auch nicht mehr des Nedtsinftitutes der |. g. quarta Trebelliana, welches 
den Zmed hatte, dem Erben die Antretung einer zahlungsfähigen Erbichaft annehmbar 
zu machen. 

2) Man vergl. $$. 2510, 2511 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 2512 in Berbindung mit 88. 2401 bis 2403 des BGB.'s 
und oben ©. 823 fig. 
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die Erbanwartjchaft auf Alles, was der Erbe vom Erblaffer erbalten 
bat, jo bat der Erbe Alles herauszugeben, was er auf den Todesfall 
erhalten bat '). Ä 

Der Erbe behält nach dem Verhältniſſe, in welchem er die Erb- 
Ihaft an den Erbamwärier herauszugeben bat, feine Forderungen an 
die Erbichaft, bleibt aber auch, wenn er Schuldner ift, in demfelben 
Verhältniſſe der Erbichaft verpflichtet. Grunddienſtbarkeiten, mit 
weldyem eine Sache des Erblaffers zu Guniten einer Sache des Erben 
oder eine Sadıe des leßteren zu Guniten einer Sache des eriteren 
bejchwert ijt, leben mit der Herausgabe der Erbjchaft an den Erb— 
anmärter wieder auf. Auch können Erbjchaftsgläubiger und Ver— 
mächtnißnebmer ihre Bezahlung nicht von dem Erben fordern. Reicht 
jedoch die an den Erbanmwärter herausgegebene Erbichaft nicht zur 
Bezahlung der Erbichaftsfchulden und Vermächtniſſe aus, jo haftet 
der Erbe, joweit er von der Erbſchaft Früchte gezogen bat ?). 

Hat der Erblaſſer die Erbichaft auf Dasjenige bejchränft, was 
bei dem Tode des Erben noch vorbanden fein werde, oder dem Erben 
die freie Verfügung geitattet, jo hat der Erbe das Hecht, die erb- 
ſchaftlichen Sachen zu veräußern, zu verbrauchen und jelbit zu ver- 
jchenfen, er darf aber darüber nicht auf den Todesfall verfügen. Der 
Erbe hat eine Sicherheit nicht zu leiften, jondern nur die Aufnahme 
eines Nachlaßverzeichniffes geicheben zu laſſen. Stirbt er, jo kann 
der Erbanwärter die Herausgabe Desjenigen, was von der Erbichaft 
noch in Natur oder dem Werthe nach vorhanden it, 3. B. den rüd- 
jtändigen Kaufpreis für veräußerte erbjchaftlihe Sachen, fordern ?). 


Zweites Capitel. 
Bermädtniganwarticaft. 
$. 546. 

Hat der Erblaffer verordnet, dab Mehrere nach einander dajjelbe 
Vermächtniß haben follen, jo iſt die Verbindlichkeit des Vermächtnip- 
nehmers, welcher der von dem Erblaffer beitimmten Reihenfolge nad) 
das VBermächtniß erbält, dem ihm nachjtehenden Bermächtnignehmer 
gegenüber nad) den Borjchriften über die Verbindlichkeit des Erben 


1) Man vergl. $. 2513 des BGB.'s. 
2) Man vergl. 88. 2520, 2521 des BGB.'s. 
3) Man vergl. $$. 2522 bis 2523 des BGB.'s. 
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dem erſten Vermächtnißnehmer gegenüber zu beurtbeilen‘). Wäre 
der Gegenitand des juccejliven Vermächtnifies eine dem Erblaſſer eigen- 
thümlich gehörige Sache, jo würde der nachfolgende Vermächtniß— 
nehmer, wenn das Vermächtniß an ihn gelangte, ebenſo, wie der vor- 
gehende VBermächtnignehmer das Eigentbum an der vermadten Sache 
unmittelbar erwerben ?). 

Hat der Erblaffer dem Erben die legtwillige Verfügung über 
eine einzelne Sache verboten, jo gilt dies als eine VBermächtnißan- 
wartſchaft der gejeglichen Erben des Erben ?). 


Drittes Capitel. 
Samilienanwarticaft. 
8. 547. 
Begriff der Jamilienanwartichaft. 

Hat der Erblajjer verordnet, daß die Erbichaft, ein ideeller Theil 
derjelben oder einzelne Gegenjtände nur in jeiner oder in einer 
anderen Familie vererbt werden jollen (samilienfideicommiß), und 
die Erbfolge nicht bejtimmt, jo find alle zur gejeglichen Erbfolge be 
rechtigten Verwandten der bejtimmten Familie berufen. Ausgenommen 
find die an SKindesjtatt Angenommenen. Ebenſo fünnen Ehegatten 
in eine jamilienanwartjchaft nicht juccediren, weil fie zwar zur ge 
jeglichen Erbfolge berechtigt jind, aber nicht zu den Verwandten ge 
bören. Die Reihenfolge, in welcher die Jamilienglieder in die Familien— 
anwartſchaft juccediren, ift die, daß, wenn der Anwartjchaftsinhaber 
ftirbt, Diejenigen in die Anwartjchaft treten, welche nach der gejeglichen 
Erbfolge die nädhiten Verwandten dejjelben find. Die Succejfion der 
FJamilienglieder beruht auf der Anordnung des Yamilienitifters; der 
Anwartjichaftsinhaber hat nicht das Recht, von mehreren zur Suc- 
ceflion berechtigten Einen oder Einige zu wählen; die yamilienglieder, 
welche juccediren, Jind nicht verpflichtet, die Schulden des Familienan— 
wartichaftsinhabers zu bezahlen, jofern fie nicht Erben defjelben ge- 
worden find, welden Falls fie infoweit haften, als die ihnen neben der 
Familienanwartſchaft zugefallene Erbſchaft des Familienanwartſchafts— 


1) Dan vergl. 8. 2525 des BEB.'s und Freies leben a. a. ©. ©. 34 fig. 
2) Dan vergl. $. 2451 des BEB.'s und oben ©. 843 fig. 
3) Man vergl. $. 2526 in Berbindung mit $. 2504 des BGB.'s. 


Bon der Anwartichaft. 847 


inhabers reicht. Die Borjchriften über die Erbanwartichaft und die 
Vermächtnißanwartſchaft finden, joweit nicht etwas Anderes bejtimmt 
worden ijt, auf die Kamilienanwartichaft Anwendung ?). 


8. 548, 
Rechte und VBerbindlichfeiten des Inhabers einer 
| Familienanwartſchaft. 


Der Inhaber der Familienanwartſchaft erwirbt das Eigenthum 
an den zu der Familienanwartſchaft gehörigen Gegenſtänden. Iſt 
der Gegenſtand ein Grundſtück oder eine Berechtigung, welche ein 
Folium im Grundbuche erhalten hat, ſo iſt die Eigenſchaft deſſelben, 
als eines Gegenſtandes der Familienanwartſchaft, in das Grundbuch 
einzutragen?). Der Inhaber der Familienanwartſchaft bat insbe— 
fondere die rei vindicatio, die actio confessoria und negatoria, das 
Judieium communi dividundo, die actio ex lege Aquilia, die con- 
dietio furtiva, die poſſeſſoriſchen Rechtsmittel. Dagegen kann er die 
Gegenftände der Familienanwartichaft nicht erfigen, veräußern, ver- 
pfänden oder Rechte an der Sache beitellen. Sein Cigenthum ift, 
wie bei der Erbanwartjchaft und Vermächtnißanwartſchaft, befchränft °). 

Wird in einer zur Kamilienanwartichaft gehörigen Sache ein 
Schatz entdedt, jo ift derjelbe, jomweit er nicht dem ‚Finder gehört, als 
Zuwachs der Famienanmwartichaft zu betrachten“). Der Inhaber der 
Familienanwartichaft ift zu der Beltelung einer Sicherheit nicht 
verpflichtet, doch it ein mit der Namensunterjchrift des Inhabers 
verſehenes Berzeichnig aufzunehmen?). Verwendungen und Xajten, 
welche ein Nießbraucher nicht zu tragen bat, darf der Inhaber aus 
dem Stammvermögen bejtreiten, er muß jedoch vorher die Einwillig— 
ung der Anwärter einholen. Wird die Einwilligung ohne Grund 
verweigert, jo kann diejelbe von dem zuftändigen Gerichte ergänzt 
werden‘). Beräußert der Inhaber der Familienanwartichaft einen 
1) Dan vergl. 88. 2527 bis 2529 des BOB.’ — Zu ber Lehre der Familien- 
anwartſchaft ift die oben angezogene Schrift Freieslebens zu vergleichen. 

2) Man vergl. $$. 2389, 2517, 2518, 2530 des BGB.’S und $. 114 Nr. 2 ber 
Gerichtsordnung. 

3) Dan vergl. $. 2630 des BEB.'s und oben S. 842 flg. 

4) Man vergl. $. 2531 des BGEB.s und oben S. 311. 

5) Man vergl. $. 2532 in Berbindung mit $.632 des BEB.'s und oben 
©. 845. 

6) Man vergl. $. 2533 des BGEB.'s. 
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Gegenftand der Anwartichaft an einen Dritten oder an ein Familien- 
alied, welches nicht der nächfte Anwärter ift, jo find die übrigen zur 
Anwartſchaft berechtigten Kamilienglieder, jofern fie nicht Erben des 
"eräußerers geworden find, von der Zeit an, wo fie in die Anwart— 
jwaft eintreten, zur Rüdforderung des Gegenftandes berechtigt, vor- 
ausgefeßt, daß, wenn es fih um ein Grundftüd oder eine Beredtig 
ung bandelt, welche ein Folium im Grundbuche erhalten hat, die 
Familienanwartjchaft im Grundbuche eingetragen worden iſt). Das 
legte auf die Anwartſchaft berechtigte Yamilienglied ift zur freien 
Berfügung über den mit der Anmwartjchaft belegten Gegenitand be 
rechtigt ?). 


$. 549. 


Beräußerung, Aenderung und Aufhebung der Jamilien 
anwartſchaft. 


Familienanwartſchaften ſtehen unter der Aufſicht des Gerichts, 
welches für die Ordnung der Erbichaft des Stifters der Familien 
anwartſchaft zuftändig ift. Namentlich bedarf es zur Veräußerung, 
Aenderung und Aufhebung der Kamilienanwartichaft der Genehmig 
ung des zujtändigen Gerichts ?). 

Haben jämmtliche am Leben befindliche Anwärter, für Diejenigen, 
welche beim Tode ihres Vaters empfangen, aber noch nicht geboren 
find, deren VBormünder mit obervormundfchaftlicher Genehmigung, in 
die Veräußerung gewilligt, jo kann dieſe von Nacdhgeborenen nidt 
angefochten werben, welche, hätten fie zur Zeit der Veräußerung ge 
lebt, oder die Nechte Geborener gehabt, auf die Anwartjchaft be 
rechtigt geweſen wären. Die Beitellung von Nechten an dem Gegen 
ftande der Familienanwartſchaft iſt als Veräußerung zu betrachten. 
Einzelne Familienglieder, welche ihre Einwilligung zur Beräußerung 
des Gegenftandes der Anmwartjchaft, oder zur Beitellung von Rechten 
an demjelben gegeben haben, müſſen die Veräußerung oder Beftellung 
der Rechte gegen fich gelten lajjen. Die Einwilligung eines Familien— 
gliedes verpflichtet aber die Erben des Einwilligenden nur dan, 
wenn die Einwilligung für fie gegeben wird ®). 


1) Man vergl. $. 2534 des BGB.'s, Commentar Bd. 3 ©. 421 und oben ©. 842. 

2) Man vergl. 8. 2540 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 88. 2533 Eat 2, 2541 des BOGB.’8 und $. 20 der Ein- und 
Ausführungsverordnung zum BOB. ’ 

4) Dan vergl. $$. 2535 bis 2687 des BGB.'s. 
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Eine Familienanwartichaft fann, jofern nicht von dem Richter 
mit Genehmigung des Yandesherrn etwas Anderes beftimmt worden 
it, von den berechtigten Familiengliedern geändert oder aufgehoben 
werden, wenn jie mit Einfchluß Desjenigen, welcher in Folge der 
Anordnung des Stifterd der erite Inhaber der Familienanwartſchaft 
it, in die dritte Hand gelangt. Zur Aenderung oder Aufhebung der 
Familienanwartſchaft wird die Einwilligung der ſämmtlichen am Leben 
befindlichen Anwärter erfordert. Rückſichtlich Bevormundeter bedarf 
es der Beobachtung der über die Veräußerung des Vermögens Min- 
derjähriger bejtehenden Vorjchriften '). 

Siebenter Abſchnitt. 

Von den Erbverträgen und Erbverzidten. 
Erſtes Eapitel. 
Erbverträge. 

8. 550. 
Begriff des Erbvertrages. 

Der Vertrag, durch welchen Jemand einem Anderen ein Erbrecht 
oder ein Vermächtniß oder eine Anwartjchaft zufichert, ijt nur dann 
gültig, wenn bei dejjen Errichtung die Formen des gerichtlichen legten 
Willens beobachtet worden find?) Die Schliefung der Erbverträge 
fteht unter den Vorſchriften über die Schliegung der Verträge). 
Insbeſondere bedarf eine Ehefrau, joweit fie ſich Dritten gegenüber 
nicht ohne ihren Ehemann verbindlich machen kann, zu der Schließ- 
ung eines Erbvertrages der Einwilligung ihres Chemannes *). Die 
= 1) Man vergl. $$. 2538, 2539 des BGB.'s. 

2) Dan vergl. 8$. 2542 Cab 1, 2546, 2559 des BGB.s. — Verträge, welche 
über die Erbichaft eines beftimmten Dritten bei deſſen Lebzeiten gefchlofien werden 
find ungültig, ausgenommen, wenn fie mit Einwilligung des Dritten gefchlofjen worden 
und diefer nicht eine Verfügung trifft, durch welche das den Gegenftand des Vertrages 
bildende Recht aufgehoben wird ($. 2563 des BGB.'s). Als ein über die Erbjchaft 
eines bejtimmten Dritten gefchlofjener Bertrag ift aber ein zwifchen Ehegatten ge 
ſchloſſener Bertrag nicht zu betrachten, zufolge deffen ſich die Ehefrau die freie Ber- 
fügung über Dasjenige vorbehält, was fie von ihrem Water oder von ihrer Mutter oder 
fonft von einer anderen Perjon künftig erben werde. (Tommentar Bd. 3 S 429). 

3) Dan vergl. $. 2544 des BGB.'s. Insbeſondere finden auf einen animo dononoi 
geichloffenen Erbvertrag die Borfchriften über den Widerruf der Schenkung wegen Un. 
danfs Anwendung. 

4) Man vergl. $. 2545 Sat 2 des BGB. und oben ©. 294 fig. unter b. — 
Schließt die Ehefrau einen Erbvertvag mit dem Ehemanne oder errichtet fie mit dem letzteren 
einen gegenjeitigen Erbvertrag, fo bedarf fie nicht etwa eines Geſchlechtsvormundes. 
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Fähigkeit zur Schließung eines Erbvertrages ift aber injofern be» 
ichränft, als Perjonen, welche für ihre Perſon unter Vormundſchaft 
ſtehen, jelbft nicht mit Einwilligung ihrer Vormünder, und Geijtes- 
Franke jelbjt nicht in lichten Zmwifchenräumen Erbverträge jchließen 
fönnen’). Ein Erbvertrag, welcher als jolcher nicht gültig ift, kann 
auch nicht als letter Wille aufrecht erhalten werden ?). Schließt ein 
- Erblaffer einen Erbvertrag mit feinen gejeglichen Erben, jo finden, 
joweit die gejeßlichen Erben ein Erbrecht auf den Erbvertrag jtügen, 
die VBorjchriften über den Erbvertrag ebenfalls Anwendung’). Hat 
der Bertragserblajler vor der Scliegung des Erbvertrages einen 
legten Willen errichtet, jo verliert diejer, joweit in dem jpäteren Erb- 
vertrage etwas Anderes bejtimmt worden ift, feine Wirkjamfeit *). 


8. 551. 
Berbindlichfeiten des Bertragserblafjfers. 


Der BVertragserblajjer kann dem Bertragserben das verjprochene 
Recht weder durch jpäteren legten Willen, noch durch jpäteren Erb- 
vertrag entziehen, insbejondere kann er denjelben nicht einfeitig mit 
Bermächtnijen und Anwartjchaften bejchweren?). Der Grbvertrag 
bindert aber den Bertragserblaffer nicht an der freien Verfügung 
unter Yebenden. Hat der Vertragserblajjer in dem Erbvertrage auch 
auf das Recht, über jein Vermögen unter Yebenden frei zu verfügen, 
verzichtet, jo hat dies nur ſoweit eine verbindliche Kraft, als der 
Verzicht auf einzelne unbeweglihe Sachen oder auf einzelne order: 
ungen bejchränft und in dem eriteren Falle, jowie bei hypothekariſchen 
Forderungen, im Grund» und Hupothefenbuche eingetragen, bei anderen 
Forderungen aber der Schuldner davon gerichtlich benachrichtigt worden 
it‘). Sind durch Grbvertrag Verfügungen zu Gunjten Dritter ge 
troffen worden, jo können diejelben, wenn die Dritten dem Bertrage 
nicht beigetreten find, ebenjo widerrufen tverden, wie wenn fie durch 
legten Willen getroffen worden wären ausgenommen wenn die Ver: 
fügungen zu Gunften des Vertragserben gereichen oder von dem 


1) Dean vergl. $. 2545 Sab 1 des BGB.'s. 
2) Man vergl. 8. 2547 des BGEB.'s. 

3) Man vergl. $. 2558 bes BGB.'s. 

4) Dan vergl. $. 2548 des BGEB.'s. 

5) Mar vergl. $. 2542 des BGB.'s. . 
6) Dan vergl. $. 2548 des BGB.'s. 
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legteren für die Dritten ausbedungen oder bei gegenfeitigen Erbver: 
trägen zur Bedingung gemacht worden find ’). 


8. 552. 
Rechte des Vertragserben aus dem Erbvertrage. 


Durch den Erbvertrag wird die Erbichaft, das Vermächtniß oder 
die Anwartjchaft, wie durch legten Willen deferirt. Stirbt der Ber- 
tragserbe vor dem Bertragserblafler, jo erlöjcht der Erbvertrag, aus— 
genommen wenn vereinbart worden ift, daß er auch auf die Erben 
des Bertragserben übergehen joll?). Die Erwerbung aus einem Erb- 
bertrage, insbejondere aud die Wirkung beigefügter Bedingungen 
ift nach den VBorjchriften über die Erbfolge aus einem legten Willen 
zu beurtbeilen?). Der VBertragserbe kann, ſelbſt wenn er mit Auflagen 
beſchwert ift, die angefallene Erbjchaft ausfchlagen, es wäre denn, 
daß er auf diejes Recht verzichtet hätte‘). Sind Mehrere in einem 
Erbvertrage bedacht, ohne Angabe, wie viel ein Jeder erhalten fol, 
jo finden die BVorjchriften über das Anwachſungsrecht bei letzten 
Willen Anwendung ?). 


8. 553. 
Aufhebung der Erbverträge. 


Die Aufhebung der Erbverträge richtet fich nach den Vorfchriften 
über die Aufhebung der Verträge‘). Hat ſich der Bertragserblafler 
den Widerruf des Erbvertrages vorbehalten, jo finden die Vorjchriften 
über den Widerruf der legten Willen Anwendung”). Haben fich bei 
einem gegenfeitigen Erbvertrage beide Vertragserblaſſer den Wider- 
ruf vorbehalten, jo fällt, wenn der eine Vertragserblafjer widerruft, 
der ganze gegenfeitige Erbvertrag weg’). Grbverträge unter Che- 
gatten gelten als widerrufen, wenn die Ehe für nichtig erklärt, oder 


1) Man vergl. 8. 2553 des BGB.s und Kommentar Bd. 3 ©. 427. 

2) Man vergl. $. 2551 des BGB.'s. 

3) Man vergl. $. 2549 bes BGB.'s. 

4) Man vergl. $. 2550 bes BGB.'s. 

5) Man vergl. $. 2552 in Verbindung mit 8$. 2269 bis 2276, 2431 bis 2436 
des BGEB.'s. 

6) Man vergl. $. 2554 des BGB.'s. und oben ©. 849 not. 8, 

7) Man vergl. 8$. 2210 bis 2221, 2555 des BGB.'s. 

8) Man vergl. $. 2256 des BGB.'s. 
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in Folge Anfechtung aufgehoben oder gefchieden wird, oder die Che 
gatten auf Lebenszeit von Tiſch und Bette gejchieden werden '). 


Zweites Gapitel. 
Erbverzicte. 
8. 554. 

Berzichte auf Erbichaften, Vermächtniſſe und Anwartichaften find 
nach den Vorjchriften über die Verträge zu beurtbeilen, namentlich 
bedarf es zu denfelben nicht der Form der Erbverträge. Der Ber: 
zicht eines Samiliengliedes auf das gejegliche Erbrecht verpflichtet nicht 
die Erben deflelben, ausgenommen wenn der Verzicht zugleich für jie er- 
klärt worden ift. Hat ein gejetlicher Erbe vor dem Tode des Erb- 
laſſers auf fein Erbrecht verzichtet und findet fich Fein durch Geſetz, letzten 
Willen oder Erbvertrag berufener anderer Erbe und würde die Erb- 
ſchaft an den Staat fallen, jo it der Verzicht wirkungslos, ausge 
nommen wenn er auch auf diejen Fall erjtredt worden ijt?). 


Achter Abfihnitt. 
Von dem Pflichttheile. 


Erftes Capitel. 
Bflichttheil im Allgemeinen. 
8. 555. 

Das bürgerliche Gejeßbuch, welches den Unterſchied zwiſchen 
Teitament und Godicill aufgehoben hat, enthält nicht die Beſtimmung, 
daß gewiſſe Berjonen als Erben eingejeßt werden müſſen und ein 
legter Wille ſchon deshalb nicht gilt, weil diejelben nicht zu Erben ein- 
gejegt worden find (j. g. Notherben, oder ſ. g. Notherbrecht). Da- 
gegen giebt dafjelbe gewiſſen Perſonen ein Recht auf den Pflichttheil 
oder auf einen Theil der Erbjchaft, welcher denſelben vom Erblaſſer 
nicht mwillfürlich entzogen werden darf (ſ. g. Pflichttbeilserben oder 
ſ.g. Plichttheilsrecht). Der Pflichttheil gebührt den Ablömmlingen, Eltern 
und Boreltern und dem Ehegatten des Erblaſſers, ſoweit diefe Perſonen 
in einzelnen Fällen zur gejeglichen Erbfolge berechtigt find ®). 


1) Man vergl. $. 2257 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $$. 2560 bis 2562 des BGOB.'s. 
3) Man vergl. $$. 2564, 2565 des BGB.'s. 
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Zweites Capitel. 
Bflichttheil der Verwandten. 
$. 556. 
Betrag des Pflichttbeils der Verwandten. 


Sind vier Kinder, oder weniger als vier Kinder, vorhanden, jo 
beträgt der Pflichttheil ein Drittheil, find fünf Kinder oder mehr 
als fünf Kinder, vorhanden, jo beträgt der Pflichttheil die Hälfte des 
Erbtheiles, welchen die Kinder als gejegliche Erben erhalten haben 
würden, wenn der Erblaffer ohne einen legten Willen oder ohne einen 
Erbvertrag geftorben mwäre it ein Kind vor dem Erblafler mit 
Hinterlaffung von Abkömmlingen geftorben, jo treten die leßteren an 
die Stelle des erfteren und zwar bergeftalt, daß fie bei Berechnung 
des Pflichttheils, ohne Rüdficht auf ihre Zahl, al3 Eine Perſon an- 
gefeben werden‘). An Kindesjtatt Angenommene und deren Abkömm— 
linge haben, fofern in dem über die Annahme vun Kindesſtatt er- 
richteten Vertrage nicht etwas Anderes beftimmt worden tft, ein Recht 
auf den Pflichttbeil gegen die Perjonen, welche fie an Kindesitatt 
angenommen haben, wie eheliche Abkömmlinge; jedoch kann der Bflicht- 
theil der leiblichen Verwandten nicht durdy die Annahme an Kindes: 
ftatt verlegt werden ?), 

Eind feine Abfümmlinge, dagegen Eltern oder Voreltern vor- 
handen, jo beträgt der Bflichttheil derjelben ein Drittheil ihres ge- 
feglichen Erbtheils ?). 

Treffen pflichttbeilsberechtigte Wertvandte mit dem Ehegatten 
des Erblajjerd zujammen, jo erhalten fie den Pflichttbeil nur von 
dem Erbtheile, welcher ihnen zugefallen fein würde, wenn fie zugleich 
mit dem Ehegatten zur gefeglichen Erbfolge gelangt wären *). Recht: 
mäßig Enterbte, von dem Erblafjer bei jeinem Leben für ihr Erbrecht 
Abgefundene und die Erbjchaft Ausfchlagende find bei der Berechnung 
des Pflichttheils mitzuzählen, nicht aber Pflichttheilsberechtigte, welche 
bei Lebzeiten des Erblaſſers auf ihr Erbrecht verzichtet haben, ohne 
daß fie dafür abgefunden worden find ®). 


1) Man vergl. $. 2566 des BGB.'s und Commentar Bd. 3 ©. 431 fg. 

2) Man vergl. 88. 2567, 2568 des BGB.'s. 

3) Man vergl. 8. 2569 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 2570 des BGB.'s. 

5) Mau vergl. 88. 2572, 2572 des BGB.’ und die umftändliche Interpretation 
diejer Paragraphen im Kommentar Bb. 3 S. 488 fig. 
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Der Bilichttheil der Abkömmlinge ift von der Erbjchaft mit 
Einfchluß der Einwerfungspoften der Abkömmlinge, welche Erben 
werben, zu berechnen. Die Abfömmlinge haben fi, in den Pflicht 
theil Alles einrechnen zu laſſen, was fie an zur Einwerfung geeigneten 
Gegenftänden von dem Erblaffer erhalten haben’). 


8. 557. 


Gründe, aus welchen pflichttheilsberechtigte Verwandte 
enterbt werden können. 


Der Erblafjer kann den pflichttheilsberechtigten Verwandten ganz 
oder theilweiſe von dem Pflichttheile ausſchließen (enterben), wenn 
derjelbe 

1) ihm, dem Erblafjer, oder deflen Ehegatten oder deſſen Abkömm— 
lingen, Eltern oder Boreltern, oder Gejchwiitern, und zwar obne 
Unterſchied zwijchen leiblicher VWerwandtichaft und Annahme an 
Kindesitatt, nach dem Leben geftellt, oder dergleichen Nachitell- 
ungen Anderer abfichtlich nicht gehindert, 

2) wider den Erblafler oder deſſen Ehegatten das Strafverfahren 
wegen eines Verbrechens, welches im gejeglichen Strafjag mit 
Arbeitshaus (jekt Zuchthaus) oder einer höhern Strafe bedroht 
ift, abfichtlich wider die Wahrheit veranlaßt, oder 

3) den Erblafjer in hülfsbedürftiger Lage verlaffen oder ibm in 
einer jolchen Lage die verlangte und in feinen Kräften ftebende 
Unterftügung verjagt bat. 

Eltern und Boreltern können ihre Abkömmlinge, auch die 
an SKindesftatt angenommenen, enterben, wenn dieſe fib an ihnen 
thätlich vergriffen, oder, ohne ihre Einwilligung zu juchen, fich in 
einem Falle verebelicht haben, wo ein ausreichender Grund zur Ber- 
tweigerung der Einwilligung vorhanden gemwejen ijt ?). 

Anm. Das bürgerlihe Geſetzbuch keunt zwar aud eine Enterbung aus guter 
Abſicht (exheredatio bona mente), befchränft aber diefelbe im Berhältniffe zu dem 
gemeinen Rechte in weſentlichen Beziehungen. Erftens ift diefes Recht nur den 
Eltern und Boreltern gegenüber den Ablümmlingen gegeben. Zweitens mwird da 
bei vorausgejetst, daß die Abkömmlinge fich einer unordentlichen oder verſchwenderiſchen 
Lebensweife ergeben haben oder mit Schulden belaftet find? Drittens kann fidh die 
Beſchränkung der Berfügung über das binterlaffene Vermögen nur anf die Subftan 


1) Man vergl. SS. 2573, 2574 in Berbindung mit 88. 2354 bis 2370 de | 


BGB.'s und oben ©. 816 fig. 
2) Dian vergl. 88. 2575, 2576 des BGB.'s. 
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des Pflichttheils, nicht auf die Nutungen von demfelben, beziehen. Biertens kann, 
wenn der Ablömmling Schulden hat, nicht beftimmt werden, daß der Pflichttheil 
nicht zur Befriedigung der Gläubiger deffelben verwendet werden fol. Fünftens liegt 
e8 in der Sache, daf, wenn dem Pflichttheilsberechtigten die Verfügung über das ihm 
hinterlaffene Bermögen entzogen wird, irgend ein Dritter vorhanden fein muß, zu 
deſſen Gunften die Verfügungsbeſchränkung gereicht, 3. B. die Kinder des Pflichttheils— 
berechtigten, weil außerdem die Berfügung, als nudum praeceptum, wirfungslos 
fein würde. (Man vergl. 8. 2577 des BGEB.'s und dazu Kommentar Bd. 3 S. 437). 


Drittes Gapitel. 
Pflichttheil der Ehegatten. 
8. 558. 
Betrag des Pflichttbeils der Ehegatten. 


Der Pflichttheil der Ehegatten befteht, wenn fie mit Abkömm— 
lingen des Erblaſſers zufammentreffen, in den gejeßlichen Erbtheilen 
der Ehegatten bei einem Zujammentreffen derjelben mit Abkömm— 
lingen ). 

Trifft der überlebende Ehegatte mit Verwandten der zweiten 
und dritten Erbelafje zujammen, jo gebührt ihm ein Drittheil der 
Erbichaft als Pflichttbeil ?). 

Hat der Erblaffer nur Verwandte der vierten Erbclaſſe, oder, 
was dem gleichitebt, gar Feine Verwandte, jo gebührt dem über: 
lebenden Ehegatten die Hälfte der Erbichaft als Pflichttheil ®). 

Zu der Erbſchaft, von welcher der überlebende Ehegatte den 
Pflichttheil fordern kann, gehört das Vermögen nicht, über twelches 
der Erblaffer fich feinem Ehegatten gegenüber die freie Verfügung 
auf den Todesfall vorbehalten und auch wirklich auf den Todesfall 


verfügt hat *). 
8. 559. 


Gründe, aus welchen ein Ehegatte jeinen Ehegatten ent: 
erben fann. 


Ein Ehegatte kann feinen Ehegatten ganz oder theilmeije von 
dem Bflichttheile ausschließen (enterben), wenn diejer die Schließung der 
Ehe durch Zwang oder Betrug veranlaßt, oder während der Ehe ſich 


1) Man vergl. $. 2578 des BOB.’ und oben S. 747 fig. 
2) Man vergl. $. 2579 des BGB.'s und oben a. a, DO. 
3) Man vergl. 8. 2550 des BOB.’ und oben a, a. O. 

4) Man vergl. $. 2581 des BGB.'s. 
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eines Ehebruchs jchuldig gemacht, oder ihm, dem Erblaffer, nach dem 
Leben getrachtet, oder ihn böslich verlaffen (j. g. vera desertio), 
oder ſich gegen ihn, den Erblaffer, eines Verbrechens jchuldig ge 
macht bat, welches im gejeglichen Strafmaße mit Zuchthaus oder 
einer höhereren Strafe bedroht ift. Soviel den Chebruch betrifft, jo 
wird jedoch vorausgejeßt, daß der Erblaſſer nicht ebenfalls die ebeliche 
Treue gebrochen hat"). 


Viertes Gapitel. 
Gemeinſchaftliche Beftimmungen über den Pflichttheil der 
Berwandten und der Ehegatten. 


$. 560. 
Form der Hinterlafjung des Pflichttbeils. 


Der PBilichttheil Fann dem Pflichttheilsberechtigten durch letten 
Willen oder durch Erbvertrag binterlaffen werden; ob der Pflicht— 
theilsberechtigte zum Erben eingejeßt, oder ob demjelben der Pflicht— 
tbeil durch Vermächtniß oder Anwartichaft binterlaffen wird, macht 
feinen Unterjchied. Auch kann der Pflichttbeil dadurch binterlajien 
werden, daß der Erblaſſer über jein Vermögen injoweit, als es zur 
Dedung des Pflichttbeils nöthig ift, nicht le&tmwillig verfügt. Der 
Pflichttheilsberechtigte muß aber den Pflichttheil ohne beſchränkende 
Nebenbejtimmungen, ohne Zeitbeftimmungen, ohne Bedingungen und 
ohne Auflagen erhalten”). Eine unzuläffige bejchränfende Nebenbe: 
jtimmung würde es 3. B. jein, wenn der Erblaffer, welcher den 
PTflichttbeilsberechtigten auf den Pflichttbeil zum Erben einfegt, ver: 
fügte, daß ein zu feiner Erbichaft gehöriges Grundftüd einem Dritten 
für einen beftimmten Kaufpreis überlajfen oder die Erbichaft von dem 
Vollzieher jeines legten Willens verwaltet werden ſollte. Ebenſo iſt 
die Bejtimmung, daß der Pflichttheilsberechtigte die Herausgabe eines 
Nachlaßverzeichnifjes nicht jolle fordern können, ungültig ?). 

Erhält der Pflichttheilsberechtigte nur den Pflichttheil, jo find 
tewa beigefügte Nebenbejtimmungen oder Auflagen für nicht beige- 
fügt anzuſehen. Hat der Erblafjer dem Pflichttheilsberechtigten mehr, 
als den Pflichttheil, hinterlafjen, jedoch Nebenbeftimmungen beigefügt, 
5) Dian vergl. $. 2582 des BGEB.'s. — Die f. g. quasi desertio ift fein Ent- 
erbungsgrund (Annalen N. 5. Bd. 4 ©, 174 flg.). 

2) Man vergl. 8$. 2583, 2584 des BGB.'s. 
3) Dan vergl. $. 2588 des BEGLB!E. 
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oder den Erbtheil mit Auflagen befchwert, jo bat der Pilichttheils- 
berechtigte die Wahl, ob er das ihm Zugedachte mit der Beſchwer— 
ung oder den Pflichttheil ohne die Beichwerung fordern will’). 


$. 561. 
Rechte des Pflichttheilsberechtigten. 


Der Pflichttheilsberechtigte ift nach dem Verhältniſſe feines 
Pflichttheild als Erbe zu betrachten; es ſteht ihm nach dem Ber- 
bältniffe feines Pflichttheils die Erbichaftsklage zu. Die Vorfchriften 
des römischen Rechts, daß der Pilichttheilsberechtigte unter gewiſſen 
Vorausſetzungen nur eine perjünliche Klage auf Erfüllung feines 
Pflichttheiles (j. g. actio suppletoria oder expletoria) habe, find in 
das bürgerliche Geſetzbuch nicht aufgenommen worden ?). 

Auf den Pflichttbeil muß fich der Pflichttheilsberechtigte Alles 
einrechnen laſſen, was er aus dem Bermögen des Erblaſſers auf 
den Todesfall, insbefondere auch durch Nacherbeinfegung oder durch 
Anwachſungsrecht erhält, oder unter Lebenden mit der Beitimmung, 
es fih auf den Pflichttheil anrechnen zu laffen, erhalten hat. Hat der 
Erblaffer bei der Veräußerung einer Sache an einen Dritten dieſem 
eine von jeinem, des Erblafjers, Tode an zu entrichtende Yeijtung an 
den Pflichttheilsberechtigten, 3. B. einen Auszug auferlegt, und bat 
der Pflichttheilsberechtigte die Leiftung angenommen, fo muß fich der 
Letztere Dasjenige, was er hierdurch erhält, und zwar, foviel die 
auf Lebenszeit ausgejegten Leiſtungen betrifft, nach dem Werthbetrage, 
welcher jih unter Zugrundelegung der über die muthmaßliche Lebens— 
dauer geltenden Vorſchriften ergiebt, in den Pflichttbeil einrechnen 
lafjen. Dagegen wird Dasjenige, was der Pflichttheilsberechtigte 

1) Man vergl. 88. 2585, 2587 des BOB. und die Interpretation des letsteren 
Paragraphen im Commentar Bd. 3 S. 441. — Uebrigens haben ſich nad) dem bürger- 
lichen Geſetzbuche die Streitfragen erledigt, zu welchen cap. 16 (f. g. caput Rai- 
naldus) X. de test. Anlaß gegeben hatte. (Man vergl. über diefe Stellen des cano- 
nifchen Rechts Belanntmahung des berappellationsgerichts vom 6. Auguſt 1836 
Nr. IH. und Zeitfchrift für Rechtspflege und Berwaltung N. F. Bd. 15 ©. 385 flg.). 

2) Man vergl. $. 2589 des BGB.'s und die Interpretation diefes Paragraphen 
im Commentar ®d.3 9.442 fig. — Dem dort Gefagten füge ich nod) die Bemerkung 
bei, daß das römische Recht die actio suppletoria nicht einmal confequent durchge— 
führt hat, wie von Hugo Donellus 1. 1. t. XII. pag. 237 sequ. mit Mehreren aus: 
geführt wird. — Der Pflichttheilsberechtigte erwirbt die erbichaftlichen Sachen nach 
dem Berhältnifje feines Erbtheiles; erbichaftliche Forderungen gehen nad) demjelben 
Berhältniffe auf ihn über. 
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zwar in Folge einer letztwilligen Verfügung des Erblafjers, aber nicht 
aus deilen Vermögen, 3. B. was er von einem Erben oder Ver— 
mächtnignehmer conditionis implendae causa empfängt, oder zwar 
aus dem Vermögen des Erblajjers, aber nicht durch die legtwillige Ver— 
fügung, 3. B. als Erbe eines Bermächtnignehmers, erhält, nicht in 
den Pflichtheil eingerechtet ). 


8. 562. 
Enterbung. 


Iſt ein gefeglicher Grund zur Enterbung vorhanden, jo kann 
der Erblaſſer dem Pflichttheilsberechtigten den Pflichttheil ganz ent- 
zieben oder den Pflichttheil jchrmnälern oder unter Bejchwerungen binter- 
laſſen?). Hat der Erblafjer mehrere Grade der Erben eingejeßt, und 
den Pflichttheilsberechtigten blos von einem Grade enterbt, jo biziebt 
jich dies blos auf den genannten Grad. 

Die Enterbung kann nur in einem legten Willen und nur unter 
Angabe eines gejeßlichen Grundes erfolgen. Die Form des legten 
Willens, in welchem die Enterbung ausgejprochen wird, macht Feinen 
Unterjchied; jedoch kann die Enterbung nicht in einem legten Willen 
ausgejprochen werden, twelcer als j. g. testamentum inter liberos 
errichtet wird’). Es genügt die auf die Enterbung gerichtete deutlich 
ausgejprochene Abjicht, jelbjt wenn das Wort „Enterbung“ nicht ge 
braudıt, oder ein anderer Erbe nicht eingejeßt worden iſt ). 

Wird der für die Enterbung angegebene Grund von dem Pflicht: 
theilsberechtigten beftritten, jo trifft Denjenigen die Beweislaft, welcher 
aus der Enterbung Nechte für fich ableitet. Hat der Erblaffer, vor 
oder nad) der Enterbung, dem Pflichttheilsberechtigten die Handlung, 
welche den Grund zur Enterbung giebt, ausdrüdlich oder ſtillſchweigend 
verziehen, jo liegt darin ein Verzicht auf das Recht, zu enterben °). 

Iſt ein Pflichttheilsberechtigter rechtmäßig enterbt, jo iſt er als 
vor dem Erblaſſer verftorben zu betrachten; es erben aljo die gejeglichen 
Erben, welche in der für die gejegliche Erbfolge bejtimmten Reihenfolge 
nach dem Wegfalle des Pflichttheilsberechtigten an deſſen Stelle treten ®). 


1) Man vergl. 88. 2590 bis 2592 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $. 2594 des BOB. 

3) Man vergl. 88. 2595, 2115 des BGB.'s. 

4) Man vergl. 8. 2596 des BGB.'s. 

5) Dan vergl. 88. 2597, 2595 des BGB.'s. 

6) Man vergl. $. 2599 des BGEB.'s. 
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8. 563. 
Dem Pflichttheilsberechtigten zuftebende Rechtsmittel 
gegen die VBerlekung feines Pflichttbeils. 


Iſt der Pflichttheilsberechtigte durch einen legten Willen oder 
einen Erbvertrag des Erblaffers in feinem Pflichttheile, jei es durch 
Enterbung ohne gejeglichen Grund’), oder dadurch, daß ihm weniger 
als der Pflichttheil beträgt, Hinterlaffen wird, verlegt worden, jo hat 
man zu unterjcheiden, ob das Necht des Pflichttheilsberechtigten be- 
reitö zur Zeit der Errichtung des letzten Willens oder des Erbver- 
trages begründet geweſen ift, und der Erblaffer diefes Recht gefannt 
bat, oder ob das Recht des Pilichttheilsberechtigten erit nach dem 
angegebenen Zeityuncte begründet worden ift?), der Erblafler 
wenigitens dafjelbe zu dem angegebenen Zeitpuncte nicht gekannt 
bat, 3. B. wenn er von der Eriftenz des PBflichttheilsberechtigten feine 
Kenntniß gehabt oder irrig geglaubt hätte, daß der Plichttheilsbe- 
rechtigte geitorben wäre. In dem erfteren Falle hat der Pflicht: 
theilsberechtigte nur ein Erbrecht nach dem Verhältniſſe jeines Pflicht: 
theiles und es bat der legte Wille oder der Erbvertrag auch nur 
nach diefem Verhältniſſe feine Kraft. In dem leßteren Falle da— 
gegen wird es dem Pflichttheilsberechtigten gegenüber fo betrachtet, als 
ob der legte Wille oder der Erbvertrag gar nicht vorhanden wäre 
und der Erblaffer ohne einen legten Willen oder Erbvertrag geftorben 
wäre’). Ein Ehegatte kann aber einen von jeinem Chegatten vor 
der Schließung der Ehe geichloffenen Erbvertrag wegen Verletzung 
des Pflichttbeiles nicht anfechten ®. 





1) Der Enterbung ohne geſetzlichen Grund fteht gleich die Enterbung aus einem 
Grunde, welcher nicht bewiefen werden kann, oder durch Berzeihung des Crblaffers 
weggefallen ift (88. 2597, 2598, 2600 Sat 2 des BGB.'s.) 

2) Dies ift der Fall, wenn der Pflichttheildberechtigte erft nach der Errichtung 
des lebten Willens oder Erbvertrages geboren, oder an Kindesſtatt angenommen 
wird, oder durch nachfolgende Ehe oder Ehelichipredumg die Rechte eines ehelichen 
Kindes anlangt, oder als entfernterer Abkömmling durch Wegfall des ihn aus- 
jchließenden näheren in die Reihe der Pflichttheilsberechtigten getreten ift, oder wenn 
fpäter von dem Erblaffer eine Ehe geichloffen worden ift. 

8) Man vergl. SS. 2600, 2601 des BEB.'s, Annalen N. F. Bd.5 S.230 und 
Commentar Bd.3 ©. 447 flg. — Die Klage des Pflichttheilsberechtigten ift die Erb- 
ihaftsflage, welche nur im dem falle des $. 2600 der kurzen Berjährung unterliegt 
($. 2616 des BEB's.) — Der Pilichttheil ift nach dem Weftande der Erbſchaft zur 
Zeit des Todes zu berechnen (Annalen N. F. Bd. 7 ©. 368). 

4) Mau vergl. $. 2602 des BGB.'s. 
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$. 564. 
Fortjegung. 

Hat ein Erblaffer durch Schenkungen unter Zebenden jein Ver— 
mögen jo vermindert, daß Dasjenige, was der Pflichttheilsberechtigte 
davon bei dem Tode des Erblafjfers erhält, weniger beträgt, als er 
als Pflichttheil erhalten hätte, wenn diefer unter Berüdfichtigung des 
zur Zeit der Schenkung vorbandenen Vermögensftandes berechnet 
wird, und iſt die durch die Schenkung berbeigeführte Verlegung des 
Trlichttheiles nicht durch jpätere legtwillige Verfügungen des Erb— 
lafjers ausgeglichen worden, jo fann der Pflichttheilsberechtigte die 
Schenkung, ohne Unterfchied, ob fie in der Abficht, den Mflichttheil 
zu verlegen, vorgenommen worden ift, oder nicht, inſoweit anfechten, 
als jein Pflichttheil durch dieſelbe verlegt worden ift. Hat der Erb: 
lafler nach der Schenkung foviel ertworben, daß bei deffen Tode der 
Tflichttheilberechtigte den Betrag erhält, welchen er erhalten bätte, 
wenn zu der Erbichaft das Neuerworbene und das Berjchenkte ge- 
rechnet tworden wäre, jo kann die Schenkung nicht angefochten werden. 
Dagegen bat die fpätere zufällige Minderung des Vermögens des 
Erblaffers weder die Wirkung, daß eine nicht pflichtwidrige Schenf: 
ung eine pflichttwidrige wird, noch die, daß der Pflichttheilsberechtigte 
die Echenfung nadı einem höheren Betrage, ald dem urjprünglichen, 
anfechten kann. Es macht feinen Unterjchied, ob das Pflichttheils- 
vecht bereit3 zur Zeit der Schenkung bejtanden hat, oder erſt jpäter 
entjtanden ift;z ein Ehegatte aber fann eine Schenkung, welche jein 
Ehegatte vor der Ehe gemacht bat, nicht als pflichtwidrig anfechten. 
Don mehreren gleichzeitigen Schenkungen fann jede einzelne verhält: 
nigmäßig angefochten werden. Bon mehreren zu verjchiedenen Zeiten 
gemachten Schenkungen kann die jpätere, die frühere aber dann an- 
gefochten werden, wenn durch die Anfechtung der foäteren der Pflicht: 
theil nicht erreicht wird’). 

Der Plichttheilsberechtigte bat eine perjönliche Klage (actio in 
personam) auf Herausgabe des verjchenften Gegenſtandes, ſoweit fein 
Pflichttheil dur die Schenfung verlegt worden ift, nur wider den 
Bejchenften und deilen Erben ?). Die Ausjchlagung der Erbichaft 
des Schenfers gilt im Zweifel nicht als Verzicht auf die Anfechtung 
der pflichtwidrigen Schenkung; jedoch bat ſich der Pflichttheilsbe— 

1) Man vergl. 88. 2603 bis 2606, 2610, 2612 des BEB'S, 

2) Man vergl. 8. 2607 in Berbindung mit $. 1062 und oben ©. 591 fig. 
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rechtigte Dasjenige auf den Pflichttbeil anrechnen zu laſſen, was er er: 
halten haben würde, wenn er die Erbichaft des Schenfers nicht aus: 
gejchlagen hätte. Kine unter den Lebenden erhaltene Schenkung muß 
fich der Plichttheilsberechtigte anrechnen laffen. it ein gejeglicher 
Grund zur Enterbung des Pflichttheilsberechtigten vorhanden geweſen, 
jo hindert dies die Anfechtung der Schenkung nur dann, wenn der 
Erblafjer den Pflichttheilsberechtigten aus diefem Grunde gültig ent- 
erbt hat’). 

Die BVorjchriften über pflichtwidrige Schenkungen finden auch 
Anwendung auf die Beitellung einer Ausitattung und auf die Ges 
währung einer väterlichen Mithülfe ingleichen auf entgeltliche Rechts— 
geſchäfte, fomweit fie eine Schenkung enthalten. Hit bei der Beräußer- 
ung eines Grundjtüds neben der Kaufjumme ein Auszug ausgemacht 
worden, jo tjt derjelbe mit NRüdjicht auf die Zeit der Veräußerung 
und unter Zugrundelegung der Vorjchriften über die muthmaßliche 
Lebensdauer zu berechnen ?). 


8. 565. 
Erlöjhen des Rechts auf den Pflichttbeil. 
Das Recht auf den Pflichttheil erlöfcht 

1) wenn mit Einwilligung des Pflichttheilsberechtigten etwas Anderes 
bejtimmt worden iſt; es enthält jedoch das Anerfenntniß des 
legten Willens, als eines thatjächlich bejtehenden, und die An- 
nahme des darin Ausgejegten, wenigſtens im Zweifel, nicht einen 
Verzicht auf das Pflichttheilsrecht. 

2) durch dreijährige Verjährung, von der Zeit an, wo dem Pflicht- 
theilsberechtigten der leßte Wille oder Erbvertrag befannt ge- 
worden ijt, bei pflichtwidrigen Schenkungen, wenn fein letter 
Wille oder fein Erbvertrag vorhanden ift, von der Zeit des Todes 
des Erblafjers an?). 


Fünftes Capitel. 
Pflihttheil der öffentlichen Anjtalten. 
$. 566. 
Der den Landes-Verſorgungs-, Landes - Heilanftalten und den 


1) Man vergl. 88. 2608 bis 2610 des BEB.'s. 

2) Man vergl. 8. 2613 in Berbindung mit $. 1062 des BGB.'s und oben 
©. 163 fig. 

3) Dan vergl. $$. 2614 bis 2616 des BGB.'s. 
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Ortsarmen-, Kranken» und Waijenhäufern znfommende Erbtbeil ijt 
wie ein Pflichttheil zu betrachten '). 


Neunter Abjchnitt. 
Don dem Rechte auf erblofe Verlaffenfhaften. 


8. 567. 


Hinterläßt ein Veritorbener weder einen gejeglichen noch einen 
in einem legten Willen oder Erbvertrage eingejegten Erben, jo fällt 
jeine Erbjchaft an den Staat. Der Staat, welcher eine erbloje Erb- 
jchaft erwirbt, bat alle Rechte und Pflichten eines Erben. Eine Erb- 
ichaft kann nicht eher für erblojes Gut angejehen werden, als bis 
die etwa vorhandenen unbelannten Erben öffentlich aufgefordert und 
durch richterliches Erfenntniß ausgeſchloſſen worden find ?). 


1) Dan vergl. $. 2617 des BGB.'s. 
2) Man vergl. $$. 2618 bis 2620 des BGB.'s. 


Sachregiſter. 


(Die Zahlen beziehen ſich auf die Seitenzahlen bes Werles. Das Wortchen not. lohne beigeſetzte 
Kummer] werwein u die von der vorhergehenden Seite herüberreiheude Note). 


Abänderung, der Geſetze 33, der ge- 
jeglichen Natur eines Eontractes 497, |. 
a. Aenderung. 

Abbaurechte, 304, 331, 389 not. 2. 

Abgaben, eines Grundftüds 91 not. 

4. 481, 536, 634. Abg. für Baurecht und 
——— 368 not. 

— ſ. nie 
Ablömmlinge, Erbrecht, 
Mr ——— Pflichttheil 

Ablauf der — 476 fg., beim Geſell⸗ 
fchaftsvertrage 688, 

Ablehuung der Bormundichaft 260, 

Ablener gräben 359. 

Ablö unpegeiehe, 28, 364. 

_ ungerecht, 394, 397, 467. 

Abnutuug bei der Gebraudjsfeihe 625. 

— 161, not. 2, Ab. der außer— 
ehelich Gefhwängerten, 253, not. 3, 

Abrehnung und Berechnung behuf® der 
Bee ung eines Guthabens 692 fg. 

bichlagszahlungen 553. 

Ab = en, von fremden Urkunden 733, 

Abfiht, 99, mot. 5., Abſ. der Ber- 
tragsfchließenden, 508 f. e a. dolus. 

Abfihtlihe Berichuldung 465. ſ. a. 
dolus, Berfhulduug. 

— Abfolute Rechte 169, 

Abjonderungsreht in Erbfällen 812. 

Abftreitung, ſ. Entwährung. 

Abtrennung a Grundftüden 376, 
not. 5. 389 fg. 

Abtretung, Begriff 542 fg, A bedingter 
Forderungen 115. U. bon Forderungen Min- 
derjähriger 269.. A. zur Umgehung des Retor- 
—— 41. Recht auf A. einer Forderung 

np, u. 541, 660 not. 1. 667., Abtr. 

eſammtſchuldver ältniſſen en 877, A. 
* Klage wider den orger 897 not, 
4., U. von Klagen an den — oder 
Piether 633 not. U. der Klage aus 
einem Mäflervertrage 655. Anm. der For- 


Kinder, 


berungen 539 ff., nothwendige 540 fg., 
711. Unterſchied zwifhen Abtretung und 
Indofjament 5412 not., von einer Klage 516. 
Berbote und Beihhränkungen derfelben 546 
not. 1., mehrfadhe 549, 551. einer Hypothet 
392 395, 545 not. der 5” = eheweibliche 
Einbringen beftellten 9. 381., von Pfand- 
rechten 378 einer — 379. 
Anm., einer verpfändeten Forderung 378, 
Abwefende find handlungsfähig 20. 
not. 3. Bormundfhaft über Abm. 278. 
Bertragichliefung unter Abw. 508, 
Abwefenheit des Ehemannes 196., un 
befannte, eines Ehegatten 214. bes des Che- 
confensberedhtigten 172, Abw. eines Min- 
derjährigen 255 not. 3. 
Abwefenheitövormmnd, 162 Anm. 6. 
Aceidentalia eines Rechtsgeichäfts 90. 
Accord, 619, 650 not, 2. 
Accrescenzrecht, ſ. Anwachſungsrecht. 
Üctiengejellihaften 30, 61, 66 not. 3. 
Actio, Begriff 132. Entftehung (a. 
nata) 113. 140, ad exhibendum 136 
not 4. 732, aquae pluviae arcendae 357 
fg. 585. commodati 624, 626 not. 5 
not. 7, communi dividundo 352, 688 
not, 6, confessoria 345, 546, 847. de 
effusis et dejectis 730. de in rem verso 
267 not. 2. de partu agnoscendo 251, 
de pauperie 731, depositi 656, 657. 
doli 516 not 2, T18. familiae ereiscundae 
814 fg. finium regundorum 139, 360, 
585. furti 716, hypothecaria 372, 375, 
376, 39%., 546 in rem 418, (derem 
Abtretung) 546. judicati 152. legis 
Aquiliae 50, 347 Anm. 403, 633 not. 


712, 847. “ mandati 666, 668, fg. ne- 
gatoria 344 fg. 357 not. % 87. ne- 


gotiorum gestorum 679 fg. Pauliana 
Zı9 fg. pigneraticia 703, pro socio 688, 
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Publiciana in ren 288, 348, 533 not, 
ö. 603 not. &. P confessoria 126, 427 
quanti minoris 113, 528 fg. quasi Ser- 
viana 372, quod metus causa ZT. 
redhibitoria 113, 528 fg. rei uxoriae 208, 
suppletoria oder expletoria 857. tutelae 
(directa) 270 not. 3 (utilis) 270 not. 5. 

Actiones temporales 145 fg. per- 
petuae 146, in rem, in personam 154 
156, 450, 451 Anm. 

Actus specialissimi 665 
not. 3. 

Addictio ad diem 114, 116, 607. 

“bel 231. 

Adjacenz an Strafen 80 not. 1., 
bei fließenden Gewäjjern 303. 

Adminicula servitutum 127 not. 4. 
416, 437 not. 4, 

Adoption, ſ. Annahme an Kindesftatt. 

Adulterini 230. 

Adulterium j. Chebrud). 


Henderung in den Beweismitteln 155, 
an der verpfändeten Sache 376, der im 
Nießbrauche befindlihen Sade 437 fg. 
A. des Wafjerlaufs 357. U. des Eigen- 
thums der dienenden Sadıe 446, A. einer 
ag Mahl 460. U. der Confeſſion 
oder Religion 524. U. einer Familienan— 
wartjchaft 848, 

Aestimatio, venditionis — taxa- 
tionis gratia, 204, 340, 578, not. 3, 

Affectionswerth 

Affinität ſ. Schwägerſchaft. 

Agere non yalenti non eurrit prae- 
scriptio 143 not. L 

Alimentationdanfprüche, der auferehe- 
lichen Kindern 252 fg. ſ. Unterhalts- 
pflicht. 

Ugemeined Veräußerungsverbot 306, 

Alluvio 78, 330, 332. 

Altentheil 619. 

Alter, deffen Einfluß auf die Hand» 
lungsfähigkeit 57, für das Verlöbnis ev- 
forderlicyes 171., für Schliefung der Che 
176. für Adoption 231. für Uebernahme 
einer Bormundjchaft 257. für die testa- 
menti factio 753. Zejtamentszeugnisfähig- 
leit 764, 767. — U. der Hypothelen 393. 396. 
der Dienftbarkeiten 417, der Forderungen 
113. 488 fg. 

Alternative, Forderung 459. U. Be- 
dingung bei leiten Willen 773. A. Erbeinjet- 
ung 752, 

Alterdvormundfchaft ſ. Bormundſchaft. 

Altgemeinden 64 wot. 1, deren Grund— 
ftüde 80 not, 1 


mandati 
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Alveus derelictus 78, 330, 332. 
Amortifation ſ. Mortification. 
Analogie der Geſetze 42, fg. 
Analphabet 554, 764, 

Anatocismus 463. 

Anbieten der Erfüllung 482. 

Aneignung, widerrechtliche 477 fg- 

Unerbieten 507. 

Anerkenntnis einer verjährten Schuld 
147, der Baterichaft 227, Einfades 4. 
692, U. einer Schuld Seiten des Haupt- 
fchuldners 706, 9. eines legten Willens, 
als eines thatſächlich beftehenden 861. 

Anerfenntnisflage 136, ſ. a. Schuld- 
verichreibung. 

Anertenutnidvertrag 95 mot. 3, 138, 
143, not. 4, 496, mot. 2, 545, 584, 
691, fg. A durch Schuldſchein 599, j. a, 
Constitutum. 

Anerkennung, ftaatliche, der juriftifchen 
Perſonen 63, A. unterbricht die Berjähr- 
ung 143, Klage auf U. der ehelichen Ge— 
burt 251, U. der Nichteriftenz einer Grund» 
dienftbarfeit 431, 

nfall einer Erbichaft 40, 736 fg. 
f. a. Erbichaft, Vermächtnis. 

Anfangstermin 108, 

Anfechtbarfeit der Rechtsgeichäfte, deren 
Folgen 103 ff. A. der Ehe 182 fg. 184 fg. 

Anfechtung der Rechtsgeichäfte, wegen 
Zwanges oder Täuſchung. 98 fg. U. einer 
aufergerichtlichen ZTheilung 353 not. 2 
eine® Vertrags wegen Zwanges 515, wegen 
Täuſchung 516, einer Onittung 554 not. 
6., eines Schuldtilgungsvertrag® 561, eines 
Anerfenntnisvertrags 693.. eines Vergleicht 
695, eines Schiedbsfpruchs 698. U. letzter 
Willen |. Pflichttheil. 

Angeld 524. 

Animus, domini 282 not. 1. 283, fq- 
290, 296 300 not. &. 319. 336, beim 
Nechtsbefike 417 not. 4. 424, 435. An 
donandi und an. donum acceptandi 58%. 

Anlagen zum Nachtheile des Nachbar- 
grundftüds 359. 361 U., durch welche die 
Dienftbarkeit des Ausſichtsrechts beeinträcd- 
tigt wird 422, Erwerb des Rechtsbeſitzes 
durch Herftellung von U. 425, 

Anlegung des Mündelvermögene 267. 
fg., neuer Grundbudhsfolten 327. 329, 

Aunahme, 507. des Berzichts 399. 
432, 445, vorbehaltlofe A. geringerer Zinfen 
462, einer Ouittung 553. U. eines Auf 
trags 664, A. einer Anweifung 674. ſ. a. 
Bermuthung. A.einerAbjchlagszahlung und 
der Zinfen einer Schuld 693, einer unter 
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einer Conventionalftrafe oder sub clausula 
cassatoria geſchuldeten Leiſtung 699, 701, 
der VBermächtniffe 826. N. des in einem 
Willen Ausgefetten 861. A. an Kindes- 
flatt 102, 178, 230, 243, 744, 748 fg. 817. 
an K. Angenommene find zu Familienan— 
wartichaften nicht berufen 816, deren Pflicht- 
theilsreht 853. A. an Enkelsftatt ift un» 
zuläffig 221, 

Annullation |. Aufhebung. 

Annus restitutorius 166 not. 2, 

Anpreifungen 516, 527. 

Anrechnung der Befitszeit der Vorgänger 


ig. 

Anritchigfeit 51. 
Auſchlag, worin der Gaftwirth die Haft- 
pflicht von fich ablehnt 661. 

Anfhwemmung 78. 

Anftalten 63, öffentliche A. 748, deren 
Pflichttheil K61. 

nftellung der Klage 339, 341, 431. 

Anftifteretner unerlaubten Handlung 492. 

Antrag auf ZTodeserflärung 165, auf 
Aufhebung einer Ehe 176. U. auf Ein- 
tragung einer Hypothek gilt ale A. auf 
VBormerfung 355. U. auf Berfteigerung 
mit doppelten Geboten 413, 417. 

Antretung der Erbichaft 793, 795 ff. 

Anwahlungsrecht 740, 753. U. unter 
Miterben 797 fa. A. unter Bermächtnis- 
nehmern 827, U. bei Erbverträgen 851, 

Anwärter 739. 

Unwartihaft, deren Ausichlagung 264. 
Eigenthumserwerb 322, Begriff der N. 
738. Erbanwarticaft 841 fg. Vermächtnis» 
anwartfchaft 845 fg. Kamilienauwartichaft 


6) 


— 


— J 
Anweiſungen, kaufmänniſche 29, 518, 


Anzeige, der Ablehnungsgründe 260, 
eines zwiſchen Bormund und Mündel be— 
ſtehenden Schuldverhältniſſes 263, des Todes 
eines Bormundes 274, von einem Wunde 
313, von einer Pfändung 408, U. beim 
Borbehalte befieren Gebotes 609, beim 
Borkaufsrechte 611, mothmwendiger Aus- 
befjerungen 635. 

Unzeigepflicht des Baters bezüglich des 
vom Kinde erworbenen Bermögens 240 
not. 1, A. des MNiehbraucers 439, 

Arbitrium bei legten Willen 760, ſ. 
a. Sciedsiprud. 

Arglift 99 not. 5, f. a. Täufchung. 

Arme, geichworene, können fich nur ge— 
richtlich vergleichen 695 not.2. Bermädht- 
nis an A. ohne nähere Bezeichnung 779. 

Armenanftalten, deren Rechte 249 
not, 6, f. a. Anftalten. 

Arrha, 524 fg. A. sponsalitia 175. 

Siebenhbaar, Privatredt. 
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Arrogation 231. 

Alcendenten ſ. Eltern und Voreltern. 

Affignation 673. ff. 

Auc nominatio 27 not.1. 344, 
347, 419. 

Aufbewahrung 655, 656 not. 

Aufenthaltsort des Schuldners 471. 

Aufgabe des Beſitzes 202 fg. 300, 
des Eigenthums 335, eines baufälligen 
Baumerfes 356. 

An a Dertrag 561 fg. 

Aufhebung des Verzugs 483 fg., eines 
Bertrags wegen Fehler der Sache 528 fg. 
A. letzter Willen 78%. U. der VBermädht- 
niffe 825. 2. einer Kamilienanmwarticjaft 
848, U. der Erbverträge 851. 9. lebter 
Willen durch Erbvertrag 550, f.a Auflöfung. 

Auflage, Schenkung unter einer U. 593, 
A. beim Berlagävertrage 616, ſ. a. modus, 


med. 
— Bedingungen f. Bedingungen. 
Auflöfung der Ehe 40, 213, 215 fi. 
620, 790, A. des Berlöbniffes 173, 175. 
A. der Annahme an Kindesftatt 233, 
Aufmaß 461. 
Aufnahme letster Willen 761 ff. 
Aufrehnung 133 not. 1. 149, 551 


not. 2., 552, 556 fi. 576, 609, 650 
not. L not. 4. 658, 706 not. 2, 


N. der Früchte 343. A. des Ehebruchs 217. 
Aufruhr u. Yandfriedensbruch, Berbind- 
lichkeit der Anftifter und Theilnehmer zum 
Schadenerfaße 715. 
Aufſchiebende Bedingungen ſ. Beding- 
ungen. 

ufficht, ftaatliche, iiber Stiftungen 69. 
eines Bormundes über den anderen 271. 
des Ehrenvormundes 272, Gerichtliche N. 
über die Bormundfchaft 256 fi., über Fami— 
lienanwartichaften 848. 

Auftrag 66, 508, 577, 648 not. 4, 674, 
U. zur Erwerbuug des Befites 296 not, 
4. 297 f. a. Geihäftsführung. 

Anfwand für den Unterhalt 244. in 
Fällen der Zuziehung eines Kamilienrathes 
257, mit der Erfüllung verbundener Auf- 
wand 470, 646, 653, 655, 669. f. a. Ber- 
mwendungen. 

Angbefferung eines Bauwerks 355. 
A. beim Pacıt- und Miethvertrage 635, 640, 

Ausbeute aus Bergwerken und Gruben 


437. 

Ausgeding 619, 

Ansgießen, Haftung für Befchädigung 
durch folches 730, 

Ausländer, deſſen Handlungsfähigfeit 


39, 50, 160, Bevormundung der U. 256, 


usländiſche Gejete 36 fg, deven Be- 
weis 151. 
bb 
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Auslegung der Geſebe 41. U. von Bedachter 738 fg., wer mit Bermädt- 
VBerzichten 129. not, 5, U. der Verträge | nifjen bedacht werden Fönne? 823 fg. 1. 
505 fg. 2. letter Willen 778, ſ. a. In- | a. Vermächtnisnehmer. 


terpretation. Bedentzeit 507. 
Anslobung 421. Bedingte und betagte, Forderungen 371. 
Ansiheidung von Sachen aus einer | 466 not. 3, 478, deren Novation 564 
©attung 601, ſ. a. Kauf. not, & Bed. Beräuferung, Oefahr bei 


Ansſchlagnug eines Erwerbes 720, der folcher 1 113,522. Bed. Verträge 525 net.5, 
Erbichaft 793, 799 fa. 824 der Bermädht- | Bed. Uebergabe 293. 


niffe 827. N. einer Erbicajt SSL Bedingung 107 fi. auflöfende 109, 
Ausiihtsrecht 422, 114. 38% 433. aufidyiebende 109, 379, 
Ausſpielgeſchäft — 384, ftillfehweigende 110, 770, nothtoend: 
Ausitattung 92 not. 2, 201 fg. Ber- | ige, unmögliche, peuplere (moiderfinnige), 

mächtnis einer A. 837, affirmative, negative 110, woillfürliche, zu 
Ausitattungspflict 15. 720 fällige, gemischte 111 — 2. für Verzeih— 
Anstellung einer Quittung 262, ung 217, 219% 8. bei der Annahme an 


Austritt aus einer Religionsgejellichaft Kindesitatt 331, 8. der Bormundidait 
53, aus einem .. oder einer Geſell- 272, 8. bei der Uebergabe des Eigen- 


ihaft 67 fg. 687 f thums 334, 8. beim Fauftpfande 40 402. 
Ansübnng * rechte 127 fg. B. bei Grunddienſtbarkeiten 437. Den 
Außercoursſetzung der Sana ._ und guten Sitten woiderftreitende 

336 not. 5, 581 not. & 523. B. bei der Abtretung 545 not 


Anhereheliche Kinder 235, Verhältnif | Eibeinfehung unter einer B. 740, B. für 
zwiſchen auf. Eltern und Kindern 252 ff., des | den Anfall der Erbſchaft 747, 8. ba 
auf. Kindes zu der rg und den | fetten Willen 112 not. 1 758, 68 fi. 
mütterlihen Verwandten 252, zum Bater | Der Erbeinfeßung beigefügte 8. B. gilt nict 
252 fg. U. Kinder einer — Ehe: | ohne weiteres für die Nacherbeinſetzung 
frau 221. Erbreht auf. Geborener Z4L. ! B. bei der Schenkung auf den ZXodesjal 

Außer Verlehr ftcehende Sachen 70 fg. | 840. 

105, 113, 824, Beerdigungsfoften 191, 245. not. L 

— Yarszug 379 not. 1. 412 fg., 470 1249, 254, 714, 819, 
not. 3, 584, 619 fi. dejfen Eintragung Befreinng von der Vormundſchaft 
333 not. t. 1. Niehbraud; an jolchem 441. | 260, 275. 

Anszugsleiitungen, einzelne, 621. Beginn der Wirfjamkeit der Geſetze 4. 

Auszugswohnung 620 not. 3, 62%. Begrümdung der Eigenthumsflage M 

Anthentifhe Interpretation 33, 35. not. 2, 338, 

Autonomie 47. Begiinftigung unerlaubter Handlungen 

Antorredt 615 not. L 492. 

er — Gelegenheit“ 472. 

Beiſchlaf, außerehelicher 392. 59. not. 2. 
252, Dotationspflicht aus Joldem 12%. als 
Balfenreht 121. Ehehindernis 178. Unvermögen zum ®. 186. 
Bannredte 28. DB. in unzurechuungsfähigen Zuſtande 216. 


Baarzahlungen im Kleinhandel 554. 
Bananlagen zum Nachtheile des | Belauntmahung, der Geſetze 33, öffent: 


Bäume 79, 333, B. und Heden 359, 


bars 358. liche B. der Anlegung und der Aufhebung einer 

VBaufälligfeit eines Gebäudes, Beſchäd- cura prodigi fowie einer cura absentis 
igung durd) foldhe 355, 277, 278, eines Fundes 318. B. eines Auf 

augerüfte, Errichtung folder 355, trags 678, des Widerrufs eines ſolchen 

Baumaterialien, Berbot der Bindication | B. fetter © Willen 790, 
folher 143 not. 1, 333. deren Herbei- Bellagter, bei der Beſitzllage 298 Fi 
ſchaffung oder Niederlegung auf fremden | bei der Eigenthumsklage 335, qui dol 
Grundftiiden 355. desiit possidere 336, not. 5. 340, qui 

Bau: und Kellerrecht 17 not. 2, 331, 
364, 365, 386. not. ‚3, 389%. mot. 3. 
405, 510. 

Bauwerk, Geftattung der Errichtung, 
Ausbeſſerung und Wiederherſtellung deffelben 
als geſetzliche Dienjtbarkeit 355. Dienftbar-» 
keit der Belaftung mit einem Bauwerfe 421. 


liti se obtulit 337, 3 240, fahrläffiger Ber: 
luft des Befibes Seiten des B. 340. 
Benadhrihtigung von der Weräuferung 
eines Grundftüds 308, von der Eigen 
thumsflage 326. B. de des Gläubigers von 
der gerichtlichen Niederlegung der geichuldeten 


Teiftung 456 not. L und 2, von der Klage 
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528, 806 fg. B. des abgetretenen Schuldners | 


von der Abtretung 551. B. von der Zur 
rüdgabe des Auftrags 671, f. a. An 
ftellung. 
*  Benefleium cedendarum actionum 
540 not. 4. 706 not. 1. B. competentiae 
209, 236. B. u. 706 not. 1. 
B, inventarii 143 not. 
Venugung der —— dem Nach⸗ 
bar zu Schaden gereichende 356, 
Beraubung der perfönlichen Freiheit 715. 
Beredhinung, der Grade der Berwandt- 
ſchaft und der Os hmägerfeaft 59, B. des 


Pflichttheile 853, 859 not. 3, f. a. Ab- 
rechnung, — 


Berechtigungen die ein Folium im 
Be erhalten haben 73, 331, 380, 
not. 1. 510, 601, 602, 608 not. 1. 

Bereicherung 196, 272, 317, 318 fg. 
333, 467 aud not. &. 492, 515, 561, 
nn 2117 fg. 721, 122 Anm. 725, 


Berg efeßgebung 29. 
— Seralepni, erletzung beſonderer 


”. Berufswahl 235, 26h. 

Beihädigung frei fremder Sachen 121. |. 
a. lex Aquilia, 

Beihlagnahme des Vermögens eines 
— verfolgten Angeflagten 206. 

Beſchlußfaſſung derPerjonenvereine 66fg. 
einer Gejellihaft 684. 

Beihränfung der Handlungsfähigkeit 90. 
B. der Wirkungen der Rechtsgeſchäfte 
107 fi. 8. des Eigenthums 303. B. der 
Geifion 546 not. L 

Beichreien der Wände 162. 

Beihwerter 738 fg. wer mit einem 
Bermäcdhtniffe bejchwert werden könne? 
821 fg. BVertheilungsbefugnis des B. 322. 
Wahlrecht des B. 534, 838. 

efiht, Kauf auf B. 606. B. 702. 

Beſitz, 39, 280 fg. Begriff und Erfor- 
berniffe 2832 3 fg. befondere Arten 287 fg. 
Ermwerbung 290 fg. Erwerbung durd Stell« 
vertreter 295 fg. Befitsflagen 298. Ber- 
luft des Befitzes 299. Borausfegung 
ber Erfitsung 324 fg. B. zu Erwerb des 
Eigentums an unbew. ©. nicht erforder- 
lih 327, 329. dem Eigenthume gegen- 
über "30. Publicianiſcher B. 364 8. 
bes Pfandgläubiger® 376 not. Erwerb 
des B. dur Dritte 295 fg. 517. 8, 
eines Schuldicheins 692 not. 1, 

Befiter, redlicher und rechtlicher, kann 
Nießbrauch beftellen 444. B. einer Erb- 
ſchaft, deſſen Haftung der Erbichaftsflage 
gegenüber 807 fg. 

Befigergreifung, einfeitige 292, 
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Befisflagen 298, 533. 847. B. bes 
Rauftpfandgläubigers 403, B. auf Grund 
des Nechtäbefites 425. 

Beilered Gebot 609, 

Beflernngdanftalt, Unterbringung eines 
Mündels in foldye 266. 

Veitätigung, gerichtliche oder landes- 
berrlid;e 102. 

Beitellung einer Ausftattung 202 fg. 
B. der Borminder 257. 

Betagte Forderung, Klage auf ſolche 
472, not. Lu 5 ſ. a. Bedingte u. bet. F. 

Bethenerungen 516, 527, 

Betrug und Arglift 121, 17 f. a. 
Täuschung. 

Betrunfenheit 216 not. 5. 

Bente kriegeriiche 310 Anm. 

Beutel, Zahlung mit verfchloffenem 555. 

Bevormundete 142. können nicht Bor- 
mund fein 257, können nicht Teſtaments— 
vollzieher fein 792, Wahrnehmung ihrer 
Rechte bei Aenderung einer Familien- 
anwarticaft 849., B. können nicht Erb» 
berträge Schließen : 850. f. a. Minderjährige. 

Beweggrund 757. f. a. Irrthum. 

Beweglihe Sachen 73. Berluft des 
Befites an folchen 300, 

Beweid des ausländifchen Nedites 40, 

not. 1. B. des Arrthums 97 mot. 1. 
B. der Rechte 149 fi, des Todes 163 fg., 
dak eine Ehefrau Handelsfrau fei 194 des 
factum illationis 199 not. 5, 2. ber 
Unrichtigleit der Declaration einer ver- 
fchloffenen Geldrolfe 356 not. B. ber 
Klage auf den Unterhalt 248 not. 2, des 
Todes eines Abwejenden 278., der drei« 
jährigen Erſitzung 326., der Eigenthums- 
Hage 337, der Negatorienklage 347, ber 
Wlandtiage 391, 391, der Erbichafisflage 803, 

Saft Borfchriften über die 2. 
27 not. 1, 149 ff. 150 not. 1, 382, 476 
not. 4, 520, 527 not. & 513, B. bei 

der Bedingung 117, B. beim dies 120. 
bei der exc. praescriptionis 148 not. 2, 
Bm Antrage auf Todeserflärung 165 not. 

1, bei der Klage auf Echeidung wegen Ehe: 
une 217, bei der Confefforienkiage 418 
426, bezüglich der behaupteten Beichränfung 
einer runddienftbarfeit 432, beim Er» 
löſchen einer Gr. dur non usus 434. 
bei behaupteter Simulation 513 not. 1., 
beim Pacht- und Wtiethvertrage 631 not. 
1, bei der Konventionalftrafe 700, bei 
der lex commissoria 702, bei der actio 
Pauliana 719, bei der condietio indebiti 
726, bei der cond. ob causam datorum 
727, bei der Enterbung 858. 

Beweismittel, Acnderung derfelben 155. 

Beweidzeugen 102, 

66* 
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Cautio Muciana 111 not. L 773 
827. damni infecti 355, 585. 


Bienenftod, Recht des Eigenthitmers, 
die Bienen auf fremden Grundftüden ein- 





zufangen 309, Gautionshypothef 261, 261, 379 Anm. 38t, 
Bigamie 213. 391 not. 6, für eine e obligatio in non 
Blinde 754 > faciendo409 not. 1.8. init blojes Neben» 
Börfenfpie reht 546 not. 1. €. für den Auszug 620. 
Böſchung Er Gedent, deſſen Berbindlichkeiten gegen 
Bösiihe, Berlaffung 218, 222 not. | den Geffionar 549 fa. 

3., 866 Gertioration 551 f.a. Benachrichtigung. 
Bona fides 129, 316 fg. 319, 323 Cessio necessaria 269 not. & 518 

333, 339, 341, 343, 438 |. a. rebficher | not. 667, ZIL. f. a. Abtretung. 

Glaube, te redlicher Vefib. Geffionar, defien Berhäftuie zum ab⸗ 
Bonorum possessio ex Carboniano | getretenen Schuldner 551 fg. 

edicto 795 Anm. 803 not. 2, Chirograplıum intra biennium non 
Boten 103 mot. 1. retractatum 496, 534. 
Brandentfhädigung 30 not 1, 390, Cives 50, 

not. 5. 398 not. 2, 623 not. L Givilehe 53 fg. 
Braut eichenfe i 174 fg. Civileigenthum an Grundftüden 328. 
Brautlinder 172 fi. 185. not. L | not. 2, 

237, 741, 742 not. 5. Civilprozeß 26. 
Brautihag 201 fg. Givilitanderegiiter 53. 
Brunnen 356. Clausula cassatoria 524 not. &, 
Bruumeneiner, 80 not. 1, 700 fg. codieiliaris 750, privatoria 776 
Brunnenwafler 444, Anm. derogatoria 788. 
Vürge, 104 not. 3. 547, 696, Be- Codicill 750. 

ftellung - 3. zur Sicherheitsleiftung Collationspflicht, ſ. Einwerfung. 

130, 144., Haftpfidht des B. 372 not. Colliſſion der Geſetze verjchiedener Staa- 


B. hat die Einreden des Hauptichuldners | ten 38. der Rechte 128.der Dienftbarteiten 417. 
706., Rechte des B. wider den Haupt- Colonia partiaria 629, 690 not. 4 
ſchundner 709, Sommanditgefeitfcaften, und €. auf 

Bürgerlihe Ehre, 51 Actien 30, 61. 

Bürgerlidhe Früchte, [. — Commereium 70, 88. 

Bürgerliches Geſetzbuch Geichichte |  Gommiffiousgefhäft 585, 662 not. L 
a. 6 fa., Syſtem 8 fg. Giltigkeit Commixtio 317 fg. 

13 ., Interpretation 16 fg., Yiteratur en 623 fg. j. Gebraude- 
eihe. 

Gommporienten 164 not. 2, 737, 

Communio omnium bonorum 321, 

Kommunismus 88 not. 1. 

Compensatio doli 498 not. 3. f. a. 
Aufrechnung. 

Kompenfatiouövertrag 551 not. 

„„ Kompetenz, eherichterliche 177 5 


Kompromig auf ausländiiches Recht 
40, f. a. Schiedsſpruch, Bergleid. 

Computatio 59, 118. 

Gonceptiondfrift 161, 226, 228, 252, 


2 


Bürgfeaft, 510 not. 4, 562 not. & 
564. 703 fg. B. für eine verjährte Schuld 
149, formloſe B. der Ihefrau 133, 197, 
199. 8. ber Ehefrau 565 Anm,., wechjel- 
feitige B. 574 not, 2., Begriff der B. 
703, Berbindlichkeiten "des DBürgen 705. 
Einrede der Vorausklage 707. Erlöſch— 
ungsgründe der DB. 708. Rechte des Bür— 
gen wider den Hauptichuldner 709. Credit: 
auftrag ZIL. 

Bundesoberhandelägerict 30. 

Bundesitanten, deutiche, 130 not. Z 


— — — — — — — — — 


245, 246, 247, Concludente Handlungen 100, 
Buße f. Conventionalftrafe. Concurrenz ſ. Zufammentreffen. 


Concurs 388, 411, 4189. C. des Ehe⸗ 
Gafiatorifche Clauſel 524 not. &. et: mannes 207. Gegen den €. if die Befitflage 
Caſſe, öffentliche, deren Sitz 47L unftatthaft 290 CE. not. 1, des Pachters 
Casus 125 fg. j. a. Gefahr, Zufall. | oder Miethers 641, gar not. 1, des 
Causa, perpetua servitutum 419 Verpachters oder “ Bermiethers 649 not. 
not, 1, pietatis 201 not. 3. 458. 723 | 1, eines Gefellichafterse 688, des Hanpt- 
not. 2, cessionis 543 fg., specialis 692 fchuldners 707, ift an das s Compromif: des 
not. L Semeinfchuldners nicht gebunden 697. 
Cautela Socini 776 Ann. not. 2, 
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Conentsrecht 29. 
Concursus dnarum 
eausarum 569 not. 
Condictio, ob causam datorum 202, 
not. 4. 525 not.5. 562 not. 2. 594, 693 
726 fg. 810; C. certi 599., C. chiro- 
graphi 599, C, furtiva 403, 633 not, 
716, 725 not. 3, 847, C. sine causn 
463, 466, 729. C. indebiti 35 not. 7, 
101 not. 4 115, 119, 120 not. 4, 133 
not. 1 147 fg. 197 fa. 371 not. Z 453, 
466, 408 not. L 559, 566, 7b not. & 
583 not. 3, 508 not, 3, 710, fg. 722 fg. 
807 not. 3, C. indebiti promissi 96 not, 
693, C. possessionis 298 not. 2, C, ob 
turpem vel injustam causam 728. 
Conditio in praesens vel in prae- 
teritum collata 769, turpis 771 fa. ca- 


lucerativarum 


ptatoria 772, 786, not. 1. nuptiarum 
173, religionis vel confessionis mutandae 


vel non mutandae 773. f. a Bedingung. | 


Confeſſionswechſel 220, 

Gonfefiorienflage 345, 418, 426, bei 
perfönlichen Dienftbarfeiten 135. 

Confusio 129, c. rerom 317 fg. 
Conf. debiti et crediti 565 Anm. 567, 
576, 694 not. 7. C. als Grund des Er- 
löſchens von Hüpothefen 399%, 0. be 
Grunddienftbarfeiten 433. C. bei der Bürg- 
ichaft 708. 

Congressus cum pluribus 730, 

Conſeus 89, 92, 100 mot. 4 232 
not. 2 233, 372. ©. zur Ehe ı 
€. zum Berlöbnifje gilt als C. zur Che 180, 
C. 494 fg. 512, 584, 586, 594, 628, 
not. 1 663, 
—— 494 fg. 
Conſolidation von Grundſtücken 376 
not. 5. 389 fg. 


Constitutum 133 not. 1, debiti pro- | 


prii 692. deb. alieni 703. possessorium 
294, 295 not. 1. 401, 

Sontocorrentverhältnig 547 not. 3 
693, not. 1, 

Kontract 89 not. 1 und 2 

Contractus claudiecans 106, strieti 
Juris und bonae fidei 497, emphyteuti- 
carius 510 not. 3. 584, suflragii 585, 
socidae 637, mohatrae 462 not. 6, 

Contrarius actus 104 not. & C. 
consensus 562 fg. 

Kontrafignatur der Berordnungen mit 
Geſetzeskraft 33. 

Convalesvenz von Rechtsgeichäften 106, 
der Berfügungen über bedingt veräußerte 
Immobilien 116. 

Gonventionalitrafe 104 not. 3. 151, 
173, 450, €. beim Berlöbnifje 36. — 








71,176, | 
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| 503, &11 not. 524 not. & 529 not. 4 
[STE 


g. 
a eines Nechtsgeichäfts 105, 
Gorrealobligationen, ſ. Gefammtichuld- 
verhältntife. 

Correctut 616 not. &, 

Coupous 0, 

Kouröwerth 457, 595 not. 2, 598, 

Greditanftrag 710. ! 

Greditfauf 520 not. 2 604, 

Greditmandat 665 not. 2. 
| Culpa 122 fg. 476 — C. in conere- 
to 199, 268 not. 1, 269, 684. C. in 
exigendo 205 not. 3. in eligendo 493, 
635 not. 2, 650. 667. in eontrahendo 
505 not. 3. c. ex lege Aquilia f. lex 
Aqnilia, 

Emulation mehrerer Eigenthumstlagen 
336 not. 4 

Cura prodigi 58 not. & hereditatis 
' 794. f. a. Vertreter, Bormundidait. 
Custodia 124, 126, 634, 635, 





I 

| Dachtraufe, darf nicht auf das Nach— 
| bargrumdftüd fallen 358. Dienſtbarkeit 
der D. 421. 

Damnum 124, d. injuria datnm 713, 
Darlehu, 102, 634 not, 1. Begriff 
' 594, welche Sadyen zum D. gegeben wer- 
| den fönnen 595, Erforderniß der Ueber 
| gabe 596, Perſon des Darleihers 597, 
! Befchaffenheit der Darlchneforderung 597, 
| urfprünglicher Hinterlegungsvertrag 658, 
D. ohne Zahlungsfrift 141 not. L D. 
für Dlündel 267, D. im Namen eines 
| Dritten 517, 

Darleiher 597. 
| ob causam 174. D. in solutum 
606, 720 not. 2., ſ. a. Geben an Zahl- 
ungsſtatt. 

Dauer der MWirffamleit der Geſetze 
34. ®D. einer Yeibrente 618, 

Dedung bei der Anweiſung 674 
| Deeret, obervormundjcaftliches, ſ. Ge- 
! nehmigung. 

Decretum divi Marci 159, 

Defecturverfahren 690, 

Deficienz der Bedingungen 116, 

Delegation 564. 

Delictsflage 50. 

Delictdobligationen 471, 583, 

Demonstratio falsa non nocet 758, 

Depositum 120 not. 2. irregulare 
659., |. a. Hinterlegungsvertrag, Nieder: 

legung. 

Dereliction 335. ſ. a. Aufgeben. 

Defcendenten, ſ. Ablümmlinge. 

Dejertion 218, 222, not, 3, 856. 
Deieuntion 
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Dentfhe Bundesftaaten 707 
Deutſches Reich, ſ. Reichsverfaffung. 
Diebftahl 121, 126, 716. 
Dienitbarfeiten 78,364, 365, 635 not. 4. 
414 ff. Begriff, 414. Wejen der D. im Allge- 
meinen 415 fg. Grundbdienftbarfeiten 418 ff. 
Weſen der Gr. 418. Einzelne Gr. 420. 
Nechtsbefit bei Gr. 424. Konfefforien- 
lage bei Gr. 426. Ermwerbung der Gr. 
427. Erlöſchen der Gr. 432. Berfönliche 
Dienftbarkeiten 434 ff. P. D. überhaupt 
434. Nießbrauch an nidyt verbrauchbaren 
Sachen 436. N. an verbraudhbaren Sachen 
und an Forderungen 440. N. am einer 
Leibrente, einem Auszuge, einem Kure 441 
N. an einem ganzen Bermögen 442. Ge— 
brauch einer Sache, Wohnung, Herberge 
442. Erwerbung der p. D. 444. Er- 
löfchen der p. D. 415. 635 not. 4. 

Dienftleiftungen, Schenkung dafür 593. 

Dienftmiethe, 584. 

Dienftperfonen, Haftpflicht für deren 
Handlungen, 635 not. 2. 628, 659. |. a 
Handlungen. 

Dienftvertrag 644 fi. Begriff 644- 
Berbindlichkeiten des Dienftleiftenden 645, 
646. Erlöjchungsgründe 648. 

Dies 117, 119 fg. bei Grundbienft- 
barfeiten 427. D. interpellat pro homine 
478 not. 5. D. certus invertus quando 
776. D. tricesimus 795, 828, ſ. a. 
Zeit, Endtermin. 

Diligentia 123. D. quam suis 239, 
350 fg. 

Dilucida intervalla 58, 277, 754, 764 

Dismembration von Grundftücden 376 
not. 5. 389 fg. 411. 

. Diepenfation 177. f. a. Nadhfichtser- 
theilung. 

Dispofitionsbefhränfungen, im®rund- 
buche eingetragene 384. 

Diffidenten 53. 

Dividendenfheine 80. 

Divortium f. Scheidung. 

Documentum indiscretum 692 not. 4. 

Dolmetiher 750, 754, 768. 

Dolus 99, 121 fg. D. des Cedenten 
550. actio doli 717. f. a. Actio, Betrug, 
Einrede, Täuſchung. 

Dominica potestas 112 not. 1. 

Dominium j. Eigentfum. D. dire- 
etum, d, utile 364 not, 1. 

Donatio, immodica, 102, 105, 592. 
D. divortii causa 197 not. 5. D. mortis 
causa 585, 588, 838 fg. D. inofficiosa 


| 585, 588, 860 fg. D. 


Sachregiſter. 


inter conjuges 
588. D. sub modo 517, 593., j. a. 
Sceufung. 


Doppelche 218. 

Dorfgemeinde 65 not. 5. 

Dos 201. 

Dotation 15. 

Dotationspflicht auße rehelichen 
Schwängerers 729. 

Draufgeld 511 not. 2, 524. 

Drillingägeburt 803, 815. 

Dritter, |. Vertrag. 

Drohung, f. Vis ac motus. 

Dünger 81 not. 4. 82, 387. 


des 


Edictalien 165. — E. bei der Dere- 
fiction einen Grundftüds 335. Ed. zum 
Zwede der Mortification einer Hypo» 
thef 400. 

ar 15. Eingehung und Auflöfung 
der E. 40 €. Begriff 169 ff., gericht. 
liche 179. Zwifchen Chriften und Nicht: 
riften 53, 179, 185 not, 6. Form der 
Schliefung 184 fg. putative, nichtige, au- 
fechtbare €. 185. Wirkung in Bez. auf bie 
Perſon der Ehegatten 188 fg. im Bezug 
auf die Rechtögefchäfte derjelben 192 fg., 
in Bezug auf das Vermögen bderielben 
199 fg. Auflöfung, Beendigung der E. 
213. 214 ff. 790. Scheidung 215 jg. 


| Eceidungsgründe 216 fi. Trennung von 


Tiſch und Bette 223 fg., nichtige E., in folder 
geborene Kinder 226. Legitimation durch 
nachfolgende Ehe 228,859. Confens zur €. 
265, 730 not. 2. Anderweite E. 215, 221. 
Mäkltergebühr für Bermittelung einer €. 
654. 

Ehebruch 216 fg., als Ehehindernis 
179, der Mutter innerhalb der Nativitäts- 
zeit 226, in ſolchem erzeugte Kinder 230, 
E. ala Enterbungsgrund 856. 

Checonfend 265, 730 not. 2. f. a. 
Conſens, Einwilligung, Genehmigung. 

Ehefrau 90 not. 4, deren order 
ungen an den Ehemann 205, 380, ihr 
Recht auf Eintragung ihres Einbringens 
380, Snterceffion für den Ehemann 103, 
565 Anm., E. bedarf zu Rechtsgeſchäften der 
Genehmigung des Ehemannes 192. Aus- 
nahme hiervon 193. fi. Berpflichtung der 
E. für den Ehemann 197 fg. E. iſt 
Eigenthümerin der für fie beftellten dos 
202, ihre Rechte aus den von ihren Eltern 
oder von Dritten errichteten Cheftiftungen 


Sachregiſter. 


210 not. 4, testamenti factio der E. 754, 
E. bedarf zur Schließung eines Erbver- 
trags cehemännlicher Einwilligung 849. 
— deren Verhältnis zu einander 
59 chenkungen unter E. 197, 588. 
Allgemeine Gütergemeinfhaft unter E. 
211. Gegenfeitige Unterhaltungspflicht der 
E. 247. Auszug für d. E. 620 fg. Geſetzliche 
Erbfolge der E. 747. E. können in eine 
amilienanwartichaft nicht ſuccediren 846. 


rbvertäge unter E. 849 not 4 8öl. 
Pflichttheil der E. 855 fi. ſ. a. letter 
Wille, Pflichttheil. 

Ehegeld 201 fg. 


Ehebindernifje 171, 176 fi., Verhält— 
niffe der verfchiedenen Religionsgejellichaften 
187. 
Ghelih Geborene 741., ſ. a. Kinder, 
Geburt, Geſchwiſter. 

liches Güterrecht 15, 199 ff 

Ehelihe Pflicht 189 fg. Verweigerung 
derfelben 218. Abfichtlihe Unfähigmach— 
ung zu deren Leiftung 219. Lebensge— 
he aus ſolcher 220. Freiwillige Yeiftung 
gilt als Berzeihung 217. 219. 

Eheliche Bermögeusrechte 40. 

Ehelichgeſprochene 246 fg. 
Ghelihipredung 102, 229, 741. 
Ehemann, deſſen Einwilligung zu Nedhts- 
eichäften der Ehefrau 192. Rechte am 
Bermögen der Ehefrau 204 fg. 206., am 
Berdienfte derfelben 201. E. unter Bor- 
mundſchaft 193, 195 fg. Verfügung des 
E. über das gemeinichaftliche Vermögen 
und gerichtliche und aufergerichtliche Ver— 
tretung 211. E. fann nicht Bormund der 
Ehefran fein 257. Rechte am Vermögen 
der minderj. Ehefrau 272. Rechte des E. 
am Auszuge der Ehefrau 621 not. 1. 

Eheiheidung 16, 213, 215 fg. 620. 

Eheſchließung Kirchliche, bitrgerliche, 
(gerichtliche) 52 4 

„Eheſtens“ 472. 

Eheitiftungen 209 fg., allgemeine 
&ütergemeinfchaft 211. Beftimmungen über 
die Erbfolge 213. Erlöfchen der Che- 
ftiftungen 213. 

Eheverbote, öffentlich-rechtliche 180. ſ. 
a. Ehehindernifie. 

Eheverträge ſ. Eheftiftungen. 

Ebrenminderung 51. 

Ehrenvormund 272. - 

Eid, - Vertrag über Ableiftung eines 
aufergerichtlichen E. 36. E. über ein 
Nechtsgeihäft 100 not. 3. Erfenntnis 
auf E. 566. Wirkung des E. bei Ger 
fammtichuldverhältniffen 577 not. 3. Aus 
ßergerichtlicher E. 698. 


871 


Eidesantrag, über eine Ceſſion 552 


Fidesleiftung im Prozeffen Minder- 
jähriger 263 not. 4. 

Eidesrückgabe beim legatum praesente 
herede relietum 27 not. 1, 

Fidesunfähigfeit des Meineidigen 52. 

Gier, Eigenthumserwerb 315. 

Figenthiimer, Rechte defjelben 304. 
gegen ihn hat die act. Publieiana nicht ftatt 
348, unter auflöfender Bedingung eingetrag- 
ner E. 383 not. 2. Berträge des E. über 
die eigne Sache 502. 

Eigenthum 39. 88, an literarifchen und 
fünftlerifchen Erzeugniffen 29. Begriff 
des E. 301 fg. Im E. enthaltene Rechte 
304. Beränferungsverbote 304. Erwerb 
des E. an beweglichen Sachen 308 ff. Zur 
eignung 308 fg. ruchterwerbung 314. 
Speeification 315. Confusio et commixtio 
317. Uebergabe 319. Erwerbung durd) 
vichterliche Enticheidung, Erbfolge, Bermädt- 
nis, Anmartichaft 322. Erſitzung 322 ig 
(an unbeweglichen Sadyen:) Eintragung in 
das Grundbuch, 327 fa. Zuwachs 331 fg. 
Berbindung beweglicher Sachen mit unbe- 
mweglichen 333. Berluft des Eigenthums 334. 
gerichtliche Verfolgung des E, Eigen- 
thumsflage 335 fg. Beweis der Eigen- 
thumstlage 337. Gegenftand 339. Gegen- 
leiftung des Klägers 342. Cinveden wider 
die EKl. 343, MNegatorienklage, Begriff 
344. Zweck, Beweis derfelben, Einreden 
gegen diejelben 347. Publiciana in rem 
actio 348. Miteigentfum 349. Theil» 
ungsflage 352. — Vorbehalt des Eigen» 
thums 295 not. 1. €. Mehrerer in so- 
lidum ift undenfbar 361 fg., widerrufliches 
E. 427. €. an &Anhaberpapieren 581. 
Wechiel des E. an der verpadhteten oder 
vermietheten Sache 641 fg. 

—— 326, 335 fg. 670, 
716. Beweis 337. Gegenftand 339. Ge— 
genleiftung des Nlägers 342. inreden 
wider die E. 343. E. des Miteigenthiimers 
350 not. 1. E. wegen Dotaljachen 204 
not. 5. Abtretung der E. 546. Ulnter- 
ichied der E. von der Erbichaftsflage 802. 

Einbringen, eheweibliches 203 fi. Rechts— 
en zur Hypothekenerwerbung 381. f. a. 

echtsgrund. 

Ginfahe Sadıen 74. 

Eingehung der Ehe 40. 52 

Einbandsgüter 212. 

„Einige“ 473. 

Ginrede, Begriff 144, deren Beweis 
151. E. der rechtskräftig entichiedenen 
Sache 154 fg. E. der ungültigen eheweib- 

‚ lichen Iuterceffion im Wechjelvechte 199 


not 


ff. 184. 
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not. 1. E. des fehlerhaften Beſitzes 298, | deren Erbrecht 743, 745. deren Pflichttheil 
299. E. wider die Eigenthumsflage 343 fg. | 853. f. a. letter Wille. 

E. wider die Negatorienflage 347. Per Gmancipation 231, 243. 

emtorifche E. 479 not. 3. E, eine Forder- Embryo 162. 

ung fei nur zum Scheine abgetreten, 545. Emiſſion von verfiegelten Geldrollen u. 
E. des abgetretenen Schuldners 552, €. | dgln. 555. 

der Compenfation 556 fg., deren Unzus Empfangnahme 319. 

Läffigfeit 560. E. gegen den Inhaber eines Empfängnis 161. 

Inhaberpapieres 580 jg., des Angewiefenen Gmpfeblungen 665. 

676. E. gegen bie Klage aus einem An— Emphyteusis 364. 405. f. a. Con- 
erfenntnisvertrage 693. des Bürgen 706 fg. | tractus emphyteuticarius. 

E. der Aufrehsung 706 not. 2, €. der Endtermine 108, 433. 

Borausflage 707. E. der Rechtshängig- Enteläftatt j. Annahme. 

feit und der Rechtskraft bei der Erbihalte- Entbindungsloſten 225, 252. 


Flage 808. Enterbung des testamentarius 756 
Gintheilung der Sachen 70 fg., der | Anm. Gründe zur E. 854. 854 fg. E. in 
Verträge 446 guter Abficht 854. E. ohne Grund 859. 


Eintragung in das Grund und HYypo- Entlaffung eines Bormundes 274, auf 
thefenbuch 211, 378 fg. von Auszug, Leib-⸗ Anfuchen 275. 
rente und Eifern- Capital 412 fg. der Real- une: defjen Berbindlichkeiten 625fg. 
laften 410 von perfönlichen Dienftbarkeiten Entiheidung, vechtsfräftige, 152 ff. 
444. €. einer auflöfenden Bedingung 116. | 322, 330. 534, 565 fg. Umfang der Wirk— 
E. eines richterlichen Beräußerungsverbotes | ung derfelben 248 244. über Präjudieial. 
306., 307. E. im Grundbuche als Eigen- | Magen 251, in einem Rechtsſtreite wegen 
thumserwerb 327 fq. 339, andermweite, des } einer Die gemeinfchaftlichen Sache be» 
früheren Eigenthiimers 334 not. 4. treffenden Dienftbarkeit wider einen Mit- 
bei — eg 847. eigenthümer 351. auf Beftellung jeiner Hy— 
Gintretungsreht 397, 404. pothef 382. auf Beftellung von Dienftbar- 
Eintritt der Bedingungen, 115 fg. 129. | keiten 432, 442. als Grund des le 
E. des dies 119 fg. 129. berganges einer orderung 542, als Quelle 
Einverftänduiß, ſ. Conſens. von Geſammtſchuldverhältniſſen 573. che 
Einwerfung 589, 816 fg. richterliche E. über Aufhebung der Ehe, 
Finwilligung, ehemänniche zu ge deren Wirfuug 187. 
ichäften der Ehefrau 192. E. der Ehe- ‚Sattwelbungigeiube, 153, insbejond. 


frau 205, 212. €. zur Annahme an 
Kindesftatt 232. E, zur Ehelichiprechung "Entfeutdbarteit des Irrthums 97. 
230. E. des Baters zu Rechtsgeſchäften Entitehung eines Rechtsgeſchäfts 109. 
der Hausfinder 242. Bormundichaftliche | E. der Forderungen 490 fg. 
272. E. der Miteigenthümer 350. €. der Entitehungsgriinde des Borlaufsrecht 
Hypothekarier 389 fq. 410. des Ujufructuar ı 610, des Auszugs 619. 
zur Sppothefenbeftellung 384, zur Beftell- Entftehungsort 39 not. 1. 
ung von Grunddienſtbarkeiten 428. E. in Entwährung 204 not, 2. 328, 329, 
eine Rechtöverlegung 493. E. des Ber- | 340 fg. 469 not. 1. 533 ff. 590, 593, 
letsten 121, 712. ©. der Anwärter 847 fi. not. 5. 618 not. 1. 631, 696, 702, 
Ehemännliche E. 819. E. des Pflichttheile- | 716, 727 not. 3. theilmweije €. 535 ig. 
berechtigten zu Berletung feines Pflichttheils | E. abgetretener Forderungen 550. E. beim 
861. ſ. a. Conſens, Genehmigung. Erbgange 816, 819. 

Entwendung 716. 


—— 659 not. 3. 
Gijernes Kapital 412 fg. Entziehung des Rechts der Periönlich- 
feit 68. 


Gilernviehvertrag 637. 
Eltern, deren Einwilligung zu Berlöb- Grbanwärter, deſſen Rechte und Ber- 

niß und Ehe 171 fi. E. des Minder- | bindlichkeiten 842 not. 2, 843. 

jährigen, deren Anordnungen 266. Berhält- Erbanwartidaft 739. 81 fi. Er 

nis zwiſchen E. und Kindern 226. he- ! richtung 841. echte des Erben an der 

liche Geburt 226. Legitimatio per sub- | mit einer E. beſchwerten Erbſchaft 842. 

sequensmatrimonium2281. perrescriptum Rechte und Berbindlichkeiten des Erban- 

prineipis 229, Annahme an Kindesftatt 230. | wärters 843. Fideicommissum ejus quod 

Rechte und Pflichten beider Eltern 233 fg. | superfuturum est 845. 

Bäterliche Gewalt 236. E. und Boreltern, 


no 


. 
a a. — —— ———— —— — —— — — — — —— —— — — 
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Erbelafien 743. 

Erbe, Uebergang des Rechts aus einer 
poteftativen Bedingung auf den E. 112 
not. 1. Uebergang der Klagen auf den E. 
136 fg. 622. E. des Eigenthümers eines 
Grundſtücks hat den dem legteren gegen- 
über ennvorbenen Rechtsgrund zur Eintrag- 
ung einer Hypokhek anzuerlennen 386. E. 
des Berpachter® oder Bermicthers 641 not. 
des Beauftragten 672, eines Socius 688, 
E. haftet nur quoad vires hereditatis 781 
not. 809 ff. 822, 841 not. 2. Einwerf— 
ungspflicht des geießlihen E., 816 fg. 
Rechte des E. an der mit einer Erban— 
wartichaft beichwerten Erbſchaft 842. Pflicht- 
theil des geießlichen E., ſ. Pflichttheil, Ent- 
erbung letter Wille. 

Erbeinfeßung 751, 752, 780 fg. 

Erbfolge 15, in das Bermögen eines 
Berfchollenen 165. Beftimmungen darüber 
in Eheftiftungen 213. Eigenthumserwerb 


durch E. 322. Gefewlihe E. 739 
781 fg. Geſ. E. der Benwandten 740 
fg. eihenfolge der B. 743. E. ber 


Abkömmlinge 744. der Eltern und Vor— 
eltern 745, der Geſchwiſter und ihrer Ab— 
fömmlinge 745, der übrigen Seitenver- 
wandten 746, der an Kindesſtatt Ange 
uommenen 746, der Ehegatten 747, öffent« 
licher Anftalten 748 E. aus lebten Willen 
749 fi. Geſetzliche E. neben ber tejtamen- 
tarifchen 753. Eimmwerfungspflicht bei der 
gelegit en E. 816 fg. 
rblegitimationsatteit 808 fo. 
Grölote Güter, Recht des Staates auf 
ſolche 65. E. BVerlaffenichaften 862. 
Erbpacht 364. 
Erbpachtgüter 28. 
Grbreht 31, 187, 
Staates 65. 862. 
erbihaft, Anfall und Erwerbung 40, 
deren Ausichlagung 264, deren Veräußer— 
ung 556 not. 4. Begriff der €. 734. 
E., Antretung und Ausicdylagung der €. 
793, 795 ff Ruhende E. 793. Anwadjf- 
ungsrecht unter Miiterben 797. Unwürdig— 
keit zur Erbfolge 799. Wirkungen der An- 
tretung der E. 799 fg. Erbichaftstlage 801 
deren Beweis 803. deren Gegenftand 805. 
Einrede der Rechtshängigkeit und der Rechts— 
fraft 808. Klage auf einzelne Erbſchafts— 
gegenftände 808. Berhältnis der Er- 
ben zu den Erbichaftsgläubigern 809. Ab- 
jonderungereht 812. Erbtheilungsflage 514 
Collationspflicht 816. 
E. 818. 
Vermächtnis der E. eines Dritten 838. 
Berträge über die E. eines Dritten 849 


736. € be 


| 


| 
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not. 2. Durch Erbanwartidyaft beichwer- 
te E. 842 iq. 

GErbichaftsantritt 88, 567 not. 3.585. 

Erbſchaftsgericht ift nicht zur Fürſorge 
für die ruhende Erbichaft verpflichtet 794. 

Erbſchaftsgläubiger, Verhältnis des 
Erben zu demfelben 809. 

Erbichaftäflage 801 ff. Beweis der E. 
803. Gegenftand der E. #05. Einrede 
der Rechtshängigkeit und der Rechtskraft 
bei der E. 808. E. des Erbanmwärters 842. 
not. 2. 843. €, des Pflichttheilsberecht- 
igten 857, 859 not, 3. 


Erbtheilungsflage 814 fg. E. des 
Erbanmwärters 843. 

Erbvertrag 15, 819 fi. als letter 
Wille aufrecht zu erhalten? 105. Auf— 


hebung eines letzten Willens durch E. 790. Be: 
griff 849. Berbindlichkeiten des VBertragserb- 
laſſers 850. Rechte des Bertragserben aus dem 
E. 351. Aufhebung des E. 851. Erbver- 
zichte 852. E. eines Ehegatten, vor der 
Ehe geichloffener 859. Auf Schentung be- 
ruhender €. 839. 

Erbverzicdte 852. 

GErbzinsgiiter 28. 

GErbzingverhältniffe 628 not. 1. 

Erfüllung, der Bedingungen 110 fi 
einer verjährten Forderung 133, 147 fg. 
E. einer Forderung durc) Leiſtung der 
geichuldeten Sache 324. der Forderungen 
165 ff. 552 fi. Begriff 465 fa., Oegenftand 
468 fg, Ort 470 fg. Zeit 472 fg., Klage 
auf E. 457 fg., E. dur einen Dritten 
467, E. durch gerichtliche Niederlegung 484 
jgq., E. der Berträge 519 ff., E. bet Ge- 
jammtichuldverhältniffen 575. E. beim 
Vergleiche 696, E. vor Eintritt der Fäl— 
ligfeit, vor Eintritt der Bedingung 723. 

Erfüllungsort 39. not. 1. 470 fg. 
f. a. Ort. 

Frfüllungszeit 472 fa. 

Ergänzung, richterliche, des Eheconfenfes 
181, der Einwilligung des Chemanns 
193, 196., der Einw. der Ehefrau 2u0, 

GErflärung, eine Bedingung nicht er» 
füllen zu wollen 524. 


Erlaß der Nechnungsablegung 121 
not. 2., 792 fg. E. der Sicperheitsleiftung 
439. E. künftiger Zinfen 588. E. ber 


Anfertigung eines Nachlaßverzeichniffes 
792 fg. E. der Einwerfungspflidt 818. 
Grliafvertrag 562 not. 2. 563 fg. 

Erlaubte Sclbithilfe 158. 
Etlöſchen, eines Perfonenvereins, einer 


Veräußerung einer | Stiftung 68. E. der Nechte 129 fi. €, 
Unzulänglichfeit der E. 829. | des ehemännlichen bez. 


des väterlichen 
Nießbrauchs- und Verwaltungsrecht 208, 
239. E. der Eheftiftungen 213. E. ber 
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väterlichen Gewalt 242 fg. E. der Unter- 
haltspflicht 250. E. einer Hypothek 398 
fa., des Kauftpfandes 404, der Neallaften 
412, der Örunddienftbarfeiten 432, der per» 
fönlichen Dienftbarfeiten 445, der Forderungen 
552 ff., durch Bertrag 561 ff. Schuldtilg- 
ungstrag 561. Contrarius consensus 562. 
Erlafvertrag 563. Neuerungsvertrag 564, 
durch rechtsfräftiges Urtheil 565, Wegfall 
der Perfonen 566. E. wegen Unmöglid)- 
feit der Yeiftung 567, durch Verjährung 569. 
E. des Dienftvertrags 647 der Anweiſung 
674 fg. eines Gefellichaftsvertrags 686 fi. 
der Gefellichaft 659, der Bürgichaft 708. 
(£. eines Erbvertrags 851. E. des Rechts 
auf den Pflichttheil 861. 

Ermädtigung, ſtillſchweigende, der Ehe- 
frau zu Schliegung von Rechtsgeichäften 193. 

Ernftlichfeit einer Willensertlärung 93. 

Eröffnung letter Willen 790. 


Errichtung eines Bauwerks 355. 
‚ Error j. Irrthum. E. juris ſ. Rechte: 
irrthum. 


Erſatz für Verwendungen, auf das ehe— 
weibliche Einbringen 209, 342 fg. 
Erſatzauſprüche 497. 
Erſitzung 12, 138, 288 fg. 331. €. 
von beweglichen Zubehörungen eines Im— 
mobile 79. Unterſchied zwifchen E. und 
Berjährung 140 not. 3, E. von Grund- 
dienftbarfeiten 430, 537 not. 2. €. ift 
ausgeichloffen beim Baurecht und Keller- 
vecht 367 not. 1, bei Reallaften 410, bei 
perfönlichen Dienftbarkeiten 445. 
Erwerbs- und Mirthichaftsgenofien- 
ichaften 61. 
Erwerbsunfähigleit, Schadenerfat we- 
gen derjelben 714. 
Erwerbung von Rechten an Sachen 11 fa. 
einer Erbichaft 40. E. des Beſitzes 290, 
397, 329. durch Stellvertreter 295 fg. 
des Eigenthums an beweglichen Sachen 
308 fg. an unbeweglichen Sadıen 327 fo. 
E. der Grunddienftbarfeiten 427., der per» 
fönlichen Dienftbarkeiten 444. j. a. Erb— 
ſchaft, Vermächtnis. 
Erwiderungsrecht 40. 
Erziehung 235, 265. der Kinder ge— 
ichiedener Ehegatten 222. 
Essentialia eines Rechtsgeſchäfts 90. 
„Etliche“ 473. 
Eviction 113. f. a. Entwährung. 
Exceptio cumpensationis 706 nnt. 
2; doli generalis 99 not. 5; daminii 
626, 643, 657; excussionis 707; joci 
93 not. 3. 513 not.; jurisjurandi 147, 
3414, 566; laesionis enormis 14; non 
uumeratae pecuniae 534. 599 fg.; non 
adimpleti contractus 27 not. 1.151, 521 
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604 not. 4, 631 not. 1. 649 not. 4; non, 
rite adimpleti contractus 631 not. 1. 
649 not. 4; non rite adimpleti contra- 
etus 631 not. 1. #649 not. 4; pacti con- 
venti 147, 344, 566; plurium concum- 
bentium 255; plurium consortium 605 
not. 2; praeseripltionis 147; rei judi- 
catae 153 not. 2; 154 fg. 344, 566, 723, 
not. 2. 808; rei in judieium dednctae 
155, 80%; rei venditae et traditae 5319, 


344. 535 not. 3. 603 not. 5. 662; SC. 
Macedoniani 14; transactionis 147; 
exc. perpetua 452, 723. not. 2. j. a. 


Einrede. 

Erxecutionsprozeß 53%. 

Executor testamenti f. Bollziehung, 
Letter Wille. 

Exheredatio bona mente 854 Anm. 

Exhibition ſ. Borzeigung. 

stimatio 50, not, 1. 

Ermiffion 636. Aum. 

Erpromifjion 564, 703 not. 4. 

Expulfionsrecht 641 fa. 


Factum turbativum 426. f. conelu- 
dens 100, 

Fälligleit, Klage vor Eintritt der F. 
einer Forderung 136. F. der Pfandſchuld 
376. F. einer Forderung 478, 557. %. der 
Leiftung des Dienftberechtigten 646. &. der 
Forderung des Erbanwärters auf Heraus- 
gabe ber Erbicdaft 844. 

Fahrläffigfeit 123,476. ſ. a. Verfchuld- 
ung. 

Fahrweg, Dienjtbarkeit des F. 422. 

Falſchwiſſen j. Irrthum. 

alsus procurator 501. 

TFamilienanwartihaft 102. 846 fi. 
Begriff 816. Rechte und Verbindlichfeiten 
des Inhabers einer %. 847. Veräußerung, 
Aenderung und Aufhebung einer F. 848. 

Familienname, des Ehemanns 186, fg. 
189. 232,235. der gefchiedenen Ehefrau 221. 

milienrath 257. 

Familienftand 50, 167 fi. 233. Klagen 
wegen des %. 250 fg. 

TFamilienurfunden 816. 

Familienverhättnig, Anwendung des 
BOB. auf diefelben 15. 50. 

— 5 17. 

Fauſtpfand, zur Sicherheitsleiftung 130 
372. 401 ff. Entſtehung 401. Anfang 
des Pfandrechts 402. Wirkungen des 5. 
403. MUebertragung und Crlöfchen 404. 
Gewährleiftung und Entwährung beim 
Berfaufe des 5. 538. F., urfprüngfiches 
Depofitum 658 fa. 

Tunitpfandglaubiger, deſſen Nechte und 
Pflichten 403. 489 not. 3. 
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Fehler ſ. Gewähr, Mängel. 105. Nachhofung der F. 106. F. der 
ee Beſitz 237, 289, 323. Eheſchließung 184, 222. F. der Schent- 
bieriofigfeit des Rechtsbefizes 431. | ungen 197. 5%. der Berpflichtung 
etus possessor 336 not. 5. einer Ehefrau für den Ehemann 198. 

Fideicommiß 738. ſ. a. Anwarticaft. | der Annahme an Kiudesftatt 231. F. der 

Fidejussio 703. f. indemnitatis 704 | Grund- und HYypothefeubücher 327 not. 1. 


not, 1. F. der Verträge 497, 510 ff., bei der Ab— 
inderlohn 313, 314. tretung 543. F. der Anmeifung 673 not. 
de 80. 3. F der letten Willen 750, 761 fq., 
iſchereirecht 28, 309. gerichtlihe 761.  aufergerichtliche 763. 


idend ſ. Staatsfiscus. 

iggeſchäft 521. 

la —— Verkauf eines Grund— 
ſtücks mit Angabe des I. 605. 
din ended Wafler 71 not. 5. 


außerordentliche 765. F. gemeinichaftlicher 
letter Willen 786. 5. des Widerrufs 
legter W. 789. F. der Errichtung von 
Bermächtniffen 820. des Miderrufs der« 
jelben 825. F. der Schentung auf den 
Todesfall 839 fg. F. der Erbverträge 
849. F der Hinterlaffung des Pflicht- 
theils 856. 


füfle, öffentliche und private 331 fa. 
5. 78. 
zu ufer 71 Anm. 5. Formvorſchriften des BSH. unter 
| 
! 


lußbett 72 not. 5. 332. verlaffenes 


olium im Grundbuce für Baurecht | y; "art uch a 
und Kellerreht 366. f. a. Anlegung, Be- biegen reſtrietiver Interpretation 102. 
rechtigung. Grundbuchs folium, Grundſtück. er — 
Forderung, Einfluß des BOB, auf rachtführer 659 not. 3. 
die F. 14, verjährte F., deren Erfüllung 
133, auf Kündiguug ftehende F. 141, %. der 
Ehegatten gegen einander 192 not. 4 zum 
eheweiblichen Vermögen gehörige 205,209. 
zur Hilfsvolftredung geeignete F. Nechts- 
grund zur Eintragung einer Hypothek 382. 
Berpfändung einer %. 407. Nießbrauch an 
einer F. 440. Begriff, Eintheilungen 
und Gegenftände der F. 447 fi. Ein— 
theilungen 452 fg. Gegenftände 456 ff. 
Erfüllung der 5.465 ff , wahlweife 5. 474 
fi. 568, Bufammentreffen 488 fg. Ent« 
ftehungsarten und Entftehungsgründe 490 fg. 
Abtretung der %. 539 ff., zur Abtretung 
geeignete 545 fg., zur Aufrechnung ge» 
eignete 557. Erlöjchen der F. durch auf: . E 
bebenden Vertrag 561 fg. (Contrarius Friſtherechuung 117 fg. 
consensus 562. Erlaßvertrag 463 fg.| Friſt, nah Stunden: Pfändung muß 
Novation 564 fg.), durch Wegfall der | binnen 48 St. angezeigt werden 408. 
Perfonen 566 fg., durch Berjährung 569 ; Nah Tagen: Beredhinung des Tages 
fg. Untheilbare F. 578. einzelne Arten der | 117; Einfangen fchwärmender Bienen, 2 
. 582 fi, F. aus Berträgen und ver« | Tage 309; Anzeige des Pfandverkaufs 14 
tragsähnlichen Berhältniffen 586 ff. 826. | Tage 404; Erklärung über negotia elan- 
5 aus unerlaubten Handlungen 712 ff. | dieantia, 30 Tage, 498; Vermuthung bei 
Biderrechtliche Schadenzufügung 712. Be: | Thierfranfheiten 5, 10, 15, 30, 50, Tage 
raubung der perfönlichen freiheit 715. !5325 Kauf auf Probe 14 Tage, 606; 
Entwendung 716. Berletsende Nachrede. | paetum displieentiac 30 Tage, 608; ad- 
Gewalt und Drohung, Betrug und Arg- | dietio in diem, 3 und 8Tage 609; 
liſt 717.  Berlegung befonberer Berufs- | Vorlauf beweglicher Sachen 3 Tage, un- 
pflihten 718. Beräußerung zur Benach- | beweglicher 30 Tage, im Fall der Zwangs— 
theiligung der Gläubiger. 719. F. aus | verfteigerung 30 Tage, 611, 612; Er. 
Spiel und Wette 711. %. aus ver- | meuerung des Pacht- oder Miethvertrags 
fchiedenen Gründen 722 ff. Bermächtnis | 8 bez. 30 Zage, 610; Billigung beim 
einer F. 826, 835. f. a. nomina, Berdingungsvertrage, 14 Tage 651; 
Form, der Rechtsgefchäfte 11, 39, 101. ; Schwangerfchaftstermin, 302. bis 182, 
Mangel der geſetzlichen F. 104 not. 2. | Tag, 226, 252; präfumtiver Schw. bei 


Frauen, jura singularia betreffs ber- 
felben 56, zur Vormundſchaft unfähig 
257, können nicht Schiedsrichter fein 697. 
Teftamentszengen? 764, 767, Teſtaments 
vollzieher 792, f. a. Ehefrau, Mutter, 
Großmutter. 

sreiheit, 160 Beraubung der per- 
ſönlichen %. 715. Bermächtnis der 5. 
von einer Schuld 826. Vermächtnis 
der F. von einem Pfandrechte 833., von 
einer Schuld 835. 

Freiheitsſtrafe 220. 

Freizügigleit 30. 

Fremder, beim Borlaufsrechte 610 
not, 4. 
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andermweiter Ehe, 270 Tage, 228; Proteſt 
gegen die Paternität 90 Tage, 227; Ab» 
lehnung einer Vormundſchaft 3 Tage, 260; 
Löfchen privilegirter Zejtamente 90 Tage, 
767, 790; Teftamentseröffnung, 30 Tage 
791 ; 
Nah Wochen: Berechnung der Woche 
117; Anzeige eines Fundes, 4 Wochen, 
3135 Anzeige eines Schnuldverhältniſſes 
zwifchen Bormund und Bevormundetent, 
+ Wochen, 263 5; Fürzefte Fr. für Kündigung 
des Bachtvertrags beim Beſitzwechſel 8 
Wochen, 643; 
Nadı Monaten: Beredinung der Monats- 
friften 117 ig; Anftellung verbejjerter Klage 
Geltendmachung einer zu befonderer Aus- 
führung verwiefenen Einrede, Zinfen, wieder 
fehrende Leiftungen, NReallaften, Bürgſchaft 
auf Zeit, 3 Monate, 145, 358,398, 411, 
708 ; türzefte Fr beim Ausipruche eines 
Dritten 1 Monat, 505; Verjährung der 
Minderungs- und Wandelflage bei Mo— 
bifien, #6 Monate, 531; Zahlung des Bor- 
faufspreifes bei Zwangsverfteigerung, 6 
Monate, 612; beim Dienftvertrage nad 
‘erfolgter Kündigung, 6 Monate, 647; 
Trauerzeit des Wittwers, 6 Monate, 180; 
Berbot anderweiter Ehe bei geichiedenen 
a. 10 Monate, 180; fürzefte Ar. für 
Trennung von Tiſch und Bett 6 Monate 
224; Ehefcheidung wegen Rückkehr eines 
Berichollenen, 6 Monate, 215; Einreichung 
eines Bermögensverzeichuiffes wenn Haus- 
findern Bermögen zufällt, 2 Monate, 240; 
Borauszahlung des Unterhalts für aufer- 
ebeliche Kinder, 1 Monat, 253; Rechnungs: 
legung nad) Ende der Bormundicaft, 2 
Donate, 270, 27:5; kürzefte Fr. für Er— 
Härung über den Erbichaftsantritt, 2 Wonate 
7975; kürzefte Fr. für Erflärung beim Wahl- 
vermächtnifie, 1 Monat, 838; 
Nah Jahren: Berechnung der Jahres— 
friften 118; Rindesalter 7 Jahre, Voll— 
jährigfeit 21 Jahre, 57; Präfumtion des 
Todes 90 Jahre, 164; Berichollenheit, 5 
bez. 20 Jahre, 1655 Berjährung der 
Klagen 30 Jahre, 138 fg. 145; Berjähr. 
der Beſitzklage 1 bez. 3 Jahre 299; Ber- 
jährung der Rückforderung der Mahlichätse 
und Brautgeichenfe 1 Jahr, 176; Trauer⸗ 
zeit der Wittive, 1 Jahr, 180; Anfechtung 
der Ehe wegen Betrugs, Irrthums, Mangels 
des Vernunftgebrauchs u. ſ. w., 1 Jahr, 
186; Anfechtung der Ehe wegen Impotenz, 
3 Jahre, 1865 Berjährung der Klage auf 
die dos necessaria, 1 Jahr, 203; Scjeid- 
ung wegen Ehebruchs 1 be. 15 Jahre, 
217, wegen Dejertion und uafidefertion 
1 Jahr, 218, wegen Trunkſucht, 1 Jahr, 
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219, wegen Inſidien 1. bez. 15 Jahre, 
219, wegen unheilbarer Geiſteskrankheit 3 
Jahre, 22U, wegen Religionsänderung 1 
Jahr, 220, längfte Ar. für Trennung von 
Tiih und Bett, 1 Jahr, 224; bei ge 
mijchten Chen, 1 Jahr, 222; Recht des 
Bevormundeten, Beräuferungen anzufechten 
3 Jahre, 269, 276; Rechnungslegung des 
Bormundes, 1 Jahr, 270; Beendigung 
der Bormundfchaft wegen Zeitdauer, 10 
Adhre, 275; Erwerbung ded Fundes 1 
Jahr, 313; Erſitzung von Mobilien 3 bez. 
30 Jahre, 323 ; längfte Fr. des Berzichts 
auf Theilung, 20 Jahre, 352; Rücdftände 
von Zinfen und wiederkehrende Leiſtungen 
3 Jahre, 388; Oeffentliche Aufforderung der 
unbefannten Inhaber einer Hypothel oder 
Neallaft. 30 Jahre, 400, 412; Quaſibeſitz, 
ı Zahr, 425 fg.5 Erfisung der Dienftbar- 
keiten 30 Jahre, 430; Berjährung bderielben, 
30 Jahre, bez. 100 Jahre, 433, 446; Verj. zu 
viel bezahlter bez. indebite gezahlter Zinfen, 
3 Jahre, 463, 726; Novation rüdftändiger 
Zinfen, 2Iahre, 463: Verjährung der Min- 
derungs- nnd Wandelllage bei Immobilien, 1 
Jahrs31; unbeftimmtgelaffene Zahlungszeit, 
's Jahr, 472; Verjährung der Evictions- 
lage, 3 Jahre, 537; Kurze Berjährung, 
3 Jahre, 569; Berjährung des Undanfe 
bei Schenkungen, 1 Jahr, 592; Verjährung 
des Darlehnsverfprechens, 1 Jahr, 595; 
präfumtive Zinszahlung, 1 Jahr, 598; 
Addictio ad diem bei Immobilien, 1 Jahr 
609; Erlöichen des MWiederfaufs, 1 be. 
10 Jahre, 613; präfumtive Rentenzahlung 
1 Jahr, 618; Berjährung des pacti de 
commodando, 1 Jahr, 624; präfımtive 
Kündigungsir. bei Miethe und Pacht, Yu 
Jahr, Ys Jahr, 1 Jahr, 3 Jahre, 638 fg.; 
Zahlung des Pacht- und Miethzinjes, '% 
Jahr, "z Yahr, 635; Verjährung des 
pacti de deponendo, 1 Jahr, 655; Er- 
Härumg über den Erbſchaftsantritt, 1 Jahr, 
797, 8105 Berjährung des Abfonderungs- 
rechts, I Jahr, 813; Berbot der Theilung 
der Erbicaft, 20 Jahre, 816; Haftpflicht 
für Zahlungsfähigkeit bei der Erbthetlungs- 
Hage, 5 Jahre, 816; Berjährung der Klage 
wegen — im Pflichttheile, 3 Jahre, 
861. — ©. a. Conceptionsfriſt, Erſitzung, 
Verjährung. 

grinen, unbeſtimmte, jür die Erfüllung 
472 19. 

Fruchterwerbung (fructuum perceptio) 
84 not. 5, 314 fg. 328 not. 2. 5. des 
Niehbrauchers 436 not. 7. 

ruchtzinjen 461. 
rüchte, 79, 82 ff. Bertheilung im 
Falle des Erlöſchens des Rechts auf die F. 
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84 fg. F. von bedingt veräußerten Sachen 
115 fg. — 8. des eheweiblicen Ein- 
bringen® 209, eines verpfändeten Grund— 
ſtücks 387, einer verpfändeten Sache 403. 
F. von erbidaftlicen Sachen 806. F 


einer Erbichaft 845. — 202, 315, 341, 
351, 353, 481, 485, 523, 529 fg. 603 
not. 1, 626, 630, 633 not., 657. 
Frühgeburt 161 not. 2. 
Qitterungstoten 532, 627, 632. 
und 313. 
Fundus dotalis 305 not. 2. 


Zungibie Sadıen 75. 
ur semper est in mora 478 fg. 
716 not. 4. 
ir ſ. Zwang und Furcht. 
Fußſteig, Dienftbarkeit des F. 422. 


Gartenlauben 80 not. 1. 

Gajtwirthe, deren Haftpflicht aus der 
Aufnahme Reifender 659 fg. 

Gattenmord 179, 187 not. 4. 

Gattung, Kauf einer der ©. nad) be» 
ftimmten Sadıe ſ. Kauf, Vermächtnis der- 
jelben ſ. Vermächtnis. 

Gebäude 79. G. auf fremdem Grund» 
ſtücke 365. 

Geben an Zahlungsftatt 469 not. 1. 
606, 612. 

Gebot, befieres, deffen Vorbehalt 607 
fi. 702. 
Gebrauh im Handel und 

G. einer Sache 82 fg. 442. 

Gebrauchsleihe 83. Beariff 623. Ber 
bindlichkeiten des Entleihers 625 fg., des 
Berleihers 626 fg., uripr. Depofitum 658 fg. 

Gebrechen 58. 

Gebrechliche Perſonen 276 

Geburt 161, eheliche 226. 

Gehurts- und Taufkoſten 225,252, 253. 

Gefahr bei bedingten Beräußerungen 
115, 116. ©. der Dotalſachen 205 not, 
&. der Herausgabe der vindicirten Sache 
339. ©. der Erhibition einer Sadıe oder 
Urkunde 733. — 48%, 522, 597, 601, 603 
625, 631. not. 2. 632, 635 not. 2, 687, 
649 not. 3, 651, 656, 658, 662. 

Gegenbeweis, gegen Bermuthungen 152, 
gegen den Nativitätstermin ausgeſchloſſen 
226, 252, des congressus uxoris cum 
pluribus 227 not. 4, 

Gegenforderung, deren Aufrechnung 556. 

Gegenleiftung für eine Dienjtbarkeit 
15 


Wandel 
46, 


Gegenfeitige Verträge 507 not. 1. 

Gehülfen, bei einer unerlaubten Hand— 
lung 492. Haftung für den durd ©. 
verurfachten Schaden 646 not. 
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Geijeln, 767. 

Geiiteöfranfe 90, 142, 173, 176, 276, 
297, 754, 764. 

Geiftestranfheit 58, 220, 221, 672 
not. 3. G. eines Minderjährigen 255, 
not. 3, 

Geiſtesſchwäche 58, 276. 

Geiſtiges Eigenthum 30. 

Geldleiſtungen 456 fa. 

Geldrollen, Zahlungen mit ſolchen 555. 
; „wenpraie der Ehefrau 206, der Kinder 
239. 

Geldzahlungen 554. 
Gelegenbeitsgefhenfe 269. ſ. a. Ebe- 
gatten, Schenfung, Vormund. 

Gemeiuderecht 303. 

Gemeined Recht 44. 

Gemeinbeitätheilung 330 not. 3. 

Gemeinfame Sachen 71. 

Gemeinſchaft 577, 690. 

Gemeinfhuldner 90. 

Genehmigung ftaatliche, der juriftischen 
Perſonen 63, insbeſ. not. 2. G. eines an- 
fechtbaren Rechtögeichäfts 106, 371, landes- 
herrliche 231, vormundichaftliche 263, ober- 
vormundichaftliche 2411, 254, 264, 266 fi. 
273, 274. ©. des Gejchäftsheren 678 not. 
681. ©. des sibi adscribere beim leßten 
Willen 756, gerichtliche, bez. landesherr- 
liche G. bei der Familienanwartſchaft 548, 
540. — ſ. a. Eimpilligung. 

Generalmandat 665. 

Genoſſenſchaften 61. 

Genus ſ. Gattung 

Genusfanf 525 not, 5. 

Geräthichaften als Zubehörungen 81. 

Gerecdhtigfeiten, deren Verpachtung oder 
Vermiethung 629. |. a. Berechtigung. 

Gerichtlihe Ehe 170, 179, 188 not. 2. 
220 not. 5. f. a. Ebe. 

Gerictöfundige Thatſachen 152. 

serichtsordnung, proviforiiche, 7. 

Gerichtsſtand, des Staatsfiscus 65 
not. 1. 

Sefammtforderung ſ. Geſammtſchuld— 
verhältniſſe. 

Geſammtgläubiger ſ. Geſammtſchuld— 
verhältniſſe. 

Geſammtnachfolge 738 fg. 

Geſammtſache 75. 268, 287 Anm., 303, 
335, 349 not. 2. 528, 535. Bermädht- 
nis einer ©. 533, 

Gefammtihuldner ſ. Geſammtſchuld— 
verhältniſſe. 

Geſammtſchuldverhältniſſe 143,154 not. 
4. 211 not. 3, 449, 455 fg. 492, 547. 
562 not. 4. 564, 565 Anm. 570 ff. ©. 
bei der Vormundſchaft 271 fg. Entſteh— 
ungsgründe der ©. 572 fg. Rechtliche Natırr 
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der ©. 574 fg. Unterbrechung ber Ber- 
jährung 578. Wirkung rechtsfräftiger Ent- 
fcheidung 577. ©. bei der Gebraudhsleihe 
627 Anm. beim Pacht- und Mierhvertrage 630 
not. 3, beim Berdingungsvertrage #53 Anm. 
&. beim Hinterlegungsvertrage 657 Anm. 
not. 3. beim receptum 661 not, 5. beim 
Mandate €68 not. 3. 670 not. 1. 671 
not, 1. beider negotiorum gestio 680. Pfand- 
beftellung bei ©. 70%. Unterſchied von der 
Bürgſchaft 703 not. 4. ©. wegen un- 
erlaubter Handlungen 715. Bürgichaft 
bei &. 709 Anm. ©. bei der actio de 
pauperie 732. ©. bei deract. de effusis 
et dejeetis 731.  Condiectio indebiti 
wegen mehrfacher Erfüllung bei G. 7.3 
not. 3, G. infolge Erbganges 811. 822, 

Geſchäftsführung, vermöge Auftrags 
663 fi, Beariff des Auftrags 663, actio 
mandati direeta 666 fg., act. mand, con- 
traria 669 fg. Rechtöverhältnis zwiſchen 
dem Mandanten und dem Dritten mit 
welchem der Mandatar contrahirt hat 670. 
Erlöjchungsarinde des Auftrags 671 fa. 
G. ohne Auftrag 88, 297, 499 fg. 517, 
676 ff. Begriff 676. Verbindlicdyfeiten des 
GSeichäftsführers 60, des Geſchäftsherrn 
681. Fälle, in denen die Genehmigung des 
Geichäftsheren die Vorausſetzung der ©. 
0. U. bildet 681 fg. 

Gefchenfe, väterliche 240 not. 1. ſ. a. 
Schenkung. 

Geflecht, deſſen Einfluß auf die Rechts: 
fähigteit 56. 

Geſchlechtsvormundſchaft 57. 

Geſchwüchte, außerchelich, deren Forder- 
ung auf Entichädigung 729. 

Gefhwiiter und deren Abkömmlinge 
743, 745 außereheliche ©. 25?, 741. 

Gefellfchaft ſ. letter Wille, Berfonen- 
verein, Gejellichaftsvertrag. 

Geſellſchafter, deren Rechte und Pflich— 
ten 684 fa. ſ. a. socius 

Gefeltihaftävertrag 682 ff. Begriff 682 
fg. Wirkungen 684 fg. Verhältnis der Ge- 
jellichafter ven Gläubigern u. Schuldnern der 
Gejellichaft gegenüber 655 fg. Erlöſchungs— 
gründe 686 fg. ©. über das ganze Ver— 
mögen 689. 

Geſetz, Bon den birgerlidien G. 3%. 
G. haben in der Regel nicht rückwirkende 
Kraft 35. Geltung und Beweis ausländ- 
iſcher G. 36 fg. Bedeutung des G. für 
die Natur eines Bertrags 497. ©. als 
Grund d.Ueberganges einer Forderung 540fg. 

Geſetz- und Verordnungsblatt 34. 

—— ſ. Bürgerliches Geſetzbuch. 

Geſetzesanalogie +2. 
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bei Gr. 424. 


Sachregiſter. 


* Geſetzlich außer Berfehr geſetzte Sachen 


Gestio pro herede 795 fg. 

Gejundheit, körperliche und geiftige 58. 

Gewähr der fehler 113, 204 not, 2. 
526 ig. 590, 593 not. 5. 618 not. 1. 631 
696, 702, 727 not, 3. 816, 819. 

Gewalt 121. ®. über andere Per- 
fonen 50. ©. als Befitfehler 289. ſ. a. 
Befits, Nechtsbefig, Vis ac metus, väter- 
liche Gewalt. 

insert ne 266. 

Gewerböberedhtigungen 74. 

Gewinn 529., entzogener 124, 531 f. 
a. Lucrum cessans.. G. und Berluft, 
defien Bertheiluug unter die Gefellichafter 
633, 685. Antheil der Erben eines ver— 
ftorbenen &efellichafters 688. 

Gewiffensvertretung 155 not. 2. 

Gewohnheit, fanı ein Gefeß nicht auf- 
heben oder abändern, 36, 44 fg. 47. 

Gewohnheitsrecht 44 fg- 

Girg 543 not. 

Glänbiger 467; deffen Verzug 481 fg- 
j. a. Gefammtgläubiger, Forderungen, Ber- 
Äußerung, actio Pauliana. 

Gold: n. Silbergeräthe 268. 

Goldwährung 443. 

Grade der Verwandtſchaft 59. 

Grenzen, deren Feſtſtellung 360. 

Grenzirrungen 319 not. 3. 

Grenzmanern 361. 

Großeltern, deren Ginmwilligung zu 
Berlöbns und Ehe 171 ff. Großmutter 
ald Bormund 257, deren Ablehnungsrecht 
260. Großvater hat nicht väterliche Ge» 
walt 236. 

Grund zur Eigenthumsübertragung 320 
not, 5. f. a. Rechtsgrund. 

Grundbuch ſ. Grund- u. Hypothelenbuch. 

Grundbuchsfolium 73. 

Grundbuchsſyſtem erftredt fich nicht 
auf das Gutsinventar 81 not. 4. 

Grundbdienftbarleiten, Weien der Gr. 
418 fg. Einzelne Gr. 420 fg. Rechtsbeſitz 
Confefjorienflage 426. Er⸗ 
werbung der Gr. 427 fa. Grlöfchen der 
Gr. 432 fg. Grundd. find unverpfändbar 
406 537. Gr. Wiederaufleben derjelben 815. 

Grundftüde 73, 510, 601 fg. 608 not 1. 
Minderjähriger 265 not. 2. 266. Erwerb 
des Beſitzes an einen Theile eines Gr. 290 
fg. Or. find einzelne Sachen 303 not. 2. 
richterliches Beräußerungsverbot 306. Er⸗ 
werb oes Eigentums an Gr. 327 ig. 
328 not. 2. Gr., deren Dereliction 335. 
Berhältniffe benachbarter Gr. 353 fi. Ber- 
fauf eines G. mit Angabe des Wlächen- 
inhalts 605. 


Sadıregifter. 


Grundftiddabtrennungen 389, 411. 

. Grund: und SHupothelenbuh, darin 
eingetragene Rechte find unverjährbar 139. 
j. a. Eintragung, Ingrofjation. 

Gütergemeinfhaft 87. allgemeine ©. 
unter Ehegatten 211 fg. 
Gute Eitten 91, 523 fg. 


Habitatio 442, 622. 


Haftpflicht, des Stellvertreters der die | 


Eigenschaft eines ſolchen nicht gehabt, oder 
feine Befugniffe überschritten hat 501, 9. für 
Mängel und für verjprochene Eigenichaften 
526 fg., wegen Entwährung 533 ff., für 
Berität und Bonität abgetretener Forder— 
ungen 550 beim Berzuge 481, für Handlungen 
der in Dienft genommenen Berjonen 393 
H. der Gaftwirthe 659 fg. ſ. a Schadenerſatz. 
—— für den Auszug 620. 
bbürtigleit 58. 
andeläfran 193, 194, 198 not. 1. 
andelögerichte 29 mot. 4. 
audelsgeſchäft 266. 
andelsgeſellſchaft, offene 62. 
andelsgeſetzgebung 30. 
andelsmafler 653 not. 1. 
andelörcht 2. 28. 
andelsſchulden einer Ehefrau 194. 

Handelöwaaren, verpfändete, deren Ber- 
fauf 404. 

Handgeld 524. 

Handlungen, menſchliche, als Gegen- 
aenftand von Rechtsgeſchäften 91. 189. als 
Segenftand der Miethe 585 not. 1, 9. der 
Ramilte und des Gefindes, 625, den Ge— 
fegen oder guten Sitten woiderftreitende 
677. 9. zu Umgebung des Geſetzes 92 
not 1. unerlaubte H.. 120, 477 fg. 491 
fg. 712 fq. unerlaubte 9. einer Ehefrau 
206 not. 2. unerlaubte H. als Gegenftand 
von Verträgen 501 fg. unerl. 9. eines 
Sejellichafters 689. unerl. 9. des Erblaj- 
fer 800 not. 2. 

Handlungsfähigleit, ı1, 39, 50, 57 
not, 6. 90, 104 not. 2. 113, 121, 242, 
263, 319, 466, 495, 596, 663 not. 3. 664 
not. 1. 680, 712, 721. 

andlungsunfäbige 467 not. 4. 
auptſache 79 ig. 529. 
ausgeiebe 47. 
enöhaltung, beiondere, 243 
ausvater 123. 
eden und Bäume 359. 
eerde, Bindication? 75, 336. 
eilungslojten 235, 713 ig. 
eirathögut 201 fg. 
erberge, als perjönliche Dienftbarkeit 
443 fq. 622. 


Hereditas jacens 69 not. 3. 735 
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793. Hereditatis petitio, ſ. Erbfdafts- 


lage. 


Herlommen 47. 

ermapbroditen j. Zwitter. 

Berrntfe Sachen 71, 72 fg. 308 fg. 

Hilfäpfandreht 369 not. 1,382 not. 1. 

HSilfsvolfitredung, in den ehemäunlichen 
Nießbrauch 207, in Forderungen 407 not. 3. 
in den Auszug 620 not. 2. iu das Recht 
auf Nechnungsiegung 691 not. 2. 

Sinanswerfen, Haftung für Beſchädig— 
ung durch jolches 750. 

Hinterlegung, zurSicherheitsleiftung 130 
gerichtliche H. 454 fg. 5öl, 552 9. eines 
Wettpreiſes 711 not, 4. 

Dinterlegungsvertrag 519,560, 655 fi. 
Begriff 655. Berbindlichfeiten des Berwahr- 
ers 656. des Hinterlegers 657. Uebergang 
des HB. in Darlehn, Gebrauchsleihe oder 
Piandvertrag 658. 

Hinzufhlaguug eines Grundftüdes zu 


einem anderen 38% fg. 


Hochzeitsgeſcheule 200. 

Höhe der Zinfen 462. 

Höhere Gewalt 125, 143, 661. j. a. 
Vis major. 

—— 600. 

omines smi juris, alieni juris 50. 

Honorar der Bormünder 270. H. beim 
Berlagsvertrage 616. H. des Teftaments- 
vollziehers 798. 

Hybperocha 377, 489 not. 3. 

Hypothel 74 364, 365, 378 fi. zur 
Sicherheitsteiftung 130. Erftredung der 9. 
auf Snventar, Borräthe und Dünger 81 
not, 4. Entwährung wegen H. 537 unot.1. 
544, deren Umiang nad dem Gegenftande 
386, deren U. in Anfehung der Forderung 
388, deren Nechtsverhältnifle bei Diemem- 
brationen und Confolidationen 389, deren 
Wirkungen 390. Zufammentreffen von 9. 
393. Uebergang der ©. 394 fg. Erlöfchen 
der 9. 398. f. a. Piandrect 

Supothetengläubi er, deſſen Recht auf 
die Früchte des verpfändeten Grundſtücks 
85 not, 1. defien Klagerechte 390 fg. 


Jactus missilium 335 not. ?. 
Jagdrecht 28, 73 not. 83. 309. 
Jahre 118. 
Identität, Irrthum über foldhe 95. 
Jgnorantia ſ. Irrthum. 
Immobiliar-Verſicherungsanſtalt 74. 
Immobilien 73., Minderjähriger 268. 
j. a. Grundbuch, Grundſtück, Hypothek. 
Jmpedimentum j. Ghebindernijie. 
Impotenz ſ. Beiſchlaf. 
Jinpensae ſ. Verwendungen. 
Jnaedificatio 333. 
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. Imbegriff ſ. Geſammtſache, Bermächt- 
nis. 
Jn eonditione positus non est posi- 
tus in dispositione 782 not. 2, 822 not. 1. 

Jn praeteritum non vivitur 225 
not, 3. 249, 

Jneolumitas 49. 

Indoſſament 543 not. 

Jnfamia 51. 

Ingroflation 62. j. a. Eintragung. 
Ingroſſationsſyſtem 372, 378 fa- 
Snbaberpapiere 76 not. 4. 336.579 ff. 
595 not. 2. 598. volllommene 3. 580 fg. 
unvollfommene J. 581 fg. 

Juhabung 253, 296. 

Inhalt, Vermächtniß des 3. eines Be— 
hältniffes #33. 

Inländer 50, 160. 

Inländifhe Geſetze 151. 

Junominatcontracte 584. 

Jnsidiae vitae structae 179, 187 not. 
4. 219, 223 fg. 854, 856. 

Infinuation, gerichtliche 102, 197, 592. 

Infolvenz j. Zahlungsfähigkeit 

Inftanzenzug in Vormundſchaftsſachen 
260, 

Jnstrumenta emtionis rei 293 Anm. 

Jnsula in flumine nata 78, 330, 
332. 

Antercefiion,, formlofe, der Ehefrau 
133, 197 fg. ſ. Bürgichaft, Verbürgung. 

Interdicte ſ. Befißklagen. 

Jnterdietum quorum honorum 802 
not. 1. 

Intereſſe 125, 469 not. 1. 

Inter praesentes, inter absentes 
497, 507 fg. 561, 668, 691 fg. 

interpretation, authentiſche, von Ge— 
ſetzen 33, 35.42. J. von Formvorſchriften 
102. j. a. Auslegung. 

Jnterusurium 466 not. 3. 473. 

Ynteitaterbfolge ſ. Erbfolge. 

Inventar 81, 631 not. 1. 637. 

Irrthum 93, 101, 104 not. 2. 105, 
181, 182, 188 not. 2. 210, 293, 320, 
321, 324 fa. 513 fg. 597, 677 fg., 69. 
704, 722 fg. 757. 9. des Stellvertreters 
500 not. 1. Wefentlicher, unmwejentlicher 
9, 3, über Thatfachen, Rechtsirrthum 
97, entichuldbarer, unentichuldbarer 97. 

Indicatszinſen 488. 

Judieinm dnplex 298, 352, 360. J. 
familiae ercisenundae 814 fg. f. a. actio. 
Junge von Thieren 315, 432 fg. 

Jura in re nliena 39. 


Sadıregifter. 


Arten 63 fg. 3. P. hat nicht testamenti 
factio activa 60, 74%. 

Jus, verichiedene Bedeutung, 1; jus 
gentium, j. naturale, j. eivile 4. j. 
publieum, j. privatum 5. j. alternati- 
vum 459. j. castigandi 191, 236, 2366 
not. 2. j. tollendi 343, 680. j. acerescendi 
f. Anwachſungsrecht. 

Justa causa tradendi 320 not. 5. 

Justitium 143. 

Auftizconventionen 37. 


Känfer, deſſen Berbindlichfeiten 603., 
Borbehalt des Rücktrittes 610. 

Kalender, alter und neuer 117 not. 3. 

Karten 80. 

Katholifen 222. 

Kanf 600 ff., Begriff 600 fg., Ber- 


bindlichfeiten des Verkäufers 602., des 
Käufers 003. Zug-um-Zug-Yeftung 604. 
bejondere Arten des K. 605 fg. eben- 


verträge beim 8. 606 fi. 8. mit dem Bor- 
behalte befjeren Gebotes 609. K. über eine 
Erbichaft 585; — „Kauf bricht Miethe“ 
641, 643. K. eines Ausipiel-Roofes 71 1not. 5. 

Kaufmännifhe Papiere 582 not. 1. 
K. Anmweifung 673 nut. 38. 

Kaufpreis 600 fg., Berzinfung deffelben 
04. 


Kellerrecht ſ. Baurecht und Kellerrecht 

Kinder, Verhältnis zwiſchen Eltern u. 
K. 226 ff. Eheliche K. 226. Yegitimation 
durch nachfolgende Ehe 228 Ehelichſprech 
ung 229. Annahme an Kindesjtatt 230. 
Rechte und Pflichten beider Eltern 2383. 
Väterliche Gewalt 236, 381. — 8. aus 
nichtiger Ehe 186 not. 1. f. Unterbalt- 
ungspflicht, Erbfolge, Erbtheil. 

Kindesalter 57, 90, 290 not. 2 297. 

Kindesftatt ſ. Annahme. 

Kirche, chriftliche, deven Verhältnis zum 
Staate, 54 not. 1. Bermädhtnis an die 
8. ohne nähere Bezeichnung 779. 

Kirchengemeinden 65 not. 6. 

Klage, Begriff 132, Eintheilung 133, 
auf Anerkennung bedingter oder betagter 
Forderungen 136, deren Uebergang auf 
die Erben 136, deren Wegfall 137 fi. 
Zufammentreffen 137, deren Anbringung 
144, deren Jurüdnahme 131, 115, des 
außerehelichen indes gegen den Bater 
156 not, 3. auf Anerfenntnis ber Rechts- 
fähigkeit 161, auf Schließung der Che 
173, auf Nüdgabe des chemweiblichen Ein- 
bringens 208, auf den Unterhalt 247 fg., 
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Juramentum in litem 122, 341 not.?, | wegen des Samilienftandes 250 fq., des 
Juriſtiſche Perfonen, deren Rechts- Eigenthümers 335 fg., ‚des redlichen und 


fähigfeit 39 not. 2. — 60 
297, 300 not, 2. 672 not. 3. 755. deren 


fi. 112, 290, | rechtmäßigen Befigers 348, megen ver 


änderten Waſſerlaufs 357, auf eine be 


Sachregiſter. 


tagte Forderung 472 not. 5. 478, deren 
Anſtellung begründet Verzug 476, auf Er- 
füllung 487 1g., auf Erfüllung einer Be- 
dingung 523, aus einem Depofitum ſchließt 
Aufrehnung aus 560. K. mit Compen- 
fation 5650 not. 1.au® dem pact. de mutuo- 
dando 594, gegen den Mäkler auf Ber- 
mittelung 654. Kl. auf Herausgabe eines 
Nachlaßverzeichniſſes 803 not. 5. Kl. auf 
einzelne erbichaftlihe Sachen 808, Kl. 
wegen Verlegung im Pflichttheil 857, 859 
not. 3. f. a. Benadhrichtigung. 
Klaganftellung, deren Folgen bezüglich 
des Berzugs 27 not. 1. 144. 
Klagenverjährung 138. j.a. Verjährung. 
Klarmadhung 492. 
Kleidung 212. 
Kleidungsſtücke 77. 
Klingelziige 30 not. 1. 
König 33. 
‚ Körper, menfcdjlicher, inwieweit Theile 
eines folchen Objekte des Privatrechts fein 
fönnen 51. 
„Peeperötbung, menſchliche, 162. a. 
0 . 















n 

Körperverlegung 121, 718. 

Koft, Vermächtnis der K. 835. 

Koitbarleiten 266, 268. 

Koften, des Haushaltes 191. K. eines 
Rechtöftreites oder eines Strarverfahrens 
(Bertheidigung) gegen die Ehefrau 206, 
— gegen ein Kind 239 fg. 8. der 
Sicherheitsleiftung 261. K. der Heraus- 
gabe der vindicirtten Sache 339. Hy— 
pothef für 8. 389. Yocation der K. 396 
not, 1, K. der Kündiguug und Einklagung 


403. 8. einer gerichtlichen Niederiegung 
487. 8. der Erbhibition einer Sache oder 


einer Urkunde 733. 
Krantenhäufer 719, 862. 
Kranfenpflege 249 nat. 1. 
Krankheiten 58. 8. der Thiere 531 fg. 
Kriegägefangene 767. 
— 631 not. 2. 
Krippen 80 not. 1, 
Kritifen des Entwurfs zum BGB. 20, 
Kündigung 136 not. 3, beim Darlehne 
477 fg., 598., beim Pacht- und Mieth— 
vertrage 639., beim Dienftvertrage 647., 
des Geſellſchaftsvertrags 685 not. 686 fg. 
Kuppelpel; 36. 
Kurze Berjährung 139, 146, 550 not. 
569, 654 not. 4, 
Kure 76., Nießbrauch an folchen 441. 


Lanszinsverhältniffe 623 not. 1. 

Laesio enormis 521, 601 not. 3. 

Läſtigleit, Grade der Y. einer Schuld. 
554. 
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Siebenhaar, Privatrecht. 
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Landes⸗Heil· und · Verſorgungsanſtalten 
748, 861 

Landfriedensbruch ſ. Aufruhr. 

Landlundige Thatſachen 152, 

Lebensdauer, muthmaäßliche 168. 

Lebensgefahr ſ. Eheliche Pflicht. 

Lebensnachſtelluugen ſ. Insidiae. 

Lebensrettung 593. 

Lebensunterhalt, gegen die Forderung 
auf folchen kann nicht aufgerechnet werden 
560. ſ. a. Unterhalt. 

Lebensverfiherungspolice 581, 800. 
not. 1. 

Lebenszeichen 162. 
Legalzinfen, bei der Ceſſion rückſtändige 
548 ſ. a. Zinfen. 

Legat, Yegatar j. Vermächtnis, Ber- 
mächtnisnehmer. 

Legatum 738. l. partitionis 738. 1. 
praesente herede relietum 27 not. 1. 
j. a. Vermächtnis. 

Legitimatio per subsequens matri- 
monium 228, 741. L. per reseriptum 
prineipis 229, 741. 

Legitimation als Erbe 802 not. 1. 
804 not. 2. 808. 

Lehurecht 28. 

Leibeigenfhaft 51. 

Leibeserbe, beim Borlaufsrechte, 610 
not, 4. 

Leibesfrucht, ungeborene, 69 not, 3. 
162, 279, 737, 803, 815, 823. 

Leibgedinge 213. 

Leibrente 412 fg. Nießbrauch an ſolcher 
441. Bermädtuis einer L. 835. 

Leibrentenvertrag 618 fg. 

Leibzucht 619. 

Leihuam, Object des Privatichts 51. 

Leiftung einer species 78., wieder- 
fehrende Y. 120, 141. %. zur beftimmten 
Zeit am beftimmten Orte 484 not. 1. 
487 not. 4, 495, 521. Unmöglicjleit der 
Y. 567, 576 f. a. personales praesta- 
tiones. 

Letzter Wille, 15. Erbfolge aus l. W. 
749 fi. Fähigkeit zu deffen Errichtung 
753 fg., zur Erwerbung aus ſolchem 755 
fg. Errichtung deffelben 757 fg. Form 
deffelben 750, 761 ff., gerichtliche 761, 
aufergerichtliche 763 privilegirte 765. Neben- 
beftimmungen bei I. W. 768 fi. Zeitbe— 
ſtimmungen 776. Zwedbeftimmungen 777. 
Auslegung dert. W. 778 fg. Erbeinfeßung 
780 fg. 9% W. als Quelle von Gefammt- 
ichuldverhältniffen 573 not. 2. Nacherb— 
einfepung 785. Gemeinſchaftliche 1. W. 


786, 789. Test. parentum inter liberos 


56 


882 


787, 820, 858. Aufhebung I. W. 788 fg. Er- 
Öffnung und Befauntmahung 790. Boll- 
ziehung 791. fi. Unterdrüdung eines 1. 
W. 799. Aufhebung defjelben durch ſpäteren 
Erbvertrag 860. 

Letztwillige Verfügungen 330. 

Leviratsehe 178 not. 2. 

Levis notae macula 51. 

Lex commissoria 151, 114, 116, 
377, Aquilia 126, 356, 359 not. 712 fg. 
Anastasiana 546 not. 1. Rhodia de 
jactu 585. 

Liberi 50 ſ. a. #inber. 

Lichte Zwilhenräume 58, 277, 754, 
764. 

Lichtrecht 422. 

Liquidation 482. 

Literalobligation 496, 584. 

Literariſches Eigenthum 29. 

Litis denunclatio 28 not. ſ. a. 
Streitverfündigung. 

Locatio conduetio operarum ſ. 
Dienftvertrag, operis, ſ. Berdingungsver- 
trag, reram ſ. Pacht- und Miethvertrag. 

Locus rei sitae 39 not. 1. 

Löſchgeräthſchaften 80. 

Löſchung der Hypotheken 398., von 
Reallaften 412. 

Komm für häusliche Dienfte 236. 

Fohnhurerei 730. 

Roos 352, 417, 188, 838, 

Lotterie 711. 

Luerum cessaus 124, 531 f. a. Ge— 


nn. 
Luftſäule 303. 


Mäller 103 not. 1. 

Mällergebühr für den Bormund 269 
not, 2. 

Mällervertrag 653 fg. 

Mängel eines Nechtsgeichäfts 149. — 
Berborgene M, 526 fg. |. a. Gewähr, Ent- 
währung. 

Wabilhäte 174 fg. 

Mahnung 476 fg., des Ceifionarg 551, 

Mala fides 307 not. 5, 316 fa. 319. 
333, 336, 348, 611. M. f. eines Dritten 


wi 


717, 721 mot. 4. j. ca. Unredlicher 
Glaube. 
Malae fidei possessio 716 not. 4. 


Maudata actio 618. 

Mandatum ſ. Geichäftsführung. ın. 
in rem suam 547,675. m. post mortem 
672 not, 8. 

Mandatöverhältuid 547 not. 2. 

Mangel der gejeglichen Form 104 not. 
2, 105. M. eigener Sorgfalt 465. 

Manntenenzdecret 299. 

Marktpreis 601. 
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Markwerlehr 343. 
Maſchinen als Zubehörungen 81. 
Meineib 121 not. 5. 
Meineidiger, deſſen Eides- und Zeug- 
nisunfähigkeit 52. — 764. 
Mens testatoris 778, 
Menſch, deſſen Rechtsfähigteit 49 fi. 160. 
Meßverlehr 343. 


Wetaligeld 336. 

Metus, reverentialis 183. j. a. Zwang 
u. Furcht. 

ae ſ. Pacht- und Miethevertrag. 

Miethregulativ, Dresdner 48. 

Diietbverträge 193. 

Militairteftament 765 fg. 

Minderjährige 142, 165, 764, 767. 
M. in väterlicher Gewalt 240 (i Vor- 
mundfchaft über M. 255 fi. Recht ber 
M. auf Hypothek an den Immobilien ihrer 
Vertreter 261, 381. Obligationen der M. 
453, 

Minderjährigfeit 57, 165. 

Minderung — Bermactite. 

Viinderungöllage 528 iq. 

Minorität der Bereinsmitglieder 67. 

Miſch-Ehe 179, 210 not. 5. 

Missio Hadrianea 02 not. 1. 

Misgeburt 162. 

Miswachs 633 not. 

Mishandiungen 219. 

Miteigentbiimer 154. 

Miteigentum 302, 321, 349, fi. 362. 
M. der Altgemeindeglieder 64 not. 1. M. 
am herrichenden oder dienenden Grund- 
ſtücke 419., Einfluß auf die Eonfefforien: 
age 426, auf die Beftellung von Gruud⸗ 
dienftbarfeiten 428. DM. an den erbichaftl. 
Sadıen 815. 

iterbe 736 fg. 

Mitgift 201 fg. 

Mitte des Monats 118. 

Mobilien 73. 

Moderamen inculpatae tutelae 157 
f. a. Selbfthilfe, Selbftvertheidigung. 

Modicum tempus 472, 479 not. 2, 598 
not, 2, 

Modificationen ſ. Abänderung. 

Modus ſ. Schentung, Auflage, Zwed, 
Zwedbeftimmung. 

Monate, 117. 

Moustrum 162. 

Mora 476, exre 477 fg. j. a. Berzug. 

Moratorium 143 not. 1. 

Mortalitätötabelle 163. 

Mortification von Hypotheken 400. 
DM. von Inhaberpapieren 581, 582. M. 
eines Vorkaufsrechts 512 not. 3. 

Motiven des BGB. 17 fg. 

Mündelmäpige Hypothelen 267. 
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get 57. 
Mündliche Verabredung 511. 

Miündlichleit des Berfahrens 27. 

Münzforte, im welcher eine Zahlung 
zu erfolgen * 457 fg. 

Mufter ſ. Gewähr, Beräußerung. 

Mutter, Pfliht zur Ausſtattung der 
Tochter 203. M. als Vormund 957, 
fann an Stelle der Kinder letzte Willen 
errichten 788. 

yſtiſches Teftament 759, 820. 


„Nah und mac“ 472. 
achbarrecht 353 fi. 
oe di 704 not. 1. 
Naderbeinfesung 785 fg. Erbichafts- 
antretung aus folcher 796., N. gebt dem 
Anwachfungsrehte vor 799. N. im Ber- 
mädhtnifje 821. 
Nachforderungsrecht der Concursgläu— 
biger 489. 
Nachgeborene 848, 859. 
Nachlaßvertrag 563. 
Nahlagvertreter 794. 
Nachlaßverzeichnis 262 not. 4. 810 
198. Klage auf Herausgabe N. 808 not. 
6., Pflicht zur Herausgabe eines N. 805. 
Nachrede, verletsende 717. 
Nadfichtsertheilung 176, 177. fg. 222. 
— Neffort dafür 178. 
„acaeriit im Range einer Hypothel 


Nachweis der erfolgten Abtretung 551 
fg. ſ. a. Beweis. 


39 


n 


Naturalia eines 
— — 469 not. 1. 
Naturalobligation 132 fg. 556, 599, 
723 not. 2 f. a. obligatio naturalis. 
Naturereignifle 125 fg. 
Nebenbeftimmungen 104, not. 3. 107ff. 
N. eines letzten Willens 768 ff. N. letzter 
Willen, zu Beichwerung des PBflichttheils 856. 
Nebenaniprüde 135, 396, 547. 567 
not 3. Haftung des Bürgen für N. 705. 
Nebenpunkte eines Vertrags, Irrthum 
über foldhe 514. Zwang 516. 
Nebenredhte werden von der Abtretung 
mit betroffen 514. Aufhebung durch Auf- 
rehnung 559., beim Erlöſchen der Haupt- 
forderung 562, 565, 568. 
Nebenfahe 529. 
Nebenverträge beim Kaufe 606 ff. 
Negative, deren Beweis 150. 
Negatorienklage, Begriff 344 fg. 382, 
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Zwed, Beweis bderfelben, Einreden wider 
diefelbe 346 fg. N. des Nießbrauchers 
436 not. 1, 

Negotiorum gestio 499 fq. 562. not. 
3. 564 not. 3. ſ. a. Geſchäftsführung ohne 
Auftrag. 

Negotium claudicans 498. 

Nemo sibi causam possessionis mu- 
tare potest 295 not. N. plus juris in 
alterum transferre potest quam ipse 
habet 128, 319, 372. N. pro parte 
testatus, pro parte intestatus decedere 
potest 750, 753, 766, 768, 781, 789 not. 6. 
795, 797. 

Nennung des Urhebers 334, 347. f. 
a. Auctoris nominatio, 

Nenunwerth 457. 

Nenerungdvertrag 133 mot. 1. 145, 
564 fg. 575. 

Nihtansäbung 130, 188, 433, 446, 
Nintigerflärung einer Ehe 620, 
Nichtigleit der Rechtögeichäfte, deren 

Folgen 103 ff. N. des Berlöbniffes 171. 

N. der Ehe 177, 184 fg. NR. der Ber 

äußerung wider Beräußerungsverbote 305 fg. 

N. eines Schiedsſpruchs 698. M. eines 

legten Willens 757. 

Nichtſchuld, Zahlung einer ſolchen 517 
not. 7. f. a. condictio indebiti. 

Nichtwiſſen ſ. Irrtum. 

Niederlegung, gerichtliche 484 fg. 

Nießbrauch, 79, 83; ehemännlicher 199, 
206. Hilfsvollftvedung in denfelben 207. 
väterlicher 232, 234,237 fg. 238 not. 1. 243 
not. 3. 254, 302 not. 3. N., gefetlicher 
442 not. 1. Im Grundbuche eingetragener 
N. 384. Berpfändung des N. 406. Ein- 
fluß des N. auf die Beftellung von Grund— 
dienftbarfeiten 428. Confefforienflage beim 
N. 435. MN. an nice verbrauchbaren 
Sachen 436 fg., an verbrauchbaren Sachen 
und an Forderungen 440., an einer Leib— 
vente, an einem Auszuge, an einem Kure 
441. an einem ganzen Vermögen 442. 
N. an Inhaberpapiern 581.  Erbein- 
jeßung in den N. 784 not. Vermächtnis 
eines N. 834 ſ. a. Früchte. 

Nießbraucher, deſſen Rechte und Pflich- 
ten, 436 ff. 

Nomina ipso jure divisa 814. 

Non-usus j. Nichtausübung. 

Norddentfher Bund ſ. Berfaffung. 

Notariatsteftament 756 not. 1. 765. 

Notariele Quittuug 555 not. 1. 

Notherbredit 852. 

Nothweg 353. 

Nothwehr 157, 713 not, 1. 

Mothwendige Bedingung 110. N. Aus- 
jtattung 202 fg. N. Abtretung 540 fg. 
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Nothzucht 216. 

Notorietät 152. 

Novation j. Neuerungsvertrag- 

Noxae de ditio 530 not. 1. 732. 

Nudum praeceptum 777. 

Nullitätöflage gegen eine auf auslän- 
difches Recht bahrte Enticheidung 39. not. 1 

Nutzungen 82 fi. ſ. a. Früchte. 


Dberappellationsgeriht, Rechtsſätze 
beffelben 45 not. 1. 

Obereigenthbum 364, auch not. 1. 

Obervormundſchaft 234, 240. 256 |. 
a. Genehmigung. 

Oblation jchieht den Verzug aus 700 
not, 2. f. a. Anbieten. 

Obligatio 447 not, 2. 0. eivilis 
nuda 452 fg. O. ex re 91, 206 not. 2. 
242 fg. 264. O. generis 469, 562 
not. 3, 568, 699 not. 2. OÖ. in dando 
469. 699 not. 2. O., in faciendo 450, 
469, 699 not. 2. O., in non faciendo 
409 not, 1. 455, 469, 699 not. 2. 0. 
naturalis 132 fg. 147 fg. 571, 452 fg. 
j. a. Forderung. 

Obligationenredht 447 fi. 

Obmann 350, 693. 

Obſtpacht 629 not. 3. 

Bee 80. 

Deffentlibe Bermögens- oder Caſſen— 
verwaltung, Nechtsgrund zur Eintragung 
einer Hypothek 381. Deff. Berfteigerung 
404, 407. Oeff. Sachen 71 fg. Oeff. 
Anflalten 748. 861. 

Deffentlichleit der Grund- und HY- 
pothelenbücher 328 not. 1. Oeff. der Flüffe 
332 PBrincip der Deff. im Proceſſe 62. 

Dffenbare Drängel 526. 

Offerte ſ. Anerbieten. 

Operae domesticae 190, 236. arti- 
ficiales 201. 237. liberales uud illiberales 
645 not. 1. ſ. a. Dienftvertrag. 

Opus, manufactum 346, 357 fg. 359 
not, |. a. Berdingungsvertrag. 

Dralfideicommiß 320. 

Ort der gelegenen Sache 39 not, 1. 
der Schließung eines Rechtsgeſchäfts 113. 
DO. der Erfüllung 470 fg. DO. der Erf. 
von Auszugsleiftungen 621. 

Ortöarmenhänfer 739, 862. 

Ortslundige Thatſachen 152. 

Ostentum 162 not. 6. 


Baht: und Miethvertran 83, 539 Am. 
628 ff. Begriff 628 fg. Berbindlichkeiten 
bes Berpadhters und Vermiethers 631 fg. 
des Bachters und Miethers 634 fg. Er- 
löfhungsgründe 638 fg. ftillichweigende 
Fortiegung 639 fg. Rildtrittsrecht 
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640 fg. Wechſels des Eigenthums an 
der Sadıe 641 fg. Exceptio dominii 643. 
Zurüdhaltungsrecht 643 fg. 

Pacht · und Miethzins 629 deſſen Er- 
laß 632, 633 not. Zeit der Zahlung dei- 
felben 634 fg. Wegfall beim Untergang 
der Sadje 648. 

adete, Zahlung mit verfiegelten P. 555. 

actum reservati dominii 334. anti- 
chreticum 403. de non petendo 563 fg. 
575. der correalen Haftung 574 not. 2. 
in favorem tertii 517. legitimam 494 
not. 3, displicentiae 607, 702. de mutuo 
dando 594. de pignore dando 702. de 
nonsublocando 630 not. 4. de non pe- 
tendo 706 not. 2. 

Papiere auf den Inhaber, j. Juhaber- 

papiere, 

apiergeld 336. 

Sarquetfußböden 80 not. 1. 

ater est quem justae nuptiae de- 
monstrant 152 not, 3. 253, j. a. Baterichait. 

Paterfamilias 123. 

Patria potestas 112 not, 1, 233. 
f. a. väterl. Gewalt. 

ecnlien 237. insbej. not. 3. 
eeuniaria condemnatio 456. 
Aestimatio, 

Peregrini 50. 

Periculum j. Gefahr. 

Permutatio 614 not. 2. 

Perpetuatio obligationis 474, 481. 

Persona standi in judicio der Be- 
bormundeten 263. 

Personales praestationes 139 not. 5, 
352, 360, 688 not. 6. 814. 543. 

Perfonen, phyſiſche 49 fi-, juriftiiche 
60 ff. P. der Ehegatten, Wirkungen der 
bezüglich derjelben 188 fg. Irrthum über 
P. 514. Megfall der B. bei Korderungen 
566 fg. ſ. a. Zuriftiiche Berfon, Handlungs- 
fähigfeit. 

Serfouenvereine 60, 65, 758. 

ertinenzen j. Zubehörungen. 
etitio tutoris 257 not. 3. 

Pfänder 104 not. 3. 696. 

Her 370, 408, 431. 
andbeiteliung für bedingte Forder— 


f. a. 


ungen 115. 133. not. 1. 144. Pf. für 
eine fremde Schuld 371 not 9. 

Pfandgläubiger, deſſen Beſitz 376 
not. deffen Klagen 390 not. 5. ſJ. a. 
Fauftpfandglänbiger. 


* e 375 not. 1, 390 fg. 

‚ Plandredit 364, 365, 369 fi. 544 Be— 
griff 370 fg. Untheilbarfeit 374. Wirk— 
ungen 375. Pf. an unbeweglichen Sachen 
378 fi. Pf. an beweglichen Sachen 401 ff. 
Berpfündung der Rechte an fremden Sachen 
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405. Berpf. von Werthpapieren 406, 
Berpf. von Forderungen 407. Pfandr. durch 
a Pf. an Inhaberpapieren 581 
a... 408, 
andvertrag a not. 3. 372. 702, 
anzen 79 
B ee Bormundicaft, Be: 

bormundete. 

flicht, ſ. eheliche Pflicht. 

flichttheil einer Ehefrau aus dem 
Nacjlaffe ihrer Adfcendenten 194 not. 4. 
Begriff des Pfl. 852. Pl. der Verwandten 
853 Enterbungsgründe 854. Pfl. der Ehe» 
gatten 747 not. 7. 855. Enterbungsgründe 
855. Form der Hinterlaffung des Pfl. 
856. Recht des Pflichttheilsberedhtigten 857. 
Enterbung 858. Nedjtsmittel gegen Ber- 
legungen des Pf. 2. Pl. Erlöfchen 
des Rechts auf den Pfl. BEL. Pl. der 
öffentlichen Anftalten 361, 


Pflichttheilsberechtigte der Kinder Lönnen 
im testamentum parentum inter liberos 
nicht enterbt werden 788. Wfl. können mit 
—— des Pflichttheils die Erbſchaft 
ausſchlagen 796. Rechte der Pfl. 857 
deren Rechtsmittel gegen die Verletzung 
des Pflichtheils 359. 

Pignus I Piandredt. 

Plantatio 333. 

Poena re 151. f. a. Cou⸗ 
veutionalftrafe. 

Bolizeibehörde, 190 not. 4. 

ea Äer verbotene Sachen 72. 

olygamie 170. 

Possessio ſ. Befiß. P. eivilis und 
p. naturalis 289 Anm. P. pro herede 
und p. pro possessore 802. 803 not. 5, 

Possessorium ordinarium 28 not. 

Poſt 661. not. 6. 

Bräcknfivfriften 217 not. 3, Br. im Ehe- 
rechte 142 not. 1. Wr. bei VBerfiherungen 
701 not. & 

Präjudicialflagen 134 not- 1. 139, 
156 not. 2. 173, 250 fg. 
rälegat 823. 
ränumerationsfauf 520 not.2. 604, 


154 


Praescriptio actionis 138, ſJ. a. 
Verjährung. 
Praesumtio, Muciana 200. f. a. Ber- 
muthung. 
ecarium 289, beim Rechtsbeſitze 
431, 624. 


Priorität von Pfandrechten 113. 128, 
393 von Dienftbarfeiten 417. 
Brivatrecht, Begriff & 
Privilegium exigendi, des Staates 
489, 549, der Stiftungen 62. 369. 


65, 
Privil egien 61. 
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Probe 702, Kauf auf P. 606. ſ. a. 
Gewähr, Veräuferung. 
roceB 31. 
rocepfoften, riidftändige 553. 
roceßrecht 26 fg. 
rocepzinfen 481 not. 
rocurator in rem suam 548, 675. 
en de8 Dienftvertrags 647, 
for roteitation ſ. Berwahrung, Bater- 
aft. 
Protocolf über die Niederlegung eines 
fetten Willens bei Gericht 762, 763 not. L 
Protutor 272. 
—858 Gerichtsordnung T. 
rovocationsllage wegen aus dem 
Familienſtande fliefenden Rechte 251 not. 2, 
Proxeneta j. Mällervertrag. 
Prüfung des verfaffungsmäßigen Zu: 
ftandefommens der Geſetze 
Bet re der Gefeße 33, 
’ubliciana in rem actio 318, 603 
not. 5. P, actio confessoria 426, 427. 
f. a. Actio, 
——— Beſitz 364. 
zunctation 512, 
urgatio morae 483 f 
Putativ⸗Ehe 185, 186, Ken, 229, 


Quantum possessum tantum prae- 
scriptum 432, 

Quarta Falcidia, Trebelliana 829, 
839, 844, not. L 

“Quasi desertio 191, 856 not. L 
Quaſibeſitz ſ. Nechisbeſi 
Quaficontralte 582, 585, 676. 
Duajideliftsobligationen ven ATI, 582 ig. 

Quasitraditio 427. not. 1,429 not, 
4, 444 not. 6. 

Quasi ususfructus 440, not, 7, 

Quellen des Rechts 3; des Sächſiſchen 
Privatrechts 6 fg. 

Querela non num. pec, 584, 599, 
600, qu. nullitatis 114 not, 4, — inof- 
ficiositestamenti, inofliciosae donationis 
inoff. lotis 859 fi. 

Qui jure suo utitur, neminem lae- 
dit 121. 

Duittung, über gezahlte Forderungen 
Minderjähriger 267.—553 fg. 562, 

Unittungövertrag 554 not. 6, 562, 


Rabatt ſ. Interuſurium. 

Rang der en. 393, Nachtritt 
im Range 396. R. der Dienftbarkeiten 417. 

Rathſchläge 665. 

Ratihabitio mandato aequiparatur 
678 Anm. 

Reallaſten 409 ff. Begriff 409, Ent» 
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ftehung 410, Wirkungen 411. Grlöfchen 
412, Auszug, Leibrente, eifernes Capital 
412, 448, 

Realverträge 494 fg. 

BReceptum cauponum ſ. Gaftwirtbe. 

Nehenfhaft über die Werwaltung des 
Vermögens des Kindes 240 not. L 

Nehnungslegung 403, 547 mot. 2, 
668, 679, 685, 6090. R. des Bormundes 
269 fg. Erlaß der R. 124 not. 2 

Recht, Beariff. 1. fg.; pofitives 3; öfe 
fentliches R., Privatrecht (bürgerliches RB. 
N. an Saden 11, 114, an unbeweglichen 
Saden 74 dem Menfchen angeborne 
N. 49 fg. Sicherung, Verwahrung und 
Berfolgung der R., 130 ff. deren Be- 
weis 149 fi. aus vechtöfräftiger Verur— 
theilung 1öL R. im Gegenjage zum that- 
ſächlichen Befite 285 not. 3. in dem Eigen- 
thume enthaltene R.304. R. an fremden 
Sadıen 39, 361 fi. bis 446, Begriff des 
N anfremden Sachen 361 fg. Baurecht und 
Kellerreht 365 fg. Pfandrecht 369 ff. Re- 
allaften 409 fi. Dienftvarleiten 414 ff. 
Berpfändung derjelben 405. R. auf Ab- 
tretung einer Forderung 541, Vermächtnis 
des R. an fremden Sachen, 831 fg. 

Rechtmäßiger Befit 287, 323, 324. 

Redtsähnlichleit 42 fg. 

Rechtsanalogie 

Mechtsbeſitz, 282 bei Dienſtbarkeiten 417. 
bei mit folchen verbundenen Gegenleiftungen 
415, bei Grumddienftbarkeiten 424, 431, 
bei perfönlichen Dienftbarfeiten 435. 

Rechtsfähigleit 39, 49 ff. der juriſtiſchen 
Perfonen 39. not. 2. einer Bermögensmafje 
60. Begriff der R. 160. Beginn 161. 
Dquer 163. 

Rechtsfall 2. 

Rechtsgeſchüfte, Begriff 88. 493 fg. 
Form 11, 101, Eid iiber R. 100 not. 
3. Stellvertreter bei R. 103. Beſchränk— 
ungen der Wirkung der R. 107 fi. NR. 
N. einer Ehefrau 192 fg. 196, 206 not, 
2. 212. R. Minderjähriger 242, 

Rechtögrund für den Eigenthumser- 
werb, 301, 324. an Örundftüden 329 flg. 
N. zur Erwerbung eines ‚Baurechts und 
Kellerrechtes 367, zur Löſchung deffelben 
368 not. 2, zur Erwerbutg des Piand- 
rechts 372 fg., zur Eintragung einer HY- 
poihet 65, 69, 200, 238, 369, 378, 380 
fa. 619; deren Wegfall 385 fg., zur 
Umjcreibung einer Hypothek, 394 not. 6. 
397, zur Löſchung der Hypothef 398 fg. 
zur Eintragung von Neallaften 410, zur 
Löſchung derfelben 412, zur Erwerbung 
von Borzugsrechten 549, 

Rechtshilfe 37. 
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Rechtsinſtitut 

Rechtsirrthum ſ. Irrthum 

Rechtslraft 135, 145, 152 ff. 534, 
554, 565 fg. 620. Vorſchriften über deren 
Wirkung 27 not. 1. NR. einem Bereine 
gegenüber 66. Wirkung beit Gefammtichuld- 
verhältniffen 577. f. a. Entſcheidung. 

Rechtsquellen 3 fa. 

Nedtöfätse des Oberappellationsgericht 8 
45 not. L 

eg — m ae 
bereine un eſſen itgliederu 66 
liegen gebliebener R. 145. R. des her 
jährigen Kindes 242, R. über den Familien- 
ftaud und die Unterhaltspfliht 248. f. a. 
Koſten. 

Rechtstitel f. Rechtsgrund. 

Rechtsverhältnis 2, 87 fi. 

rn rg 524 not. 2. f. a. 
Caffatorifche Cla uſel, lex commissoria. 

Nedtöweg wider den Staat 64. 

Receptizien ſ. vorbehaltenes Vermögen. 

Heciprocitätd-Syitem 742. 

Redlicher Befits 287, 288, 323, 325. 

Redlicher Glanbe 166, bei der Erb 
fhaftsflage 805 fa. f. a. Bona fines. 

Regreß der Actiengefellfchaften gegen 
ihre Beamten 67. not. wegen gewährten 
Unterhaltes 191 not. 5. 246 fg. ®R. an 
die Conftupratoren 255. R. an den Bor- 
mund 258. R. wider den Anmeifenden 
675. R. des Bürgen an den Haupt— 
fhuldner 709 fg. R. zwiſchen Gefammt- 
ſchuldnern 577, 579, 115. R. wegen der 
actio de effusis et dejectis 731. f. a. 
Haftpflicht. 

Regula Catoniana 105, 755. 

Rei vindicatio, deren Abtretung 546 
847, f. a. Eigenthumsflage. 

Neihögefege 34 Aum. 

Reichsverfaſſung 30. 

Religion 52 fg. Wechfel der R. 220. 

Relocatio tacita 639 fg. 

Nemuneratorifhe Schentung 598. 

Neprüfentationsrecht 743. 

Res corporales, incorporales, in 
commercio positae 70, extra couımer- 
cium positae 70, 323, nullius 71, 308. 
derelictae 73, 308, 321, publicae, 
communes, 7], 310, 323, divini juris, 
sacrae, religiosae, sanctae, ecclesiasti- 
cae 71, quae pondere, ar mensu- 
ra veniunt 303, 601. f. a. Sachen. 

Res certa, Exbeinfeung in folge 781. 

Res dotalis f. Einbringen, 

Res judicata 693 not. L f. a. 
Rechtskraft. 

es litigiosa 305 not. 2. 
Res propria neminiservit 129 not. 2, 


321, 


Sachregiſter 


Meſciſſion von Rechtsgeſchäften wegen 
mwanges 98 not 3, R. des Eintrags im 
rundbudhe 331. 

Refolntivbedingung |. Bedingungen. 

Restitutio in integrum 2% not.g #4 
not. 6. 

Reftitutiondfriften 209. 

Netentiondredt |. Zurücdhaltungscecht. 

Retorſionsrecht 

Retrotraction der Vorſchriften 
bürgerlichen Geſetzbuchs 11 fg. 

eubuße 525. 

Neue, Borbehalt der R. 607 fg. 702. 

Reugeld 525. 

Heuvertrag 116. 

Reviſion 616 not. 2. 

Nihterlide Beamte 718. 

Riſſe 80. 

KHöhrwafler 444. 

Ruder 50. 

Rückhürgſchaft 704 not. ı 

Nüdforderung, der Brautgeichente 175 
i8-, eines Geicenfes 197, des ehemeib- 
lichen Einbringens 207. R. ber wider ein 
vertragsmäfjiges Beräußerungsverbot ver- 
äußerten Sache 307. R. indebite gezahlter 

infen 598 not. 3., des für die Anweifung 
Segebenen 675 R. einer Nichtſchuld 
722: fg., des unter Borausfeßung eines 
fünftigen Ereigniſſes Geleifteten 726 
ig, wegen unfittlichen oder unvechtlichen 
Srundes 728 fg., wegen Mangels jeden 
rundes 729. j. a. condietio. 

Nüdgabe, Ort derfelben 470, des 
Schuldiheins 554. Klage auf R. wider- 
rechtlih im Beſitz genommener Sachen 
fchlieft Aufrechnung aus 560, R. des un- 
echten Inhaberpapiers 582. R. des Auf- 
trags bei der Anmweifung 674. 

Rücklehr eines verichollenen Ehegatten 


des 


> 


Nüdftände von Reallaften 411 f. a. 
Zinfen. 

MRücktritt vom Berlöbniffe 173. R. 
von einem negotium claudicans 498, R. 
von einem Bertrage 525. R. im Fall 
befjeren Gebotes 610, vom Pact- und 
Miethvertrage 640 vom Dienftvertrage 647 
vom Werdingungsvertrage 651 fg. von 
einem Vergleiche 696, vonder übernommenen 
Teftamentsvollziehung 122. 


Kraft, von Geſetzen 32. 
f. a. Zurückwirken. 


Sahbefhädigung widerredhtliche 465, 
114. 


Sachen Begriff 69. Eintheilung 70 fg. 
— dem iSerlehre entzogue ©. 104 not. 2, 
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praesumtio Mnciana 200 Rechte an 
fremden S. 361 ff. bie 416. ©. unver- 
brauchbare, Nießbrauch an ſolchen 436 fg. 
verbraudhbare, Nießbr. an ſolchen 440., 
bewegliche 5. 470. Gegenftand der Ber- 
träge 501 fg. ſ. a. Res. 

Sahenwerth 461. j. a. Werth. 

Sadlegitimation des Ceffionars 551, 

Sachſeübuße 4v2 not. 1, 716. 

Sadverftändige,öffentlich angeftellte 18. 

Sadveritändigenvereine 30. 

Samen 333, 

Satio 333. 

Sattel und Zeug 80. 

Schaden 124. 

Schadenerfag 121 fg. 125, 187, 239, 
244, 251, 256 not. 5. 259, 260, 263, 
271, 272, 273, not. & 298, 299, 307, 
309, 317, 318 fg., 331, 333,340 fq., 353 
355, 439, 450 not. 6, 464 fg. 474, 481, 
483, 491 ff. 501, 503, 515,521 fg. 529, 531, 
536, 541, 579, 594, 595, not. 608, 611, 
627, 632, 633, not. 635, 636, 642, 645, 
646, 647, 650, 652, 654, 657 not, 2, 658, 
6650 fg. 665, 668 Aum., 669, 671, 674, 
675, 683, 694, 712 f. 730 ff. Sch. wegen 
Rücktrittes vom Berlöbniffe 173, wegen 
BVorenthaltung eines Kindes 236, von der 
Ehefrau zu leiftender 206, für verbrauchte 
erbfchaftlide Sachen 806. 

Schadenerſatzpflicht der Vereine für un- 
erlaubte Handlungen ihrer Bertreter 66, 
des Bormundichaftsgerichts 2565 not. &. 

Schadenzufiigung, widerrechtliche, ZI2 

. Begriff 712. Umfang der Berbind- 
lichfeit zum Schadeneriate 713. Perſonen, 
welche Erjat des an Sachen widerrechtlich 
zugefügten Schadens zu fordern berechtigt 
find 715 Berbindlidıfeit Mehrerer, welche 
widerrechtlich Schaden verurfacht haben 715. 
. a. lex Aquilia. 

Schadlosburgſchaft 704 not. L. 707. 

Schädenanfprüdye 137. 

Schätung, durch Sacjverftändige 594 
not 3., im Hilfsverfahren 578 not, 3. 569. 

Shab 7. 311, 436, 412, 529 not. 

847, 


Sceidemanern, Scheideplanten 361. 

Scheidung der Ehe 213, 215 fg. 620, 
Gründe dazu 21: ff. 

Scheinceſſion 513 not. 1. 

m. däfte 93. 
Scheinfauf 5:3 not. 1, 588 not. 3, 

Scheinverträge 513 not. 

Schenkung 32, 102, 105, 481, 612, Sch. 
an Minderjährige 59 not. 3. vom Bater 
dem Kinde gemachte Sch. 241 not. Sc. 
aus dem Bermögen Minderjähriger 269. 
Sch. unter Berlovten 174 fg. Sch. umter 


239 
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Ehegatten 40, 207, 588,596 fg. Begriff 
der Scenfung 586, Sch. zur Benad)- 
theiligung der Gläubiger 589, Sch. des 
Baters au die in feiner vät. Gewalt 
ftehenden minderjährigen Kinder 589. Er» 
fordernig der Annahme 589, rechtliche 
Folgen der Sch. 580 fi. Ed. des Unter- 
halts 590, Widerruf wegen Undankes 
591 fa. Berjährung des Widerrufsrechts 
502, Form der Sch. 59%. Remunera- 
loriihe Sch. 593, Sch. mit einer Auf- 
tage 593, Nüdforderung der Sc. 590 fg. 
7126 not. & Sch. imwieweit fie der Eitt- 
werfung unterliegt 871. Sch. auf den 
Todesfall 338 fi. pflichtwidrige Sch. 
860 fg. 


Schenlungsverſprechen 587, 589, 590, 


592. Sch. auf den Todesfall 839. 
Schiedsſpruch, Uebereintommen darauf 


ſg— 
eßi und Geſchirr als Zubehörung 81. 


Schiffmiihlen 73. 

Sclüffel, Uebergabe der Sache 292 

Schlußrechnung 688. 

a 492 not L 712. 

Schmud 212. 

Schönburg, Autonomie 
Sch. 48. — 

Schreibensunfähigleit des Gläubigers 
554. ſ. a. Analphabet. 

Schrift eines leiten Millens 762, 

Schriftlichleit des Berfahrens 27, 

Schiirzungsprincip 504, 698. 

Schuld Vermächtnis einer Sch 835, 

Schulden, der Ehefrau ohne chemännt. 
Genehmigung 133. um den Unterhalt zu 
deden 191 not. 5, 249, der Ehegatten 206 
Sch. minderjähriger Kinder 242. Sch. 
Behufs des Unterhalts 249, Sch. eines 
Gejellichafters 689, 

Schulöner 466., defien Verzug 476 fg. 
feiner Einwilligung zur Abtretung oder Er- 
promiffion bedarf es nicht 545, 564. Die 
Teiftung kann nicht in des Sch. bloße Will- 
für ler = 451. 

Schuldſchein 554, 599, 692 aud) not. 
1. Schenkung eines Sch. 587 not. 1, Ber- 
mäd)tnis eines Sc. 835 fg. 

Schuldtilgungsvertrag 561 fg. 

Schuldiibernahme 518, 693 fa. 

Schuldverfhreibung, auf deren gericht- 
liches Anerfenntnis Tann nicht geklagt 
werben 136, 

Schulgemeinde 65 not. 6. 

Schwägerſchaft 59, deren Grade 177. 

Schwängerer, außerehelicher, deffen Ber- 
hältnis zu dem auferehelichen Kinde 252 
fg. Dotationspflicht deffelben 729. 

Schwangeridaftstermin 226, 228, 


des Haufes 


Sachregiſter. 


Schweben der Bedingungen 115 fg. 

Schwiegerfohn 610 not. 4. 

Stlaverei 51. 

Segelitangen 80. 

Seitenverwandte 743, 746., find zur 
Alimentation nicht verpflichtet 245. 

Seitenverwandtichaft 58 fa. 

Selbithilfe 157 ff. erlaubte S. 713 
not, L 

Selbitmord 619. 

Selbitvertheidignug 157. 

Selbitverwaltuug 47. 

Senatusconsultum Macedonianum 
243 not. 3, 452 not, 1, 453, 599, 

Separata oeconomia 243. 

Separatio a thoro et 
Trennung von Tiſch und Bett. 

Separationsreht der Hypothelarier 
389 not. 1. f. a. Abfonderunnsredt. 

Sequeiter 298 Anm. 

Sequeitration 387, 391 not. 3, 394, 
585, 659 not. 2, 

Servi 50, 

Servitus actus 423. aquaeductus 
423 eiviliter exercenda 416, 423, Alu- 
minis 421, luminum 422, necessaria 353 
fg. oneris ferendi 421. prospectus 422, 
servitutis esse nequit 414 not.?, stilli- 
eidii immittendi 421 tacita 429, tigni 
immittendi 421. viaa 499, praediorum 
rusticorum und pr. urbanorum 420 not, 
ZL continuae und discontinuae 430 fq. 

Servitut ſ. Dienftbarkeit, Grunddienft- 
barfeit. 

Sicherheitsleiſtung 130 fa. 238, 775. 
©. de8 hung 200, 139, 441. S. 
der Vormünder 261, ©. bei der An- 
weifung 674. cautio Muciana 775, 827. 
S. de8 Erben 843, 

Sihernugsmaßregeln 159. S. zum 
En. bedingter Redjte 115. 

Silberwährung 458. 

Simulation 102. ſ. a. Bertrag. 

Singularfideicommiß ſ. VBermädtnis- 
anwartſchaft. 

———— 128, 738, 

Stelett menfchlides, Object des Bri- 
vatrechts 51, 

„Sobald ald möglid‘ 472. 

Eocialiemus 88 not. L, 

Societas 547 not. & 3, 


mensa |. 


leonina 


683, 5. vectigalium 688 not. I. omnium 
bonorum 688 ſ. a. Gefellichaftsvertrag. 


Socius socium a se, non se a socio 
liberat 687, 

Solennitätögeugen 102, 172, 763, 

Soliberoblinetignen B7i not. 2, ſ. a. 
Sefammtichuldverhältniffe. 


Sachregiſter. 


Solutionis eausa adjectns 103 not. 
1, 468, 518, 555 not. 558 not. 1, 5ßl 
not, 4 

Sorgfalt ſ. Culpa, Diligentin, Fahr: 
läffigkeit, Mangel. 

Sostrum 225 ſ. Heilungstoften. 

Sparfaffenbiücher 381. 

Specialität der Hypothel 378 383. 

Sperialmandat 206 not. 4, 663 

Sperialvormundihaft 212, 233, 256. 
deren Ende 275. 

Speeies, deren Peiftung 78 Ber: 
mächtnis einer sp. 821, 831 fg, an 
Viehrere 823. 

Specification ſ. Umgeſtaltung, Ber- 
mögensverzeichnis, Nachlaßverzeichnis. 

Speditionsgefhaft 555. 

Epiel und Wette ZIL 

Spielfhulden 1:3. 

Spolienflage 298 not. L 

Sponsalia j. Berlöbnie. 

Sponsalitia largitas 175. 

Spülwaffer darf nicht auf das ad): 
bargrundſtück abgeleitet werden 358. 

Staat, defien Berhältnis zur chriſt— 
lichen Kirche a4 not. 1, juriftifche Berfön- 
lichkeit 51, #4. Recht auf das Bermögen 
erlojchenev Vereine 68. Anerkennung des 
zur Entſtehung einer Stiftung erforderlich) 
53 Recht beim Funde 314 (Scyab). 
Eigenthumserwerb des St. 32 Recht 
auf erblofe Lerlaffenicdaften 862. 

Staatsangebörigfeit 32 not L 

Stantefiscnd 64 fg. Zuläſſigteit der 
Aufrehmung? 65, 5360. Haftung aus Ber- 
fehen von Beamten ZIS not, 2 

Staatögnt 72. 

Stadtgemeinde 656 not. 5. 

Stände 33, 

Staltwirthe 661. 

Stand, des Ehemanncs 190, der ge: 
fchiedenen Ehefrau 221. 

Statuen 80 not. L 

Status, libertatis, civitatis, familiae 


Stellvertrete i 

Stellvertreter, 154, 166 fq. 477, 517 
540 fe. Nedlichkeit des Vefities welcher 
dur St. ausgeiibt wird 288, 207. Erwerb 
des Beſitzes durch St. 205 fg. Verluſt 
301. Uebergabe durh St. 320. Er- 
werb des Rechtsbeſitzes durch St. 125 
Erwerb von Grumddienftbarkeiten durch 
St. 427 not. 4. Srrthum deſſelben 300 
not. 2. 515. zu Empfangnahme von Zah- 
lungen legitimirter St. 555 not, Haftung 
des falsus procurator 501. ©&t. einer 
Geſellſchaft 6856. Zahlung einer Nicht— 
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jchuld Seiten des St. 724 not. 4 An— 
tretung der Erbfchaft durch St, 795. 

Stellvertretung bei Mechtgeichäften 103, 
St. bei der Eigenthumserwerbung durch 
Uebergabe 321. St. bei Verträgen 408 
fg. 5413 vot 4 

Stenpgraphic 742. 

Stenereredite 431 not, & 

Stiefvater kann nicht Bormund der 
Stiefkinder fen 257 

Stiftung 60, 68 fg. U2 not. & 

Stiltfehweigen 101 

Stillichweignende Bedingung 110, 770. 
St. Erklärung KR 497 St. Anerlennt- 
nis der Waterfchaft 227, St. Pfandrecht 

Stilfftand der Nechtapflege 143. St. der 
Erſitzung 326, 431 ſ. a. Erfibung. 

Stimmenmehrheit 350 1. a. Geſell— 
ſchaft, Schiedsſpruch, Theilungsklage. 

Stipulari tertio 517 not. 4 

Stipulation 496, 581, 599. stipulatie 
duplae 534 not. 5, st. fidejussorin 706 
not. L 

Störung des Beſitzes 208 fa., des 
Nechtsbefiges 425 not. & 
Stoff, gelieſerter 
Strafe j. Conventionalftwafe, 
Strafverfahren, wegen Eyebruhs 216. 
Verluft des Eigenthums im Str, 322 f. 
a. Koften. 

Streitverfiindigung 534, 550 not. 2 

Stumme 754, 763, T6h 

Stundung 454, 695., des Kanfpreifes 
Aut, 

Sunbfidiarität des gemeinen Rechts 4 

Snbftitution 667 f. a. Nacherbeinſetzung. 

Substitutio pnpillaris und quasi pu- 
pillaris 787, 

Successio ab intestato 739 graduum 
743 ordinum 744. 

Summe, Irrthum über foldje 513. 

Snperfieied 628 not, 1, ſ. a. Baurecht 
und Kellerredit. 

Supplirung ſ. Ergänzung. 

Symbolifdhe Uebergabe 201 Anm. 

Syndicatsflage gegen das Bormund- 
ichaftsgericht 256 not. 5, BD — ZUR 
not. 2. 

Syndicus, Beftellung eines ſolchen 6T 


Täuſchung, 93, 99, 104 net 2, 181, 
183, 188 not. 2%, 210, 218, 200 not, 2, 
513 fg. 538, 596, 654 not. 4, |; a Betrug. 

Tagesfriiten 11T. 

Talons 80. 

Taube 754, 762, Z6L 

Taubftumme 276, Zt. 

Taufloften 225. 
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Taufd 584, 601 nat. 2. 612, 614. 
Telegraphiice Mittheilungen 99 nor. & 
Tempus utile 118, 
Terminzahlungen von Hypotheten 398, 
Tesserae frumentarine 580 not. L 
Teitament f. letter Mille 
Testamentarius 756, 764, 2. 
Testamenti factio 277 not. 3, not. 
7, 749, 753 fg. 
Teitamentserecutor j. Letzter Wille, 
Bollzieyung. 
Testamentum militare 765 fg. t. 


pestis tempore conditum 767, t pa- 
rentum inter liberos 767, 858. f. a. 


Letzter Wille. 
Theilbarfeit der Sachen 77. Th. der 
Bedingung? 11% Th. des Eigenthums 


302, TH. des Nießbrauchs 436. Th. der 
Forderungen 449, 454, 169 fa. Th. der 


Erbidait 736. 

Theilnahme au unerlaubten Handlungen 
112 ff. 715, 716 

Theilnehmer ſ. Gehilfen. 

Theilpacht 629, 690 not. 4 

Theilung des herrfchenden oder des 
dienenden Grundftücde 420. Th. der Erb- 
ichaft Sı4 fg. 

Theilungsflage 77, 139, 330 not. 3, 
352, 688 fg. Al fg. |. a. Erbtbeilungs- 
llage. 

Theilungspro eo 573 not. ?. 

Theilungeverfa ren, Berurtheilung zur 
BVeftellung einer Hypothel 382, 

Teilzahlung 693. 

Thesaurus 76, 811, 4136 
not. 4, 

Thiere, deren Entfliehen 126, wenn 
fie herrenlos find 308 fg. Berluft bes 
Eigentfums an 334. Gewähr der Fehler 
bei Th. 531 fa. Beichädigung durch Th. 
731 f. a. Junge. 

Titulus pro herede 324 not. 3. 

Tod, bürgerlicher 51 not. 2. 8. von 
Mitgliedern eines Vereins 67 faq, Beweis 
des T. 163. T. eines Berlobten 116. 8. 
eines Ehegatten 197, 214. T. emdigt die 
päterlibe Gewalt 242, T. beendigt die 
Unterhaltspfliht 250. T. des Mlinder- 
jährigen 273. 8. des Bormundes 274. 
T. des Beſitzers 300 T. des Ent- 
leihers endigt die Gebraucdhsleihe 626, 
des Verpachters oder VBermiethers 641 not. 
2, ded Auftraggebers oder des Beauf— 
tragten 672, des Aumeifenden 675, eines 
Seiellichaftere 688. Tod des Erblafiers 
Borausfeung der Eröffnung feines letzten 
Willens 799. 

Todeserflärung 164 fg. 214. 

Todesſtrafe 619, 840 not. L 


1412, 529 


Sachregiſter. 


Todesvermuthn 

Todtgeborene 

Tödtuüng eines Menfhen 714 T. des 
Grblaffere 799, 

Tractaten 497. 

Traditio, longa manu 292, 
brevi manu 294, f. a. Uebergabe. 

Tranerzeit 180. 

Traufrecht |. Dadıtraufe. 

Trennung von Tiih und Bett 213, 
215 fj., 222, 223 fg., 620, 790, ale Bor- 
ausfegung der Scheidung 219. — 

Treue, eheliche 191. 

Trödelvertrag 661 fa. 

Trunfenheit 121 not. 4. 

Trunffudt 219. 

Turpitudo 51. 

Tutela f. VBormundidaft. T. testa- 
mentaria 258. T. legitima 259. 

Tutorium 261, 270 not. 5. 


166, A04. 


401 


Webereinkunft, dev Ehegatten, die Ehe 
aufzulöfen 215, 216, Ueb. auf Scjiede- 
ſpruch 696 fg. 

Uebergabe 292, 319, 533 not. 2. 581 
cum »nimo donandi 324. Ueb. zum 
.. 401. Ueb. beim Darlehne 596, 

eb. eines letzten Willens 762, Ueb. des 
geſchenkten Gegenftandes bei der Schentung 
auf den Zodesfall 840, 

Uebergang des Rechts aus einer po— 
teftativen Bedingung auf die Erben 112 
not. 1. Ueb bedingter Nechtsgeichäfte auf 
die Erben 115. Ueb. der Magen auf die 
Erben 136 fg. 208, 254, 516, 613, 730, 
737. Ueb. der echte aus der res judi- 
eata 154, 156. Ueb. der Hypotheken 
394 fg. Ueb. auf andere Gläubiger 539 
ff., der Gefahr 522 fa. Ueb. der Erb- 
fchaft auf den Erben 300, 

Weberlaffung der Ausübung eimer per- 
fönlichen Dienftbarfeit an Andere 434. Ueb. 
einer Sadıe zum Gebrauche 623. 

Ueberfdreitung des Auftrags 670, 

Uebertragbarteit der Rechte 128. 

Nebertragung einer verpfändeten For— 
derung 378, 394, der Rechte aus Inhaber- 
papieren 581, des Kauftpfandes 404, f. a. 
Umſchreibung. 

Umarbeitung J.Umgeſtaltung. 

Umgeſtaltuug 73. 315, 330. U. einer 
vermadten Sache 326. 

Umfchreibung 394, 397, 407, 800, 

Unbeitimmtbeit des Segenftandes eines 
NRechtsgeichäftes 92, 

Unbeweglide Sachen 73. Berluft des 
VBefises daran 300 fg. Erwerb des Eigen- 
thums daran 327. »erbindung bemeg- 


Sachregiſter. 


licher Sachen mit denſelben 333, ſ. a. 
Sachen, Immobilien, Grundftüd. 
Undanf ſ. Schenkung. 
Unentgeltlichkeit 220, 624. 
Unentſchuldbarleit des Irrthums 97. 
Unerlaubte, Handlungen, der Vertreter 
eines Vereins Gt. 477 fg. 491 fg. 689 
712 fg. f. a. Handlung, Uuert. Selbfthilfe 
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un lanigtch zur Vormundſchaft 257 fg. 
Unfahigmadhung zum Beiichlafe 210. 

Ungeborene 161. 

Ungiltigleit, nachiolgende, eines Rechts— 
geihäfts 104 not. &. 

Unitas actus bei der Teftamentser- 
.. 764 

Un en beicommiß 811. 

Univerfaljucceffion 128, 738. 

Unmöglihe Bedingung 110. 

Unmöglichkeit einer Teiftung O1, 461. 
476, 567 fg. 576, 647, 727. U. der Ein» 
wirfung auf eine Sache 300. U. die fpeci- 
ficirte Sache auf ihre Beftandtheile zurüd- 
zuführen 317. U. des Zwedes einer Ge- 
jellichaft 655, 

‚ Unredlider Glaube 592, 611. U. Gl. 
bei der Erbidaftsflage 302 fa., I. a, 
mala fides, 

Unterbrediung der Verjährung und Er- 
figung 27 not. 1., der Berjährung 143 
577, der Erſibung 326, 130, des Nedhte- 
befittes 431. 

Unterdrüdung eines leiten Willens 7U9 

Untereigenthum 364 not. L 

Untergang einer Species 104 not. 6, 
112 U., zufälliger, einer Sache 126, 300, 
530, 622, zuf. U. eines Bfandes 144 not. 
z., eine® Grundftides 398, 433, der dienen- 
den Sace 445. U. erbichaftliher Sachen 
805, 809. U. einzumerfender Gegeuftände 
818. f. a. Gefahr, Zufall. 

Unterhalt, der Ehefrau im Gefängniffe 
206, der Kinder im Gefängniffe 230, des 
gefdiedenen Ehegatten 22)., im Falle der 
Trennung von Zifh und Bett 224 fg. 


u. der Kinder 235. U. auferehelicher 
Kinder 253 fg. U. der Gejellichaiter 


und ihrer Familien bei der societas om- 
nium bonorum 689, der Hinterlaffenen 
eines widerrechtlich Getödteten 715. U. der 
Mutter eines zur Erbfolge berechtigten 
noch ungeborenen Kindes 815. Bermächtnis 
des U. 535. f. a. Lebensunterhalt, Eltern, 
Kinder. 


‚ Unterhaltspfliät, 15, 39, 191 Wedhiel- 
feitige U. zwiſchen ehelichen Adfcenden- 


ten und Defcendenten 245 fg. Reihenfolge 
unter ben Adfcendenten 246, unter den Deſ— 
cenbenten 247. Borausjegungen 247. Umfang 
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249, Ende der U 250, U. des auferehelichen 
Vaters 253 ig. 
Unterlaffung 121, 488, 502 fg., 712. 
U. der geſetzlichen Form 104 not. 2. 105. 
Unterpadht und Untermiethe 630, 640 


Unterfdlagung 716. 

Unterfchrift der Wechiel 102 not. 2, 
U. einer Vertragsurkunde U. bei 
Teftamenten 7162. 764. 

Untheilbarfeit der Sahen 77, des 
Piandrehts 374, der Grunddienftbarkeiten 
419, 433 not, 5, des Gebrauchs 443 not. 
U. einer Kordermmg 470, 578, der Inhaber 
papiere 581 not. 1, der Pflicht zur Rech— 
nungsleyung 621 not. 2, des Piandrechts, 
der Sonventionaljtrafe 699. 

Unwirdigfeit zur Erbfolge 799. 

Unzucht, widernatürliche, und U. mit 
Kindern 218, gewerbsmäßige U. 730. 

Urheber einer unerlaubten Handlung 422. 

Urheberredt 29, >30, 615 not. 1. 


Urkunden 102, 510 fg. Uebergabe 
des Befites durch U. 203 Am. |. a. 
Schuldſchein. 

Urtheil ſ. Entſcheidung. 

Uſancen 46. 

Usucaplo 138, wlibertatis 431 f. a. 
Erfitung. 


Usus f. Gebrauch. 
Ususfruectus alternis 
446 not. 2 f. a. Niebraud) . 


annis 141. 


Vacatio legis 31. 

Vacua possessio 293, 321 not. 2, 

Väterlihe Gewalt 15. 40, 20 nat. 
4, 142, 187, 233 fg. 238 fg. 

Water, defjen Verpflichtung zur Aus— 
ftattung 203, deſſen aus der väterlichen 


Gewalt fließende Rechte 236 ff., außer 
chelicher, Rechte des Kindes wider denjelben 


228, 252, D. als »ormund der verheiratheten 
Tochter 355., des B. Anordnungen betrefis 
der Bormundicaft gehen denen der Mutter 
vor 255 not. 3, 
Vaterfhaft, Anerkenntnis, Beftreitung 
joldyer 227 ig. 
Venditio gratiosa 588 not. 3%, 
Venia aetatis 273, 274 not. L. 
Venter 279 f. a. Yeibesfrudht. 
Veräußerer, deſſen Haftpflicht für ver 


borgene Fehler und für Eutwährung 52% 
fg. 533 19. 


Veräußerung 89. von Grundſtücken 
oder im Grundduche eingetragenen Rechten 
102, B. unter einer Bedingung 10. B. von 
Dotalfahen 205. Begriff 305, frei- 
willige — nothwendiae 307, B. beweglicher 

Sachen des minderjäyrigen Kindes 241, 
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ber Sachen Bevormundeter 268., von Im» 
mobilien Seiten eines für volljährig Er- 
Härten 273, B. eines ideellen Theile 350 
not. L 3. einer verpfändeten Sache 375, 
mit dent verpfändeten Grundſtücke verbund- 
ener, im Grundbuche eingetragener Berccht- 
igungen 380% V. um einen Geſammt— 
preis 536, eines ganzen Vermögens 538, 
einer Erbichaft 540. not. L 546 not. &. 
B. von Ynhaberpapieren 581 net. 1. der 
verpadhteten oder vermietheten Sache 641. 
B. zur Benacdhtheiligung der Gläubiger 
219 ff. Begriff ZI. Boransfeßungen und 
Zwed der Klage wider den Erwerber 720 
Sefammtichuldverhältniffe dabei 722. Anm. 
B. erbichaftlicher Sachen 806, B. einer 
(Frbichaft 818. 8. einer vermachten Sache 
826. 8. einer Familienanwarticaft 848, 

Veräußerungäverbot 90, 116, 304. 
allgemeines B. 385 B. des Erblafjers 
Ss21: 

Verbalobligation 496, 691, 

Verbalturbation 303 not, 4. 

Verbietende Geſetze 36. 

Verbindung dev Sachen 317 fg. 

Verbot der Schenkungen unter Ehe— 
gatten 197. Berbot der Aufnahme eines 
Bermögensverzeichniffes 262, B. der Er- 
fitung geftohlener oder geraubter Sachen 
323 not. 4& B. der Geffion 546 not. L 
B. der Gefchäftsführung 679, 680, 8. 
des Erblaſſers die Erbſchaft zu theilen 
sı5 fa. B. der letztwilligen Berfügung 
über eine Sadıe 846. . a. Beräuf- 
erungsverbot. 

Verbrauch erbſchaftlicher Sachen 806, 

Verbrauchhare Sachen 75 ig. ſ. a. 
Sachen, Nießbrauch. 

Verhrechen 695, 854, Si6. 

Berbürgung der Ehefrau für den Che 
mann 103, 

Verdienft der Ehefrau 201. 

 Verdingungsvertrag 585, 645 fi. Be— 
griff. 648. Berbindlichkeiten des Ueberneh- 
mers 649, des Veftellers 650. Berichuls 
deter, oder zufälliger Untergang des Wertes 
oder der Sache H51. Ruͤdtrittsrecht des 
Befteller8 651. 

Bereine ſ. Berfonenvereine. 

Verfahren bei Beftellung eines Noth- 
wegs 354 not. L 

— TREENDENERL: der Geſetze 4 

Verfolgung der Rechte 132 fi. 

Verfügung über bedingt veräufierte 
Immobilien 115, 

Verfügungsbefhränfung 1. Dispofi- 
tionsbefchränfung. 

Vergangenheit, Unterhalt für die B. 249, 

Vergleid 





575. Begrifi 605. Wirl- 


Sadıregifter. 


ungen 696. ®. über eine zufünftige ab- 
ſichtliche Verſchuldung 199 not. 4. 
Vergütung für Yeiftung von Sachen 
oder Dienften, auch ohne befonderes Ber- 
ſprechen 509, ſ. a. Honorar. 
Berbanblangen, vorbereitende 497, 
Berbeirathung d. Todjter243 not. 3,244. 
Verjährung 12, 138 fi. 400, 564 fi. 
Beginn 140. Äusſchluß 142. Yauf 143 fg- 
Vollendung 145 fg., ift nicht von Amts- 
zu beriidfichtigen 148, des Entſchädigungs— 
anfpruch® wegen Nüdtritts vom VBerlöbutffe 
174, des Anſpruchs auf Rückgabe ber 
Brautgeichenke 176. der Klageanfdie dos ne- 
cessaria 203, des Ehebruchs 217. B. der 
Beſitzllage und der Einrede des fehlerhaften 
Befittes 299. Unterfchied der B. von der 
Erfigung 323, B. der Zinfen 462, der 
Klage auf Rüderftattung indebite erhobe- 
ner Zinfen 463, 726. Kurze B. 550 not. 
2, 569, 859 not. 3. 361. B. der actio 
redhibitoria und quanti minoris 531, 
der Anfprücde wegen Entwährung 537 
bei Geſammtſchuldverhältniſſen 576. 8. 
des Rechts, eine Schenkung wegen Undanks 
zu widerrufen 592, des pacti de mutuo 
dando 595, beim Bertrage über Verleihung 
einer Sache 624, der Klage aus dem Ber- 
trage über tünftige Hinterlegung 655. 8. 
der actio de effusis et dejectis 731. ®. 
des Abſon derungsrechts 813, B. der Klage 
wegen Pflichtheilsverlegung 861. ſ. a. Krift., 
‚Verjährungsfriften 139 not. 2%, T. a. 


riſt. 
Verität einer abgetretenen Forderung, 
Haftung dafür 550, 
Berfäufer, deffen Berbindlichkeiten 602, 
deffen Borbehalt vom Kaufe zurüdzutreten 


609, 

Verlanf, Recht zum Berlaufe des Pfan— 
des 375, 376. V. eines Kauftpfandes 404. 
B. verpfändeter Wertpapiere 406, verpf. 
Rorderungen 407. B. nah Probe oder 
Mufter 527. 8, einer Forderung 513, 344 
not. 2, j. a. Beräuferung. 

Verfehr 38. 

Verlagscontract 554, 614 fg. 

Verlafſung, bösliche 218, 222, not. 3, 

Berleiher, defien Berbindlichkeiten 626 ig. 

Verlegung über oder unter der Hälfte 
521, 601 not, 3 

Verleumdung 17 

Verlöbnis 102, 170 fg. 

Berluft von Rechten an Sachen 11 fg. 
B. der Einreden 134 not. 3. B. des Be- 
figes 299 fa-, des Eigenthums 322, 334, 
des Rechtsbeſitzes 426, des VBorlaufsrechtes 
612, |. a. Geminn. 

Vermächtnis, für den Fall daß der Le— 


Sadıregifter. 


— Kinder hätte 162 not. 2. 
hlagung eines B. 264. Gigenthumser- | 
werb 322, 324. B. der Freiheit von einer 
Grundodienftbarfeit 433, don einer perfün- 
en Dienftbarfeit 44 445° Begriff des 

738, Erridtung 820 fi. Form 
_ Errichtung 320. 
B. beſchwert werden Fönnen 821, Perfonen 
welche mit B. bedacht werden Ffünnen 823, 
un des B. 824. Aufhebung ber 

825 Erwerbung ber B. 826 fi. 
und Ausichlagung der B. 826, 
Anwachfungsreht bei B. 827. Nedhte 
und Verbindlichkeiten des Bermächtnisneh- 
mers 328, Minderung der B. wegen Un- 
zulänglichkeit der Exrbichaft 829. Ein- 
zelne Arten der V. 831 fi. B. einer 
dem Ztüde nad beftimmten Sache oder eines 
Rechts an einer Sache 831 B. einer Gefammt- 
ſache und eines Inbegriffs von Sadıen 833, 
B. einer der Gattung nad beftimmten 
Sache und einer Menge vertretbarer Sachen 
834. B. eines Nießbrauchs 334. B. des 
Tebensunterhalts und einer Yeibrente 835, 
B. einer Forderung, einer Schuld und der 
Befreiung von einer Schuld 835. B. einer 
Ausftattung 837. Wahlvermähtnis 338. 
8. der Erbſchaft eines Dritten 838, 


— 139. 845. 

Bermächtnisnehmer, hat nicht gefetslichen 
Rechtsgrund zur Hupothetenenwerbung 812 
not. 1. Rechte und Berbindlichkeiten des 
B. = fg. Wahlrecht des B. 838, 

ernliäung der Sachen 317 fg. 

ee der Perfonenvereine 65, 68 
74. Miehbrauh am ganzen 8. 448, 
Eheweibliches B., Rechte des Ehemanns 
daran 199, 208 ff., j. a. Einbringen, Nieß— 
braud), Vorbehallenes Vermögen. 

Vermoögensmaſſe, deren Rechtsfähigkeit 
60, 

Vermögensrchte, — 40, 

VBermögensverhältnifie, Täuſchung über 
folche 184. Aenderung derjelben 225 not, 

Vermögensverzeihnis 240 fg. 
690, 847, 

VBermuthung, gefegliche 152, 217. 
lebender Get. 8 ——8 = 
fg. B. der Redlichkeit er Befites 258, 
des Befitses in der Zwiſchenzeit 325, des 


pH 
262, 


Eigentbums 338. der Redlichteit und 
Febterlofigfeit des Nechtöbefites 431 8. 


des unumnterbrochenen Redtsbefites 430. 
B. bei Krankheiten der Xhiere 532, der 
Tilgung einer Schuld 554, der Abführung 
früherer Terminzahlungen bbb. DB. des 
Lebens einer Yeibesfrucdnt Z3Z B. bei der 
Nacjerbeinfegung 785, bei Aufhebung einer 


Aus | 





Berfonen welche mit P 
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ner Verfügung 790, beider Erb- 
ſchaftskl F 803. |. a. Prae :sumtio, 
— chtung einer vermachten Sache 


des V. Beraubte 58, 

ſ. Geiſteskranlke. 

Veruunftrecht 3 ig. 

Verordnungen mit Gefetestraft 33. 

Verpachter und Bermiether, deſſen Wer- 
bindlichkeiten 631 fg., f. a. Pacht- und 
Miethvertrag. 

Verpadtung für Minderjährige 266. 

Verpfändung einer fremden Sache 371, 
402 not. B. einer gemein ſchaftlichen — 
375. B. einer ſchon verpfändeten Sadıe 37: 
B.von Pfandrechten 377, der Red;te an — 
den Sachen 105 fg., von Werthpapieren 
406, von Forderungen 407, ber perſön · 
lichen Dienftbarfeiten 404 fg. 434 mot. &. 

Verpflichtung durch bedingte Rechtsge- 
jchäfte 115. BB. des Bormundes 261, 

BVerſchlechterung der zurüdzugebenden 
Sadıe 529, 609, 
Verfholtenheit 164 ig., eines Ehegatten 


Verſchuldeter Irrthum 515 
Verſchuldung, abſichtliche 39 not. 5. — 


> 


122 fg. 199, 205 not. 239, 268 not. 2, 
272, 317, 418, 439, 465, 5, 418, 481, 567 


602, 625, 627, 630, 632, 645, 651, 656 
662, 064, Kur 702, TuS, 712, 905, Tin 
Muß der der B. des — Yauptichufdners auf die 
Bürgichaft 705. 
erihwender 58 mot. 5, 
764, ZER 
Vverſi erungen, allgemeine, 516, 627. 
VBerjiherungsverträge 573 not, 2, 585 
1 
Verfpreden, ohne Einwilligung eines 
Hypothelariers nicht zu veräußern 308, B. 
des Gläubigers, die Forderung nicht ab— 
zutreten 545, baarer Zahlung 00 B., 
fünftig Schenken zu wollen 537, eines Dar- 
lehus 594 jg., einer Präflergebühr 658 658 
not. 1, einer Gebühr für die Hinterlegung 


142, 277, 


754, 


not, 


* 


Verſprochene Eigenſchaften 526 fg. 

Verſieigerung, öffentliche, 312, 4104, 
509, 538, einer gemeinfchaftlichen Sadıe 
352. 8, verpfändeter yorderungen 407, 

Verftimmelung Zı4 

Verſuch 122. B. des Ehebruchs ia. 
en Er 206, 239, 
Verteilung der Früchte im Falle des 
Erlöfchens der Rechte auf diefelben S1 fg 

Vertrag über die Uebertragung der 
Öffentlichen Abgaben eines Grundftüds 91 
not. L B. über den Unterhalt des außer» 
ehelichen Kindes zwiſchen deſſen Eltern 254 


394 


B. für Minderjährige 264, V. zwiſchen 


Bormund und Miündel 265. Begriff 
des DB. 493. Zeitpunkt der Schließung, 


Eintheilung 496 fg., einfeitiger, zweiſeitiger 


497. Stellvertretung dabei 498 fg. Ge 
genftand 501 fg. Auslegung 505 fg. Form 


510g. Scheinvertrag 512 Irrthum dabei 513, 
zu Gunsten Dritterö17fg.,618 not. 1, Erfül- 
ung 951 fg. bedingter B. 523 fg., anfhebender 
8. 561 fg. contrarins consensus 562 fg., 
8. als Quelle von Gefammticdhuldverhält- 
niffen 573. V. über Handlungen 585 not. 
ı, über die Berleihung einer Sache 623; 
vorbereitender, zum Darlehne 594, zur 
Gebrauchsleihe 623, zum Hinterlegungsver- 
vage 655, 8. über die Erbſchaft eines 
Drittens 849 not. 2., f. a. Eheftiftungen. 

Vertragsſchließung 497. 

Bertragäwille 497. 

VBertretbare Sachen 75, 483, 595, 1. 
a. Sachen. 

Vertreter ſ. Stellvertreter. 

Vertretung der juriftiichen Perſonen 
64, 66, 69, gerichtliche und aufergericht- 
liche B. 2832 not. L B. der minderjährigen 
Kinder durch den Bater 211. DB. der 
Minderjährigen 263 fg. B. der Erbſchaft 
liegt dem Zeftamentsvollzieher nicht ob 

Verunitaltung 714. 

Veruntreuung 

Verurtheilung in Schäden 154. 


Verwahrung 101, 115, 131, 144, 217 
not, 3, 227, 383 not. 4 8. zu Unter- 


bredjung der Erfitung 326, f. a. Custodia, 
Protejtation. 

Verwaltung des eheweiblichen Ber- 
mögen® 199 fg. 206, 212, des Bermögens 
der Kinder 237 fg., 238 uot. 1, des Ber- 
mögens Minderjähriger 266 fq., der Erb- 
ſchaft liegt dem ZTeftamentsvollzieher nicht 
ob 792, 

Berwaltungsbeamte 718. 

Verwaltungsgeiese 28: 

Verwandte, ohne nähere Bezeichnung 
bedachte 755, 787, f. a. Erbfolge. 

Verwandtfhaft 58 fg. vollbürtige und 
balbbürtige B. 741, 744 fg. Grade der B. 
177, 


Verweigerung des Checonfeufes 181. 
B. ber ehelichen richt 191, 218. ®. ber 
Uebernahme einer Bormundichaft 260, 8. 
der Annahme einer Zahlung 553 not. 2. 
Verwendungen 84, 85 fg. 209, 342 
351, 353, 386, 403, 439, 529, 601, 
603, 627, 633, 649, 658, 662, 680 fg. 
703 not. 2, 724 fa. ®. auf erbfchaftliche 
Sadıen 808. B. auf einzumerfende Sachen 
818, B. auf eine veräußerte Erbichaft 819. 


tg. 


Sachregiſter. 


Verzeihung 217, 219, 220, 591. 8668 
Rinfehrengende 3.217 not. 3, 

Verzicht eines Bereins auf das Recht 
der Berfönfichkeit 68, B. auf open: 
aus einem künftigen dolus 124. 8. ale 
Grund des Erlöfchense von Rechten 129, 
B. auf die furze Verjährung 139. 8. auf 
Verjährung 147, B. anf das Recht die 
Aufhebung der Ehe zu verlangen 176. 8. 
auf Anfechtung der Ehe 182, 183, des 
Ehemanns auf Nießbrauch und Verwaltung 
am Vermögen der Ehefrau 195, 207. 8. 
auf den Unterhalt für die Zufunft 250. 
B. auf vormundichaftliche Rechnungslegung 
273. B. auf das Recht, Theilung zu 
fordern 352, 816, BB. auf das Recht das 
Pfand zu verkaufen 376. Still ſchweigender 
B. auf eine Hypothel 395, auf eine Grund- 
dienftbarkeit 432, auf eine perfönliche Dienft- 
barkeit 445, V. auf Streitverfündigung 
534, auf die Aufrechnung 559, 560, auf 
das Recht des Widerrufs eines Auftrags 
671, auf das Necht der Zurückgabe eines 
Anftrags 672, auf das Kecht die Gefell- 
ichaft zu fündigen 687. B. anf die Rechts- 
verwirfung 701. 8, des Hanptichuldners 
auf Einreden 706. B. des Bürgen auf 
die Einrede der Borausflage 707. 3. auf 
das Recht eine — auf den Xobes- 
fall zu widerrufen 840. B. auf das Pflicht- 
theilsrecht &sı. f. a. Erbverzicht. 

Verzug 14 not. 1, 27 not. 1, 205 
not, 476 fi., 567, 626, 636 not. 700 not. 
2.3. des Glänbigers 481 fg., ®. bei @e- 
fammtichuldverhältniffen 576, B. des Bor- 
faufsberechtigten 611. B. beim PBadht- oder 
Diiethvertrage 641.3. des Hauptichuldniers, 
defjen Einfluß auf die Bürgfchaft 708. 

De en, 209, 408, 590, 705 
not, 2, vom ehemweiblichen Einbringen 207 
not. 5. Bei der Eeffion rüdftändige B. 548. 
ſ. a. Zinfen. 

Birinität 419 not. 1. 

a als Zubehörung 81. 
Viehtreibe, Dienftvarkeit der B. 423. 

Vindication, deren Ausschluß 48, B. des 
Nießbrauchs 205 not., B. von Baumate- 
rialien 333 not. 4., f. a. —— 

Vis, major 125, 143, V. ac metus 
717, f. a. Furcht und Zwang. 

Vollbürtigfeit DB, 

den. eines Rechtsgeſchäfts 109, 

VBolljährigfeit 57, 234 not. L 240, 

Bolljährigfeitserflärnng 273, 274 

not, 1, 
Bollitredung, Recht auf ®. 
153 not. 1, f. a. Vollziehung. 
| Vollziehung letter Willen 791. 
Voluntas hominis ambulatoria 74%. 


162, 
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Vorausllage, Einrede der, 151, 707. Vorſchuß 669. 

Borandjegung, bei einem Vergleich Vortheile einer Sache 502. 

25 fg. Vorzeigung einer Sache oder einer Ur- 

. Vorauszahlung von Zinjen 463. 8. | kunde, Verbindlichkeit dazu 732. j 

einer Schuld 473. Vorzugsrehte 549. B. der Ehefrau 

Vorbehalt, 217, 219, 223, 724 not. | im Concurſe des Ehemanns 207. 

2% 8. des Eigenthbums 295 not. 1, 334. 

dB. der Rüdforderung einer dos nad) been- 

digter Ehe 202. 8. einer Forderung 555, 

B. der Reue 606 fg. B. beiferen Gebotes 

607, 609, ſ. a. Verwahrung. 
Vorbehaltenes Bermögen der Ehefrau 

198, 194 fg. 198 not. L 
Borbereitende Handlungen 122, 2. 

Berträge, ſ. Vertrag. 


Wahlrecht bei alternativen Forderungen 
459. fg. W. des Schuldners 469, 470, 
W. des Auszugsberehtigten 622. W. des 
Einwerfungspflichtigen 818. W. des Be— 
jchwerten bei Bermächtniffen 824. W. des 
Vermächtnisnehmers 838. 
er spe 838. 


Voreltern ſ. Eitern, Unterhaltspflicht. Wahlweife Korderungen 459, 362 not. 
— 610, 3, 56%, Vermächtnis einer folhen 835. |. 
Borlauföreht, im Grundbuche einge | a. Forderung. 

tragenes Waiſenhäuſer 749, 862. 


Wandelllage 5ER fg., f. a. Actio red- 
hibitoria. 

Wailerlauf 356 fg. Leitung von Wafjer 
und anderen Flüſſigkeiten als Dienftbarkeit 
428, 


Waſſerrecht 2 

Waſſerſtreitigleiten 

Wechſel, Ausſtellung, Girirung, Aecep— 
tation eines ſolchen (vor der Begebung) iſt 
fein Rechtsgeſchäft 89 not. FW. als 
Schuldverſchreibung aufrecht zu erhalten? 
105, W. eines für volljährig Erklärten 


Borlänfige Aufzeichnungen 512. 

Bor:Leiitung 520, 

Bormerkung 354, 410. 

Vormund 142, 180,230, 233, 238, für 
einen Ehemann beftellter, deſſen Function 
1986, f. a. Bormundicaft. 

Bormundſchaft 15, 40, 90, 142, 172. 
B. über rauen 57, über Geiftestchwwache 
58. B. über einen Ehemann 193, 195 fg., 
212, in der väterlichen Gewalt liegende 
V. 284, 240, B. iiber den Vater endigt 
defien väterlihe Gewalt 244, 8. über 
Minderjährige 255, Obervormundfchaft | 274 not. 1, Derpfändung eines W. 406 
256, Beltellung der Bormiünder 257 ff., | not. & ob ein Zinsverfprechen den W. 

erbindlichkeit zur Sicherheitsleiftung 261, | ungiltig made? 461 not, 5, Zahlungs: 
Einreichung eines VBermögensverzei nifies ort 47] not. 2, not. 6, Regreßanſprüche 
262, Bertretung der Minderjährigen 263, | wegen Berzugs 487 not. 4, Simulation 
rziehung der M. 265. Beftellung der | bei foldem 513 not. 1, Rücdgabe defjelben 
Vormünder, Unfähigkeit zur Bormundſchaft 554 mot. 2 Wechfel des Wohnſitzes 
257, Ablehnungsgründe 260, Berpflitung | 40. W. der Öefepgebungl 13, ſ. a. Aen 
261, Sicerheitsleiftung 261, Einreihung 
eined Bermögensverzeichniſſes 262, Bertret- 
ung der Minderjährigen 263, Erziehung 
265, Bermögensverwaltung 2656. Ver— 
äußerung des Bermögens der Minderjäh- 
rigen 268, Rechnungslegung 269, Honorar 
270, Berbindlichleit mehrerer Bormünder 
271, Beendigung der Bormundfcaft 272 fg. 
V. über Geiftesfrante und Gebrechliche 
276, über Berichwender 277, über Abwe— 
jende 278, über eine ungeborene Leibesfrucht 
on 


derung. 
. Wecfelerflärung einer Ehefrau auf dem 
W. ihres Ehemanues 199 not. L, 

Wechſelgaranten, ob die Verbindlichkeit 
mehrer W. eine Geſammtſchuld? 466 not. L, 

Wechſelhaft, aufgehoben 30. 

Wedjelnovellen 29. 

Wechſelordnung YBundesgeich 30, 

Wechſelproteſt 32 not. 2. 

Wechſelrecht 29. 

Wedjjelverjährung 140 not. L 1is 
not. L 

Wegegeredhtigleiten 422 fa. 

Wegfall der Nichtigkeitsgründe 105. 
W. des dechtsgrundes zur Eintragung 
einer Hypothek 385 fa. W. der Perjonen 
bei Forderungen 566 fg. W. eines testa 
mentum parentum inter liberos 788, 
W. von Bermädtnifjen 826. 

Weigerung der Berehelihuug mit dem 


Bormmmdjhaftögerigt 222, 230, 233, 
235, 256, 263 not, 4, 264, ſ. a Geneh- 
migung, Obervormundſchaft. 

Vormundſchaftsrechnung 270. 

Bormundihaftsiwein 261, 270 not, ä. 

Vorrihtungen, zur Ausübung einer 
Dienftbarkeit erforderliche 416. 

Borſchläge ſ. Anerbieten. 
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außerehelichen Beifchläfer 750. ſ. a. Ber- 


weigerung. 

Weinpfähle 80 not. L 

Werkzeuge ald Zubehörungen 82. 

Werth der Sachen 56, 464. W. der 
Miünzforten 457. Aenderung des W. beim 
Berzuge 451, bei der Minderungs- und 
Wandelflage 529, 530,, bei der Entwähr- 
ung 536. 

Werthpapiere 205 not. 2, 262, 268, 
336. Berpfändung von W. 406, Nieß- 
braud) an 28 441, 

Wefentiiher Irrthum 182, 183, ſ. a. 
Irrthum. 

Wette ſ. Spiel. 

Wetrfchulden 133. 

Widerrnf 104 not. 6, 727. W. der 
Schenkung 197, 240 not. 1, W. einer dem 
Kinde gemachten Schentung 241 not. 
W. der Auslobung 491, von Erklär- 
ungen der Kontrahenten 507, W. bei 
der Gebrauchsleihe 626. W. des Auf 
trags 671. W. der Anweifung 675. W. 
beim Uebereinfommen auf Schiedsſpruch 
098, Ww. 
W. der Antretung oder Ausſchlagung einer 
Erbſchaft iſt umftatt 796. W. von Ber- 
mädtniffen 825. 28. letztwilliger Verfüg- 
ungen zu Gunften Dritter in Erbverträgen 
350, W. des Erbvertrags 851, ſ. a. Schenf- 
ung, precarium. 

Widerfpruh 243, gegen die Beſchlüſſe 
der Mitvormiünder 71, beim Miteigen- 
thume 350, 

Wiederheritellung eines Bauwerles 355 

Wiederfauf 613 ig. 

Wiederfaufsrecht, im Gruudbuche ein- 
getragenes 384 | 

Wie derlehrende Yeiftungen 120. 

Wild, Eigenthumserwerb daran 73,a. 
not, & 

Wille der Kontrahenten 497. 

Willensbejtimmung 92 not. 3. 

Willenserflärung 99, 497 ftillfchwei- 
gende 152, Arten der u. 506 fg. 

Willensfähigfeit 290. 


Willlur des Schuldners 151, 528, 

Windbrüde 82%. 

Windmiihlen 73. 

Winterfeniter 30. 

Wirkfamfeit der Gejete 34. 

Wirfung der Rechtsgeſchäfte, deren 
Beſchränkungen 107 fi., der Bedingungen 
112 ff. W. vechtsfräftiger Entſcheidung 
152 ff. W. der Todeserklärung 165. W. 


der Abtretung der Forderungen 547 fg. 
W. der Antretung der Erbichaft 799. 
Wirthſchaftserzeugniſſe als Zubehör- 
ung 82, 
Witthum 213. 


| 


— — — — 


Sachregiſter. 


Wittwengehalt 213. 
Woche 117. 


Wohnſitz 39 not, 1., Wechſel deſſelben 
40. W. der Eheleute 190, 211 not, W. 
des Schuldners 471, 

Wohnung, als perjönliche Dieuftbar- 
keit 442, 

Wurzeln j. Bäume. 


Zahlung, unterfchieden von Erfüllung 
466 not 1. Drt der Zahlung einer ©eld- 
ſchuld 470, 553. Rechſt des Zahlenden auf 
Duittung Berjpredyen baarer 3. 560g. 
3. gegen Rüdgabe des unechten Inhaber 
papieres b8?, 3 bes Kaufpreifes 603. 
3. einer fälligen Schuld ſchließt die actio 
Pauliana aus 719 fg. 

Zablungsempfänger 468. ſ. a. Solu- 
tionis causa adjectus. 

—— 144. 
ahlungsort bei Wechfeln 471 not. 2, 
not. 6. 
Zahlungstermine bei dem Yeibrenten - 


letter Willen 727. 749, 158, | vertrage 618. 


wwangunfahigteit einer Erbſchaft 


ige Dolmetiher 754. 

eicheuſchtift 762. 

Zeit der Schliefung eined Rechtsge— 
ihäfts 91 not. L 92 not. L . der 
Bornahme einer zur Bedingung gemachten 
Handlung 112 not. . 3. der Scließ- 
ung eines bedingten Rechtsgeſchäfts oder 
des Eintrittes der Bedingung? 113. 3. 
der Empfängnis 161. des Befig- 
erwerbes an auswärts gelauften. Sachen 
297. 3. der Erfüllung 472 fg. 3. der 
Vertragsihließung 469 fg. 3. der Auf- 
vehnung 558. 3. der Wüdgabe beim 
Darichne 598. 3. der Zinszahlung 598, 
der Erfülluug von Auszugsleiftungen 621, 
der Nücdforderung bei der Gebrauchslei 
626, der Dauer eine Pacht- und Drieth- 
vertrage 638. der Yeiftung beim Dienft- 
vertrage 8645, der Ausführung beim Yer- 
dingungsvertrage 640, 3. der dückgabe 
des Depofitum 657 Schließung eines 
Geſellſchaftsvertrags auf beftimmte 3. 687 
fg., Bürgfchaft auf bejtummte 3. 708. 
ng sub die oder ad diem 740, 

. der Erwerbung eines Vermächtniſſes 


Dee j. a. Firgefchäft. 
eitbeftimmingen 117 fi. ftillichweig- 

ende 3. 141 not. 1, 3. bei der Adoption 

231. 5 gelten im Zweifel zu Gunften 


des Schuldners 473, 3. bei Abtretung 
der Korderungen 545 not. 3. bei legten 
willen 776, 

Zeittermin 108. 


Sagıregifter. 


Er 102. 
i engnidunfähigleit des Meineidigen 
62. 


insbefhränfungen 463. 

insbogen 80. 

infen 269, 388, 403, 461 fg. Bor- 
ausnahme von 3. 131, 144 not. 1. 
8: rüdftändige 548 fa. 553. befondere 

lagen wegen derjelben 555. 3. von Geld- 
darlehnen 598. 3. für den Kaufpreis 604 
für hinterlegte Gelder 656, 659 not. 2, 
für vom Mandatar in e — Nuten ver- 
wendete Gelder 667. ebite gezahlte 3. 
725 not. 2. 726. 
Zinfeszinfen 462, 

insfuß 462. 

ingverfpredhen 104 not. 3, 

ingvertrag beim Darlehne 497 not. 3. 

inszahlung 144, 693. Berbindlid)- 
feit zur 3. 685. 

olfgefeßgebung 30. 

ubehörungen 79 fg. 386 fg. 602. 
608, 626, 631 not. 1. 636, 657, 708. 
3. eines Grundftüces 353 not. 2. 


ubuße 441. 
aichtigungsrecht 191, 236. 
ea eer 308 fg. 324. 
115, 116, 125 fg. 318, 341, 
er 522, 617, f. a. Gefahr, 
Untergan 


rn Kinder, Ehe zwifchen 
foldyen 177 not. 4. 
ug⸗ um-Zug-Leiſtung 520. 547, 604. 
nrüdgabe des Auftrags 671. 
Zur 
477 fg. 
Zuridpaltungsrecht 356, 403, 405, 
489, 536, 554 not. 6., 556 not. 1, 633 


647, 805. 


altung einer fremden Sache 
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not. 634 not. 2, 636 not. 2, 643 fg., 
658, 703 not. 2. 
Zuridnahme einer Klage 131, 145. 
uriidwirten der Bedingung ? 113 ff. 
Ye mu: ang Sachen 74, 303, 14 
uſammenleben eheliches 189. 
ujammentreffen mehrerer Klagen 137. 
4 der Forderungen 113, 149, 488 f 
mehrerer Berlöbniffe 171 not. 1. 2 
von Hypotheken 393. 3. von Dienftbar- 
feiten 417. 3. vollbürtiger und halbbürt- 
— Verwandten im Erbrechte 252. ſ. a. 
ollifion, Coneurrenz. 
uſicherung einer Eigenſchaft 627. 
uſtandelommen eines Rechtsgeſchäfts 
109. 


Zuſtandsvormundſchaft 275 fg. 
Vormundſchaft. 

Zuwachs 78, 303, 339, 386, 628, 
529, 602, 608, 626, 636, 657, 703, 725 
3. bei Grundftüden 330 fg. 

Zwang und Furdt 93, 98, 104 not. 
2. 181, 183, 188 not. 2. 210, 500 not, 
2. 513 fg. 757. 

Zwangsveriteigerung 269 not. 1. 385, 
388, 391, 394, 398, 411 fg. 489, 509 
not. 2. 538, 611, 613 fg. 612. 2, mit 
doppelten Geboten 413, 417. 

Zwed der juriftifchen Perſonen 60. 
an. des Geſellſchaftsvertrags 682, 683, 


f. a. 


„ Bwedbepimmungen bei legten Willen 


wedvermögen 71 not. 1. 
tifgenperfonen bei Schenkungen 593 
t. 1. 


——— ſ. interusurium. 
itter 57. 


Drucfehlerverzeihniß. - 


— — — 


Seite 31 Zeile 1 von oben „Geſetz“ lies: „Geſetzbuch.“ 
7) 39 ” 17 7) [7 „iS * lies: AI88.“ 
Pr 41 ,„ BE: un „restrieta‘‘ ließ: „‚restrictiva. 
„08, AM u u „Kommadat‘ Lies: „Commodat.“ 
Fr 37 „ 7 von unten „monum‘ lie: „manum.‘ 
„ 180 „ 4 von oben „verpflichtet‘‘ Ties: „mit fi führt.‘‘ 
„ 18 „ 5 von unten „unverjährbar” lies; „verjährbar.’' 
„ 1M „ u nber‘ Lies: "des." 
„ 49 „ 26 von oben „Berjährung”‘ lies: „der Verjährung.” 
1 2—iückerſtattung““ lies: „auf Rückerſtattung.“ 
„. 188 , A. Mt zu leſen: „Berpflichtung übernommene Berbindlichleit dee 
Ehemannes 


"„ 25 „u 6 u u „bon‘ Ties: „vor.’ 

„ WM o „ 10 von unten „$ 40’ Tieß: „Ss 46. 

„ 232 „ 26 von oben „Grunbbienfibarkeiten‘ lied: „Dienftbarkeiten.'‘ 

„ MT „ 8 von oben „Necte” Lies: „Beſitze.“ 

„1 „16 „u „toelcher‘‘ lies: „welchen.““ 

„EB, MM u mad „„oder‘ Lies: „ob das Bauwerk.“ 

„ IT. 19°, u. nad „Nichtzahlung“ Ties: „das Pfand.“ 

„ 34 „ > „ Pr PP „eines’ lies: mnicht.“ 

„ 385 „ ee „.„Erben,“ lies: „‚auszufegen,’’ 

„ ML, UM „ u „Dienftbarteiten‘ Ties: Grunbbieuftbarfeiten.‘ 

„» 1 „ SS „ 4 „Aquitiae‘ lies: „Aquilllae.“ 

„ WM „ 4 vom umten nad „contrahirt,‘ lie: Verneinung der lage ſei,“ 
77 ” 7} 2? „ ff} „ „Annalen‘ lies: „Bd. 5." 

— | pe 9 von oben „„über“ Lies: „die“ 

”„ 676 ” 21 ” [2 [73 „erſt lies: „auf. u 

„ms MH find die Worte „von bem Angewieſenen⸗ zu ſtreichen. 
„ Mm 10 „batte‘ lies: „hatten.“ 

„0 „. 1 von unten „Ss 1286 Lies: „Ss 2286.” 

„36 „ 4 von oben nad) „Gegenftände‘ Lies: „nicht.“ 

„4 „ 5 von unten „ „oben ©." lies: „sa2 fg.” 

„ 868 „ 17 von oben rechts nad; Abwefenheitsvormund lies: „165 not. 6, 278." 
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